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L  ABHANDLUNGEN. 

DIE  METHODE  DER 

NATIONALÖKONOMISCHEN  FORSCHUNGEN 

JOHANN  HEINRICHS  von  THÜNEN. 

VON 

RICHARD  PASSOW. 


Am  22.  September  des  Jahres  1850  starb  auf  seinem  Gute 
Tellow  in  Mecklenburg  Johann  Heinrich  von  Thünen,  »der  grösste 
exakte  Volkswirt  der  Deutschen«  ^).  Durch  sein  vortreffliches 
Werk  Der  Isolirte  Staat  in  Beziehung  auf  Landwirtschaft  und 
Nationalökonomie«'-)  war  sein  Name  schon  zu  seinen  Lebzeiten 
in  der  ganzen  wissenschaftlichen  Welt  bekannt,  und  nach  seinem 
Tode  haben  sich  die  nationalökonomischen  Forscher  in  immer 
steigendem  Masse  mit  dieser  Schrift  beschäftigt,  die  für  alle  zu 
einer  Quelle  tiefster  Erkenntnis  und  vielseitiger  fruchtbarer  Anre- 
gung wurde.     Dennoch    hat    der    »Isolirte  Staat«    nicht  sfanz  den 


i)  IV.  Röscher  in  Georgika ,  Sammlung  von  Abhandlungen  und  Vorträgen  für 
Landwirte.      Herausgegeben  von  Birnbaum,    i,  Bd.    Leipzig  1870.    S.    77. 

2)  Der  Isolirte  Staat  erschien  in  i.  Auflage  1826  ,  enthielt  damals  aber  nur  den 
jetzigen  ersten  Teil.  1842  veranstaltete  Thünen  eine  2.  Auflage  jener  Schrift,  die  nun 
auf  dem  Titelblatt  als  erster  Teil  bezeichnet  wurde.  1850  folgte  die  erste  Abteilung 
des  zweiten  Teils.  1863  hat  dann  H.  Schumacher-Zarchlin  ,  der  »Eckermann  Thü- 
nens«  aus  dem  Nachlass  die  zweite  Abteilung  des  zweiten  Teils  und  den  dritten  Teil 
herausgegeben,  die  3.  und  letzte,  ebenfalls  von  Schumacher-Zarchlin  besorgte  Auflage 
(Berlin  1S75)  enthält  einen  genauen  Abdruck  aller  drei  Teile.  In  der  vorliegenden 
Arbeit  ist  überall  die   2.   Auflage  zitiert. 

Zeitschrift    für  die  ges.  Staatswissensch.    1902    i.  I 


2  Riclinrd    Passow : 

Beifall  befunden,  (^tn  er  verdient  hätte.  Das  tiefe  Eindringen  in 
Detailfragen  des  landwirtschaftlichen  Betriebes,  die  Verwendung 
von  Münzen,  Massen  und  Gewicliten,  die  nun  längst  veraltet  sind, 
das  Ineinandergreifen  von  volkswirtschaftlichen  und  naturwissen- 
schaftlichen Untersuchungen,  der  vielfache  Gebrauch  mathema- 
tischer Formeln  und  Rechnungsarten,  die  nicht  sehr  glückliche 
Wahl  des  Titels,  der  den  Anschein  erweckt,  als  handele  es  sich 
um  eine  politische  Schrift  —  dies  alles  schreckte  viele  von  einer 
sorgfältigen  Lektüre  des  Werkes  ab,  und  das  Mass,  in  dem  der 
Isolirte  Staat  gelesen  \md  studiert  wurde  und  wird ,  steht  nicht 
in  rechtem  Verhältnis  zu  der  Anerkennung,  die  man  dem  Namen 
Thünen  überall  entgegenbringt.  Thünen  selbst  hatte  dies  voraus- 
gesehen, als  er  im  Jahre  1826  seinem  Bruder  schrieb  :  x  Den  lang- 
sam erzeugten  ,  langsam  geborenen  Isolirten  Staat  hast  Du  nun 
wohl  erhalten,  langsam  wird  er  sich  nun  auch  wohl  im  Publikum 
verbreiten,  und  so  wnrd  seinem  ganzen  Lebenslauf  das  Prädikat 
»langsam«   zukommen«^). 

In  demselben  Sinne  schrieb  zwölf  Jahre  später  A.  von  Lengerke: 
(Der  Isolirte  Staat)  »ist  und  \\ird  noch  lange  in  seiner  abstrak- 
ten Haltung  ein  verborgener  Schatz  für  das  grössere  Publikum 
bleiben ;  —  um  ihn  zu  heben,  dazu  gehören  naturwissenschaft- 
liche und  kameralistische  Vorstudien,  die  nicht  Jedermanns  Sache 
sind«  ■-). 

Freilich,  vieles  hat  sich  seitdem  — ■  vor  allem  durch  das  Ver- 
dienst von  Thünens  Schüler,  Biographen  und  Herausgeber  seiner 
nachgelassenen  Schriften  H.  ScJiinnaclier-ZarcJilin  —  geändert;  eine 
Anzahl  tüchtiger  Federn^)  haben  die  Gedanken  des  Isolirten 
Staates  dargestellt,  geprüft  und  verbreitet,  und  man  darf  sagen, 
dass  die  meisten  Lehren  Thünens  heute  von  der  Nationalökono- 
mie recipiert  und  zum  sicheren,  unanfechtbaren  Bestände  der 
Wissenschaft  geworden  sind.  Aber  noch  immer  hat  man  der  in 
jenem  Werke  befolgten  Methode  nicht  die  genügende  Auf- 
merksamkeit geschenkt,  obgleich  Thünen  selber  erklärte,  dass  er 
sie  für  das  Wichtigste    in  seiner    ganzen  Schrift   halte*),    und   ob- 


i)  H.   Schumacher-Zar  Min,    Johann   Heinrich   von   Thünen.     Ein   Forscherlehen. 
2.  Auflage  :  Rostock  und  Ltidwigshist.    1S83. 

2)  LandvvirtschafUiches     Konver.sations-Lexikon.      4.    l>d.      Prag    1838.      Artikel 
»Thünen«. 

3)  Von    einer  Aufzählung    der  Thünenlitteratur  kann  hier  abgesehen   werden,   da 
das  Handwörterbuch  der  Staatsvvissenschaften  eine  solche  bietet. 

4)  Vorrede  zur  zweiten  Auflage  des  Isolirten  Staates,   i.   Teil. 


Die  Methode  der  nationalökonomischen  Forschungen  Johann  Heinrichs  v.  Thiinen.         ^ 

gleich  ein  Forscher  wie  Rosc/wr  aussprach^),  dass  die  Werke  von 
Thünens  zu  denjenigen  gehörten,  an  denen  die  Volkswirtschafts- 
lehre, wenn  sie  jemals  sinken  sollte,  die  Möglichkeit  hätte,  sich 
wieder  aufzurichten.  In  den  folgenden  Blättern  soll  daher  der 
Versuch  unternommen  werden,  das  Wesentliche  dieser  Methode 
darzustellen  (I.  IL)  sowie  ihr  Verhältnis  zu  den  anderen  Verfahrens- 
arten der  Nationalökonomie  und  ihre  Bedeutung  für  die  Zwecke 
volkswirtschaftlicher  Forschung  überhaupt  zu  prüfen  (III.). 

Da  die  Methode  im  ersten  Teile  des  Isolirten  Staates,  den 
»Untersuchungen  über  den  Einfluss,  den  die  Getreidepreise,  der 
Reichtum  des  Bodens  und  die  Abgaben  auf  den  Ackerbau  aus- 
üben«, am  schärfsten  ausgebildet,  am  genauesten  begründet  ist 
und  da  der  zweite  und  dritte  Teil  in  methodischer  Hinsicht  keine 
fundamentalen  Neuheiten  enthalten,  so  wird  die  vorliegende  Unter- 
suchung vor  allem  diesen  ersteji  Teil  von  Thünens  Werk  zu  be- 
rücksichtigen haben. 

I.   Die  Auffindung  des   Gesetzes  von  der  relativen  Vorzüglich- 
keit der  einzelnen  ^A^i^tschaftssysteme. 

Man  charakterisiert  das  innerste  Wesen  des  ersten  Teils  des 
Isolirten  Staats  am  besten,  wenn  man  ihn  eine  Streitschrift  gegen 
Albreclit  Timers  und  seiner  Anhänger  Lehre  von  der  Frucht- 
wechselwirtschaft -)   nennt,    eine  Streitschrift    freilich,    deren  pole- 


i)  Georgika,  herausgegeben  von  Birnbaum,    i.  Bd.   1870.    S.   96. 

2)  Da  die  Begriffe  »Fruchtwech.sehvirtschaft« ,  »Koppelwirtschaft«  ,  »Dreifel- 
derwirtschaft« äusserst  schillernde  sind  ,  und  Thünens  Lehren  oft  deshalb  niiss- 
verslanden  worden  sind,  weil  man  diesen  Worten  eine  andere  Bedeutung  unter- 
legte als  er,  so  ist  es  gut,  von  vornherein  festzustellen,  wie  Thiinen  diese  Begriffe 
präcisierte  und  gegen  einander  abgrenzte.  Als  charakteristische  Merkmale  der 
Dreifelderwirtschaft  führt  er  an .  dass  ein  Teil  des  Feldes  beständig 
zur  Weide  liegt ,  dass  der  dritte  Teil  des  Ackers  jährlich  reine  Brache  ist  und 
dass  aller  Dung  nach  der  reinen  Brache  gebracht  wird.  Für  die  Koppelwirt- 
schaft ist  charakteristisch,  dass  die  gesamte  Ackerfläche  wechselsweise  zum  Ge- 
treidebau und  zur  W^eide  benutzt  wird,  dass  in  jedem  Umlauf  eine  reine  Dreeschbrache 
vorkommt,  dass  aller  Dung  nach  der  Brache  gebracht  wird,  dass  die  Kornsaaten  und 
reif  werdenden  Schotengewächse,  ohne  Unterbrechung  durch  Klee  oder  grün  gemähte 
Wicken,  nach  einander  genommen  werden  und  dass  die  Weide  nach  den  Kornsaaten 
in  die  Schläge  kommt,  die  den  geringsten  Reichtum  enthalten.  Die  Eigentümlichkeiten 
der  Frucht  wechselwi  rtschaft  bestehen  endlich  darin ,  dass  aller  Acker 
Früchte  trägt  und  keine  reine  Brache  stattfindet,  dass  die  Düngung  zu  Futtergewäch- 
sen verwandt  wird  und  diese  in  diejenigen  Schläge  kommen,  die  den  höchsten  Reich- 
tum enthalten  und  dass  Kornsaaten  und  Futtergewächse  mit  einander  abwechseln.  — 
Vgl.  Isolirter   Staat,    i.   Teil.    S.    164. 

I* 


A  Richard  Passow  : 

mischer  Ton  durch  die  ausserordentliche  Verehrung,  die  Thünen 
seinem  Lehrer  Tliacr  entgegenbrachte ,  so  sehr  herabgestimmt 
wird,  dass  nur  das  aufmerksame  Ohr  ihn  hie  und  da  erkhngen 
hört. 

Dass  Thünen  mit  dieser  Schrift,  die  seine  erste,  zugleich 
seine  glanzvollste  und  bedeutungsreichste  Leistung  auf  dem  Ge- 
biete der  Volkswirtschaft  darstellt,  Thaers  Lehre  bekämpfen  und 
widerlegen  wollte,  tritt  besonders  klar  hervor,  wenn  man  die  Ent- 
stehungsgeschichte des  Isolirten  Staates  an  der  Hand  des  bio- 
graphischen Materials  und  besonders  des  Briefwechsels  prüft. 

Von  ganz  ausserordentlicher  Bedeutung  waren  die  Anre- 
gungen, die  AlbrecJit  Thaer  durch  sein  grosses  Werk  »Einleitung 
zur  Kenntnis  der  englischen  Landwirtschaft«  allen  denkenden 
Landwirten  gab,  gewaltig  der  Einfluss,  den  diese  Schrift  durch 
ihre  begeisterte  Empfehlung  der  Fruchtwechselwirtschaft  mit  Stall- 
fütterung auf  die  Entwicklung  des  Ackerbaues  in  Deutschland 
ausübte.  Es  ist  nicht  übertrieben,  wenn  Thaers  Biograph  Wil- 
helm Körte  sagt:  Kaum  je  hat  in  Deutschland  ein  wissenschaft- 
licher Gegenstand  so  grosse  allgemeine  Sensation  erregt,  als  die 
erste  Darstellung  des  Fruchtwechselprinzips  in  Verbindung  mit 
Stallfütterung,  in  Thaers 'Bnche'^).  »Man  kann  den  ausserordent- 
lichen Erfolg  dieses  Werkes  nur  dann  begreifen ,  wenn  man  be- 
denkt, wie  ganz  Deutschland  eben  damals  sich  nach  einem  Acker- 
bausystem sehnte ,  wodurch  dem  Boden  mehr  Ertragsfähigkeit, 
dem  Vieh  mehr  und  besseres  Futter  gewonnen  und  die  Produk- 
tion vermehrt  werden  könnte,  ohne  weder  den  Boden  zu  erschöpfen, 
noch  den  Körnerbau  zu  beeinträchtigen.  —  Wie  ein  leitendes 
Gestirn  erschien  das  Werk  am  Horizonte,  freudig  begrüsst  von 
der  landwirtschaftlichen  Welt-).« 

Unter  den  ersten  Schülern ,  die  zu  dem  geistesgewaltigen 
Meister  pilgerten,  um  durch  seinen  Unterricht  Aufschluss  über  die 
Grundfragen  der  wissenschaftlichen  Landwirtschaft  zu  erhalten, 
befand  sich  auch  J.  H.  von  Thünen,  der  mit  grösstem  Eifer  die 
Vorlesungen  Thaer' s  besuchte  und  auch  in  seinem  ganzen  ferneren 
Leben  nie  die  innige  Dankbarkeit  verleugnete,  die  er  seinem 
grossen  Lehrer  gegenüber  empfand. 

Nur  in  einem  wichtigen  Punkte  wirkten  dessen  Ansichten 
nicht  überzeugend  auf  ihn.    Es  schien  ihm  nicht  richtig,  dass  Thaer 

i)    \'V.  Körte,  Albrecht  Thaer.    Leipzig  1839.    sS.   125. 
2)  Ebenda  S.   123. 
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und  mehr  noch  seine  blinden  Verehrer  und  Nachbeter  die  Frucht- 
wechselwirtschaft als  absolutes  Ideal  hinstellten  und  alle  anderen 
Systeme  neben  ihr  als  rückständig  und  unvollendet  verdammten, 
und  seine  Zweifel  wurden  immer  grösser ,  als  er  sah ,  dass  die 
Wirklichkeit  ihm  Recht  gab,  dass  vielerorten  Gutsbesitzer,  die  in 
voreiliger  Ueberstürzung  nach  dem  Buchstaben  von  Thaers  Schrif- 
ten sich  eine  »englische  Wirtschaft«  eingerichtet  hatten,  dadurch 
an  den  Rand  des  wirtschaftlichen  Ruins  gerieten^).  So  kam  es, 
dass  Thünen's  Meinung  von  Thaers  grossem  landwirtschaftlichen 
Erstlingswerk  ein  wenig  herabgestimmt  wurde ;  er  urteilte  darüber : 
Die  Einleitung  schrieb  ein  Mann  von  grossem  Geist,  aber  ohne 
praktische  Kenntnis  von  der  Landwirtschaft,  Phantasie  und  En- 
thusiasmus stellten  die  Vorzüge  einzelner  Methoden  dar«  ^),  und 
wohl  schon  früh  fasste  er  den  Plan,  dieser  Lehre  litterarisch  ent- 
gegenzutreten. Besonders  greifbare  Gestalt  nahm  dieser  Plan  in 
ihm  an,  als  im  Jahre  1809  in  den  von  TJiaer  herausgegebenen 
>Annalen  des  Ackerbaues«  eine  lange  i\bhandlung  von  A.  von 
Essen  erschien,  überschrieben  »Der  Uebergang  aus  gewöhnlichen 
Dreifelderwirtschaften  in  eine  nach  Thaer  ^c\\^\\  Grundsätzen  ge- 
ordnete Fruchtwechselwirtschaft«  ^),  und  in  diesem  Aufsatze  von 
neuem  und  in  besonders  krasser  Form  der  absolute  Vorzug  der 
Fruchtwechselwirtschaft  vor  allen  anderen  Systemen  geschildert 
wurde. 

-i^von  Essens  Aufsatz  —  so  lesen  wir  in  einem  Briefe  Thünens 
aus  jener  Zeit  —  hat  mich  auf  einmal  so  in  Harnisch  gebracht, 
dass  ich  den  heroischen  Entschluss  gefasst  habe ,  meine  Ideen 
über  Landwirtschaft  drucken  zu  lassen.  Wenn  mein  Eifer  nicht 
wieder  nachlässt,  so  wirst  du  Ostern  ein  Buch  von  mir  haben. 
Während  hier  eine  Wechselwirtschaft  nach  der  anderen  untergeht, 
herrscht  sie  despotisch  in  den  Büchern.  Aber  noch  nie  sind  in 
ihrer  Wirkung  so  unsinnige  Sätze  angegeben,  wie  durch  Herrn  von 
Essen.    Auffallend  ist  es,  dass  dies  unter  Thaers  Augen  geschrieben 


i)  Auch  Thünens  Schwager  Schröder,  der  vor  ihm  Tellow  bewirtschaftete,  ge- 
hörte zu  diesen.  Schumacher  berichtet :  »Als  Schröder  Thaers  englische  Landwirtschaft 
gelesen,  hat  er  jubelnd  gemeint,  die  ihm  so  erwünschte  Geldquelle  gefunden  zu  haben. 
Voller  Hoffnung  hat  er  Fruchtwechselwirtschaft  eingeführt,  aber  die  erwarteten  gün- 
stigen Resultate  sind  gänzlich  ausgeblieben,  sodass  Schröder  in  sehr  bedrängte  Lage 
geraten  ist.«    (Forscherleben  S.  43.) 

2)  Schumacher,  a.  a.  O.   S.   39. 

3)  Annalen  des   Ackerbaues.    5.  Jalirgang  1809.    i.   Bd.   S.    529  —  741. 
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und  gedruckt  ist,  und  dass  er  dazu  stillschweigt^).  Sollen  die 
grossen  Zahlen  auf  dem  Papiere  die  kleinen  in  der  Wirklichkeit 
verdecken-)  ?« 

Aber  die  grosse  Gewissenhaftigkeit  Thünen's,  der  nichts  ver- 
öffentlichen wollte,  was  sich  nicht  auf  ganz  unanfechtbare  Beo- 
bachtungen und  Erfahrungen  stützte ,  und  sein  Widerwille  gegen 
das  Treiben  der  landwirtschaftlichen  Litteraturzeitungen^)  hielten 
ihn  vorläufig  zurück  ,  die  Ergebnisse  seiner  Forschungen  zu  ver- 
öffentlichen, und  erst  1826  Hess  er,  dem  unausgesetzten  Drängen 
seiner  Freunde  nachgebend,   den  Isolirten  Staat  erscheinen. 

Will  man  das  Werk  als  Ganzes  richtig  verstehen  und  wür- 
digen, so  kommt  es  darauf  an,  das  Problem,  dem  Thünen  in  die- 
sen Blättern  nachgegangen  ist,  genau  zu  fixieren  und  dieses  Pro- 
blem ist  kein  anderes  als  die  Frage  : 

Kann  der  Fruchtwechselwirtschaft  vor  der  Koppelwirtschaft 
oder  der  Koppelwirtschaft  vor  der  Dreifelderwirtschaft  ein  ab- 
soluter Vorzug  zugesprochen  werden  ? 

Oder  mit  anderen  Worten  : 

Giebt  unter  allen  Umständen  die  Fruchtwechselwirtschaft  einen 
höheren  Reinertrag  als  die  Koppelwirtschaft  und  die  Koppelwirt- 
schaft einen  höheren  als  die  Dreifelderwirtschaft,  oder  ist  der 
Vorzug  des  einen  Systems  vor  dem  anderen  bedingt  durch  die 
Höhe  der  Getreidepreise,  die  Güte  des  Bodens  und  alle  die  zahl- 
reichen anderen  Umstände,  die  auf  die  Höhe  des  Reinertrages 
von  Einfluss  sind  ? 

Aeussere  Gründe  veranlassten  jedoch  Thünen,  dieses  Pro- 
blem noch  nach  zwei  Richtungen  hin  enger  zu  begrenzen.  Zu- 
nächst musste  er,  da  ihm  die  nötigen  Daten  für  die  Fruchtwech- 
selwirtschaft fehlten ,  seine  Untersuchungen  im  wesentlichen  auf 
das  Verhältnis  zwischen  Koppelwirtschaft  und  Dreifelderwirtschaft 
beschränken    und    dann   begnügte   er  sich   damit,    —    da  dies  zur 

i)  Thaer,  der  den  Aufsatz  Essens  in  einer  »Vorerinnerung«  eine  »merVcvvürdige, 
belehrende  und  vollendete  Schrift <;  nannte,  musste  schon  im  2.  Bande  desselben  Jahr- 
gangs der  Annalen  (S.  516  ff.)  anerkennen,  dass  Essen  in  mehreren  Punkten  zu  weit 
gegangen  sei  und  erklärte,  dass  der  »Eckstein,  worauf  das  ganze  Gebäude  beruhe, 
unzuverlässig  sei«  (ebenda  S.  525).  Aber  dem  Grundgedanken  gab  er  auch  jetzt  noch 
seine  Zustimmung.  Er  zeigte  nur  einen  anderen  Weg,  auf  dem  man  »freilich  etwas 
später,  aber  sicherer  und  mit  wenigeren  Kosten  und  Schwierigkeilen«  dasselbe  erreiche, 
was  Essen  vorschlage   (ebenda  S.   534). 

2)  Schumacher,  a.  a.  O.  S.   37, 

3)  Schtdiiiiiher,   a.   a.  O.   S.   48. 
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Lösung  des  Problems  ausreichte  —  den  Einfluss  veränderter  Ge- 
treidepreise und  verschiedener  Güte  des  Bodens  auf  die  Höhe  des 
Reinertrags  in  der  Koppelwirtschaft  und  in  der  Dreifelderwirt- 
schaft zu   untersuchen.     Er  vereinfachte  das  Problem  also   dahin: 

Giebt  die  Koppelwirtschaft  bei  jeder  Höhe 
des  G  e  t  r  e  i  d  e  p  I"  e  i  s  e  s  und  jeder  Beschaffenheit 
des  Bodens  einen  höheren  Reinertrag  als  die 
Dreifelderwirtschaft? 

Um  diese  Frage  zitTernmässig  beantworten  zu  können,  musste 
Thunen  sich  mit  unsäglichem  Bienenfleiss  ein  weitschichtiges  Ma- 
terial schaffen   und  zusammentragen. 

Um  die  nötigen  Zahlen  für  die  Koppelwirtschaft  zu  gewinnen, 
führte  er  auf  seinem  Gute  eine  Buchführung  ein,  deren  Exaktheit 
und   Genauigkeit  ohne  Gleichen  dasteht. 

Er  selbst  sagt  darüber:  In  dem  Arbeitsjournal  (des  Gutes 
Tellow)  wird  jede  auf  dem  ganzen  Gute  geschehene  Arbeit  ver- 
zeichnet und  dies  Journal  wird  am  Ende  des  Jahres  in  eine 
Uebersicht  zusammengetragen,  woraus  sich  dann  ergiebt,  wie  viele 
Menschen  zum  Hacken,  Mähen  u.  s.  w.  erforderlich  waren  und 
wie  gross  das  Arbeitsqiiantum  eines  Arbeiters ,  eines  Gespannes 
Pferde  u.  s.   w.  gewesen   ist. 

Die  Geld-  und  Kornrechnung,  verbunden  mit  der  Arbeils- 
rechnung,  liefern  die  IJata  zu  der  Berechnung  der  Kosten  der 
arbeitenden  Kräfte,  z.  B.  der  Kosten  einer  Tagelöhnerfamilie,  eines 
Gespannes  Pferde,  eines  VVechselhackens  u.  s.  w. 

Aus  der  Quantität  Arbeit ,  die  die  Bestellung  eines  Eeldes 
und  die  Einerntung  einer  Erucht  erfordert  und  aus  den  Kosten 
der  Arbeiten  ergeben  sich  dann  die  Produktionskosten  dieser 
Frucht;  und  endlich  geht  aus  dem  Rohertrage  nach  Abzug  der 
Produktionskosten,  der  reine  Ueberschuss,  den  der  Anbau  der 
P^rucht  liefert,  hervor. 

P2ine  solche  Berechnung  des  Reinertrags  jeder  einzelnen  Frucht, 
der  Holländerei ,  der  Schäferei  und  jedes  einzelnen  Zweigs  der 
Wirtschaft,  habe  ich  von  dem  Gute  T.  für  die  Jahre  i8lO  bis 
1815   durchgeführt    ^). 

Aber  Thünen's  Eifer  Hess  nicht  nach,  als  er  diese  fünfte  Jahres- 
rechnung abschloss,  und  er  fuhr  fort.  Abend  für  Abend  und  oft 
auch    Nacht    für    Nacht    seine  Zahlen    zu   buchen,     bis   er  endlich 

i)  Isolirter  Staat.     Teil   i.   h.   20   f. 
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nach  Ablauf  von  weiteren  fünf  Jahren  i^enügende  Daten  gesam- 
melt zu  haben  glaubte,  um  hieraus  sichere  Resultate  ableiten 
zu  können. 

Mit  einem  Gefühl  stolzer  Freude  schreibt  er  am  ICnde  dieser 
Epoche,  in  der  Neujahrsnacht  des  Jahres  1820,  an  seinen  Bruder: 

»Ich  fing  die  Tellow'schen  Rechnungen  in  einem  solchen  Um- 
fange an,  als  ich  nur  irgend  ausführen  konnte  und  als  der  Zweck 
meines  Calculs  erforderte.  Arbeitsrechnung,  Korn-  und  Geldrech- 
nung mussten  gleich  umfassend  und  gleich  genau  geführt  werden, 
und  dies  musste  fast  alles  von  meiner  Hand  geschehen,  weil  sonst 
dem  Ganzen  Einheit  und  innere  Glaubwürdigkeit  gefehlt  hätte. 

Ich  ahnte  freilich  anfangs  nicht,  welche  Mühe  und  Arbeit  ich 
mir  durch  diese  Rechnung  auflegte.  Ich  habe  fast  die  ganze 
Müsse  der  Winterzeiten  dazu  verwenden  müssen ;  ich  habe  den 
geselligen  und  häuslichen  Freuden,  ja  selbst  dem  Studium  der 
anderen  Wissenschaften  zum  Teil  entsagen  müssen.  Als  nun  die 
Natur  selbst  durch  körperliches  Uebelbefinden  und  durch  Augen- 
krankheit mir  hindernd  in  den  Weg  trat ,  da  war  ich  mehrmals 
im  Begriffe,  die  ganze  Arbeit  unvollendet  liegen  zu  lassen;  aber 
ein  innerer  Drang  und  der  feste  Wille,  einen  einmal  gewählten 
Lebenszweck  nicht  aufzugeben,  verliehen  mir  den  Mut  auszuharren. 

Jetzt  liegt  eine  zehnjährige  Rechnung  vor  mir,  das  lang  er- 
sehnte Ziel  ist  erreicht^).« 

So  gewann  Thünen  die  nötigen  Daten  für  die  Produktions- 
kosten der  Koppelwirtschaft;  aber  nun  galt  es  noch,  gleich  ge- 
naue und  exakte  Zahlen  für  die  Dreifelderwirtschaft  zu  beschafifen. 

Schon  früh  hatte  er  angefangen  ,  sich  zum  Zwecke  wissen- 
schaftlicher Verwertung  Auszüge  aus  den  ihm  zugänglichen  Rech- 
nungen fremder  Güter  zu  machen^)  und  diese  Notizen,  mit  denen 
er  vielfach  Zahlen  seiner  eigenen  Rechnungen  kombinieren  konnte, 
setzten  ihn  in  den  Stand ,  ein  Bild  von  den  Produktionskosten 
der  Dreifelderwirtschaft  zu  gewinnen.  Aber  mit  nichten  konnte 
er  diese  Zahlen,  die  ihm  die  Wirklichkeit  darbot ,  ohne  weiteres 
in  seine  Berechnungen  einsetzen ;  sie  mussten  vielmehr  erst  in 
ai'.sserordentlich  mühsamer  und  schwieriger  Weise  bearbeitet  wer- 
den, wenn  aus  ihnen  richtige  Schlussfolgerungen  abgeleitet  wer- 
den sollten. 

Hier  tritt  das  Charakteristische  der  Methode  Thünen's  zuerst 


1)  Schumacher,  a.  a.  O.  S.  47  f. 

2)  Schumacher,  a.  a.  O.  S.  29,   34;   Lsolirter  Staat  Teil   i.    S.   50,   91,    296. 


Die  Methode  der  nalionalökonomischen  Forschungen  Johann  Heinrichs  v.  Thünen.        g 

klar  hervor.  In  der  Wirklichkeit  treten  diejenigen  Momente,  die 
auf  die  Höhe  des  Reinertrages  eines  Gutes  von  Einfluss  sind, 
nicht  vereinzelt  auf,  sondern  die  Erscheinungen  komplizieren  sich 
dadurch,  dass  alle  diese  Momente  vereint  wirken.  Dieser  Um- 
stand macht  es  unmöglich ,  aus  den  empirisch  gegebenen  That- 
sachen  ohne  weiteres  den  Einfluss  eines  einzelnen  Faktors  zu 
erkennen. 

Man  darf  daher  nicht,  will  man  den  Einfluss  eines  solchen 
einzelnen  Faktors  untersuchen ,  bei  den  konkreten  Thatsachen 
der  Erfahrung  stehen  bleiben.  Beispielsweise  die  Einwirkung  ver- 
schiedener Wirtschaftssysteme  auf  den  Ertrag  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  lässt  sich  nicht  daraus  ersehen.  Das  Resultat, 
das  die  Erfahrung  uns  an  die  Hand  giebt,  ist  nicht  hervorgerufen 
allein  durch  die  abweichenden  Betriebssysteme,  sondern  auch 
durch  die  Verschiedenheit  der  Preise  ,  die  Ungleichheit  des  Bo- 
dens ,  die  verschiedene  Höhe  der  Abgaben  ,  die  ungleiche  Lage 
des  Ackers  zum  Hofe  u.  s.  w.  Um  den  Einfluss  der  verschie- 
denen Systeme  zu  erkennen ,  muss  man  ihn  von  dem  Konflikt 
mit  der  Wirksamkeit  anderer  Faktoren  befreien ,  man  muss  ihn 
isolieren,  d.  h.  man  muss  zu  Objekten  der  Untersuchung  Güter 
auswählen,  die  in  allen  Stücken  einander  gleich  sind  und  sich 
nur  in  der  Eigenschaft  unterscheiden ,  die  näher  erforscht  wer- 
den solF). 

Thünen  durfte  also  nicht  seine  Koppelwirtschaft  mit  irgend 
einer  beliebigen  Dreifelderwirtschaft  vergleichen,  sondern  musste 
zum  Vergleich  eine  Dreifelderwirtschaft  wählen ,  die  —  von  den 
aus  dem  andern  Betriebssystem  resultierenden  Unterschieden  ab- 
gesehen —  in  allen  Stücken  mit  seiner  Koppelwirtschaft  überein- 
stimmte. Es  musste  also  vorausgesetzt  werden,  dass  beide  Güter 
gleich  gross  und  von  gleicher  Beschafifenheit  des  Bodens  seien. 
Weitere  Voraussetzungen  waren,  dass  beide  Güter  sich  »in  und 
durch  sich  selbst,  also  ohne  äusseren  Dungzuschuss,  in  gleichem 
Reichtum  erhalten«  ^) ,  dass  sie  mit  gleicher  Konsequenz  bewirt- 
schaftet werden,  dass  die  Lage  des  Feldes  zum  Hofe  und  die 
Lage  des  ganzen  Gutes  zum  Markt  eine  gleich  günstige  sei,  fer- 
ner dass  der  Zweck  der  Wirtschaft  lediglich  ist ,  den  Boden  in 
Hinsicht  seines  Reichtums  in  einem  beharrenden    Zustand  zu  er- 


1)  Vgl.  Isohrter  Staat.    Teil -2.    Bd.  i.  S.   5. 

2)  Isohrter  Staat.   Teil  i.  S.  123. 
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hallen^).  Auch  war  es  erforderlich,  dass  bei  Ermittelung  des 
Reinertrages  die  auf  die  Landwirtschaft  gelegten  Abgaben  unbe- 
rücksichtigt blieben  ^). 

Dies  waren  die  Gesichtspunkte  ,  nach  denen  die  der  Wirk- 
lichkeit entnommenen  Zahlen  der  Dreifelderwirtschaft  bearbeitet 
werden  mussten  ^).  Vor  allem  galt  es  danach,  eine  Antwort  auf 
die  Fragen  zu  fmden :  »In  welchem  Verhältnis  müssen  bei  der 
Dreifelderwirtschaft  Acker  und  Weide  gegen  einander  stehen, 
wenn  diese  Wirtschaft  ebenso  wie  die  Koppelwirtschaft  sich  in 
gleicher  Dungkraft  erhalten  soll,  ohne  einen  Dungzuschuss  von 
aussen  zu  erhalten?«  und  »Wie  verhält  sich  der  Körnerertrag  der 
Dreifelderwirtschaft  zu  dem  der  Koppelwirtschaft  bei  gleichem 
Reichtum  an  Pflanzennahrung?« 

Der  Aufhellung  dieser  Probleme-*)  dienen  die  statischen  Ex- 
perimente und  Beobachtungen,  denen  Thünen  mit  unermüdlichem 
Eifer  und  grösster  Aufmerksamkeit  oblag.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort ,  diese  statischen  Untersuchungen  Thünen's  einer  kritischen 
Prüfung  zu  unterziehen.  Der  Verfasser  muss  schon  aus  dem  Grunde 
davon  absehen,  weil  ihm  die  nötigen  naturwissenschaftlichen  Kennt- 
nisse fehlen.  Es  genüge  darauf  hinzuweisen  ,  dass  gerade  die 
statischen  Ausführungen  des  Isolirten  Staates  von  den  Sach- 
kennern als  besonders  wertvoll  bezeichnet  worden  sind  ^). 

Mit  dem  Abschluss  der  statischen  Untersuchungen  ist  die 
Schaffung,  Sammlung  und  Bearbeitung  des  Materials  beendet. 
Nun  war  die  Zeit  gekommen,  die  gewonnenen  Zahlen  zusammen- 
zustellen und  fruchtbringende  Resultate  aus  ihnen  abzuleiten. 

Da  das  Ziel  der  Untersuchung  ist,  den  Reinertrag  der  Kop- 
pelwirtschaft mit  dem  Reinertrag  der  Dreifelderwirtschaft  zu  ver- 
gleichen und  da  diese   Vergleichung  nicht   auf  Güter  mit  einer  be- 

i)   Isolirter  Staat.    Teil    i.   S.   156. 

2)  Isolirter  .Staat.    Teil   i.  S.    27. 

3)  Ueber  die  Kostenersparnis  der  Dreifelderwirtschaft  gegenüber  der  Koppelwirt- 
schaft, die  daraus  resultiert,  dass  in  jener  statt  der  Mürbebrache  die  Dreeschbrache 
Anwendung  findet  und  dass  der  Acker  eine  andere  Lage  zum  Hofe  hat,  finden  sich 
die  Berechnungen:    Isolirter  Staat.    Teil  i.   S.   91  ff.;   93   ff.;   359  ff. 

4)  Vgl.  Isolirter  Staat.    Teil  i.   S.  83  ff.;  S7   ff. 

5)  Vgl.  z.  B.  den  Brief,  den  von  H^uJ/fdn-FietzpuU  unter  dem  15.  Februar  1S27 
an  Albrecht  Thaer  schrieb  (abgedruckt  bei  W.  Körte,  a.  a.  O.  S.  262  f.,  H.  Schu- 
macher,  a.  a.  O.  S,  57  f.)  ,  ferner  A.  Thaers  Rezension  des  Isolirten  Staates  in  sei- 
nen Annalen  der  Landwirtschaft.  19.  Bd.  1827  ;  G.  Drechsler,  Die  Statik  des  Landbaus. 
Göttingen.  1869.  Eine  eingehende  Darstellung  und  kritische  Würdigung  der  statischen 
Forschungen  Thünens  wäre  sehr  erwünscht. 
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Stimmten  Qualität  des  Bodens  und  bei  einer  bestimmten  Höhe 
des  Getreidepreises  beschränkt ,  sondern  für  sehr  verschiedene 
Grade  der  Güte  des  Bodens  und  jeden  in  Betracht  kommenden 
Getreidepreis  durchgeführt  werden  soll,  so  musste  Thünen  zu- 
nächst eine  Methode  ausfindig  machen,  durch  die  der  Reinertrag 
eines  Gutes  für  jede  Stufe  des  Bodenertrages  und  jede  Höhe  des 
Getreidepreises   berechnet  werden  kann. 

Die  Wege,  die  zum  Ziele  führen,  sind  zunächst  verschieden, 
je  nachdem  man  die  Landrente  für  Güter  mit  gleichen  Getreide- 
preisen aber  ungleicher  Bodenbeschaffenheit  oder  für  ein  und  das- 
selbe Gut  bei  verschiedener  Höhe  des  Getreidepreises  berechnen  will. 

i)  Hat  man  für  ein  bestimmtes  Gut  die  nötigen  Data  zur 
Verfügung,  so  Icann  man  die  Landrente  ^)  oder  den  Reinertrag 
dadurch  finden,  dass  man  von  dem  Gesamtertrage  alle  Ausgaben  ^) 
subtrahiert. 

Aus    denselben   Zahlen    kann    man   aber  auch  die  Landrente 


i)  Thünen  gebraucht  den  Ausdruck  >-Landrente«  in  anderem  Sinne  als  Adam 
Smith,  der  die  »rent  of  land«  definiert  als  »the  price  paid  for  the  use  of  land«,  als 
»the  highest  which  the  tenant  can  aftord  to  pay  in  the  actual  circumstances  of  the 
land.«  [Inquiry  inlo  the  nature  and  causes  of  the  wealth  of  nations.  Chapt.  XL]  Thü- 
nen verwirft  diese  Auffassung  der  Landrente  als  ungenau.  Das,  was  Smith  Landrente 
nenne,  enthalte  zwei  völlig  verschiedene  Faktoren :  erstens  —  da  jedes  Gut  mit  Ge- 
bäuden, Einzäunungen,  Bäumen  und  anderen  Gegenständen  von  Wert,  die  vom  Boden 
getrennt  werden  können,  versehen  sei  —  Kapitalzins  und  zweitens  Rente  vom  Boden 
als  solchem.  Nur  die  letztere,  also  das,  »was  nach  Abzug  der  Zinsen 
vom  Wert  der  Gebäude,  des  Holzbestandes,  der  Einzäu- 
nungen und  überhaupt  aller  W  e  r  t  g  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e  ,  die  v  o  m  B  o - 
den  getrennt  werden  können,  von  den  G  u  t  s  e  i  n  k  ü  n  f  t  e  n  noch 
übrig  bleibt«,  nennt  Thünen  Landrente. 

Die  von  Adam  Smith  »rent  of  land«  genannte  Sunmie  aus  Bodenrente  und  Zins 
vom  Werte  der  Gebäude  u.  s.  w.  bezeichnet  er  zum  Unterschiede  hiervon  als  Gutsrente. 
Isolirter   Staat.    Teil   i.   S.   13   ff. 

Li  dieser  Hinsicht  vertritt  denselben  Standpunkt  auch  Ricardo,  den  Thünen  übri- 
gens, wie  er  selbst  mitteilt  (Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  19)  ,  bei  Abfassung  des  ersten 
Teils  seines  Werkes  noch  nicht  kannte:  »Rent  is  that  portion  of  the  produce  of  the 
earth  which  is  paid  tho  the  landlord  for  the  use  of  the  original  and  indestructible 
powers  of  the  soll.  It  is  often,  however,  confounded  with  the  interest  and  profit  of 
capital,  and,  in  populär  language,  the  term  is  applied  to  whatever  is  annually  paid 
by  a  farmer  to  his  landlord.«  (Principles  of  Political  Economy  and  Taxation. 
Chapt.   IL). 

2)  Thünen  teilt  die  Ausgaben  ein:  in  Aussaat,  Bestellungskosten,  Erntekosten, 
allgemeine  Kulturkosten  (hierher  gehören  :  Administrationskosten,  Unterhaltungskosten 
der  Gebäude,  der  Wege,  Brücken,  Bäche  und  Grenzgräben,  die  Versicherungsprämien 
u.  s.  w.)  und  Zinsen    vom   Wert    der  Gebäude    und   Einzäunungen.      Bei    den  Berech- 
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jedes  fremden  Gutes  berechnen,  das  —  ceteris   paribus  —  einen 
Boden  von  anderer  Beschaffenheit  hat. 

Zu  diesem  Zweck  muss  man  die  landwirtschaftHchen  Aus- 
gaben in  zwei  Gruppen  einteilen  :  in  solche,  die  sich  nach  der 
Grösse  des  Feldes  richten  ,  und  solche ,  die  mit  der  Grösse  der 
Ernte  im  Verhältnis  stehen.  Zu  den  Ausgaben,  die  sich  nach  der 
Grösse  des  Feldes  richten,  gehören  die  Aussaat  und  die  Bestel- 
lungskosten ^).  Sie  bleiben  immer  gleich,  auch  wenn  der  Roher- 
trag ein  verschiedener  ist. 

Mit  der  Grösse  der  Ernte  d.  i.  des  Rohertrages  stehen  nach 
Thünen's  Erfahrungen  dagegen  im  Verhältnis  die  Erntekosten  -) 
sowie  die  allgemeinen  Kulturkosten  und  die  Zinsen  vom  Wert 
der  Gebäude  und  der  Einzäunungen  ^). 

Beachtet  man  diese  Thatsachen ,  so  kann  man  aus  den  ge- 
gebenen Zahlen  die  Landrente  des  anderen  Gutes  berechnen, 
wenn  man  von  dem  (grösseren  oder  kleineren)  Rohertrage  die 
(gleichbleibenden)  Kosten  der  Aussaat,  die  (ebenfalls  gleichblei- 
benden) Bestellungskosten ,  sowie  die  Erntekosten  und  die  allge- 
meinen Kulturkosten  einschhesslich  der  Zinsen  vom  Werte  der 
Gebäude  u.  s.  w.  (welch  letztere  alle  im  Verhältnis  des  Roher- 
trages grösser  oder  kleiner  sind)  abzieht. 

Ein  Beispiel  mag  das  erläutern;  Für  looooo  Mecklenbur- 
gische Quadratruthen  ergiebt  sich  nach  den  von  Thünen  zu  Grunde 
gelegten  Tellower  Rechnungsergebnissen  —  wenn  der  Kornertrag 
lO  Berliner  Scheffel  Roggen  auf  loo  Quadratruthen  ist  und  der 
Wert  des  Roggens  auf  dem  Gute  selbst  1,291  Thaler  Gold  für 
den  Berliner  Scheffel  beträgt  —  in  der  Koppelwirtschaft : 

ein  Rohertrag  von 5^74  Thaler  Gold 

Davon  gehen  al) 

Aussaat 626  Thaler    Gold 

Bestellungskosten 873         •  » 

Erntekosten 765        »  •• 

Allgemeine  Kulturkosten   und  Zinsen   vom 

Wert  der   Gebäude  u.   s.   \v 1350        »  » 

Also  Summe  der  Ausgaben 3614        »  » 

bleibt  ein  Reinertrag  (Landrente)  von 1 460  Thaler  Gold  ^j. 

nungen  im  Isolirten  Staat  wird  jedoch  der  letztere   Posten  immer  zu   den  allgemeinen 
Kulturkosten   gerechnet.  —  Isolirter  Staat.   Teil   i.   .S.   25   f. 

i)  Bestellungskosten  nennt  Thünen  diejenigen  Arbeiten,  deren  Grösse  durch  die 
physische  Beschaffenheit  des  Bodens  bedingt  wird,  also  das  Pflügen,  Haken,  Eggen, 
Säen  u.  s  w.  —  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  23. 

2)  Hierher  gehören  das  Einfahren  des  Korns,  das  Dreschen  u.  s.  w.  Auch  das 
Dungfahren  rechnet  Thünen  hierher,  »denn  der  Boden  wird  im  Verhältnis  der  Grösse 
der  Ernten  erschöpft  und  bedarf  in  dem  Masse,  wie  die  Aussaugung  grösser  wird, 
auch  einen  grösseren  Dungersatz.   —   Isolirter  Staat.    Teil   I.    S.   23. 

3)  Isolirter  Staat.    Teil  i.    S.  26. 
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Für  einen  Boden,  dessen  Kornertrag  nur  8  Berliner  Scheft'el 
Roggen  auf  100  Quadratruthen  ist,  wird  der  Reinertrag  dagegen 
folgendermassen  berechnet : 

Der  Rohertrag  ist  dann  nur 4059  Thaler  Gold 

Die  Ausgaben  betragen : 

Aussaat 626   Thaler  Gold  '-) 

Bestellungskosten S73         »  »      '■-') 

Erntekosten 612         »  »      ^) 

Allgemeine  Kulturkosten  u.  s.   w.      .      .      1080         »  *      ^) 

Summe  der  Ausgaben   also      ...      .  3191         »  > 

bleibt  eine  Landrente  von "~      !        868  Thaler  Gold  ■•). 

2)  Will  man  aber  die  Landrente  eines  und  desselben  Gutes 
bei  verschieden  hohen  Getreidepreisen  berechnen  ,  so  darf  man 
nicht,  wie  bisher,  den  Rohertrag  und  die  Ausgaben  in  Geld  aus- 
drücken, da  bei  der  hier  zu  Grunde  liegenden  Anschauungsweise 
infolge  der  Veränderungen  der  Preise  ein  und  derselbe  Roher- 
trag auf  demselben  Gute  bald  diesen,  bald  jenen  Wert  hat.  Viel- 
mehr müssen  Einnahmen  und  Ausgaben,  soweit  angängig,  in 
Scheffel  Roggen  ausgedrückt  werden.  Beim  Rohertrag  ist  das 
ohne  grosse  Schwierigkeiten  möglich  ^),  anders  bei  den  Ausgaben. 
Hier  sind  verschiedene  Möglichkeiten  vorhanden.  Was  zunächst 
die  Aussaat  anlangt,  so  besteht  sie  fast  ganz  aus  Getreide,  lässt 
sich  also  leicht  auf  Roggen  reduzieren.  Für  die  übrigen  Aus- 
gaben nimmt  Thünen  auf  Grund  seiner  Berechnungen  an ,  dass 
'^ I i  davon  in  Gold  und  ^/^  in  Korn  angegeben  werden  muss  ^'j. 

i)   Dieser  Rohertrag  verhält  sich  zum  vorigen  naturgemäss  =  8:10. 

2)  Die  Zahlen  sind  gegenüber  dem  vorigen  Beispiel  unverändert,  da  diese  Aus- 
gaben sich  ja  nach  der  Grösse  des  Feldes  richten. 

3)  Diese  Ausgabeposten  betragen  ^/lo  der  entsprechenden  Summen  im  vorigen 
Beispiel,  da  sie  im  Verhältnis  zur  Grösse  der  Ernte  (des  Rohertrages)  stehen. 

4)  Isolirter  Staat.    Teil   i.   S.    27. 

5)  Die  verschiedenen  Getreidearten  lassen  sich  nach  Verhältnis  ihres  Gehalts  an 
Nährmitteln  auf  Roggen  reduzieren.  Ueber  die  Genauigkeit  der  von  Thünen  vorge- 
nommenen Reduktion  der  Körnerfrüchte  auf  Roggen  vgl.  II.  Schumacher,  Ueber  Korn- 
erträge in  der  Landwirtschaft.  Berlin  1901.  S.  35  ff.  Hinsichtlich  der  Produkte  der 
Viehzucht  nimmt  Thünen  an  ,  dass  zwischen  dem  Preise  von  Fleisch  und  von  Brot 
ein  festes  Verhältnis  besteht,  da  das  Fleisch  durch  seine  grössere  Nahrhaftigkeit  eine 
gewisse  (grössere)  Quantität  Brot  ersetzt.     Vgl.  Isolirter  Staat.    Teil  i.  S.  28. 

6)  Von  den  Bestellungs-,  Ernte-  und  allgemeinen  Kulturkosten  besteht  ein  Teil 
direkt  in  Korn  (Drescherlohn,  Futter  für  die  Pferde  u.  s.  w.),  ein  zweiter  Teil  wird 
durch  Korn  und  Geld  zusammenbezahlt  (Tagelohn  des  gewöhnlichen  Arbeiters  ,  Ar- 
beitspreise der  Handwerker),  ein  dritter  Teil  der  Ausgaben  ist  vom  Getreidepreise 
völlig  unabhängig   (Salz,   Metalle).      Isolirter  Staat.   Teil   i.   S.   29   f.   38. 
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Wendet  man  dieses  Verfahren  an,  so  besteht  die  Landrente, 
die  man  lierausrechnet,  in  einer  Differenz  zwischen  einer  bestimm- 
ten Menge  Korn  (Roggen)  und  einer  bestimmten  Geldsumme. 
Verwandelt  man  die  im  Minuendus  stehende  Kornmenge  nach 
dem  jeweils  zu  Grunde  gelegten  Roggenpreise  in  Geld,  so  kann 
man  die  Differenz  ausrechnen  und  erhält ,  ebenso  wie  im  vori- 
gen Falle,  als  Resultat  eine  Geldsumme.  Auch  dies  mag  durch 
ein   Beispiel  erläutert  werden: 

Für  lOOOOO  Mecklenburgische  Ouadratruthen —  ebenfalls  in 
der  Koppelwirtschaft  —  ergiebt  sich,  wenn  der  Kornertrag  lO  Ber- 
liner Scheffel  Roggen  auf  lOO  Quadratruthen  ist,   ein 

Roliertrag  von      3930  Schefüel  Roggen  *). 
Die  Ausgaben         Sclieftel     Thaler 
betragen  Roggen       Gold 

Aussaat  485^) 

Bestellungskosten'-)  507  -t-218 

Erntekoslen -)  444  +192 

Allgemeine  Kultui- 

kosten  u.  s.  \v.  -')        784         -j-  337 

Summe  der  Ausgaben  2220  » » -+-  747   Thaler  Gold 

Bleibt  Landrente  17 10    Scheffel  Roggen     — 747   Thaler  Gold. 

Mit  Hülfe  dieses  Resultats  können  wir  höchst  einfach  für 
jeden  Getreidepreis  die  Landrente  bestimmen.  Wir  multiplizieren 
einfach  die  Zahl  der  Scheffel  (1710)  mit  dem  Preise  des  Roggens 
und  subtrahieren  von  dem  Produkt  747  Thaler.  Die  Differenz 
ist  die  jeweilige  Landrente. 

Dadurch,  dass  man  beide  Arten  der  Berechnung  mit  einander 
kombiniert,  erhält  man  eine  Methode,  mit  deren  Hülfe  für  die 
Koppelwirtschaft  wie  für  die  Dreifelderwirtschaft  die  Landrente 
eines  Gutes  von  jeder  beliebigen  Beschaffenheit  des  Bodens  und 
bei  jedem  Preisstande  exakt  ermittelt  werden  kann. 

Hierauf  fussend  fügte  Thünen  den  Schlussstein  in  den  hoch- 
ragenden Bau  seiner  Untersuchung  ein.  Er  berechnete  die  Land- 
rente für  eine  lange  Skala  von  Preisstufen  und  Graden  der  Boden- 
beschafifenheit  und  brauchte  nun  nur  noch  die  beiden  verschie- 
denen Skalen  der  Höhe  der  Landrente,  wie  sie  sich  bei  der  Kop- 


i)  Bei  einem  Roggenpreis  von  1,291  Thaler  war  der  Rohertrag  5074  Thaler 
(s.  S.  12).  Man  erhält  die  Zahl  der  geernteten  Scheffel  Roggen  also,  wenn  man 
5  074  durch  1,291  dividiert.  Ebenso  ist  die  Aussaat  berechnet.  Alle  Zahlen  sind 
abgerundet. 

2)  Diese  Ausgaben  sind  entsprechend  den  oben  dargelegten  Grundsätzen  zu  V-t 
in  Gold,  zu  '-^U  in  Roggen  angegeben.     Isolirter  .Staat.    Teil  i.    S.    31. 
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pehvirtschaft  und  der  Dreifelderwirtschaft  ergaben,  nebeneinander- 
zustellen. Das  Resultat  seiner  Vergleichung  lag  nun  vor  ihm. 
Diese  unscheinbaren,  mühsam  gewonnenen  Zahlen  sprachen  eine 
beredte  Sprache  und  gaben  ihm  einen  sicheren  untrüglichen  Auf- 
schluss  über  das  Problem ,  mit  dem  er  lange  Jahre  in  nie  ermü- 
dendem Eifer  gerungen  hatte. 

Eine  Tabelle ,  in  der  die  Landrente  eines  Bodens  von  lo 
resp.  8,4^)  Berliner  Schefifel  Roggen  Ertrag  auf  loo  Quadratruthen 
für  die  verschiedensten  Preisstufen  ihren  ziffernmässigen  Ausdruck 
findet,  wird  das  anschaulich  machen.  Das  Resultat  von  Thünen's 
Berechnungen   ergab,   dass  die   Landrente  beträgt  : 

bei  einem   Roe^enpreise  .       ,       ,,  i    •  .     ,    r.  i       i>    -r  u        •  .    i    r. 

^'^     '^  in   der  Koppelwirtschaft  in  der  Dreifelderwirtschaft 

von  '^  '^ 

2     Thalern  2673   Thaler  161 9  Thaler 

1V2       »  1818        »  II 19 

I  »  963  V  619 

0,516       »  135     "  135 

1/2     .  108     »  119 

0,437  .>  O  »  56 

In  Worten  ausgedrückt ,  bedeuten  diese  Zahlen ,  dass  bei 
einem  Roggenpreise  von  2,1^/0  und  i  Thaler  die  Landrente  der 
Koppelwirtschaft  höher  ist  als  die  der  Dreifelderwirtschaft  und 
zwar  um  1054,699  und  344  Thaler.  Bei  einem  Roggenpreise  von 
0,516  Thaler  sind  beide  gleich,  bei  einem  Preise  von  ^/o  und 
0,437  Thaler  ist  dagegen  die  Landrente  der  Koppelwirtschaft 
niedriger  als  die  der  Dreifelderwirtschaft  und  zwar  um  ii  resp. 
56  Thaler. 

Thünen  hatte  also  durch  diese  Berechnung  auf  seine  Frage, 
ob  die  Koppelwirtschaft  vor  der  Dreifelderwirtschaft  einen  abso- 
luten Vorzug  habe,  die  Antwort  erhalten:  » I^  s  findet  kein 
absoluterVorzug  der  Koppelwirtschaft  vor  der 
Dreifelderwirtschaft  statt;  sondern  es  wird 
durch  die  G  e  t  r  e  i  d  e  p  r  e  i  s  e  bedingt,  ob  dieses 
o  d  e  r  j  e  n  e  s  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  s  y  s  t  e  m  in  d  e  r  A  n  w  e  n  d  u  n  g 
vorteilhafter  sei.  Sehr  niedrige  Kornpreise  führen  zur 
Dreifelder-,  höhere  Preise  zur  Koppelwirtschaft.  Bei  einem  Korn- 
preise, der  so  niedrig  ist,  dass  in  der  Koppelwirtschaft  die  Kosten 
nicht  mehr  bezahlt  werden,  kann  das  Land   durch  die  Dreifelder- 

i)  Denn  nach  Thünens  statischen  Berechnungen  entspricht  bei  gleichem  Reich- 
tum des  Bodens  ein  Ertrag  von  8,4  Körnern  in  der  Dreifelderwirtschaft  einem  Er- 
trage von    10  Ivörnern  in   der   ICoppelwirtschaft.      Isolirter  Staat.  Teil  i.   .S.   90. 
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Wirtschaft  noch  mit  Vorteil  angebaut  werden«  ^)  ^). 

In  analoger  Weise  ergiebt  sich,  »dass  bei  einem  gegebenen 
Getreidepreise  der  reichere  Boden  durch  Koppelwirtschaft,  der 
ärmere  Boden  durch  Dreifelderwirtschaft  höher  genutzt  wird,  dass 
es  also  völlig  konsequent  sein  könne,  wenn  in  einer  Gegend,  die 
denselben  Getreidepreis,  aber  Boden  von  verschiedener  Frucht- 
barkeit hat,  Koppel-  und  Dreifelderwirtschaften  neben  einander 
bestehen«  ^). 

II.   Die  Konstruktion   des  isolierten  Staates. 

Das  methodisch  Wesentliche  der  bisher  skizzierten  Unter- 
suchungen Thünen's  lässt  sich  dahin  zusammenfassen:  Thünen 
sucht  die  Wirkung  einzelner  Kräfte,  die  das  wirtschaftliche  Leben 
beeinflussen,  durch  eine  vergleichende  Betrachtung  der  Thatsachen 
der  Wirklichkeit  zu  erforschen.  Er  verfällt  aber  nicht  in  den 
Fehler,  die  konkreten  Einzelerscheinungen  ohne  weiteres  als  Wir- 
kung der  von  ihm  beobachteten  Kraft  aufzufassen ,  da  alle  Er- 
scheinungen das  Produkt  zahlreicher  und  sehr  verschiedenartiger 
Faktoren  sind.  Er  neutralisiert  vielmehr  zunächst  alle  übrigen 
Kräfte ,  die  zu  diesem  Effekt  beigetragen  haben  ,  er  schaltet  sie 
gewissermassen  aus  ,  indem  er  die  Objekte  seiner  Untersuchung 
so  lange  verändert  und  ummodelt,  bis  sie  diese  anderen  (für  das 
behandelte  Problem  indifferenten)  Kräfte  in  gleicher  Stärke  auf- 
weisen, so  dass  nunmehr  alle  trotzdem  vorhandenen  Unterschiede 
der  Objekte  als  die  reine  ,  durch  keinerlei  fremden  Einfluss  ge- 
trübte Wirkung  der  verschiedenen  Intensität  jener  einzelnen  Kraft 
bezeichnet  werden  dürfen ,  auf  deren  Untersuchung  es  dem  For- 
scher ankam.  Mit  anderen  Worten:  Thünen  vergleicht  nicht  ohne 
weiteres  den  Ertrag  seiner  Koppelwirtschaft  mit  dem  noch  so 
exakt  festcrestellten  Ertrasf  irgend  einer  Dreifelderwirtschaft,  son- 


1)  Isolirter  Staat.    Teil  i.     S.   155. 

2)  Ein  ähnliches  Verhältnis  findet  zwischen  Fruchtwechselwirtschaft  und  Koppel- 
wirtschaft statt.  Da  Thünen  hier  nicht  über  das  nötige  Zahlenmaterial  verfügt,  um 
genau  zu  berechnen,  bei  welchem  Preise  und  bei  welcher  Beschaffenheit  des  Bodens 
die  Fruchtwechselwirtschaft  eine  höhere  Landrente  giebt  als  die  Koppelwirtschaft, 
so  begnügt  er  sich  damit,  den  Beweis  für  diesen  Satz  kurz  zu  skizzieren.  Bei  er- 
höhten Kornpreisen  und  einer  grossen  Fruchtbarkeit  des  Bodens  wird  sich  auch  eine 
stärkere  Dungerzeugung  bezahlt  machen,  als  in  der  Koppelwirtschaft  üblich  ist,  es 
wird  konsequent  sein,  die  Brache  ganz  abzuschaffen  und  die  Koppelwirtschaft  geht 
in  eine  Fruchtwechselwirtschaft  über.     Isolirter  Staat.    Teil  i.    S.  12   ff. 

3)  Isolirter  Staat.    Teil  i.    S.  119. 
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dern  er  vergleicht  ihn  mit  dem  Ertrage,  den  diese  Dreifelder- 
wirtschaft geben  würde,  wenn  sie  auf  gleich  grossem  Gebiet,  auf 
Boden  von  gleicher  Güte,  mit  derselben  Sorgfalt,  in  derselben 
Entfernung  vom  ]\Iarktort ,  bei  denselben  Verkehrsverhältnissen 
und  Preisen,  kurz  unter  Verhältnissen,  die  in  jeder  anderen  Hin- 
sicht denen  der  Koppelwirtschaft  gleichen,  betrieben  würde. 

»Um  den  Einfluss  der  genannten  beiden  Potenzen  (Getreide- 
preis und  Fruchtbarkeit  des  Bodens)  zu  erforschen,  mussten  wir 
sie  aus  dem  Konflikt,  worin  sie  in  der  Wirklichkeit  mit  den  übrigen 
Potenzen  stehen,  herausreissen,  sie  gleichsam  frei  machen,  damit 
das,  was  jede  —  unter  gegebenen  Umständen  —  für  sich  allein 
vermöge,  sichtbar  werde.  Wir  haben  zu  diesem  Zwecke  alle 
übrigen  Potenzen  als  gleichbleibende  beständige  Grössen  ange- 
nommen ,  und  nun  waren  diese  beiden  Potenzen  als  die  einzigen 
veränderlichen  ,  auch  die  einzigen ,  die  bei  unserer  Untersuchung 
in  Betracht  kamen  V).« 

In  gleicher  Richtung  liegt  das  Wesen  des  von  Thünen  kon- 
struierten  isolierten  Staates. 

Schon  als  Thünen  im  Jahre  1S03  im  Institut  Staudingers  in 
Gr.-Flottbeck  weilte  und  mit  hellem  Blick  die  landwirtschaftHchen 
Verhältnisse  in  seiner  Umgebung  betrachtete,  drängte  sich  ihm  der 
erste  Gedanke  des  isolierten  Staates  auf.  Er  erkannte  den  weit- 
gehenden Einfluss,  den  die  grossen  Konsumtionszentren  Hamburg 
und  Altona  auf  alle  benachbarten  Wirtschaften  ausübten  und  sprach 
in  einem  damals  niedergeschriebenen  Aufsatze  ^)  die  Meinung  aus, 
wenn  alle  Güter  konsequent  bewirtschaftet  würden,  müssten  sich 
um  jede  grosse  Stadt  vier  konzentrische  Ringe  bilden,  denen 
infolge  der  verschiedenen  Entfernung  vom  Absatzorte  ebenso 
viele  scharf  gesonderte  Typen  von  Wirtschaftssystemen  ent- 
sprächen. 

Dieser  Gedanke,  der  in  jenem  Aufsatze  noch  unklar  und 
vielfach  anfechtbar  erscheint,  erhielt  in  dem  1826  erschienenen 
Hauptwerke  Thünens  seine  vollendete  Gestalt.  Das  Wesentliche 
des  hier  konstruierten    isolierten   Staates  ist :    Thünen   denkt  sich 


1)  Isolirter  Staat.    Teil  i.    .S.   154. 

2)  Thünen  erwähnt  diesen  Aufsatz:  Isolirter  Staat.  Teil  2.  i.  Abteilung  S.  2, 
vgl.  H.  Schiimacher,  Forscherleben  S.  19.  Da  der  interessante  Aufsatz  noch  unge- 
druckt ist,  so  teile  ich  im  Anhang  die  auf  den  isolierten  Staat  bezüglichen  Stellen 
nach  dem  Manuskript  mit  ,  das  jnir  aus  dem  handschriftlichen  Nachlass  Thünens 
von  Herrn   H.  Schuinacher-Zarchlin   freundlichst  zur  Verfügung  gestellt  wurde. 

Zeitschrift   für  die  ges.  Staatswissensch.   1002.    i.  o 
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eine  weite  fruchtbare  Ebene ,  in  deren  Mitte  eine  grosse  Stadt, 
die  einzige  des  ganzen  Staates,  liegt.  Kein  schififbarer  Fluss  oder 
Kanal  soll  dieses  Land  durchströmen.  Die  Ebene  selbst  besteht 
aus  einem  völlig  gleichen  Boden,  der  überall,  auch  dort,  wo  er 
nicht  in  Kultur  genommen  ist,  den  Grad  der  Fruchtbarkeit  besitzt, 
dass  in  der  siebenschlägigen  Koppelwirtschaft  der  Roggen  nach 
der  Brache  einen  Ertrag  von  8  Berliner  Scheffeln  auf  loo  Quad- 
ratruten liefert.  Wo  die  Benutzung  des  Bodens  ein  Ende  findet, 
dehnt  sich  eine  unkultivierte  Wildnis  aus,  durch  die  der  Staat 
von  der  übrigen  Welt  gänzlich  getrennt  wird.  In  der  Nähe  der 
Stadt  liegen  die  Bergwerke  und  Salinen,  die  das  ganze  Land  mit 
Metallen   und  Salz  versorgen. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich ,  dass  die  Stadt  alle 
gewerblichen  Produkte  für  das  Land  liefern  muss  und  dass  ande- 
rerseits die  Stadt  neben  den  Landwirten  die  einzige  Konsumen- 
tin für  das  auf  der  sie  umgebenden  Fläche  produzierte  Getreide, 
Fleisch,  Brennholz,  Bauholz  u.  s.  w.  ist  und  deshalb  die  hier  ge- 
zahlten Preise  für  das  ganze  Land  massgebend  sind.  Weiter  wird 
angenommen,  dass  die  Güter,  die  alle  von  gleicher  Grösse  sind, 
überall  mit  Konsequenz  bewirtschaftet  werden  und  dass  sie  in 
Bezug  auf  den  Bodenreichtum  in  beharrendem  Zustande  bleiben  ^) '-'). 
Im  übrigen  gleichen  die  Verhältnisse  des  isolierten  Staates  völlig 
denen  der  Wirklichkeit.  So  giebt  es  auch  dort ,  in  der  Stadt 
sowohl  wie  auf  dem  Lande,  den  Unterschied  zwischen  Arm  und 
Reich ^)  u.  s.  w. 

Diese  »bildliche  Darstellung«  ,  diese  >Form,  die  den  Ueber- 
blick  erleichtert  und  erweitert«*),  bietet  ein  neues  vorzügliches 
Mittel  dar,  eine  klare  und  anschauliche  Antwort  auf  die  Frage 
nach  dem  Einfluss  der  Getreidepreise  auf  den  Reinertrag  der  ein- 
zelnen Betriebssysteme  zu  gewinnen.    Der  isolierte  Staat  ist  eigent- 


1)  Isolirter  Staat.     Teil  I.    S.   i.  44.   120.   171.    219. 

2)  Hieraus  ergiebt  sich  ,  dass  der  Ausdruck  »isolirter  Staat«,  abgesehen  von 
seiner  in  den  einleitenden  Worten  hervorgehobenen  praktischen  Unzweckmässigkeit 
auch  gar  nicht  einmal  sehr  zutreffend  ist.  Jedenfalls  wird  das  von  Thünen  kon- 
struierte Gebilde  sehr  unzulänglich  charakterisiert ,  wenn  man  in  der  Bezeichnung 
nur  hervorhebt ,  dass  dieser  Staat  isoliert  liegt ,  von  der  Aussemvelt  völlig  abge- 
schlossen ist.  Die  Eigenschaften,  dass  er  überall  gleichen  Boden  hat,  dass  es  keinen 
Fluss  oder  Kanal  darin  giebt,  dass  er  nur  eine  Stadt  aufweist  u.  s.  w.  sind  minde- 
stens ebenso  wichtig,   wenn  nicht  wichtiger. 

3)  Isolirter  Staat.    Teil  i.    S.  323.   338. 

4)  Ebenda  S.  21. 
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lieh  nichts  weiter,  als  eine  verbesserte  Form  der  bisher  skizzierten 
Methode.  Wie  vorhin  hat  Thünen  auch  hier  ,  um  sein  Ziel ,  die 
Erforschung  eines  einzehien  Faktors  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
in  diesem  Falle  der  Getreidepreise,  zu  erreichen,  genaue  Resultate 
dadurch  ermöglicht,  dass  er  den  Konflikt  mit  den  anderen  Fak- 
toren beseitigte ,  in  dem  dieser  Faktor  »Getreidepreise« ,  in  der 
Wirklichkeit  i.iberall  auftritt.  Im  isolierten  Staat  sind  alle  Güter 
gleich  gross,  sie  alle  haben  Boden  von  gleicher  Güte,  sie  werden 
alle  gleich  rationell  bewirtschaftet  u.  s.  w.  Nur  eins  ist  verschie- 
den :  die  Entfernung  vom  Markt-  und  Absatzort,  von  der  Stadt. 
Also  ist  hier  der  Einfluss  der  Entfernung  vom  Markte  das  eigent- 
liche Problem.-  Das  scheint  zwar  auf  den  ersten  Blick  so,  und  in 
der  That  wird  durch  die  Untersuchungen  des  Isolirten  Staates 
dieser  Faktor  auf  das  Genaueste  erforscht ,  aber  das  letzte  Ziel 
auch  dieses  Teiles  von  Thünens  Schrift  ist  wieder  die  Lösung  des 
Problems:  Wie  wirken  erhöhte  Getreidepreise  auf  den  Reinertrag 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  .^  ^) 

Da  nämlich  im  isolierten  Staate  die  Stadt  der  einzige  Markt 
für  Getreide  ist,  so  normiert  der  Getreidepreis  in  der  Stadt  für 
das  ganze  Land.  Infolgedessen  ist  der  Preis  des  Getreides  auf 
dem  Lande  um  die  Transportkosten  geringer  als  in  der  Stadt. 
Da  die  Transportkosten  im  Verhältnis  der  Entfernung  von  der 
Stadt  immer  grösser  werden,  so  kommt  es,  dass  die  Kornpreise 
allmählich  eben  stetig  abnehmen ,  je  weiter  der  Weg  nach  der 
Stadt  wird.  Wenn  nun  das  Ziel  der  Untersuchung  ist,  zu  berech- 
nen, wie  successrv  verminderte  Preise  auf  die  Bewirtschaftung 
eines  Gutes  einwirken,  so  lässt  sich  mit  Hilfe  des  isolierten  Staates 
das  Resultat  viel  anschaulicher  und  leichter  verständlich  machen. 
Wir  können  mit  seiner  Hilfe  die   Veränderungen,   die  sich  in  der 

i)  Dass  der  Eintluss  der  Getreidepreise  auf  die  Wahl  des  Wirtschaftssystems 
und  nicht  der  Einfluss  der  Entfernung  als  das  eigentliche  Problem  des  Isolirten 
Staates  angesehen  werden  muss,  eine  Thatsache,  die  fast  stets  verkannt  wird,  ergiebt 
sich  aus  zahlreichen  Stellen  des  Werkes.  Hier  sei  nur  auf  folgende  aufmerksam 
gemacht:  »(Der  Verfasser)  fühlte,  durch  eine  innere  Notwendigkeit  getrieben,  das 
Bedürfnis,  über  den  Einfluss  der  Getreidepreise  auf  den  Landbau  zur  klaren  Ansicht 
zu  gelangen.«  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  20  —  »Die  eigentliche  Aufgabe  für  unsere 
nächsten  Untersuchungen  wird  folgende  sein  :  wie  muss  sich  die  Landrente  und  die 
Bewirtschaftungsart  des  Gutes  T.  ändern,  wenn  wir  stufenweise  immer  niedrigere 
Kornpreise  annehmen.  <  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  21  —  Isolirter  Staat.  Teil  2.  Ab- 
teilung I.  S.  2  wird  als  Problem  bezeichnet:  Wie  muss  sich  bei  konsequenter  Be- 
wirtschaftung  mit  der  Aenderung  der  Kornpreise  der  Ackerbau  ändern  ?- 
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Wirklichkeit  zeitlich  nach  einander  abspielen,  gleichsam  rcäumlich 
neben  einander  projizieren. 

:VVir  können  für  jeden  angenommenen  Preis  in  dem  isolierten 
Staat  einen  Standpunkt  nachweisen,  wo  derselbe  Preis  stattfindet. 
Wir  können  uns  dann  das  Gut  nach  dieser  Gegend  versetzt  den- 
ken, und  wir  erhalten  dadurch  eine  bildliche  Vorstellung, 
gleichsam  eine  Charte  der  Veränderungen,  die  das  Gut  durch  die 
verminderten  Kornpreise  erlitten  hat«  ^). 

Da  im  isolierten  Staate  alle  Hauptzweige  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  zu  berücksichtigen  sind  ,  so  durfte  Thünen  sich 
hier  nicht  auf  Fruchtwechsel- ,  Koppel-  und  Dreifelderwirtschaft 
beschränken,  sondern  musste  seine  Untersuchungen  auch  auf  die 
Viehzucht  und  die  Forstwirtschaft  ausdehnen,  was  abermals  eine 
Reihe  äusserst  mühsamer  Rechnungen  erforderte,  auf  die  hier  aber 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann  ,  da  sie  nichts  methodisch 
Neues  enthalten. 

Eine  Kombination  dieser  neuen  mit  den  früheren  Berechnungen 
führte  dann  zu  dem  Ergebnis,  dass  sich  im  isolierten  Staate  um 
die  Stadt  sechs  konzentrische  Ringe  —  Thünen  spricht  meist  von 
»Kreisen«  —  bilden  würden  und  zwar,  von  der  Stadt  aus  gesehen, 
in  folgender  Reihenfolge  : 

I .  Ring:  Freie  Wirtschaft.  Der  Dung  wird  aus 
der  Stadt  gekauft.  Brache  findet  nicht  statt.  Man  braucht  hier 
nicht,  des  blossen  Wechsels  wegen,  Früchte  zu  bauen,  die  durch 
ihr  Preisverhältnis  unvorteilhaft  für  diese  Gegend  sind.  Hier  wer- 
den besonders  die  feineren  Gartengewächse  (Erdbeeren ,  Salat 
n.  s.  w.),  ferner  Kartoffeln,  Kohl,  grüner  Klee,  Heu  und  Stroh  er- 
zeugt werden.  Auch  für  die  Produktion  von  Milch  ist  dieser  erste 
Kreis  der  Ort ,  da  die  Milch  keinen  weiten  Transport  gestattet. 
Um  den  Raum  nach  Möglichkeit  auszunutzen,  wird  man  hier  Stall- 
fütterung einführen.  Die  Grenze  des  ersten  Ringes  liegt  dort,  wo 
es  billiger  wird,  den  Dung  auf  dem  eigenen  Gute  zu  produzieren, 
als  aus  der  Stadt  zu   beziehen  ^). 

Den  2.  Ring  bildet  die  Forst  \v  i  r  t  s  c  h  a  f  t.  Von  hier 
aus  wird  die  Stadt  mit  Brennholz,  Bauholz,  Nutzholz,  Kohlen  u,  s.  w. 
versorgt.  Innerhalb  dieses  Ringes  der  Forstwirtschaft  unterschei- 
det Thünen  wiederum  mehrere  Zonen.  An  dem  inneren,  der  Stadt 
am  nächsten  liegenden  Rande   des  Holzringes,   meint  er,   wird  man 

1)  Isolirter  Staat.    Teil   i,     S.   22    ff. 

2)  Isolirter  Staat     Teil    i.    S.   2—4.    195-219. 
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schnellwüciisige  Bäume  kultivieren,  deren  Holz  als  Brennmaterial 
zwar  dem  Buchenholz  an  Wert  nachsteht,  die  aber  von  derselben 
Fläche  einen  grösseren  jährlichen  Ertrag  an  Holz  liefern.  Die 
weiter  entfernte  Gegend  wird  nur  noch  Brennholz  von  höchstem 
Wert  nach  der  Stadt  liefern  können.  Endlich  wird  die  Produk- 
tion des  Bauholzes  in  dem  der  Stadt  entferntesten  Teile  dieses 
Ringes  geschehen.  Von  hier  aus  wird  die  Stadt  auch  ihre  Koh- 
len beziehen,  denn  der  Abfall  von  Bauholz  kann  wegen  des  wei- 
ten Transportes  nur  so   verwertet  werden  ^). 

Dann  folgen  drei  Ringe  des  Getreidebaues  und  zwar,  ent- 
sprechend den  oben  mitgeteilten  Berechnungen  ,  in  folgender 
Reihenfolge  : 

3.  Ring.      F  r  u  c  h  t  w  e  c  h  s  e  I  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  ^). 

4.  Ring.      Koppelwirtschaft  ^). 

5.  Ring.     Dreifelderwirtschaft"). 

Den  6.  und  letzten  Ring  endlich  nimmt  die  Weide- 
w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  (Viehzucht)  ein  *). 

»Hinter  dem  Kreise  der  Viehzucht  können  nur  noch  einige 
Jäger  zerstreut  in  den  W'äldern  leben,  welche  mit  der  Beschäfti- 
gung und  der  Lebensart  der  Wilden  auch  die  Sitten  derselben 
annehmen  werden.  Die  einzige  Kommunikation,  w^elche  diese  Jäger 
mit  der  Stadt  haben,  besteht  darin,  dass  sie  ihre  wenigen  Bedürf- 
nisse für  die  Felle  wilder  Tiere  eintauschen.  Dies  ist  dann  die 
letzte  Einwirkung,  welche  die  Stadt  auf  diese  Ebene,  die  weiter- 
hin zur  menschenleeren  Wildnis   wird,   ausübt«  ^). 

Die  Bedeutung  des  isolierten  Staates  beschränkt  sich  aber 
nicht  darauf,  das  Gesetz  vom  relativen  Wert  der  einzelnen  Wirt- 
schaftssysteme in  erweiterter  Form  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Vielmehr  verbreitet  »diese  Form  der  Anschauung  -  auch  über  viele 
andere  Punkte  Licht  und  Klarheit  und  ist  einer  so  ausgedehnten 
Anwendung  fähig,  dass  Thünen  sie  für  das  Wichtigste  in  seiner 
ganzen  Schrift  hielt*^). 

1)  Isolirter  Staat.  Teil  I.  S.  171  — 195.  Der  dritte  Teil  des  Isolirteii  Staates, 
>'Grundsätze  zur  Bestimmung  der  Bodenrente,  der  vorteilhaftesten  ümtriebszeit  und 
des  Werts  der  Holzbestände  von  verschiedenem  Alter  für  Kieferwaldungen«,  enthält 
grösstenteils  forsttechnische  Untersuchungen. 

2)  Isolirter  Staat.    Teil   i.    S.   219   ff. 

3)  Ebenda  S.  222. 

4)  Ebenda  S.   228   ff. 

5)  Isolirter  Staat.     Teil   i.    S.   261. 

6)  Vorwort  zur  2.    Autlage  des   Isolirten  Staates.    Teil   i. 
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Der  isolierte  Staat  ist  ein  ganz  vorzügliches  Schema  der 
in  der  Wirklichkeit  überall  zu  beobachtenden  lokalen  und  in- 
ternationalen Verteilung  der  landwirtschaftlichen  Betriebssysteme^) 
und  ist  dadurch  sehr  geeignet ,  das  alte  Phantom  zu  zerstören, 
»als  gäbe  es  ein  für  alle  Entwicklungsstufen  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft giltiges  Ideal  der  Landwirtschaft,  als  sei  jedes  niedere 
Wirtschaftssystem,  jede  extensive  ,  arbeitsparende  Wirtschaft  ein 
Beweis  von  der  Unwissenheit  der  praktischen  Landwirte«^). 

Zugleich  giebt  er  ein  Bild  von  der  agrargeschichtlichen  Ent- 
wickelung  eines  jeden  Landes.  Wie  die  einzelnen  Systeme  in  dem 
nur  in  der  Vorstellung  existierenden  isolierten  Staate  räumlich 
auf  einander  folgen ,  so  lösen  sie  einander  in  der  Wirklichkeit 
zeitlich  ab.  Beispielsweise:  Vor  einem  Jahrhundert  wurde  in 
Mecklenburg  blos  Dreifelderwirtschaft  getrieben,  und  diese  war  den 
damaligen  Verhältnissen  allein  angemessen.  In  den  frühesten  Zeiten 
waren  Jagd  und  Viehzucht  wahrscheinlich  die  einzigen  Quellen 
der  Ernährung.  Dagegen  wird  im  nächsten  Jahrhundert  die  Frucht- 
wechselwirtschaft hier  vielleicht  ebenso  allgemein  sein,  als  jetzt 
die  Koppelwirtschaft <:  ^). 

Mit  ganz  geringen  Modifikationen  dient  der  isolierte  Staat 
weiter  als  Mittel,  die  Gesetze  zu  erforschen,  durch  die  der  Preis 
des  Getreides  bestimmt  wird*),  die  Gründe  aufzufinden,  aus  denen 
die  Landrente  entspringt^),  die  W^irkungen  zu  erkennen,  die  die  auf 
den  Ackerbau  gelegten  Abgaben  haben  ^)  ,  die  Frage  zu  beant- 
worten, wie  eine  Beschränkung  der  Handelsfreiheit  auf  die  Volks- 
wirtschaft wirkt")  u.  s.  w. 


1)  Gelegentlich  wirft  Thünen  die  Frage  auf,  ob  es  nicht  möglich  sei,  mit  Hilfe 
der  hier  angewendeten  Methode  auch  die  Gründe  der  örtlichen  Verteilung  der  ge- 
werblichen Produktion  zu  erforschen.  Er  bejaht  mit  Recht  diese  Frage,  allerdings 
müsse  man  dazu  eine  tiefe  Einsicht  in  das  Wesen  der  einzelnen  Produktionszweige 
haben.  Da  dieses  wichtige  und  interessante  Problem  aber  nur  lose  mit  den  Unter- 
suchungen des  Isolirten  Staates  zusammenhängt  ,  konnte  Thünen  ihm  nur  wenige 
Zeilen  widmen.  Er  begnügte  sich  damit,  einige  Punkte,  die  ihm  besonders  wichtig 
schienen,  hervorzuheben,  Isolirter  Staat.  Teil  I.  S.  31S  ff.,  vgl.  auch  das  Isolirter 
Staat    Teil  2.  Abteilung  2.    S.   120  ff.   Gesagte. 

2)  Isolirter  Staat.    Teil  2.    Abteilung  i.  S.   181. 

3)  Isolirter  Staat.    Teil    I.    S.    262. 

4)  Isolirter  -Staat.    Teil    I.    S.   223   ff. 

5)  Isolirter  Staat.    Teil  i.   S.   227. 

6)  Isolirter  Staat.    Teil  I.    S.   328   ff. 

7)  Isolirter  Staat.  Teil.  i.  S.  321  ff.  lieber  diese  und  die  vorher  genannten 
Fragen  enthält  viel  Interessantes   der  Isolirte   Staat.    Teil   2.    Abteilung   2. 
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Auf  ähnliche  Weise  suchte  Thünen  auch  das  Problem,  das  ihn 
im  2.  Teil  seiner  Schrift  beschäftigte,  die  Frage  nach  dem 
n  a  t  u  r  g  e  m  ä  s  s  e  n  Arbeitslohn  und  dem  n  a  t  u  r  g  e  - 
mässen  Zinsfuss,  der  Lösung  näher  zu  bringen. 

Von  jeher  erfüllte  ihn  das  Los  der  Arbeiter  mit  Mitleid. 
Immer  wieder  drängte  sich  ihm  die  Frage  auf:  Warum  bezieht 
der  Gutsbesitzer  ohne  Mühe  und  Arbeit  eine  Rente  von  seinem 
Boden ;  warum  kann  der  Arbeitslohn  nicht  so  hoch  steigen,  dass 
die  bisherige  Landrente  unter  die  Arbeiter  geteilt  wird,  die  an- 
scheinend einen  viel  gerechteren  Anspruch  darauf  haben  }  Ist  die 
geringe  Belohnung  der  Handarbeit  in  der  Natur  der  Gewerbe 
und  des  Landbaues  begründet ,  und  somit  dem  Willen  der  Vor- 
sehung entsprechend,  oder  ist  der  jetzige  Zustand  durch  Gewalt 
und  Unterdrückung,  der  sich  die  arbeitende  Klasse  nicht  wieder 
entziehen  kann,  herbeigeführt  worden.?^)- 

Es  befriedigte  ihn  nicht,  dass  die  Wissenschaft  die  Höhe  des 
Arbeitslohnes,  wie  er  faktisch  ist,  durch  die  Gesetze  von  Angebot 
und  Nachfrage  erkläre,  er  forderte  vielmehr,  dass  man  das  natur- 
gemässe«  Verhältnis  aufsuche,  nach  dem  das  Produkt  der  Arbeit 
unter  den  Arbeiter,  den  Kapitalisten  und  den  Grundbesitzer  ver- 
teilt ,  also  in  Arbeitslohn,  Kapitalzins  und  Grundrente  zerlegt  wer- 
den müsse.  Dadurch ,  dass  er  für  seine  Untersuchungen  einen 
Schauplatz  auswählte ,  wo  Grund  und  Boden  von  gleicher  Güte 
überall  in  beliebiger  Menge  zur  Verfügung  stehe,  schaltete  er  den 
dritten  Faktor,  die  Grundrente  aus  und  behielt  nur  noch  zwei  un- 
bekannte Grössen,  xArbeitslohn  und  Kapitalzins,  übrig. 

Das  Kapital  ist  nach  Thünen  nichts  weiter  als  angesammeltes 
Arbeitsprodukt ,  also  vollbrachte  Arbeit  ^).  Zum  Unterschiede 
davon  nennt  er  die  eigentliche  Arbeit  »fortlaufende  Arbeit«.  Ka- 
pital und  fortlaufende  Arbeit  sind  ihm  im  wesentlichen  Eins, 
nur  in  der  Zeitfolge  verschieden  wie  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart. 

Da  es  sich  darum  handelt,  das  naturgemässe  Verhältnis  zwi- 
schen Arbeitslohn  und  Kapitalzins  aufzufinden,  so  gilt  es,  zunächst 
die  Entstehung  des  Kapitals  aus  fortlaufender  Arbeit  zu  ergrün- 
den, da  es  nur  so  möglich  ist,  das  Verhältnis  zififern massig  zum 
Ausdruck  zu  bringen.  Dezennien  hindurch  mühte  Thünen  sich 
vergebens  ab,  dieses  Verhältnis  für  den  isolierten  Staat  in  seiner 

i)  Isolirter  Staat.  Teil  2.   Abteilung  i.   S,  64  f. 
2)  Isolirter  Staat.    Teil  2.    Abteilung   i.    S.  24. 
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bisherigen  Gestalt  zu  ermitteln,  bis  er  plötzlich  den  Grund  erkannte, 
der  alle  seine  bisherigen  Versuche  vereitelt  hatte. 

;>Erst  spät,  sagt  er^),  zu  spät  wegen  der  verlorenen  Zeit  und 
Mühe  ist  mir  der  Grund  der  Unlöslichkeit  der  Aufgabe  klar  ge- 
worden. Nur  da,  wo  die  Natur  freiwillig,  d.  i.  ohne  Zuthun  des 
Menschen,  Pisang  und  Kokospalmen  erzeugt,  wo  die  Wärme  des 
Klimas  weder  Kleidung  noch  Wohnung  zu  den  absoluten  Bedürf- 
nissen der  Menschheit  macht,  nur  da  kann  aus  der  Arbeit  an  sich 
Kapital  erwachsen. 

Nachdem  in  diesem  paradiesischen  Lande  Kapitale  gesammelt 
sind,  gleichzeitig  aber  auch  die  Volksmenge  sich  so  vermehrt  hat, 
dass  der  Raum  beengt  wird ,  indem  aller  fruchtbare  Boden  das 
Eigentum  Einzelner  geworden  ist,  können  einzelne  Stämme  sich 
abtrennen ,  auswandern  und  mit  Hilfe  des  erworbenen  Kapitals, 
Vieh,  Nahrungsmittel,  Gerätschaften  u.  s.  w.,  auch  in  solchen  Län- 
dern, wo  der  Mensch  ohne  Kapital  nicht  leben  kann,  ihren  reich- 
lichen Unterhalt  finden. 

Auch  Europa  gehört  zu  den  Ländern,  die  nur  durch  Einwan- 
derung von  Menschen,  die  mit  Kapital  versehen  waren,  bevölkert 
werden   konnten. 

Die  Unslöslichkeit  der  obigen  Aufgabe  erklärt  sich  nun  da- 
durch, dass  das  uranfängliche  Kapital  nicht  in  Europa  geschaft'en 
ist,  sondern  aus  Ländern  stammt,  wo  andere  Gesetze  der  Kapital- 
bildung herrschen  als  hier. 

Thünen  verlässt  deshalb  den  im  wesentlichen  auf  mitteleuro- 
päischen Verhältnissen  beruhenden  isolierten  Staat  und  konstruiert 
eine  neue  Wirtschaftsorganisation,  die  wir  als  den  isolierten  Tro- 
penstaat bezeichnen  können.  Für  diesen  isolierten  Tropenstaat 
gelten  folgende  Vorraussetzungen  ; 

1.  In  dieses  Land  wird  ein  mit  allen  Fähigkeiten  der  zivili- 
sierten europäischen  Nationen  ausgerüstetes  Volk  versetzt ,  das 
aber  kein  Kapital,   also  auch  keine  Werkzeuge  besitzt-). 

2.  Dieses  Volk  soll  mit  anderen  Nationen  in  keinem  Handels- 
verkehr stehen  und  überhaupt  von  der  übrigen  Menschheit  völlig 
getrennt  sein. 

3.  In  den  Gebirgen  dieses  Landes  sind  alle  Metalle  vorhan- 
den, die  die  europäische  Industrie  zu  ihren  Erzeugnissen  und  Fa- 
brikaten gebraucht. 

1)  Isolirter  Staat.    Teil  2.   Abteilung  i.    S,  113. 

2)  Isolirter  Staat.    Teil  2.    Abteilung   i.    S.   SS. 
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4.  Der  Volksstamm  ist  zahlreich  genug,  um  die  Teilung  der 
Arbeiten,  wie  sie  in  Europa  stattfindet,  einführen  zu  können,  so- 
bald nur  das  dazu   erforderliche  Kapital  vorhanden  ist. 

5.  Das  von  diesem  Volke  bewohnte  Land  ist  überall  von 
gleicher  Fruchtbarkeit  und  zugleich  so  ausgedehnt ,  dass  jeder 
Bewohner  Land  umsonst  in  Besitz  nehmen  kann. 

6.  Es  giebt  in  diesem  Lande  keinen  Unterschied  zwischen 
Herren  und  Dienern ;  jeder  ohne  Unterschied  ist  Arbeiter  und 
muss  durch   Arbeit  sich  seinen  Unterhalt  erwerben. 

7.  Die  Intelligenz  der  Bewohner  des  Tropenstaates  ist  eine 
gleichbleibende.  Auch  von  einem  Fortschritt  der  geistigen  Ent- 
wickelung  musste  abstrahiert  werden  ,  wenn  die  Entstehung  des 
Kapitals  lediglich  durch  den  Faktor  Arbeit  bedingt  sein  soll. 

Da  in  einem  solchen  Tropenstaate  die  Kapitalbildung  ganz 
von  innen  heraus  ohne  einen  äusseren  Einfluss  erfolgt,  meint  Thü- 
nen, dürfen  wir  hoffen  ,  durch  eine  Betrachtung  der  in  ihm  sich 
abspielenden  wirtschaftlichen  Vorgänge  am  ersten  den  inneren 
Zusammenhang  zwischen  Kapital  und  Zinsfuss  zu  erkennen. 

In  der  That  ist  nicht  zu  leugnen  ,  dass  die  Verhältnisse  des 
isolierten  Tropenstaates  vorzüglich  geeignet  sind,  die  Entstehung 
des  Kapitals  zu  studieren.  Es  mag  dabei  völlig  dahingestellt 
bleiben,  ob  das  von  Thünen  hieraus  gefolgerte  Verhältnis  zwischen 
Arbeit  und  Kapital,  ob  die  weiterhin  angestellte  Berechnung,  wel- 
cher Arbeitslohn  im  isolierten  Staat  gezahlt  werde  und  das  End- 
resultat, die  mathematische  Formulierung  des  naturgemässen  Ar- 
beitslohns und  des  naturgemässen  Zinsfusses  als  richtig  zu  be- 
trachten sind.  Wenn  eine  Lösung  dieses  Problems  überhaupt 
möglich  ist,  so  wäre  die  Konstruktion  des  isolierten  Tropenstaates 
jedenfalls  ein  äusserst  geeigneter  Weg  dazu. 

Der  zweite  Teil  des  Isolirten  Staates  enthält  auch  neben 
dieser  Untersuchung  noch  eine  grosse  Anzahl  äusserst  fruchtbarer 
Gedanken  und  Anregungen,  die  vielfach  wieder  auf  dem  isolierten 
Staat  aufgebaut  sind,  wie  er  im  ersten  Teil  des  Werkes  konstruiert 
ist.  Da  die  vorliegende  Arbeit  jedoch  lediglich  die  Methode  cha- 
rakterisieren will  und  jene  Abhandlungen  in  methodischer  Hinsicht 
nichts  Abweichendes  bieten,  so  kann  auf  sie  hier  nicht  näher  ein- 
gegangen werden. 

Natürlich  gelten  die  für  den  isolierten  Staat  gefundenen  Ge- 
setze nicht  ohne  weiteres  auch  für  die  Wirklichkeit,  weil  hier  die 
Voraussetzungen  jenes  nur  in  der  Vorstellung  bestehenden  Staates 
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nicht  zutreffen.  Im  isolierten  Staat  war  der  Einfluss  aller  anderen 
Faktoren  gebunden  ;  will  man  deshalb  die  Lehren  des  isolierten 
Staates  für  die  Wirklichkeit  nutzbar  machen,  so  muss  man  be- 
rücksichtigen, dass  hier  das  freie  Spiel  einer  grossen  Menge  von 
Kräften  waltet,  die  den  Einfluss  jener  einzelnen  Kraft  durchkreu- 
zen, verstärken  oder  aufheben^).  Thünen  selbst  macht  besonders 
auf  folgende  Punkte  aufmerksam : 

I.  In  der  Wirklichkeit  giebt  es  kein  Land,  dessen  Boden 
überall  von  gleichem  Reichtum  und  gleicher  physischer  Beschaf- 
fenheit ist.  Kaum  ein  einziges  Landgut  giebt  es ,  für  das  diese 
Annahme  zutrifft.  »Fast  jedes  Gut  besteht  aus  einem  Gemisch 
von  gutem  und  schlechtem  Boden,  von  Acker,  der  zum  Teil  eine 
hohe,  zum  Teil  eine  geringe  Ertragsfähigkeit  besitzt.«  Als  Bei- 
spiele solchen  minderwertigen  Bodens  zählt  Thünen  auf:  Acker 
von  schlechter  physischer  Beschaffenheit,  von  geringem  Reichtum, 
der  sehr  weit  vom  Hofe  entfernt  liegt,  der  zu  seiner  Entwässerung 
vieler  und  tiefer  Gräben  bedarf,  der  nahe  an  Wiesen  und  mit 
diesen  fast  in  einem  Niveau  liegt,  der  mit  vielen  in  spitzen  W^in- 
keln  zusammenlaufenden  Gräben  durchschnitten  ist,  der  viele  Steine 
enthält,  der  von  hohem  Holz  umgeben  ist  u.  dergl.   mehr-). 

1)  Diesen  wichtigen  Punkt  beurteilt  völlig  falsch  Knapp  in  seiner  Dissertation 
»Zur  Prüfung  der  Untersuchungen  Thünens  über  Lohn-  und  Zinsfuss  im  Isolirten 
Staat«  (Braunschweig  1865).  Er  macht  (a.  a.  O.  -S.  1)  einen  unhaltbaren  Unterschied 
zwischen  einem  i»  freien  isolierten  Staat  -  ,  der  »gar  keiner  Bedingung  unterworfen 
ist«  und  einem  »bedingten  isolierten  Staat«,  wie  er  die  Konstruktion  Thünens  nennt. 
Diesem  bedingten  isolierten  Staat  wird  dann  alle  praktische  Bedeutung  abgesprochen. 
So  sagt  Knapp  in  Bezug  auf  den  naturgemässen  Arbeitslohn  :  »Es  ist  unzweifelhaft  ge- 
worden, dass  die  Gleichung  Thünens  zwischen  Lohn  und  Zinsfuss  nur  für  den  be- 
dingten isolierten  Staat  gilt.  Alles',  was  mit  Hilfe  dieser  Gleichung  später  von 
Thünen  gefunden  wird,  ist  also  denselben  Beschränkungen  unterworfen  und  könnte, 
wenn  im  Uebrigen  unanfechtbar ,  doch  nur  auf  Zustände  bezogen  werden ,  deren 
Gesetze  für  die  Wirklichkeit  ohne  Bedeutung  sind.  Würde  mit  Hilfe  dieser  Glei- 
chung ein  »natürlicher«  Lohn  gefunden,  so  hätte  man  also  nicht  das  geringste  Recht, 
zu  glauben,  dass  sich  derselbe  irgend  einmal  verwirklichen  oder  dass  man  sich  dem- 
selben nähern  könne :  man  müsste  denn  vorher  beweisen,  dass  sich  die  menschliche 
Gesellschaft  jenen  Voraussetzungen  nähert,  die  wir  durch  den  Ausdruck  abedingter 
isolierter  Staat«  zusammenfassen  (a.  a.  O.  S.  14).  Und  in  demselben  Sinne  erklärt 
er  weiterhin  (a.  a.  O.  S.  26),  dass  »uns  der  bedingte  isolierte  Staat  nicht  interessiert, 
denn  wozu  die  Erforschung  des  Lohnes  unter  den  Bedingungen  des  festen  Getreide- 
preises und  der  festen  Bevölkerung.«  Knapp  wird  treffend  widerlegt  von  Brentano 
(Ueber  J.  H,  von  Thünens  naturgemässen  Lohn  und  Zinsfuss  im  isolirten  Staate. 
Dissertation.    Göttingen  1867.    S.  13  ff.). 

2)  Isolirter  Staat.    Teil  i.    S.   268  ff.   332. 
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2.  Es  giebt  keine  einzige  grosse  Stadt,  die  nicht  an  einem 
Fluss  oder  schiffbaren  Kanal  liegt  ^). 

3.  Jeder  Staat  von  bedeutendem  Umfange  mit  einer  grossen 
Hauptstadt  hat  ausser  dieser  Hauptstadt  noch  viele  kleinere  Städte, 
die  zerstreut  im  Lande  liegen  -). 

4.  In  der  Wirklichkeit  findet  infolge  der  weiten  Entfernungen 
und  der  Einfuhrzölle  selten,  oder  fast  nie,  eine  so  starke  Einwir- 
kung der  rohen,  bloss  Viehprodukte  liefernden  Landstriche  auf 
den  Preis  der  animalischen  Erzeugnisse  statt,  wie  dies  im  isolier- 
ten Staate  der  Fall  ist^). 

5.  Im  isolierten  Staat  ist  als  Zweck  der  Wirtschaft  immer 
vorausgesetzt,  den  Boden  hinsichtlich  seines  Reichtums  in  behar- 
rendem Zustand  zu  erhalten.  In  der  Wirklichkeit  kommen  dagegen 
oft  Fälle  vor,  wo  es  nicht  auf  den  höchsten  Geldertrag,  sondern 
auf  die  Bereicherung  des  Bodens  ankommt  ^). 

6.  In  der  Wirklichkeit  hat  der  Landwirt  nicht  nur  die  Wahl 
zwischen  Fruchtwechsel- ,  Koppel-  und  Dreifelderwirtschaft,  son- 
dern neben  diesen  drei  Haupttypen  kommen  noch  eine  unzählige 
Menge  von  allmählichen  Abstufungen  zwischen  diesen  Systemen 
in  Frage"). 

7.  Gänzlich  unberücksichtigt  geblieben  sind  im  isolierten 
Staate  eine  Reihe  von  Kulturzweigen  und  landwirtschaftlichen 
Nebenbetrieben,  die  in  der  Wirklichkeit  von  grossem  Einfluss  auf 
den  Ertrag  der  Landwirtschaft  sind.  So  nennt  Thünen  selbst : 
Branntweinbrennerei,  Schäferei,  Produktion  der  Handelsgewächse 
(z.  B.  Raps,  labak,  Zichorien,   Kleesamen,  Flachs)"). 

8.  Im  isolierten  Staate  wird  die  Landwirtschaft  überall  ratio- 
nell betrieben.  In  der  Wirklichkeit  dagegen  ist  nach  Thünens 
Ausspruch  eine  konsequente  Wirtschaftsführung  als  Ausnahme 
anzusehen.  Vor  allem  führt  der  Landmann  keine  Bücher  und  ist 
deshalb  nicht  unterrichtet  über  die  Rentabilität  der  einzelnen  Teile 
seiner  Feldmark.  Es  ist  ihm  schwer  klar  zu  machen,  dass  gewis- 
ser Boden  überhaupt  keinen  Reinertrag  bringt,  sondern  nur  Kosten 
erfordert.    Er  bearbeitet  deshalb  zu  seinem  eigenen  grossen  Scha- 

l)  Isohrter  Staat,  Teil  i.  S.  268.   273. 

2)  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  268.  273  f. 

3)  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  269.  275  f. 

4)  Isolirter   Staat.  Teil  i.  S.  156. 

5)  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  163  ff. 

6)  Isolirter  Staat.  Teil  i.  S.  276  ff. 
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den  das  L^anze  Gut,  auch  wenn  einzelne  Teile  des  Ackers  sehr 
schlecht  und  die  Kornpreise  sehr  niedrig  sind^). 

9.  Im  isolierten  Staate  ist  angenommen,  dass  alle  Verhältnisse 
sich  im  Zustande  der  Beharrung  befinden,  in  der  Wirklichkeit  da- 
gegen herrscht  eine  ewige  Veränderung. 

Berücksichtigt  man  dies,  so  wird  man  nicht  voreilig  auf  Grund 
einer  einzelnen  Thatsache  der  Wirkhchkeit  zu  dem  Schlüsse  kom- 
men ,  dass,  weil  diese  den  Gesetzen  widerspricht,  die  Gesetze 
selbst  falsch  sein  müssten-). 

III.   Das  Verhältnis    der    Methode    Thünens    zu    den    anderen 
Methoden  nationalökonomischer  Forschung. 

Es  ist  falsch  ,  die  Methode  des  Isolirten  Staates  —  wie  das 
geschehen  ist  —  als  deduktiv  zu  bezeichnen;  sie  ist  im  Gegen- 
teil reinste  hiduktion.  Der  deduktive  Forscher  geht  von  einzel- 
nen allgemeinen  Sätzen  aus  und  leitet  aus  ihnen  auf  rein  logi- 
schem Wege  seine  Folgerungen  ab.  Anders  ist  der  Weg,  den 
Thünen  sich  erwählt,  wenn  es  auch  auf  den  ersten  Blick  den 
Anschein  gewinnt,  als  sei  sein  Verfahren  ein  ähnliches. 

Freihch  besass  Thünen  zweifellos  von  Haus    aus  eine  grosse 


i)  Vgl.  Isolirter  Staat.  Teil  i.    S.  334  f.   351. 

2)  Thünen  selbst  macht  auf  einen  solchen  Fall  aufmerksam.  In  den  Jahren 
1820 — 26  waren  die  Kornpreise  im  nördlichen  Deutschland  fast  bis  zu  dem  Punkt 
gesunken ,  wo  nach  Thünens  Untersuchungen  die  Dreifelderwirtschaft  vorteilhafter 
wird  als  die  Koppelwirtschaft.  »Aber  die  Landwirte  jener  Zeit  suchten  und  fanden 
ihre  Rettung  in  einer  Wirtschaft  mit  vermehrter  Erzeugung  von  Viehprodukten  und 
nicht  in  dem  Uebergang  zur  Dreifelderwirtschaft.  •;  Diese  Abweichung  von  dem  aus 
der  Untersuchung  des  isolierten  Staates  gewonnenen  Satze  erklärt  sich  aus  fol- 
gendem : 

1.  Im  isolierten  Staate  ist  ein  beharrender  Zustand  zu  Grunde  gelegt.  Die 
Wohlfeilheit  des  Getreides  in  den  Jahren  1820—26  war  ein  unnatürlicher  Zustand, 
der  keine  Dauer  haben  konnte,  denn  der  niedrige  Preis  war  nicht  hervorgerufen  durch 
das  Unvermögen  der  Konsumenten,  mehr  zu  bezahlen,  sondern  durch  das  übermäs- 
sige, den  Konsum  weit  übersteigende  Angebot,  die  Folge  einer  Reihe  äusserst  frucht- 
barer Jahre  und  der  gleichzeitig  eingetretenen  Kornsperre  Englands. 

2.  In  dem  isolierten  Staate  ist  die  kultivierte  Ebene  von  einem  blos  Viehzucht 
treibenden  Kreise  umgeben,  aus  welchem  die  Viehprodukte  zu  einem  so  niedrigen 
Preise  geliefert  werden  ,  dass  die  Rente  aus  der  Viehzucht  in  den  der  Stadt  nahe 
gelegenen  Gegenden  negativ  wird.  Von  dem  grössten  Teil  Deutschlands  sind  dagegen 
die  rohen,  blos  Viehzucht  treibenden  Länder  entweder  soweit  entfernt,  oder  die  Ein- 
fuhr der  Viehprodukte  aus  denselben  ist  durch  Zölle  so  erschwert  ,  dass  der  Preis 
der  animalischen  Erzeugnisse  hoch  genug  ist,  um  durch  Viehzucht  eine  Rente  vom 
Boden  zu  gewinnen.«     Isolirter  Staat,    Teil  2.    Abteilung    i,    S.  19—22. 
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Anlage  zu  deduktiveni  Vorgehen.  Schon  die  früh  bei  ihm  her- 
vortretende Neigung  zur  Mathematik  macht  es  wahrscheinhch, 
dass  Thünen  zunächst  diesen  Weg  der  Forschung  eingeschlagen 
hat  und  seine  Briefe  bestätigen  in  der  That  diese  Vermutung. 
Erst  später  hat  er  sich  von  dieser  Methode  abgewandt  und  seine 
Untersuchungen  auf  die  von  ihm  genau  beobachteten  konkreten 
Thatsachen  der  Wirklichkeit  gegründet.  So  schreibt  er  selbst, 
zunächst  allerdings  nur  von  seinen  statischen  Arbeiten,  in  einem 
Briefe  vom  31.  Dezember  1820:  »Als  ich  vor  15  Jahren  zuerst 
den  Gesetzen  über  die  Aussaugungskraft  der  Gewächse  u.  s.  w. 
auf  die  Spur  kam,  wurde  ich  von  diesen  Ideen  begeistert;  sie 
schienen  mir  wichtig  genug,  um  ihrer  Fortbildung  mein  Leben 
zu  widmen.  Es  war  für  mich  eine  schöne  Zeit,  als  ich,  meiner 
Phantasie  freien  Spielraum  lassend  ,  Schlüsse  auf  Schlüsse  baute 
und  immer  zu  neuen  Entdeckungen  fortschritt.  Aber  ich  bemerkte 
zu  meinem  Leidwesen  bald,  dass  alles  ,  was  ich  auf  diese  Weise 
schuf,  in  seinen  Endresultaten  doch  nie  mit  der  Wirklichkeit  über- 
einstimmen konnte  und  dass,  Avenn  ich  etwas  wahrhaft  Nützliches 
und  praktisch  Brauchbares  hervorbringen  wollte,  ich  mir  die  Grund- 
lage zu  meinem  Kalkül  erst  aus  der  Erfahrung  entnehmen  müsse. 
Als  ich  dies  klar  erkannt  hatte  ,  legte  ich  mir  das  harte  Gesetz 
auf,  mit  dem  Fortschreiten  in  den  Ideen  inne  zu  halten  und  alle 
Kraft  und  Zeit  auf  die  Erforschung  der  Wirklichkeit  zu  verwen- 
den. Dies  wurde  nun  für  meine  nächste  Lebenszeit  entschei- 
dend« ij. 

Am  schärfsten  tritt  der  induktive  Charakter  der  Methode 
Thünen's  hervor ,  wenn  man  sie  etwa  mit  dem  Verfahren  seines 
grossen  Zeitgenossen  David  Ricardo  vergleicht.  Während  bei 
Thünen  überall  die  exakt  ermittelten  Zahlen  den  Ausgangspunkt 
bilden  und  aus  ihnen  die  Resultate  gefolgert  werden  ,  vermeidet 
Ricardo  fast  ängstlich  jede  Bezugnahme  auf  Ergebnisse  der  Em- 
pirie. Ueberall  stellt  er  an  die  Spitze  seiner  Untersuchungen 
einige  allgemeine  Sätze  und  Behauptungen,  die  ihm  als  schlecht- 
hin feststehend  gelten  und  ohne  auch  nur  den  geringsten  Ver- 
such zu  machen,  diese  Sätze  an  den  Thatsachen  der  Wirklichkeit 
zu  prüfen  oder  sie  damit  zu  vergleichen,  leitet  er  aus  ihnen  durch 
äusserst  scharfsinnige  Deduktionen  seine  Schlüsse  ab.  Charak- 
teristisch für  ihn  ist    —    sagt  K.   Dielil ,    ein  genauer  Kenner   Ri- 


i)  Schumacher,  Forscherleben   S.   46    f. 
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cardos^)  —  >das  Bestreben,  das  ganze  unendlich  verwickelte  Ge- 
triebe der  Volkswirtschaft  aus  wenigen  axiomatischen  Sätzen  ab- 
zuleiten; seine  Principles«  lesen  sich  stellenweise  wie  ein  mathe- 
matisches Lehrbuch.  Von  der  Annahme  ausgehend,  dass  Privat- 
eigentum und  Tauschverkehr  schlechthin  notwendige  Kategorieen 
alles  Wirtschaftslebens  seien  und  weiter  von  der  Annahme  aus- 
gehend ,  dass  im  Wirtschaftsleben  die  Menschen  sich  gegenüber- 
ständen ,  von  dem  Drange  beseelt ,  ihren  Vorteil  zu  erringen  — 
konstruiert  er  von  diesen  Voraussetzungen  aus  seine  Gesetze  des 
Arbeitslohns,  der  Grundrente  etc.« 

So  behauptet  Ricardo  in  seinem  berühmten  Kapitel  über  die 
Landrente:  »The  most  fertile  and  most  favourably  situated  land 
will  be  first  cultivated ,  and  the  exchangeable  value  of  its  pro- 
duce  will  be  adjusted  in  the  same  manner  as  the  exchangeable 
value  of  all  other  commodities ,  by  the  total  quantity  of  labour 
necessary  in  various  forms  ,  from  first  to  last,  to  produce  it  and 
bring  it  to  market.  When  land  of  an  inferior  quality  is  taken 
into  cultivation,  the  exchangeable  value  of  raw  produce  will  rise, 
because  more  labour  is  required  to  produce  it.«  Dieser  Satz 
wird  mit  keiner  weiteren  Zeile  begründet  oder  aus  der  Wirklich- 
keit erwiesen,  es  werden  keine  weiteren  praktischen  Erfahrungen 
zur  Hilfe  genommen  und  bei  der  Beweisführung  verwertet ,  son- 
dern er  gilt  ihm  einfach  als  Axiom  und  auf  rein  logischem  Wege 
wird  aus  ihm  das  Wesen  der  Grundrente  gefolgert. 

Ganz  anders  geht  Thünen  zu  Werke.  Er  leitet  nicht  aus 
allgemeinen  Grundsätzen  und  Prinzipien  Einzelresultate  ab ,  son- 
dern er  gewinnt  umgekehrt  durch  eine  vergleichende  Betrachtung 
der  konkreten  individuellen  Eigenschaften  allgemeine  Regeln. 
Thünen  »erklärt  das  wirkliche  Verkehrsleben  unter  Darlegung 
der  Gesetzmässigkeit  seiner  Erscheinungen  und  lehrt  Grundsätze 
für  reale  Betriebseinrichtung  und  Betriebsleitung.  Er  ist  nicht 
aus  Ideen  auf  die  Wirklichkeit  herab,  sondern  aus  der  Wirklich- 
keit vieljähriger  Thatsachen  zu  Ideen  hinaufgestiegen«  -). 

Da  er  nun  nicht  das  ganze  Gebiet  menschlichen  Wirtschafts- 
lebens beschreiben  und  kausal  erklären  will ,  sondern  sein  Pro- 
blem vielmehr  dahin  lautet,  ganz  bestimmte  einzelne  Erscheinungen 
des  ökonomischen  Lebens  wissenschaftlich    zu  erforschen  und  zu 


i)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    2.  Aufl.  Bd.  6.   S.  427. 
2)  Annalen  der  Landwirtschaft  in  den  Königlich  Preussischen  Staaten.    22.  Jahr- 
gang 1864.    Heft  VII.  u.  VIII.    S.  81. 
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beleuchten,  so  musste  er  für  die  Zwecke  seiner  Untersuchung, 
wie  das  schon  oben  dargestellt  ist,  diese  einzelnen  Faktoren  iso- 
lieren ,  d.  h.  er  musste  abstrahieren  von  allen  anderen  Kräften 
und  Einfli-issen,  mit  denen  gepaart  jene  Faktoren  in  Wirklichkeit 
immer  auftreten.  So  wählt  Thünen  für  den  ersten  Teil  seines 
Werkes  Objekte  aus,  in  denen  sich  alle  auf  den  Ertrag  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  einwirkenden  Faktoren  in  gleicher 
Stärke  finden  und  bei  denen  nur  die  Getreidepreise  —  deren 
Wirkung  er  gerade  untersuchen  will  —  verschieden  sind. 

»Diese  Geistesoperation  ist  analog  dem  Verfahren,  welches 
wir  bei  allen  Versuchen  in  der  Physik  anwenden,  wo  wir  näm- 
lich nur  die  eine  zu  erforschende  Potenz  quantitativ  steigern,  alle 
übrigen  Momente  also  unverändert  lassen^).« 

Aus  dieser  Annahme  ergeben  sich  durchaus  nicht  die  Resul- 
tate des  Isolirten  Staates;  diese  werden  vielmehr  lediglich  an 
der  Hand  der  empirisch  ermittelten  Thatsachen  gefunden,  die 
Annahme  dient  nur  dazu,  uns  die  Gewissheit  zu  geben,  dass  die 
gefundenen  Resultate  auch  wirklich  die  Resultate  dieses  einen 
Faktors  sind,  dessen  Wesen  wir  näher  kennen  lernen  möchten  -). 

i)  Isolirter  Staat.   Teil   2.  Abteilung    i.   .S.    5. 

2)  Dieses  isolierende  Verfahren  hat  Thünen  mit  Ricardo  gemein,  nur  dass  die 
Isolierung  bei  diesem  mit  Deduktion ,  bei  jenem  mit  Induktion  verbunden  auftritt, 
Ricardo  geht  überall,  wenigstens  in  seinem  Hauptwerk  —  anders  freilich  in  seinen 
Parlamentsreden  und  Briefen!  vgl.  darüber  Diehl  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften 2.  Aufl.  6.  Bd.  S.  428  —  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  das  Eigen- 
interesse, der  wirtschaftliche  Egoismus  die  einzige  Triebfeder  alles  menschlichen 
Handelns  sei,  dass  alle  Menschen  ohne  Unterschied  mit  gleicher  Klarheit  erkennen, 
was  ihnen  vorteilhaft  sei  und  mit  gleicher  Intensität  danach  streben,  das  als  vor- 
teilhaft Erkannte  zu  verwirklichen,  dass  endlich  auch  der  Staat  diesem  Streben  keine 
Hindernisse  entgegensetzt,  sondern  dem  durch  keine  Unterschiede  in  den  Anlagen  und 
geistigen  Fähigkeiten  nuancierten,  durch  keinerlei  ethische  und  altruistische  Motive 
gezügelten  Eigennutz  freie  Bahn  lässt.  Eine  solche  isolierende  Annahme  lässt  uns 
klarer  und  deutlicher  als  das  sonst  möglich  gewesen  wäre,  das  isolierte  Objekt,  die 
wirtschaftlichen  Triebe  des  Menschen  verstehen,  aber  keineswegs  dürfen  wir  die  auf 
diese  Weise  gefundenen  Resultate  ohne  weiteres  auf  die  Wirklichkeit  übertragen, 
denn  hier  herrschen  ganz  andere  Verhältnisse,  sind  noch  zahlreiche  andere  Faktoren 
mitthätig ;  in  der  Wirklichkeit  lassen  die  Menschen  sich  eben  nicht  schlechtweg  durch 
ihren  Eigennutz  leiten,  hier  sind  nicht  alle  gleich  gut  für  den  struggle  of  life  aus- 
gerüstet und  hier  gestatten  die  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Institutionen  keines- 
wegs eine  unbeschränkte  Entfesselung  des  Egoismus. 

Ebenso  bieten  uns  die  von  Thünen  gefundenen  Resultate  einen  trefflichen  Ein- 
blick in  das  Wesen  der  einzelnen  für  die  Zwecke  der  Untersuchung  nach  Analogie 
der  Naturwissenschaften  isolierten  Faktoren,  aber  wir  dürfen  auch  diese  Erkenntnisse 
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Auf  diese  rein  induktive,  isolierende  Weise  ermöglicht  Thiinen 
eine  genauere  und  zuverlässigere  Kenntnis  der  einzelnen  im  wirt- 
schaftlichen Leben  wirksamen  Kräfte,  aber  er  bleibt  hierbei  nicht 
stehen.  Er  steigt  von  den  exakt  ermittelten  konkreten  Einzel- 
thatsachen  zu  allgemeinen  Sätzen  empor,  schält  aus  der  Fülle  der 
Erscheinungen  das  Gesetz  heraus,  und  das  Mittel,  das  ihn  hierzu 
befähigt,  ist  die  Vergleichung,  jenes  wichtigste  methodische 
Hülfsmittel  aller  Geisteswissenschaften. 

Auf  dreierlei  Weise  kann  eine  solche  Vergleichung  durchge- 
führt werden. 

Vielleicht  die  für  den  Forscher  einfachste  Methode  ist,  an 
der  Hand  statistischen  Materials  die  Untersuchung  auszuführen. 
Der  grosse  Vorteil  dieses  Verfahrens  beruht  darauf,  dass  die 
Zahlen  der  Statistik  in  viel  höherem  Masse  als  die  auf  Grund 
weniger  Einzelthatsachen  ermittelten  Resultate  alles  nebensäch- 
lichen und  zufälligen  Charakters  entkleidet  sind  und  das  Typische 
reiner  erkennen  lassen,  denn  in  dem  Masse  wie  die  Zahl  der  be- 
obachteten Fälle  sich  vermehrt,  verblassen  in  dem  Gesamtresultat 
die  individuellen  Nuancen,  und  das  Typische,  das  Gemeinsame 
tritt  deutlicher  hervor. 

Dieser  Weg  der  Forschung  war  jedoch  für  J.  H.  von  Thünen 
ungangbar.  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  die  Statistik  zur  Zeit 
der  Abfassung  des  Isolirten  Staates  noch  keine  sehr  in  die  Breite 
gehende  Thätigkeit  entfaltete  und  es  somit  an  Material  gebrach, 
sind  die  von  Thünen  behandelten  Verhältnisse,  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  eines  grossen  Betriebes  ,  so  intimer  und  diskreter 
Natur,  dass  sie  sich  der  statistischen  Erfassung  meist  völlig  un- 
zugänglich erweisen,    auch  dann,    wenn    die    Betriebsleiter  genau 

nicht  schlechthin  auf  die  Wirklichkeit  anwenden.  Vielmehr  müssen  wir,  wenn  dies 
geschehen  soll,  auch  alle  andern  einwirkenden  Faktoren  berücksichtigen,  wie  das  am 
Ende  des  zweiten  Abschnittes  dieser  Arbeit  eingehend   dargestellt  ist. 

»Der  isolierte  Staat  Thünens  ist  ein  Apparat  zum  Beobachten  ökonomischer 
Kräfte,  wie  der  leere  Raum  für  die  Beobachtung  physischer  Kräfte.  Wie  das  New- 
ton'sche  Gravitationsgesetz  zunächst  nur  für  diesen  gilt,  so  gelten  die  mittelst  des 
isolierten  Staats  gefundenen  Gesetze  zunächst  nur  für  ihn.  Niemand  wird  aber  sagen, 
das  Gravitationsgesetz  habe  für  die  Wirklichkeit  keine  Geltung  ,  weil  es  sich  hier 
wegen  des  Widerstandes  der  Luft  nicht  immer  klar  erkennen  lässt.  So  kann  auch  nicht 
mit  Recht  gesagt  werden ,  der  bedingte  isolierte  Staat  und  seine  Gesetze  seien  für 
die  Wirklichkeit  ohne  Bedeutung.  Was  für  den  isolierten  Staat  gilt ,  gilt  auch  für 
die  Wirklichkeit;  nur  gelangen  da  die  einzelnen  Gesetze  nicht  so  klar  zur  Anschau- 
ung, da  der  Erfolg  ihrer  Wirkung  durch  die  Wirkung  andrer  gehemmt,  geschwächt 
und   aufgehoben  wird.'<    [Brentinio,   a.  a.  O.  S.  14). 
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im  Stande  sind,  darüber  genaue  Berichte  zu  geben ;  wie  vielmehr 
also  in  einem  Produktionszweige  und  zu  einer  Zeit,  wo  diejenigen, 
an  die  man  sich  mit  der  Bitte  um  Auskunft  hätte  wenden  können, 
infolge  der  mangelhaften  Buchführung  selber  gar  nicht  in  der 
Lage  waren,  Einnahmen  und  Ausgaben  genau  zu  übersehen.  Die 
statistische  Methode  ist  eben  nur  da  anwendbar,  wo  man  alle 
Objekte  »durch  eine  Frage  erreichen,  diese  Frage  klar  und  deut- 
lich stellen  und  Garantien  schaffen  kann ,  dass  sie  beantwortet 
und  richtig  beantwortet  werden«  ^). 

Thünen  hatte  also  nur  die  Möglichkeit,  eine  kleine  Zahl  in- 
dividueller Erscheinungen  des  ökonomischen  Lebens  mit  einander 
zu  vergleichen,  dabei  von  dem  Zufälligen  und  Bedingten  zu  ab- 
strahieren und  dadurch  das  Gemeinsame,  das  allgemein  Gültige 
sichtbar  zu  machen.  Auf  zwiefache  Weise  ist  eine  solche  Ver- 
gleichung  denkbar :  man  kann  entweder  zeitlich  auf  einander  fol- 
gende oder  räumlich  neben  einander  bestehende  Erscheinungen 
der  Untersuchung  zu  Grunde  legen. 

Das  erstere  Verfahren,  die  historische  Methode,  hat,  wie 
für  die  Geisteswissenschaften  überhaupt ,  so  auch  besonders  für 
die  nationalökonomische  Forschung  eine  eminente  Bedeutung,  und 
zwar  deshalb,  w^eil  alle  wirtschaftUchen  Verhältnisse  und  Zustände 
Resultate  einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung  sind  und  weil 
die  Betrachtung  dieses  ihres  historischen  Werdeganges  oft  am 
besten  oder  überhaupt  erst  das  wahre  Wesen  der  Erscheinungen 
erkennen  lässt.  Es  kann  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
Thünen  auf  diese  Weise  sein  Problem  hätte  lösen  können.  Würde 
er  die  Geschichte  eines  einzelnen  Gutes  untersucht  haben ,  das 
nach  einander  die  Stufen  der  primitivsten  extensiven  Kultur,  dann 
der  Dreifelderwirtschaft,  der  Koppelwirtschaft,  der  P^ruchtwechsel- 
wirtschaft  und  der  freien  Wirtschaft  durchlaufen  hätte,  und  würde 
er  überall  die  Ursachen  aufgedeckt  haben ,  die  den  Uebergang 
von  dem  einen  System  zu  dem  andern  veranlassten,  so  hätte  er 
auch  auf  Grund  dieser  Thatsachen  das  Gesetz  vom  relativen  Wert 
der  einzelnen  Wirtschaftsarten  aufstellen  können.  Freilich  wäre 
noch  nachzuweisen  gewesen ,  dass  die  aus  der  Geschichte  eines 
einzelnen  Gutes  erkannten  Ursachen  allgemeiner  Natur  seien,  aber 
diesen  Beweis  hätte  Thünen  nicht  notwendig  dadurch  zu  führen 
brauchen ,  dass  er  eine  grosse  Anzahl  anderer  Güter  bearbeitete 

l)  Gustav  Schmoller,  Art.  Volkswirtschaftslehre  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften. I.  Aufl.  Bd.  6.  S.   542. 
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und  aus  der  Vergleichung  der  verschiedenen  Resultate  das  Ge- 
setz ableitete ;  ein  vollgültiger  Beweis  wäre  schon  dann  erbracht 
worden,  wenn  Thünen  dargethan  hätte,  dass  die  Veränderungen 
des  einzelnen  untersuchten  Gutes  nicht  der  Effekt  seiner  beson- 
deren, lokalen,  individuellen  Eigenschaften  seien,  sondern  dass  sie 
verursacht  wären  durch  Umstände,  die  auch  für  alle  anderen 
Güter  Geltung  besässen. 

So  hätte  Thünen  verfahren  können  und  so  würde  er  sicher 
zu  einem  Resultate  gekommen  sein,  —  wenn  ihm  das  nötige 
Material  zu  einem  solchen  Vorgehen  zur  Verfügung  gestanden 
hätte;  aber,  war  es  schon  fast  unmöglich,  von  den  Zeitgenossen 
genaue  zahlenmässige  Unterlagen  für  die  Forschung  zu  erhalten, 
so  wuchsen  die  Schwierigkeiten  natürlich  ins  Ungemessene  ,  so- 
bald es  galt,  ein  klares  Bild  von  den  landwirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen weit  entlegener  Zeiten  zu  gewinnen. 

Daher  blieb  Thünen  nur  der  eine  Weg  übrig  :  Vergleichung 
mehrerer  zeitlich  gleicher,  räumlich  verschiedener  Betriebe.  Diese 
Methode  hat  er  denn  auch  angewandt,  angewandt  mit  einer  ge- 
radezu erstaunlichen  Meisterschaft.  Mit  ihrer  Hülfe  hat  er  Resul- 
tate gefunden,  die  heute  zu  den  Grundpfeilern  der  Nationalöko- 
nomie und  der  Landvvirtschaftslehre  gerechnet  werden;  aber  da- 
mit ist  sein  Verdienst  nicht  erschöpft.  Er  hat  zugleich  ein  un- 
übertroffenes Beispiel  gegeben ,  wie  Untersuchungen  dieser  Art 
angestellt  und  durchgeführt  werden  müssen. 

Sehr  schön  resümiert  Giistav  Schmoller  dieses  methodische 
Verdienst  des  Isolirten  Staates  dahin  ;  »Thünen  schuf  das  Vor- 
bild für  streng  wissenschaftliche  Spezialuntersuchungen  aus  der 
Gegenwart.  Er  verstand  es ,  die  Frage  der  Abhängigkeit  des 
landwirtschaftlichen  Betriebes  vom  Markt  und  den  Transportkosten 
erschöpfend  in  der  Wirklichkeit  zu  beobachten  und  zu  beschreiben, 
das  Wesentliche  dieses  Verhältnisses  glücklich  herauszugreifen, 
von  Nebenumständen  zu  sondern  und  unter  dem  gedachten  Bild 
eines  einheitlichen  isolierten  Staates  mit  einem  städtischen  Zen- 
tralmarkt vorzuführen  und  zu  durchdenken.  Die  Anwendung 
solch  schematischer,  isolierter  Betrachtung  ist  eines  der  wichtig- 
sten Hülfsmittel  wissenschaftlichen  Fortschrittes ,  wenn  der  das- 
selbe anwendende  Forscher  die  Hauptpunkte  richtig  von  den 
Nebenpunkten  zu  trennen  vermag«  ^). 

l)  Gustav  Schmollei'^  Giundriss  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre,    i.  Teil. 
Leipzig  1900.    S.   117. 


Freilich  mag  es  zunächst  bedenkUch  erscheinen,  dass  alle 
Sätze  des  Isolirten  Staates  aus  den  an  wenigen  Gütern  gemachten 
Beobachtungen  gefolgert  werden.  Man  wird  einwenden,  dass  es 
in  Wirklichkeit  vielleicht  kein  einziges  Gut  gebe ,  wo  genau  die- 
selben Zahlen  zutreffen,  dass  schon  auf  dem  Nachbargute  sich 
ganz  bedeutende  Abweichungen  herausstellen.  Thünen  selbst 
macht  sich  diesen  Einwurf,  aber  nur,  um  ihn  gleich  darauf  zurück- 
zuweisen. »Es  ist  allerdings  wahr,  dass  diese  Berechnungen  schon 
auf  dem  benachbarten  Gute  nicht  mehr  völlig  zutreffen,  vielwe- 
niger also  noch  auf  sehr  entfernten  Gütern,  unter  einem  anderen 
Himmelsstrich,  mit  Arbeitern  von  einem  anderen  Nationalcharakter. 
x\ber  ich  frage:  wird  der  Landwirt,  der  lange  auf  einem  Gute 
gewohnt,  und  der  durch  die  möglichst  genaue  Beachtung  aller 
gemachten  Erfahrungen  sich  eine  genaue  Kenntnis  der  Kosten 
und  des  Reinertrags  des  Landbaues  verschafft  hat,  —  wird  dieser 
Landwirt,  nach  einem  anderen  Gute  versetzt,  von  seinen  auf  dem 
ersten  Gute  erworbenen  Kenntnissen  nun  nichts  mehr  gebrauchen 
können :  Wäre  dies  der  Fall,  so  würde  jeder  Landwirt  mit  einer 
C)rtsveränderung  seine  Lehrjahre  von  Neuem  beginnen  müssen, 
ehe  er  die  Wirtschaft  zu  führen  verstände ,  so  könnte  keiner  die 
Landwirtschaft  anders  als  an  dem  Orte,  wo  er  künftig  wohnen 
sollte,  erlernen.  Dies  kann  und  wird  man  nicht  zugeben  wollen. 
x\lso  muss  auch  in  den  an  eine  m  Orte  erworbenen  Kenntnissen 
etwas  liegen,  was  allgemein  gültig  und  nicht  an  Zeit  und  Ort 
gebunden  ist.  Und  gerade  dies  Allgemeingültige  ist  es,  was 
wir  hier  zu   erforschen   streben    ^). 

Schon  Berkeley  hat  in  der  Einleitung  seiner  »Principles  of 
Human  Knowledge«  nachgewiesen,  dass  man,  um  von  einer  Gat- 
tung von  Gegenständen  einen  Satz  auszusagen ,  nicht  etwa  alle 
Gegenstände  der  Reihe  nach  vorzunehmen  und  an  ihnen  die 
Richtigkeit  des  Satzes  nachzuweisen  braucht.  Vielmehr  ist  es 
möglich,  aus  einer  einzelnen  konkreten  Erscheinung  allgemeine 
Prinzipien  abzuleiten ,  wenn  man  nur  den  Beweis  nicht  auf  die 
individuellen  Eigenschaften  des  der  Untersuchung  zu  Grunde  lie- 
genden Objektes ,  sondern  auf  die  allen  Erscheinungen  gleicher 
Art  gemeinsamen  Eigenschaften  stützt,  wenn  man  also  von  allem 
Besonderen,  Speziellen  abstrahiert  und  nur  das  Gemeinsame  be- 
rücksichtigt. 

Freilich  entsteht  bei   dieser  Methode  die  grosse  Gefahr,   dass 

I)  Isolirter  Staat.    Teil    i.    S.   36. 
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die  Abstraktion  unrichtig  ausgeführt  wird  und  alle  dadurch  ge- 
wonnenen Resultate  wertlos  werden.  Thünen  erkennt  dies  voll- 
ständig an  und  unterlässt  deshalb  nicht,  durch  eine  scharfe  kri- 
tische Prüfung  klarzustellen,  ob  die  Ergebnisse  seiner  Untersuchun- 
gen auf  unbedingte  Zuverlässigkeit  Anspruch  machen  können. 
»Das  Abstrahieren  von  der  VVirklicheit  —  betont  er^)  —  bietet 
die  zwiefache  Gefahrseite  dar,  dass  wir  in  Gedanken  trennen,  was 
eine  gegenseitige  Wechselwirkung  auf  einander  ausübt  und  unse- 
ren Schlüssen  Voraussetzungen  zum  Grunde  legen,  deren  wir  uns 
nicht  klar  bew^usst  sind,  sie  deshalb  nicht  auszusprechen  ver- 
mögen und  dann  für  allgemein  gültig  halten,  was  nur  unter  diesen 
Voraussetzungen  gültig  ist«. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  unterwirft  Thünen  seine  Lehren 
einer  erneuten  Prüfung,  er  macht  sich  den  Einwurf,  dass  einzelne 
der  für  den  isolierten  Staat  gemachten  Voraussetzungen  mit  ein- 
ander in  Widerspruch  stehen,  aber  die  Prüfung  ergiebt,  dass  dieser 
Einwurf  nicht  stichhaltig  ist  und  dass  an  der  Zulässigkeit  und  Rich- 
tigkeit der  angewendeten  Methode  nicht  gezweifelt  werden  darf-). 

Auf  der  musterhaften  Durchführung  dieser  Methode  beruht 
der  bleibende  Wert  des  Isohrten  Staates ,  dadurch  wird  er  zu 
einem  sprudelnden  Jungbrunnen  für  alle  Forscher  auf  dem  Ge- 
biete der  Volkwirtschaftslehre,  aus  dem  sie  stets  Kraft  und  reiche 
Anregung  zu  neuer  fruchtbringender  Arbeit  schöpfen  können,  und 
deshalb  dürfen  wir  die  W^orte  von  Wulffens  über  die  statischen 
Forschungen  Thünen's  auch  auf  die  Bedeutung  des  »IsoHerten 
Staates«  für  die  Methode  der  Nationalökonomie  anwenden:  »Der 
Verfasser  hat  mit  diesem  Buche  die  Petarde 
an  das  innerste  Thor  unserer  Wissenschaft  ge- 
legt und  es  glücklich  gesprengt.  Wir  finden 
den    Eingang    o  f  f  e  n  <^  ^) ! 

Anhang. 

Das  erste  Auftauchen  der  Idee  des  isolierten  Staates  in  einer 
ungedruckten  Jugendarbeit  Thünen's  aus  dem  Jahre   1803. 

[Vgl.  S.  17   Anm.  2.] 

»Die   Nähe  einer  orossen  Stadt  hat  auf  die  Art    der  Bewirt- 


i)  Isolirter  Staat.   Teil  2.    Abteilung  i.    S.  8. 

2)  Isolirter  Staat.    Teil  2.    Abteilung   i.    S.  8  ff. 

3)  Dieser    Ausspruch     findet    sich    in    dem    oben  S.   10    Anm.   5  zitierten  Brief 
von   Wulffens  an  Alhrecht  Thaer. 


Die  Methode  der  nationalökonomischen  Forschungen  Johann  Heinrichs  v.  Thünen.      ^7 

schaftung  eines  Landes  immer  einen  sehr  grossen  Einfluss.  In 
einer  Stadt  wie  Hamburg  werden  eine  sehr  grosse  Menge  land- 
wirtschaftlicher Produkte  verbraucht ;  diese  sind  zum  Teil  von  der 
Art,  dass  sie  keinen  Transport  aus  entfernten  Gegenden  ertragen 
wie  Milch  und  Gartengemüse ;  zum  Teil  können  sie  auch  aus  ent- 
fernten Gegenden  herbeigeschafft  werden  als  Getreide  ,  Butter 
u,  s.  w.  Der  Anbau  jener  Produkte  gewährt  den  grössten  Vor- 
teil^ weil  hiebei  keine  Konkurrenz  anderer  Gegenden  stattfindet. 
Der  Anbau  dieser  Produkte  gewährt  zwar  weniger  grossen  Vor- 
teil, weil  Gegenden  von  hundert  und  mehr  Meilen  Entfernung  die- 
selben auch  herbeiführen  können ;  aber  die  naheliegenden  Gegen- 
den haben  bei  dem  Verkauf  ihres  Getreides  doch  immer  so  viel 
Vorteil  mehr,  als  ihnen  der  Transport  nach  dem  Markte  weniger 
kostet,  als  denen  aus  entfernten  Gegenden.  Deswegen  muss  das 
Land  bei  einer  grossen  Stadt  immer  teurer  sein. 

Der  zweite  Haupteinfluss,  den  die  Nähe  einer  grossen  Stadt 
auf  das  Wirtschaftssystem  hat,  ist,  dass  die  umliegenden  Gegen- 
den aus  der  Stadt  Dünger  kaufen  können,  und  hauptsächlich  solche 
P'rüchte  bauen  können,  die  vielen  Dünger  erfordern;  während 
eine  entfernte  Wirtschaft  so  eingerichtet  sein  muss  ,  dass  sie  in 
sich  selbst  bestehen  kann. 

Wenn  man  annähme  ,  dass  in  einem  Lande  von  40  Meilen 
im  Durchmesser  in  der  Mitte  eine  grosse  Stadt  läge ;  dass  dieses 
Land  seine  Produkte  nur  nach  dieser  Stadt  absetzen  könnte  und 
dass  die  Landwirtschaft  in  diesem  Distrikt  auf  dem  höchsten 
Grade  der  Kultur  stände  :  so  könnte  man  annehmen ,  dass  die 
Wirtschaftssysteme  um  diese  Stadt  sich  in  vier  Klassen  teilen 
würden. 

In  der  ersten  Klasse  käme  das  Land ,  welches  ^ji  bis  höch- 
stens ^/2  Meile  von  der  Stadt  entfernt  wäre.  Hier  würden  nur 
Gewächse,  die  in  Treibhäusern  gezogen  werden  müssen  und  Ge- 
müse gebauet  werden.  Hier  würde  jeder  Fleck  Landes  mit  der 
grössten  Sorgfalt  kultiviert  werden,  und  die  darauf  verwandte 
grössere  Arbeit  würde  durch  den  Ertrag  doppelt  ersetzt.  Ohne 
Stallfütterung  würden  die  Weiden  für  milchende  Kühe  auch  einen 
Teil  dieses  Distrikts  einnehmen  ;  bei  der  Stallfütterung  würde  es 
aber  wahrscheinlich  vorteilhafter  sein,  die  Weiden  in  Gärten  um- 
zuschaffen  und  Klee  nebst  den  Futtergewächsen  und  Heu  aus 
entferntem  Gegenden  zu  kaufen. 

In  die    zweite  Klasse    käme  dasjenige  Land  was  ^/i»  bis   1^/2 


-2  8        Richard  Passow  :    Die  Methode  der  nationalökonomischen  Forschungen  etc. 

höchstens  2  Meilen  von  der  Stadt  entfernt  wäre.  Weil  die  Land- 
wirte hier  den  Mist  noch  bequem  aus  der  Stadt  kaufen  können, 
so  wird  es  für  sie  vorteilhaft,  nur  so  viel  Kühe  zu  halten,  als 
nötig  sind,  um  Milch  für  die  Haushaltung  zu  haben.  Sie  werden 
hauptsächlich  solche  Gewächse  bauen,  die  zwar  keine  Gartenkul- 
tur, aber  doch  eine  sorgfältige  Bearbeitung  verlangen,  die  vielen 
Dünger  erfordern  und  die  wegen  der  vielen  Fuhren,  die  ihr  Trans- 
port erfordert,  nicht  aus  entfernten  Gegenden  gebracht  werden 
können.     Dergleichen  Gewächse  sind  :    Kartoffeln ,  Kohl ,  Rüben. 

In  die  dritte  Klasse  kommen  die  Gegenden,  die  2  bis  8  oder 
10  Meilen  von  der  Stadt  entfernt  sind.  Die  Landwirte  dieser 
Gegenden  können  keinen  Dünger  mehr  aus  der  Stadt  erhalten, 
sie  müssen  also  so  viel  Vieh  halten  als  zur  Bedüngung  ihres 
Landes  nötig  ist.  Sie  können  nicht  mehr  Kartoffeln  und  Kohl 
bauen  als  sie  selbst  gebrauchen  und  als  zur  Fütterung  des  Viehes 
gebraucht  werden  kann,  weil  der  Transport  dieser  Gewächse  nach 
der  Stadt  ihnen  so  hoch  kommen  würde,  dass  der  Vorteil  davon 
ganz  verloren  ginge. 

In  die  vierte  Klasse  käme  endlich  das  Land,  was  über  10 
Meilen  von  der  Stadt  entfernt  ist.  Für  diese  würde  selbst  der 
Transport  des  Getreides  zu  kostbar.  Sie  müssen  deswegen  suchen, 
das  Getreide  in  Produkte  zu  verwandeln,  die  mit  verhältnismässig 
geringern  Kosten  nach  der  Stadt  gebracht  werden  können.  Dieses 
kann  geschehen  durch  Branntweinbrennen  und  Mästung  des  Viehes. 
Ein  Fuder  konzentrierten  Branntwein  ist  bei  gleichen  Kosten  des 
Fahrens  mehr  wert  als  ein  Fuder  Korn.  Eine  Herde  fetter  Schweine 
und  Ochsen  lässt  sich  mit  wenigem  Kosten  nach  der  Stadt  brin- 
gen als  das  Korn,   was  sie   aufgefressen  haben. 

Wenn  alle  Landwirte  genau  berechneten,  so  müssten  diese 
Verhältnisse  bald  eintreten.  Dadurch  aber  dass  eine  entfernte 
Gegend  eine  bessere  Kultur  hat,  kann  es  kommen,  dass  diese  mit 
Vorteil  Produkte  nach  der  Stadt  liefert,  die  die  nahe  liegenden 
Gegenden  bei  einer  ebenso  sorgfältigen  Kultur  weit  wohlfeiler 
liefern  könnten«. 
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GARBO  UND  FLORENZ. 

ZUR  GESCHICHTE  DER  WOLLPRODUKTION  IM  MITTEL- 
ALTER. 

VON 

Dr.  ALOYS  SCHULTE. 


»Das  edelste  Tuch,  das  man  zu  jener  Zeit  (Anfang  des 
13.  Jahrhunderts)  kannte  und  das  man  bald  nachher  in  Florenz 
in  gleicher  Güte  herstellen  lernte,  führte  seinen  Namen  von  dem 
Sultanate  Algarve,  das  die  Italiener  »II  Garbo«  nannten.  Die 
Sprache  hat  dann  das  Wort  garbo  von  dem  zarten  Stoff  aus  den 
Webereien  der  Muselmanen,  der  sich  in  schönen  Falten  den  Glie- 
dern anschmiegte,  auf  den  Begriff  des  Feinen,  Zierlichen,  Artigen 
übertragen«,  so  schreibt  der  beste  Kenner  altflorentiner  Geschichte 
Robert  Davidsohn  und  der  ausgezeichnete  Geschichtsschreiber  der 
Florentiner  Wollenzunft  y4//7r^ Z^ö;-,?«  sagt:  »Man  kannte  die  An- 
sprüche und  Bedürfnisse  der  mohamedanischen  Welt;  die  überaus 
feinen  Tuche  aus  dem  Sultanat  Algarve  auf  der  pyrenäischen 
Halbinsel,  kamen  über  Pisa  oder  auch  über  die  Messen  der  Cham- 
pagne nach  Florenz  und  gaben  schon  damals  einer  Gasse  im  Zen- 
trum der  Stadt  (il  garbo)  ihren  Namen ;  so  mochte  man  allmäh- 
lich in  die  Geheimnisse  jener  technisch  überlegenen  Luxusfabri- 
kation eindringen,  mochte  es  lernen,  einem  rauheren  Tuch,  wie 
es  die  nördlichen  Länder  erzeugten,  den  feinen  Schmelz,  die  leuch- 
tenden Farben  zu  verleihen,  die  von  jetzt  an  das  Florentiner 
Fabrikat  vor  allen   anderen  auszeichneten^^). 


i)  Studien  aus   der  Florentiner  Wirtschaftsgeschichte.     Erster  Band:   Die  Floren- 
tiner  Wolltuchindustrie.     Stuttgart  1890,   S.   22. 


AO  Dr.  Aloys  Schulte: 

»Woher  nun  die  Wolle  »del  Garbo«  im  Einzelnen  gewonnen 
wurde,  erfahren  wir  nirgends  mit  Sicherheit.  Es  darf  wohl  an 
dieselben  Gegenden  gedacht  werden,  die  noch  heute  die  treffliche 
spanische  Merinowolle  liefern,  vor  allem  die  weiten  Steppen  An- 
dalusiens.« 

Die  Beziehung  auf  das  Sultanat  Algarve  im  südlichsten  Por- 
tugal ist  mir  schon  früher  bedenklich  erschienen,  so  dass  ich  eine 
Bemerkung  von  Wilhelm  von  Heyd,  dass  unter  Garbo  vielleicht 
die  Insel  Djerba  an  der  Küste  von  Tunesien  gemeint  sei,  mit 
Freuden  in  meine  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  und 
Verkehrs  zwischen  Westdeutschland  und  Italien  S.  129  Anm.  i 
aufnahm.  Doch  kann,  wie  mich  mein  verehrter  Kollege  Brockel- 
inann  belehrt,  Garbo  =  garb  und  Djerba  =  gerba  wegen  des  ver- 
schiedenen  Anlauts  nicht  identisch  sein. 

Das  Werk  von  Doren  über  die  Florentiner  Wollentuchindustrie 
giebt  neues  Material,  um  diese  für  die  älteste  Florentiner  wie  die 
Gewerbegeschichte  überhaupt  wichtige  Frage  unter  Zuhilfnahme 
anderen  Materiales  zweifelsfrei  zu  lösen  und  damit  auch  andere 
dunkle  Fragen  der  ältesten  Florentiner  Wirtschaftsgeschichte  zu 
fördern.  Wir  werden  mehrere  geläufige  Ansichten  abändern  und 
neue  einfügen  müssen. 

Bleiben  wir  zunächst  bei  Florentiner  Quellen?  Was  besagen 
sie  über  Garbo.  Unterscheiden  wir  dabei  sorgfältig  die  Rohwolle, 
welche  entweder  nass  oder  gewaschen  oder  in  Form  von  Vliessen 
(boldroni)  in   den  Handel  kam,  von  etwa  vorkommenden  Tuchen. 

Die  ältesten  Angaben  hat  in  den  letzten  Tagen  Davidsohn 
in  seinen  an  wertvollen  Nachrichten  zur  Handelsgeschichte  über- 
reichen Forschungen  zur  Geschichte  von  Florenz  (dritter  Teil 
S.  99 — 102)  veröffentlicht.  Es  handelt  sich  um  einen  1307  für 
kurze  Zeit  eingeführten  i'^/o  Wertzoll  auf  Waren ;  zunächst  vver- 
den  panni  de  Garbo  überhaupt  nicht  aufgeführt,  obwohl  der  Tarif 
für  die  Tuchstoffe  recht  eingehend  ist.  Sehr  speziell  ist  der  Tarif 
für  Wolle.  Die  hochwertigsten  sind  die  von  England,  Burgund 
und  Schottland,  mit  ^/s  des  Wertes  dieser  werden  angesetzt  die 
»de  Nerbona,  de  Bidersi,  de  Perpignan,  Carcassone  et  illarum 
partium  ultra  Rodonum«,  d.  h.  also  von  Narbonne,  Beziers,  Per- 
pignan, Carcassone,  also  der  ganzen  französischen  Mittelmeerküste 
bis  zur  Rhonemündung.  Dann  folgen  minderwertig  ungereinigte 
Wollen  von  S.  Ponzo  et  de  Grovaldano.  Diese  Namen  kann  ich 
nicht    feststellen.     Daran    schliesst   sich  der  Posten:    ungereinigte 
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Wolle  de  Tunis,  Bugea  et  Garbo  et  de  plagiis.  Nehmen  wir  eine 
geographische  Anordnung  an,  so  scheint  unter  Garbo  hier  das 
westliche  Algerien  und  das  östliche  Marokko  gemeint  zu  sein ; 
denn  Garbo  steht  zwischen  Tunis  und  Bougie  einerseits  und  der 
riffreichen  atlantischen  Küste  Marokko's,  deren  Häfen  meist  äus- 
serst unsicher  sind.  Einen  besonderen  Posten  haben  die  Wollen 
von  Majorka  ;  dann  finden  sich  solche  von  Cypern,  Tripolis  und 
Sardinien  zusammen. 

Das  1320  getroffene  Abkommen  zwischen  Florenz  und  Bo- 
logna, das  eine  Zollermässigung  seitens  Bologna  herbeiführte, 
erwähnt  inländische^  französische  und  Wollen  von  Bugia  und 
Tunis  ^).  Eigentliche  Garbowolle  neben  solcher  von  Tunis  findet 
sich  in  einem  Verzeichnis  von  Waren,  die  von  Pisanern  nach  Flo- 
renz zur  Wiederausfuhr  gebracht  wurden  ^).  Tuche  von  Garbo 
finden  sich  in  den  Urkunden,  die  Davidsohn  mitteilt,  überhaupt 
nicht,  ebenso  wenig  solche  von  Bugia,  Tunis  u.  s.  w. 

Zur  Bestimmung  der  Landschaft  Garbo  hat  Doren  zwei  ent- 
scheidende Stellen  beigebracht,  ohne  sie  auszunützen.  Die  eine 
ist  der  Chronik  des  Matteo  Villani  entnommen;  sie  lautet:  »Bue- 
nem  re  del  Garbo,  il  quäle  volgarmente  e  detto  il  Reame  della 
Bellamarina  e  di  Trimusi  ^).«  Aus  der  weiteren  Erzählung  ersehen 
wir,  dass  dieser  König  die  von  Constantine  und  Bugia  unterworfen 
haben  solle.  Mit  Buenem  ist  der  Merinide  Abu  Inän  gemeint, 
der  Sohn  jenes  Chalifen  '1  Hasan  von  Fez,  dem  es  gelungen  war, 
das  ganze  nördliche  Afrika  unter  seiner  Herrschaft  zu  vereinigen. 
Nach  seiner  Niederlage  bei  Oairawän  hatte  sich  Abu  'Inän  in 
Tlemcen  unabhängig  und  zum  Chalifen  gemacht,  bald  hatte  er 
aber  Tlemcen  verloren  und  war  nach  Westen  zurückgedrängt 
worden.  1352  gewann  er  Tlemcen  zurück  und  auch  die  Herrschaft 
von  Bougie,  wie  1357  er  sich  Constantine  unterwarft).  In  einem 
Briefe  von  1358  redet  Peter  IV.  König,  von  Aragonien  »Boannen 
rey  de  Feg,  del  Guarb  e  del  Exarch«  an,  also  des  Westens  und 
Ostens  (Scharg)"").     Sein  Nachfolger   /\bu-Faris  heisst   1397    »rex 


i)  Davidsohn  a.  a.   O.  S.   147   f, 

2)  Davidsohn  3  S.  154  nr.  758  2  sacca  di  remeso  di  Bugia  ebda.  S.  158    nr.  773. 

3)  Libr.  8   cap.  100.    Doren  gibt  die  Stelle  unter  den  Nachträgen. 

4)  Vgl.  Mercier ,  Histoire  de  l'etablissement  des  Arabes  dans  l'Afrique  septen- 
rionale.  Constantine  (1874)  S.  270—85.  Meakin,  Budgett.  The  Moorish  Empire. 
A  historical  epitome.    London  1899. 

5)  Mas-Lalrie ,   Traites  de   paix  et    de    commerce  . .  concernant  les  relations  des 
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Tunisi,  Sarchi,  Garbi   et  totius  Barberiae«  ^). 

Wir  müssen  uns  nun  die  mittelalterlichen  geographischen 
Bezeichnungen  klar  machen,  worüber  unter  den  Arabisten  keinerlei 
Zweifel  bestehen^).  Die  Araber  nannten  alles  Küstenland  west- 
Hch  von  Egypten  :>das  Land  des  Westens«,  Maghreb.  Doch 
unterschied  man  innerhalb  dieses  Gebietes  das  Maghreb-el-agsa, 
das  westliche  Westland  des  Maghreb-el-ausat,  das  der  Mitte,  und 
endlich  eine  östliche  Landschaft,  wo  der  alte  römische  Provinzialname 
Africa  propria  sich  erhielt:  Ifriqya^).  Die  Grenze  lag  im  Mittel- 
alter östlich  von  Bougie  (=  Bigaja);  Ifriqya  umfasste  also  ausser 
Tunesien  auch  das  östlichste  Algerien.  Bei  Villani  deckt  sich 
der  Begrifif  centraler  Maghreb  mit  Garbo  nicht  vollständig;  er 
rechnet  wohl  die  eigentlichen  Sitze  der  Herrschaft  der  Meriniden  : 
Tlemcen  (süw.  Oran)  und  Fez  zu  Garbo,  nicht  aber,  so  scheint 
es  wenigstens,  Bougie  und  Constantine,  aber  sehr  wohl  kann  da 
der  Name  der  alten  Teilgebiete  nachwirken.  Eigentümlicher  Weise 
stimmt  mit  dem  Gebrauche  Garbo  für  Westalgerien  und  Ost- 
marokkc  die  Seekarte  des  Angelino  Dulcert  von  1339  überein, 
die  westlich  von  Bougie  die  Inschrift  hat:  »usque  hie  dominatur 
rex  de  Garbo«  *).  Im  Uebrigen  sind  Garbo  und  Maghreb  dasselbe 
Wort.  (Bilad)  al  garb  und  (Biläd)  al  Magrib  bedeuten  beide  den 
Westen  spez.  Nordwestafrika,  eigentlich  Untergang,  ersteres  als 
Infinitiv,  letzteres  als  Ortsname  von  der  Wurzel  grb,  wie  mir 
Brockehnann  mitteilt. 

Die  Bezeichnung  Bellamarina,  die  Villani  verwendet,  lässt 
sich  sofort  zweifelsohne  erklären :  es  ist  damit  die  Herrschaft  des 
Stammes  der  Beni  Marin,  der  Meriniden  gemeint,  die  vom  Atlas 
her  durch  die  Wüste  kommend  sich  1248  der  Herrschaft  in  Fez 
bemächtigten,  1269  nach  dem  Sturze  der  Almohaden  damit  Ma- 
rokko  vereinten. 

Die  zweite  Stelle  von  Doren  bezeugt  uns,  wie  die  Florentiner 
Wollenzunft  1338  den  Begrift"  der  Garbowolle  räumlich  bestimmte: 

Chretiens  avec    les  Aiabes  de  l'Afiique  septentiionale  an  JMoyen-Age.    Paris  l866.    Do- 
cuments  S.   327. 

1)  Ebenda  Doc.   .S.   70. 

2)  Für  gütige  Auskunft  danke  ich  meinen  beiden  Herren  Kollegen  Brockelmann 
und  Fränkel. 

3)  Vgl.  Abulfeda,  Geographie  traduite  par  Reinaud  Paris  1848  2,  168  und  Mas 
Lairie,  Relation  et  commerce  de  l'Afrique  septentrionale  ou  Magreb  avec  les  Nations 
chretiennes    au  Moyen-Age.  Paris  1886  S.  2. 

4)  ^^^-   'i^s   Facsimile  bei  Nördenskiöld :    Periplus, 
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»intelligatur  lana  de  Garbo,  quo  ad  hoc  solummodo  lana  de  Tunizi, 
Buggea,  Susi,  Zizeri  et  Fax<:^).  Völlig  eindeutig  sind  Tunis  und 
Bugia.  Doren  dachte  bei  Susi  an  die  am  atlantischen  Ozean  im 
äussersten  Südwesten  von  Marokko  gelegene  Landschaft  Sus  und 
bei  Fax  an  Fez.  Mir  scheinen  folgende  Namen  in  Frage  zu 
kommen,  die  sämtlich  Hafenstädte  sind:  ich  beginne  am  West- 
rand der  Syrte  mit  Sfax,  weiter  nördlich  Susa,  dann  Tunes, 
Djidjeli  etwas  östlich  vom  folgenden  Orte,  von  Bugia.  In  diesem 
Falle  sind  sämthche  Orte  mit  Ausnahme  von  Bugia  nicht  im 
engeren  Maghreb ,  sondern  in  Ifrikija  gelegen.  Beide  Stellen 
geben  also  nicht  genau  dieselbe  Interpretation,  aber  beide  führen 
uns  nicht  auf  die  iberische  Halbinsel  weder  nach  Algarve,  noch 
nach  Spanien,  sondern  in  die  nordvvestafrikanischen  Landschaften, 
um  die  sich  Araber  und  Berbern  stritten. 

Dieser  entscheidenden  Stelle  fügt  sich  eine  andere-).  In 
einem  Beschlüsse  der  Arte  della  Lana  von  1338  werden  zur 
Herstellung  von  Kammgarn  nur  die  lana  de  Garbo,  de  Anglia 
und  de  Buona  (wohl  Bona  in  Algerien)  zugelassen,  als  minder- 
wertige werden  neben  andern  meist  europäischen  die  Wollen 
von  Cudia,  Uni,  Garziffi,  Tanese,  Orano  und  Mezzagrana  ge- 
nannt. Cudia  kann  ich  nicht  feststellen,  Uni  ist  mit  dem  One 
(bez.  Omne)  der  Portulanen,  dem  östlich  von  Mehlla  liegenden, 
1533  zerstörten  Hanein,  dem  Hafenplatze  von  Tlemcen  iden- 
tisch; Garziffi  könnte  man  in  Ghazaw^at  (dem  heutigen  Nemours) 
suchen;  es  folgen  weiter  nach  Westen:  Oran,  Mazagran,  Tenes 
(in  den  vier  später  anzuführenden  Portulanen  :  Tenexe  und  Tenes 
genannt),  dann  weiter  das  also  hier  zu  den  Bezugsorten  der  Garbo- 
wolle gerechnete  Bougie.  Diese  Bestimmungen  von  1338  sind 
die  allergenauesten,  sie  gehen  aus  von  der  Wollentuchzunft  selbst, 
die  also  unter  Garbowolle  im  engeren  Sinne  die  aus  Tunesien 
und  dem  östlichen  Algerien  verstand,  im  weiteren  aber  wohl 
die    aus    dem    ganzen    Maghreb    einschliesslich    Ifriqya. 

Sehen  wir  uns  nun  etw^as  in  italienischen  Zolltarifen  und 
Handlungsbüchern  um!  PegolottP)  erwähnt  lana  di  Garbo  bei 
Pisa  S.  209  und  daneben  erscheint  in  diesem  Tarife  1.  francesca, 
nerbonese  (Narbonne),  di  Pirpignano  (Perpignan),  d'  Inghilterra, 
di    Fiandra,    nostrale     und    Sardesca.      Bei  Majorca    findet    sich 


Vnm. 


i)  Dore7i  S.  63  Ai 

2)  Doren  S.  63  Anm.  4. 

3)  Bei  (Pagnini)  Della  Decima  Band    3. 
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lanaggio  di  Garbo  neben  Wolle  von  Majorca,  von  England  und 
dem  später  zu  behandelnden  S.  Mateo.  In  beiden  Fällen  ist  die 
Deutung  Wolle  aus  den  Barbareskenlanden  zulässig. 

Pegolottis  Angaben  für  die  nordwestafrikanische  Küste  sind 
für  die  Wolle  nicht  eben  reichhaltig:  bei  Tunis  erwähnt  er 
lana  et  boldroni.  Seine  Angaben  reichen  bis  an  die  Küste  des 
atlantischen  Ozeans,  er  behandelt  die  Orte  Niffe,  Arzilla  delle 
Piagge,  Zaffi,  Zamurro  und  Salle,  denen  ebenfalls  die  Bezeichnung 
delle  Piagge  gegeben  wird.  Diese  Orte  sind  mit  Hilfe  der  mittel- 
alterlichen Karten  leicht  zu  indentifizieren.  Ich  folge  hier  einer 
Zusammenstellung  von  vier  Karten,  die  Nordenskiöld  in  seinem 
»Periplus«  giebt,  die  sich  leicht  durch  andere  Portulanen  erweitern 
Hesse. 


Pegolotti 

Anon. 

d.  14.  Jahrh. 

katal.  Atlas 
1375 

Giroldis 
1426 

Voltius 
1593 

heute 

Arzilla 

arcilla 

Arzila 

Arzilla 

Arzilla 

Arzila,  A^illa 

Salle 

Salle 

Salle 

Salle 

Zale 

Salli,  Sla.^    S«lä 

Niffe 

~ 

— 

Nife 

Anife 

Anfä  Ruine  bei  Dar 
el  Baidä 

Zamurro 

— 

Zamor 

Zamor 

Azamor 

Azammür 

Miceranio 

— 

mesegam 

mesigiani 

mazacan 

Mazagan,  ElDjadic 

Zaffi 

— 

Saffi 

Safhm 

— 

Saffi,   A.sfi. 

Bei  all'  diesen  Orten  hat  Pegolotti  den  Zusatz :  di  Spagna 
oder  delle  piaggie  di  Spagna. 

Pegolottis,  Angaben  über  die  Waren  sind  recht  dürftig,  nur 
für  drei  Plätze  giebt  er  die  ausgeführten  Arten :  Bei  Niffe  und 
Salle  fehlt  die  Wolle  nicht,  wohl  aber  bei  Arzilla^). 

Bei  dem  viel  jüngeren  Uzzano  ist  der  Vergleich  der  Zolltarife 
von  Siena  und  dem  von  den  Florentinern  eine  Zeit  lang  eifrig 
benutzten  Konkurrenzhafen  Talamone  von  besonderem  Interesse. 
Der  erste  Tarif  unterscheidet:  Die  beste  Sorte  französische  und 
englische,  als  zweitbeste  die  von  Minorca  und  Mallorca,  es  folgt 
dann  die  von  S.  Mateo,  aus  der  Provence  und  den  Barbaresken, 
weiter  die  toskanische  und  als  die  schlechteste  die  von  Apulien 
und  Sardinien.  In  Talamone  finden  wir  als  die  besten  Sorten:  Die 
aus  England,  Flandern,  Burgund,  Berry  und  Frankreich,  daneben 
erscheint  die  lana  di  Garbo,  Catalonien  und  Provence.  Wenn 
wir  Garbo  und  Barbaresken,  Catalonien  und  St.  Mateo  gleich- 
setzen — -  was    noch    zu    erweisen    ist  —   so    haben    wir    dieselbe 


l)  a.  a.   O.   276  —  282. 
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Gruppe  wie  in  Siena.  In  dem  mir  von  Sieveking  gütigst  mitge- 
teilten Tarife  von  Genua  finden  sich  gleichmässig  mit  einem 
Schilling  belastet  die  Wollen  von  San  Matteo,  Flandern,  Burgund 
und  Narbonne,  die  lana  barbaresca  zahlt  acht  Den.;  während  für 
die  engUsche  Wolle  eine  ganz  andere  Berechnung  angegeben  ist. 
Ich  will  nicht  noch  mehr  Stellen  häufen,  wo  sich  Garbo  und 
Barbaresken  finden^),  es  kam  mir  nur  darauf  an  zu  zeigen,  dass 
Garbo  und  barbaresca  sich  nie  nebeneinander  finden,  sondern  im 
Wesentlichen  sich  decken  dürften. 

Ausser  Florenz  begegnete  mir  die  Bezeichnung  Garbo  für 
eine  Wollensorte  in  Quellen  von  Siena,  Pisa,  Talamone  und 
Pistoja^).  Dieselbe  Wolle  ist  aber  am  weitesten  nach  Norden 
in  einem  Zolltarife  von  Como  zu  finden,  den  ich  herausge- 
geben habe,  da  findet  sich  eine  eigene  Position  für  Wolle  aus 
Tunis  und  Bugia^).  Um  noch  ein  letztes  Zeugnis  für  den  Be- 
griff, den  man  sich  in  Italien  vom  Lande  Garbo  machte,  anzu- 
führen, erwähne  ich  einen  venetianischen  Beschluss  von  1282 : 
»Item  quod  illi  qui  voluerint  ire  Tunixium  et  Buxeam  et  per  totum 
Garbum  et  in  Barbariam,  possint  ire  quando  eis  placuerit^).« 

Mit  diesem  Ergebnis,  dass  diese  Garbowolle  die  nordwest- 
afrikanische sei,  stimmt  nun  eine  Stelle  bei  Uzzano  nicht  überein. 
Unter  Valencia  heisst  es:  Trassi  di  lä  o  di  Barzalona  le  lane 
San  Mattee,  cioe  lane  di  Garbo,  e  sono  le  buone  di  Piano, 
cioe  Cierbieri  e  Salsodelle.  queste  sono  le  migliori  vale  la  rova.« 
Diese  Ortschaften  sind  mit  absoluter  Sicherheit  zu  bestimmen. 
San  Mateo,  Cervera  del  Maestre  und  Salsadella  liegen  unmittelbar 
bei  einander  einige  Stunden  von  der  Küste  entfernt  in  der  spa- 
nischen Provinz  Castellon  am  Fusse  der  südlich  vom  Ebro  sich 
hinziehenden  wilden  Gebirgslandschaft.  In  der  Gegend  wächst 
auch  der  Wein  von  Benicarlo.  Aber  aus  dieser  Stelle  vermag 
ich  mit  Doren  nicht  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  eben  diese 
S.  MateowoUe  und  Garbowolle   identisch  sind,  ich  kann  ihm  nur 


i)  Der  Florentiner  Zolltarif  hat  boldroni  (Wollvliesse)  di  Garbo  Uzzano  S.  2. 
Der  von  Pisa  führt  Andatali  di  Gharbo  di  Tunizi  an,  ebenda  47,  weiter  boldroni  da 
Uni  e  d'ogni  altra  parte  di  Barberia  also  ebenfalls  von  der  Berbernkiiste  S.  49  (da- 
neben englische,  di  Santo  Matteo  e  di  tutta  Catalogna  e  di  Provenza). 

2)  Bonaini,  Statuti  della  Cittä  di  Pisa  3,  698.  Zdekauer  ,  Lo  Statuto  di  Pistoja 
132,  20  u.  239,  I.    Toniniaseo,  Lexikon  s.  v.  Garbo. 

3)  Geschichte  des  mittelalterlichen  Handels  und  Verkehrs  zwischen  Westdeutsch- 
land und  Italien,   2,  in. 

4)  Mas  Latri,  Traites.    Suppl.  S.   3. 
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SO  weit  folgen,  dass  ich  sage :  Die  Wolle  von  San  Mateo  wurde 
schliesslich  auch  zu  der  ihr  gleichwertigen  Garbowolle  gerechnet. 

Schon  im  Altertume  hatte  die  Schafzucht  und  Wollweberei 
in  Numidien  geblüht,  die  hochberühmten  Webereien  von  Karthago 
überdauerten  die  Stadt;  noch  der  Maximaltarif  des  Kaisers  Dio- 
kletian erhält  Sätze  für  den  ßcppoc;  NoupLSOtx&s  und  "A'^pog,  den 
Kapuzenmantel  aus  Numidien  und  Afrika  proconsularis^).  Die 
mittelalterlichen  arabischen  Geographen  Edrisi,  Abulfeda  berichten 
nur  sehr  wenig  von  der  Ausfuhr  von  Wolle,  wenn  sie  auch  nicht 
völlig  schweigen.  Die  Kultur  der  nordafrikanischen  Küste  stand 
damals  noch  ziemlich  hoch,  der  volle  Verfall  ist  erst  mit  dem 
Anbruch  der  türkischen  Herrschaften  eingetreten,  so  hatten  die 
Webereien  von  Susa  und  Sfax  einen  guten  Namen  behalten. 

Die  Geschichte  des  westafrikanischen  Handels  ist  weit  weniger 
durchgearbeitet,  als  die  des  Levantehandels.  Statt  eines  Werkes, 
wie  es  das  Heyd'schQ  ist,  müssen  wir  uns  mit  den  Arbeiten  des 
Grafen  Mas-Latrie  begnügen,  die  vor  allem  in  Behandlung  der 
Waren  nicht  befriedigen  können.  Aber  wir  können  doch  sehen, 
dass  diese  nordwestafrikanische  Küste  eine  erhebliche  Wollausfuhr 
hatte.  Die  Herden  der  nomadisierenden  Berbern  wie  die  Ansied- 
lungen  der  sesshaften  liefern  ja  auch  heute  von  Tripolis  bis  nach 
dem  Westen  Marokko's  dem  Welthandel  nicht  unerhebliche  Be- 
träge. Im  Mittelalter  lieferten  diese  Lande:  Leder,  Marroquin, 
Alaun,  Oel,  Wachs,  Zucker,  Baumwolle  und  Getreide.  Ueber  die 
Wolle  's.c\\x€\h\.  Mas-Latrie:  »W^ie  die  Ausfuhr  von  Leder,  so  ver- 
kündet die  ständige  von  Wolle  und  Vliessen  den  Umfang  der  dortigen 
Herden.  Alle  Landschaften  lieferten  und  schickten  solche  nach 
Italien  und  P^rankreich,  aber  es  ist  besonders  häufig  in  unsern 
Urkunden  die  Rede  von  den  Wollen  von  Tripolis  und  der  Insel 
Djerba,  von  denen  der  Königreiche  Tunis  und  Bougie«-).  Und 
wirklich  können  wir  noch  einen  Einblick  thun  in  den  Umfang  des 
Pisaner  Handels.  Es  sind  uns  Briefe  arabischer  an  Pisaner  Kauf- 
leute von  I200  erhalten,  die  letzteren  hatten  schleunigst  Tunis 
verlassen.  Die  einzelnen  Briefe  führen  folgende  Posten  von 
Häuten  an:  1600  -|-  900  +  1301  +  1380  Felle,  750  +  1480 
Schaffelle  und  1485   Lammfelle,  ausserdem  9  Quintale  Wolle  •^). 

Ist  das  Ergebnis  richtiij,    so    verschwindet    zunächst    aus  der 


i)  Vgl.  Mo7)imsen-Blüinncr  S.  152,  154  u.  ö. 

2)  Relations  .S.  379  f. 

3)  Ebenda  S.  107    ff. 
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florentinischen  Geschichte  jede  Beziehung  zur  portugiesischen 
Provinz  Algarve. 

Florenz  bezog  seine  Wollen  von  den  Gestaden  des  Mittel- 
meeres und  fast  ausschliesslich  aus  seinem  westlichen  Becken, 
die  Wollen  wurden  um  1300  namenthch  von  der  heutigen  fran- 
zösischen Küste  und  von  der  der  Berberei  geliefert,  bald  kam 
auch  die  erste  spanische  Wolle,  die  von  San  Mateo.  Abgesehen 
von  diesen  Küstenwollen  kam  auf  dem  Binnenlandwege  (später 
auch  auf  dem  direkten  Seewege)  die  enghsche  Wolle.  Die  Stelle 
bei  Giovanni  Villani  setzt  bekanntlich  die  erste  Einfuhr  dieser 
Wolle  nach  Florenz  nach  1300 ,  heute  wissen  wir ,  dass  diese 
Einfuhr  um  sehr  vieles  älter  ist.  Aber  immerhin  mag  es  eine 
Zeit  gegeben  haben,  in  der  die  Garbowolle  wirklich  die  »feine«  w^ar, 
ja  das  muss  man,  wenn  man  die  Wortgeschichte  retten  will,  anneh- 
men. Um  1300  war  die  Garbowolle  aber  längst  nicht  mehr  die 
feinste;  sie  war  um  1200 Trumpf  gewesen,  1300  w^ar  es  die  englische. 

Die  bisherige  Anschauung  redet  dann  weiter  immer  von 
Garbotuchen  und  macht  die  Landschaft  Garbo  zur  Lehrmeisterin 
der  Wollweberei  von  Florenz.  Aber  dürfen  wir  denn  überhaupt 
von  dem  erziehenden  Einflüsse  der  Weberei  und  Färberei  dieser 
Gegenden  reden?  Ich  suche  vergebens  nach  Beweisen.  Mir  ist 
keine  Stelle  bekannt,  die  einen  pannus  de  Garbo  erwähnte.  Alle 
Tarife  führen  genau  die  Tuchsorten  an,  aber  solche  niemals.  Ich 
glaube,  wir  müssen  diesen  Einfluss  glatt  wegstreichen. 

Der  Gang  der  Florentiner  Weberei  ist  folgender :  Die  er- 
bärmliche italienische  Wolle  reichte  der  Weberei  von  Florenz, 
deren  eigentliche  Stärke  in  der  Färberei  lag,  nicht  aus,  ihre  erste 
Hilfsquelle  waren  die  muhamedanischen  Garbolandschaften,  dann 
kam  mit  der  englischen  Wolle  die  Hochblüte  und  als  dieses 
Land  die  eigene  Produktion  selbst  verarbeitete,  war  Florenz  in 
seinem  mächtigsten  Gewerbe  verloren,  weil  die  spanische  Woll- 
produktion noch  nicht  die  Stufe  der  Vollendung  erreicht  hatte, 
die  einen  Ersatz  gab.  Bis  ins  14.,  ja  15.  Jahrhundert  bedeutet 
die  Schafzucht  der  spanischen  Hochflächen  für  den  Welthandel 
noch  nichts.  Die  Geschichte  der  spanischen  Schafzucht  birgt 
—  so  viel  ich  weiss  —  noch  viele  Rätsel.  Ist  die  jetzt  die  Welt 
beherrschende  Merinowolle  eine  ursprünglich  spanische,  geht  sie 
auf  englische  Kreuzung  zurück  "oder  klingt  gar  in  dem  noch 
immer  nicht  sicher  erklärten  Worte  Merino  der  Name  der  Herr- 
schaft der  Beni  Marin  im  Lande   Garbo   fort? 
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DIE  GELDTHEORIE 
UND   IHRE   STELLUNG  INNERHALB   DER  WIRT- 
SCHAFTS- UND    STAATSWISSENSCHAFTLICHEN  AN- 
SCHAUUNGEN DES  ARISTOTELES. 

VON 

Dr.  JOHANN  ZMAVC. 


Wenn  das  Wort  F.  W.  Scliellings,  dass  derjenige  nichts 
Dauerhaftes  schaffen  wird,  der  sich  nicht  mit  Aristoteles  verstän- 
digt und  dessen  Erörterungen  als  Schleifstein  seiner  eigenen  Be- 
griffe benutzt  hat,  nur  einigermasen  die  Wahrheit  trifft,  dann  darf 
auch  der  wirtschaftswissenschaftliche  Theoretiker  nicht  übersehen, 
was  der  Stagirite  und  die  Alten  überhaupt  auf  diesem  Gebiete 
geleistet  haben.  Thatsächlich  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  zum 
Zwecke  der  Anknüpfung  vor  allem  der  Staats- ,  infolge  dessen 
auch  der  Wirtschaftswissenschaft  an  die  altklassischen  Theorien 
manches  gethan  worden,  nächst  den  Franzosen  hauptsächhch  von 
deutschen  Gelehrten.  Schon  i.  J.  1842  hat  W.  Röscher  ^),  ähnlich 
wie  einige  Jahre  vorher  Ad.  Blangui^),  aufmerksam  gemacht,  dass 
»die  griechische  Staatswirtschaftslehre  ....  viel  bedeutender 
ist  .  .  .  als  unsere  Nationalökonomen,  welche  die  Quellen  nicht 
gelesen  haben,  zu  behaupten  pflegen«,  und  in  der  Folge  die  Phi- 
lologen, Historiker  und  Nationalökonomen  zu  öfteren  Malen  auf- 
gefordert ,  die  Nationalökonomik  mit  der  Altertumskunde  zu 
verbinden,  von  seiner  eigenen  Person  aber    »mit    ehrfurchtsvoller 


1)  Röscher,  Leben,   Werk  und  Zeitalter  des  Thukydides.    Göttingen  1S42  (S.  242). 

2)  BUmqiii,  Histoire  de  rKconomie  politique   en   Europe.     Paris  1837. 
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Dankbarkeit«  bekannt  ^),  dass  er  auch  in  volkswirtschaftlicher  Be- 
ziehung von  keinem  Neueren  mehr  als  von  Thukydides  gelernt 
habe,  während  er  sich  über  die  grosse  Mehrzahl  der  neueren 
Nationalökonomen  ausdrückt ,  dass  sie  leider  »von  dem  Werte 
ihrer  antiken  Vorgänger  eine  höchst  geringe  Meinung«  hät- 
ten :  ^wenn  sie  derselben  erwähnen  ,  so  geschieht  es  meistens 
nur  als  einer  Art  von  Curiosität,  mit  der  behaglichen  Verwunder- 
ung, wie  klein  doch  die  Anfänge  dieser  Wissenschaft  gewesen, 
und  dass  wir  es  am  Ende  so  herrlich  weit  gebracht«  -).  Allein 
dies  sei  völlig  ungerecht;  die  griechische  Staatswirtschaftslehre 
habe  sogar  Vorzüge  vor  der  unsrigen  :  »die  hellenische  Volks- 
wirtschaftslehre hat  niemals  den  grossen  •  Fehler  begangen,  über 
dem  Reichtume  die  Menschen  zu  vergessen,  und  über  der  Vermehr- 
ung der  Menschenzahl  den  Wohlstand  der  Einzelnen  gering  zu 
achten.  Mit  einem  Worte,  es  bethätigt  sich  auch  auf  diesem  Felde 
die  bekannte  Eigentümlichkeit  der  klassischen  Alten,  dass  sie  in 
ihrer  Beschränktheit  völliger,  in  ihrer  Einfachheit  harmonischer 
sind,  als  wir ;  sie  wussten  sehr  viel  weniger,  aber,  was  sie  wussten, 
das  w^ar  ihnen  lebendiger  geworden.«  Hiebei  dachte  Röscher  dar- 
an ,  wie  meisterhaft  die  Griechen  alles  menschliche,  auch  wirt- 
schaftliche Handelnden  höheren  ethischen  Zwecken  unterzuordnen 
verstanden,  da  ja  nach  ihren  Lehren  die  Nationalökonomik  eine 
Hilfswissenschaft  der  sozialen  Ethik,  der  Politik,  ist.  In  diesem 
harmonischen  Verhältnisse  der  Anschauungen,  wo  das  Endziel 
des  menschlichen  Lebens,  die  sOoacjxGv'a  niemals  aus  dem  Auge 
gelassen  wird,  sieht  auch  Ti'eitscJike  einen  so  grossen  Vorzug, 
dass  er  nicht  ansteht,  die  modernen  Politiker  und  Staatswissen- 
schafter im  Vergleiche  mit  dem  »grössten  theoretisch-politischen 
Meisterwerke,«  der  »Politik«  des  Aristoteles,  Stümper  zu  nennen^). 
Wir  erwähnen  diese  Gelehrten,  —  man  könnte  noch  mehrere 
anführen  —  um  darauf  hinzuweisen,  dass  der  empfindliche  Mangel 
einer  continuierlichen  Anknüpfung  der  neueren  Wissenschaft  an 
die  altklassische  schon  geraume  Zeit  gefühlt  wird  ;  es  ist  auch, 
wie  gesagt,  in  dieser  Zeit  einiges  geschehen,  um  die  Lücke  in 
der  Geschichte  d  er  Nationalökonomik  auszufüllen,  so  vonseiten 
RoscJiers  selbst.  Vor  allem  ist  zunächst  die  Politik  der  Grie- 
chen im  eigentlichen  Sinne,   ihre   Staatslehre,   Gegenstand  eifrigen 


i)  Röscher,   »Ansichten    der   Volkswirtschaft«,    I  ^   (S.    7).    Leipzig  1878. 

2)  Ebenda  (.S.   5). 

3)  Treitschke,  Tolitik.    (S.  2).  Leipzig  1897. 
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Studiums  geworden^);  dagegen  wurde  die  griechische  Wirtschafts- 
theorie weniger  beachtet,  und  bezüghch  dieser  wären  die  Roscher'- 
schen  Klagen  noch  heutzutage  begründet.  Bei  solchem  Umstände 
findet  man  es  unbegreiflich^  wie  noch  unlängst  ein  Engländer, 
dazu  ein  angesehener  Historiker  der  Wirtschaftslehre,  den  deut- 
schen Gelehrten  angesichts  der  gründlichen  Untersuchungen  der 
Philologen  und  Altertumsforscher ,  wie  eines  Böckh,  Niebiihr^ 
Brandis,  Prantl  u.  A.,  welche  das  Leben  der  Alten  allseitig,  auch 
in  wirtschaftlicher  Beziehung,  aufgefasst  haben  —  die  Forscher  auf 
dem  Gebiet  der  eigentlichen  griechischen  Staatslehre  nicht  zu 
nennen  —  den  Vorwurf  machen  konnte  ^),  dass  sie  »Umfang  und 
Wert  der  Beiträge  des  Altertums  zum  volkswirtschaftlichen  Wissen 
in  ungehöriger  Weise  zu  vergrössern«  geneigt  seien,  und  wie  sich 
derselbe  Schriftsteller  förmlich  entschuldigt,  in  seiner  »Geschichte 
der  Volkswirtschaftslehre«,  ähnUch  wie  die  meisten  Historiker 
dieser  Wissenschaft  es  zu  thun  belieben,  ein  paar  Seiten  Bericht- 
erstattung der  alten  Wirtschaftswissenschaft  gewidmet  zu  haben. 

Wenn  andererseits  das  P a lg j'ave  sehe  Dictionary  of  Political 
Economy  (D.  G.  Ritchie)  in  besserer  Würdigung  der  Alten  bei 
der  Besprechung  der  aristotelischen  Oekonomik  sagt"),  dass  sie, 
nachdem  sie  lange  unbekannt,  wie  begraben  gelegen,  in  der  neu- 
esten Zeit  wieder  entdeckt  werden  musste,  so  könnte  man  mit  Fug 
dem  gegenüberhalten  *),  dass  diese  Wiederentdeckung  noch  nicht 
recht  geschehen  ist.  Bekennt  doch  sogar  die  2.  Auflage  des 
»Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften«  (E.  Szanto)''),  dass 
»wir«  über  die  wirtschaftlichen  Lehren  des  Aristoteles  »weniges 
wissen.« 

Eine  gründliche  derartige  »Wiederentdeckung«  wäre  für  den 
heutigen  Stand  der  Volkswirtschaftslehre  und  die  Methode  ihrer 
Untersuchungen  nicht  unnütz.  Wem  ist  es  unbekannt,  dass  die 
verbreitetsten  Hand-  und  Lehrbücher  der  politischen  Oekonomie, 
von  der  Methode  gar  nicht  zu  reden,  über  die  Inhalte  der  Grund- 


i)  Vgl.  W.  Oncken,  »Die  Staatslehre  des  Aristoteles«.  Leipzig  1870 — 75;  — im 
Anschluss  an  dieses  Werk  die  Uebersetzung  und  Kominentierung  der  aristotelischen 
»Politik«   durch  F.  Susemihl,  Leipzig  1879,  u.  a.  m. 

2)  Ingram,  »Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre«,  übers,  vo^n  Roschlan.  (S.  29). 
Tübingen  1890. 

3)  Dictionary  .  .  .  (.S.    55).   London   1894,   I 

4)  Vgl.  M.  Maurenbrecher,  »Thomas  von  Aquino's  Stellung  zum  Wirtschaftsleben 
seiner  Zeit«.    L   Tl.   (Dissert.)   (S.  9,   Anm.   i).     Leipzig  1898. 

5)  Handwörterb.   d.  Staatsw.  L     (S.   1051.)    Jena   1898. 
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begriffe^)  der  Wissenschaft  nicht  eins  sind?  Und  doch  gehören 
die  betreffenden  Autoren  derselben  Zeit,  demselben  Lande  an 
und  beobachten,  oft  nach  derselben  Methode,  die  nämlichen  öko- 
nomischen Verhältnisse !  Aber  wenn  es  wahr  sein  soll,  dass  die 
Volkswirtschaftslehre  sich  nicht  auf  absoluten,  für  alle  Verhält- 
nisse und  Zeiten  giltigen  Lehrsätzen  aufbaut,  so  ist  gewiss  wahr, 
dass  die  Volkswirtschaftslehre  »nicht  als  Bastard,  ausgeschlüpft 
im  Hauche  des  i8.  Jahrhunderts,  proles  sine  matre  creata«  -)  erst 
zu  Ende  dieses  Jahrhunderts  enthüllt  oder  etwa,  wie  AsJiley  3)  mit 
Blaiiqui  sich  ausdrückt,  vollgerüstet  »aus  dem  Hirn  eines  Adam 
Sinitli  oder  eines  anderen  Denkers  hervorgegangen«  ist.  Sicher 
ist,  dass  die  hellenische  Staatswirtschaftslehre  für  uns  keinen  ge- 
ringeren Wert  hat  -)  ,  als  die  gegenwärtige  Wissenschaft  für 
eine  fernere  Zukunft  zu  beanspruchen  imstande  ist.  Wenn  die 
Nationalökonomen  ihre  Annahmen  auf  die  jeweiligen  Verhältnisse 
aufbauen,  so  würde  man  doch  meinen ,  dass,  falls  die  ökonomi- 
schen Verhältnisse  und  die  menschliche  Natur  sich  nicht  von  Grund 
aus  ändern  —  bei  richtiger  Schätzung  der  Variabilität  der  wirt- 
schaftlichen Motive  erscheint  das  Wechselverhältnis  der  menschli- 
chen Natur,  mit  ihrem  sich  immer  gleichbleibendem  Causalnexus,  zu 
den  Sachgütern  in  der  geschichthchen  Periode  nicht  wesentlich,  son- 
dern nur  accidentell  geändert  —  auch  die  aus  der  sorgfältigen  Be- 
obachtung der  Tatsachen  hervorgehenden  Theorien  betreffs  dieser 
Verhältnisse  sich  nicht  von  Grund  aus  ändern ;  inwiefern  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  und  die  Arten  der  menschlichen  Bedürf- 
nisbefriedigung die  gleichen  oder  ähnliche  bleiben ,  insofern  we- 
nigstens dürfte  auch  die  Theorie  gleiche  oder  ähnliche  Geltung 
haben.  Und  wird  der,  welcher  sich  mit  der  Feststellung  all- 
gemeinster Sätze  über  die  Entwicklungsstufen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  als  dem  höchstmöglichen  Ziele  der  volkswirtschaft- 
lichen Forschung  begnügt,  Verzicht  leistend  auf  allgemeine  Formeln 
selbst  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Wechselbeziehungen  zwischen 
den  Individuen  und  Körperschaften  der  Gesellschaft  in  einem  be- 
stimmten   Zeitabschnitte,    a  priori    die    Möglichkeit    ausschliessen, 

1)  Vgl.  betreffs    des  Begriffes   »Kapital«   Knies,    Geld    und   Kredit.    I.   (S.    5   ff.). 
Berlin   1873. 

2)  Ad.  Blanqul  a.   a.  O.,   übers,   v.   Buss.     I.  (.S.   11).    Karlsruhe   1840. 

3)  ^.    7-  Ashley,     Englische    Wirtschaftsgeschichte.    Uebersetzt    von    Oppenheim 
Leipzig  1896.  I.  (Einl.) 

4)  Vgl.   unten  Ad.    Wagner  (Anm.   3  S.    56). 
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dass  in  gewisser  Hinsicht  die  ökonomische  Entwicklungsformen  und 
Wechselbeziehungen  in  der  Gesellschaft  dieselben  bleiben,  oder 
im  Laufe  der  Zeit  wenigstens  analog  sich  entfalten?  Wie  wäre 
denn  sonst  auch  nur  jene  Fixierung  allgemeiner  Sätze  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  eine  überhaupt  lösbare  Aufgabe  ?  Wie  wäre 
überhaupt  eine  wissenschaftliche  Nationalökonomik  möglich? 

Zugegeben  muss  allerdings  werden,  dass  die  hellenische 
Volkswirtschaftslehre^)  erst  dann  bis  in  ihre  äussersten  Verzweig- 
ungen verstanden  und  für  die  moderne  Wissenschaft  völlig  aus- 
genützt werden  kann,  wenn  sie  in  Beziehung  gesetzt  wird  zum 
gesamten  Wirtschaftsleben  der  Hellenen  ,  eine  mangels  einer 
griechischen  Wirtschaftsgeschichte  noch  zu  leistende  und  wohl 
eine  geraume  Zeit  erfordernde  Aufgabe.  Indessen  dürfte  es  den- 
noch keine  überflüssige  Arbeit  sein ,  aus  den  Werken  des 
grössten  Denkers  des  griechischen  Altertums  volkswirtschaft- 
liche Lehren  herauszuheben.  Wenngleich  Aristoteles  die  Wirt- 
schaftswissenschaft als  selbständige  Wissenschaft  nicht  behandelt 
hat  —  hat  ja,  was  zwar  manche  nicht  zu  wissen  scheinen,  sogar 
der  »Begründer  der  wissenschaftlichen  Volkswirtschaftslehre,« 
Adam  SmitJi,  die  nationalökonomischen  Lehren  seiner  praktischen 
Philosophie  als  Unterabteilung  untergeordnet  ^)  —  so  ist  das  doch 
kein  Grund  für  die  Annahme,  dass  solche  Lehren  deshalb  we- 
niger wertvoll  wären ;  man  könnte  bei  einem  so  ungeheuer  um- 
fassenden und  zugleich  tief  blickenden  Geist,  wie  es  Aristoteles  ist, 
eher  das  Umgekehrte  folgern  :  seine  wirtschaftswissenschaftlichen 
Lehren  erscheinen  uns  aus  eben  jenem  Grunde  umso  wertvoller, 
je  mehr  in  der  jüngsten  Zeit  die  denkende  und  fühlende  Mensch- 
heit zum  Bewusstsein  kommt,  dass  die  moderne  Wissenschaft, 
in  Befolgung  der  durchschnittlich  im  Leben  thatsächlich  gegebenen 
Wirtschaftspraxis  Zweck  und  Mittel  verwechselnd,  über  dem 
Reichtum  die  Menschen  vielfach  vergessen  hat;  will  man  doch 
wieder,  den  Alten  folgend,  die  politische  Oekonomie  zu  einem 
Zweig  der  Gesellschaftswissenschaft  machen. 


l)  Eigentlich :  Staatswirtschaftslehre  (nicht  im  heutigen  engeren  Sinne). 
2)  S.  darüber  Aug.  Oncken ,  »Adam  Smith  und  Immanuel  Kant«.  I.  Abteilung. 
Leipzig  1877;  vg'-  auch:  VV.  Hasbach,  »Die  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen 
der  von  Frangois  Quesnay  und  Adam  Smith  begründeten  politischen  Oekonomie«. 
Leipzig  1890  (in  Schtnoller'%  Staats-  und  sozialvvissenschaftlichen  For  schungen, 
X.  Bd.  2.  H.) ,  und  W.  Hasbach ,  »Untersuchungen  über  Adam  Smith  und  die  Ent- 
wicklung der  politischen  Oekonomie«.     Leipzig  1891. 


Die   Geldtheorie  und  ihre  Stelhinff  etc. 


53 


In  der  Geschichte  der  Nationalökonomik  ist  Aristoteles  in 
der  That  eine  eigenartige  Stellung  beschieden.  In  der  Philo- 
sophie der  Abendländer  zwar  war  Aristoteles  seit  dem  12. 
Jahrhundert  —  bei  den  Arabern  und  Juden  schon  früher  —  von 
entscheidendem  Einflüsse  und  wurde  im  Laufe  der  Zeit  sogar 
eine  Autorität,  der  man  sich  kaum  wiedersetzen  durfte,  ohne 
verdächtig  zu  erscheinen,  eine  Autorität,  welche  auf  diese  Art 
factisch,  aber  ohne  eigene  Schuld,  auf  die  freie  Entwicklung  der 
Geister  in  einem  gewissen  Sinne  lähmend  gewirkt  hat.  Es  giebt 
keinen  Historiker  der  Philosophie,  der  diesen  dominierenden  Ein- 
fluss  des  Weisen  aus  Stagira  unbeachtet  Hesse,  vielmehr  nimmt 
dieser  in  allen  Geschichtsdarstellungen  der  Philosophie  einen 
vornehmen  Platz  ein.  Allein  wie  schon  die  Philosophen  seit 
Cartesius  in  fast  ununterbrochener  Folge  (einzelne  Denker,  wie 
Roger  Bacon,  hatten  schon  zuvor  gegen  die  peripatetische  Philo- 
sophie, besser :  gegen  das,  was  sich  als  solche  ausgab,  Front 
gemacht)  dagegen  gleichsam  Verwahrung  einlegten ,  für  aristote- 
lisch angesehen  zu  werden,  so  ist  es  vollends  die  Nationalöko- 
nomik, die  kaum  mehr  anzuerkennen  geneigt  ist,  dass  sie  eben- 
falls der  griechischen   Denkart  manches  schuldet. 

Seitdem  Aristoteles  im  12.,  namentlich  aber  im  13.  Jahr- 
hunderte durch  Albertus  Magnus  und  Thomas  von  Aquino,  den 
christlichen  Philosophen  näher  gebracht  worden  war,  wurden  die 
Abendländer  auch  mit  der  griechischen  Staatslehre  immer  ver- 
trauter. Während  bis  zum  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  Aristo- 
teles nur  als  höchster  Meister  in  der  »Kunst  des  Urteilens«  in 
der  Logik,  bekannt  ist^),  dringen  im  13.  Jahrhundert  auch  die 
übrigen  Schriften  des  Philosophen  durch ;  so  wurde  zwischen  den 
Jahren  1260 — 70  die  »Politik«  auf  Veranlassung  des  Thomas  von 
Aquino  von  einem  Dominicanermönche  namens  Wilhelm  von 
Morbeka  ^)  nach  dem  Urtext  ins  Lateinische  übersetzt,  und  vom 
Aquinaten  ein  Commentar  dazu  verfasst.  Damit  beginnt,  was 
nicht  zu  übersehen  ist,  die  Renaissance  der  Staatslehre^). 

Unter  diesen  bedeutenden  scholastischen  Schülern  des  Sta- 
giriten  giebt  es  einen ,  der  auch  bei  modernen  Nationalöko- 
nomen   speziell     als    Geldtheoretiker     Ansehen     geniesst ;    Nico- 


i)  Jourdain,  Geschichte  der  aristotehschen  Schriften  im  Mittelalter,    üebers.    von 
Ad.  Stakt:    Halle  1831   (S.   29). 

2)  Jourdain  a.  a.   O.    (S.   69   ff.). 

3)  W.  Oticken,   Die  Staatslehre    des  Aristoteles.    Leipzig  1S70.    I.  Hlft.   (S.   74  ff.). 
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las  d'Oresme  lässt  man  ziemlich  allgemein  die  Gerechtigkeit  wi- 
derfahren ,  in  seinem  Tractatus  de  origine  ,  natura ,  jure  et  mu- 
tationibus  monetarum^)  eine  Theorie  des  Geldes  aufgestellt  zu 
haben,  »welche  den  Ansichten  des  neunzehnten  Jahrhunderts  ge- 
mäss fast  durchgehend  richtig  ist,  und  mit  meisterhafter  Kürze, 
Klarheit  und  Knappheit  der  Ausdrucksweise  dargelegt  wird«  ^). 
Nun  bekennt  sich  aber  Oresmus,  der  im  übrigen  Aristoteles 
gegenüber  eine  selbstständige  kritische  Stellung  einnimmt,  aus- 
drücklich zu  den  Prinzipien  der  peripatetischen  Philosophie.  Schon 
dieser  Umstand  verweist  uns  auf  die  aristotelische  Geldtheorie, 
von  welcher  nicht  minder  dieses  Lob  gelten  dürfte  als  von  der 
oresmischen. 

In  der  That  sind  durch  die  Darlegungen  der  mittelalterlichen 
Scholastiker,  eines  Albertus  Magnus,  Thomas  von  Aquino,  Ores- 
mus u.  s.  w.  die  wirtschaftlichen  Anschauungen  des  Aristoteles 
vielfach  zu  grösstem  Einflüsse  auf  die  Entwicklung  der  Volkswirt- 
schaftslehre der  Folgezeit  gelangt.   — 

Eine  der  Grundbedingungen  der  gedeihlichen  Entwicklung 
ist  für  eine  jede  wissenschaftliche  Disziplin  die  Fixierung  der  In- 
halte ihrer  Begriffe  und  die  Eindeutigkeit  ihrer  Termini ;  durch 
diese  soll  ja  der  freien  Individualität  der  Forscher  kein  Eintrag 
gethan,  wohl  aber  der  zweckmässigen  Einheitlichkeit  der  Wissen- 
schaft entgegengekommen  werden.  Wenn  schon  die  durch  die 
verschiedenen  Sprachen  bedingte  Vielgestaltigkeit  der  Wissen- 
schaft die  Denker,  wie  Leibniz,  auf  die  Idee  emer  wissenschaft- 
lichen Universalsprache  führen  musste,  so  ist  umsomehr  die  Zer- 
fahrenheit der  Begriffsbildung  in  einer  und  derselben  Sprache  zu 
beklagen;  vornehmlich  leiden  darunter  die  Geisteswissenschaften ; 
»das  Haupthindernis  in  psychologischen  .  .  .  Wissenschaften 
liegt  in  der  Dunkelheit  der  Begriffe  und  Zweideutigkeit  der  Worte« 
sagte  D.  Hume .  Dass  von  einer  solchen  Zerfahrenheit  auch  die 
deutsche  Nationalökonomik  betroffen  wird,  ist  gewiss  und  längst 
bekannt  ^).    Ihr  vermag  wirksam   wohl  kaum  anders  als  durch  eine 

1)  Neu  herausgegeben  von    Wolo-vski,   Paris   1864: 

2)  higram  a.  a.  O.  (S.  46);  vgl.  W.  Röscher,  »Ein  grosser  Nationalökonom  des 
14.  Jahrhunderts«  in  der  Zeitschrift  für  Staatswissenschaften  Bd.  19  (1863) ;  ferner 
W.  Röscher,   System  der  Volkswirtschaft.    Stuttgart  1892.    P"  §   116. 

3)  Vgl.  darüber  Fr.  J.  Neiimann ,  Grundbegriffe  der  Volkswirtschaftslehre  in 
Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  Tübingen  1882.  I.'  (S.  105  ff.). 
H.  Dietzel  allerdings,  wie  klar  und  präzis  er  auch  sonst  ist,  will  es  mit  den  „Grund- 
begriffen«  aus   Furcht    vor   ^jquerelles  .allemandes«    nicht  gar  genau   genommen   haben 
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gründliche  Analyse  und  Festlegung  der  Hauptbegriffe  begegnet 
zu  werden,  obwohl  wegen  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes 
selbstverständlich  die  mathematische  Präzision  und  absolute  Rich- 
tigkeit niemals  erlangt  werden  kann^).  Diese  Aufgabe  aber  ist 
nur  lösbar  durch  eine  sorgfältige  kritische  Verwertung  des  im 
Laufe  der  Jahrhunderte  hierin  Geleisteten  und  auf  uns  Vererb- 
ten mit  Hilfe  einer  Geschichte  der  Wirtschaftswissenschaft,  in  der 
auf  die  Um-  und  Verbildungen  der  Begrifte  genau  Bedacht  ge- 
nommen wird. 

Eine  derartige  Geschichte  der  Nationalökonomik  existiert 
bisher  noch  nicht').  Es  dürfte  daher  inzwischen,  bis  Historiker 
der  VVirtschaftslehre  und  der  Wirtschaft  die  Aufgabe  allseitig  an- 
fassen, was  leider  kaum  bald  geschehen  wird,  am  Platze  sein, 
wenigstens  dogmatische  Einzeldarstellungen  zur  Geschichte  der 
Wirtschaftslehren  zu  liefern. 

Im  folgenden  soll  die  Geldtheorie  des  grössten  Wirtschafts- 
theoretikers der  Griechen  —  wir  dürfen  Aristoteles  wohl  so  nen- 
nen ,  wenn  A.  Blanqui  dessen  ökonomische  Schriften  als  das 
»kostbarste  Denkmal  der  Geschichte  der  politischen  Oekono- 
mie«  überhaupt  bezeichnet  —  monographisch  zur  Darstellung 
gelangen.  Was  die  Methode  anbelangt,  sei  bemerkt,  dass  es  uns 
gar  nicht  einfällt,  Aristoteles  den  Normen  irgendwelcher  moder- 
nen Schulen  gemäss  kritisieren  oder  gar  verbessern  zu  wollen, 
vielmehr  soll  seine  Geldtheorie  aus  seinen  ethischen  und  staats- 
wissenschaftlichen Werken  herausgehoben  —  darum  die  wört- 
lichen Anführungen  namentlich  unter  dem  Striche  —  wenn  auch 
nicht,  der  Natur  der  griechischen  Untersuchung  entsprechend, 
vom  Ganzen  losgelöst  werden.    Allerdings  ist  hiebei  die  moderne 

(Theoretische  Sozialökonomik.  Leipzig  1895.  I-  ''^-  ^49  ^-  '"  Wagner's  Lehrb  uch 
d.  pol.  Oekonomie  IL). 

i)  Vgl.  G.  Schnioller,  Artikel  »Volkswirtschaft«  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissensch.,  Bd.  VI.\  Jena  1894  (S.  527  if.) ;  ferner  Schmoller,  Grundriss  der  allge- 
meinen Volkswirtschaftslehre,   Leipzig  1900,  I  (S.   108  ff.). 

2)  Es  giebt  zwar  einige  verdienstvolle,  aber  dem  angedeuteten  Zwecke  gleich- 
wohl nicht  entsprechende  Geschichtswerke ,  wie  J.  Kautz ,  Die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  National-Oekonomik.  Wien  1860,  I.  K.  Ingram,  d.  a.  W. — A.  Blanqui, 
d.  a.  W.  Es  kann  da  auch  genannt  werden :  y.  Bonar,  Philosophy  and  political  eco- 
nomy  in  some  of  their  historical  relations.  London  1893 ;  und  L.  Stein  ,  Die  soziale 
Frage  im  Lichte  der  Philosophie.  Stuttgart  1897.  —  K.  Walcker,  Geschichte  der  Na- 
tionalökonomie und  des  Sozialismus,  Leipzig  1899,  kann  hier  wohl  kaum  in  Betracht 
kommen,  wie  auch  H.  Contzen's  und  E.  Dühring's  Geschichte  der  Nationalökono- 
mie nicht. 
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Forschung,  wie  man  sofort  merken  wird,  implicite  berücksichtigt 
worden :  denn  mit  einer  blossen  Reproduktion  wäre  bei  der  Kluft 
zwischen  der  griechischen  und  modernen  Denkweise  nicht  viel 
gedient. 

Von  den  Werken  des  Aristoteles,  welche  zu  dem  Zwecke 
in  Betracht  kommen,  ist  vorerst  die  Politik  und  die  nikomachische 
Ethik  zu  nennen.  Wirtschaftslehren  enthalten  auch  die  Oeko- 
nomik,  die  endemische  und  die  grosse  Ethik,  Werke,  die  zwar 
nicht  unmittelbar  aristotelischen  Ursprungs  sind,  aber  gleichwohl 
Aristoteles  und  dessen  Lehren  nahestehen^).  Es  soll  darum  auf 
sie  ebenfalls  Rücksicht  genommen  werden-). 

Um  zunächst  eine  genetische  Definition  des  Geldes  zu  er- 
halten, geht  Aristoteles  von  der  Entstehung  des  Geldes  aus.  Da 
nach  Aristoteles  die  Einführung  des  Geldgebrauches  sich  unmit- 
telbar der  Einführung  des  Tauschhandels  anschliesst,  müssen  wir, 
der  Natur  der  aristotelischen  Untersuchung  ^)  gemäss,  wonach  das 
Einzelne  vom  Ganzen  sich  nicht  gut  trennen  lässt,  in  die  allge- 
meine Staats-  und  Gesellschaftslehre  einen  Blick  werfen,  und  so 
wird  sich  aus  der  Erklärung  des  gesellschaftlichen  Tauschvorganges 
diejenige  eines  Tauschmittels,  aus  der  Erklärung  der  Naturalwirt- 
schaft diejenige  der  Geldwirtschaft  gleichsam  von  selbst  ergeben. 

Das  Wesen  beider  Begriffe,  Tausch  und  Geld,  untersucht 
Aristoteles  in  seiner  Betrachtung  der  Familie  (otxoc;)  als  des  Ele- 
ments des  Staates :  »Der  Staat  ist  eine  Vereinigung  von  Ge- 
schlechtern und  Dorfgemeinden  behufs  eines  vollendeten  und  sich 
selbst  genügenden  Daseins  :  ein  solches  aber  besteht  ...  in 
einem  glückseligen,    edlen    und    würdigen   Leben«  *).       Der    Staat 


i)  E.  Zeller,  Die  Philosoplaie  der  Griechen.  II.  Teil.  2.  Abtl.  Aristoteles.  3.  Aufl. 
Leipzig  1879  (S.  102,   904  u.  s,  w.). 

2)  Citate  nach  der  Bekker'?,z^Qw  Ausgabe ;  die  nil<om.  Ethik,  übers,  v.  A.  Stahr, 
die  eudemische  und  grosse  Ethik  von  //.  Bender,  die  Politik  von  F.  Susemihl ,  die 
Oekonomik  von   C.  F.  Schnitzer. 

3)  welche  Ad.  Wagner  besonders  fesselt :  »Die  Grundgedanken  in 
Ar  istoteles'  Politik  .  .  .  hinsichtlich  der  naturnotwendigen  Unterordnung  des 
Einzelnen  unter  und  Einordnung  desselben  in  den  Staat  sind  in  der  That,  richtig  ver- 
standen, nicht  nur  berechtigt  für  die  altgriechischen  Verhältnisse,  sondern  unbedingt 
wahr,  nicht  Sätze  von  historischer  Relativität,  sondern  von  logischer  Absolutheit.  Die 
Nationalökonomie  hat  dies  viel  zu  sehr  aus  den  Augen  verloren.  Jene  berühmten 
Sätze  (es  werden  einige  aus  der  »Politik«  I.  B.  2.  Kap.  citiert),  sind  sämtlich  auch 
F  undamentalprinzipien  für  die  Volkswirtschaftslehre.  -.     {Ad.  Wagner,  Grundlegung  der 

it.     Oekonomie.    Leipzig  1893,  3.  Aufl.   I,  2,  S.  859). 

4)  Politik  B.  III,  Kap.  9. 
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und  die  staatsbürgerliche  Gemeinschaft  ist  »die  vornehmste  von 
allen  Gemeinschaften  und  schliesst  alle  anderen  in  sich«  ^),  Da 
der  Wert  einer  Wissenschaft  nach  ihrem  Objekte  sich  richtet,  im 
Staate  es  sich  aber  um  »das  höchste  und  beste  Gut«^),  um  »das 
Ziel  unserer  Lebensaufgabe«  ^)  handelt,  so  erscheint  die  Staats- 
wissenschaft als  »die  oberste  und  vorzugsweise  alle  anderen  unter 
sich  befassende«  Wissenschaft.  Die  Ethik,  welche  das  höchste 
Gut  für  den  Einzelnen  erfasst,  ist  zwar  eine  erhabene  Wissen- 
schaft, aber  schöner  und  göttUcher,  und  daher  allen  Wissenschaften 
übergeordnet  ist  die  Wissenschaft  vom  Staate,  die  das  höchste 
Gut  für  ein  Volk,  für  einen  Staat  aufsucht,  und,  praktisch  wer- 
dend,  realisiert*). 

Um  das  Wesen  des  Staates  und  sodann  die  Aufgabe  des 
Staatsmannes  zu  ergründen,  wendet  Aristoteles  seine  gewohnte 
Methode  an,  die  das  Zusammengesetzte  bis  zum  Einfachen  hin 
teilt  und  dieses  zunächst  für  sich  zum  Gegenstande  der  Betracht- 
ung macht.  :>Wenn  man  demnach  .  .  .  die  Dinge  in  ihrem 
fortschreitenden  Wachstum  ins  Auge  fasst«,  so  ergiebt  sich  als 
ursprüngliches  Element  des  Staates  die  Familie    oder    das    Haus 

Als  grundlegend  für  die  Staatslehre  ist  nach  Aristoteles  die 
Haushaltungslehre  (o'//.ovo[i''a,  Oekonomie  in  der  ursprünglichen 
griechischen  Bedeutung^)  =:  Hausleitung,  Haushaltung,  Hausver- 
fassung und  Hausverwaltung)  anzusehen.  Die  Hausverwaltung 
zeigt  mehrfache  Verhältnisse :  das  Verhältnis  von  Mann  und  Weib, 
von  Herr  und  Sklave,  von  Eltern  und  Kindern  ;  darnach  enthält 
die  Haushaltungslehre  oder  Oekonomik  die  Lehre  vom  ehelichen, 
dienstherrlichen  und  väterlichen  Verhältnis.  »Es  existiert  nun 
aber  ausserdem  noch  etwas,  worin  nach  der  Meinung  mancher  *^) 
die  ganze  Haushaltungskunst  aufgeht  und  nach  der  anderer  we- 
nigstens der  grösste  Teil  derselben.     Es    ist  also  zuzusehen,    wie 

1)  Polit,  I,  I. 

2)  Ethik  Nik.  I,  I. 

3)  Eth.  N.  I,  2. 

4)  Eth.  N.  I,  8,  9. 

5)  Und  wohl  zu  unterscheiden  von  der  in  modernen  Sprachen  verstandenen  enge- 
ren wirtschaftlichen  Bedeutung  des   Wortes. 

6)  Zu  diesen  würden  der  Terminologie  gemäss  die  Vertreter  der  modernen  öko- 
nomischen Theorien  gehören,  da  im  Laufe  der  Zeiten  der  Begriff  »Oekonomie«  den 
Inhalt  erhalten  ,  wie  ihn  Aristoteles  an  der  .Stelle  angegeben,  und  eine  Wandlung  er- 
fahren hat,   die  Aristoteles  da  sozusagen  vorausgesagt  hatte. 
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es  hiemit  steht.  Ich  meine  nämUch  die  sogenannte  B  e  r  e  i  c  h  e  r- 
u  n  g  s  k  u  n  s  t  (C  h  r  e  m  a  t  i  s  t  i  k)«  ^). 

Die  Bereicherungs-,  Erwerbs-  oder  Wirtschaftskunst,  die  wir 
heutzutage  mit  dem  verblassten  griechischen  Terminus  »Oekono- 
mie«  benennen,  ist  ein  bedeutender  Teil  der  allgemeinen  Hausver- 
waltungskunst: »Es  ist  der  Besitz  ein  Teil  des  Hauswesens  und 
die  Erwerbslehre  ein  Teil  der  Lehre  vom  Hauswesen ;  denn  ohne 
das  Unentbehrlichste  ist  es  unmöglich  wie  überhaupt  ein  Leben, 
so  eben  damit  auch  ein  befriedigendes  Leben  zu  führen« 2).  Ja,  aus 
manchen  Stellen  des  Aristoteles  wäre  man  versucht  zu  folgern, 
dass  die  Hausverwaltung  es  wesentlich  mit  Besitz  und  Vermögen 
zu  thun,  die  Oekonomie  also  den  Sinn  habe,  den  wir  heute  mit 
dem  Worte  verbinden  :  für  die  Heilkunst  ist  der  Zweck  die  Ge- 
sundheit, .  .  .  für  die  Oekonomik  der  Reichtum«').  Doch 
wo  unser  Philosoph  ausführlicher  ist,  da  protestiert  er  gleichsam 
gegen  die  Identifizierung  von  Oekonomik  und  Chrematistik  und 
kehrt  die  Bedeutung  des  oben  genannten  dreifachen  Verhältnisses 
im  Hause  hervor  :  »Offenbar  ist  .  .  ,  dass  die  Thätigkeit  der 
Haushaltung  ihre  Bestrebungen  in  höherem  Grade  auf  die  Men- 
schen, (welche  Mitglieder  des  Hauses  sind),  als  auf  den  leblosen 
Besitz  und  mehr  darauf,  jene  zu  tüchtigen  Leuten  zu  machen, 
als  diesen  m  den  tüchtigen  Stand  zu  setzen,  den  man  Reichtum 
und  Wohlhabenheit  nennt,  .  .  .  gerichtet  sein  muss«  *).  Zum 
Wesen  der  Haushaltungskunst  gehört  nicht  so  sehr  der  Erwerb, 
als  der  richtige  Gebrauch  des  Besitzes :  die  Chrematistik  ist  mehr 
eine  Hilfsdisziplin  denn  ein  wesentlicher  Bestandteil  der  Oekonomik. 

Das  Verhältnis  des  Verwalters  zum  Besitz  und  Reichtum  im 
Hause  ist  ähnlich  demjenigen  im  Staate ;  wie  sich  der  Oekonom 
zum  Familienbesitz,  so  verhält  sich  der  Politiker,  der  Staatsmann, 
zum  Nationalreichtum. ^)  Wenn  Aristoteles  den  Oekonomen  und 
Politiker,  den  Haus-  und  Staatsleiter,  sehr  oft  in  eine  Parallele 
rückt,  so  wäre  es  doch  verfehlt,  anzunehmen,  dass  er  die  Staats- 
von    der  Hauswirtschaftslehre    nicht    unterscheide;    sowie    diejeni- 

i)  Pol.  I,  3. 

2)  Pol.  1,  4. 

3)  Eth.  N.  I,  I. 

4)  Polit.  I,  13. 

5)  Dieselbe  Parallele  zwischen  Haus  und  Staat  wendet  A.  Smith  an ,  wenn  er 
sagt:  »was  bei  jeder  Familie  klug  ist,  kann  bei  einem  grossen  Reiche  kaum  thö- 
richt  sein«. 
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gen  Wirtschaftshistoriker  irren  ^),  die  die  griechische  Wirtschaft 
Oilcenwirtschaft  schlechthin  nennen  ,  so  würde  der  Dogmenhisto- 
riker irren,  der  behauptete,  dass  Aristoteles  und  die  Alten 
noch  keine  Staatswirtschaftslehre  ,  sondern  nur  eine  Privatöko- 
nomik gekannt  hätten.  Veranlassung  zu  einer  derartigen  An- 
nahme ist  allerdings  insoferne  vorhanden ,  als  in  den  auf  uns 
gekommenen  Schriften  des  Stagiriten  —  es  sind  uns  bekanntlich 
nicht  alle  erhalten  geblieben,  und  die  erhaltenen  sind  vielfach  in 
verdorbenem  Zustande  —  die  Wirtschaftstheorie  nicht  im  unmittel- 
baren Zusammenhange  mit  der  gesamten  Staatslehre ,  sondern 
lediglich  bei  der  Analyse  der  Aufgaben  des  Hausleiters  ausge- 
führt wird.  Dass  aber  Aristoteles  die  Staatswirtschaftslehre  im 
eigentlichen  Sinne  nicht  aus  den  Augen  verloren,  erhellt,  abgesehen 
von  vielen  einzelnen  Bemerkungen ,  mit  deren  Hilfe  man  eine 
solche  rekonstruieren  könnte,  aus  einer  Stelle  der  »Politik«-),  wo 
er  eine  genauere  Untersuchung  über  die  Ziele  einer  Staatswirt- 
schaftslehre ausdrücklich  verspricht:  Zum  Wesen  des  Staates  ge- 
hört die  Selbstgenügsamkeit  3)  und  Selbständigkeit;  sich  selbst 
genug  zu  einem  vollendeten  Leben  in  staatlicher  Gemeinschaft  kann 
aber  nur  die  Bevölkerung  eines  Staatsgebietes  sein,  »welches  alle 
nötigen  Erzeugnisse  selber  hervorbringt ;  denn  alles  selbst  zu  be- 
sitzen und  keines  anderen  zu  bedürfen,  darin  besteht  eben  die 
Selbstgenügsamkeit«  als  Zweck  des  Staates;  die  Ausdehnung  des 
Gebietes  muss  so  gross  sein,  »dass  es  den  Bürgern,  die  es  be- 
wohnen, die  Möglichkeit  gewährt,  in  Müsse  zu  leben,  dass  dabei 
einerseits  Freigebigkeit  und  Liberalität  möglich  ist,  andererseits 
aber  auch  die  Grenzen  der  Sparsamkeit  nicht  überschritten  werden. 
Ob  wir  nun  trotz  alledem  mit  dieser  Massbestimmung  das  Richtige 
treffen  oder  nicht,  ist  später  genau  zu  untersuchen,  wenn 
wir  auf  den  Besitz  und  den  Nationalreichtum  überhaupt  zu  sprechen 
kommen,  um  zu  bestimmen,  wie  und  auf  welche  Weise  sich  der- 
selbe zum  Gebrauche  selber  verhalten  (und  nach  dem  Bedürfnisse 
richten)    müsse.      Denn    die    Untersuchung    dieser    Frage    bietet 


i)  Dass  sie  irren,  beweist  ausser  Böckh,  Ed.  Meyer,  Die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Altertums.  Vgl.  auch  seinen  Artikel  »Griechische  Finanzen«  im  Handw.  d. 
Staatswissensch.  III.-  (S.  936  ff),  weiter  y.  Beloc/t,  Griechische  Geschichte.  Strassburg 
1S93-97. 

2)  Pol.   VII,  5. 

3)  Dieser  Begriff  der  »Autarkie-,  ist  auch  in  die  moderne  Sozialokonomik  über- 
gegangen. 
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manche  strittige  Punkte  dar,  weil  viele  Menschen  entweder  zu 
dem  einen  oder  zu  dem  anderen  Extrem  der  Lebensweise  hinüber- 
neigen ,  die  einen  zur  Knickerei  und  Kargheit ,  die  anderen  zur 
Schwelgerei  und  Verschwendung.«  Leider  finden  wir  dieses  be- 
stimmte Versprechen  in  den  uns  erhaltenen  Schriften  nicht  erfüllt; 
gewiss  aber  ist  es,  dass  Aristoteles  über  das  Verhältnis  der  Staats- 
wissenschaft (Politik)  zur  Staatswirtschaftslehre  (politischen  Oeko- 
nomie)  sich  völlig  klar  war  ,  und  dass  er  ,  wie  die  Oekonomik 
(Haushaltungskunst)  von  der  häuslichen  Chrematistik,  und  die 
Politik  von  der  Staatswirtschaftskunde  (Staats-Chrematistik),  so 
auch  die  Privat-  von  der  Staatswirtschaftslehre^)  streng  geson- 
dert hat  und  ganz  und  gar  nicht  diese  in  jener  aufgehen  Hess  oder 
vollends  übersah.  Es  besteht  ja  doch  nach  Aristoteles  zwischen 
dem  Hause  und  dem  Staate  in  ihren  wesentlichsten  und  funda- 
mentalsten, also  auch  in  wirtschaftlichen  Beziehungen  nicht  bloss 
ein  quantitativer,  sondern  auch  ein  spezifischer,  innerer  Unter- 
schied: »nicht  die  grössere  oder  geringere  Zahl  der  Beherrschten«, 
sondern  -die  Art  der  Gemeinschaft  macht  hier  den  Unterschied«^); 
denn  der  Staat  ist,  wie  der  Philosoph  in  seiner  Auseinandersetzung 
mit  Plato  sagt,  nicht  bloss  eine  Mehrheit  von  Menschen,  »sondern 
auch  eine  Mehrheit  von  Menschen,  unter  denen  Artunterschiede 
obwalten,  und  nicht  aus  lauter  Gleichen  entsteht  ein  Staat«,  viel- 
mehr ist  der  Staat  eine  Vereinigung  von  Ueber-  und  Untergeord- 
neten, von  Herrschern  und  Beherrschten^).  Klar  ist  das  Ver- 
hältnis zwischen  der  Oekonomik  und  Politik,  das  heisst,  zwischen 
der  Haushaltungs-  und  Staatskunst  in  der  Schrift  »Oekonomik« 
betont : 

»Die  Haushaltungskunst  und  die  Staatskunst  unterscheiden 
sich  nicht  blos  wie  tiaus  und  Staat  (denn  das  sind  ihre  Objekte), 
sondern  darin,  dass  die  Staatskunst  verschiedene  Regierungsformen 

zulässt,  die  Haushaltungskunst  aber  stets  unumschränkt  ist 

Ein  Staat  nun  ist  der  Inbegriff  von  einer  Anzahl  Hauswesen,  von 
Gebiet  und  Besitztümern  in  einem  zum  glücklichen  Leben  aus- 
reichenden Masse  .  .  .  Daraus  ergibt  sich,  dass  die  Haushaltungs- 
kunst der  Staatskunst  vorausgeht,  denn  es  verhält  sich  auch  mit 
ihren  Objekten  so:  das  Hauswesen  ist  ein  Teil  des  Staates«. 

Wenn  wir  demnach  von  der  aristotelischen  Wirtschaftstheorie 


i)  Wie  wir  uns  modern  ausdrücken  würden  ;   die  Privat-  von  der  Staatsökonomik. 

2)  Pol.    I,  I, 

3)  Pol.   11  2. 
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sprechen,  so  dürfen  wir  nie  vergessen,  dass  wir  durch  die  Ungunst 
der  Umstände  fast  lediglich  auf  jene  wirtschaftstheoretischen  Aus- 
einandersetzungen angewiesen  sind ,  in  denen  sich  der  Stagirite 
bei  der  Betrachtung  des  ol-aoc,  als  des  staatlichen  Elementes  ergeht. 
Daraus  aber  zu  schliessen,  dass  Aristoteles  und  die  Griechen  über- 
haupt eine  Staatswirtschaftslehre,  oder  wie  wir  heute  sagen  würden, 
eine  politische  Oekonomie,  im  eigentlichen  Sinne  nicht  gekannt, 
die  Alten  eine  wahre  Staatswirtschaft  nicht  gehabt  hätten,  wäre, 
voreilig  und  falsch^).  Sogar  die  bei  weitem  berechtigtere  An- 
nahme, dass  Aristoteles  nur  der  kleine  Stadtstaat^)  als  Prototyp 
eines  damaligen  griechischen  Staates  und  daher  auch  als  Ideal 
des  theoretischen  Staates  vor  Augen  geschwebt  habe,  ist  vielleicht 
nicht  völlig  stichhältig.  Doch  welche  Begriffe  von  einem  Gross- 
staate der  Lehrer  des  W'elterobernden  Königs  haben  mochte,  ob 
er,  der  schreiben  konnte:  »Das  Volk  der  Griechen  .  .  .  würde 
die  Herrschaft  über  alle  anderen  Völker  zu  gewinnen  im  stände 
sein,  wenn  es  in  einen  einzigen  Staat  verbunden  wäre«^),  über 
die  Grenzen  der  athenischen  Mauern,  innerhalb  deren  er  als  Met- 
öke  nicht  einmal  heimisch  war,  hinaussah,  darauf  einzugehen  ist 
hier  nicht  der  Ort. 

»Teile  des  Hauswesens  sind  Mensch  und  Vermögen«*).  Die 
Oekonomik  oder  Hausleitungskunst  hat  es  vornehmlich  mit  Men- 
schen nach  dem  angegebenen  dreifachen  Verhältnisse  zu  thun ; 
das  dienstherrliche  Verhältnis  führt,  da  der  Sklave  sowohl  Mensch 
als  Vermögensstück  ist,  zum  Verhältnis  des  Hausverwesers  zu  den 
physischen  Gütern  oder  dem  Vermögen'')  hinüber. 

»Dass  auf  eine  gewisse  Erwerbskunst  die  Hausverweser  und 
Staatsmänner^)  von  Natur  angewiesen  sind  ...  ist  klar«^);  denn 
die  zum  Leben  notwendigen  und  für  die  Gemeinschaft  nützHchen 
Gegenstände ,  worin  der  wahre  Reichthum  besteht ,  müssen  ent- 
weder   von  Natur    gegeben    sein    oder   künstlich    durch    die    wirt- 


i)  Und  doch  geschieht  es  trotz  der  Arbeiten  eines  u.  GroU,  A.  Böckh,  Du  Mes- 
nil-Marigny,  Ed.  Meyer,  y.  Beloch  u.  a. 

2)  Oder  »Krähvvinkelstaat«,  wie  Wilamo^mtz-Moellendorff  sich  ausdrückt  (Aristo- 
teles und  Athen,  Berlin   1893). 

3)  Polit.  VII,  7. 

4)  Oekonomik  I,  2. 

5)  Die  wirtschaftlichen  Güter  heissen  bei  A.  ypr^wa-ca,  y.xyjiiaTa,   sÜTiopia,   oOaia, 
daher  die  termini  wie  Chrematistik,  Ktetik. 

6)  Mit  griechischem  Ausdrucke  :  die  Oekonomen   und   Politiker. 

7)  Polit.   I,   8. 
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schaftliche  Thätigkeit  herbeigeschafft  werden.  Das  zu  einem  zweck- 
entsprechenden Leben  genügende  Mass  eines  solchen  Besitzes 
geht  nicht  ins  Unendliche,  sondern  ist  als  Mittel  durch  seinen 
Zweck  bestimmt  und  beschränkt.  »Der  Reichtum  eben  ist  nichts 
anderes  als  der  erforderliche  Vorrat  von  Mitteln  und  Werkzeugen 
für  die  Haus-  und  Staatsverwaltung«^).  Die  wirtschaftliche  Thätig- 
keit, die  Erwerbs-  und  Bereicherungskunst  also,  welche  die  unent- 
behrlichen Existenzmittel  beschafft,  ist  natürlich  und  notwendig 
und  heisst   :;naturgemässe  Erwerbskunst« ^). 

Ausser  dieser  natürlichen  Chrematistik  gibt  es  eine  ihr  zwar 
nahe  verwandte ,  aber  doch  von  ihr  verschiedene  Bereicherungs- 
und Erwerbskunst,  das  eigentliche  Handelsgeschäft^),  die  Chre- 
matistik oder  Bereicherungskunst  im  engeren  Sinne.  Während  jene 
ein  Werk  der  ursprünglichen  Natur,  ist  diese  ein  Erzeugnis  der 
Kunst  und  Uebung,  der  höher  entwickelten,  wirtschaftlichen  und 
gesellschaftlichen  Zustände.  Den  Uebergang  zwischen  beiden  Er- 
werbsarten und  Wlrtschaftsthätigkeiten  bildet  der  Tauschhandel*). 

»In  der  ursprünglichsten  Gemeinschaft,  im  Hause,  fand  der 
Tausch  offenbar  noch  gar  keinen  Platz,  sondern  erst  in  der  bereits 
erfolgten  Erweiterung  derselben.  Denn  die  Hausgenossen  hatten 
durchweg  das  Gleiche  miteinander  gemein;  als  aber  die  Wohn- 
sitze und  Besitztümer  getrennt  wurden,  da  traten  hinfort  bei  den 
Gemeindemitgliedern  auch  viele  und  bei  verschiedenen  verschie- 
dene Mängel  und  Bedürfnisse  ein,  und  da  ward  es  denn  notwendig 
je  nach  diesen  Bedürfnissen  die  Gegenstände  derselben  einander 
mitzuteilen,  und  zwar  auf  dem  Wege  des  Tausches,  wie  es  noch 
jetzt  viele  der  ungriechischen  Völkerschaften  machen;  denn  sie 
tauschen  die  nutzbaren  Gegenstände  selbst  gegen  einander,  sie 
geben  und  nehmen  Wein  für  Getreide  und  was  dergleichen  mehr 
ist,  weiter  aber  gehen  sie  im  Handel  nicht« "").  Dieser  Tausch- 
handel hatte  einen  natürlichen  Ursprung ;  er  entstand  ja  nur,  um 
die  Mängel  auszufüllen,  welche  jener  Selbstgenügsamkeit  im  Wege 
stehen,  auf  die  die  Natur  selber  uns  angewiesen  hat.  Die  Be- 
nutzung und  Gebrauchsweise  der  Güter  ist  von  nun  an  eine 
doppelte;  ein  Gegenstand  dient  entweder  direkt  zum  Gebrauche: 


1)  Polit.  I,  8. 

2)  XTVjTtxYj  Jta-cä  9Üaiv  oder  -/py]ij.ax'.axL-xrj  oly.sio-cäxYj,  y^pri\i.  ävay/.aia. 

4)  ii£TaßXriT!.y.Y;. 

5)  Polit.   I,  9. 
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er  hat  einen  direkten  Gebrauchswert^);  oder  er  dient  zunächst 
zum  Tausche  und  indirekt  zum  Gebrauche:  der  Gegenstand  hat 
einen  Tauschwert,  gleichsam  indirekten  Gebrauchswert-). 

Der  Vorgang,  durch  den  nutzbare  Gegenstände  gegen  ein- 
ander eingetauscht  werden ,  ist  vollkommen  natürHch  und  not- 
wendig, musste  aber  im  Laufe  der  Zeit  entwickeltere  Formen  an- 
nehmen. Der  Gütertausch  und  die  Vermögensübertragung  dehnte 
sich  über  immer  weitere  Räume  aus  und  wäre  in  jener  primitiven 
Form  als  Naturaltausch  ungemein  beschwerlich  gewesen.  Damit 
»alle  Dinge,  die  untereinander  ausgetauscht  werden  können  und 
sollen,  auf  gewisse  Weise  miteinander  vergleichbar  seien«,  musste 
man  nach  und  nach  dahin  übereinkommen,  zur  Vermittelung  des 
Tausches  einen  Gegenstand  als  Aequivalent  für  jedes  Tauschgut 
»zu  geben  und  zu  nehmen«.  Em  solcher  »nach  allgemeiner  Ueber- 
einkunft«  angenommener  »Vermittler«,  ein  solches  allgemein  be- 
liebtes Tauschmittel  musste  natürlich  diesem  Zwecke  entspre- 
chende Eigenschaften  haben:  Man  wählte  einen  nützlichen  Ge- 
brauchsgegenstand, welcher  bequem  anzuwenden,  und,  weil  hand- 
lich, leicht  transportabel,  räumlich  also  absatzfähig  war,  wie  Ei- 
sen^), Silber  u.  s.  w.,  sodass  man  wegen  solcher  Vorteile  gerne 
dagegen  andere  Güter  eintauschte ;  seinen  Wert  hatte  der  Gegen- 
stand als  solcher  nicht  lediglich  als  Gebrauchs-  und  Tauschgut, 
sondern  überdies  noch  einen  infolge  »allgemeinen  Uebereinkom- 
mens«  und  allgemein  gewordener  Sitte  und  Gepflogenheit  (vöjjlo;) 
und  hiess  darum  —  vc[j,iaua,  Geld. 

Die    Ausführungen    hierüber    (Pol.   I.    9 — -lo)  sind    näher    die 


i)  XP^J^^'S  >'«^'  a'JT^ci  oder  y^p.  olxsla. 

2)  XP'^i^-S  ^^a"^«  a'j(ißsßr,xos.  Den  Unterschied  zwischen  Gebrauch-  und  Tauschwert 
markiert  in  Kürze  die  eudemische  Ethik  (III,  4):  »  .  .  Der  Gebrauch  dessen,  was  man 
besitzt,  ist  nämlich  einerseits  ein  unmittelbarer,  wie  bei  einem  Schuh  oder  einem  Ge- 
wand, teils  ein  accidenteller;  jedocii  nicht  so,  wie  wenn  man  z.  B.  den  Schuh  als 
Wage  und  Gewicht  gebrauchen  wollte,  sondern  als  Gegenstand  des  Verkaufens  und 
weiteren  Verwertens  (Gelderwerbs) .  .  .«  Siehe  des  Näheren  über  die  aristotelischen 
Untersuchungen  zwischen  Gebrauchs-  und  Tausch- ,  Produktiv-  und  Genussgütern 
meinen  Aufsatz:  Die  Werttheorie  bei  Aristoteles  und  Thomas  von  Aquino  im  Archiv 
f.  d.  Gesch.   der   Philosophie  (S.   407   ft'.),   Berlin  1899 

3)  »Schon  in  homerischer  Zeit  hatte  man  begonnen  ,  neben  dem  Vieh  auch  die 
Metalle  als  Tauschmittel  zu  verwenden:  Gold  und  Silber,  und  da  diese  in  Griechen- 
land noch  lange  recht  selten  blieben,  namentlich  Eiseu  und  Kupfer.«  Beloch,  Grie- 
chische Geschichte.  Strassburg  I,  1893  (S.  213).  Das  konservative  Sparta  hielt,  wäh- 
rend die  anderen  griechischen  Staaten  schon  lange  in  Silber  prägten,  bis  zum  S.Jahr- 
hunderte zähe  ausschliesslich  an   der  Eisenwähruns:  fest. 
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folgenden :  »Da  die  gegenseitige  Unterstützung  durch  Einfuhr 
des  Mangelnden  und  Ausfuhr  des  Ueberflüssigen  allmählich  sich 
immer  weiter  örtlich  ausdehnte,  verfiel  man  notwendigerweise  auf 
die  Einführung  des  Geldgebrauches.  Nicht  jedes  der  von  Natur 
notwendigen  Dinge  Hess  sich  nämlich  leicht  in  die  Ferne  verführen, 
und  so  kam  man  dahin  überein ,  zur  Vermittlung  des  gegensei- 
tigen Umtausches  einen  Gegenstand  zu  geben  und  zu  nehmen,  wel- 
cher, selbst  zu  den  nutzbaren  Dingen  gehörig,  zugleich  noch  den 
Vorteil  eines  leichthandlichen  Gebrauchs  für  das  Leben  hatte, 
wie  Eisen,  Silber  und  was  weiter  dahin  gehört,  und  zwar  so, 
dass  man  anfänglich  seinen  Wert  einfach  nach  Grösse  und  Ge- 
wicht bestimmte,  schliesslich  aber  es  auch  mit  einem  Prägezeichen 
versah,  um  sich  die  Mühe  des  Abwägens  zu  ersparen,  indem  näm- 
lich jetzt  dieser  Stempel  als  Zeichen  des  Gewichtes  und  Wertes 
aufgeprägt  wurde.  Und  als  nun  so  aus  dem  unentbehrlichen  Be- 
dürfnis des  Tausches  einmal  das  Geld  hervorgegangen  war,  da 
bildete  sich  jene  andere  Art  der  Erwerbskunst,  das  eigentliche 
Handels-  und  Geldgeschäft,  anfänglich  wahrscheinlich  in  sehr  ein- 
facher Art,  bereits  bald  aber  durch  die  Uebung  in  künstlicherer 
Weise  darauf  gerichtet,  wie  und  mit  welchen  Mitteln  man  beim 
Umsatz  möglichst  viel  Gewinn  machen  könne.  Und  daraus  ent- 
steht denn  der  Schein,  als  wäre  die  Erwerbskunst  vorzugsweise 
auf  das  Geld  gerichtet  und  die  Aufgabe  derselben,  dass  sie  zu 
erkennen  vermöge,  woraus  sich  möglichst  viel  Geld  ziehen  lasse, 
sofern  sie  es  ja  in  der  That  mit  der  Herbeischaffung  von  Reich- 
tum und  Vermögen  zu  thun  hat.  Denn  auch  den  Reichtum  setzt 
man  insgemein  in  die  Masse  von  möglichst  viel  Geld,  und  so  ent- 
steht denn  der  Glaube,  dass  die  Bereicherungskunst  es  hiemit  zu 
thun  habe  und  im  eigentlichen  Geldgeschäfte  bestehe.  Dann  in- 
dessen hört  man  von  anderer  Seite  auch  wieder,  mit  dem  Gelde 
sei  es  nichts  als  leeres  Gerede,  und  es  sei  schlechterdings  nur 
eine  willkürliche  Satzung  und  von  Natur  gar  nichts,  weil  ,  so- 
bald eine  Münzveränderung  vorgenommen  ist,  es  nichts  mehr  wert 
und  zu  keinem  der  notwendigen  Lebensbedürfnisse  nütze  sei,  und 
weil  es  einem,  der  Geld  im  Ueberfluss  habe,  doch  oft  an  den 
notwendigen  Lebensmitteln  fehlen  könne,  und  es  denn  doch  wider- 
sinnig sei,  dass  das  Reichtum  sein  sollte,  in  dessen  Vollbesitz 
einer  Hungers  sterben  könne,  wie  von  jenem  Midas  die  Sage 
geht,  indem  ihm  in  Erfüllung  seiner  unersättlichen  Wünsche  alles 
ihm  Vorgesetzte  zu  Golde  wurde.     Und  so  suchen  denn  die  Ver- 
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treter  dieser  Ansicht  in  etwas  anderem  das  wahre  Wesen  des 
Reichtums  und  der  Bereicherungskunst,  und  sie  thun  recht  daran. 
Denn  in  etwas  anderem  besteht  ja  in  der  Tat  der  natürliche 
Reichtum  und  die  natürUche  Bereicherungskunst,  und  nur  diese 
letztere  ist  die  zur  Haushaltungskunst  gehörige,  während  die 
künstliche  im  eigentlichen  Geldgeschäft  besteht^,  indem  sie  nicht 
auf  den  Vermögenserwerb  überhaupt,  sondern  nur  auf  den  Ver- 
mögensumsatz gerichtet  ist.  Und  diese  hat  es  augenscheinlich 
mit  dem  Gelde  zu  thun,  denn  das  Geld  ist  beim  Handel  Anfang 
und  Ende.  i\uch  ohne  Ziel  und  ohne  Grenze  aber  ist  der  Reich- 
tum, welcher  durch  diese  Art  von  Erwerbskunst  erzeugt  wird, 
(wirklich).  Denn  wie  die  Heilkunst  kein  Mass  und  keine  Grenze 
hat,  bis  zu  denen  sie  allein  die  Erzeugung  der  Gesundheit  aus- 
dehnen darf,  und  wie  überhaupt  für  jede  Kunst  ihr  Zweck  und 
Ziel  eine  unendliche  Aufgabe  ist,  auf  deren  möglichste  Erfüllung 
sie  eben  nur  hinstreben  kann,  während  es  dagegen  durchaus  nicht 
eine  solche  für  sie  ist,  sich  in  den  Besitz  der  zu  diesem  Zwecke 
führenden  Mittel  zu  setzen,  weil  hier  vielmehr  der  Zweck  eben 
Grenze  und  Ende  setzt,  so  hat  auch  diese  Art  von  Erwerbskunst 
in  der  Verfolgung  ihres  Zieles  und  Zweckes  keine  Grenze ,  ihr 
Ziel  und  Zweck  aber  ist  eben  ein  derartiger  Reichtum  und  Ver- 
mögensbesitz, und  die  andere  dagegen,  welche  nur  die  Mittel 
für  den  Haushalt  zu  schaffen  hat,  hat  eben  damit  ihre  Grenze, 
denn  die  Erreichung  jenes  Ziels  und  Zwecks  ist  gar  nicht  ihre 
Aufgabe.  Und  so  ist  es  denn  hienach  offenbar,  dass  in  gewisser 
Weise  aller  Reichtum  seine  notwendige  Grenze  hat:  in  der 
Wirklichkeit  aber  sehen  wir  das  Gegenteil  eintreten;  denn  alle, 
welche  auf  den  Erwerb  bedacht  sind,  suchen  ihr  Geld  bis  ins  Grenzen- 
lose zu  vermehren.  Der  Grund  davon  nun  ist  eben  die  nahe  Be- 
rührung beider  Arten  von  Bereicherungskunst.  Denn  die  An- 
wendung der  einen  spielt  in  die  der  anderen  hinüber,  weil  beides 
Anwendungen  derselben  Sache  sind.  Es  sind  nämlich  Anwen- 
dungen einer  und  derselben  Gattung  von  Besitz,  aber  seitens  der 
einen  Bereicherungskunst  zu  einem  weiteren  Zwecke  und  seitens 
der  anderen  bloss  zu  seiner  Vermehrung.  Und  daher  glauben 
denn  manche,  das  sei  die  Aufgabe  der  Haushaltungskunst,  und 
bleiben  dabei,  dass  man  das  vorhandene  bare  Geld  entweder 
mindestens  zu  erhalten  oder,  richtiger  noch,  bis  ins  Endlose  zu 
vermehren  suche. 

Die  Ursache  solcher    Denkweise    aber    liegt    darin,     dass    die 
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meisten  Menschen  nur  um  das  Leben  und  nicht  um  eine  Vollend- 
ung und  Verschönerung  des  Lebens  sorgen ;  da  nun  die  Lust 
zum  Leben  ins  Endlose  geht,  so  trachten  sie  auch  die  Mittel  zum 
Leben  bis  ins  Endlose  anzuhäufen.  Die  aber,  welche  auch  nach 
Verschönerung  des  Lebens  trachten,  haben  doch  meist  bei  der- 
selben nur  die  sinnlichen  Genüsse  im  Auge,  und  da  mit  dem  Be- 
sitze sich  auch  die  Möglichkeit,  solche  sich  zu  verschaffen,  augen- 
scheinlich verbindet,  so  richtet  sich  ihr  ganzes  Dichten  und  Trach- 
ten auf  den  Vermögenserwerb,  und  von  hier  aus  ist  denn  jene  an- 
dere (widernatürliche)  Art  von  Bereicherungskunst  aufgekommen. 
Denn  jeder  Sinnengenuss  hängt  am  Uebermass,  und  so  trachten 
sie  denn  nach  einer  Kunst,  die  ihnen  das  Uebermass  dieses  Ge- 
nusses verschafft ,  und  können  sie  dasselbe  durch  die  Bereicher- 
ungskunst nicht  erreichen,  so  jagen  sie  ihm  auf  einem  andern 
Wege  nach  und  wenden  alle  Künste  und  Fertigkeiten  ihrer  natür- 
lichen Bestimmung  entgegen  zu  diesem  Zwecke  an.  Denn  die 
Tapferkeit  ist  nicht  dazu  da,  um  Geld,  sondern  um  Heldenmut, 
zu  erzeugen,  und  die  Kriegs-  und  Heilkunst  hat  gleichfalls  nicht 
jene  Bestimmung,  sondern  die  erstere  die,  den  Sieg,  und  die  letzt- 
tere,  Gesundheit  zu  verschaffen;  jene  Art  von  Leuten  aber  macht 
dies  alles  zu  Mitteln  des  Gelderwerbs,  als  wäre  dies  der  Zweck 
von  allem,  und  als  gälte  es  hier,  dass  doch  auf  seinen  Zweck 
alles  bezogen  werden  müsse. 

Und  so  haben  wir  denn  nun  auseinandergesetzt,  sowohl  wo- 
rin die  nicht  in  der  Notwendigkeit  begründete  Bereicherungskunst 
besteht,  und  woher  es  gekommen,  dass  sie  dennoch  bei  uns  in 
Brauch  ist,  als  auch  in  Bezug  auf  die  wirklich  unentbehrliche  er- 
läutert, dass  sie  verschieden  von  ihr  und  vielmehr  wirklich  natur- 
gemäss  zur  Haushaltung  gehörig  ist,  als  auf  Herbeischaffung  der 
Nahrung  gerichtet,  und  nicht  wie  jene  ms  Endlose  geht,  sondern 
Mass  und  Grenze  hat  .  .  .  Wenn  nun  aber  die  Erwerbskunst,  wie 
gesagt,  eine  doppelte  ist ,  teils  eine  auf  dem  blossen  Geld-  und 
Handelsgewinn ,  teils  eine  auf  die  Zwecke  der  Haushaltung 
berechnete ,  und  nur  die  letztere  notwendig  und  löblich  ist, 
die  erstere,  aus  dem  blossen  Umsatz  gezogene  dagegen  mit  Recht 
getadelt  wird,  weil  sie  nicht  in  der  Natur  begründet  ist,  sondern 
die  Menschen  diesen  Gewinn  voneinander  ziehen,  so  ist  vollends 
mit  dem  grössten  Recht  Zinsdarlehen  und  Wuchergeschäft  ver- 
hasst,  weil  dieses  unmittelbar  aus  dem  Gelde  selber  den  Erwerb 
zieht  und  nicht  aus  dem,  wofür  das  Geld  allein  erfunden  ist.    Denn 
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nur  zur  Erleichterung  des  Tausches  kam  es  auf,  der  Zins  aber 
vermehrt  es  an  sich  selber.  Daher  denn  auch  der  griechische 
Name  für  Zins  soviel  als  »Junges«  {io-a.O(^  bedeutet,  denn  das 
Junge  pflegt  seinen  Erzeugern  ähnlich  zu  sein,  und  so  ist  auch 
der  Zins  wieder  Geld  vom  Gelde.  Und  diese  Art  von  Erwerbs- 
kunst ist  denn  hiernach  die  widernatürlichste  von  allen.«    — 

Anfänglich  wurde  der  Wert  der  Geldstücke  nach  Grösse 
und  Gewicht  einfach  von  den  Einzelnen  bestimmt;  später^)  aber, 
da  das  Abwägen  zu  mühevoll  war,  wurden  im  Interesse  der  Ge- 
meinschaft die  Stücke  mit  beglaubigten  Prägezeichen  versehen, 
die  das  Gewicht,  und  infolgedessen  den  Wert  derselben  be- 
zeichneten. So  wurde  es  möglich,  dass  alle  Güterwerte  am  besten 
mit  Hilfe  solcher  Münzstücke  abgeschätzt  und  mit  einander  ver- 
glichen wurden :  das  Geld  wurde  zu  einem  passenden  Massstab 
bei  der  Vergleichung  der  Tauschgüter. 

Der  tiefere  psychologische  Grund  und  das  letzte  Kriterium 
dieser  Vergleichung  liegt  in  den  menschlichen  Bedürfnissen  ;  das 
Bedürfnis  ist  das,  was  eigentlich  und  recht  »alles  zusammenhält«, 
»alles  misst»,  den  Tausch  und  die  Vergleichung  der  Tauschwerte 
erst  möglich  macht ;  in  zweiter  Linie  wurde  dann  sozusagen  zum 
greifbaren  Vertreter  des  Bedürfnisses  und  der  Nachfrage  das  all- 
gemein angenommene  Tauschmittel  gesetzt. 

Auf  diese  Weise  hängt  bei  Aristoteles  die  Geldtheorie  aufs 
innigste  mit  der  Werttheorie  zusammen  :  der  in  Geld  ausgedrückte 
Preis  der  Waren  des  Tauschverkehrs  wird  bestimmt  durch  die 
gesellschaftlichen  Bedürfnisse,  oder  wie  man  heutzutage 
sagen  würde,  durch  die  ökonomischen  Bestrebungen  der  wirt- 
schaftlichen Subjekte,  durch  das  Spiel  des  ökonomischen  Inter- 
esses der  im  Verkehre  mit  einander  stehenden  Menschen.  Eine 
derartige  »Objektivität«,  wie  man  sie  noch  immer  in  diesem  Punkte 
Aristoteles  vorzuwerfen  pflegt^),  haben  die  Wertäquivalente,  die 
sich  aus  subjektiven  Bedürfnissen  der  mit  einander  im  Tauschver- 


l)  Zuerst  im  westlichen  Kleinasien  zu  Anfang  des  7.  Jahrhunderts;  geprägt 
wurde  in  stark  mit  Silber  legiertem  Golde  (dem  Elektron),  erst  später  in  reinem  Golde 
und  getrennt  davon  in  Silber;  das  Wertverhältnis  der  beiden  Edelmetalle  bei  dieser 
Doppelwährung  lässt  sich  durchschnittlich  mit  I  :  13^/2  angeben  (Beloch  a.  a.  O.  S.  215). 
Im  europäischen  Griechenlande  herrschte  wegen  Goldmangels  fast  ausschliesslich  Silber- 
währung. 

2)  S.  sogar  K.  Menger,  der  sich  sonst  (schon  in  seinen  Grundsätzen  der  Volks- 
w^irtschaftslehre ,  Wien  1872  [S,  256  ff.])  bemüht,  Aristoteles  gerecht  zu  sein,  Artikel 
»Geld«   im   »Handwörterb.   d.  Staatswiss.«   IV-.  (S.   82),   u.  a.  m. 
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kehr  stehenden  Individuen  ergeben^). 

Damit  ein  Tauschverkehr  möghch  sei,  müssen  also  die  Waren 
in  Bezug  auf  ihren  gesellschaftlichen  Wert  miteinander  verglichen 
werden ;  nur  so  kann  das  Prinzip  der  Wiedervergeltung  und  aus- 
gleichenden Gerechtigkeit,  welches  die  Personen  bei  Vertragsge- 
schäften »als  gleiche«  betrachtet  und  die  Mitte  zwischen  Ueber- 
vorteilung  und  Verlust  sucht  ^),  aufrechterhalten  werden;  es  müs- 
sen die  Arbeitsprodukte  in  die  Form  einer  Proportion  gebracht 
werden,  damit  nicht  auf  irgend  einer  Seite  ein  ungehöriges  Ueber- 
gewicht  bestehe.  Die  Ausgleichung  tritt  ein,  wenn  sich  dem  Werte 
und  der  Menge  nach  das  Erzeugnis  :>des  Schusters«  zu  dem  »des 
Feldbauers«  proportionsmässig  verhält.  Eine  Proportion  muss  be- 
stehen, soll  die  Verkehrsgemeinschaft  möglich  sein,  und  diese 
kann  nur  bestehen,  wenn  die  Personen  oder  Völker  in  der  Lage 
des  gegenseitigen  Bedürfnisses  ^),  des  wechselseitigen  ökonomischen 
Interesses  stehen;  nur  dann  ist  eine  »gegenseitige  Unterstützung 
durch  Einfuhr  des  Mangelnden  und  Ausfuhr  des  Ueberflüssigen<; 
möglich,  »wenn  der  eine  Teil  hat,  was  der  andere  begehrt«'^);  sie 
ist  aber  infolgedessen  auch  notwendig.  Das  Geld  nun  ist  gleich- 
sam der  äussere,  von  Rechts-  und  Staatswegen  anerkannte  Ver- 
mittler dieses  Tauschverkehrs,  das  durch  die  gesetzgebende  Macht 
des  Staates  bestimmte  Zirkulationsmittel ,  der  Wert-  und  Preis- 
messer der  Güter,  »auf  welchen  alles  und  jedes  bezogen  wird  und 
wonach  alles  gemessen  wird«^). 

Eth.  N,  V,  8:  »Es  müssen  alle  Dinge,  die  untereinander  ausge- 
tauscht werden  können  und  sollen,  auf  gewisse  Weise  miteinander 
vergleichbar  sein;  und  dazu  ist  das  Geld  eingeführt  worden  und 
wird  gewissermassen  zum  Vermittler  ([xsaov).     Denn  es  misst  alles 

I)  Da  hat  Thomas  von  Aquin  Aristoteles  anders  verstanden  als  viele  Modernen; 
im  Kommentar  zum  V.  Buch  der  Eth.  N.  lect.  IX  heisst  es :  Commensuratio  »fit  per 
numisma  .  . .  ideo  possunt  omnia  adaequari,  quia  omnia  possunt  commensurari  'per  ali- 
quid unum,  ut  dictum  est;  hoc  autem  unum,  quod  omnia  mensurat,  secundum  rei  veri- 
tatem  est  indigentia,  quae  continet  omnia  commutabilia ,  inquantum  omnia  referunlur 
ad  humanam  indigentiam:  non  enim  appretiantur  secundum  dignitatem  naturae  ipso- 
rum:  alioquin  unus  mus ,  quod  est  animal  sensibile ,  maioris  pretii  esset,  quam  una 
margarita  ,  quae  est  res  inanimata :  sed  rebus  pretia  imponuntur ,  secundum  quod  ho- 
mines  indigent  eis  ad  usum.«  (S.  Thomae  Aquinatis  opera  omnia.  Parmae 
1866.    Tom.  XXI.  S.   172). 

2)  Eth.  N.  V,  7. 

3)  Eth.  N.  V,  8. 

4)  Polit.  I,  9. 

5)  Eth.  X.   IX,  I. 
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und  bestimmt  sonach  auch,  um  wieviel  die  eine  Sache  die  andere 
an  Wert  übertrifft  oder  ihr  nachsteht,  wieviel  Schuhe  z.  B.  gleich 
sind  dem  Werte  eines  Hauses  oder  der  Beköstigung  eines  Men- 
schen. Es  muss  also  hier  wieder  eine  Proportion  beobachtet 
werden,  nämlich  wie  sich  der  Baumeister  (oder  der  Feldbauer) 
zum  Schuster  verhält,  soviel  Paar  Schuhe  stehen  im  richtigen  Ver- 
hältnisse zu  einem  Hause  oder  zu  dem  Werte  der  Beköstigung 
eines  Menschen.  Denn  wäre  es  nicht  möglich,  so  würde  auch 
kein  Tauschverkehr  und  mithin  auch  überhaupt  keine  Verkehrs- 
gemeinschaft möglich  sein.  Es  wird  dies  aber  nicht  m.öglich  sein, 
wenn  jene  Dinge  nicht  in  irgend  welcher  Weise  gleich  wären. 
Folglich  ist  es  eine  Notwendigkeit,  dass  es,  wie  schon  gesagt,  ein 
Ding  giebt,  wodurch  alle  anderen  Dinge  gemessen  werden.  Dies 
ist  aber  im  wahren  und  eigentlichen  Sinne  das  Bedürfnis,  das  alles 
zusammenhält.  Denn  wenn  die  Menschen  nichts  nötig  hätten, 
oder  nicht  gleichmässig  Bedürfnis  hätten,  so  würde  überhaupt  kein 
Austauschverkehr,  oder  doch  kein  gegenseitiger  stattfinden.  So 
aber  ist  als  Tauschmittel  ^)  für  das  Bedürfnis  das  Geld  eingetreten 
nach  allgemeiner  Uebereinkunft,  und  darum  führt  es  auch  den 
Namen  v6piLa|xa,  weil  es  seine  Geltung  und  seinen  Wert  nicht  von 
der  Natur,  sondern  durch  das  'geltende  Gesetz,  vöjxoc,  hat,  und 
weil  es  in  unserer  Macht  steht,  dasselbe  zu  verändern  und  un- 
brauchbar zu  machen.  Sonach  wird  nun  also  das  Verhältnis  der 
Wiedervergeltung  stattfinden,  wenn  die  Ausgleichung  eingetreten 
ist,  sodass,  wie  sich  der  Feldbauer  zum  Schuster,  so  das  Werk 
des  Schusters  zu  dem  Erzeugnis  des  Feldbauers  verhält.  Sobald 
diese  beiden  ihre  Arbeit  untereinander  auszutauschen  haben,  muss 
man  sie  in  die  Form  einer  Proportion  bringen  ;  geschieht  dies  nicht, 
so  wird  beiderlei  Uebergewicht  auf  einer  Seite  sein.  Vielmehr 
nur  dann,  wenn  sie  erhalten,  was  ihnen  zukommt,  nur  dann  werden 
sie  Gleiche  und  miteinander  gemeinsam  V^erkehrende  sein ,  weil 
die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  diese  Gleichheit  zwischen  ihnen 
herzustellen.  Ist  der  Feldbauer  A  und  die  Beköstigung  C,  so  ist 
der  Schuster  B  und  seine  Arbeit,  die  ausgeglichene,  D.  Wäre 
diese  Vv'iedervergeltung  nicht  möglich,  so  gäbe  es  keine  Verkehrs- 
gemeinschaft.    Dass  es  aber  das  Bedürfnis  ist,  was  wie  ein  Band 


i)  Ad.  S^a/ir  übersetzt :  als  Remplacant  des  Bedürfnisses ;  i^/V^Mtr ;  Stellvertreter; 
der  Humanist  Dion.  Lavibinus :  in  indigentiae  locum  successit  . .  .  nummus;  im  Ori- 
ginale heisst  es:  ^o^i  8'  'j-äX^-ayiia  xf/g  yj^ziv-c,  (uTüäXÄaYiJia  =  was  zum  Tausche 
dient,  Tauschmittel)   xo  'ii\i.:Q^y.  yiyovs. 


yO  I^""-  Johann   Zmavc: 

die  Menschen  zusammenhält,  ergiebt  sich  daraus,  dass,  wenn  zwei 
Personen  oder  Nationen  nicht,  entweder  beide  zugleich  oder  doch 
die  eine,  in  der  Lage  des  gegenseitigen  Bedürfnisses  sind,  sie  nicht 
miteinander  Tauschverkehr  treiben,  wie  das  geschieht,  wenn  der 
eine  Teil  hat,  was  ein  anderer  begehrt,  z.  B.  Wein,  wofür  dann 
die  anderen  etwa  den  Export  von  Lebensmitteln  verstatten.  Hier 
ist  nun  also  eine  Ausgleichung  notwendig.  Was  nun  aber  den 
Fall  eines  Tausches  anlangt,  dessen  Bedürfnis  vielleicht  später 
eintritt,  w^enn  es  auch  im  gegenwärtigen  Augenblicke  nicht  vor- 
handen ist,  so  tritt  für  dessen  Möglichkeit  uns  das  Geld  gleichsam 
als  Bürge  ein.  Denn  w^er  dies  bringt,  muss  erhalten  können,  was 
er  wünscht  und  bedarf.  Allerdings  ist  auch  das  Geld  denselben 
Wertmodifikationen  unterworfen,  weil  es  nicht  immer  gleichviel 
gilt;  allein  es  soll  doch  der  Absicht  nach  vorzugsweise  ein  stän- 
diger Wertmesser  sein.  Darum  muss  alles  nach  ihm  abgeschätzt 
sein,  weil  so  immer  Austausch  und  somit  Verkehrsgemeinschaft 
möglich  ist.  Das  Geld  also,  weil  es  gleichsam  ein  Mass  ist,  wel- 
ches für  die  verschiedenen  Dinge  einen  gleichen  Massstab  liefert, 
gleicht  aus.  Denn  sowie  es  keine  Verkehrsgemeinschaft  geben 
würde  ohne  Austausch,  und  kein  Austausch,  wenn  keine  Gleich- 
heit herzustellen  wäre,  so  wäre  auch  keine  Gleichheit  möglich, 
wenn  es  keinen  Massstab  gäbe.  Genau  genommen  freilich  ist  es 
unmöglich,  dass  Dinge,  die  so  sehr  von  einander  verschieden  sind, 
in  Wirklichkeit  kommensurabel  werden  können,  allein  für  das  Be- 
dürfnis ist  es  gar  wohl  möglich.  Es  muss  also,  wie  gesagt,  ein 
bestimmter  gemeinsamer  Massstab  da  sein,  und  zwar  ein  durch 
Uebereinkunft  als  geltend  festgesetzter,  der  deshalb  auch  Geld 
heisst,  denn  das  Geld  liefert  den  gemeinsamen  Wertmassstab  für 
alles,  weil  alles  nach  Gelde  gemessen  wird.  Sei  A  ein  Haus,  B 
zehn  Minen^  C  ein  Bett.  Nun  sei  A  =  der  Hälfte  von  B  (wenn 
das  Haus  fünf  Minen  wert  ist),  oder  auch  =  B  ;  das  Bett  C  sei 
zehnte  Teil  von  B :  so  ergiebt  sich,  wieviele  Betten  gleich  sind 
einem  Hause,  nämlich  fünf.  (Jffenbar  war  dies  auch  die  Art  und 
Weise,  wie  zuerst  der  Austausch  geschah,  ehe  es  Geld  gab;  denn 
es  ist  kein  Unterschied,  ob  man  fünf  Betten  für  ein  Haus  giebt, 
oder  den  Geldwert  der  fünf  Betten.« 

Ethik.  Meg.  I.  34:  .  .  .  »Das  Gerechte  hält  die  Staaten  zusam- 
men, .  .  .  das  Gerechte  ist  identisch  mit  dem  Verhältnismässigen 
(dass  der,  welcher  viel  geleistet  hat,  viel  empfängt,  und  der,  wel- 
cher wenig  geleistet  hat,  wenig).     Da  nun  aber  das  Produkt  des 
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Baumeisters  wertvoller  ist,  als  das  Produkt  des  Schusters,  da 
zwischen  dem  Schuster  und  dem  Baumeister  ferner  ein  Austausch 
stattfinden  soll,  für  einen  Schuh  aber  ein  Haus  nicht  zu  bekommen 
ist,  so  hat  man  für  alle  diese  Produkte  Kauf  und  Verkauf  einge- 
führt, hat  ein  gewisses  Mass  von  Silber  als  Geld  bezeichnet  und 
dieses  zum  Gebrauch  bestimmt,  sodass  man  für  jeden  Gegenstand 
den  entsprechenden  Preis  bezahlt,  und  auf  diese  Weise  den  gegen- 
seitigen Austausch  bewerkstelligt,  und  hierauf  beruht  denn  die 
bürgerliche  Gesellschaft.« 

Nächst  der  Funktion  als  Tauschmittel  und  Wertmesser  hat 
Aristoteles  noch  eine  äusserst  wichtige  Funktion  des  Geldes  er- 
kannt. »Wer  das  Geld  bringt,  muss  erhalten  können,  was  er  wünscht 
und  bedarf«  ^)  —  diesen  Charakter  der  grossen,  eigentlich  grenzen- 
losen Absatzfähigkeit  und  Marktgängigkeit,  wie  man  sich  mit  K. 
Menger  ^)  ausdrücken  kann,  hat  Aristoteles  längst  vor  dem  römi- 
schen Juristen  eingesehen,  welcher  sagte:  Pecuniam  habens  habet 
omnem  rem  quam  habere  vult  —  mit  dem  Gelde  kann  man  alle 
Tauschgüter  erhalten ,  alles  bezahlen :  Geld  ist  allgemeines 
Zahlungsmittel ;  der  Besitz  des  Geldes  liefert  eine  allgemeine  Ver- 
mögensmacht, infolge  deren  der  Besitzer  erhält,  »was  er  wünscht«, 
und  auch  einseitige  vermögensrechtliche  Leistungen,  wie  Steuern^), 
Geldbussen*)  begleicht. 

Aber  wer  das  Geld  bringt,  erhält  nicht  nur  was  er  will,  son- 
dern auch  wann,  bei  welcher  Gelegenheit  immer,  er  etwas  will ; 
das  Geld  ändert  zwar  im  Lauf  der  Zeit  seinen  Wert,  doch  ist 
es  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Gütern  ziemlich  stabil  und 
daher  »vorzugsweise  ein  ständiger  Wertmesser«  auch  für  ent- 
ferntere Zeitpunkte,  oder  »soll  es  wenigstens  der  Absicht  nach 
sein«.  Für  die  Möglichkeit  der  Befriedigung  eines  späteren 
Bedürfnisses  tritt   das  Geld    »gleichsam    als  Bürgte«   ein  —   es    ist 


i)  Eth.  N.  V.  8. 

2)  K.  Menget-.  Grundsätze  der  Volksw.  (S.  233  ff.). 

3)  »Es  ist  z.  B.  verhältnismässig  (und  gerecht),  dass  der,  welcher  vieles  besitzt, 
auch  viele  Steuern  bezahlt«  (slgcpspstv  =  in  Geld  zahlen  ;  cf  dpog  =  Geldzahlung). 
Eth.  Meg.  I,  34.  Die  Steuern  ,  zunächst  die  üblichen  indirekten ,  waren  ursprünglich 
in  Natur  erhoben  worden;  in  Athen  jedoch  wurden,  wahrscheinlich  schon  um  die  Zeit 
der  Perserkriege,  die  Sätze  der  solonischen  Schätzung  in  Geld  umgerechnet;  »die 
von  Aristides  geordnete  Steuerverfassung  des  athenischen  Seebundes  beruhte  durch- 
aus auf  der  Geldwirtschaft  und  schloss  alle  Naturalleistungen  aus.«  Belock  a.  a.  O. 
I  (S.  408). 

4)  Von   Geldbussen   erzählt  die  Politie  des  Aristoteles  (c.   42). 
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infolge  der  relativ  grossen  Stabilität  seines  Tauschwertes  ein  vor- 
zügliches Wertaufbewahrungsmittel. 

Diese  letzte  Eigenschaft  des  Geldes  erhöht  noch  mehr  dessen 
Befähigung  zum  Wert-  und  Preismesser;  und  so  liefert  das  Geld 
einen  gemeinsamen,  allgemein  festgesetzten  Wertmassstab  für  alle 
Güter  und  erleichtert  dadurch  wesentlich  die  Tauschvorgänge,  ob 
zwar  die  Einführung  des  Geldes  keine  wesentliche  Veränderung  im 
Charakter  des  Tausches  erzeugt;  »denn  es  ist  kein  Unterschied, 
ob  man  fünf  Betten  für  ein  Haus  giebt  oder  den  Geldwert  der 
fünf  Betten«. 

Nachdem  einmal  das  Geld  mit  den  angegebenen  Funktionen 
in  die  Tauschwirtschaft  eingeführt  worden  war,  trat  diese,  zwar 
ohne  ihren  Charakter  als  Tauschwirtschaft  zu  ändern,  doch  in  ein 
neues  Stadium,  in  das  Stadium  der  Geldwirtschaft ^);  aus  jener 
primitiven,  der  ursprünglichen  Natur  noch  ganz  nahestehenden, 
»naturgemässen  Erwerbskunst«,  aus  der  Naturalwirtschaft,  bildete 
sich  das  eigentliche  Geldgeschäft,  die  Bereicherungskunst  oder 
Chrematistik  im  engeren  Sinne,  die  Geldwirtschaft  ^).  Der  Begriff 
des  Reichtums  und  Vermögens  erhält  nun  einen  erweiterten,  zum 
Teile  neuen  Inhalt :  die  Chrematistik  hat  ursprünglich  den  Zweck, 
die  zum  Lebensunterhalt  nötigen  Mittel,  natürUchen  Reichtum 
und  natürliches  Vermögen,  herbeizuschaffen  ;  jetzt  aber  setzt  man 
»den  Reichtum  in  die  Masse  von  möglichst  viel  Geld«  und  stellt 
der  Chrematistik  die  Aufgabe  des  Geldgeschäfts,  ja  thatsächlich 
die  Aufgabe  des  Schacherhandels "") :  woher  und  wie  immer  man 
durch  den  Umsatz  möglichst  viel  Gewinn  herausschlagen  könnte. 
Das  Gewinnstreben  wird  auf  diese  Weise  bei  Kauf  und  Verkauf 
wichtiger  als  die  ursprünglich  der  Natur  der  Sache  gemäss  ledig- 
lich beabsichtigte  Erleichterung  des  Gütertausches,  ja  es  wird 
schHesslich  zum  einzigen  Zweck  der  Thätigkeit  in  der  Ausübung 
dieser  Art  von  Bereicherungskunst.  Ein  solcher  Umschlag  des 
natürlichen  Hausvermögens  in  spekulatives  umlaufendes  Kapital 
ist    wahrscheinlich     nicht    plötzlich ,    sondern    allmählich    erfolgt, 


i)  Dass  Aristoteles  aus  dem  praktischen  Leben  heraus  die  Erscheinungen  der 
Geldwirtschaft  studieren  konnte,  beweisen,  wie  schon  genannt,  die  historischen  Ar- 
beiten eines  Böckh ,  Ed.  Meyer,  y.  Belock,  übrigens  auch  die  neu  aufgefundene  Po- 
litie  des  Aristoteles  selbst. 

2)  Polit.  I,  9. 

3)  v.a.->ir[h.Vy'q  ursprünglich  soviel  als  Kleinhandel,  Kramerei,  dann  Scliacher,  und 
bei  Aristoteles  t6  y.aTirjX'.XGV  daher  =  Geldgeschäft. 
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»anfänglich  in  sehr  einfacher,  bereits  bald  aber  durch  die  Uebung« 
in  immer  künstlicherer  Art.  Das  Begehren  des  Menschen  nach 
Geld  wird  unbegrenzt,  nicht  das  unmittelbare  oder  wenigstens  das 
vernünftige  Bedürfnis  setzt  ihm  Schranken;  man  sucht  das  vor- 
handene bare  Geld  durch  Sparen  und  Thesaurieren  zum  Minde- 
sten zu  erhalten,  gewöhnlich  aber  bis  ins  Endlose  zu  vermehren. 

Was  ist  nun  nach  Aristoteles  der  Grund  dieser  grenzenlosen 
Nachfrage  nach  Geld.? 

Da  das  Geld  das  allgemein  gebräuchliche  Tauschmittel  ist, 
da  man  für  das  Geld  alles  erhält,  was  man  will,  so  ist  es  kein 
Wunder,  dass  die  Menschen  das  Geld  ebenso,  und  noch  mehr, 
schätzten  wie  die  natürlichen  Reichtümer,  die  einen  unmittel- 
baren ,  direkten  Gebrauchswert  haben ;  das  Geld  ist  neben  die 
natürlichen  Reichtümer  als  selbständiges  Glied  des  National- 
reichtums hinzugetreten :  »Es  giebt  doch  auch  (ausser  des 
Grundbesitzes)  ^)  einen  Reichtum  an  Sklaven,  Vieh,  Geld,  Haus- 
rat und  überhaupt  dem  sogenannten  Mobilvermögen«-).  Wenn 
also  einmal  das  Geld  allgemein  den  Reichtum  vorstellte,  so  trach- 
teten die  Menschen  nach  dem  Gelde  ebenso  sehnlich  und  wegen 
der  vielen  Vorteile  des  Geldbesitzes  noch  sehnlicher  als  nach  den 
natürlichen  Reichtümern.  Denn  die  meisten  Menschen  sind  nur 
um  das  Leben,  wenige  um  ein  schönes,  edles,  vollkommenes  Le- 
ben bekümmert;  und  da  die  Lust  zum  Leben  endlos  ist,  so  sind 
sie  auch  bestrebt,  die  Mittel  zu  diesem  Leben  ins  Endlose  zu 
vermehren.  Diejenigen  aber,  die  nach  einem  schönen  Leben 
trachten,  verstehen  unter  der  Schönheit  des  Lebens  gewöhnlich 
sinnliche  Genüsse;  nun  mit  dem  Besitze  von  Reichtümern,  mit 
dem  Besitze  von  Geld  und  Schätzen  ist  ihnen  die  Möglichkeit 
gegeben,  sich  solche  zu  verschaffen,  das  Geld  beherrscht  den 
Markt  und  die  Menschen,  und  so  richtet  sich  das  ganze  Streben 
der  Menschen  auf  den  Vermögens-,  vor  allem  auf  den  Gelderwerb. 
Die  Menschen  lassen  diesem  Streben  nach  Reichtum  keine  Gren- 
zen durch  die  ethischen  Prinzipien  einer  weisen  Oekonomik  (oder 
Politik  im  Staate)  ziehen,  vielmehr  setzen  sie  den    letzten  Zweck 

i)  Allerdings  »ist  die  vorzüglichste  Erwerbsart  der  Landbau,  weil  er  auch  der 
gerechteste  ist:  denn  er  nimmt  nichts  von  Menschen,  weder  mit  ihrem  Willen,  wie 
der  Handel  und  die  Lohnarbeit,  noch  wider  denselben,  wie  das  Kriegshandwerk.  Auch 
ist  er  durchaus  naturgemäss :  denn  jedes  Geschöpf  zieht  naturgemäss  seine  Nahrung 
aus   der   Mutter,   also   die  Menschheit  aus  der  Erde«.    Oekonom.   I,  2. 

2)  Polit.  II,  7;  beinahe  dasselbe  ist  zu  lesen  »Rhetorik«  I,  5,  wo  unter  den  Be- 
standteilen des  Reichtums  das  Geld  an  erster  Stelle  angeführt  wird. 
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aller  Thätigkeit  in  eben  diese  Bereicherungskunst.  Die  Oekono- 
mik  sinkt  zu  einer  blossen  Chreinatistik  im  engeren  Sinne,  die 
Politik  zu  einer  Finanzvvirtschaft  herab  ^).  Namentlich  sind  aber 
die  Geschäftsleute,  die  es  mit  dem  blossen  Umsätze  zu  thun 
haben,  so  beschallen;  »denn  das  Geld  ist  beim  Handel  Anfang 
und  Ende« ;  der  Vermögenserwerb  beherrscht  das  gesamte  Sinnen 
und  Trachten,  wie  eben  der  Sinnengenuss  durch  seine  Natur  am 
Uebermass  hängt.  Die  Haushaltungskunst,  die  Oekonomik,  fällt 
so  mit  der  eigentlichen  Bereicherungskunst  oder  Chrematistik,  mit 
dem  Geldgeschäft  und  Kaufhandel  zusammen ;  die  Mittel  werden 
zum  Zwecke  erhoben,  und  auf  diesen  muss  alles  bezogen  werden. 

Schon  lange  vor  Aristoteles  haben  die  Philosophen  und  Denker 
ein  solches  faktisches  Leben  der  hauptsächlich  auf  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  bedachten  Menschheit  beobachtet  und  sich  über 
die  geheimnisvolle  Thatsache  gewundert,  dass  die  Menschen,  das 
wahre  Wesen  des  Reichtums  im  Geld  erblickend,  so  eifrig  bestrebt 
sind,  alle  Waren  gegen  an  und  für  sich  doch  wenig  wertvoll 
scheinende  Geldstücke  und  Münzscheiben  einzutauschen.  Manche 
haben  darum  die  Einrichtung  des  Geldes  für  eine  grosse  Ver- 
kehrtheit erklärt. 

Aristoteles  beschäftigt  sich  mit  der  Anschauung  solcher  Denker; 
nach  dieser  sei  das  Geld  nichts  anderes  als  ein  imaginärer 
Wert,  ein  eitler  Tand<  ;  es  sei  schlechterdings  ein  Ergebnis  will- 
kürlicher Satzung,  von  Natur  aber  gleichsam  garnichts ;  man  er- 
sehe das  daraus,  dass  das  Geld  ausser  Kurs  gesetzt  werden  könne, 
nach  einer  Münzänderung  nichts  mehr  wert  und  zu  nichts  nütze 
sei ;  ferner  könne  es  einem,  der  Geld  in  Hülle  und  Fülle  besitze, 
zufällig  an  den  notwendigsten  Lebensmitteln  fehlen ;  ja  ,  man 
könnte  trotz  des  Geldes  vor  Hunger  sterben,  wie  jener  Midas  in 
der  Erzählung,  dem  in  Erfüllung  seiner  unersättlichen  Geldgier 
alles  ihm  Vorgesetzte  zu  Gold  geworden ;  das  dürfe  aber  wahrlich 
nicht  Reichtum  heissen,  in  dessen  Besitz  man  verhungern  könnte. 

Wie  stellt  sich  Aristoteles  zu  solchen  Anschauungen  ?  Haben 
nach  ihm  diejenigen  Recht,  welche  im  Gelde  das  Wesen  des 
Reichtums  und  die  wertvollste  Ware,  oder  diejenigen,  die  in  ihm 
bloss  einen  durch  veränderliche  Satzung  bestimmten  und  be- 
stimmbaren Repräsentanten  der  Werte ,  ja  sogar  einen  »eitlen 
Tand«,  eine  Anomalie  der  Wirtschaft  sehen.? 


l)    -Bei    manchen   Staatsmännern    läuft    dalier    auch    ihre    ganze  Staatsverwaltung 
hierauf  allein   hinaus  (Geld  herbeizuschaffen).«     Polit.   I,  il. 
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Aristoteles  meint,  dass  die  Vertreter  der  zweiten  Ansicht  in- 
soferne  auf  der  richtigen  Fährte  sind,  als  sie  das  Wesen  des 
Reichtums  und  der  Erwerbskunst  nicht  im  Geld  und  in  dessen 
Herbeischaffung  suchen.  »Der  Geldwert  des  Vermögens  ist  der 
Ausdruck  für  den  accidentellen  Gebrauch«^).  Die  natürliche  Er- 
werbskunde hat  die  Mittel  für  den  Haushalt^)  zu  beschaffen,  und 
insoferne  gehört  sie  notwendig  zur  Oekonomik.  Während  die 
künstliche  Bereicherungskunst,  d.  i.  das  auf  den  Vermögensumsatz 
(Tausch,  Kauf,  Verkauf)  und  möglichst  grossen  Gewinn  als  sein 
höchstes  und  letztes  Ziel  gerichtete  Geldgeschäft,  die  Geldwirt- 
schaft, in  der  Verfolgung  dieses  Zieles  keine  Grenzen  kennt,  sind 
der  natürlichen  Erwerbskunst,  der  Naturalwirtschaft,  die  die  Be- 
schaffung^) der  natürlichen,  zum  Leben  notwendigen  Reichtümer 
zum  Zwecke  des  Haushalts  zur  Aufgabe  hat,  durch  die  Haushal- 
tungskunst und  den  Bedarf  des  Haushaltes  Grenzen  gezogen.  Die 
Erwerbung  des  natürlichen  Reichtums  hat  darum  ihre  Grenzen; 
»denn  das  zu  einem  zweckentsprechenden  Leben  genügende  Mass 
eines  solchen  Besitzes  (der  zum  Leben  notwendig,  für  die  staat- 
liche und  häusliche  Gemeinschaft  nützlich  und  vor  allem  auf  die  Her- 
beischaffung der  Nahrung  gerichtet  ist),   geht  nicht  ins  Endlose«  *). 

Die  natürliche  Erwerbskunst  samt  dem  Tauschhandel  ist  nicht 
nur  berechtigt,  sie  ist  geradezu  notwendig.  Allerdings  ist  sie  nicht 
mit  der  Haushaltungskunst  oder  Oekonomie  identisch.  Der  Haus- 
verweser hat  in  der  Weise  für  das  Vermögen  zu  sorgen  wie  für 
die  Gesundheit  der  Hausgenossen ;  die  Erwerbung  der  physischen 
Güter  ist  eben  eigentlich  Sache  einer  Hilfsdisciplin  ''),  der  natür- 
lichen Chrematistik.  Vor  allem  aber  hat  der  Mensch  für  die  Be- 
friedigung seiner  Bedürfnisse  der  Natur  selbst,  nicht  so  sehr  seiner 
eigenen  Sorge  und  Arbeit,  zu  danken.     »Sache  der  Natur  ist  es, 


i)  Eth.  Eud.  III,  4. 

2)  Es  soll  abermals  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  es  sich  hier  zunächst 
um  die  Haushaltung  handelt. 

3)  Welche  durch  das  Institut  der  Sklaverei,  an  welcher  Aristoteles  nicht  rütteln 
wollte,   dem   freien  griechischen   Bürger   sehr  erleichtert  wurde. 

4)  Polit.   I,  9. 

5)  Die  »Oekonomie«  bei  den  Griechen  hat  es  —  um  noch  einmal  die  Verschie- 
denheit der  Inhalte  der  griechischen  und  modernen  Termini ,  sowie  den  Umstand  zu 
betonen ,  dass  wir  Aristoteles  griechisch  lesen  und  aus  seinen  Gesamtanschauungen 
heraus  deuten  müssen  —  mit  Menschen  als  solchen  in  erster  Linie  zu  thun,  ist  ein 
ethischer  Begriff,  die  »Oekonomie«  bei  den  Modernen  hat  die  Sorge  um  die  Befrie- 
digung materieller  Bedürfnisse  zum  Inhalt,  ist  also  ein  wirtschaftlicher  Begrifif 


^5  I^"".  Johann  Zuiavc : 

dem,  was  sie  erzeugt  hat,  auch  den  Unterhalt  zu  geben  .  .  .  und 
daher  ist  denn  der  naturgemässe  Erwerb  für  alle  Menschen  der- 
jenige, welchen  sie  aus  den  Früchten  der  Erde  und  den  Tieren 
ziehen«  *). 

Es  ist  charakteristisch,  dass  der  Philosoph  die  Natur  als  Pro- 
duktionsfaktor gegenüber  dem  Werte  der  menschlichen  Leistungen^) 
so  stark  hervorhebt;  diese  Bevorzugung  macht  es  erklärlich,  dass 
Aristoteles  dem  Geldgeschäfte,  allerdings  in  dessen  kapitalistischer 
Ausartung,  infolge  deren  nach  den  Worten  des  Meisters  Plato 
der  Staat  »mit  Drohnen  und  Bettlern  erfüllt  wird«,  geradezu  die 
Prädikate:  »nicht  notwendig«,  »nicht  von  Natur«,  »gegen  die 
Natur«  beilegt,  am  Gelde  sozusagen  das  Verbrechen  haften  sieht, 
wie  ein  Boisguillebert  2000  Jahre  später.  Diese  Art  der  Bereicher- 
ungskunst wird ,  wie  Aristoteles  meint ,  mit  vollstem  Recht  ge- 
tadelt und  missachtet,  weil  sie  nicht  der  natürlichen  Bestimmung 
des  Geldes  entspricht,  sondern  die  Menschen  hiebei  habsüchtig  von- 
einander Gewinn  ziehen  und  beim  Tauschgeschäft  sich  wechselseitig 
übervorteilen  und  ausbeuten.  Der  Gebrauch  des  Geldes,  und  da- 
her die  Geldwirtschaft  überhaupt,  erscheint  Aristoteles  nur  inso- 
ferne  berechtigt,  als  das  Geld  als  allgemein  angenommenes  Tausch- 
mittel die  notwendigen  Tauschvorgänge  erleichtert.  Den  Tausch- 
vorgang selbst  jedoch  zu  einer  mächtigen  Quelle  persönlicher 
Vorteile  zu  machen,  ist  Unnatur  und  verwerflich.  Vollends  un- 
natürlich und  verwerflich  aber  ist  das  reine  Geldgeschäft,  welches 
durch  Zinsnehmen  aus  dem  Gelde  selber,  also  aus  einem  Werk- 
zeuge des  Gütertausches,  künstlich  Güter  erzeugt,  aus  dem  Gelde 
Erwerb  zieht  und  Gewinn  herausschlägt.  Der  Leihzins  ist  »Geld 
vom  Gelde«,  und  diese  Art  der  Wirtschaft  ist  die  naturwidrigste 
von  allen.  Denn  das  Geld  »ist  nur  zur  Erleichterung  des  Tausches 
aufgekommen«,  ist  an  sich  unfruchtbar^),  kann  als  solches  nicht 
Güter  produzieren,  nicht  Erwerbsmittel  sein  und  Kapital  darstel- 
len, allein  der  Zins  vermehrt  das  Geld  als  solches. 

Aristoteles ,  der  das  Wesen  des  Geldmarktes ,  auf  dem 
das  Geld  als  Vermittler  des  Kapitalverkehrs  und  als  Mittel  zur 
Anhäufung  des  Produktivvermögens  die  Rolle  spielt,  gut  kennt, 
findet  darin  die  Unnatur,  dass  das  beliebte  Tausch-  und  Leihmittel 


i)  Polit.  1, 10. 

2)  Die  Sklavenarbeiten    kommen    nicht  in  Betracht,    wenn  von    freien  Männern, 
die  ja  eigentlich  den  griechischen  Staat  bilden,  die  Rede  ist. 

3)  Nummus  nummum  parere  non  potest  —   hiess  es  später. 


Die   Geldtheorie  und  ihre  Stelhing   etc.  77 

zugleich  werteproduzierend  ^)  sei ;  hiedurch  scheint  sich  ihm  die 
Aufgabe  und  Funktion  des  Geldes  von  der  ursprünglichen  Be- 
stimmung als  Tauschmittel  zu  sehr  entfernt  zu  haben.  Er  wird 
nicht  müde,  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Geld  als 
solches  ein  Repräsentant  der  Güter  und  des  Reichtums  ist,  ob- 
wohl es  seine  Entstehung  dem  inneren  Werte  und  der  Eigen- 
schaft des  Eisens,  Silbers  u.  s.  w.,  brauchbar,  nützlich  und  bequem 
zum  Handhaben  zu  sein,  verdankt.  Das  Geld  als  solches  hat  nicht 
den  blossen  Warencharakter,  wenngleich  es  sich  aus  einer  Ware 
entwickelt  hat.  Das  Geld  ist  nicht  lediglich  »ein  nützliches  Ding«, 
also  ein  Gut,  infolge  der  Tauschwirtschaft  ein  Tauschgut,  eine 
Ware,  aber  auch  nicht  lediglich  ein  Repräsentant  der  Werte  ohne 
einen  inneren  Wert :  das  Geld  ist  vielmehr  ein  durch  Ueberein- 
kunft«,  das  ist,  durch  das  ökonomische  Interesse  der  Gesellschaft, 
dann  durch  staatliche  Anordnung  und  rechtliche  Fixierung  zum 
allgemein  angenommenen  Tauschmittel  gewordene  Ware  mit  den 
Funktionen  als  Wertmassstab,  Wertaufbewahrungs-  und  Zahlungs- 
mittel. 

Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  Aristoteles  die  rechtliche 
Funktion  des  Geldes  betont  und  in  die  Definition  desselben  auf- 
nimmt; sie  ist  ihm  keine  bloss  accidentelle,  auch  nicht  eine  mit 
Notw^endigkeit  aus  der  V/esenheit  sich  ergebende  Konsekutiv- 
funktion (ein  sogenanntes  proprium),  sondern  eine  Wesensfunktion. 
»So  ist  als  Tauschmittel  für  die  Bedürfnisse  das  Geld  eingetreten 
nach  allgemeiner  Uebereinkunft,  und  darum  führt  es  auch  den 
Namen  v6[Ata|j.a,  weil  es  seine  Geltung  und  seinen  Wert  nicht  von 
Natur,  sondern  durch  das  geltende  Gesetz,  vojjtos,  hat,  und  weil 
es  in  unserer  Macht  steht,  dasselbe  zu  verändern  und  unbrauch- 
bar zu  machen  (zu  entwerten)«^). 

Schon  oben^)  wurde  bemerkt,  dass  man  Oresmus  heute  be- 
reits ziemlich  allgemein  das  Verdienst  zuschreibt,  eine  Geldtheorie 
verfasst  zu  haben,  zu  der  die  Neueren  nichts  Wesentliches  hinzu- 
zufügen wüssten.  Vielleicht  hat  die  vorhegende  Abhandlung  dar- 
gethan,  dass  die  Geldtheorie  des  mittelalterlichen   Nationalökono- 


l)  Der  Zinsfitss  war  bekanntlich  zu  Aristoteles'  Zeiten  hoch  (12  Proz.  und  mehr 
s.  Belock  a.  a.  O.  I,  S.  412 j,  woraus  sich  wohl  die  Stellung  des  Philosophen  be- 
greifen lässt. 

2)  Eth.  N.  V,  8. 

3)  S.   54. 
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men  eigentlich  aristotelisch  ist,  was  übrigens  Oresmus  selbst  mit 
aufrichtigem  Danke  gerne  bekennt.  Leider  ist  in  der  Neuzeit  die 
Kontinuität  der  aristotelisclien  Tradition  auf  dem  Gebiete  der 
Nationalökonomie  vielfach  unterbrochen  worden.  Aä.  Sviitli,  der 
in  einem  Jahrhunderte  lebte,  das  einen  so  geringen  historischen 
Sinn  hatte,  und  in  welchem  man  von  den  klassischen  Denkern 
des  Altertums  weniger  wusste  als  je  seit  dem  13.  Jahrhunderte, 
kommt  nie  auf  Aristoteles  zu  sprechen  ;  er  wurzelt  eben  ganz  und 
gar  in  der  modernen  Philosophie  eines  Locke^  Shaftesbiiry ,  Hiit- 
cheson  und  D.  Humc\  wie  IV.  Hasbach  nachgewiesen  hat  ^).  Im  üb- 
rigen ist  aber  auch  diese  moderne  Philosophie,  und  infolge  dessen 
die  »klassische«  Nationalökonomie,  dem  Altertume  mehr  schuldig, 
als  sie  sich  dessen,  namentlich  in  den  Epigonen,  bewnsst  war ; 
allerdings  ist  es  die  Philosophie  des  griechischen  Greisenalters,  der 
Stoicismus  und  Epikuräismus,  bis  zu  welcher,  wie  Hasbach  sich 
ausdrückt,  die  Begriffe,  »welche  am  gewaltigsten  auf  die  Ent- 
wicklung der  modernen  Menschheit  eingewirkt  haben«,  als  einzelne 
Fäden  »aus  dem  Gewebe  der  ethischen  und  politischen  Ideen  der 
neueren  Zeit<:  zu  verfolgen  sind.  Die  peripatetische  Philosophie 
wurde  im  18.  Jahrhundert  weder  vom  >  Vater  der  Nationalökono- 
mie«, noch  von  anderen  ;  Begründern«  dieser  Wissenschaft  be- 
achtet. 

Allein  gerade  unter  den  Engländern  erstand  Ad.  Smith  ein 
eifriger  Schüler,  der  trotz  des  übergrossen  Einflusses  des  eben 
damals  mächtig  herrschenden  individualistischen  Liberalismus  auf 
ihn  selbst  den  Alten  und  namentlich  Aristoteles  gerechter  wurde  ; 
während  der  Theoretiker  Smith  an  die  alten  Denker  nicht  anzu- 
knüpfen vermochte,  vertiefte  sich  ein  Praktiker,  seines  Berufes  ein 
Banquier,  in  die  griechischen  Theorien  mit  einer  bewunderungs- 
würdigen Liebe  und  einem  seltenen,  wenn  auch  nach  dem  heuti- 
gen Stande  der  historischen  Wissenschaft  keineswegs  2)  ganz  kor- 
rekten Verständnis.  G.Grote,  der  bekannte  Autor  der  >  Geschichte 
Griechenlands«,  hat  bei  seinem  Studium  der  Alten  frühzeitig  Aristo- 
teles schätzen  gelernt  und  war  gegen  Schluss  seines  Lebens  vor- 
nehmlich   mit  diesem  Denker  beschäftigt,    von   dem    er    sich    wie 


i)  In  den  S.  52  Anm.  2  angeführten  Werken;  über  die  Abhängigkeit  Sniit/is  von 
Httme  siehe  auch :  M.  Klemme ,  Die  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  D.  Hume's, 
Jena  1900  in  Conrad's  Sammlung  nationalök.   Abhandl.  25.   Bd. 

2)  S.  Wilamowitz-Moellendorf  a.  a.  O.  und  R.  Pöhlmaini ,  Aus  Altertum  und 
Gegenwart.    ^lünchen  1895  (■''•   3'5   ^f-)- 


Die  Geldtheorie  und  ihre  Stellung  etc.  70 

von  keinem  anderen  Geiste  angezogen  fühlte,  sodass  er  am  Abend 
seines  Lebens  mit  Stolz  von  sich  bekennen  durfte,  »seinen  Schild 
im  Tempel  der  griechischen  Philosophie  aufgehängt  zu  haben«. 
Leider  blieb  Grotes  zweibändiges  Werk  über  Aristoteles  unvol- 
lendet ').  Und  was  die  Aufmerksamkeit  Grote's  schon  in  früher 
Jugend^),  wo  er  gerade  mit  dem  Studium  der  Modernen,  wie  Turgot^ 
A.  Smith,  BentJiam,  J.  B.  Say,  Ricardo  sich  befasste,  besonders  auf 
sich  zog,  war  die  aristotelische  Geldtheorie,  wie  er  sie  zunächst  in 
der  »Politik«  gefunden,  von  der  einige  Jahre  später  A.  Blanqiti 
behauptete,  -dass  wir  keine  besseren  Bestimmungen  des  Begriffes 
Geld  kennen  als  die  von  Aristoteles  im  I.  Buche  seiner  Politik 
gegebene«^)  —  eine  Theorie,  die  auch  heute  noch  mit  Rechtals 
wahrhaft  klassisch  bezeichnet  wird*). 


1)  Nach  seinem  Tode  in  London   1872   herausgegeben. 

2)  Im  J.  1819  ff. ;  siehe  Auszüge  aus  seinem  Tagebuch  in  der  von  H.  Grotc  ver- 
fassten  Biographie  (übers,  von  Seligmann,  Leipzig  1874). 

3)  Blanqui,  Geschichte  etc.  I  (S.  19). 

4)  Schäffle,  Bau  u.  Leben  des  soz.  Körpers.    Tübingen  1896.  I^  (S.  80). 
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WASSERLEITUNGSVERSICHERUNG. 

VON 

A.  KLEEBERG. 


I.  Vorbemerkungen. 

Die  Wasserleitungsversicherung  konnte  naturgemäss  erst  dann 
entstehen ,  nachdem  die  Vorbedingung  für  dieselbe  geschaffen 
war,  nämlich  mit  der  Anlage  bezw.  Ausbreitung  der  Wasserlei- 
tungen. Im  Nachfolgenden  wird  unter  Wasserleitung  die  Versor- 
gung der  Hausbewohner  mit  Wasser  durch  die  in  d  e  n  H  ä  u- 
sern  befindlichen  Leitungsanlagen  zu  häuslichen  und  ge- 
werblichen Zwecken  entweder  durch  Kommunal-  oder  durch  Pri- 
vatbetrieb verstanden.  Die  Anfänge  der  Verbreitung  der  Wasser- 
leitungen liegen  nicht  weit  zurück.  In  Deutschland  begannen  die 
Wasserleitungen  erst  Anfangs  der  8oer  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts eine  grössere  Ausbreitung  anzunehmen.  Durch  die  ver- 
vollkommnete Oekonomik  und  Technik  (Filtrierverfahren,  Zuführung 
des  Wassers  in  die  Städte  aus  grossen  Entfernungen)  wurde  die 
Verbreitung  der  Wasserleitungen  überhaupt  erst  ermöglicht.  Die 
Rücksichten  auf  die  Hygiene,  die  insbesondere  eine  reichliche 
und  vielseitige  Verwendung  des  Wassers  für  Bade-  und  Reini- 
gungszwecke (Wasserleitungsklosets!)  nachdrücklichst  forderte,  und 
die  durch  die  Wasserleitungen  für  die  Hausbewohner  erlangten 
Vorteile  und  Bequemlichkeiten,  ferner  die  hierdurch  erhöhte  Feuer- 
sicherheit und  vollends  die  gewaltige  Entwickelung  und  das  Wachs- 
tum der  Städte  haben  wesentlich  zur  raschen  Einbürgerung  der- 
selben beigetragen. 
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In  Deutschland  waren  Ende  1900  bereits  ca.  250  Städte  mit 
Wasserleitungen  versehen. 

Die  vulgäre  Bezeichnung:  »Wasserleitungsschäden- Versiche- 
rung« oder  »Versicherung  gegen  Wasserleitungsschäden«  ist,  wenn 
auch  dem  Sinne  nach,  nicht  gerade  falsch,  so  doch  zum  Minde- 
sten einer  Ergänzung  bedürftig.  Korrekter  wäre  es  zu  sagen : 
»Versicherung  gegen  die  infolge  von  Wasserleitungsschäden  ent- 
standenen Vermögensverluste«,  oder  kürzer:  »Versicherung  gegen 
die  wirtschaftlichen  Nachteile  der  Wasserleitungsschäden«.  Da 
jedoch  die  gebräuchliche  kurze  Bezeichnung  für  die  Praxis  ge- 
wisse Vorzüge  hat  und  fast  ausnahmslos  auch  in  sämtlichen  übri- 
gen Versicherungszweigen,  sowohl  im  In-  wie  im  Auslande,  ana- 
loge Abkürzungen  üblich  sind,  (z.  B.  Feuer-,  Transport-,  Hagel-, 
Glas-,  etc. -Versicherung)  so  soll  und  kann  dieselbe  hier  keine  Be- 
anstandung finden. 

2.   Begriff,  Wesen  und  Zweck. 

Begriff.  Unter  Wasserleitungsversicherung  im  wirtschaft- 
lichen Sinne  versteht  man  die  durch  die  Versicherungsform  ge- 
leistete Gewähr  des  Ersatzes  von  Vermögensverlusten ,  welche 
durch  die  Wasserleitungen ,  sowohl  deren  Zu-  und  Abflüsse,  als 
auch  der  damit  zusammenhängenden  Wasserleitungsanlagen  (Re- 
servoirs etc.)  entstehen. 

Diese  Vermögensverluste  zerfallen  in  zwei  Kategorien : 

1.  in  die  Beschädigung  der  Wasserleitungsanlagen  selbst,  z,  B. 
das  Springen  der  Röhren,  der  Ausgüsse,  der  Badeöfen  und  son- 
stigen Wasserleitungsanlagen  und 

2.  die  infolge  dieser  Beschädigungen  eintretenden  Verluste, 
wie  beispielsweise  die  Beschädigung  von  Mobilien  und  Immobilien 
durch  das  ausströmende  Wasser,  mit  Einschluss  der  durch  Fahr- 
lässigkeit, Böswilligkeit  u.  s.  w.  hervorgerufenen  Wasserschäden 
(direkter  Schaden)  und  die  damit  im  Zusammenhange  stehenden 
Vermögensverluste,  z.  B.  Mietausfälle,  Verluste  durch  Unbrauch- 
barkeit  von  Räumlichkeiten,  Mobilien,  Maschinen  etc.  (indirekter 
Schaden). 

Die  Wasserleitungsversicherung  ist  somit  unter  die  Sach-  (Re- 
al-) Versicherung  zu  subsumieren. 

Das  Wesen  der  Wasserleitungsversicherung  besteht  dem- 
gemäss  darin,  dass  sie  einen  Ersatz  für  die  durch  die  Wasserlei- 
tungen   entstehenden  Vermögensverluste    bietet.     Wie   jede    Ver- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1902.    i.  O 
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Sicherung  ist  sie  die  wirtschaftliche  Einrichtung,  die  die  ökono- 
mischen, durch  die  Wasserleitung  entstehenden  Nachteile  beseitigt 
oder  wenigstens  herabmindert.  Sie  schützt  somit  nicht  gegen  das 
Ereignis  als  solches ,  sondern  nur  gegen  die  subjektiven  Konse- 
quenzen desselben.  Es  müssen  demnach  auch  für  die  Wasser- 
leitungsversicherung die  Voraussetzungen  für  die  Versicherung 
überhaupt  vorhanden  sein  und  zwar  vor  allem,  dass  das  nachtei- 
lige Ereignis  ein  zufälliges,  unvorhergesehenes  und  von  dem  Be- 
troffenen möglichst  nicht  verursachtes  und  für  ihn  kein  gewinn- 
bringendes ist. 

Der  ohne  Weiteres  einleuchtende  Zweck  der  Wasserlei- 
tungsversicherung ist  somit  die  Schadloshaltung  des  Besitzers  oder 
Eigentümers  von  Immobilien  und  Mobilien  gegen  Vermögensver- 
luste, welche  ihn  durch  Beschädigung  an  den  Wasserleitungsan- 
lagen oder  deren  Folgen  treffen  können.  Um  nicht  schon  gegen 
das  im  Versicherungsbegriff  enthaltene  Moment  des  Zufalls  zu 
Verstössen,  müssen  —  schon  theoretisch  betrachtet  —  diejenigen 
Wasserschäden,  welche  der  Versicherungsnehmer  absichtlich  oder 
vorsätzlich  verursacht  hat,  von  der  Versicherung  ausgeschlossen 
bleiben. 

3.   Geschichtliches. 

A.  Allgemeines.  Trotz  der  relativen  Jugend  der  Was- 
serleitungsversicherung hat  sich  deren  Anfang  bisher  noch  nicht 
genau  feststellen  lassen.  Der  Vermutung  des  eidgenössischen  Ver- 
sicherungsamts in  Bern  (Bericht  über  die  privaten  Versicherungs- 
Unternehmungen  in  der  Schweiz  im  Jahre  1895,  Seite  XCVII), 
dass  >.  die  Bauunternehmer  anfangs  selbst  gegen  eine  gewisse  jähr- 
liche Prämie  für  den  Unterhalt  und  bis  auf  einen  gewissen  Be- 
trag für  allfälligen  Wasserschaden  Garantie  geleistet  haben,  und 
darin  der  Anfang  dieses  Versicherungszweiges  zu  erblicken  sei, 
kann  nicht  beigetreten  werden,  denn  hierbei  kann  von  einer  Ver- 
sicherung überhaupt  nicht  die  Rede  sein.  Es  liegt  hier  eine  offen- 
kundige Verwechslung  insofern  vor,  als  die  Bauunternehmer,  rich- 
tiger die  die  Wasserleitungsanlagen  ausführenden  Unternehmer: 
wie  Installateure,  Mechaniker,  Klempner  etc.,  wie  auch  jetzt  noch 
öfters,  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  eine  Garantie  für  die  von 
ihnen  ausgeführten  Wasserleitungsanlagen  übernahmen,  somit  wäh- 
rend dieser  stipulierten  Zeit  für  etwaige,  häufig  vorher  genau  prä- 
zisierte Reparaturen  an  den  Wasserleitungsanlagen  und    die  damit 
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in  ursächlichem  Zusammenhange  stehenden  Wasserleitungsschäden 
aufzukommen  sich  verpflichteten,  ohne  dafür  eine  »gewisse  jährliche 
Prämie«  zu  verlangen.  Der  Anfang  der  Wasserleitungsversiche- 
rung ist  demnach  in  der  ersten  derartigen,  nach  versicherungs- 
technischen Grundsätzen  verfahrenden  (Versicherungs-)  Unterneh- 
mung zu  suchen. 

B.  Deutschland.  Der  unbestrittene  Gründer  und  erste 
praktische  Einführer  der  Wasserleitungsversicherung  in  Deutsch- 
land war  der  am  25.  April  1896  in  Berlin  verstorbene  Assecuranz- 
Techniker  Hermann  Kleeberg,  dem  auch  die  Haftpflicht-  und  Un- 
fallversicherung ihre  Einführung  in  Deutschland  verdankt^).  Die 
von  H.  Kleeberg  ausgegangene  und  mit  einer  Anzahl  Frankfurter 
Bankiers  vollzogene  Gründung  der  ersten  Wasserleitungsversiche- 
rungs-Gesellschaft  war  die  ;■  Frankfurter  Versicherungs- Gesellschaft 
gegen  Wasserleitungsschäden  .  in  Frankfurt  a.  M.  Durch  Urkunde 
vom  3.  März  1886  wurde  dieser  Gesellschaft  die  staatliche  Geneh- 
migung erteilt  und  im  Mai  1886  eröffnete  sie  ihren  Geschäftsbe- 
trieb. Das  Grundkapital  betrug  M.  1 000  000,  eingeteilt  in  looo 
Aktien  ä  M.  1000  mit  einer  2  5prozentigen  Einzahlung.  Die  Ge- 
schichte der  Wasserleitungsversicherung  in  Deutschland  ist  die 
Geschichte  dieser  Gesellschaft,  weshalb  die  Entwickelung  der  letz- 
teren hier  einer  eingehenderen  Würdigung  unterzogen  werden  soll. 
Gemäss  §  2  des  Gesellschaftsstatuts  ist  der  Zweck  der  Frankfurter 
Gesellschaft : 

a.  »Mobilien  und  Immobilien  gegen  den  Schaden  zu  ver- 
sichern, welcher  an  denselben  durch  Ausströmen  von  Wasser  aus 
der  in  den  Versicherungslokalitäten  befindlichen  Wasserleitung 
entsteht. 

b.  Die  Kontrollierung  und  eventuell  Instandhaltung  der  Was- 
serleitungs-Röhren und  -Krahnen  in  den  bei  ihr  versicherten  Lo- 
kalitäten zu  übernehmen.« 

Daraus  geht  hervor,  dass  die  Gesellschaft  den  Hauptschwer- 
punkt auf  die  oben  in  der  Begriffsbestimmung  geschilderte  zweite 
Kategorie  legen  wollte,  nämlich:  die  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Beschädigungen  der  Wasserleitungsanlagen ;  dies  wird 
auch    deutlich    durch    den  §    i,  Absatz  i  der  i.    Auflage    der  all- 


i)  Vgl.  Oesterr.  Vers.-Ztg.  X.  Jahrg.  Nr.  49,  XI.  Jahrg.  Nr.  23,  XV.  Jahrg. 
Nr.  15  und  45  ,  XVIII.  Jahrg.  Nr.  22 ,  XXI.  Jahrg.  Nr.  14  ,  XXII.  Jahrg.  Nr.  30, 
XXIII.  Jahrg.   Nr.   19. 
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gemeinen  V^ersicherungs-Bedingunyen  zum  Ausdruck  gebracht, 
welcher  lautet : 

»Die  Gesellschaft  versichert  die  in  der  Police  nälicr  bezeich- 
neten Gebäude  und  Gegenstände  gegen  den  Schaden,  welcher 
an  denselben  durch  Ausströmen  von  Wasser  aus  der  in  den  Ver- 
sicherungslokalitäten befindlichen  Wasserleitung  entsteht;  ebenso 
gegen  solche  Schäden,  welche  durch  Mitbewohner  aus  gleicher 
Ursache  an  den  versicherten  Gegenständen  herbeigeführt  werden. 

Wenn  nun  nach  §  2,  Absatz  b  des  Statuts  der  weitere  Zweck 
der  Gesellschaft:  »die  Kontrollierung  und  eventuell  Instandhaltung 
der  Wasserleitungs-Röhren  und  -Krahnen  in  den  bei  ihr  versicher- 
ten Lokalitäten«  ist,  so  geht  die  Ersatzleistung  der  Gesellschaft 
viel  weiter,  als  in  der  vorstehenden  Begriffsbestimmung  dargethan 
ist.  Die  Gesellschaft  übernimmt  hierdurch  Verpflichtungen,  die 
überhaupt  nicht  unter  den  Versicherungsbegriff  fallen,  denn  bei 
derartigen  Kontrollen  und  Reparaturen  sind  die  Momente  des  Zu- 
falls und  der  Unvorhergesehenheit  nicht  vorhanden.  Die  Instand- 
haltung der  Wasserleitungsanlagen  bedingt  eine  periodische  Er- 
neuerung der  Röhren,  der  Wasserleitungskrahnen  und  sonstigen 
Wasserleitungsanlagen,  was  eine  unter  allen  Umständen  und  in 
gewissen  Zeiten  eintretende  Ersatzverbindlichkeit  für  die  Gesell- 
schaft involviert.  Unter  ;>Instandhaltung  der  Wasserleitungsan- 
lagen« verstand  die  Frankfurter  Gesellschaft : 

a.  Beseitigen  defekter  Stellen  an  den  Röhren  durch  Lö- 
tungen oder  Einziehen  von  Rohrstücken  bis  zu  einem  Meter  Länge, 
sowie  alle  solche  Reparaturen  ,  welche  zur  guten  betriebsfähigen 
Inganghaltung  aller  Hähne,  Ausgüsse,  Klosets  etc.  erforderlich 
sind. 

b.  Ferner:  die  Lieferung  neuer  Hahn-Oberteile,  Hebelstangen, 
Wandscheiben ,  Dichtmaterial ,  einfacher  Blei-Wasserverschlüsse 
(traps)  unter  Küchenbecken,  Badewannen,  Pissoirs  und  Wasch- 
tischen; die  Beseitigung  von  Verstopfungen  in  den  Rohrleitungen, 
Klosets,  Geruchsverschlüssen,  sowie  in  den  in  der  Erde  liegenden 
Zu-  und  Abflussröhren. 

c.  Endlich :  das  Auftauen  eingefrorener  Rohrstrecken,  welche 
Hauswirtschafts-  und  Klosetwasser  zu-  und  abführen,  inkl.  Erneue- 
rung der  durch  den  Frost  schadhaft  und  bezw.  unbrauchbar  ge- 
wordenen Rohrleitungen  bis  zu  einem  Meter  Länge.  Ausgeschlos- 
sen sind  Regenrohrleitungen,  sowie  Hofgullies,  welche  Regen-  oder 
Brunnenwasser  ableiten.  <: 
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Aber  schon  vor  Eröffnung  des  Geschäftsbetriebes  hat  die 
Gesellschaft  in  ihrem  im  §  2  ihres  Statuts  dargelegten  Geschäfts- 
plan insofern  eine  Aenderung  vollzogen,  als  sie  in  den  allgemei- 
nen Versicherungs-Bedingungen  (§  3,  Absatz  2)  ausdrücklich  be- 
stimmte, »dass  die  Gesellschaft  in  der  Regel  neben  der  Ver- 
sicherung gegen  Wasserleitungsschäden  gleichzeitig  die  Kontrol- 
lierung,  sowie  die  Instandhaltung  der  Wasserleitungsanlagen  über- 
nimmt.« 

Wie  jeder  neue,  ohne  genügende  statistische  Grundlagen  ver- 
sehene Versicherungszweig ,  blieb  auch  die  Frankfurter  Gesell- 
schaft von  schweren  Kinderkrankheiten  nicht  verschont. 

Die  Gesellschaft  gewährte  denn  auch  thatsächlich  von  Anfang 
an  Wasserleitungsversicherungen  nur  mit  gleichzeitiger  Uebernahme 
der  Instandhaltung  der  Wasserleitungsanlagen.  Zu  letzterem  Bc- 
hufe  schloss  sie  mit  Installateuren  (Klempnern,  Spenglern  etc.) 
Verträge  ab,  wodurch  dieselben  zur  Ausführung  der  vorbezeich- 
neten Reparaturen  gegen  einen  Pauschalbetrag  verpflichtet  waren; 
der  Gesellschaft  verblieb  somit  nur  das  Versicherungsrisiko,  näm- 
lich: die  eigentlichen  Wasserleitungsschäden.  So  einfach  auch 
diese  Handhabung  von  vorneherein  schien,  so  hat  sich  dieselbe  in 
der  Praxis  jedoch  nicht  bewährt.  Die  Reparaturen  der  Wasser- 
leitungsanlagen waren  zahl-  und  umfangreicher,  als  von  den  Sach- 
verständigen angenommen  wurde,  was  hauptsächlich  seinen  Grund 
darin  hatte,  dass  meistens  nur  diejenigen  Hausbesitzer  der  Ver- 
sicherung beitraten,  deren  Gebäude  sich  bezüglich  der  Wasser- 
leitungsanlagen in  keinem  besonders  guten  Zustande  befanden, 
somit  zahlreiche  Reparaturen  an  denselben  erheischten.  Die  In- 
stallateure, welche  diese  Reparaturen  vertraglich  ausführen  muss- 
ten,  beschränkten  in  ihrem  eigenen  Interesse  ihre  Arbeiten  auf 
das  äusserste  Mass  ;  dazu  kam  noch,  dass  in  strengen  Wintern 
die  Installateure  ihren  Verpflichtungen  betreffs  des  Auftauens  der 
Wasserleitungsanlagen  nicht,  oder  wenigstens  nicht  prompt  nach- 
kommen konnten.  Die  Versicherten  Hessen  in  diesen  Fällen,  da 
diese  Reparaturen  meistens  einen  Aufschub  nicht  erleiden  konn- 
ten, die  Reparaturen  anderweitig  ausführen  und  die  Gesellschaft 
war  gezwungen,  die  hierfür  verauslagten  Beträge  den  Versicherten 
zurückzuerstatten,  um  nicht  der  Unkoulanz  geziehen  und  in  der 
Geschäftsentwickelung  gehemmt  bezw.  in  ihrer  Existenz  gefährdet 
zu  werden. 

Diese  schlimmen  Erfahrungen  machte  die  Gesellschaft  schon 


36  A-  Kleeberg  : 

nach  ganz,  kurzer  Zeit  und  bereits  in  dem  ersten  Agentur-Zirkular 
vom  Mai  1886  teilte  die  Gesellschaft  mit :  »sie  wolle  nicht  unbe- 
dingt an  der  Vorschrift  festhalten ,  dass  die  Versicherung  der 
Hansbesitzer  n  u  r  einschliesslich  der  Reparaturen  von  ihr  über- 
nommen wird.«  Ein  Jahr  später  forderte  die  Gesellschaft  alsdann 
ihre  Agenten  auf,  »den  Hausbesitzern  in  erster  Linie  nur  die 
Versicherung  gegen  Wasserleitungsschäden  zu  offerieren,  da  sie 
auf  die  Mitübernahme  der  Reparaturen  an  den  Wasserleitungsan- 
lagen ihrerseits  keinen  Wert  lege.«  Im  Januar  1890  entschloss 
sich  die  Gesellschaft,  »nur  noch  in  den  grösseren  bezw.  grössten 
Städten  sich  auf  die  Mitübernahme  der  Reparaturen  der  Wasser- 
leitungsanlagen einzulassen«  und  im  September  1890  erklärte  sie 
kategorisch,  dass  sie  für  die  Folge  an  sämtlichen  kleineren  Plätzen 
bezw.  in  Städten  mit  weniger  als  50000  Einwohnern  nur  noch 
»Versicherungen  exklusive  Reparaturen  abschlösse,  d.  h.  die  Ueber- 
nahme  der  Instandhaltung  der  Wasserleitungsanlagen  ablehne.  Da 
jedoch,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  den  Hausbesitzern  an  den 
Reparaturen  der  Wasserleitungsanlagen  am  meisten  gelegen  war, 
so  suchte  die  Gesellschaft,  um  ihr  Fortbestehen  zu  sichern,  sich 
dadurch  einen  Ausweg  zu  schaffen,  indem  sie  die  durch  Frost 
an  den  Wasserleitungsanlagen  entstehenden  Schäden  gegen  einen 
Prämienzuschlag  in  die  Versicherung  einschloss.  Die  Gesellschaft 
nannte  diesen  Modus:  die  sog.  »Frostschäden-  und  verstand  da- 
runter: »die  Ersatzleistung  für  Schäden,  welche  durch  Zerspringen 
der  innerhalb  des  versicherten  Gebäudes  befindlichen  Hähne  (Krah- 
nen),  Windkessel  und  Klosetbecken  (-Schalen,  -Trichter)  mit  Was- 
serspülung, jedoch  mit  Ausschluss  der  Klosets  I.  Klasse,  sowie 
durch  Bruch  an  der  innerhalb  des  versicherten  Gebäudes  befind- 
lichen Zuflussleitung  entstehen  ;  für  letztere  insoweit,  als  dieselben 
durch  Lötungen  oder  Einziehen  von  Rohrstücken  bis  zu  i  Meter 
Länge  beseitigt  werden  können.  Ist  das  Einziehen  neuer  Rohr- 
stücke über  einen  Meter  Länge  erforderlich,  so  hat  der  Versicherte 
die  Gesamtkosten  über  einen  Meter  hinaus  im  Verhältnis  von 
einem  Meter  zu  der  Gesamtlänge  des  neuen  Rohrstranges  seiner- 
seits anteilig  zu  tragen  bezw.  der   Gesellschaft  zu  erstatten. < 

Aber  auch  dieser  Versuch  missglückte  und  im  Mai  1894  be- 
nachrichtigte die  Gesellschaft  durch  Zirkular  ihre  Agenten,  dass 
sie  bezüglich  der  Mitversicherung  der  sog.  >  Frostschäden«  die 
gleichen  schlimmen,  d.  h.  für  sie  kostspieligen  Erfahrungen  ge- 
macht habe,  wie  mit  der  Uebernahme   der  Reparaturen  und  dass 
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sie  sich  infolgedessen  auch  hierauf  nicht  mehr  einlassen  werde.  Durch 
den  wiederholten  Programmwechsel  bröckelte ,  wie  dies  aus  den 
relativ  hohen  Stornoziffern  in  den  Geschäftsberichten  hervorgeht, 
der  Versicherungsbestand  merklich  ab,  die  Gesellschaft  sah  sich  zur 
Sicherung  ihrer  Existenz  genötigt,  noch  andere  Versicherungszweige 
und  zwar  zunächst  die  Haftpflichtversicherung  und  später  die  Un- 
fallversicherung aufzunehmen.  Im  Juli  1891  änderte  sie  ihre  Firma 
in  »Neptun«,  Wasserleitungsschäden-  und  Unfallversicherungs-Ge- 
sellschaft um ;  hierdurch  war  das  Schicksal  der  Wasserleitungs- 
versicherung besiegelt,  indem  der  Beweis  erbracht  worden  war, 
dass  die  Wasserleitungsversicherung  sich  als  selbständige  Branche, 
zur  Zeit  wenigstens  in  Deutschland,  noch  nicht  eignet.  Der 
»Neptun«  übernimmt  die  Ausführung  der  Reparaturen  an  den 
Wasserleitungsanlagen  jetzt  nur  noch  in  Berlin  und  Frankfurt  a.  M., 
woselbst  er  eigene  Werkstätten  zur  Ausführung  der  Wasserlei- 
tungsreparaturen unterhält.  Von  dem  gesamten  derzeitigen  Bestand 
der  Wasserleitungsversicherungen  des  »Neptun«  dürften  wohl  ^/a 
auf  die  genannten  beiden  Städte  und  ^/s  auf  das  übrige  Deutsch- 
land entfallen,  sodass  die  eigentliche  Wasserleitungsversicherung 
des   »Neptun«  noch  relativ  gering  ist. 

Erst  im  Jahre  1895  wurde  eine  zweite  Gesellschaft  gegründet, 
welche  sich  neben  der  Unfall-  und  Haftpflichtversicherung  eben- 
falls mit  der  Versicherung  gegen  Wasserleitungsschäden  befasste, 
nämlich  :  die  Securitas«  ,  Versicherungs- Aktien-Gesellschaft  in 
Berlin.  Der  Gründer  dieser  Gesellschaft  war  gleichfalls  Hermann 
Kleeberg.  Die  »Securitas«  beabsichtigte,  die  Wasserleitungsver- 
sicherung mit  Einschluss  der  Reparaturen  nur  auf  Berlin  zu  be- 
schränken und  die  bezüglichen  Arbeiten  durch  eigenes  technisches 
Personal  ausführen  zu  lassen.  Schon  nach  halbjähriger  Thätigkeit 
bei  der  »Securitas«  starb  H.  Kleeberg  und  die  Gesellschaft  wurde 
durch  die  grossen  Einrichtungs-  und  Unterhaltungskosten  der 
eigenen  Werkstätten  abgeschreckt,  die  Reparaturen  weiter  zu 
übernehmen.  Sie  löste  ihre  eigenen  Werkstätten  in  Berlin  wieder 
auf  und  befasste  sich  nur  noch  mit  der  reinen  Versicherung  gegen 
Wasserleitungsschäden.  Diese  letztere  Versicherungsart  hat  Eni- 
mmghaus'^)  offenbar  auch  nur  im  Auge,  wenn  er  behauptet,  dass 
die  Wasserleitungsschädenversicherung  ein  »echter-  Versicherungs- 
zweig sei. 


i)   >Voraussetzungen    der   Versicherungshülfe«:,  Zeitschrift   für  die    gesammte  Ver- 
sicherungs-Wissenschaft,  Band  I,  i.  Heft,  S.  62.    Berlin  1901,  Mittler  u.  Sohn. 
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Die  Wasserleitungsveisicherung  wurde  von  da  ab  von  der 
»Securitas«  nur  noch  als  Nebenbranche  betrieben,  was  in  dem 
geringen  Umfang  gegenüber  den  von  ihr  weiter  kultivierten  Ver- 
sicherungszweigen zum  Ausdruck  kommt  (cfr.  unten  Nr.  8,  S.  96). 

Im  Jahre  1899  beschloss  die  Feuerversicherungs-Gesellschaft 
Rheinland  in  Neuss  ebenfalls  die  Wasserleitungsversicherung  in  ihr 
Geschäftsprogramm  aufzunehmen,  doch  hat  sie  bis  Mai  1901  ihren 
Geschäftsbetrieb  in  dieser  Branche  noch  nicht  eröffnet.  Des  Wei- 
teren dehnte  anfangs  190 1  die  Transatlantische  Feuerversiche- 
rungs-Aktiengesellschaft in  Hamburg  ihren  Geschäftsbetrieb  auf 
die  Wasserleitungsversicherung  aus. 

C.  Schweiz.  Auch  in  der  Schweiz  hat  die  Frankfurter 
Versicherungsgesellschaft  betreffs  der  Wasserschädenversicherung 
Pionierdienste  geleistet.  Im  Dezember  1887  erhielt  diese  Gesell- 
schaft die  schweizerische  Konzession ,  doch  bereits  zwei  Jahre 
später  stellte  sie  ihre  Thätigkeit  in  der  Schweiz  wieder  ein  ,  da 
sie  sich  den  schweizerischen  Regierungsvorschriften  im  Interesse 
ihres  deutschen  Geschäftes  nicht  glaubte  fügen  zu  können.  Den 
geringen  schweizerischen  Versicherungsstand  mit  noch  nicht 
Fr.  2000  Prämie  trat  die  Frankfurter  Gesellschaft  an  die  im  Jahre 
1887  gegründete  Union  Suisse,  Societe  d'assurances  contre  le 
Bris  des  Glaces  et  Vitres  in  Geneve  ab.  Die  letztere  Gesellschaft 
erhöhte  infolgedessen  ihr  Fr.  250000  betragendes  Aktienkapital  um 
Fr.  lOOOOO,  wovon  ^ji  eingezahlt  sind,  und  versah  ihre  Firma 
mit  dem  Zusätze  :  »et  contre  les  Degäts  causes  par  les  conduites 
d'eau.«  Die  Union  Suisse  ist  bis  jetzt  (anfangs  1901)  die  einzige 
Gesellschaft  in  der  Schweiz,  welche  die  Versicherung  gegen  Was- 
serleitungsschäden dortselbst  betreibt ;  sie  ist  im  wesentlichen 
dem  Frankfurter  Vorbilde  treu  geblieben  und  hat  nennenswerte 
Erfolge  bisher  nicht  aufzuweisen    gehabt    (s.   unten  Nr.   8,   S.  96). 

D.  Frankreich.  In  Frankreich  betreiben  zur  Zeit  nur 
zwei  Gesellschaften  die  Wasserleitungsversicherung  und  zwar : 
La  Lutece ,  societe  d'assurances  en  commandite  par  actions 
contre  les  degäts  causes  par  les  eaux  distribuees,  menageres,  plu- 
viales  et  de  vidanges,  capital  social:  776500  francs ,  früher  in 
in  Paris,  jetzt  in  Lyon  und  die  Compagnie  generale  des  eaux  in 
Lyon.  Eine  dritte  Gesellschaft:  Le  Rhone,  compagnie  anonyme 
d'assurance  contre  les  dommages  causes  par  les  eaux  in  Lyon 
ist  wegen  mangelnder  Beteiligung  bereits  wieder  aufgelöst  wor- 
den.    Nähere    Daten    über  diese  Gesellschaften    sind  nicht  zu  er- 
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bringen,  da  sie  keine  Geschäftsabschlüsse  publizieren.  Es  ist  je- 
doch anzunehmen,  dass  sich  deren  Geschäft  nur  in  bescheidenen 
Grenzen  bewegt,  da  die  Wasserleitungsanlagen  in  Frankreich  im 
Allgemeinen  nicht  so  zahl-  und  umfangreich  wie  in  Deutschland 
sind  ;  so  gehören  beispielsweise  zur  Zeit  in  Frankreich,  selbst  in 
den  Grossstädten,  die  Klosets  mit  Wasserspülung  noch  zu  den 
Ausnahmen,  Auffällig  ist  es,  dass  keine  dieser  Gesellschaften 
ihren  Sitz  in  Paris  hat,  was  auf  kein  grosses  Bedürfnis  der  Was- 
serleitungsversicherung in  Paris  schliessen  lässt. 

4.  Wirtschaftliche  Bedeutung. 

Dieselbe  ist  zunächst  und  vorwiegend  eine  privat  wirt- 
schaftliche, indem  die  Wasserleitungsversicherung  das  Wirtschafts- 
subjekt gegen  die  ökonomischen  Nachteile  aus  Wasserschäden 
sichert  und  somit  einer  Störung  in  seiner  Wirtschaftsführung  vor- 
beugt. Ein  grösserer  Wasserschaden  kann  ebenso  leicht  den 
wirtschaftlichen  Ruin  des  Einzelnen  herbeiführen ,  wie  etwa  ein 
Feuerschaden,  da  hierdurch  seine  verfügbaren  Barmittel  und  sein 
Kredit  erschöpft  werden  können.  Hiermit  ist  gleichzeitig  eine 
soziale  Bedeutung  dieser  Versicherung  verknüpft,  da  sie  durch 
die  Schadloshaltung  bei  einem  Wasserschaden  das  dadurch  mög- 
licherweise hervorgerufene  Herabsinken  des  Wirtschaftssubjektes 
aus  seiner  sozialen  Stellung  verhindert. 

Aber  auch  eine  volkswirtschaftliche  Bedeutung  ist  der  Was- 
serschädenversicherung beizumessen,  wenn  die  Entschädigungs- 
zahlungen annähernd  den  Beiträgen  (Prämien)  entsprechen  und 
nicht  zu  hohe  Verwaltungs-  etc.  Kosten  erhoben  werden.  Die 
volkswirtschaftHche  Bedeutung  der  Wasserschädenversicherung 
ist  die  gleiche  wie  bei  den  übrigen  Sachversicherungen  und  bedarf 
daher  hier  keiner  weiteren  Ausführungen. 

Die  drei  in  Betracht  kommenden  Gesellschaften  haben  seit 
ihrem  Bestehen  folgende  Schadenzahlungen  geleistet: 

»Neptun«  :         in  14  Jahren  M.  2  191  007  ;  dagegen  an  Prämien  eingenommen  M.  4  820  994 

»Union  Suisse<   »12        »        »         20669;        *         *  *  "  "       121  413 

»Securitas«  :      «    5        »        >       136250;        »         »  »  »  »       322252 

Summa  M.  2347926;  M.  5  264  659 

5.  Die  Leistungen   des  Versicherungsnehmers  und  des 
Versicherers. 

Die  Leistungen  des  Versicherungsnehmers  bestehen  in  einem 
regelmässigen,  meist  jährlich  zahlbaren  und  festen  Beitrag  (Prämie), 
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da  die  in  Betracht  koinincnden  Gesellschaften  auf  dem  Aktien- 
prinzip beruhen.  Sämtliche  Gesellschaften  teilen  die  Wasserschä- 
denversicherung in  drei  Kategorien  und  zwar: 

a.  Gebäude-,  b.  Mieter-  bezw.  Mobiliar-  und  c.  Warenver- 
sicherungen. Die  Prämien  e  i  n  h  e  i  t ,  sowie  der  Prämien  s  a  t  z 
sind  für  diese  drei  Kategorien  verschieden.  Die  Prämien  e  i  n  - 
h  e  i  t  für  die  Gebäudeversicherung  ist  der  volle  Feuerversiche- 
rungswert des  Gebäudes ;  es  ist  dies  ein  aufifälliges  und  rohes 
Verfahren ,  da  doch  der  Feuerversicherungswert  für  die  Beurtei- 
lung des  Wasserschadenrisikos  nicht  den  geringsten  Anhalt  zu 
bieten  pflegt.  So  repräsentiert  z.  B.  ein  Gebäude  mit  einer  mo- 
numentalen Fagade  wohl  in  den  meisten  Fällen  auch  einen  höhe- 
ren Feuerversicherungswert,  als  ein  gleiches  Gebäude  mit  einer 
gewöhnlichen  Fagade  ;  in  diesem  Falle  wäre  dann  für  das  erstere 
Gebäude  eine  höhere  Prämie  zu  entrichten ,  als  für  das  letztere, 
ohne  dass  die  Wasserleitungsanlangen  umfangreicher  oder  die 
sonstigen  Gefahrsmomente  grösser  zu  sein  brauchen,  Dass  bis- 
her alle  die  Wasserleitungsversicherung  betreibenden  Gesellschaf- 
ten diese  absonderliche  Prämieneinheit  angenommen  haben,  kann 
nur  durch  die  Einfachheit  für  die  Praxis  erklärt  werden.  Der 
Prämien  s  a  t  z  für  die  Gebäudeversicherung  bewegt  sich,  je  nach 
der  Höhe  des  Feuerkassenwertes  und  der  Gefahrsmomente,  zwi- 
schen 20  und  45  Pf.  für  je  M.  looo  des  Feuerversicherungswertes 
des  betreffenden  Gebäudes.  Die  jährliche  Mindestprämie  beträgt 
für  ein  Gebäude  M.  5, —  bis  6, — .  Es  werden  gewöhnlich  fol- 
gende drei  Gefahrenklassen,  nach  denen  sich  die  Prämiensätze  ab- 
stufen, unterschieden  : 

Klasse  i:  Gebäude,  welche  weder  Klosets  mit  Wasserspülung, 
noch  Badeeinrichtungen  haben; 

Klasse  2:  Gebäude  mit  derartigen  Wasserleitungseinrichtungen; 

Klasse  3:  Gebäude,  deren  Decken  oder  Wände  mit  kost- 
baren Malereien,  Stuckornamenten  etc.  versehen  sind,  wie  bei- 
spielsweise bessere  Hotels,  Villen  zum  Alleinbewohnen   etc. 

Für  die  Mieter-  bezw.  Mobiliarversicherungen  bildet  die  Jah- 
resmiete bezw.  der  MobiHarwert  die  Prämien  e  i  n  h  e  i  t.  Der 
Prämien  s  a  t  z  beträgt  V2— Vs  Prozent  der  Jahresmiete  bezw. 
V2 — ^/a  pro  mille  des  Gesamtwertes  der  Mobilien.  Geringste  Prä- 
mie M.  3, —  jährlich. 

Bei  den  Warenversicherungen  wird  als  Prämien  e  i  n  h  e  i  t 
ein  gewisser  Mindestprozentsatz,    gewöhnlich   5—10  Prozent,   des 
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Gesamtwertes  des  Warenlagers  als  Versicherungssumme  ange- 
nommen; hiervon  beträgt  der  Prämien  s  a  t  z  ^2 — 3  Prozent,  je 
nach  der  Beschaffenheit  der  Waren  in  Bezug  auf  Beschädigungen 
durch  Wasser  und  nach  den  Wasserleitungsanlagen  in  und  über 
den  Lagerräumen.  Die  Union  Suisse  dagegen  legt  der  Waren- 
versicherung den  Gesamtwert  des  Warenlagers  zu  Grunde,  bean- 
sprucht dafür  jedoch  nur  eine  Prämie  von  l — 2  pro  mille  des 
Gesamtwertes  desselben.  Die  Warenversicherungen  erheischen 
in  betreff  des  subjektiven  Risikos  eine  besondere  Vorsicht,  da  es 
nicht  schwer  ist ,  Wasserschäden  absichtlich  herbeizuführen ,  um 
hierdurch  unverkäufliche  Waren  los  zu  werden. 

Die  Leistungen  des  Versicherers  oder  Versicherungsunter- 
nehmers, der  hier  bis  jetzt  stets  eine  Erwerbs-  (Aktien-)  Gesell- 
schaft ist,  bestehen  in  der  Schadloshaltung  des  Versicherungs- 
nehmers. Ein  Ersatz  für  die  Beschädigungen  der  Wasserleitungs- 
anlagen selbst  wird  nur  ausnahmsweise  von  der  Gesellschaft 
:> Neptun«  geleistet  und  zwar  auch  nur  in  Frankfurt  a.  M.  und 
Berlin,  woselbst  diese  Gesellschaft,  wie  bereits  oben  dargelegt, 
eigene  Werkstätten  für  die  Ausführung  der  Reparaturen  an  den 
Wasserleitungsanlagen  besitzt.  Dagegen  kommen  die  Gesellschaf- 
ten stets  für  die  Folgen  dieser  Beschädigungen  (Rohrbrüche  etc.), 
sowie  auch  für  die  durch  Fahrlässigkeit,  Absichtlichkeit  etc.  ent- 
standenen Wasserschäden  auf.  Die  »Securitas«  fasst  ihre  Ersatz- 
leistung in  den  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  im  §  i, 
Absatz  I  wie  folgt  zusammen  : 

Die  Gesellschaft  versichert  die  in  der  Police  näher  bezeich- 
neten Gebäude  und  Gegenstände  bis  zu  der  in  der  Police  festge- 
setzten Höhe  gegen  den  Schaden  ,  welcher  an  denselben  durch 
zufälliges  Ausströmen  von  Wasser  aus  den  innerhalb  der  Ver- 
sicherungslokalitäten ,  bezw.  innerhalb  der  betreffenden  Gebäude 
befindlichen ,  häusliches  Verbrauchswasser  zu-  oder  ableitenden 
Wasserleitungsanlagen  entsteht. « 

In  die  Versicherung  sind  ferner  regelmässig  die  Haftpflicht- 
ansprüche includiert ,  die  aus  Wasserschäden  gegen  den  Ver- 
sicherungsnehmer geltend  gemacht  werden  können.  Diesbezüglich 
bestimmt  der  §  i ,  Absatz  2  der  allgemeinen  Versicherungsbe- 
dingungen der   »Securitas«  : 

»Die  Gesellschaft  kommt  ferner  ihren  Versicherungsnehmern, 
sowohl  Hausbesitzern,  wie  Mietern,  für  alle  Schadensersatzansprüche 
auf,    die  von  dritter  Seite    aus  einem  derartigen  Wasserleitungs- 
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schadeil  rechtlich  gegen  sie  erhoben  werden  können,  ausgenommen 
für  Beschädigungen  von  Waren  aller  Art ,  falls  dieserhalb  nicht 
besondere  Vereinbarungen  getroffen  sind.« 

Die  deutschen  Gesellschaften  leisten  keinen  Ersatz  für  die 
indirekten  Schäden  ,  d.  h.  solche  Verluste  ,  welche  der  Ver- 
sicherungsnehmer durch  Einbusse  an  Mietszins  oder  auch  Unbe- 
nutzbarkeit von  Räumlichkeiten,  Mobilien,  Maschinen  etc.  aus  An- 
lass  eines  Wasserschadens  erleidet.  Die  Union  Suisse  dagegen 
vergütet  auch  teilweise  diese  indirekten  Verluste  und  zwar  durch 
Einbusse  an  Mietszins  oder  durch  Unbenutzbarkeit  von  Räum- 
hchkeiten.  Die  für  diesen  indirekten,  auf  alle  Fälle  nachweis- 
baren Schaden  zu  leistende  Entschädigung  wird  nach  dem  Miet- 
wert der  beschädigten  Räume  berechnet ,  darf  aber  ein  sechs- 
monathches  Erträgnis  und  den  Höchstbetrag  von  2500  Franken 
nicht  übersteigen. 

Für  Wasserschäden  an  Gebäuden  und  Mobilien  wird  stets 
für  den  vollen  Schaden  Ersatz  geleistet ,  da  die  Versicherungs- 
summen, wie  im  Vorstehenden  erwähnt,  den  vollen  Feuerversiche- 
rungswert des  Gebäudes  bezw,  des  Mobiliars  erreichen.  Bei 
Warenversicherungen  dagegen  normieren  die  deutschen  Gesell- 
schaften ,  wie  bereits  ebenfalls  oben  angedeutet ,  eine  dem  Ge- 
samtwert des  Warenlagers  entsprechende  prozentuale  Versiche- 
rungssumme ,  bis  zu  welcher  sie  in  jedem  Schadenfalle  vollen 
Ersatz  leisten  (Versicherung  au  premier  risque).  Eine  Ausnahme 
hiervon  macht  wieder  die  Union  Suisse  ,  welche  bei  Warenver- 
sicherungen nur  bis  zu  ^/s  des  erlittenen  Schadens  haftet ,  dem 
Versicherungsnehmer  somit  eine  Selbstversicherungsquote  von  \/5 
aufbürdet. 


6.   Schaden-Regulierungen    (Abschätzung    und    Entschädigung). 

Behufs  Abschätzung  der  Schäden  bedienen  sich  die  Gesell- 
schaften der  Mitwirkung  von  Sachverständigen  und  zwar  bei  Schä- 
den an  Gebäuden  von  Baumeistern,  Architekten  und  bei  Mobiliar- 
und  Warenschäden  von  Spezialsachverständigen.  Analog  den 
übrigen  Sachversicherungen  bildet  auch  hier  die  Ermittelung  des 
wahren  Wertes  zur  Zeit  des  Schadens  mitunter  grosse  Schwierig- 
keiten und  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  der  Gesellschaft 
und  dem  Versicherungsnehmer.  Häufige  Anlässe  hierzu  bieten 
oft  die  Abstriche  der  Gesellschaft    für  die  Abnutzung  durch  Be- 
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wohnen  der  beschädigten  Gebäudeteile  und  des  Mobiliars.  Rela- 
tiv einfach  ist  dagegen  die  Schadensermittelung  bei  beschädigten 
Waren.  Im  Gegensatz  zur  Feuerversicherung  findet  wohl  in  den 
seltensten  Fällen  eine  sofortige  Vernichtung  der  beschädigten 
Waren  durch  Wasser  statt,  die  Waren  sind  daher  meistens  noch 
vorhanden  ,  was  die  Abschätzung  ungemein  erleichtert.  Die 
Höhe  der  Entschädigung  wird  entweder  durch  Vergleich  zwischen 
der  Gesellschaft  mit  dem  Versicherungsnehmer  oder  durch  spe- 
zielle Abschätzung  seitens  zweier  Sachverständigen  und  event. 
eines  Obmanns  mit  verbindlicher  Kraft,  unter  Ausschluss  des 
Rechtsweges ,    auf   gemeinschaftliche  Kosten    festgesetzt. 

Die  Gesellschaften  können  nach  ihrer  Wahl  die  festgesetzten 
Entschädigungen  in  bar  leisten,  oder  die  Herstellung  des  vor- 
herigen Zustandes  der  Gebäude  und  beschädigten  Gegenstände 
vornehmen.  Bezüglich  der  beschädigten  Mobilien  und  Waren 
behalten  sich  die  Gesellschaften  das  Recht  vor,  dieselben  gegen 
Zahlung  des  von  den  Sachverständigen  festgesetzten  Wertbetrages 
in  natura  zu  übernehmen. 

Die  Entschädigungen  werden  binnen  einer  kurzen  Frist  (ge- 
wöhnlich binnen  14  Tagen)  nach  erfolgter  definitiver  Feststellung 
ausgezahlt. 


7.  Die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen. 

Die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  sind  in  den  we- 
sentlichsten Punkten  fast  genau  übereinstimmend,  was  sich  einer- 
seits dadurch  erklärt,  dass  die  Frankfurter  Gesellschaft  für  die 
späteren  Gesellschaften  vorbildlich  war  und  somit  deren  Einrich- 
tungen von  denselben  ohne  Weiteres  übernommen  wurden  und 
andererseits  entspricht  auch  eine  uniforme  Gestaltung  der  Ver- 
sicherungsbedingungen dem  Zuge  der  Zeit.  So  sind  z.  B.  die 
allgemeinen  Bedingungen  der  Privatfeuerversicherungsgesellschaf- 
ten fast  wörtlich  übereinstimmend,  die  allgemeinen  Bedingungen  der 
Lebensversicherungsgesellschaften  nehmen  ebenfalls  mehr  und  mehr 
eine  gleichförmige  Gestaltung  an,  auch  die  jüngeren  Versicherungs- 
zweige :  wie  die  Haftpflicht-  und  Kautionsversicherung  haben  in 
fast  allen  Punkten  im  wesentlichen  übereinstimmende  Versiche- 
rungsbedingungen und  bei  dem  jüngsten  Versicherungszweig:  der 
Diebstahlsversicherung  beraten  die  betreffenden  Gesellschaften  zur 
Zeit  sogar  wegen  Einführung  wörtlich  gleichlautender  Bedingungen, 
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gleicher  Prämiensätze  und  gleich  hoher  Remunerationen  der  Ver- 
mittler i).  Die  einheitliche  Gestaltung  der  allgemeinen  Versiche- 
rungsbedingungen bei  den  Privatversicherungsgesellschaften  wird 
zweifellos  von  den  »Verstaatlichern«  des  Versicherungswesens 
freudig  begrüsst  und  als  ein  zugkräftiges  Argument  in  ihren 
Kontroversen  benutzt  werden. 

Nur  die  wesentlichsten  Punkte  der  allgemeinen  Versiche- 
rungsbedingungen sollen  hier  gestreift  werden.  Der  Umfang  der 
Ersatzleistungen,  welcher  in  den  Bedingungen  regelmässig  die 
erste  Stelle  einnimmt,  ist  bereits  im  Vorstehenden  unter  5  dar- 
gethan;  es  ist  somit  hierauf  zu  verweisen.  Dann  folgen  die  sog. 
Ansschlussbestimmungen;  darnach  sind  Wasserschäden,  welche 
durch  Krieg,  Ueberfall,  bewaffnete  Macht,  bürgerliche  Unruhen, 
Aufruhr  oder  Erdbeben  verursacht  werden,  nicht  in  die  Versiche- 
rung eingeschlossen,  ebensowenig  Schäden,  welche  durch  Absicht- 
lichkeit bezw.  Böswilligkeit  seitens  des  Versicherungsnehmers,  oder 
durch  Rückstau  infolge  von  Regengüssen ,  durch  Grund-  oder 
Planschwasser,  durch  Fussbodenreinigung  oder  Regenwasser  her- 
beigeführt werden.  Ausgeschlossen  sind  ferner  von  der  Versiche- 
rung Kunst-  oder  Luxusgegenstände,  sowie  Antiquitäten  aller  Art, 
welche  nur  einen  Liebhaberwert  besitzen ,  des  Weiteren  solche 
Schäden,  welche  schon  vor  Abschluss  der  Versicherung  entstan- 
den sind.  Wasserschäden,  welche  durch  Warmwasser-  oder  Dampf- 
heizungen, hydrauliche  Fahrstühle  oder  durch  Bruch  der  öffent- 
lichen Leitungsröhren  entstehen  ,  sind  in  der  Regel  nur  dann  in 
die  Versicherung  eingeschlossen ,  wenn  dies  in  der  Police  oder 
einem  Nachtrage  dazu  ausdrücklich  vermerkt  ist. 

Die  Gesellschaften  haben  sich  alle  Rechte  und  Ansprüche 
des  Versicherungsnehmers  an  dritte  Personen  auf  Schadensersatz 
kraft  der  Police  bis  zur  Höhe  der  gezahlten  oder  zu  zahlenden 
Entschädigung  vorbehalten.  Sie  verzichten  indessen  ihren  eigenen 
Versicherten  gegenüber  auf  die  Ausübung  ihres  Rückgrififsrechtes, 
mit  alleiniger  Ausnahme  solcher  Fälle,  in  welchen  dem  Versicher- 
ten eine  vorsätzliche  Herbeiführung  des  Schadens  nachgewiesen 
werden  kann.  Die  sonstigen  Bestimmungen  der  allgemeinen  Ver- 
sicherungsbedingungen, wie  z.  B.  Anfang  und  Ende  der  Versiche- 
rung, Prämienzahlung,  Kündigung  des  Versicherungsvertrages  sind 


1)  Vgl.    Wallmaiin's  Vers.-Zeitschrift ,  XXXIV.  Jahrg. ,    I.   Band  1900  ,  S.  977/8 
und  I0I2. 
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den  anderen  Schadensversicherungen  analog    gestaltet   und  daher 
hier  nicht  weiter  zu  berühren. 


8.  Die  Entwickelung  der  Wasserleitungsversicherung  in 
Deutschland  und  der  Schweiz. 

Aus  den  nachstehenden  3  Tabellen  ist  die  Entwickelung  der 
Wasserleitungsversicherung  ersichtlich.  Während  die  »Securitas« 
und  die  »Union  Suisse«  nur  die  »reine«  Wasserleitungsversiche- 
rung betreiben,  übernimmt  der  »Neptun«,  wie  schon  oben  (S.  87) 
erwähnt,  in  den  Städten  Frankfurt  a.  M.  und  Berlin  auch  gleich- 
zeitig die  Ausführung  der  laufenden  Reparaturen  an  den  Wasser- 
leitungsanlagen, etwa  ^/s  des  gesamten  Versicherungsbestandes 
des  »Neptun«  entfallen  auf  die  letztere  Versicherungsart.  Die 
» reine <<  Wasserleitungsversicherung  hat  somit  bisher  wenig  An- 
klang gefunden  und  ist  daher  zur  Zeit  nur  als  Nebenbranche  für 
eine  Versicherungsgesellschaft   geeignet. 

I.   »Neptun«   in  Frankfurt  am  Main. 


Prämien 


M. 


Schäden 
und 

Reparatu- 
ren 

M. 


Reserven 


Prämien 

M. 


Schäden 
M. 


Versicherungs- 
Bestand 

M. 


Ueber- 

schuss 

—  Verlust 

M. 


1886/7 

1888 

1889 

1890 

l8qi 


1894 

1895 
1896 
1897 


^900 

Sa. 


191 965 
219  506 

256455  i 
278095 
314407  1 
285  000^) 
373629 
358015  j 
380  000  *) 
400  000*) 
410  000*)  ' 
425  000  1) ! 
436761  t 
492  161 


51011 
75084 
74  794 

129  904 
I  76  703 

1 30  000 ' 
197663 
172  614 
180854 

199 173 
207454 
231  224 
165  981 
198  548 


4  820  994   [2  191  007 


34917 

49  946 
61059 
72932 
80  000 
80  000^) 
112  693^) 

135947') 

1253602) 

138  000 -) 

134624^) 

I54I08''') 

204969 

240  468 


I  625  023 


3295 
4  357 
8563 
22136 
24  000 
27  oooM 
1 6  997  -) 

23275') 

34289-) 

57072-) 

77  098  2) 

78571') 

54147 

77023 


220  762  024 
346  963  862 
424  836  368 
492  759  243 
566  042  195 
610  000  000' 
680  500000' 
760000000' 
) 


-16396 
27533 
25982 
14685 
26361 
30  000 
34  499  •) 
35570"'') 
21  243'-') 
32  866 '0 
59  150') 
80128^) 
53515 
33150 


507  823 


474  682 


i)  Schätzungsweise,  da  der  Geschäftsbericht  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Ver- 
sicherungszweige nur  zusammengefasst  mitteilt. 

2)  Anteilig  im  Verhältnis  der  Gesamtprämieneinnahme  zur  Wasserprämie  gerechnet, 
da  die  einzelnen  Branchen  im   Geschäftsbericht  zusammengefasst  sind. 

3)  Die  gegenüber  den  Vorjahren  geringe  Schadenziffer  erklärt  sich,  wie  es  im 
Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1S92  heisst :  »aus  den  normalen  Witterungsverhältnissen, 
welche  im   verflossenen  Jahre  herrschten«. 

4)  Vom  Jahre  1895  ^b  wird  in  den  Geschäftsberichten  weder  der  Versicherungs- 
bestand,  noch    die  Zahl   der  Versicherungen  angegeben. 
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II.   »Securitas«  in  Berlin. 


■i 

Kalender- 
Jahr 

Prämien 
M. 

Schäden 
M. 

Reserven: 

Zahl  der 
Versiche- 
rungen 

M. 

Ueber- 

1 

Prämien 
M. 

Schäden 
M. 

schuss 
M. 

I 

2 

3 

4 
5 

i       1895/6 

!      1897 

1898 

1899 

1       1900 

109465 
50320») 
52871 
44482 
65  114 

45822 
26  264 
18549 
21386 
24229 

33  543 
22  269 
27291 
22  179 
27514 

848 
262 

493 
1025 
1462 

1113 
1356 
2003 
2432 
3214 

I  574"-') 
2714^) 
2941") 
I  829^') 
4  170') 

Sa. 

322  252 

136250 

132796 

4090 

— 

13228 

III.   » 

Union  Suisse«  in  Genf. 

CS            rt 

Reserven: 

Versicherungs- 

U  e  b  e  r- 

Schäden 

chäf 
ende 

Prämien 

Schäden 

Bestand 

—  Verlust 

0 

« 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

I 

1888 

I336^J 

18^) 





3  580  900  3) 



2 

1889 

1965') 

195^) 

— 

—  . 

5  607  400  =*) 

— 

3 

1890 

3386 

430 

I  249 

— 

7413400 

340,85 

4 

1891 

6043 

1342 

2871 

— 

14  680  650 

717,12 

5 

1892 

6747 

1  247 

3209 

250 

21748350 

2  174,97 

6 

1893 

10  696 

1941 

4432 

960 

30  064  200 

2  760,57 

7 

1894 

14807 

2798 

5476 

546 

43287  150 

6241,60 

8  I1895 

19319 

6526 

6634 

438 

54063900 

4  790.93 

9  I1896 

22348 

3693 

10056 

170 

57918070 

9  195.97 

10 

1897 

21  586 

I  480 

9714 

407 

56  800  000  ^) 

10  200, —  ^) 

II 

1898 

21  612 

3961 

9725 

400 

57  200  000  ^) 

8  900,—  3) 

12 

1899 

21  921 

2  205 

9864 

967 

57  800  000  ^) 

9  000,—  ^) 

Sa. 

151  766 

25836 

63  230 

4138 

53  604,89 

9.  Litteratur. 

Die  Wasserleitungsversicherung  ist  bisher  weder  von  einem  Theoretiker,  noch 
von  einem  Praktiker  zum  Gegenstand  einer  ausführlichen  Untersuchung  gemacht  wor- 
den. Die  wenigen,  diesen  Versicherungszweig  betreffenden  Mitteilungen  sind  sehr  dürftig 
und  meistens  in  den  Fachzeitschriften  zerstreut;  sie  knüpfen  fast  ausschliesslich  an  die 
Besprechungen  der  Jahresabschlüsse  der  Gesellschaften  an  und  sind  somit  meistens 
kritischer  und  polemischer  Natur.    Von   Interesse  sind    nur  die  kurz  nach  der  Einfüh- 


i)  Die  bedeutende  Prämienreduktion  ist  auf  den  bereits  im  ersten  Geschäftsjahre 
vollzogenen  Wechsel  im  Geschäftsplan  zurückzuführen  ;  vgl.  darüber  das  im  Vorstehen- 
den unter:  Geschichtliches,  B.  Deutschland,   über  die  »Securitas«   Gesagte. 

2)  Anteilig  gerechnet,  da  die  Gewinnberechnung  für  die  einzelnen  Versicherungs- 
zweige in  den  Geschäftsberichten  nicht  erfolgt. 

3)  Schätzungsweise,  da  der  Geschäftsbericht  hierüber  keine  von  den  übrigen  Ver- 
sicherungszweigen getrennte  Angaben  enthält. 
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rung  der  Wasserleitungsversicherung  in  der  Fach-  und  Börsenpresse  erschienenen  Ar- 
tikel ;  als  besonders  beachtenswert  seien  hier  nur  hervorgehoben:  Frankfurter  Aktionär, 
Nr.  1689  vom  4.  Oktober  1885,  S.  684;  Zeitschrift  für  Vers.-Wesen ,  Xr.  47  vom 
7.  Dezember  18S5,  S.  499  ff.;  Oesterr.  Versich.-Zeitung,  Nr.  i  vom  2.  Januar  1886, 
S.  4  und  Nr.  45  vom  10.  Nov.  1888,  S.  334;  Deutsche  Versich.-Zeitung  Nr.  73  vom 
27.  Sept.  1891,  S.  4S7  ;  Frankfurter  Zeitung  Nr.  328  vom  24.  Nov.  1885,  Beilage  und 
Nr.  330  vom  26.  Nov.  1885 ,  Beilage.  —  In  den  nationalökonomischen  Lehr-  und 
Handbüchern  fand  dieser  Versicherungszweig  bis  jetzt  kaum  Erwähnung :  Adolph  Wag- 
ner berührt  in  seiner  im  Schönberg'schen  Handbuch  der  Pol.  Oekonomie,  4.  Aufl.  II,  2 
befindlichen  Abhandlung  des  Versicherungswesens  auf  S.  362  die  Wasserleitungsver- 
sicherung nur  ganz  kurz  bei  Aufzählung  der  Sachversicherungen.  —  Gut,  wenn  auch 
leider  nur  kurz  orientierend  :  M.  und  K.  Brämer,  »Das  Versicherungswesen«  (Leipzig 
C.  G.  Hirschfeld  1894)  S.  365  ff.  —  Die  sämtlichen  bisher  publizierten  Jahres- 
berichte des  eidg.  Versicherungsamts  zu  Bern  enthalten  beachtens- 
werte Ausführungen  über  die  W'asserleitungsversicherung ,  und  zwar  lediglich  dem 
Zwecke   dieser  Berichte  entsprechend,  für  die  Schweiz. 
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DAS 
INTERNATIONALE   STATISTISCHE    INSTITUT 
UND  SEINE  VERHANDLUNGEN  ZU  BUDAPEST 

igoi, 

VON 
FINANZRAT  Dr.  F.  W.  R.  ZIMMERMANN 
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1901.  I.  Die  demographische  Sektion.  2.  Die  wirtschaftspolitische  Sektion.  3.  Die 
Sektion  für  Justiz-  und  Verwaltungs-Statistik.  4.  Die  Generalversammlungen.  VI,  Stel- 
lung und  Autorität  des  internationalen  statistischen  Instituts,  i.  Das  Institut  und  der 
internationale  statistische  Kongress.  2.  Das  Institut  nach  seiner  eigenen  wissenschaft- 
lichen Wirksamkeit.  3.  Das  Institut  als  persönlicher  Vereinigungspunkt  der  sämtlichen 
Vertreter  der  Statistik.   —  Litteratur. 

I.  Einleitung.  Notwendigkeit  internationa- 
ler Statistik.  Am  Schlüsse  seiner  jüngsten  Tagung  in  der 
schönen  gastlichen  Hauptstadt  Ungarns  hat  das  internationale 
statistische  Institut  den  Beschluss  gefasst,  seine  nächste  Versamm- 
lung im  Jahre  1903  in  Berlin  abzuhalten,  die  anwesenden  offiziel- 
len Vertreter  des  deutschen  Reiches  und  des  Königreichs  Preussen 
geben  namens  und  im  Auftrage  ihrer  Regierungen  in  warmen 
Worten  der  Freude  über  diesen  Beschluss  Ausdruck  mit  der  Ver- 
sicherung:,   dass  man  nach  Kräften  bemüht  sein   werde,    dem  In- 
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stitut  als  der  Vertretung  der  wissenschaftlichen  internationalen 
Statistik  einen  würdigen  Empfang  in  Berlin  zu  bereiten.  Damit 
ist  die  auf  ältere  Vorkommnisse  sich  gründende  etwas  reservierte 
Haltung  der  deutschen  Regierung  gegenüber  dem  internationalen 
statistischen  Institut  aufgegeben  und,  wie  wir  glauben,  im  beider- 
seitigen, dem  institutlichen  und  auch  dem  deutschen  Interesse  ein 
anerkennender  Ausgleich  vollzogen.  Wir  wollen  daraus  aber  den 
Anlass  hernehmen,  auf  das  internationale  statistische  Institut,  seine 
Zwecke  und  seine  Bestrebungen  hier  näher  hinzuweisen  und  da- 
bei namentlich  die  Verhandlungen  der  letzten  Tagung,  Budapest 
1901  ,  zu  berühren ,  weil  diese  bei  der  Kontinuität  der  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen  in  vielen  Beziehungen  eine  Grundlage 
und  des  Weiteren  auch  ein  Vorbild  für  die  demnächstige  Ver- 
sammlung zu  Berlin   bilden  müssen. 

Sobald  die  Statistik  und  namentlich  die  Statistik  im  engeren 
Sinne  als  die  zahlenmässige  Untersuchung  des  gesellschaftlichen 
Menschenlebens  aus  den  Kinderschuhen  getreten  war  und  sich 
zu  einer  selbständigen  Wissenschaft  entwickelt  hatte,  musste  sie 
sich  mit  Notwendigkeit  über  das  räumlich  abgeschlossene  Gebiet 
des  einzelnen  Staates  hinaus  auf  das  grosse  Ganze  wenden ,  sie 
musste  das  Menschenleben  als  solches  in  seinen  einzelnen  Be- 
dingungen zu  erfassen  und  nach  den  entsprechenden  äussersten 
Grenzen  und  dem  Durchschnitt  klarzulegen  suchen,  um  auf  diese 
Weise  für  das  zunächst  festgestellte  zahlenmässige  Ergebnis  im 
engeren  Staatsgebiet  einen  thatsächlichen  Anhalt  und  einen  Mass- 
stab dafür  zu  gewinnen,  wie  das  festgelegte  Verhältnis  des  Staates 
eigentlich  und  in  Wahrheit  zu  bewerten  ,  wie  es  sich  gegenüber 
dem  Verhältnis  des  Ganzen,  dem  abstrakten  Verhältnis  oder  auch 
dem  bezüglichen  Durchschnitt  für  das  Menschenleben  als  solches 
stellte.  In  der  gleichen  Weise  wie  in  den  Massenbeobachtungen 
der  Statistik  des  einzelnen  Staates  die  besonderen  räumlichen 
Abschnitte,  sei  es,  dass  dieselben  nach  ihren  inneren  unterschei- 
denden Merkmalen,  sei  es,  dass  sie  lediglich  nach  der  äusseren 
Verwaltungsorganisation  ausgeschieden  sind,  in  ihrem  speziellen 
zahlenmässigen  Ergebnis  regelmässig  gesondert  herausgehoben 
und  zu  dem  Gesamtergebnis  für  den  Staat  als  solchen  in  Ver- 
hältnis gesetzt  werden,  machte  sich  von  vornherein  auch  das  Be- 
streben geltend,  nunmehr  auch  über  das  Gesamtergebnis  des 
Staates  ebenso  ein  Urteil  wie  für  die  einzelnen  Gebietsabschnitte 
desselben  zu  gewinnen,  jenes  Gesamtergebnis   mit  den  bezüglichen 
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Ergebnissen  in  anderen  Staaten  in  Vergleicli  y.u  bringen  und  es 
schliesslich  in  das  Ganze,  in  das  Endergebnis  für  das  Menschen- 
leben überhaupt,  entsprechend  einzufügen.  Um  aber  das  dabei 
zunächst  in  Frage  Kommende,  die  Vergleichung  des  Ergebnisses 
des  einen  Staates  mit  dem  des  anderen,  zu  ermöglichen,  musste 
die  Feststellung  der  beiden  Ergebnisse  im  Wesentlichen  zum 
Wenigsten  auf  der  gleichen  Unterlage  und  nach  übereinstimmen- 
den Grundsätzen  erfolgen  und  damit  war  wiederum  die  Notwen- 
digkeit einer  Verständigung  und  einer  gewissen  Verbindung  von 
Staat  zu  Staat  gegeben;  in  einem  erhöhten  Masse  war  dieses  selbst- 
redend erforderlich  für  das  Endziel ,  für  die  Vergleichung  der 
Ergebnisse  der  sämtlichen  zivilisierten  Staaten,  für  die  Feststellung 
des  Ergebnisses  für  das  Menschenleben  als  solches.  So  wurde 
denn  von  Anfang  an  die  Statistik  als  Wissenschaft  darauf  hinge- 
lenkt ,  internationale  Beziehungen  anzuknüpfen  und  zu  pflegen 
und  jede  Vertiefung  der  Wissenschaft  musste  auf  diesem  Wege 
weiter  drängen.  Als  im  Jahre  1885  die  Societe  de  Statistique  zu 
Paris  ihr  fünfundzwanzigjähriges  Jubiläum  feierte ,  brachte  Leon 
Say  als  Präsident  der  Societe  de  Statistique  in  seiner  Eröffnungs- 
rede die  hohe  Bedeutung  der  internationalen  Beziehungen  der 
Statistik  im  Folgenden  zum  Ausdruck  :  »Die  Statistik  muss  eine 
internationale  Wissenschaft  sein,  oder  sie  kann  ihren  Zweck  nicht 
erreichen ;  deshalb  haben  die  Statistiker  stets  ein  so  lebhaftes 
Verlangen,  sich  zu  internationalen  Kongressen  zu  vereinigen.  Was 
immer  für  Untersuchungen  wir  anstellen,  so  muss  ihr  Inhalt  selbst- 
verständlich über  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  reichen.  Man 
kann  nicht  die  Gesetze  der  menschlichen  Arbeit  kennen,  oder 
jene  des  Handels,  oder  die  Bedingungen  einer  rationellen  Finanz- 
wirtschaft, wenn  man  nicht  seine  Blicke  auf  alle  Länder  richtet, 
das  hängt  damit  zusammen  ,  dass  einerseits  der  Mensch  überall 
derselbe  ist,  überall  durch  mühevolle  Arbeit  seinen  Lebensunter- 
halt erringen  muss  ,  und  dass  andererseits  die  Beziehungen  der 
Völker,  indem  sie  immer  inniger  werden,  unter  denselben  auch 
eine  immer  engere  Solidarität  schaffen.«  T3as  Bedürfnis  der  Inter- 
nationalität  für  die  Statistik  ist  damit  wohl  zur  Genüge  klargelegt. 
11.  Vorgeschichte  und  Gründung  des  inter- 
nationalen statistischen  Instituts.  Das  inter- 
nationale statistische  Institut  ist  für  diese  internationale  Statistik 
und  für  den  Gedankenaustausch  und  die  Vereinigung  der  Statisti- 
ker der  verschiedenen  Länder,    seien    sie   Vertreter    der  Wissen- 
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Schaft,  seien  sie  Vertreter  der  Praxis,  zur  Zeit  das  erste  und 
wesentlichste  Organ,  denn  dem  daneben  noch  bestehenden  inter- 
nationalen demographischen  Kongress  kann  im  allgemeinen  nicht 
die  gleiche  Bedeutung  beigemessen  werden,  wenn  er  auch  auf 
medizinischem  und  hygienischem  Gebiete  schon  vermöge  seiner 
engen  Verbindung  mit  dem  internationalen  hygienischen  Kongress 
unbedingt  die  erste  Stelle  einnimmt.  Das  internationale  statistische 
Institut  ist  nun  aber  als  solches  keine  primäre  Erscheinung,  son- 
dern es  hat  sich  auf  dem  eingegangenen  internationalen  statisti- 
schen Kongress  und  der  mit  diesem  verbundenen  und  gleicher- 
weise eingegangenen  Permanenz-Kommission  aufgebaut  und  da 
die  ganze  Einrichtung  ,  die  Entwicklung  und  das  Fehlschlagen 
dieser  Organisationen  auf  die  innere  Ausgestaltung  des  Institutes 
selbst  von  einem  massgebenden  Einfluss  gewesen  ist,  so  werden 
wir  nicht  umhin  können,   auch  auf  jene  hier  kurz  einzugehen. 

I.  Der  internationale  statistische  Kongress. 
Der  internationale  statistische  Kongress  ist  die  erste  Verkörpe- 
rung des  aus  kleineren  Anfängen  sich  immer  mehr  in  den  Vor- 
dergrund drängenden  Gedankens  einer  internationalen  Statistik. 
Als  der  eigentliche  Begründer  des  Kongresses  ist  Oicetelet  anzu- 
sehen, neben  welchem  namentlich  Heiischling  und  Engel  mit  zu 
nennen  sind.  Die  Anregung  zu  dem  Kongress  wurde  bei  Ge- 
legenheit der  ersten  Weltausstellung  zu  London  im  Jahre  1851 
gegeben  und  die  erste  Versammlung  fand  1853  zu  Brüssel  statt. 
Der  Kongress  setzte  es  sich  neben  einer  allgemeinen  Förderung 
der  Statistik  in  erster  Linie  als  Ziel  auf  eine  Einheitlichkeit  und 
Gleichförmigkeit  der  Statistik  in  den  einzelnen  Ländern  hinzuwir- 
ken und  damit  eine  Vergleichbarkeit  der  statistischen  Publikatio- 
nen herzustellen;  daneben  wollte  er  statistische  Daten  aus  allen 
Gebieten  des  Staats-  und  Völkerlebens  zur  Beantwortung  von 
Fragen  internationaler  Bedeutung  der  Wissenschaft  und  der  Ver- 
waltung beschatten  und  endlich  für  den  lebendigen  Meinungsaus- 
tausch und  den  persönlichen  Verkehr  unter  den  Statistikern  aller 
zivilisierten  Länder  einen  Vereinigungspunkt  bieten.  Während 
eines  Vierteljahrhunderts  hat  der  internationale  Kongress  — 
seine  v/eiteren  Sitzungen  fanden  1855  in  Paris,  1857  in  Wien, 
1860  in  London,  1863  in  Berlin,  1867  in  Florenz,  1889  im  Haag, 
1872  in  St.  Petersburg,  1876  in  Budapest  statt,  die  der  spä- 
ter begründeten  Permanenz-Kommission  des  Kongresses  1873  in 
Wien,    1874  in  Stockholm,    1876  in  Budapest,   1878  in  Paris   — 
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diese  seine  Ziele  in  einer  durchaus  erfols^reichen  Weise  zu  ver- 
folgen gewusst,  wobei  ihm  allerdings  das  allgemeine  Aufblühen 
der  Statistik  als  Wissenschaft  und  die  stetig  steigende  Bewertung 
derselben  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  sowie  auch  das 
grössere  und  frische  Interesse,  welches  man  durchweg  in  weiteren 
Kreisen  an  der  im  Wesentlichen  neueren  Wissenschaft  nahm,  er- 
heblich mit  zu  Hilfe  kam.  Wir  können  hier  auf  die  Einzel- 
leistungen des  Kongresses,  deren  Zahl  und  Bedeutung  eine  recht 
beträchtliche  ist,  nicht  näher  eingehen,  aber  das  können  wir  jetzt 
wohl  als  allgemein  anerkannt  hinstellen ,  dass  der  Kongress  für 
die  Einrichtung  und  Ausgestaltung  der  statistischen  Stellen  in 
den  einzelnen  Ländern,  für  eine  gleichförmige  Erhebungsweise 
und  Ergebnisfeststellung,  für  die  Erzielung  einer  Vergleichbarkeit 
der  Ergebnisse,  kurz  für  die  ganze  internationale  Statistik  als 
solche,  daneben  aber  auch  für  die  Vervollkommnung  der  Methode 
und  Technik  der  Statistik  überhaupt  in  vielen  Beziehungen  Grosses 
und  Nutzbringendes  geleistet  und  sich  durch  seine  Wirksamkeit, 
welche  durch  den  Lauf  der  Zeiten  nicht  verwischt  werden  kann, 
ein  ehrenvolles   und  bleibendes  Denkmal  gesetzt  hat. 

Aber  die  ungenügende  Organisation  des  Kongresses,  für  wel- 
chen es  bezüglich  der  Teilnahme  keinerlei  Beschränkung  gab,  die 
zu  grosse  Zahl  der  Mitglieder ,  namentlich  solcher  Mitglieder, 
welche  wesentlich  durch  die  mit  dem  Kongress  verbundenen  fest- 
lichen Veranstaltungen  angezogen  waren,  das  dadurch  wiederum 
gegebene  Zurückdrängen  der  wirklichen  Kapazitäten  und  die 
Ueberhandnahme  der  Mittelmässigkeiten  und  des  Laienelements 
machten  sich  bei  den  Verhandlungen  in  immer  störenderer  Weise 
geltend  und  mussten  auf  die  Beschlussfassung  gleichfalls  immer 
mehr  einen  nachteiligen  Einfluss  ausüben.  Die  Beschlüsse  wur- 
den vielfach  durch  Majoritäten  von  einem  höchst  zweifelhaften 
Wert  gefasst  und  waren  oft  lediglich  von  dem  Zufall  abhängig. 
Die  berufenen  Vertreter  der  Wissenschaft  und  der  Verwaltung 
kamen  nicht  mehr  entsprechend  zur  Geltung  und  enthielten  sich 
infolgedessen  in  stetig  steigender  Zahl  der  Teilnahme  an  den 
Versammlungen;  dadurch  gewann  die  Mittelmässigkeit  immer 
mehr  Feld  und  sie  suchte,  was  sie  an  höherem  Wert  niclit  leisten 
konnte ,  durch  die  grössere  Masse  zu  ersetzen.  Die  speziellen 
Anträge  und  die  Einzelreferate  für  den  Kongress,  meist  nur  ge- 
ringfügige Gegenstände  und  Sachen  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung  behandelnd,  zum  Teil   auch   lediglich   Wiederholungen 
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bereits  entschiedener  Fragen  enthaltend,  drängten  sich  und  nahmen 
dermassen  überhand,  dass  kaum  für  eine  Abstimmung,  geschweige 
denn  für  eine  sachgemässe  Durchberatung  und  Verhandlung,  sei  es 
auch  nur  in  einer  Sektion,  die  erforderHche  Zeit  zu  erübrigen  stand. 
Von  einer  Kontinuität  der  ganzen  Verhandlungen,  welche  über- 
haupt in  ihrer  Gesamtheit  kaum  noch  zu  übersehen  waren,  von 
einem  sachlichen  und  planmässigen  Ausbau  der  internationalen  Sta- 
tistik und  der  Statistik  überhaupt  konnte  kaum  noch  die  Rede  sein ; 
es  war  ein  Ueberhasten  und  oberflächliches  Berühren  einer  zwar 
grossen  Zahl  von  einzelnen  Gegenständen,  wodurch  äusserlich  ein 
weites  und  prunkend  aussehendes  Programm,  innerlich  aber  nur 
ein  geringer  Wert  erzielt  wurde.  Dazu  kam  dann  noch  das  eigen- 
artige Verhältnis  des  Kongresses  und  speziell  der  Permanenz- 
Kommission  desselben  zu  den  Vertretern  der  statistischen  Ver- 
waltungsstellen der  einzelnen  Länder  hinzu,  welches  sich  zum  Teil 
immer  schärfer  zugespitzt  hatte.  Diese  Vertreter  der  offiziellen 
Landesstatistik  nahmen  zunächst  mehr  oder  weniger  vollzählig 
an  den  Verhandlungen  des  Kongresses  und  durchweg  in  thätiger 
Weise  teil  und  lag  es  ihnen  auch  in  erster  Linie  ob,  die  Beschlüsse 
des  Kongresses,  speziell  soweit  sie  auf  Einheitlichkeit  in  der  Sach- 
behandlung hinzielten,  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Durchführung 
zu  bringen.  So  lange  die  Sache  noch  neu  war  und  gewisser- 
massen  einen  Brennpunkt  der  wissenschaftlichen  Behandlung  der 
Statistik  überhaupt  bildete  und  solange  die  Kongressbeschlüsse 
thatsächlich  noch  als  das  Resultat  einer  gründlichen  Sacherörte- 
rung von  Kapazitäten  anzusehen  waren ,  hatte  dieses  an  und  für 
sich  weniger  Schwierigkeit ,  obwohl  die  Bereitwilligkeit  des  Ein- 
zelnen immerhin  etwas  von  seiner  Zugehörigkeit  zur  Majorität 
oder  Minorität  bei  der  Abstimmung  über  die  betreffende  Frage 
beeinflusst  sein  mochte.  Dieses  musste  sich  aber  ändern,  als  mit 
der  zweifelhaften  Zusammensetzung  der  Majoritäten  auch  der  Wert 
der  Beschlüsse  ein  zweifelhafter  wurde,  als  hinter  den  letzteren 
nicht  mehr  wie  in  früherer  Zeit  die  Autorität  einer  wissenschaft- 
lichen Expertenmehrheit  stand.  Während  so  schon  an  sich  die 
beamteten  Statistiker  Bedenken  trugen ,  sich  der  Ausführung 
der  Beschlüsse  anzunehmen  ,  wurden  andererseits  die  Beschlüsse 
selbst  zum  Teil  in  dringenderer  Form  gefasst  ,  wie  ja  die  Min- 
derwertigkeit als  solche  sich  regelmässig  in  stärkerem  Masse 
auf  ihre  Majorität  zu  berufen  liebt.  Speziell  ging  auch  die 
Permanenz  -  Kommission ,     die    sich    als    die    Vertreterin    der    in- 


ternationalen  Statistik  und  damit  der  Statistik  überhau i)t  fühlte 
und  führte,  in  einer  schrort'eren  Weise  vor,  als  von  Seiten  der 
offiziellen  Statistik  den  Kongressbeschlüssen  ein  grösserer  Wider- 
stand entgegensetzt  wurde.  Da  aber  Kongress  sowie  Kommission 
lediglich  als  eine  faktische  Vertretung  existierten  und  irgend  welche 
weitere  Grundlage ,  vermöge  derer  sie  eine  Durchführung  ihrer 
Beschlüsse  hätten  erzwingen  können,  nicht  besassen,  so  mussten 
sie  sich  mit  diesem  schrofferen  Vorgehen  selbst  den  Todesstoss 
geben.  Die  Leiter  der  statistischen  Landesstellen  nahmen  nun- 
mehr vielfach  lediglich  den  formellen  Standpunkt  ein,  nach  wel- 
chem sie  niemand  über  sich  als  ihre  Staatsregierung  anzuerkennen 
hatten,  und  die  Staatsregierungen,  welche  sich  durchweg  bislang 
dem  Kongress  gegenüber  in  der  entgegenkommendsten  Weise 
gezeigt  hatten,  wurden  ebenmässig  stutzig;  in  dem  Vorgehen  des 
Kongresses  und  der  Permanenz- Kommission  glaubten  sie,  viel- 
leicht noch  mehr  als  solches  thatsächlich  der  Fall  oder  in  der 
Absicht  war,  ein  unbefugtes  Einmischen  in  die  inneren  Ange- 
legenheiten ihres  Staates  zu  sehen,  das  unbedingt  zurückgewiesen 
werden  musste ;  solches  war  vorzugsweise  in  Deutschland  der 
Fall  und  beruht  es  darauf,  dass  man  sich  dort  regierungsseitig 
auch  dem  späteren  internationalen  statistischen  Institut  gegenüber, 
obwohl  es  auf  anderer  Grundlage  beruhte,  doch  noch  ablehnend 
oder  zum  mindesten  abwartend  verhielt.  Durch  jenes  Verhalten 
der  statistischen  Verwaltung  der  einzelnen  Staaten  und  dadurch, 
dass  ein  grösserer  Teil  der  Staatsregierungen  die  bisherige  gün- 
stige Stellung  änderte,  war  dem  internationalen  statistischen  Kon- 
gress und  seiner  Permanenz-Kommission  der  Boden  unter  den 
Füssen  fortgezogen,  mit  der  Pariser  Sitzung  der  Permanenz-Kom- 
mission im  Jahre  1878  waren  Kongress  und  Kommission  begraben 
und  es  bestand  keine  Hoffnung,  sie  irgendwie  unter  den  bisherigen 
Bedingungen  wieder  aufleben  zu  lassen. 

2.  Die  Gründung  des  internationalen 
statistischen  Instituts.  Die  Lücke,  welche  durch  den 
Wegfall  des  Kongresses  für  die  internationale  Statistik  eingetreten, 
machte  sich  aber  sofort  fühlbar  und  bei  der  hohen  Bedeutung, 
welche  die  internationale  Statistik  nach  dem  von  uns  im  Anfang 
Ausgeführten  hat ,  musste  sie  mit  der  Zeit  immer  empfindlicher 
werden,  da  ja  mit  der  steigenden  Entwicklung  der  Statistik  über- 
haupt auch  der  Wert  der  internationalen  Statistik  nur  stetig  und 
in  einem  erhöhten  Masse  wachsen  konnte.     Die  Begründunc:  des 
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internationalen  demographischen  Kongresses^  welche  zeitlich  etwa 
mit  dem  Aufhören  des  statistischen  Kongresses  zusammenfiel, 
konnte  wegen  der  anderweiten  Begrenzung  und  spezielleren  Cha- 
rakterisierung dieses  Kongresses  die  entstandene  Lücke  keines- 
wegs ausfüllen.  Zwei  Jubiläumsfeierlichkeiten  im  Jahre  1885,  die 
des  fünfzigjährigen  Bestehens  der  Statistical  Society  in  London 
und  die  des  fünfundzwanzigjährigen  Bestehens  der  Societe  de 
Statistique  in  Paris,  gaben  die  erwünschte  Veranlassung,  ein  neues 
Organ  für  die  internationale  Statistik,  das  internationale  statistische 
Institut,  ins  Leben  zu  rufen.  Von  der  erstgenannten  Gesellschaft 
unter  der  Präsidentschaft  des  bewährten  Sir  Rawson  W.  Rawson 
ging  die  erste  Anregung  aus ;  sie  hatte  in  ihr  von  der  Regierung 
weiter  gegebenes  Festprogramm  von  vornherein  die  Erwägung 
der  Möglichkeit,  eine  internationale  statistische  Assoziation  zu 
gründen,  aufgenommen.  Die  zeitlich  vorangehende  Feier  in  Paris 
bot  aber  die  willkommene  und  von  der  Societe  de  Statistique 
gern  aufgegriffene  Gelegenheit,  schon  vorher  auf  die  Londoner 
Verhandlungen  hinzuweisen  und  dieselben  einzuleiten;  dazu  diente 
auch  die  Rede  Leon  Say's,  aus  der  wir  unser  obiges  Citat  ent- 
nommen. Das  Referat  über  die  Gründung  einer  internationalen 
statistischen  Gesellschaft  wurde  Neumann -Spallart  (Wien)  über- 
tragen ,  welcher  sich  desselben  in  glänzender  Weise  entledigte 
und  dabei  gleichzeitig  im  Entwurf  Statuten  für  eine  Gesellschaft, 
wie  er  sie  in  Antrag  brachte,  vorlegte.  Der  Antrag  auf  Errich- 
tung einer  internationalen  statistischen  Vereinigung  fand  einstim- 
mige Annahme  und  man  suchte  nun  auch  das  Eisen  zu  schmie- 
den, solange  es  warm  war.  Um  den  vorliegenden  Statutenentwurf 
näher  zu  redigieren  und  vorläufig  festzustellen,  wurde  ein  Komite  ein- 
gesetzt, welchem  Neumann-Spallart  (Oesterreich),  Bodio  (Italien), 
Levasseur  (Frankreich),  Rawson  W.  Rawson,  Mouat,  F.  B.  Martin 
(Grossbritannien),  Walker  (Vereinigte  Staaten  von  Amerika),  Ar- 
gyropoulos  (Griechenland) ,  Kiaer  (Norwegen) ,  Troinitzky  (Russ- 
land) und  Keleti  (Ungarn)  angehörten,  sodass  alle  bedeutenderen 
Staaten  mit  Ausnahme  von  Deutschland,  welches  bei  der  Jubi- 
läumsfeier fehlte,  vertreten  waren.  Dieses  Komitee  trat  sofort  in 
Thätigkeit ,  änderte  aber  die  Statuten  Neumann-Spallart's  nur  in 
wenigen  verhältnismässig  untergeordneten  Punkten ;  die  so  redi- 
gierten Statuten  wurden  in  der  Abendsitzung  der  Jubiläumsver- 
sammlung vom  24.  Juni  1885  nach  kurzer  Debatte  einstimmig  an- 
genommen und   damit  war  der  Grund  für  eine  neue  internationale 
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Statistische   Vereinigung   gelegt. 

III.  Wesen,  Zweck  und  Einrichtung  des  inte  r- 
nationalen  statistischen  Instituts.  Die  Erfahrun- 
gen, welche  mit  dem  internationalen  statistischen  Kongress  und 
der  Permanenz-Kommission  gemacht  waren ,  Hess  man  sich  zur 
Richtschnur  dienen  und  man  suchte  bei  der  Begründung  des  in- 
ternationalen statistischen  Instituts  sorgfältig  Alles  zu  vermeiden, 
was  letzteres  zu  der  amtlichen  Statistik  und  zu  den  Regierungen 
in  eine  schiefe  Stellung  würde  bringen  können.  Das  internationale 
statistische  Institut  ist  eine  rein  private  wissenschaftliche  Vereini- 
gung, welche  von  vornherein  auf  jede  offizielle  Autorität,  auf  jeden 
direkten  Einfiuss  auf  die  administrative  Statistik  der  einzelnen 
Staaten  Verzicht  geleistet  hat.  Die  Mitglieder,  gleichgiltig  ob  sie 
Vertreter  der  Wissenschaft  und  Theorie,  ob  sie  Repräsentanten 
der  amtlichen  Statistik  sind,  gehören  dem  Institute  nur  als  Ge- 
lehrte, als  Fachmänner  der  Statistik  an;  ohne  Vollmacht,  ohne 
irgend  welche  Weisung  haben  sie  hier  lediglich  im  Dienste  der 
wissenschaftlichen  Interessen  an  der  Statistik  zu  wirken  und  nur 
das  Ansehen,  das  sich  das  Institut  durch  seine  Wirksamkeit  selbst 
zu  erringen  vermag ,  soll  den  Einfiuss  bestimmen ,  der  von  ihm 
mittelbar  auch  auf  die  Vervollkommnung  und  Vereinheitlichung 
der  Funktionen  der  amtlichen  Statistik  ausgeht.  Nach  dem  Ar- 
tikel I  seiner  Statuten  ist  das  internationale  statistische  Institut 
eine  internationale  Gesellschaft  mit  dem  Zwecke,  die  Fortschritte 
der  amtlichen  und  wissenschaftlichen  Statistik  zu  fördern;  es  wird 
zu  diesem  Behufe  : 

1.  die  möglichste  Gleichförmigkeit  der  Methoden,  Formularien 
und  der  Aufbereitung  der  statistischen  Erhebungen ,  sowie  die 
Uebereinstimmung  der  statistischen  Publikationen  einzuführen  su- 
chen, um  die  in  den  verschiedenen  Ländern  gewonnenen  Daten 
unter  einander  vergleichbar  zu  machen; 

2.  durch  seine  Verhandlungen  und  Beschlüsse  die  Aufmerk- 
samkeit der  Regierungen  auf  Fragen  lenken,  welche  durch  die 
statistische  Beobachtung  gelöst  werden  könnten,  und  Nachweise 
über  solche  Gebiete  anstreben,  welche  entweder  noch  gar  nicht, 
oder  nicht  ausreichend  von   der  Statistik  berücksichtigt  sind; 

3.  internationale  Publikationen  herausgeben ,  welche  dazu 
bestimmt  sind,  beständige  Beziehungen  zwischen  den  Statistikern 
aller  Länder  zu  erhalten  ; 

4.  durch    seine  Schriften,    sowie    in   geeigneten  Fällen  durch 
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Unterricht  und  Vorträge  und  überhaupt  durch  alle  geeigneten 
Mittel  dazu  beitragen,  das  statistische  Wissen  zu  verbreiten  und 
das  Interesse  der  Regierungen,  sowie  weiterer  Kreise  des  Publi- 
kums für  die  Erforschung  sozialer  Erscheinungen  zu  beleben. 

Das  Institut  zählt  wirkliche  Mitglieder  und  Ehrenmitglieder. 
Die  Ehrenmitgliedschaft  kann  verliehen  werden  einerseits  an  wirk- 
liche Mitglieder ,  andererseits  aber  auch  überhaupt  an  alle  Per- 
sönlichkeiten, welche  sich  auf  dem  Gebiete  der  Statistik  ausge- 
zeichnet haben;  von  der  Verleihung  ist  aber,  um  den  Charakter 
einer  besonderen  Auszeichnung  aufrecht  zu  erhalten,  bislang  nur 
seltener  Gebrauch  gemacht;  die  Zahl  der  Ehrenmitglieder  beläuft 
sich  zur  Zeit  auf  etwas  über  zwanzig.  Seine  wirklichen  Mitglieder 
wählt  das  Institut  aus  denjenigen  den  verschiedenen  Nationen  an- 
gehörigen  Persönlichkeiten,  welche  sich  auf  dem  Gebiete  der  ad- 
ministrativen oder  wissenschaftlichen  Statistik  verdient  gemacht 
haben,  also  aus  den  Vorständen  der  statistischen  Aemter,  den 
Mitgliedern  der  Centralkommissionen  oder  Landesbureaus,  ferner 
den  Vorständen  der  städtischen  statistischen  Bureaus ,  den  Mit- 
gliedern der  statistischen  Gesellschaften ,  Gelehrten  und  Schrift- 
stellern des  Faches.  Um  dem  Institut  dauernd  seinen  internatio- 
nalen Charakter  zu  wahren  ist  bestimmt ,  dass  die  Mitgliederzahl 
aus  Angehörigen  eines  Staats  oder  Staatenbundes  niemals  den 
fünften  Teil  der  Gesamtmitgliederzahl  überschreiten  darf.  Die 
Wahl  geschieht  durch  geheimes  Skrutinium ,  sie  kann  auf  dem 
Korrespondenzwege  erfolgen;  als  gewählt  galt  bislang  nur  der- 
jenige ,  welcher  drei  Viertel  der  abgegebenen  Stimmen  auf  sich 
vereinigte ;  während  der  letzten  Tagung  zu  Budapest  ist  aber  eine 
Statutenabänderung  dahin  beschlossen,  dass  fortan  nur  eine  I\la- 
jorität  von  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  gefordert  wer- 
den soll.  Der  Zahl  der  Mitglieder  war  von  Anfang  an  statuten- 
mässig  eine  nicht  zu  überschreitende  Grenze  nach  oben  gesetzt; 
es  sollte  damit  das  Eindringen  der  grossen  Masse  und  der  we- 
niger wissenschaftlichen  Elemente  verhütet,  das  Vorherrschen  der 
in  der  Wissenschaft  Ausgezeichneten  garantiert  werden,  man  hatte 
die  üblen  Erfahrungen  mit  dem  internationalen  statistischen  Kon- 
gress  im  Auge ;  zunächst  wurde  die  Maximalzahl  der  wirklichen 
Mitglieder  auf  100  festgesetzt,  welche  Zahl  aber  schon  bei  der 
ersten  Tagung  in  Rom  auf  150  erhöht  wurde;  in  neuester  Zeit 
stellte  sich  aber  heraus,  dass  aucli  diese  Zahl  gegenüber  der  un- 
gemeinen Entwickelung  und   dem  stetigen  Fortschreiten  der  Sta- 
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tistik  Überhaupt  nicht  mehr  als  genügend  erachtet  werden  könne 
und  gleichfalls  in  Budapest  wurde  daher  die  Maximalzahl  der  Mit- 
glieder auf  200  erhöht.  Ursprünglich  hatte  man  neben  den  Ehren- 
mitgliedern und  den  wirklichen  Mitgliedern  auch  noch  korrespon- 
dierende Mitglieder  (Associes),  welche  aus  denjenigen  Personen 
gewählt  werden  sollten,  deren  Kenntnisse  dem  Institute  nützlich 
sein  könnten;  diese  nicht  vollberechtigte  Kategorie  von  Mitgliedern 
gab  man  aber  schon  auf  der  ersten  Tagung  zu  Rom  auf,  weil 
durch  die  Bildung  derselben  leicht  der  Anschein  erweckt  werden 
konnte,  als  wolle  man  Statistiker  ersten  und  zweiten  Grades  aus- 
scheiden ,  was  unter  allen  Umständen  zu  vermeiden.  Auf  der 
ersten  Tagung  in  Rom  wurde  den  Statuten  noch  die  Bestimmung 
eingefügt,  dass  das  Bureau  des  Instituts  die  Berechtigung  haben 
sollte,  vor  jeder  einzelnen  Tagung  diejenigen  Personen  des  amt- 
lichen statistischen  Verwaltungsdienstes ,  welche  dem  Institut  als 
Mitglieder  nicht  angehören,  zur  Teilnahme  an  der  besonderen  Ta- 
gung einzuladen;  die  Eingeladenen  beteiligen  sich  an  den  Ab- 
stimmungen, soweit  sich  solche  nicht  auf  die  inneren  Angelegen- 
heiten und  die  Wahlen  des  Instituts  beziehen.  Letztere  Bestim- 
mung ist  als  eine  entgegenkommende  Aufmerksamkeit  des  Insti- 
tuts gegen  die  offizielle  Statistik  anzusehen,  obwohl  sie  auch  von 
wesentlichem  Interesse  für  das  Institut  selbst  ist;  gerade  für  Deutsch- 
land ist  sie  aber  von  besonderer  Bedeutung,  weil  hier  neben  einer 
reichen  Fülle  anerkannter  Theoretiker  durch  die  statistischen  Cen- 
tralstellen  der  Einzelstaaten  eine  unverhältnismässig  grosse  Anzahl 
offizieller  Statistiker  sich  findet;  die  dem  einzelnen  Staat  oder 
Staatenbund  vorbehaltene  Mitgliederzahl  dürfte  demgegenüber 
wohl  etwas  gering  erscheinen,  aber  durch  die  Einladungen,  welche 
das  Bureau  des  Instituts  bislang  stets  in  liberalster  Weise  hat  er- 
gehen lassen,  wird  einem  eventuell  sich  sonst  bemerkbar  machen- 
den Uebelstande  vorgebeugt.  Das  am  Schlüsse  jeder  Tagung  für 
zwei  Jahre  zu  wählende  Bureau  besteht  aus  einem  Präsidenten, 
zwei  Vizepräsidenten ,  einem  Generalsekretär  und  einem  Schatz- 
meister. Die  Tagungen  des  Instituts  finden  regelmässig  alle  zwei 
Jahre  statt  und  wird  auf  jeder  Tagung  Ort  und  Zeitpunkt  der 
nächsten  festgesetzt,  sofern  solches  nicht  dem  Bureau  besonders 
übertragen  wird.  Finanziell  ist  das  Institut  wesentlich  auf  die 
Beiträge  seiner  Mitglieder  gestellt.  Statutenmässig  will  das  Insti- 
tut eine  Vierteljahrsschrift  (Bulletin  trimestriel)  und  ein  Jahrbuch 
(Annuaire    de    statistique  internationale)    veröffentlichen  und  zwar 
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soll  die  Vieiteljahrsschrift  enthalten  eine  eingehende  Darstellung 
der  einzelnen  Tagungen  des  Instituts,  Berichte  über  die  Organi- 
sation und  die  Refortnen  der  amtlichen  Statistik  der  verschiedenen 
Länder ,  über  Veränderungen  im  Personalbestande  der  Bureaus 
etc.,  spezielle  Arbeiten  aus  der  internationalen  Statistik,  gedrängte 
Darstellungen  der  neuesten  und  wichtigsten  statistischen  Erhebun- 
gen, sowie  eine  internationale  Bibliographie  der  Statistik,  ein  Re- 
pertorium  der  neuesten  Publikationen,  die  Inhaltsangabe  der  Re- 
vuen und  anderer  periodischer  Schriften  auf  dem  Gebiete  der 
Statistik;  das  Jahrbuch  andererseits  soll  eine  internationale  ver- 
gleichende Statistik  geben,  soweit  eine  solche  auf  grund  der  von 
den  verschiedenen  Ländern  gelieferten  Daten  herzustellen  ist. 
Thatsächlich  erscheint  aber  nur  in  unregelmässiger  Zeitfolge  (etwa 
jährlich  ein  Halbband)  ein  Bulletin  de  l'Institut  Internationale  de 
Statistique,  welches  im  Wesentlichen  jetzt  lediglich  die  offiziellen 
eingehenden  Berichte  über  die  Verhandlungen  der  einzelnen  In- 
stitutsversammlungen und  daneben  Nekrologe  für  verstorbene  Mit- 
glieder oder  statistische  Kapazitäten  enthält;  ein  Jahrbuch  ist 
überall  noch  nicht  zur  Ausgabe  gelangt. 

Bei  der  Gründung  des  Instituts  wurde  das  Bureau  desselben 
in  folgender  Weise  zusammengesetzt:  Sir  Rawson  W.  Rawson 
(England),  Präsident ;  Levasseur  (Frankreich)  und  Neumann-Spal- 
lart  (Oesterreich),  Vizepräsidenten;  Bodio  (Italien),  Generalsekre- 
tär; Martin  (England),  Schatzmeister.  In  diesem  Personalbestande 
des  Vorstandes  trat  nur  durch  den  Tod  beziehungsweise  einmal 
auf  besonderen  Wunsch  wegen  hohen  Alters  eine  Veränderung 
ein,  sonst  wurden  die  bewährten  Leiter,  und  zwar  ebenso  die  vor- 
bezeichneten Personen  wie  die ,  welche  zunächst  an  ihre  Stelle 
traten,  von  Tagung  zu  Tagung  wiedergewählt,  wodurch  die  Kon- 
tinuität für  das  Institut  auf  das  beste  gewahrt  wurde.  Im  Jahre 
1888  verstarb  zunächst  Neumann-Spallart ,  seine  Stelle  als  Vize- 
präsident nahm  nunmehr  Lexis  (Deutschland)  ein.  Nächstdem 
wurde  Martin  1896  durch  den  Tod  dahingerafft  und  für  ihn  trat 
Batemann  (England)  als  Schatzmeister  ein.  Endlich  1899  legte 
Sir  Rawson  W.  Rawson  wegen  vorgerückten  Alters  die  Präsident- 
schaft nieder,  was  er  schon  zwei  Jahre  vorher  beabsichtigt,  aber 
auf  dringendes  Ansuchen  des  Instituts  unterlassen  hatte ;  bald 
darauf  deckte  auch  ihn ,  der  bis  zum  Aeussersten  dem  Institut 
seine  bewährten  Kräfte  geliehen,  das  Grab,  über  welches  hinaus 
aber  ihm  das  Institut  ein  dankbares  Angedenken  bewahren  wird ; 


I  lO  1^>-    !■•   ^^'•   1\-   Zimmermann: 

die   Leitung    des  Vereins    als  Präsident    übernahm    nunmehr    von 
Inama-Sternegg  (Oesterreich). 

IV.  Die  allgemeine  W  i  r  k  s  a  m  Ic  e  i  t  und  die  bis- 
herigen Leistungen  des  internationalen  sta- 
tistischen Instituts.  I.  Die  Tagungen.  Das  inter- 
nationale statistische  Institut  hielt  seine  durchweg  auf  den  Zeit- 
raum einer  Woche  bemessenen  Tagungen,  wie  durch  die  Statuten 
vorgeschrieben,  regelmässig  alle  zwei  Jahre  ab.  Die  erste  Tagung, 
an  welcher  sich  56  Mitglieder  und  36  eingeladene  Personen  be- 
teiligten, fand  1887  zu  Rom  statt,  die  zweite,  von  39  Mitgliedern 
und  27  Eingeladenen  besucht,  1889  zu  Paris  im  Anschluss  an  die 
dortige  Weltausstellung,  die  dritte  mit  55  Mitgliedern  und  19  Ein- 
geladenen 1891  zu  Wien,  die  vierte  mit  23  Mitgliedern  und  20 
Eingeladenen  1893  zu  Chicago  auch  im  Anschluss  an  die  dortige 
Weltausstellung,  die  fünfte  mit  46  Mitgliedern  und  60  Eingelade- 
nen 1895  zu  Bern,  die  sechste  mit  46  Mitgliedern  und  54  Einge- 
ladenen 1897  zu  St.  Petersburg  ,  die  siebente  mit  34  Mitgliedern 
und  84  Eingeladenen  1899  zu  Christiania  und  endlich  die  achte 
mit  61  Mitgliedern  und  91  Eingeladenen  1901  zu  Budapest.  Wie 
die  beigefügten  Daten  ersehen  lassen,  war  der  Besuch  der  ein- 
zelnen Tagungen  verschieden  stark,  wobei  teils  die  Lage  des  Ver- 
sammlungsorts, teils  auch  besondere  Umstände  massgebend  waren; 
im  Grossen  und  Ganzen  muss  man  aber  die  Teilnehmerzahl  durch- 
weg als  eine  zufriedenstellende  erachten.  Die  niedrigste  Anwesen- 
heitsziffer hat  Chicago  aufzuweisen ,  was  wohl  durch  die  grosse 
Entfernung  des  Versammlungsorts  von  dem  Wohnsitz  der  Haupt- 
masse der  Mitglieder  zur  Genüge  zu  erklären  ist.  Daneben  treten 
noch  Paris  und  Christiania  mit  geringeren  Ziffern  hervor;  bei 
Paris  trug  in  der  Hauptsache  die  Verbindung  mit  der  Ausstellung 
die  Schuld,  eine  Verbindung,  bei  welcher  man  an  sich  schon 
zweifelhaft  sein  kann,  ob  sie  mehr  Vorteile  oder  mehr  Nachteile 
bietet ,  an  der  Pariser  Ausstellung  von  1889  war  aber  eine  Reihe 
von  Staaten  nicht  offiziell  beteiligt  und  aus  diesem  Grunde  und 
in  Verbindung  damit,  dass  dem  Institut  im  Anschluss  an  die  Aus- 
stellung ein  offizieller  Empfang  bereitet  wurde,  mussten  die  irgend 
wie  beamteten  Mitglieder  aus  jenen  Staaten  Bedenken  tragen, 
nach  Paris  zu  gehen;  bei  Christiania  war  wohl  lediglich  die  iso- 
liertere nördliche  Lage  als  Hemmnis  wirkend.  Am  besuchtesten 
zeigte  sich  die  letzte  Tagung  zu  Budapest,  man  wird  dieses  viel- 
leicht als  ein   günstiges  Zeichen  für  die  Lebenskraft  und  die  Fort- 
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entwickelung  des  Instituts  erachten  dürfen. 

Der  internationale  Charakter  des  Instituts  ist  bei  den  einzel- 
nen Tagungen  stets  gewahrt  worden ,  obwohl  er  in  der  Zusam- 
mensetzung der  einzelnen  Versammlungen  nicht  immer  mit  der- 
selben Schärfe  hervortrat.  Die  eifrigsten  Besucher  sind  die  fran- 
zösischen Mitglieder  und  so  ist  Frankreich  auf  den  Versammlungen 
durchweg  verhältnismässig  stark  vertreten.  Andererseits  ist  der 
Besuch  aus  Deutschland  häufig  nur  ein  sehr  schwacher;  zum  Teil 
hängt  dieses  wohl  mit  der  bisherigen  etwas  ablehnenden  Haltung 
der  Regierungen,  speziell  der  Deutschen  Reichsregierung,  gegen- 
über dem  Institut  zusammen  und  steht  zu  hoffen,  dass  nunmehr 
mit  der  veränderten  Stellungnahme  der  Regierung  auch  in  dem 
Versammlungsbesuch  ein  Wandel  eintreten  wird.  Als  am  wenig- 
sten international  zeigten  sich  die  Versammlungen  zu  Paris  und 
zu  Chicago ;  in  Paris  bestand  die  Hälfte  der  Anwesenden  aus 
Franzosen,  daneben  waren  nur  Grossbritannien  und  Russland  mit 
einer  beachtenswerteren  Mitgliederzahl  vertreten  ,  Deutschland 
fehlte  ganz ;  in  Chicago  war  über  die  Hälfte  der  Teilnehmer  aus 
Amerika,  dessen  Mitglieder  geschlossen  dort  erschienen  waren, 
bei  dem  geringen  Besuch  verblieb  dann  für  Europa  wenig  mehr 
als  ein  Dutzend  Teilnehmer.  Christiania  war  namentlich  von 
Frankreich  und  Russland  stark  besucht,  besonders  gering  von 
Deutschland,  Italien  und  den  Vereinigten  Staaten,  gar  nicht  von 
Belgien  und  der  Schweiz.  In  St.  Petersburg  war  die  Vermischung 
der  Nationalitäten  schon  günstiger,  nur  fehlten  gänzlich  Belgien, 
die  Niederlande  und  die  Schweiz.  Am  vorteilhaftesten  aus  den 
verschiedenen  Nationalitäten  zusammengesetzt  zeigten  sich  die  Ta- 
gungen von  Rom,  Wien,  Bern  und  Budapest;  in  Budapest  trat 
nur  Grossbritannien  etwas  zurück  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  fehlten.  Trotz  dieser  im  einzelnen  etwas  wechselnden 
Gestaltung  der  Versammlungen  trat  aber  das  Internationale  des 
Instituts  niemals  irgendwie  in  den  Hintergrund. 

Ueberall  wo  das  internationale  statistische  Institut  seine  Ta- 
gungen abhielt,  wurde  ihm  ein  durchaus  entgegenkommender, 
meist  glänzender  Empfang  bereitet  und  zwar  kamen  dabei  nicht 
nur  die  unmittelbar  schon  mit  dem  Institut  in  Berührung  stehen- 
den statistischen  Verwaltungsbehörden  und  die  Vertreter  der  spe- 
ziellen Wissenschaft  in  Betracht,  sondern  durchweg  auch  alle  nur 
irgendwie  zur  Statistik  Beziehung  pflegenden  Behördenkreise  der 
betreftenden  Länder  und  Städte  bis  zu  den  höchsten  Spitzen  hin- 
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auf,  die  wisscnschaftlicluMi  Korporationen  und  gelehrten  Vereini- 
gungen ,  die  Handels-  und  Industriekreise  etc.  in  der  gleichen 
Weise.  Regelmässig  wurde  den  Teilnehmern  in  der  liberalsten 
Art  die  Gelegenheit  geboten,  nicht  nur  die  Stadt  der  Tagung  mit 
allen  ihren  wirtschaftlichen  und  sonstigen  Einrichtungen  eingehend 
kennen  zu  lernen,  sondern  dazu  meist  auch  noch  ein  charakte- 
ristisches, wirtschaftlich  oder  sonst  Interesse  bietendes  Stück  des 
Tagungslandes ,  wie  jüngst  bei  der  Tagung  in  Budapest  neben 
allen  den  neuen  und  älteren  grossartigen  baulichen,  gemeinnützi- 
gen und  sonstigen  Anlagen  dieser  wunderschönen  Stadt  das  Rie- 
senwerk der  Ueberwindung  der  Donaustromschnellen  am  Eisernen 
Thor  in  allen  seinen  so  ungemein  interessanten  Einzelheiten  in 
einer  landschaftlichen  Schönheit,  wie  sie  nicht  häufig  zu  finden. 
Dadurch,  dass  in  der  Regel  an  Angehörige  des  Tagungslandes, 
w^elche  vermöge  ihrer  Stellung  oder  Beschäftigung  zur  Statistik 
in  Beziehung  stehen,  in  einer  ausgedehnteren  Weise  Einladungen 
zur  Teilnahme  an  den  Verhandlungen  erlassen  werden  und  dass 
ebenso  regelmässig  diesen  Einladungen  in  weiterem  Masse  —  von 
den  anwesenden  Eingeladenen  besteht  durchweg  mehr  als  die 
Hälfte  aus  den  Angehörigen  des  Tagungsstaates  —  Folge  gegeben 
zu  werden  pflegt,  vollzieht  sich  wiederum  eine  nähere  persönliche 
Berührung  mit  den  interessierten  Kreisen  des  Tagungslandes, 
welche  für  beide  Seiten  von  Vorteil  sein  muss  und  ebenmässig 
auch  dem  ersten  Zweck  des  Institutes  selbst,  Förderung  der  Sta- 
tistik, dienen  wird. 

2.  Die  Geschäftserledigung  auf  den  Tagun- 
gen. Der  Geschäftsgang  bei  den  Tagungen  ist  der,  dass  Gene- 
ralversammlungen und  Sektionssitzungen  abgehalten  werden.  Meist 
liegt  der  eigentliche  wissenschaftliche  Schwerpunkt  in  den  Sek- 
tionssitzungen, in  welchen  die  einzelnen  Gegenstände  häufig  nach 
Vorbereitung  durch  einen  besonderen  Ausschuss  zunächst  zu  ein- 
gehender Durchberatung  kommen ;  in  der  Sektion  wird  sodann 
auch  Beschluss  darüber  gefasst,  in  welcher  Weise  in  der  betref- 
fenden Angelegenheit  weiter  vorgegangen  werden  solle  ,  speziell 
ob  der  Generalversammlung  eine  Resolution  und  welche  vorzu- 
schlagen ist;  das,  was  in  der  Sektion  angenommen  worden  ist, 
wird  von  einem  von  letzterer  erwählten  Berichterstatter  der  Ge- 
neralversammlung zur  definitiven  Beschlussfassung  vorgetragen, 
wobei  der  Gegenstand  selbst  an  und  für  sich  wiederum  zur  De- 
batte kommen  kann,    was  thatsächlich  allerdings  wohl  nur  selten 
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geschieht.  Bei  den  schwächer  besuchten  Versammlungen,  wie 
z.  B.  in  Chicago,  vollzogen  sich  auch  die  Hauptverhandlungen  in 
den  Plenarsitzungen.  Die  Zahl  der  einzelnen  Sektionen  ist  nicht 
dauernd  festgelegt,  sondern  es  wird  für  jede  Tagung  eine  ent- 
sprechende Einteilung  vorgenommen ;  für  die  jüngste  Versamm- 
lung in  Budapest  waren  drei  Sektionen  gebildet ,  eine  demogra- 
phische, eine  wirtschaftspolitische  und  eine  für  Justiz-  und  Ver- 
waltungsstatistik. Da  man  sich  von  Anfang  an  in  erster  Linie 
eine  thunlichst  gründliche  Behandlung  und  sodann  eine  sachge- 
mässe  Entscheidung  der  einzelnen  Fragen  zum  Vorwurf  gesetzt 
hatte,  so  wurde  niemals  besonderer  Wert  darauf  gelegt  die  Frage 
in  der  Tagung,  für  welche  oder  in  welcher  sie  angeregt  war,  auch 
gleich  zum  endgültigen  Austrag  zu  bringen  ;  es  wurde  vielmehr, 
sofern  noch  Zweifelpunkte  hervortraten  oder  nähere  Klarlegungen 
geboten  erschienen,  ein  Komitee  oder  Ausschuss  gebildet,  welcher 
entsprechend  mit  dem  Weiteren  beauftragt  wurde  und  dann  in 
der  zunächst  oder  auch  später  folgenden  Tagung  nach  seinem 
Auftrag  berichtete.  Ebenmässig  wurde  auch  für  wesentlichere  oder 
nur  mit  grösseren  Weiterungen  zu  lösende  Fragen  von  vornherein 
ein  derartiger  Ausschuss  eingesetzt  und  je  nach  dem  besonderen 
Zweck  ein  vorübergehender  oder  ein  dauernder,  permanenter.  Ge- 
rade diese  Behandlung  in  den  Ausschüssen,  welche  in  verhältnis- 
mässig grosser  Ausdehnung  eintrat,  musste,  da  sie  durch  eine 
Mehrheit  besonders  für  die  Frage  interessierter  Fachgenossen  er- 
folgte ,  eine  vorzugsweise  Garantie  für  eine  gründliche  und  vor- 
zügliche Erledigung  bieten.  Daneben  mussten  aber  diese  stets 
zahlreicheren  Ausschüsse  schon  als  solche  ohne  weiteres  den  in- 
neren und  äusseren  Zusammenhang  zwischen  den  einzelnen  Ta- 
gungen des  Instituts  wahren,  zumal  sie  vielfach  sich  durch  meh- 
rere Tagungen  hindurchzogen  und  zum  Teil  auch  permanent 
wurden,  um  das  Institut  über  gewisse  Erscheinungen  und  Vor- 
kommnisse stets  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  oder  auch  da- 
durch, dass  demselben,  eventuell  nur  in  seiner  Zusammensetzung 
ein  wenig  modifizierten,  Ausschuss  mehrere  grössere  Fragen  aus 
dem  gleichen  Gebiet  nach  einander  zugewiesen  wurden.  Aus  der 
grossen  Zahl  der  einzelnen  Ausschüsse,  die  im  Laufe  der  Jahre 
gebildet  wurden,  heben  wir  hier  nur  einige  wichtigere  hervor,  so 
den  für  die  Statistik  der  Preise,  den  für  die  Statistik  des  Grund- 
eigentums, speziell  auch  der  Bodenbenutzung,  den  für  die  Arbeits- 
statistik,   den    für  die  internationale  Handelsstatistik,    den  für  die 
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Kriminalstatistik ,  den  für  die  Statistik  der  mobilen  Werte ,  den 
für  die  Statistik  der  Ehescheidungen  etc. 

Was  nun  aber  schliesslich  noch  die  Einheitlichkeit  und  das 
zusammenhängende  Wirken  des  Instituts  als  eines  Ganzen  anlangt, 
so  ist  hierauf  in  erster  Linie  schon  durch  den  Vorstand  als  sol- 
chen hingewirkt  worden,  und  diese  Wirkung  konnte  und  musste 
für  das  Institut  um  so  mehr  gegeben  sein ,  als  ja  die  einzelnen 
Mitglieder  des  Vorstandes  vermöge  ihrer  vorzüglichen  und  allsei- 
tig anzuerkennenden  Geschäftsführung  gewissermassen  in  Perma- 
nenz den  Vorstand  ausmachten.  Ein  zweites  auf  eine  Kontinuität 
in  der  Thätigkeit  des  Instituts  hinwirkendes  Moment  lag,  wie  schon 
bemerkt,  in  den  Ausschüssen,  deren  Wirksamkeit  sich  stets  zum 
Mindesten  von  einer  Tagung  in  die  andere  hinüberzog ,  vielfach 
aber  auch  eine  grössere  Zahl  von  Tagungen  umfasste  und  zum 
Teil  endlich  sogar  eine  permanente  war.  Als  Drittes  war  aber 
in  dieser  Richtung  der  Umstand  von  Einfluss,  dass  ein  gewisser 
Stamm  anerkannter  und  ausgezeichneter  Kräfte  der  Statistik  es 
sich  angelegen  sein  Hess,  eigentlich  niemals  eine  Tagung  des  In- 
stituts zu  versäumen  und  gleichzeitig  eine  rege  aktive  Thätigkeit 
dort  zu  entwickeln.  Wir  wollen  als  solche  hier  nur  einige  her- 
vorheben wie  Batemann  (Grossbritannien),  Bertillon  (Frankreich), 
Bodio  (Italien) ,  von  Inama-Sternegg  (Oesterreich) ,  Kiaer  (Nor- 
wegen) ,  von  Körösy  (Ungarn) ,  Levasseur  (Frankreich) ,  Lexis 
(Deutschland) ,  von  Mayr  (Deutschland) ,  Mischler  (Oesterreich), 
Neymarck  (Frankreich),  Rubin  (Dänemark),  Troinitzky  (Russland) 
und  Andere,  Diese  Männer  bildeten  den  stetigen  und  festen 
Mittelpunkt  der  sämtlichen  Tagungen,  um  welchen  sich  die  mehr 
wechselnde  Menge  der  übrigen  Teilnehmer  bald  in  dieser,  bald  in 
jener  Zusammensetzung  herumschloss ;  sie  sorgten  ohne  weiteres 
schon  dafür,  dass  sich  die  Wirksamkeit  des  Instituts  als  Ganzes 
einheitlich  darstellte  und  dass  sich  gleichzeitig  für  die  äussere 
Form  ein  Modus  bildete,  an  dem  traditionell  festzuhalten  war. 

3.  Die  besonderen  wissenschaftlichen  Lei- 
stungen. Wenn  wir  nunmehr  die  eigentlichen  Leistungen  des 
Instituts  im  einzelnen  bis  zu  seiner  letzten  Tagung  in  Budapest, 
also  alles  dasjenige,  was  von  ihm  bis  dahin  verhandelt,  beschlossen 
und  zusammengetragen  ist ,  zur  Darstellung  bringen  wollen ,  so 
müssen  wir  uns  dabei  auf  einen  kurzen  Ueberblick  über  die  Haupt- 
sachen beschränken.  Alle  die  einzelnen  Gegenstände,  welche  auf 
den   ersten    sieben  Tagungen    des  Instituts  verhandelt    und    meist 
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abschliessend  verhandelt  wurden,  sind  mit  den  sonstigen  Arbeiten 
des  Instituts  tabellarisch  für  das  nächste  Bulletin  zusammenge- 
stellt worden  ;  nach  dem  bereits  zur  Verteilung  gelangten  Probe- 
abzug hat  diese  Tabelle,  deren  Formular  sich  allerdings  über  zwei 
Seiten  erstreckt,  einen  Umfang  von  vierzig  Seiten  und  auf  je 
zwei  Seiten  sind  durchschnittlich  zehn  bis  fünfzehn  Gegenstände 
aufgeführt,  wobei  aber  einzelne  je  nach  den  Verhandlungs-Stadien 
oder  Modifikationen  mehrfach  erscheinen.  Aus  dem  reichen  Ma- 
terial wollen  wir  nur  eine  Anzahl  von  Gegenständen  nach  den 
gegebenen  Bezeichnungen  herausheben  und  den  Hauptberichter- 
statter beziehungsweise  Verfasser  dabei  in  Klammern  hinzufügen. 
So  aus  dem  Gebiet  der  Methodologie  und  der  Theorie  der  Sta- 
tistik überhaupt :  Ueber  die  zweckmässige  Einrichtung  der  sta- 
tistischen Veröffentlichungen  (v.  Mayr,  Deutschland) ;  Ueber  die 
Verwendung  der  repräsentativen  oder  typischen  Methode  in  der 
Statistik  (Kiaer,  Norwegen).  Aus  dem  Gebiet  der  Statistik  im 
allgemeinen  ist  ferner  eine  Arbeit  des  langjährigen  Instituts-Prä- 
sidenten Sir  Rawson  W.  Rawson  zu  nennen  über  die  statistische 
Bibliographie ,  welche  eigentlich  auch  ein  System  für  die  ganze 
statistische  Arbeit  überhaupt  und  daneben  einen  Leitfaden  für 
Anlegung  eines  systematischen  Kataloges  einer  statistischen  Bi- 
bliothek giebt.  Aus  der  Demographie  im  allgemeinen  ist  zu  er- 
wähnen :  Gesamtübersicht  der  demographischen  Elemente  (Lexis- 
Deutschland) ;  Statistik  des  Flächeninhalts,  der  Bevölkerung  und 
der  Bevölkerungsdichtigkeit  der  Länder  der  Erde  am  i.  Januar 
1900  (Levasseur-Frankreich).  Speziell  zu  den  Volkszählungen: 
Vorschläge  für  ein  die  internationale  Vergleichbarkeit  ermöglichen- 
des Verfahren  bei  der  Aufarbeitung  der  Volkszählungen  (v.  Kö- 
rösy-Ungarn),  wobei  durch  einen  Ausschuss  alle  ohne  prinzipielle 
Aenderung  der  Volkszählungsgesetze  möglichen  Aenderungen  in 
der  Bearbeitung  der  Resultate  der  Volkszählungen  erörtert  und 
wissenschaftlich  begründet  wurden  ;  Austausch  der  Individualdaten 
der  Volkszählungsergebnisse  bezüglich  der  gezählten  Angehörigen 
fremder  Staaten  und  in  gleicher  Weise  auch  für  die  überseeische 
Auswanderung  (von  Inama-Sternegg-Oesterreich),  welcher  von  dem 
Institut  nach  den  gemachten  Vorschlägen  als  wünschenswert  be- 
zeichnet wurde.  Zur  Verfolgung  der  Bevölkerungsbewegung,  Ge- 
burts-  und  Sterbefälle  etc. :  Internationale  Statistik  der  Bevölke- 
rungsbewegung der  grossen  Städte  (von  Körösy-Ungarn) ,  wobei 
em  Ausschuss    zur  Feststellung    der  Sterblichkeit    in  den  grossen 
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Städten  eingesetzt  wurde ;  Zur  Erweiterung  der  Natalitäts-  und 
Fruchtbarkeitsstatistik  (von  Körösy-Ungarn);  Mortalitäts-Koefficient 
und  Mortalitäts-Index  (von  Körösy-Ungarn) ;  Einheitliche  Nomen- 
klatur der  Todesursachen  (Bertillon  -  Frankreich) ;  Statistik  der 
Ehescheidungen  (Yvernes-Frankreich).  Zur  Berufsfeststellung:  Die 
Klassifikation  der  Berufe  bei  den  Zählungen  (Bertillon-Frankreich). 
Zur  Wirtschafts-  und  Finanzstatistik:  Der  wirtschaftliche  und  so- 
ziale Fortschritt  Italiens  von  i86r — 1889  (Bodio-Italien) ;  Die  Ein- 
kommensverteilung in  alter  und  neuer  Zeit  (Schmoller-Deutsch- 
land);  Verschiedene  Rapporte  zur  Ackerbaustatistik  (Pilat-Oester- 
reich,  Craigie-England,  Levasseur-Frankreich) ;  Ueber  die  Mög- 
lichkeit und  die  Methoden,  um  die  handelsstatistischen  Nachweise 
der  einzelnen  Länder  vergleichbar  zu  machen  (Batemann-England), 
welche  Frage  eingehend  in  einem  Ausschuss  verhandelt  wurde  ; 
Quellen  der  Handelsstatistik  im  Mittelalter  (Stieda-Deutschland). 
Internationale  Statistik  der  Warenbewegung  auf  den  Binnenver- 
kehrswegen (Cheysson-Frankreich)  ;  Ueber  Einteilung  und  Benen- 
nung der  Grundbesitze  (Conrad-Deutschland)  ;  Wie  lassen  sich  am 
besten  vergleichbare  Nachweisungen  über  die  Einteilung  der 
Grundbesitzungen  und  der  Bodenbenutzung  nach  Grundbesitzer- 
kategorien für  die  einzelnen  Staaten  beschaffen?  (Craigie-England, 
de  Foville-Frankreich),  zu  welchem  Zweck  ein  permanenter  Aus- 
schuss damit  beauftragt  wurde,  alle  bislang  vorgekommenen  Nach- 
weisungen über  bezügliche  Zählungsverfahren,  über  die  Klassifi- 
kation der  Besitzungen  und  der  Besitzer,  über  die  Bodenbenutzung 
und  über  die  verschiedenen  Formen  der  Nutzungsverhältnisse 
näher  festzustellen  ;  Zur  Klassifikation  der  Unfälle  (Bertillon-Frank- 
reich), wobei  das  Institut  die  in  der  Statistik  des  Deutschen  Rei- 
ches bereits  zur  Anwendung  gebrachte  Klassifikation  als  das 
Zweckentsprechendste  anerkannte  und  deshalb  zur  internationalen 
Annahme  in  Vorschlag  bringt;  Ueber  die  statistische  Tragweite 
der  Familienbudgets  (Engel -Deutschland).  Die  Methoden  der 
Lohnstatistik  (Giffon-England),  wobei  wiederum  ein  Ausschuss  sich 
mit  der  Frage  befasste,  wie  eine  Vergleichbarkeit  bezüglich  der 
Lohnstatistik  der  verschiedenen  Länder  zu  erzielen  sei ;  Der  Ver- 
brauch als  Massstab  des  Wohlstandes  der  Individuen,  der  Fami- 
lien und  der  Nationen  (Engel-Deutschland)  ;  Internationale  Sta- 
tistik über  den  Verbrauch  an  Alkohol  (Milliet-Schweiz);  Interna- 
tionale Statistik  der  Wertpapiere  (Neymarck-Paris)  ;  wobei  ein 
Ausschuss  behuf  Feststellung  der  besten  Methoden  zur  Bewertung 
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des  Kapitalbetrages  und  des  Zinserträgnisses  der  Wertpapiere  und 
behuf  Sammlung  der  einschlägigen  Materialien  für  die  einzelnen 
Staaten  berufen  wurde  ;  Statistik  über  Gewinnung,  Bewegung  und 
Verbrauch  der  Edelmetalle  (Ferraris-Italien) ;  Internationale  Sta- 
tistik über  die  spezielle  Besteuerung  von  Industrie  und  Handel 
(Moron  und  Neymarck-Frankreich),  woran  sich  die  Bildung  eines 
Ausschusses  schloss,  welcher  die  Gewerbesteuergesetzgebung  der 
einzelnen  Staaten ,  sowie  das  Erträgnis  der  auf  Industrie  und 
Handel  ruhenden  Spezialsteuer  klarlegen  sollte.  Aus  der  Statistik 
des  öffentlichen  Unterrichts  und  des  Bildungswesens :  Ueber  die 
Methoden  und  die  Ergebnisse  der  Statistik  des  Volksschulwesens 
(Levasseur-Frankreich).  Aus  der  Justizstatistik  endlich :  Organi- 
sation der  Statistik  über  die  bürgerliche  Rechtspflege  (Bodio-Ita- 
lien) ;  Mittel  um  eine  Einheitlichkeit  der  Kriminalstatistik  zu  er- 
zielen (Yvernes-Frankreich) ;  Ueber  Kriminalstatistik  (Bodio-Italien). 

Im  Vorstehenden  haben  wir  die  einzelnen  Verhandlungs- 
gegenstände wesentlich  herausgegriffen,  um  einen  Ueberblick  über 
die  Verhandlungen  und  die  Thätigkeit  des  Instituts  im  allgemei- 
nen zu  geben  und  namentlich  auch  die  Vielseitigkeit  dabei  näher 
klarzulegen.  Meist  haben  wir  ja  auch  auf  die  bedeutungsvollsten 
Gegenstände  hingewiesen,  aber  es  kann  keineswegs  behauptet 
werden ,  dass  diese  irgendwie  erschöpfend  berücksichtigt  seien ; 
unsere  Aufzählung  enthält  aber  Themata  von  wesentlicherer  Be- 
deutung neben  solchen  von  geringerer  Wichtigkeit,  aus  der  Nicht- 
aufführung  des  einen  oder  anderen  Themas  darf  aber  nicht  ge- 
schlossen werden ,  dass  es  an  sich  und  nach  seiner  Behandlung 
durch  das  Institut  etwa  niedriger  als  die  zweite  Kategorie  zu  be- 
werten sein  müsse,  es  kann  vielmehr  ebensowohl  noch  unter  die 
erste  Kategorie  der  wesentlichen  Gegenstände  fallen ;  um  nicht 
falsch  verstanden  zu  werden ,  glaubten  wir  ausdrücklich  hierauf 
hinweisen  zu  sollen. 

Neben  den  eigentlichen  Verhandlungsgegenständen  findet  sich 
dann  aber  in  dem  Bulletin  des  Instituts  namentlich  in  den  erste- 
ren  Bänden  desselben  eine  Reihe  wertvoller  monographischer 
Spezialdarstellungen  bezüglich  einzelner  Fragen ,  welche  bei  den 
Tagungen  nicht  speziell  verhandelt,  sondern  nur  im  allgemeinen 
berührt  wurden ;  dadurch  aber,  dass  das  Institut  diese  Monogra- 
phien veranlasst  hat,  beziehungsweise  dass  sie  in  eine  unmittel- 
bare Verbindung  mit  demselben  gebracht  sind ,  muss  eben  der 
wissenschaftliche  Wert    des  Instituts    selber    unbedingt    wieder    in 
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ein  höheres  Licht  gesetzt  werden.  Wir  nennen  als  hierher  gehörig 
eine  Arbeit  von  Beloch  über  die  Bevölkerung  des  alten  Rom,  die 
Statistik  der  Eigentumsverteilung  in  Frankreich  und  Grossbritan- 
nien von  de  Foville,  die  grosse  Arbeit  von  Bodio  über  die  ita- 
lienische Auswanderung  im  Vergleich  mit  der  anderer  Staaten, 
die  wirtschaftliche  Lage  der  Eisenbahnen  in  Europa  von  Teans, 
die  Staatsschulden  in  Europa  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Ricca-Salerno  ,  der  Einfluss  der  Auswanderung  nach  den  Verei- 
nigten Staaten  von  Mayo  Smith,  die  Quellen  der  sozialen  Statistik 
von  G.  von  Mayr,  die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  den  Staaten 
Europas  und  Amerikas  (1874 — 1892)  von  Bodio,  die  Kosten  des 
Lebensunterhalts  in  den  belgischen  Arbeiterfamilien  von  Engel  etc. 

V.  Die  Verhandlungen  der  VIII.  Tagung  zu 
Budapest  1901.  Wir  wollen  nun  an  diese  allgemeine  Klar- 
legung der  Thätigkeit  des  Instituts  unmittelbar  den  zweiten  Haupt- 
vorwurf unserer  Arbeit ,  die  spezielle  Darstellung  der  Verhand- 
lungen auf  der  jüngsten  Tagung  zu  Budapest,  anschliessen  und 
dann  erst  am  Schluss  eine  kritische  Beleuchtung  der  früheren  und 
gegenwärtigen  Wirksamkeit  des  internationalen  statistischen  Insti- 
tuts geben,  weil  eine  solche  sachlicher  und  zweckentsprechender 
gerade  unter  Hinweis  auf  die  spezielle  letzte  Tagung  begründet 
werden  kann.  Wir  werden  uns  aber  auf  das  Statistisch-Sachliche 
der  Verhandlungen  beschränken  und  dabei  im  wesentlichen  nur 
das  Materielle  berühren ;  die  reiche  Fülle  der  Verhandlungsgegen- 
stände legt  aber  so  wie  so  schon  eine  gewisse  Beschränkung  für 
unsere  Besprechung  auf.  Die  Verhandlungen  vollzogen  sich  in 
drei  Sektionen,  wie  schon  hervorgehoben,  und  werden  wir  dem- 
gemäss  auch  unsere  Besprechung  einteilen. 

1.  Die  d  e  m  o  g  r  a  p  h  i  s  c  h  e  Sektion.  In  der  demo- 
graphischen Sektion  wurde  der  erste  Verhandlungstag  vollständig 
mit  der  Statistik  der  Wanderungen  ausgefüllt,  worüber 
zwei  Referate,  eines  von  von  Mayr  »Die  Ziele  des  A  u  s  - 
b  a  u  's  der  A  u  s  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  s  t  a  t  i  s  t  i  k  «  und  eines  von 
Thirring  »Plan  einer  internationalen  Statistik 
der  Wanderungen  sowie  Bemerkungen  über  den 
Begriff  und  das  Wesen  der  Wanderungen«,  vor- 
lagen. Beide  Referenten  gingen  in  ihren  bezügHchen  statistischen 
Forderungen  in  der  Hauptsache  übereinstimmend  ziemlich  weit. 
Als  ideale  Forderung  für  die  Gesamtstatistik  der  Wanderungen 
(umfassend  die  inneren  und  die  äusseren  Wanderungen,    die  Zu- 
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züge  und  die  Wegzüge,  die  Einwanderungen  und  die  Auswande- 
rungen) stellt  es  von  Mayr  hin ,  dass  prinzipiell  für  alle  Wande- 
rungsmassen derselbe  Grundstock  von  Individualangaben  nachge- 
wiesen werde ,  welcher  sich  nach  Massgabe  der  Ausbildung  des 
modernen  Volkszählungswesens  bei  der  Volkszählung  als  geboten 
herausgestellt  habe,  und  dass  daneben  die  besonderen  Eigen- 
schaften der  Wanderungseinheiten,  die  aus  der  Wanderungsthat- 
sache  sich  ergeben  (Wegzugsort,  Wanderziel,  Wanderweg,  Wan- 
derart, eventuell  Vermögensverhältnisse  in  allgemeiner  Kategori- 
sierung,  Wanderungsanlass)  zur  Verzeichnung  gelangten,  sowie 
dass  bezüglich  des  den  Volkszählungen  anzupassenden  Grundstocks 
von  Individualangaben  eine  Ausbeutung,  wenn  auch  nicht  alljähr- 
lich, so  doch  für  die  gesamte  Zeitstrecke,  die  zwischen  zwei  Volks- 
zählungen liegt,  in  denselben  Gliederungsverhältnissen  stattfinde, 
wie  bezüglich  der  Individualangaben  der  Volkszählungen.  Dem- 
entsprechend stellt  er  zur  Befürwortung  des  Instituts : 

1.  Grundsätzlich  ist  eine  vollständige  Statistik  der  mit  Nieder- 
lassungsveränderung  verbundenen  (der  qualifizierten)  Wanderungen, 
sowohl  der  inneren  wie  der  äusseren,  anzustreben,  und  zu  diesem 
Zweck  in  Anknüpfung  an  die  Einrichtung  eines  allgemeinen  Be- 
völkerungsregisters die  Erfassung  dieser  Wanderungen  mittelst 
weitgehender  und  streng  zu  kontrollierender  Meldepflicht  und 
weiterer  geeigneter  ergänzender  Ermittlungen  zu  erstreben. 

2.  Ausserdem  empfiehlt  es  sich ,  unabhängig  von  dem  zu  i 
erwähnten  Bestreben,  die  Statistik  der  überseeischen  Auswande- 
rung in  der  Art  auszubauen,  dass  auf  grund  der  administrativen 
Auswanderungsverzeichnisse  (bezw.  in  Einwanderungsländern  Ein- 
wanderungsverzeichnisse), welche  die  erforderlichen  Angaben  über 
die  Wanderungsmomente  und  die  Individualangaben  über  die  Wan- 
derer nach  Massgabe  des  bei  den  Volkszählungen  üblichen  Er- 
fragungskreises  enthalten  sollen ,  eine  centralisierte  statistische 
Ausbeutung  mit  reichlichen,  den  Bevölkerungskombinationen  der 
Volkszählungsergebnisse  angepassten  Kombinationen  unter  Be- 
nützung des  Zählblättchensystems  und  eventuell  der  elektrischen 
Auszählung  durchgeführt  wird. 

Thirring  welcher  übrigens  in  seinem  Referat  auch  die  bis- 
herigen Leistungen  und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Wande- 
rungstatistik näher  darstellt,  kommt  zu  ganz  ähnlichen  Forde- 
rungen, welche  er  nur  in  seinen  Pröpositionen  etwas  weiter  spe- 
zialisiert;   auf  Grund  der  solchergestalt  beschafften  Nachweise  in 
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der    Statistik    der    einzelnen    Länder    soll    dann    eine  einheitliche 
internationale  Wanderstatistik  ausgebildet  werden. 

Die  weitgehenden  Anforderungen  der  Referenten  fanden  in 
der  lebhaften  und  ausgedehnten  Debatte,  an  welcher  sich  neben 
den  Referenten  Bodio,  Rubin,  Milliet,  Bertillon,  von  Zeller,  Blenck, 
Troinitzky,  Lange,  Kiaer,  Mischler  und  von  Körösy  beteiligten, 
vielfachen  Widerspruch,  namentlich  auch  weil  man  es  für  zweck- 
entsprechender betrachtete,  sich  zunächst  auf  dasjenige  zu  be- 
schränken, was  man  thatsächlich  nach  der  ganzen  Lage  der  Sache 
nur  für  erreichbar  erachten  könne.  Schliesslich  wurden  folgende 
vier  Sätze  von  der  Sektion  zum  Beschluss  erhoben : 

1.  Grundsätzlich  erscheint  es  wünschenswert,  dass  alle  Wan- 
derungen, welche  mit  einem  Wechsel  des  Domizils  verbunden 
sind,  verwaltungsstatistisch  verfolgt  werden. 

2.  Ausserdem  wird  die  Statistik  der  überseeischen  Auswan- 
derung und  Einwanderung  an  der  Hand  spezieller  in  den  Ein-  und 
Ausschiffungshäfen  zu  führender  Nachweisungen  einzurichten  sein. 

3.  Es  ist  zu  erstreben,  dass  unter  allen  Umständen  der  Ge- 
burtsort in  diesen  Nachweisungen  angegeben  wird.  Das  Institut 
behält  sich  für  eine  spätere  Tagung  die  Erörterung  der  Frage 
vor,  in  w^elcher  Weise  die  Angaben  über  den  Geburtsort  weiter 
auszubeuten  sind. 

4.  Das  Institut  spricht  den  Wunsch  aus,  dass  für  die  nächste 
Tagung  ein  zusammenfassender  Bericht  über  das  ganze  System 
und  die  thatsächliche  Art  und  Weise,  in  welcher  in  den  einzelnen 
Ländern  die  Wanderungen  statistisch  verfolgt  werden,  ausgear- 
beitet werde. 

Den  Hauptgegenstand  der  Verhandlungen  des  zweiten  Tages 
bildete  die  Irren  Statistik,  welche  gleicherweise  eingehend 
erörtert  wairde.  Durchweg  erkannte  man  die  besondere  Wichtig- 
keit der  Feststellungen  über  die  Geisteskrankheiten  an ,  aber 
ebenso  auch  die  eigenartigen  Schwierigkeiten,  welche  sie  böten 
und  welche  vielfach  die  Erzielung  eines  zuverlässigen  und  wirk- 
lich als  sicher  anzusehenden  Ergebnisses  vereitelten,  wobei  von 
den  Vertretern  der  einzelnen  Staaten  —  an  der  Debatte  betei- 
ligten sich  Guillaume,  Troinitzky,  Blenck,  Lange,  Bertillon,  von 
Mayr,  Bücher,  Proebst,  von  Zeller  —  auf  die  von  ihnen  gemach- 
ten Erfahrungen  besonders  hingewiesen  wurde.  Der  Berichter- 
statter Chyzer  hob  besonders  hervor  ,  dass  die  Feststellungen 
der  Geisteskranken  bei  den  regelmässigen  Volkszählungen  keines- 
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wegs  als  zutreffende  erachtet  werden  könnten  ;  die  Zähler  hätten 
weder  die  Zeit  noch  auch  die  Fähigkeit,  eine  genaue  Prüfung 
der  Eintragungen  auf  den  Zählkarten  etc.  in  dieser  Beziehung 
vorzunehmen ;  eine  falsche  Scham  halte  die  Familien  häufig  ab, 
die  Geisteskrankheit  eines  Angehörigen  richtig  und  wahrheitsge- 
mäss  anzugeben ;  aber  auch  abgesehen  davon  werde  man  zu  wirk- 
lich zuverlässigen  Feststellungen  nur  durch  Zuziehung  von  sach- 
kundigen Aerzten  kommen  können  und  selbst  die  Prüfungen  die- 
ser müssten  ganz  eingehende  und  spezielle  sein.  Die  Richtigkeit 
dieser  Ausführungen  wurde  mehr  oder  weniger  allgemein  aner- 
kannt und  sprach  man  sich  auch  vorwiegend  gegen  eine  Verbin- 
dung der  Ermittlung  der  Geisteskranken  mit  den  Volkszählungen 
aus,  obwohl  auch  einige  Stimmen  dieser  Verbindung  einen  ge- 
wissen Wert  namentlich  für  eine  vorläufige  erste  Festlegung  nicht 
absprechen  wollten.  Dadurch,  dass  der  Begriff  »Geisteskrank- 
heit« eine  ganz  verschiedene  Auffassung  zulässt,  ist  schon  ein  an 
sich  kaum  zu  überwindendes  Hindernis  für  eine  Festlegung  bei 
der  Volkszählung  gegeben;  es  wird  am  zweckmässigsten  die 
Geisteskrankenstatistik  ganz  aus  der  allgemeinen  Statistik  ausge- 
schieden und  lediglich  in  die  Medizinalstatistik  verwiesen  ;  Fest- 
stellungen bei  Eintritt  in  die  Schule  oder  unmittelbar  nachher 
werden  wie  bezüglich  aller  Gebrechen  empfohlen  und  damit  bis- 
lang schon  gemachte  günstige  Erfahrungen  betont.  Schliesslich 
gelangten  auf  Vorschlag  von  Guillaume  und  Troinitzky  folgende 
beiden  Sätze  allgemein  zur  Annahme : 

1.  Die  demographische  Sektion  beantragt  die  Ernennung 
eines  besonderen  Ausschusses,  welcher  der  nächsten  Tagung  über 
die  besten  Methoden  für  die  statistische  Erfassung  und  besondere 
ärztliche  Prüfung  derjenigen  geistesschwachen  Kinder,  bei  denen 
noch  ein  entwickelnder  Einfluss  auf  die  geistigen  Fähigkeiten 
überhaupt  möglich  erscheint,  speziell  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
vergleichbare  Resultate    erzielt  werden,    Bericht  zu  erstatten  hat. 

2.  Die  demographische  Sektion  schlägt  ferner  vor  eine  all- 
gemeine Fragstellung  für  die  Geisteskranken  auszuarbeiten.  Diese 
soll  sodann  alle  denjenigen  Ländern  empfohlen  werden,  welche 
sich  zu  einer  Zusatzaufnahme  bezüglich  der  Geisteskranken  etwa 
wie  beispielsweise  diejenige  entschHessen,  welche  Russland  im 
Anschluss  an  die  Jahrhundertaufnahme  und  zwar  durch  Aerzte 
ausgeführt  hat. 

Zum  Berichterstatter  bezüglich   der    statischen  Enquete  über 
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die  geistesschwachen  Kinder  wurde  Guillaume  erwählt. 

Den  Schluss  der  Tagesordnung  bildete  eine  interessante  Aus- 
einandersetzung von  H  j  e  1  t-Helsingfors  »Kritische  Bemer- 
kungen bezüglich  der  Langlebigkeit  in  F  i  n- 
land«,  an  welche  sich  eine  weitere  sachliche  Debatte  nicht  knüpfte. 

Am  dritten  Verhandlungstage  referierte  in  der  demogra- 
phischen Sektion  zunächst  B  e  r  t  i  1 1  o  n  über  Vorschläge  zur 
E  r  z  i  e  1  u  n  g  einer  Gleichartigkeit  in  der  Anwen- 
dung graphischer  Darstellungen.  Graphische  Dar- 
stellungen haben  sich  in  der  Statistik  fortgesetzt  mehr  eingebür- 
gert; um  ihr  Verständnis  zu  erleichtern  würde  es  von  wesent- 
lichem Vorteil  sein,  wenn  für  die  Anwendung  derselben  beziehungs- 
weise der  einzelnen  Arten  derselben  sich  ein  gewisses  Prinzip, 
eine  Gleichartigkeit,  herausbildete.  Diese  Gleichartigkeit  braucht 
keineswegs  eine  volle,  bis  ins  Kleinste  gehende  zu  sein,  es  würde 
genügen,  w^enn  sie  nur  für  die  grossen  Grundzüge  bestände.  Re- 
ferent giebt  dann  bezüglich  der  graphischen  Darstellungen  im  all- 
gemeinen und  bezüglich  der  einzelnen  Arten  derselben  (Gebrauch 
der  Punkte,  der  Linien,  der  Flächen,  der  Stenogramme,  der  Far- 
ben, der  Farbenabtönungen)  im  einzelnen  eine  Reihe  von  näheren 
Anhaltspunkten,  welche  er  für  eine  eventuelle  allgemeine  Annahme 
als  zweckentsprechend  bezeichnet  und  demgemäss  näher  erläutert. 
Er  fand  damit  auch  den  Beifall  der  Sektion,  welche  ihn  aufforderte, 
der  Generalversammlung  in  kurzen  Zügen  die  Prinzipien,  welche 
er  festgestellt  hatte,  vorzutragen. 

Als  zweites  folgte  sodann  noch  ein  Referat  von  Verrijii- 
Stuart  über  die  Gebürtigkeit,  die  Totgeburten  und 
die  Kindersterblichkeit  bei  Ausscheidung  der 
Bevölkerung  nach  der  wirtschaftlichen  Lage 
für  einzelne  Städte  (Amsterdam,  Rotterdam, 
Dordrecht)  und  eine  Anzahl  (40)  von  Landge- 
meinden in  den  Niederlanden.  Referent  hat  die  Un- 
tersuchung, deren  Ergebnisse  Bertillon  auf  einer  früheren  Tagung 
des  Instituts  bezüglich  der  Städte  Paris,  London,  Berlin  und  Wien 
vorgetragen,  hier,  zum  Teil  in  anderer  Weise,  bezüglich  der  ge- 
nannten Bezirke  fortgesetzt.  Bertillon  hatte,  wie  nicht  zu  ver- 
kennen in  einer  eingehenden  Weise,  jene  vier  Grossstädte  in  sechs 
örtliche  Bezirke  (meist  durch  Zusammenstellung  nach  einzelnen 
Strassen)  geteilt  und  hierauf  seine  bezüglichen  Untersuchungen 
gestellt,   eine  Methode,    welche    er    als    indirekte    bezeichnet;    er 
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war  dabei  zu  dem  Ergebnis  gelangt ,  dass  Gebürtigkeit ,  Totge- 
burten und  Kindersterblichkeit  sich  in  einem  umgekehrten  Ver- 
hältnis wie  die  Wohlhabenheit  zeigen ,  bei  der  grösseren  Wohl- 
habenheit die  geringere  Gebürtigkeit,  weniger  Totgeburten,  ge- 
ringere Kindersterblichkeit ,  bei  der  geringeren  Wohlhabenheit 
umgekehrt  die  höheren  Zahlen  bei  alle  den  drei  Momenten  und 
zwar  absolut  und  im  Verhältnis.  Bertillon  hat  dann  später  auf 
dem  internationalen  demographischen  Kongress  zu  Paris  1900 
seine  bezüglichen  Untersuchungen  auf  die  Bevölkerungsbewegung 
und  die  Todesursachen  überhaupt  ausgedehnt ;  obwohl  die  Ergeb- 
nisse als  beachtenswerte  und  interessante  hingestellt  wurden,  hielt 
man  sie  mit  Rücksicht  auf  die  nicht  zu  verkennenden  Mängel  der 
Methode  —  z.  B.  in  den  ausgeschiedenen  Bezirken  wohnen  kei- 
neswegs nur  Leute  der  einen  Wohlhabenheitskategorie  ,  Einfiuss 
des  verheirateten  Dienstpersonals  in  reichen  Bezirken  etc.  —  doch 
nicht  für  geeignet,  um  allgemeine  Schlüsse  darauf  zu  gründen. 
Bezüglich  der  Stadt  Amsterdam  hat  Ve^'rijn-Stuart  dieselbe  Me- 
thode wie  Bertillon  angewandt  und  er  kommt  auch  zu  dem  gleichen 
Resultate  wie  letzterer;  bezüglich  der  beiden  anderen  Städte  und 
der  vierzig  Landgemeinden  konnte  er  aber  auf  Grund  der  in  den 
Niederlanden  geführten  Bevölkerungsregister  eine  direkte  Methode, 
auf  welche  wir  hier  im  Einzelnen  nicht  näher  eingehen  wollen, 
anwenden,  d.  h.  er  konnte  in  die  einzelnen  Wohlhabenheitskate- 
gorien ausschliesslich  Personen,  die  dieser  Kategorie  wirklich  an- 
gehörten, und  gleichzeitig  alle  Personen,  die  ihr  angehörten, 
bringen,  so  dass  also  die  Mängel  der  Bertillo?i  sehen  indirekten 
Methode  hier  gehoben  waren,  Dass  Referent  dabei  zu  demselben 
Resultat  wie  Bertillon  oder  er  selbst  bei  der  Stadt  Amsterdam 
gelangt,  musste  als  der  Kernpunkt  des  Ganzen  angesehen  werden, 
durch  w'elchen  nunmehr  eine  gewisse  Berechtigung  gegeben  war, 
auf  das  Ergebnis  allgemeine  Schlüsse  zu  bauen.  Gleichzeitig 
hatte  übrigens  Verrijn-Stuart  auch  noch  eine  Ausscheidung  nach 
städtischer  und  ländlicher  Bevölkerung  vorgenommen  und  dabei 
weiter  festgestellt,  dass  Stadt  und  Land  bezüglich  des  berührten 
Verhältnisses  im  allgemeinen  keinen  Unterschied  bieten,  jenes 
entgegengesetzte  Vortreten  von  Wohlhabenheit  einerseits  und  Ge- 
bürtigkeit, Totgeburten  und  Kindersterblichkeit  andererseits  zeigt 
sich  im  Verhältnis  im  wesentlichen  übereinstimmend  bei  der 
städtischen  wie  bei  der  ländlichen  Bevölkerung. 

Aus    den    mit    grossem    Interesse    verfolgten    Ausführungen 
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nahm  die  demographische  Sektion  Veranlassung ,  wiederum  auf 
die  Bevölkerungsregister  /Airückzukommen,  d,  h.  Grund- 
register über  die  Bevölkerung,  in  welchen  jede  Familie  im  Ein- 
zelnen auf  einem  Blatt  verzeichnet  ist  und  alle  Standes-  und  Orts- 
veränderungen eingetragen  werden.  Auf  der  Tagung  zu  Bern 
1895  war  ein  Ausschuss  eingesetzt  worden,  welcher  sich  mit  diesen 
Bevölkerungsregistern  und  deren  Nutzen  näher  befassen,  auch  auf 
eine  weitere  Verbreitung  derselben  hinwirken  sollte  ;  über  dieThätig- 
keit  dieses  Ausschusses  ist  bislang  noch  Nichts  verlautbart.  Die 
Sektion  sprach  jetzt  den  Wunsch  aus ,  der  derzeit  eingesetzte 
Ausschuss  möge  nunmehr  seine  Thätigkeit  in  beschleunigter  Weise 
fortsetzen  und  auf  der  nächsten  Tagung  Bericht  darüber  erstatten. 
Der  Berner  Beschluss  war  schon  von  RaucJiberg  in  seinem  Bericht 
über  die  Tagung  in  der  statistischen  Monatsschrift  der  Oester- 
reichischen  Statistischen  Central-Kommission,  Neue  Folge,  I.  Jahr- 
gang, Seite  24  ff.,  schärfer  angegriffen  und  mehr  als  eine  Cour- 
toisie gegen  den  derzeitigen  Antragsteller  bezeichnet  worden. 
Wir  können  den  Rauckberg' sehen  Ausführungen  nur  beitreten  und 
müssen  die  jetzige  Erneuerung  des  früheren  Beschlusses  eben- 
massig  für  ziemlich  zwecklos  erachten.  Ohne  den  Vorteil  der 
Bevölkerungsregister  für  die  Bearbeitung  von  Fragen  wie  die- 
jenige, welche  Anlass  zu  der  Wiederaufnahme  des  früheren  Be- 
schlusses bot,  verkennen  zu  \vollen,  muss  man  dieselben  doch  als 
einer  früheren,  überwundenen  und  jetzt  nicht  mehr  durchführbaren 
^Methode  der  Statistik  angehörend  betrachten ;  eine  vollständige 
und  zuverlässige  Führung  derselben  wird  sich  wohl  bei  der  jetzigen 
Beweglichkeit  in  der  Bevölkerung  nur  für  kleinere  örtliche  Bezirke 
oder  für  abgeschlossene,  vom  grossen  Strom  weniger  berührte 
Gegenden  ermöglichen  lassen  und  es  wird  kaum  ein  Staat  — 
auch  nur  ein  solcher  von  mittlerer  Grösse  —  ernstlich  daran 
denken  können,  diese  Bevölkerungsregister  jetzt  zur  Einführung 
zu  bringen.  Von  unserem  Standpunkte,  der  aber  vielleicht  all- 
gemeiner geteilt  werden  dürfte,  können  wir  die  ohne  weitere 
Prüfung  erfolgte  Wiederaufnahme  des  früheren  Beschlusses  nicht 
billigen;  es  werden  dadurch  nur  unnötige  Arbeiten  ohne  irgend 
welchen  positiven  Nutzen  veranlasst,  deren  Ergebnis  von  vorn- 
herein als  feststehend  anzusehen  ist;  es  ist  aber  besser  derartig 
Ueberflüssiges  zu  vermeiden,  auch  schon  im  Interesse  des  An- 
sehens des  internationalen  statistischen  Instituts  selber. 

Für  den    letzten  Verhandlungstag    hatte    Titrqitan    einen    Be- 
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rieht  über  die  Bedeutung  eines  internationalen  statisti- 
schen Jahrbuches  vorgelegt ,  wie  ein  solches  Statuten- 
massig  von  dem  internationalen  statistischen  Institut  ins  Leben 
gerufen  werden  solle.  Dem  hatte  sich  in  einem  weiteren  Berichte 
Stepanozv  angeschlossen,  auf  die  Notwendigkeit  und  Zweckmässig- 
keit eines  derartigen  Jahrbuches  im  Einzelnen  hinweisend.  Es 
wurde  betont,  wie  schon  der  Nutzen  der  von  den  einzelnen  Staa- 
ten in  sich  stets  erweiternder  Ausdehnung  herausgegebenen  Jahr- 
bücher als  ein  ganz  wesentlicher  anzuerkennen  sei,  wie  aber  dieser 
Nutzen  sich  für  ein  internationales  offizielles  Jahrbuch  noch  we- 
sentlich steigern  w^erde.  Die  Schwierigkeiten ,  welche  die  Her- 
stellung und  die  Beschaffung  im  Wesentlichen  übereinstimmender 
Daten  bereiten  würde ,  konnten  nicht  verkannt  werden,  doch 
wurden  sie  bei  gutem  Willen  und  Entgegenkommen  der  offiziellen 
Statistik  für  überwindbar  erachtet.  Ein  näherer  Plan  für  die  Ein- 
teilung und  das  Material  des  Jahrbuches  wurde  vorgelegt. 

Interessante  Mitteilungen  machte  von  Kdrosy  bezüglich  semer 
speziellen  Untersuchungen  über  die  Frucht- 
barkeit der  Ehen  bei  näherer  Berücksichtigung 
der  verschiedenen  Dauer  derselben  und  des  ver- 
schiedenen Alters  der  Eh  esc  h  liessenden  in  den 
mannigfachen  Kombinationen.  Sachlich  daran  anschliessend  re- 
ferierte Zoltan  RätJi  über  die  einfachste  Methode,  um 
die  Fruchtbarkeit  der  Ehen  zu  messen,  dabei  die 
Erfahrungen,  welche  nach  dieser  Richtung  von  der  ungarischen 
Statistik  gemacht,  näher  berührend. 

2.  Die  wirtschafts  politische  Sektion.  Die  wirt- 
schaftspolitische Sektion  verhandelte  ein  noch  reicheres  Programm 
als  die  demographische;  vielfach  wurden  dabei  allerdings  wohl 
auch  Fragen  wiederum  gestreift  oder  berührt,  welche  man  früher 
in  ähnlicher  Weise  schon  behandelt  hatte ,  bezüglich  deren  aber 
ein  befriedigendes  oder  abschliessendes  Ergebnis  noch  nicht  hatte 
erzielt  werden  können ;  dass  letzteres  gerade  auf  dem  Gebiete  der 
Wirtschaftsstatistik  in  einem  besonderen  Masse  hervortritt ,  kann 
wohl  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  man  bedenkt,  wie  weit  hier 
die  eigenen  Interessen  der  einzelnen  Länder  auseinander  gehen 
und  wie  schwer  es  deshalb  sein  muss ,  eine  Uebereinstimmung 
auch  nur  für  minder  Wichtiges  zu  erzielen.  So  verhielt  es  sich 
schon  mit  dem  ersten  Gegenstande  des  ersten  Verhandlungstages, 
welcher  in  ähnlicher  Weise  schon  wiederholte  Verhandlungen  \er- 
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anlasst  hatte.  Trotzdem  grösseres  Interesse  erregend  brachte  vo/i 
Vargha  allgemeine  Betrachtungen  über  die  Statistik  des 
A  u  s  s  e  n  h  a  n  d  e  1  s  vor.  Obwohl  schon  lange  darauf  hingewirkt 
worden,  eine  Vergleichbarkeit  der  handelsstatistischen  Nachwei- 
sungen, welche  die  einzelnen  Länder  über  ihren  Aussenhandel 
geben,  und  welche  sie  aufzustellen  im  eigenen  Interesse  gezwungen 
sind,  herbeizuführen,  musste  Referent  doch  zugeben,  dass  man 
bisher  auf  diesem  Gebiete  noch  kaum  weiter  gekommen  sei.  Die 
Hauptschwierigkeit  beruht  ja  in  der  verschiedenartigen  Klassifi- 
kation der  Waren  und  Warengattungen  in  den  einzelnen  Staaten, 
eine  Verschiedenheit,  die  aber  wiederum  unmittelbar  auf  der  be- 
sonderen Zollgesetzgebung  der  Staaten  beruht  und  deshalb  kaum 
je  zu  beseitigen  sein  wird.  Referent  schildert,  wie  man  für  Ungarn 
und  Oesterreich  zu  einer  teilweisen  und  allgemeineren  Vergleich- 
barkeit der  Daten  des  Aussenhandels  gekommen  und  glaubt,  dass 
sich  vielleicht  auf  diesem  Wege  auch  eine  weitere  internationale 
Vergleichbarkeit  anstreben  lassen  werde.  An  der  sich  anschlies- 
senden Debatte  beteiligten  sich  Neymarck ,  Craigie ,  Levasseur, 
Raffalovich,  de  Foville  und  Nicolai.  Im  Anschluss  hieran  wird 
auf  Antrag  de  Foville's  folgende  Resolution  einstimmig  ange- 
nommen :  Die  wirtschaftliche  Sektion  lenkt  die  wohlwollende  Auf- 
merksamkeit der  Regierungen  auf  das  grosse  Interesse  ,  welches 
man  daran  haben  muss,  bei  der  Festlegung  des  Herkunfts-  und 
des  Bestimmungslandes  der  Waren  in  der  Zollstatistik  das  wirk- 
liche Herkunftsland  und  das  wirkliche  Bestimmungsland  ohne 
Rücksicht  auf  den  Transportweg,  den  die  Waren  zu  durchlaufen 
haben,  festgestellt  zu  sehen. 

Die  Methode  und  das  Resultat  der  grossen 
statistischen  Industrie-Aufnahme  Ungarns 
vom  Jahre  1899  veranschaulichte  des  Näheren  von  Hegyes- 
h  a  1  m  y  und  im  Anschluss  daran  gab  Szterenyi  weiteren 
Aufschluss  über  die  allgemeine  bisherige  industrielle 
W  irtschaftspolitik  Ungarns  und  ihre  Ergeb- 
nisse; das  was  bislang  erzielt  w^orden,  wurde  von  beiden  Re- 
ferenten als  durchaus  zufriedenstellend  bezeichnet. 

Den  Schluss  der  Verhandlungen  des  ersten  Tages  bildete  ein 
Referat  von  W  a  x  w  e  i  1  e  r  ,  w^elcher  aus  Anlass  der  belgischen 
Industrie-Erhebung  vom  31.  Oktober  1896  und  nach  den  Erfah- 
rungen mit  dieser  Erhebung  eine  Reihe  statistisch -tech- 
nischer   Fragen    über    die    Industrie-Erhebungen 
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eingehend  erörterte,  so  bezüglich  der  ganzen  Organisation,  be- 
züglich der  Revision  des  Materials,  bezüglich  der  Aufarbeitung, 
bezüglich  der  Publikation.  Als  allgemeine  Verlangen  stellte  Re- 
ferent hin  :  einmal  dass  die  Industrie-Erhebungen  und  die  allge- 
meinen Volkszählungen,  sofern  sie  zeitlich  auf  denselben  Punkt 
gelegt  würden,  doch  nach  verschiedenen  statistisch-technischen 
Grundsätzen  zu  behandeln  seien  und  ferner  dass  die  statistischen 
Zentralstellen  in  ihren  Publikationen  auch  die  ganze  Methode, 
welche  bei  der  einzelnen  Erhebung  zur  Anwendung  gekommen, 
des  Nähern  zur  Darstellung  brächten ,  um  auf  diese  Weise  eine 
spezielle  Prüfung  und  Bewertung  der  Ergebnisse  zu  ermöglichen. 
Das  letztere  Verlangen  wurde  einstimmig  zum  Beschluss  der 
Sektion  erhoben. 

Am  zweiten  Tage  verhandelte  die  wirtschaftliche  Sektion  zu- 
nächst in  Gemeinschaft  mit  der  dritten  Sektion  für  Justiz-  und 
Verwaltungsstatistik  über  eine  internationale  Statistik 
der  Eisenbahnen.  Auch  diese  Frage  war  bereits  auf  der 
Petersburger  Tagung  des  Instituts  namentlich  durch  Borkowsky 
und  Bodio  berührt,  wobei  es  als  dringend  wünschenswert  erachtet 
wurde,  die  unterbrochenen  Arbeiten  der  internationalen  Kommis- 
sion für  Eisenbahnstatistik  in  irgend  einer  Weise  wieder  aufzu- 
nehmen. Es  referierten  V  a  c  h  e  r  und  von  W  e  n  d  r  i  c  h.  Er- 
sterer  ging  von  den  neueren  Umgestaltungen  im  Tarifwesen  aus 
unter  näherer  Schilderung  des  Wesens  und  der  Bedeutung  des 
ungarischen  Zonentarifs ;  er  stellte  sodann  dasjenige  näher  dar, 
was  bislang  für  die  internationale  Eisenbahnstatistik  geschehen 
durch  den  internationalen  statistischen  Kongress,  die  internationale 
Kommission  etc.  und  schloss  mit  dem  Antrage,  dass  das  Institut 
diese  Bestrebungen  aufnehme  und  durch  einen  Ausschuss  fort- 
führe. Der  zweite  Referent  betonte  namentlich  den  hohen  Wert, 
welchen  eine  internationale  Statistik  gerade  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnwesens  haben  müsse;  die  Betriebsresultate  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  müssten  in  einer  Weise  nachgewiesen  werden, 
dass  gleichzeitig  eine  internationale  Vergleichbarkeit  ermöglicht 
würde ;  in  erster  Linie  müsste  dieses  bezüglich  der  Uebersichten 
über  die  Personen-  und  Güterbeförderung  im  direkten  Verkehr 
und  über  das  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Transportan- 
stalten auf  dem  Land-  und  Wasserwege  geschehen;  desgleichen 
würden  aber  als  weitere  Fragen  für  eine  internationale  Eisenbahn- 
statistik   in  Betracht    kommen    die  Leistungsfähigkeit    der  Haupt- 
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Union  beziehungsweise  das  Ausreichen  derselben,  die  Regelmässig- 
keit des  Transports  auf  den  Hauptlinien  (Reklamations-Statistik), 
die  Transportkosten  (Tarife),  die  Betriebskosten,  die  Dauer  der 
Gütertransporte,  die  Stockungen  in  der  Güter-  und  Wagenbeför- 
derung auf  den  Linien  und  Bahnhöfen.  Nach  einer  lebhafteren 
Debatte,  an  welcher  sich  Yves  Guyot,  Raffalovich,  Neymarck, 
Levasseur  und  Laurent  beteiligten ,  wurde  einstimmig  folgendes 
beschlossen:  Die  beiden  vereinigten  Sektionen  erklären  es  für 
wünschenswert,  dass  ein  Ausschuss  für  die  Eisenbahnstatistik  ein- 
gesetzt werde  und  dass  dieser  ein  Programm  für  die  internatio- 
nale Statistik  der  Transportmittel  ausarbeite.  Dieser  Beschluss 
wurde  später  von  der  Generalversammlung  sanktioniert  und  der 
Ausschuss  wie  folgt  zusammengesetzt:  Yves  Guyot,  Präsident; 
von  Wendrich,  Vize-Präsident;  Hadley  (Vereinigte  Staaten),  Raf- 
falovich (Russland),  Blenck  (Deutschland),  Moron  (Frankreich), 
Neymarck  (Frankreich) ,  Perozzo  (Italien),  von  Vargha  (Ungarn) ; 
der  Ausschuss  ist  ermächtigt,  geeignete  Personen  weiter  zu  koop- 
tieren. 

Demnächst  verhandelte  die  wirtschaftspolitische  Sektion  wie- 
derum allein  über  die  Statistik  der  Aktiengesell- 
schaften. Neymarck  hatte  schon  zu  Anfang  des  Jahres 
1901  einen  Fragebogen  mit  17  Spezialfragen  an  die  Mitglieder 
versendet ,  namentlich  um  bezüglich  der  Aufstellung  der  Bilanz 
der  Aktiengesellschaften  für  eme  internationale  Statistik  die  näheren 
Unterlagen  in  den  verschiedenen  Ansichten  zu  erhalten  und  be- 
richtete nunmehr  über  das  Resultat  seiner  Anfrage.  Eingehendere 
Vorschläge  für  eine  Statistik  der  Aktiengesellschaften  brachte 
von  Körösy  vor;  er  will  namentlich  den  Reingewinn  der  Ak- 
tionäre und  den  der  Aktiengesellschaft  als  solchen  scharf  geschie- 
den wissen  und  giebt  für  die  Feststellung  beider  besondere  Grund- 
sätze an,  daneben  auch  solche  für  den  ziffermässigen  Wert  und 
die  Rentabilität,  den  Gewinn  und  Verlust  durch  Kursschwan- 
kungen etc. 

Einen  mit  Interesse  aufgenommenen  Bericht  erstattete  sodann 
J  u  g  1  a  r  über  gewisse  charakteristische  Erschei- 
nungen in  dem  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
moralischen  Leben  der  m  e  n  s  c  h  1  i  c  h  e  n  G  e  m  e  i  n  - 
Schäften  zu  bestimmten  kritischen  E  n  t  w  i  c  k  - 
1  u  n  g  s  p  u  n  k  t  e  n  in  den  verschiedenen  Ländern. 
F  e  1 1  n  e  r    halte  in  einem  umfangreichen  Gfedruckten  Bericht  die 
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einzelnen  Methoden  für  die  Berechnung  des  natio- 
nalen Vermögens,  welche  von  den  verschiedenen  Theo- 
retikern aufgestellt  und  in  den  einzelnen  Ländern  praktisch  zur 
Durchführung  gebracht  waren ,  besprochen  und  gab  mündlich 
daraus  emen  kürzeren  Ueberblick ;  für  eine  internationale  Ver- 
gleichung  empfahl  er  die  Methode  de  Foville's ,  weil  diese  sich 
am  Leichtesten  überall  auch  da,  wo  man  sonst  in  anderer  Weise  die 
Berechnung  ausserdem  anstelle,  leicht  durchführen  lassen  werde 
und  trotz  nicht  zu  verkennender  Mängel  immerhin  als  eine  brauch- 
bare Unterlage  gebend  anerkannt  werden  müsse.  Auf  einen 
Antrag  von  Raffalovich  wird  endlich  noch  ein  demnächst 
auch  von  der  Generalversammlung  bestätigter  Ausschuss  einge- 
setzt ,  um  die  Frage  zu  beleuchten ,  wie  der  Einfluss  der 
Z  o  1 1  a  u  f  1  a  g  e  n  in  seiner  Rückwirkung  auf  die 
Warenpreise  für  die  Konsumenten  (Einzelpersonen 
sowohl  wie  Industrien)  am  zweckentsprechendsten  festzustellen ; 
in  diesen  Ausschuss  wurden  Yves  Guyot  (Frankreich),  Raffalovich 
(Russland),  von  Mayr  (Deutschland),  Mandello  (Ungarn),  Delatour 
(Frankreich),  Nicolai  (Belgien),  Hendricks  (Grossbritannien)  und 
Atkinson  (Vereinigte  Staaten)   entsendet. 

Der  dritte  Verhandlungstag  der  wirtschaftlichen  Sektion  war 
ausschliesslich  der  landwirtschaftlichen  Statistik 
im  weitesten  Sinne  des  Wortes  gewidmet.  L  e  v  a  s  s  e  u  r  hielt 
einen  bedeutungsvollen  Vortrag  über  die  Fortschritte 
der  Agrarstatistik.  Die  Fülle  beachtenswerter  Einzel- 
heiten in  demselben  wurde  dann  noch  durch  eine  Reihe  von  Spe- 
zialangaben  ergänzt,  welche  Raffalovich,  Juglar,  Korista,  Laurent, 
Troinitzky  ,  Moron,  March,  Olanesco,  Ebert  und  Craigie  zu  dem 
Vortrage  machten  und  in  denen  sie  meist  die  besonderen  Erfah- 
rungen in  den  einzelnen  bezüglichen  Staaten  zur  Geltung  brach- 
ten, teils  mit  besonderen  zahlenmässigen  Belägen.  Dann  referierte 
Mandello  über  die  Statistik  der  landwirtschaft- 
lichen L  ö  h  n  e  ;  er  wies  auf  die  Schwierigkeiten  jeder  Lohnsta- 
tistik und  die  besonderen  der  landwirtschaftlichen  Lohnstatistik 
hin,  welche  letztere  namentlich  auf  den  verschiedenen  Arten  der 
Naturalentlohnung  neben  dem  vielfach  stark  zurücktretenden  Geld- 
lohn beruhe,  schildert  den  Zweck  und  die  Methode  der  landwirt- 
schaftlichen Lohnstatistüv  nach  dem  als  richtig  anzunehmenden 
Prinzip  und  berührt  schliesslich  die  ungarische  bezügliche  Statistik, 
welche  er  näher  kritisch  beleuchtet.     Nachdem  von  Schullern  zu 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.     1902.    i.  Q 


130 


Dr.   F.  \V.   R.   Zimmen 


dem  Gegenstande  noch  einiges  speziell  hervorgehoben  hatte,  folgte 
das  Referat  von  O  1  a  n  e  s  c  o  über  die  S  t  a  t  i  s  t  i  k  der  h  y  - 
p  o  t  h  e  k  a  r  i  s  c  h  e  n  Verschuldung,  für  welche  irgend 
welche  vergleichbare  Daten  für  eine  internationale  Zusammen- 
stellung trotz  mannigfacher  Bemühungen  nicht  zu  erlangen  ge- 
wesen sind.  Nach  einigen  weiteren  Ausführungen  von  Milland, 
Perozzo  und  Mischler  schlägt  RafFalovich  folgende  Resolution  vor : 
Die  Sektion  erklärt  es  für  wünschenswert,  dass  der  für  die  Sta- 
tistik der  hypothekarischen  Belastung  des  Grundbesitzes  einge- 
setzte Ausschuss  seine  wichtige  Arbeit  fortführe  und  dass  die- 
jenigen Staaten,  welche  bislang  die  bezüglichen  Nachweise  nicht 
beigebracht  hätten,  hierzu  von  neuem  aufgefordert  würden.  Diese 
Resolution  fand  auch  Annahme,  ob  sie  aber  grossen  Erfolg  haben 
wird,  muss  zweifelhaft  erscheinen  ;  macht  doch  die  Erfassung 
der  Hypothekarverschuldung  schon  für  den  grösseren  Staat  ganz 
erhebliche  Schwierigkeiten ,  welche  von  einer  Reihe  von  Staaten 
überhaupt  noch  nicht  zu  überwinden  gewesen  sind ,  speziell  in 
solchen,  welche  gerade  auf  diesen  Gegenstand  vornehmlich  sorg- 
fältige Bemühungen  verwendet  haben;  bei  der  grossen  und  w^eit- 
gehenden  Verschiedenheit,  welche  Gesetzgebung  und  Volksge- 
brauch in  dieser  Richtung  bieten ,  wird  man  es  von  vornherein 
für  ziemlich  ausgeschlossen  erachten  können  ,  dass  man  für  eine 
internationale  Statistik  wirklich  brauchbare  Daten  über  die  hypo- 
thekarische Verschuldung  erhält;  das,  was  thatsächUch  an  Daten 
geliefert  werden  wird,  ist  von  zu  verschiedenem  inneren  Charak- 
ter, als  dass  eine  Vergleichbarkeit  ermöglicht  werden  kann,  lieber 
die  internationale  Statistik  der  Forsten  hatte 
Bedö  ein  gedruckt  vorhegendes  Referat  erstattet,  in  welchem 
er  in  einer  weitgehenden  Weise  dasjenige  näher  spezialisiert,  was 
in  den  einzelnen  Staaten  über  die  Forsten,  ihre  Kultur,  Nutzen  etc. 
statistisch  festzustellen  und  was  dann  wieder  für  die  internationale 
Statistik  zu  verarbeiten  wäre ;  am  Verhandlungstage  war  Referent 
nicht  erschienen  und  gelangte  daher  der  Gegenstand  nicht  weiter 
zur  Beratung. 

Am  letzten  Tage  verhandelte  die  wn-tschaftliche  Sektion  ein- 
gehender über  die  Sparkassen  Statistik.  Zur  Frage 
einer  internationalen  Berufssparkassen  Statistik 
hatte  von  Ras  p  ein  gedrucktes  Referat  vorgelegt.  Schon  auf 
der  Tagung  zu  Bern  1895  hatte  Rasp  auf  die  Bedeutung  der 
Konstatierung  des  Berufs  der  Sparkassen-Einleger  durch  die  Spar- 
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kassenstatistik  hingewiesen  und  die  Anbahnung  einer  internatio- 
nalen Regeking  in  V^orschlag  gebracht.  Er  hat  den  Gegenstand 
dann  weiter  verfolgt  und  über  seine  internationalen  Ermittelungen 
zuerst  auf  der  Tagung  zu  Petersburg  1897  und  nunmehr  wiederum 
jetzt  berichtet.  Dabei  kommt  von  Rasp  zu  folgendem  Resultat: 
Eine  Berufsstatistik  der  Sparkassen-Einleger  gewährt  einen  lehr- 
reichen Einblick  in  die  sozialen  Verhältnisse.  Sie  muss  aber,  um 
zu  greifbaren  Angaben  zu  führen,  erheben :  i.  die  Person  des  Ein- 
legers (desjenigen,  für  den  die  Einlage  bestimmt  ist),  2.  deren 
Beruf  und  die  Stellung  in  diesem  Beruf,  3.  den  Betrag  der  Ein- 
lage beziehungsweise  der  ersten  Einlage.  Die  Berufsstatistik  der 
Sparkassen  sollte  sich  nicht  auf  ein  Momentbild  beschränken, 
sondern  auch  zeitliche  Vergleiche  ermöglichen  ;  sie  sollte  daher, 
wenn  nicht  ständig,  so  doch  durch  längere  Jahre  durchgeführt, 
oder  in  bestimmten,  nicht  zu  grossen  Zwischenräumen  wiederholt 
werden.  In  der  mündlichen  Verhandlung  wurde  der  abwesende 
von  Rasp  in  ausgezeichneter  Weise  durch  P  r  o  e  b  s  t  vertreten. 
Die  Spezialfrage  selbst  wurde  im  Wesentlichen  mit  der  allgemei- 
nen Frage  über  die  Statistik  der  Sparkassen  ver- 
bunden, bezüglich  derer  R  o  s  t  a  n  d  ein  gedrucktes  Referat  ge- 
liefert hatte,  welches  wiederum  von  L  e  v  a  s  s  e  u  r  mündlich  ver- 
treten wurde.  Bezüglich  der  allgemeinen  Sparkassenstatistik  wurde 
darauf  hingewiesen,  wie  das  Sparkassenwesen  in  den  einzelnen 
Staaten,  ja  sogar  in  dem  einzelnen  Staate  selbst,  ein  so  verschie- 
denartiges sei ,  dass  sich  eine  Einheitlichkeit  der  Statistik  ,  wenn 
überhaupt,  doch  nur  mit  grossen  Mühen  erzielen  lassen  werde; 
für  eine  Berufsstatistik  der  Sparkassen  komme  dabei  noch  die 
Verschiedenheit  in  der  Klassifikation  der  Berufe  in  den  einzelnen 
Staaten  in  Frage.  Damit  ist  aber  für  die  internationale  Statistik 
ein  schwieriger  Boden  gegeben,  dieselbe  wird  sich  zunächst  darauf 
beschränken  müssen,  eine  prinzipielle  Norm  für  die  einzelnen 
Erhebungsmomente  der  Sparkassenstatistik  aufzustellen,  welche 
dann  nach  und  nach  in  den  einzelnen  Ländern  sich  Eingang  ver- 
schaffen und  so  eine  Vergleichbarkeit  herbeiführen  müsste.  In 
der  eingehenderen  Debatte,  an  welcher  sich  Blenck,  Milliet,  01a- 
nesco,  Raffalovich  ,  Kovanko  ,  Moron  und  Neumarck  beteiligten, 
wurde  namentlich  darauf  hingewiesen,  dass  man  auch  die  Gesetz- 
gebung der  einzelnen  Länder ,  welche  sich  bezüglich  des  Spar- 
kassenwesens auf  sehr  abweichender  Grundlage  aufbaue,  bei  einer 
Sparkassenstatistik    entsprechend    berücksichtigen    müsse,    um  zu 
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vergleichbaren  Resultaten  zu  gelangen ,  wobei  namentlich  die 
Vorschriften  über  einen  Höchstbetrag  der  einzelnen  Einlage  und 
eine  höchste  Zahl  der  Ivinlagen  von  Wichtigkeit;  nicht  zu  über- 
sehen sei  gleicherweise  die  Verschiedenheit  in  der  Art  des  Spa- 
rens  in  den  einzelnen  Ländern.  Schliesslich  wurde  die  nähere 
Prüfung  der  ganzen  Frage  der  Sparkassenstatistik  dem  Aus- 
schuss  für  die  Finanzstatistik  unter  dem  Vorsitz  Millaud's  über- 
tragen. 

3.  Die  S  e  k- 1  i  o  n  f  ü  r  J  u  s  t  i  z  -  und  Verwaltungs- 
Statistik.  Die  dritte  Sektion  für  Justiz-  und  Verwaltungs- 
Statistik  endlich  nahm  am  ersten  Verhandlungstage  einen  sorg- 
fältig durchgearbeiteten  Vortrag  von  H  e  n  n  y  e  y's  über  die 
Poststatistik  Ungarns  entgegen ,  in  welchem  einerseits 
die  Anregungen,  welche  von  dem  Weltpostverein  bezüglich  einer 
allgemeinen  und  gleichförmigen  Poststatistik  in  den  einzelnen 
Ländern,  also  für  eine  internationale  Poststatistik,  gegeben  waren, 
andererseits  dasjenige,  was  vom  Königreich  Ungarn  zur  Ausfüh- 
rung dieser  Anregungen  und  sodann  aber  auch  daneben  und 
darüber  hinaus  selbständig  aus  eigener  Initiative  für  die  Poststa- 
tistik in  allen  ihren  Einzelheiten  geleistet  worden  ist ,  näher  zur 
Darstellung  gebracht  wurde  ;  auf  diese  Einzelheiten,  so  interessant 
dieselben  auch  waren,  näher  einzugehen,  würde  uns  hier  zu  weit 
führen.  Die  weiter  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Referate 
über  die  Eisenbahnstatistik  wurden  abgesetzt ,  um  am  folgenden 
Tage  gemeinsam  mit  der  wirtschaftlichen  Sektion  darüber  zu  ver- 
handeln ;  das  Nähere  in  dieser  Beziehung  ist  oben  schon  darge- 
stellt. 

In  der  Spezialsitzung  der  dritten  Sektion  am  zweiten  Tage 
trug  sodann  V  a  c  h  e  r  seinen  Bericht  über  die  Einrichtung 
einer  internationalen  Elektrizitätsstatistik 
vor,  welcher  in  dem  Wunsche  gipfelte,  dass  mit  Hilfe  des  inter- 
nationalen statistischen  Instituts  eine  internationale  Elektrizitäts- 
statistik ins  Leben  gerufen  werden  möge,  welcher  Wunsch  wie- 
derum wesentlich  durch  den  Hinweis  auf  die  grosse  Bedeutung, 
welche  die  Verwendung  der  Elektrizität  und  die  Elektrotechnik 
in  neuester  Zeit  immer  mehr  und  in  noch  lange  nicht  abgeschlos- 
sener Steigerung  gewonnen  habe,  begründet  wurde.  Nach  einer 
erläuternden  Bemerkung  Delatour's  hält  die  Sektion  es  für  aus- 
reichend, wenn  der  Vorschlag  durch  den  speziellen  Bericht  zur 
Kenntnis  des  Instituts  gebracht   wird.     Darauf  teilte    Fahlbeck 
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einzelne  besondere  Ergebnisse  aus  der  Statistik 
der  Civilrechts  pflege  in  Schweden  mit.  Hieran 
schloss  sich  eine  ausgedehntere  Debatte ,  an  welcher  sich  von 
Inania-Sternegg ,  Földes,  Räth,  De  Lannoy,  Blenck,  Ferraris  und 
von  Mayr  beteiligten  und  welche  schliesslich  zu  folgender  von 
von  Inama-Sternegg  und  Blenck  vorgeschlagenen  Resolution  der 
Sektion  führte;  Es  ist  wünschenswert,  dass  die  Ergebnisse  der 
Civilrechtspflege  soweit  als  möglich  zur  Erkenntnis  des  ethischen, 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Lebens  nutzbar  gemacht  werden. 

Den  dritten  Verhandlungstag  widmete  die  Sektion  ausschliess- 
lich der  J  ustizstatistik.  Zunächst  legte  R  a  t  h  die  Ent- 
wicklung der  K  r  i  m  i  n  a  1  s  t  a  t  i  s  t  i  k  in  Ungarn  klar 
und  schilderte  dabei  speziell  die  Neuorganisation  derselben  vom 
Jahre  1900  in  ihren  Details,  auf  welche  näher  einzugehen  wir  uns 
leider  versagen  müssen;  Referent  hofft,  dass  die  Bearbeitung  nach 
den  neuen  Vorschriften,  welche  jetzt  für  das  erste  Jahr  noch  im 
Werke  ist,  einen  schätzbaren  Beitrag  für  die  Kriminalogie  sowie 
für  die  Sozial-  und  Moralwissenschaft  geben  werde  und  wir  stehen 
nicht  an,  diese  Hoffnung  nach  seinen  Ausführungen  zu  teilen.  Es 
referierte  sodann  De  Lannoy  über  den  E  i  n  f  1  u  s  s  der  Wahl 
der  Einheit  in  der  Kriminalstatistik.  Das  Refe- 
rat ,  welches  sich  speziell  gegen  die  Wahl  des  Kriminalfalls  als 
Einheit  wendete ,  gipfelt  in  folgenden  Sätzen :  Wenn  man  die 
Einheit  Kriminalfall  zu  Grunde  legt,  fallen  die  Ergebnisse  folgen- 
dermassen  aus  :  i.  Die  Auseinanderhaltung  der  Verurteilten  nach 
Geschlecht,  Civilstand,  Kenntnissen,  Alter  ist  annähernd  genügend. 
2.  Die  Anzahl  der  Primären  und  die  der  Rückfälligen  werden  bei 
weitem  nicht  in  demselben  Verhältnis  erhöht;  dabei  werden  bei 
einer  Vergleichung  der  Kennzeichen  dieser  zwei  Hauptgruppen 
die  Schlüsse  durchaus  unzuverlässig  sein.  3.  Die  Auseinander- 
haltung der  Rückfälligen  nach  der  Zahl  ihrer  Strafurteile  entfernt 
sich  so  sehr  von  der  Wahrheit,  dass  sie  fiir  Massenbeobachtung 
derselben  unbrauchbar  wird.  Daher  ist  es  für  die  Fortschritte 
der  kriminalstatistischen  Forschungen  wünschenswert,  dass  man 
die  Einheit  Kriminel  statt  der  Einheit  Kriminalfall  in  allen  Län- 
dern anwende  oder  dass  man  überall,  wo  diese  Verbesserung 
nicht  thunlich  ist,  Forschungen  über  eine  kleine  Masse  von  Ver- 
urteilungen anstelle,  um  einen  Koefficient  für  die  Berichtigung  der 
durch  die  Einheit  Kriminalfall  erhaltenen  Zahlen  festzustellen.  An 
der  folgenden  Debatte  nahmen  Hjelt,  Blenck,  Bosco,  Kerdijk  und 
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Milliet  Anteil  und  man  beschlcjss,  der  GeneralvcrsamnilunLj  einen 
entsprechenden  Antrag  zu  unterbreiten,  der  von  einer  besonders 
gebildeten  Kommission  noch  näher  festgelegt  werden  sollte.  Den 
Schluss  der  Tagesverhandlungen  bildete  ein  Referat  von  Bosco 
wiederum  über  die  Statistik  der  Civilrechtspflege, 
bezüglich  dessen  nach  einer  von  Blenck ,  Milliet  und  Delatour 
geführten  Debatte  folgendes  beschlossen  und  der  Generalversamm- 
lung unterbreitet  wurde: 

1.  Bezüglich  der  Statistik  über  die  Civilrechtspflege  ist  eine 
Trennung  des  auf  die  Verwaltung  bezüglichen  Teiles  des  Gerichts- 
verfahrens von  dem  das  wirtschaftliche ,  soziale  und  moralische 
Leben  berührenden  Teile  ebenso  vorzunehmen,  wie  solches  schon 
für  die  Kriminalstatistik  durchgeführt  ist. 

2.  Je  nachdem  solches  möglich  sein  wird  und  unter  Berück- 
sichtigung der  Verschiedenheiten  des  Verfahrens  in  den  einzelnen 
Ländern  ist  von  der  Methode  der  individuellen  deskriptiven  Be- 
obachtung zu  der  Methode  der  Kollektivbeobachtung  überzu- 
gehen. 

3.  Ausserdem  erachtet  es  die  Sektion  für  erforderlich  ,  dass 
der  Ausschuss  für  die  Justizstatistik  beauftragt  werde,  für  die 
wissenschaftliche  Ausscheidung  der  Prozessgegenstände  die  beste 
vergleichbare  statistische  Unterlage  zu  schaffen. 

Am  letzten  Verhandlungstage  wies  zunächst  Blenck  auf 
die  Bedeutung  einer  internationalen  Statistik  der 
Brände  hin;  er  nahm  dabei  namentlich  auf  eine  von  ihm  über- 
reichte interessante  Schrift  über  Gebäude  und  Brände  im  König- 
reich Preussen  Bezug,  welche  er  anlässlich  der  zu  Berlin  1901 
stattgehabten  internationalen  Ausstellung  für  Feuerschutz  und 
Feuerrettungswesen  verfasst  hatte.  F'erner  referierten  Schnap- 
per-Arndt zur  Theorie  der  Pivatwirtschafts- 
Statistik  und  Rubin  bezüglich  einer  Erhebung  über 
den  Verbrauch  in  den  dänischen  Arbeiter- 
familie n.  Neben  einem  Referat  über  Arbeitsvermitt- 
lung s  s  t  a  t  i  s  t  i  k  von  M  i  s  c  h  1  e  r  ist  zum  Schluss  noch  ein 
ganz  vorzüglich  durchgearbeitetes  und  bedeutungsvolles  Referat 
desselben  über  Armenkataster  als  Grundlage  der 
Armen  Statistik  besonders  hervorzuheben.  Mischler  kommt 
dabei  zu  folgenden  die  ganze  Individual-Armenstatistik  umfassen- 
den Grundsätzen:  Die  Statistik  der  in  Armenunterstützung  befind- 
lichen Personen  besteht  aus  Bruchstücken,  von  denen  jedes  Bruch- 
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stück  die  von  eineiii  bestimmten  unterstützenden  Faktor  unter- 
stützten Personen  umfasst.  Die  Grundlage  der  Statistik  der  in 
Armenunterstützung  stehenden  Personen  sollen  Armenkataster 
bilden  ,  von  denen  jeder  die  von  einem  unterstützenden  Faktor 
unterstützten  Personen  zu  umfassen  hat.  Diese  Armenkataster 
sollen  aus  Individualblättern  bestehen.  In  jenen  Ländern ,  wo 
irgend  einem  der  unterstützenden  Faktoren  eine  prinzipielle  und 
allgemeine  Versorgungspflicht  obhegt  (z.  B.  Gemeinden),  soll  der 
Kataster  dieses  Faktors  die  allgemeine  Basis  aller  einzelnen 
Armenkataster  bilden ,  während  die  übrigen  als  Spezialkataster 
mit  dem  allgemeinen  Kataster  in  möglichster  Uebereinstimmung 
zu  halten  sind.  Wenn  die  Armenunterstützung  von  zahlreichen 
unterstützenden  Faktoren  derselben  Art  (z.  B.  Gemeinden)  durch- 
geführt wird ,  so  soll  neben  den  von  jedem  dieser  Faktoren  zu 
führenden  örtlichen  Katastern  ein  Zentralkataster  auf  Grund  der 
Kopien  der  örtlichen  Katasterblätter  geführt  werden;  dieser  Zen- 
tralkataster ist  dann  gleichzeitig  der  im  vorigen  Satz  geforderte 
allgemeine  Kataster.  Die  einzelnen  Bruchstücke  der  Statistik  der 
Unterstützten,  bezw.  die  einzelnen  Katasterabteilungen  müssen 
durchaus  nicht  gleichmässig  ausführlich  gehalten  sein  ;  es  em.pfiehlt 
sich  vielmehr,  den  allgemeinen  oder  Zentralkataster  auf  wenige 
Punkte  zu  beschränken,  dagegen  besondere  wichtige  Spezialabtei- 
lungen, insbesondere  solche,  zu  denen  die  Mitwirkung  geeigneter 
Verwaltungsbehörden  zu  Gebote  steht,  ausführUcher  zu  halten. 
Die  mündliche  Verhandlung  der  beiden  Mischler'schen  Referate 
ist  wegen  Zeitmangels  auf  die  nächste  Tagung  verschoben. 

4.  Die  Generalversammlungen.  Nachdem  wir  so 
die  in  den  Sektionen  behandelten  Gegenstände  zur  Darstellung 
gebracht,  erübrigt  es  noch,  aus  den  Verhandlungen  der  General- 
versammlung das  VV'esentlichste  herauszuheben.  Hier  gab  Ber- 
ti 1 1  o  n  Aufschluss  über  die  weiteren  Fortschritte ,  welche  die 
wesentlich  von  ihm  aufgestellte  internationale  Nomen- 
klatur der  Todesursachen  seit  der  letzten  Tagung  des 
Instituts  zu  Christiania  gemacht  hat ;  im  Anschluss  an  den  in- 
ternationalen demographischen  Kongress  zu  Paris  1900  hatte  eine 
aus  den  Delegierten  von  27  Staaten  bestehende  Kommission 
die  Nomenklatur  nochmals  eingehend  durchberaten ,  was  dazu 
führte ,  dass  eine  grössere  Anzahl  der  teilnehmenden  Staatsver- 
treter ihr  prinzipielles  Einverständnis  mit  der  Nomenklatur  erklär- 
ten   und    für    die    thatsächliche  Durchführune    derselben    in  ihren 
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Staaten  eintreten  wollten.  Demnächst  wurde  eine  Frage,  welche 
schon  auf  der  letzten  Tagung  des  Instituts  zu  Christiania  1899  zu 
längeren  Verhandlungen  geführt,  wiederum  aufgeworfen,  nämlich 
die  d  e  m  o  g  r  a  p  h  i  s  c  h  e  Erforschung  solcher  Län- 
der, in  denen  Zählungen  der  Bevölkerung  nicht 
stattfinden;  C  r  a  i  g  i  e  vertrat  hier  mündlich  einen  gedruckt 
vorliegenden  Bericht  von  B  a  i  n  e  s  und  K  i  a  e  r  hatte  die  gleiche 
Frage  speziell  behandelt;  beide  Referate  liefen  im  Wesentlichen 
darauf  hinaus,  für  solche  mit  Zählungen  nicht  zu  durchforschende 
Gebiete  in  irgend  einer  Weise  die  von  Kiaer  im  Allgemeinen  vor- 
geschlagene sogenannte  repräsentative  Methode ,  auf  welche  wir 
sofort  noch  kommen  werden ,  zur  Anwendung  zu  bringen ;  nach 
einer  Debatte,  an  welcher  sich  von  Mayr,  Laurent,  Kiaer  und 
von  Inama-Sternegg  beteiligten ,  wurde  die  nähere  Prüfung  dem 
für  die  allgemeinen  Kiaer'schen  Vorschläge  schon  in  Christiania 
eingesetzten  Ausschuss  überwiesen,  welcher  noch  durch  Bücher, 
Rubin,   Verrijn-Stuart,    von  Körösy  und  Craigie  verstärkt  wurde. 

Einen  geistreich  zugespitzten  Vortrag  hielt  de  F  o  v  i  1 1  e 
über  die  Statistik  und  die  öffentliche  Meinung, 
welcher  mit  Aufmerksamkeit  verfolgt  und  sehr  beifällig  aufgenom- 
men wurde.  Die  oben  berührte ,  vom  Institut  schon  mehrfach 
verhandelte  Frage  der  repräsentativen  Zählungen 
wurde  von  Kiaer  als  prinzipielle  ferner  noch  erörtert ;  die  Me- 
thode der  repräsentativen  Zählung  soll  überall  da  Platz  greifen, 
wo  eine  genaue  Auszählung  für  ein  Gebiet  sich  nicht  möglich 
erweist;  es  sollen  dann  typische  Gebietsteile  ausgesucht  werden, 
für  welche  eine  spezielle  Durchforschung  und  nähere  Auszählung 
möglich  und  dementsprechend  auch  vorzunehmen  ist;  nach  Mass- 
gabe des  Verhältnisses,  wie  es  für  die  typischen  Teile  speziell 
ermittelt  ist,  wird  endlich  für  das  ganze  Gebiet  entsprechend  die 
Feststellung  vorgenommen.  Der  Gegenstand  veranlasste  eine 
längere  Debatte ;  es  sprachen  zu  demselben  von  Mayr,  von  Bort- 
kiewicz,  Troinitzky,  Milliet,  Nicolai,  Lange,  Mischler,  Mayet,  Julin, 
Rubin  und  Räth ,  von  denen  zum  Teil  mannigfache  Bedenken 
gegen  die  Methode  geltend  gemacht  wurden ;  schliesslich  Avurde 
folgende  Resolution  mit  Mehrheit  angenommen :  Das  Institut  em- 
pfiehlt die  Frage  der  repräsentativen  Methode  den  Ausschüssen 
und  den  Statistikern  im  Allgemeinen  zu  fortgesetzter  näherer 
Prüfung. 

Von    den    übrigen    der  Generalversammlung    voreelesten  be- 
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ziehungsweise  vorgetragenen  Berichten  veranlasste  keiner  eine 
weitere  Debatte  oder  spezielle  Beschlussfassung ;  wir  beschränken 
uns  deshalb  hier  auf  eine  einfache  Aufführung  derselben.  Es  sind 
zu  nennen  :  Levasseur,  Zur  statistischen  Feststel- 
lung über  den  Flächeninhalt  und  die  Bevölke- 
rung der  gesamten  Länder  der  Erde;  B  e  r  t  i  1 1  o  n , 
Bericht  über  die  jüngsten  Zählungen  (nach  ihrer 
technischen  Einrichtung  und  ihren  Hauptergebnissen);  Vizaknai, 
Soziale  und  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
aus  den  Zählungen  zu  Ende  des  neunzehnten 
und  zu  Anfang  des  zwanzigsten  Jahrhunderts; 
N  e  y  m  a  r  c  k  ,  Internationale  Statistik  der  Aktien- 
gesellschaften; V  acher,  Vergleichende  Gegen- 
überstellung der  vom  Staat  ausgehenden  steuer- 
lichen Belastung,  welche  in  Frankreich  einer- 
seits auf  dem  unbeweglichen,  andererseits  auf 
dem  beweglichen  Besitz  ruht;  B  a  t  e  m  a  n  n  (über- 
reicht von  Craigie),  KurzeUebersicht  über  die  neuen 
offiziellen  statistischen  Erscheinungen  in  Ver- 
bindung mit  der  internationalen  Statistik; 
F  a  u  r  e ,  Ergänzende  Betrachtung  über  die  Be- 
steuerung der  Aktiengesellschaften  in  einer 
gewissen  Zahl  von  Ländern;  N  e  y  m  a  r  c  k  und 
Moron,  Vergleichende  internationale  Statistik 
der  staatlichen  Besteuerung,  welche  in  den 
verschiedenen  Ländern  auf  den  Handeltreiben- 
den   und    Industriellen    ruht. 

Im  Anschluss  an  die  Betrachtung  der  Verhandlungen  der 
Budapester  Tagung  dürfen  wir  aber  nicht  versäumen,  noch  ganz 
besonders  darauf  aufmerksam  zu  machen,  wie  sowohl  seitens  der 
Königl.  Ungarischen  Regierung  als  auch  seitens  der  einzelnen 
staatlichen  und  städtischen  Behörden,  sow'ohl  seitens  der  wissen- 
schaftlichen Korporationen  als  auch  seitens  der  bezüglichen  Vereini- 
gungen in  der  weitgehendsten  Weise  alles  geschehen  war,  um  den 
Teilnehmern  der  Tagung  über  alle  nur  irgendwie  ein  einschlägiges 
Interesse  bietenden  Gegenstände  und  Verhältnisse  des  Landes 
Aufklärung  und  Kenntnis  zu  geben.  Es  war  eine  reiche  Fülle 
von  eingehenden  und  sachgemässen  Einzeldarstellungen  aus  dem 
wirtschaftlichen,  sozialen  Leben  des  Landes,  über  die  volkswirt- 
schaftliche Entwicklung  des  Landes  im  ganzen,   über  die  Zählungs- 
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feststellungen  für  Industrie  und  Handweik.  über  die  Grossindustrie, 
über  die  Eisenbahnen,  über  die  nationale  Ackerbaugesellschaft, 
über  die  landwirtschaftlichen  Versuchstationen,  über  die  Gesetz- 
gebung und  Organisation  des  Sanitätswesens,  über  die  Kranken- 
häuser, über  das  Irrenwesen,  über  die  Heilquellen  und  Bäder,  die 
Arbeiterschutzgesetzgebung,  das  öffentliche  Armenwesen,  die  Post- 
sparkassen, das  Veterinärwesen,  die  Aktiengesellschaften  etc.  etc., 
welche  den  Teilnehmern  zur  Verfügung  gestellt  wurden,  so  dass 
jeder  mit  einer  ausgiebigen  Spezialbibliothek  über  Ungarn  in  die 
Heimat  kam  und  auf  das  Beste  ausgerüstet  war,  um  sich  auch 
dort  über  die  Einzelverhältnisse  des  Landes  in  zuverlässigster,  sach- 
gemässester  Weise  zu  unterrichten.  Auch  seitens  anderer  Staaten 
waren  den  Teilnehmern  in  dankenswerter  Weise  neue  und  inter- 
essante Veröffentlichungen  aus  dem  spezifisch  statistischen  oder 
auch  allgemein  wirtschaftlichen  Gebiet  zur  Verfügung  gestellt 
worden,  aber  alles  dieses  reichte  weitaus  nicht  an  das  heran,  was 
seitens  Ungarns  geschehen  war;  das  weitgehende  Entgegenkom- 
men in  dieser  Richtung  stand  in  würdigem  Einklang  zu  der  un- 
gemein gastfreien  Aufnahme,  deren  sich  die  Mitglieder  des  In- 
stituts in  Budapest  zu  erfreuen  hatten ;  über  diese  besonders 
freundHche  und  liebenswürdige  Aufnahme,  über  die  zahlreichen 
schönen  Veranstaltungen  und  Feste,  in  welchem  dieselbe  äusser- 
lich  zu  Tage  trat,  können  wir  uns  hier,  wo  es  sich  lediglich  um 
die  wissenschaftliche  Würdigung  der  Tagung  handelt,  nicht  näher 
verbreiten,  wir  müssen  uns  daran  Genüge  sein  lassen,  sie  im  All- 
gemeinen  dankbarst  anzuerkennen. 

VI.  Stellung  und  Autorität  des  internationalen 
statistischen  Instituts,  i.  Das  Institut  und  der 
internationale  statistische  Kongress.  Wenn  wir 
nun  als  Schluss  unserer  Ausführungen  noch  einen  Blick  auf  die 
die  Gesamtwirksamkeit  des  internationalen  Instituts  und  auf  das 
allgemeine  Ansehen  und  die  ganze  Stellung,  welche  sich  dasselbe 
durch  seine  Thätigkeit  in  den  anderthalb  Jahrzehnten  seines  Be- 
stehens zu  verschaffen  gewusst  hat,  werfen,  so  werden  dabei  wohl 
in  erster  Linie  auf  eine  Vergleichung  mit  dem  Gesamterfolg  des 
internationalen  statistischen  Kongresses,  jenes  ersten  Trägers  des 
Gedankens  einer  internationalen  Statistik  und  des  Vorgängers 
und  inneren  Vorbildes  des  internationalen  Instituts,  hingewiesen. 
Diese  Vergleichung  fällt  dann  allerdings,  wenn  man  lediglich  ab- 
strakt das  äussere  Inerscheinungtreten  der  Wirksamkeit  ins  Auge 
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fasst,  mehr  zu  Gunsten  des  internationalen  Kongresses  — =  wir 
haben  hier  und  im  Folgenden  im  Wesentlichen  nur  die  Haupt- 
und  Glanzzeit  des  Kongresses  im  Auge  —  aus,  ohne  dass  man 
dabei  für  den  Toten  dem  Lebenden  gegenüber  ein  milderes  Ur- 
teil anzuwenden  braucht.  In  dem  geschichtlichen  Entwicklungs- 
gange der  Statistik  im  Allgemeinen  und  speziell  der  internatio- 
nalen Statistik  spielt  zweifellos  der  Kongress  bislang  eine  glän- 
zendere Rolle  als  das  Institut;  seine  Erfolge  und  seine  Einwirkung 
auf  die  Statistik  der  einzelnen  Länder  sowohl  wie  auf  die  inter- 
nationale Statistik  treten  unmittelbarer  in  Erscheinung  und  zeigen 
sich  selbst  als  eingreifendere  und  weitgehendere;  die  wissenschaft- 
lichen Fragen,  welche  er  verhandelt  und  zur  Entscheidung  ge- 
bracht hat,  waren  vielfach  bedeutungsvollere,  sie  bildeten  häufig 
die  Grundlage  der  Statistik  als  Wissenschaft  und  ebenso  wiederum 
der  einzelnen  Zweige  derselben  ;  dadurch  war  es  aber  ohne  Wei- 
teres gegeben,  dass  sich  die  Wirksamkeit  des  Kongresses  aus  dem 
allgemeinen  Rahmen  der  statistischen  Entwicklung  schärfer  und 
vorteilhafter  abhob,  darauf  beruht  es,  dass  Mischler  in  dem  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  von  Conrad  und  Lexis  p.  p. 
den  internationalen  statistischen  Kongress  als  »die  weitaus  wich- 
tigste Haupt-  und  eigentliche  Form  der  internationalen  Statistik« 
bezeichnet  und  es  als  fraglich  hinstellt,  ob  der  Wunsch  nach 
Wiederherstellung  des  statistischen  Kongresses  als  unberechtigt 
zu  bezeichnen  wäre,  trotzdem  er  bezüglich  des  internationalen 
statistischen  Instituts  zugesteht,  dass  dasselbe  es  verstanden  habe, 
die  führende  Rolle  in  der  internationalen  Statistik  zu  übernehmen 
und  seinen  Beschlüssen  geistige  Autorität  zu  verschallen. 

Wir  können  nicht  verkennen,  dass  man  rein  abstrakt  mit 
vollem  Recht  zu  solchem  Urteil  kommen  muss,  aber  wir  glauben 
doch,  dass  man  damit  allein  in  Wirklichkeit  dem  internationalen 
Institut  und  seiner  Wirksamkeit  nicht  gerecht  wird,  denn  man  darf 
eben  nicht  nur  so  abstrakt  urteilen,  sondern  man  muss  vor  allem 
auch  die  ganzen  Verhältnisse,  unter  denen  sich  die  Thätigkeit  des 
internationalen  Kongresses  und  die  des  Instituts  abgespielt  haben, 
mit  berücksichtigen,  Verhältnisse,  welche  gerade  eine  ganz  wesent- 
liche innere  Verschiedenheit  in  sich  bergen.  In  dieser  Beziehung 
steht  aber  der  Kongress  zweifellos  wesentlich  günstiger  da,  als 
das  Institut.  Schon  der  Umstand  dass  der  Kongress  als  Erster 
den  Gedanken  der  internationalen  Statistik  aufgenommen  hat,  und 
dass    das    Institut    erst    nach    dem    Scheitern    des  Kongresses    als 
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dessen  Nachfolger  eingetreten  ist,  mithin  an  zweiter  Stelle  dasteht, 
muss  ganz  wesentlich  zu  Gunsten  des  Kongresses  in  die  Wag- 
schale fallen.  Der  Kongress  war  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
in  der  glücklichen  Lage  sozusagen  das  Fett  oben  abzuschöpfen,  er 
konnte  und  musste  nach  den  verschiedensten  Richtungen  hin  für 
die  internationale  Statistik  die  ersten  Grundlagen  geben,  er  hat 
dieses  mit  Erfolg  gethan  und  steht  so  als  der  erste  Begründer 
der  internationalen  Statistik  da,  ein  Ruhm,  den  er  trotz  seines 
nicht  zu  verkennenden  ungemein  tüchtigen  Wirkens  doch  niemals 
erlangt  haben  würde,  wenn  ihn  nicht  die  Zeitumstände  in  so  be- 
sonderer Weise  begünstigt  hätten.  Das  Institut  musste  auf  den 
Grundlagen,  die  der  Kongress  gegeben,  weiter  bauen,  das  ist  oft 
weit  schwieriger  als  die  erste  Grundlage  zu  festigen,  aber  es  kommt 
trotzdem  äusserlich  wesentlich  weniger  zur  Erscheinung,  die  Arbeit 
ist,  obwohl  sie  die  schwerere  sein  kann,  unscheinbarer  und  macht 
sich  nach  aussen  nicht  so  geltend ;  damit  ist  aber  ein  Zurücktreten 
des  Instituts  dem  Kongress  gegenüber  schon  an  und  für  sich  be- 
gründet. 

Ein  weiteres  günstiges  Mom.ent  für  den  Kongress  war  aber, 
dass  seine  Wirksamkeit  zeitlich  wiederum  mit  dem  grösseren  Auf- 
schwung der  Statistik  als  Wissenschaft,  mit  der  stärkeren  Inan- 
spruchnahme derselben  zur  Entscheidung  nicht  nur  theoretischer 
sondern  auch  praktischer  wirtschaftlicher  etc.  Fragen  zusammen- 
fiel. Die  Wirkungszeit  des  Kongresses  umfasst  gerade  diejenige 
Periode,  in  welcher  die  Regierungen  und  die  einzelnen  Behörden 
der  Staaten  für  ihre  Entscheidungen,  namentlich  soweit  diese  das 
wirtschaftliche  und  soziale  Gebiet  berührten,  durchweg  zahlen- 
mässiger  Unterlagen  sei  es  aus  der  augenblicklichen  sei  es  aus 
der  früheren  Entwicklung  begehrten  und  diese  von  der  dadurch 
stark  aufblühenden  Statistik  forderten.  Die  BeschafTung  dieser 
Nachweise  speziell  auch  die  wesentlich  erweiterte  und  mehr  prä- 
zisierte Ausdehnung  derselben  war  aber  für  die  bisher  noch  in 
den  Anfängen  befindliche  statistische  Wissenschaft,  welche  nun- 
mehr eigentlich  erst  Wissenschaft  wurde,  etwas  mehr  oder  weniger 
Neues,  für  welches  man  im  Einzelnen  erst  die  zweckentsprechend- 
sten W'ege  und  die  brauchbarsten  Formen  zur  Erlangung  zuver- 
lässiger Ergebnisse  suchen  musste.  Wie  kann  es  da  Wunder 
nehmen,  dass  eine  Vereinigung  derjenigen  Autoritäten,  welche  sich 
theoretisch  oder  praktisch  auf  dem  in  Frage  stehenden  wissen- 
schaftlichen Gebiet  beschäftigten,  eine  Vereinigung,  wie  sie  ja  der 
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Kongress  darstellte,  einen  grossen  direkten  Einfluss  auf  die  Aus- 
bildung der  Statistik  in  den  einzelnen  Staaten  erlangte,  zumal  die 
allgemeinen  Grundsätze,  um  welche  es  sich  zunächst  handelte, 
immer  doch  mit  grösserer  Uebereinstimmung  in  den  einzelnen 
Ländern  sich  zur  Geltung  bringen  liessen.  Dieser  direkte  Einfluss 
des  Kongresses  auf  die  Landesstatistik  war  wohl  teils  ein  mehr 
unbewusster,  teils  aber  auch  ein  bewusster  und  stellenweise  ging 
er  sogar  so  weit,  dass  durch  den  Kongress  die  Einrichtung  einer 
Landesstatistik  geradezu  veranlasst  wurde.  Die  äussere  Stellung 
und  das  Ansehen  des  Kongresses  wurde  hierdurch  naturgemäss 
ungemein  gehoben  und  dieses,  obwohl  es  indirekt  durch  die  damit 
in  Wechselwirkung  stehende  Ueberhebung  der  Permanenzkom- 
mission die  Ursache  des  Untergangs  des  Kongresses  war,  bleibt 
doch  in  dem  ganzen  geschichtlichen  Entwicklungsgang  der  Sta- 
tistik als  etwas  für  den  Kongress  charakteristisches  bestehen  und 
verleiht  ihm  für  die  Dauer  einen  besonderen  Glanz,  einen  Glanz,  der 
aber  nur  durch  und  unter  den  speziellen  Zeitverhältnissen,  in  wel- 
chen der  Kongress  wirkte,  überhaupt  zu  erreichen  stand.  Voll- 
kommen entgegengesetzt  liegt  nun  aber  die  Wirkungssphäre  des 
Instituts,  denn  sie  fällt  in  die  Zeit  nach  einem  Umschwung,  wel- 
cher schon  ohne  weiteres  das  Erlangen  einer  ähnlich  glanzvollen 
Stellung  wie  die  des  Kongresses  ausschliessen  musste.  Die  Sta- 
tistik in  den  einzelnen  Ländern  und  namentlich  in  denjenigen, 
welche  in  erster  Linie  für  eine  wissenschaftliche  Weiterbildung  in 
Betracht  kamen,  war  jetzt  erstarkt  und  selbständig  geworden, 
einer  Anleitung  in  der  früheren  W^eise  bedurfte  sie  nicht  mehr, 
im  Gegenteil  sie  suchte  sich  besonders  nach  dem  ungewandten 
Vorgehen  der  Permanenzkommission  jedwede  Beeinflussung  von 
Aussen  sorgsam  fern  zu  halten.  Sonach  waren  für  das  Institut 
ganz  andere  und  ungleich  ungünstigere  Vorbedingungen  gegeben, 
von  einer  direkten  Beeinflussung  der  Landesstatistik  konnte  keine 
Rede  mehr  sein,  eine  so  glänzende  Stellung  wie  die  des  Kon- 
gresses war  von  vornherein  ausgeschlossen,  es  war  schon  schwie- 
riger die  Aufgaben  der  internationalen  Statistik  überhaupt  zu  er- 
füllen, da  man  jetzt  mit  der  Empfindlichkeit  der  Landesstatistik 
noch  zu  rechnen  hatte,  während  für  den  Kongress  das  Unter- 
stützungsuchen  derselben  zunächst  in  Frage  kam. 

Wenn  nun  auf  den  Tagungen  des  Kongresses,  besonders  den 
früheren,  im  Grossen  und  Ganzen  mehr  sogenannte  grosse  oder 
grundlegende  Hauptfragen  der  statistischen  Wissenschaft  verhan- 
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delt  und  entschieden  worden  sind  und  wenn  dadurch  die  Verhand- 
lungsprogramme des  Kongresses  sich  gegenüber  denen  des  In- 
stituts vielleicht  bedeutungsvoller  und  wesentlich  auf  den  eigent- 
lichen Kern  der  Wissenschaft  eingehend  abheben,  so  hängt  das 
wiederum  unmittelbar  mit  den  beiden  vorbehandelten  Momenten 
zusammen  und  beruht  infolgedessen  gleicherweise  auf  den  ver- 
schiedenen Zeitverhältnissen ,  unter  denen  beide  ihre  Thätigkeit 
ausübten.  Da  der  Kongress  als  erste  wissenschaftliche  Vereini- 
gung für  die  internationale  Statistik  auftrat  und  letztere  in  ihren 
Anfängen  aufzubauen  hatte  ,  da  er  ferner  hauptsächlich  in  einer 
Zeit  des  starken  Aufstrebens  der  statistischen  Wissenschaft,  in 
einer  Zeit  der  Hauptentfaltung  derselben  wirken  konnte  ,  so  war 
es  ganz  von  selbst  gegeben ,  dass  ihm  für  seine  Verhandlungen 
hauptsächliche  und  grundlegende  Fragen ,  w^elche  dauernd  als 
bedeutungsvolle  erscheinen  mussten ,  in  reichem  Masse  zur  Ver- 
fügung standen  und  dass  seine  Tagungen  vorwiegender  mit  der- 
artigen Fragen  ausgefüllt  wurden.  Dem  Institut  blieb  demgegen- 
über zunächst  gewissermassen  nur  eine  Nachlese  übrig,  über  die 
Grundlagen  und  die  Hauptfragen  war  im  wesentlichen  mehr  oder 
weniger  endgiltig  entschieden ,  es  handelte  sich  jetzt  meist  nur 
noch  dai;um ,  weiter  im  Einzelnen  auszubauen  und  zu  ergänzen; 
Fragen  dieser  Art  nehmen  sich  aber,  wenn  sie  auf  ein  Verhand- 
lungsprogramm zu  bringen  sind,  nicht  so  inhaltsschwer  und  wich- 
tig aus,  sondern  erscheinen  meist  untergeordneterer  Art,  obwohl 
dieses  vielfach  nur  äusserlich  der  Fall  ist  und  für  die  W^issenschaft 
und  ihre  Entwicklung  keineswegs  ebenso  in  Frage  kommt.  Es 
hat  dieses  Ganze  übrigens  auch  nur  für  zwei  unmittelbar  hinter 
einander  folgende  Zeitabschnitte  Geltung  und  kann  keineswegs 
fortdauernd  nach  der  gleichen  Richtung  wirken;  denn  einerseits 
der  fortwährende  Wechsel  in  den  realen  Verhältnissen  und  in  den 
gegebenen  Unterlagen,  andererseits  das  stetige  Fortschreiten  der 
Wissenschaft  selbst  geben  immer  wieder  neue  Unterlagen  für 
grundlegende  Fragen ,  lassen  stets  von  Neuem  Hauptfragen  auf- 
tauchen; was  unser  Spezialgebiet  betrifft,  so  brauchen  wir  dafür 
wohl  nur  an  die  Arbeitsstatistik  zu  erinnern,  welche  gerade  in  der 
neuesten  Zeit  in  wirtschaftlicher  und  sozialer  Hinsicht  so  wesent- 
lich in   den  Vordergrund   gerückt  ist. 

Nach  Massgabe  dieser  Ausführungen  muss  nun  aber  doch 
die  ganze  Wirksamkeit  des  Instituts  in  einem  wesentlich  anderen 
Lichte  erscheinen.     Wenn  diese   Wirksamkeit    abstrakt  sich   nicht 
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in  so  glänzender  Weise  wie  die  des  Kongresses  im  geschichtlichen 
Entwicklungsgang  der  Statistik  abhebt ,  so  lag  dieses  wesentlich 
an  der  Verschiedenheit  der  Zeiten,  in  welche  die  Wirksamkeiten 
fielen,  aber  es  kann  keineswegs  auf  eine  verschiedenartige  Güte 
der  beiden  Wirksamkeiten  zurückgeführt  werden ,  in  der  Weise, 
dass  man  etwa  die  Thätigkeit  des  Instituts  als  eine  an  sich  ge- 
ringwertigere bezeichnen  könnte.  Gerade  dieses  letztere  anzuer- 
kennen erscheint  uns  aber  als  eine  unabw'eisliche  Forderung  einer 
gerecht  abwägenden  Beurteilung. 

2.  Das  Institut  nach  seiner  eigenen  wissen- 
schaftlichen Wirksamkeit.  Das  ganze  Walten  und 
Wirken  des  internationalen  statistischen  Instituts  an  sich  ,  auf 
welches  wir  nunmehr  kommen,  müssen  wir  aber  in  seinen  Haupt- 
zügen mit  vollkommener  Anerkennung  beurteilen  und  wir  können 
nicht  umhin,  zuzugestehen,  dass  das  Institut  die  Zwecke,  welche 
es  sich  statutenmässig  gesetzt  hat ,  in  eifriger  und  sachgemässer 
Weise  gefördert  und  denselben  auch  im  Grossen  im  Ganzen  voll- 
ständig und  mustergiltig  Genüge  geleistet  hat.  Das  Institut  be- 
gann seine  Thätigkeit,  wie  wir  oben  näher  dargestellt,  unter 
eigenen  und  schwierigen  Verhältnissen,  da  es  sich  für  seine  Wirk- 
samkeit nach  aussen  den  Boden  erst  wieder  besonders  bereiten 
und  festigen  musste.  Die  Fehler,  welche  der  Kongress  und  vor 
allem  seine  Permanenzkommission  gemacht  und  welche  denselben 
zu  Falle  gebracht  hatten,  waren  nicht  nur  sorgfältig  zu  vermeiden, 
sondern  es  waren  auch  die  Folgen  dieser  Fehler  der  früheren 
Vereinigung  erst  wieder  zu  beseitigen  und  so  das  Wirkungsfeld 
entsprechend  ins  Gleiche  zu  bringen,  eine  Aufgabe,  deren  Durch- 
führung zweifellos  ebenso  viel  Vorsicht  und  Umsicht  wie  Geschick 
erforderte.  Und  das  Institut  ist  dieser  an  und  für  sich  schwie- 
rigen Aulgabe  in  verhältnismässig  kurzer  Frist  und  nunirichr  in 
voller  Ausdehnung  gerecht  geworden.  Wie  wir  gesehen,  waren 
die  leitenden  Persönlichkeiten  schon  bei  der  Gründung  des  Insti- 
tuts eifrig  bemüht ,  alles  zu  vermeiden ,  was  auch  den  leisesten 
Anschein  erwecken  könnte  ,  als  wolle  man  die  Regierungen  der 
einzelnen  Länder  in  ihren  bezüglichen  Regelungen  und  Entschei- 
dungen irgendwie  in  unbefugter  Weise  beeinflussen  oder  beein- 
trächtigen. Auch  für  die  Folge  hat  das  Institut  luid  speziell  sein 
leitender  Vorstand  in  allen  seinen  Handlungen  und  Beschlüssen 
diesen  Grundsatz  treu  bewahrt  und  peinlichst  aufrecht  erhalten. 
Damit  ist  aber  auch  der  Erfolg  nicht  ausgeblieben.    Das  zunächst 
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noch  vorhandene  Misstrauen  der  Regierungen  ist  durch  die  Art 
und  Weise,  wie  das  Institut  seine  Zwecke  verfolgt  hat,  nach  und 
nach  beseitigt  worden  ,  der  rein  wissenschaftHche  Zweck  des  In- 
stituts kam  immer  mehr  zum  Durchbruch  und  fand  bei  den  Re- 
gierungen der  einzelnen  Staaten  fortgesetzt  grössere  Anerkennung. 
Nunmehr  ist  ja  auch  Deutschland  aus  seiner  etwas  reservierten 
Haltung  dem  Institut  gegenüber  herausgetreten  und  hat  dasselbe 
zu  sich  eingeladen.  Damit  ist  aber  das  letzte  Ueberbleibsel  aus 
der  nachteiligen  Erbschaft  des  Kongresses  beseitigt  worden  und 
das  Institut  nunmehr  zu  voller  Anerkennung  gelangt.  Dass  dieses 
erreicht  worden  und  so  unumwunden  erreicht  worden  ist,  muss 
aber  gewiss  als  ein  Beweis  für  die  tüchtige  und  sachgemässe 
Wirksamkeit  des  Instituts  angesehen  werden;  dabei  wird  hierin 
gerade  eine  Seite  der  Wirksamkeit  berührt,  bezüglich  welcher  das 
Institut  unbedingt  als  dem  Kongress  überlegen  angesehen  wer- 
den muss. 

Wenn  aber  das  Institut  sich  so  die  volle  Anerkennung  der 
Regierungen  errungen  hat,  so  liegt  dieses  keineswegs  allein  daran, 
dass  es  eine  massvolle  und  geschickte  Haltung  denselben  gegen- 
über zu  wahren  gewusst  hat,  sondern  ebensoviel,  wenn  nicht  noch 
wesentlich  mehr,  daran ,  dass  es  durch  seine  wissenschaftlichen 
Leistungen  sich  auch  in  gleicher  W^eise  das  erforderliche  Ansehen 
verschafft  hat ,  dass  es  sich  auf  dem  von  ihm  zu  bearbeitenden 
Gebiet  thatsächlich  zu  einer  wissenschaftlichen  Autorität  aufge- 
schwungen und  als  solche  sich  fortgesetzt  erhalten  hat.  Hätte 
das  Institut  nicht  in  Wirklichkeit  eine  gewisse  geistige  Vorherr- 
schaft auf  dem  Gebiete  der  Statistik  erlangt,  so  würden  die  Re- 
gierungen es  keineswegs  in  der  Weise ,  wie  es  jetzt  geschehen, 
behandeln  und  anerkennen  können  und  so  bedeutet  hier  die  An- 
erkennung der  Regierungen  in  Wechselwirkung  wiederum  die 
Anerkennung  als  Autorität.  Es  liegt  wohl  schon  ohne  weiteres 
in  der  Natur  der  Sache  ,  dass  eine  derartige  wissenschaftliche 
Vereinigung  wie  das  internationale  statistische  Institut ,  welche 
von  den  namhaftesten  Vertretern  der  Spezialwissenschaft  aus  den 
verschiedenen  Ländern  ins  Leben  gerufen  worden,  sich  aus  einer 
nach  dem  allgemeinen  Umfang  der  Wissenschaft  bemessenen  An- 
zahl von  Experten  derselben  zusammensetzt  und  sich  durch  eigene 
Zuwahl  unter  der  Vorbedingung  bereits  bewiesener  wissenschaft- 
licher Leistung  für  den  zu  Wählenden  ergänzt,  eine  gewisse  Au- 
torität   ausüben    muss.     Auch    für    das  internationale  statistische 
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Institut  dürften  schon  die  Namen  in  der  Wissenschaft  liervor- 
ragender  Männer,  welche  es  in  sich  vereinigte  und  noch  vereinigt, 
eine  Gewähr  für  eine  solche  Autorität  bieten.  Aber  bei  dem 
Institut  kommen  jene  Namen  nicht  nur  als  solche,  sondern  ihre 
Träger  ebenmässig  als  eifrige  Mitarbeiter  in  Frage  und  so  sind 
auch  die  wissenschaftlichen  Leistungen  des  Instituts  auf  die  Höhe 
gebracht  und  in  der  Höhe  erhalten,  welche  jene  Namen  zunächst 
nur  äusserlich  anzeigten.  Die  von  uns  oben  gegebene  auszugs- 
weise Darstellung  der  hauptsächlichsten  Arbeiten  und  Referate 
des  Instituts  Hess  uns  eine  reiche  Fülle  von  Erörterungen  über 
einzelne  Fragen  aus  allen  Gebieten  der  Statistik  ersehen;  wenn 
diese  Fragen  für  die  Wissenschaft  der  Statistik  im  allgemeinen 
von  einer  verschiedenen  Bedeutung  waren ,  wenn  sie  hier  mehr 
grundlegende ,  dort  mehr  entlegenere  Gegenstände  behandelten, 
wenn  die  einen  mehr  unmittelbar  praktisch,  die  anderen  mehr 
theoretisch  wichtig  waren,  so  war  doch  durchweg  die  Behandlung 
und  Lösung  der  Fragen  eine  solche ,  dass  sie  ein  weiteres  Inte- 
resse der  speziellen  Fachgenossen  in  Anspruch  nehmen  musste. 
Die  spezielle  ganz  besonders  eifrige  Thätigkeit  einer  kleineren 
Anzahl  hervorragender  Vertreter  der  Wissenschaft ,  auf  welche 
wir  oben  schon  unter  Anführung  von  Namen  hingewiesen  haben, 
müsste  noch  in  einem  erhöhten  Masse  dazu  beitragen  ,  die  Lei- 
stungen des  Instituts  zu  vorzüglichen  zu  machen  und  sie  gieicher- 
zeit  auch  wieder  sachgemäss  in  sich  abzurunden.  Und  so  können 
wir  nicht  anstehen  ,  die  Leistungen  des  internationalen  statisti- 
schen Instituts  im  Allgemeinen  und  im  Besonderen  als  der  in  An- 
spruch genommenen  wissenschaftlichen  Autorität  würdig  zu  be- 
zeichnen. 

Allen  Anforderungen  stets  unverändert  und  ohne  Wechsel 
gerecht  zu  werden ,  wird  einer  solchen  wissenschaftlichen  Ver- 
einigung wie  dem  Institut  wohl  nach  Lage  der  Sache  kaum  je 
gelingen;  dazu  ist  die  Vereinigung  selbst  doch  zu  sehr  vom  Wech- 
sel und  vom  Zufall  im  Laufe  der  Zeit  abhängig.  Naturgemäss 
müssen  bei  einer  derartigen  Vereinigung  sich  Zeiten  einer  schär- 
feren Anspannung  mit  Zeiten  eines  gewissen  Nachlasses  abwech- 
seln, selbst  wenn  durch  die  tüchtigsten  Mitglieder  und  die  eifrigste 
Arbeit  derselben  eine  gewisse  Kontinuität  guter  Leistungen  im 
allgemeinen  verbürgt  erscheint.  So  werden  die  einzelnen  Tagungen, 
in  welchen  ja  die  Wirksamkeit  des  Instituts  äusserlich  in  erster 
Linie  in  Erscheinung  tritt,  unter  sich  stets  bis  zu  einem  gewissen 
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Grade  eine  verschiedene  Bedeutung  aufweisen;  auf  dieser  Tagung 
werden  grössere  und  wichtigere  Fragen  zur  Verhandlung  und 
Entscheidung  gebracht,  jene  Tagung  muss  sich  dagegen  wesent- 
lich mit  kleineren  und  untergeordneteren  Fragen  begnügen;  ein 
derartiger  Wechsel,  der  sich  auch  über  mehrere  Tagungen  gleich- 
förmig erstarken  kann,  wird  nach  der  Natur  der  Dinge  aber  stets 
Platz  greifen.  In  seiner  Besprechung  der  Verhandlungen  auf  der 
Tagung  zu  Christiania  berührt  Raiichberg  diesen  Punkt,  er  glaubt, 
in  den  letzten  Tagungen  habe  das  Institut  nach  der  Bedeutung 
seiner  Verhandlungen  und  speziell  seiner  Verhandlungsgegenstände 
nicht  voll  auf  der  Höhe  gestanden,  wie  man  für  dasselbe  wün- 
schen und  behufs  Wahrung  der  wissenschaftlichen  Autorität  des- 
selben fordern  müsse.  In  der  Sache  können  wir  nicht  umhin, 
Ratichberg  vollkommen  Recht  zu  geben,  nur  glauben  wir  dersel- 
ben im  Ganzen  keinen  so  erheblichen  Wert  beilegen  zu  sollen, 
weil  wir  die  ganze  Erscheinung  als  eine  vorübergehende,  auf  jenem 
natürlichen  Wechsel  beruhende  ansehen.  Es  lässt  sich  nicht  leug- 
nen, dass  auf  den  letzten  Tagungen  des  Instituts  zu  St.  Peters- 
burg und  Christiania  —  vielleicht  greift  dieses  in  Etwas  auch 
noch  für  die  Tagung  von  Budapest  statt  ,  obwohl  wir  hier  im 
allgemeinen  schon  wieder  einen  Aufschwung ,  wenn  wir  es  so 
nennen  wollen,  zu  bemerken  glauben  —  trotz  eines  reichhaltigen, 
die  meisten  Gebiete  der  Statistik  streifenden  Programms  in  der 
Hauptsache  doch  nur  sogenannte  kleinere  Fragen  von  einer  weni- 
ger allgemeinen  und  ausschlaggebenden  Bedeutung  zur  Verhand- 
lung gelangten.  Wir  können  darin  nun  aber  an  sich  keineswegs 
einen  Mangel  sehen,  gewiss  aber  keinen  Mangel  von  irgend  er- 
heblicherem Wert.  Wir  haben  soeben  absichtlich  von  »sogenann- 
ten« kleineren  Fragen  gesprochen,  um  damit  von  vornherein  an- 
zudeuten ,  dass  wir  den  Unterschied  von  grossen  und  kleinen 
Fragen  hier  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft  nicht  als  in  der 
Weise,  wie  es  im  Ausdruck  liegt,  vorhanden  anerkennen.  Eine 
sogenannte  kleine  Frage,  welche  also  in  der  Regel  nicht  das  ganze 
Wesen  einer  Sache  sondern  nur  einen  Teil  derselben  berührt, 
kann  unter  Umständen  genau  dieselbe  Bedeutung  haben  wie  eine 
sog.  grosse  Frage  und  gerade  für  das  eigentliche  Gebiet  des  In- 
stituts, bei  welchem  es  sich  darum  handelt,  eine  internationale 
Uebereinstimmung  in  der  Ausführung  statistischer  Erhebungen 
zu  erzielen,  wird  oft  eine  kleine  P'rage  sich  zunächst  wichtiger 
erweisen  als  eine  grosse.     Denn  an  und  für  sich   dürfte   es   meist 
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leichter  sein,  zuerst  bezüglich  einer  kleinen  Frage  eine  internatio- 
nale Uebereinstimmung  zu  erzielen ,  es  schliessen  sich  dem  viel- 
leicht noch  einige  weitere  kleinere  Fragen  an  und  erst,  nachdem 
man  bezüglich  dieser  übereinstimmt ,  wird  auch  schliesslich  die 
Uebereinstimmung  für  das  Ganze  erreicht.  Unter  diesem  Gesichts- 
punkt gewinnt  die  Verhandlung  einer  sogenannten  kleinen  Frage 
für  eine  internationale  wissenschaftliche  Vereinigung  schon  eine 
ganz  andere  Bedeutung,  sie  kann  also  unter  Umständen  ausschlag- 
gebender als  die  einer  grossen  Frage  sein.  Dazu  kommt  ferner 
noch,  dass  eine  sachgemässe  scharf  pointierte  Behandlung  einer 
kleineren  Frage  oft  mehr  Anregung  für  ein  Eingreifen  und  eine 
Thätigkeit  auf  praktischem  Gebiete  geben  wird.  Mit  Rücksicht 
hierauf  können  wir  also  in  der  Behandlung  vorwiegend  kleinerer 
Fragen  auf  einzelnen  Tagungen,  welche  wir  so  wie  so  als  in  der 
Natur  der  Sache  liegend  erachten,  an  und  für  sich  einen  Mangel 
nicht  erblicken,  wie  solches  aber  auch  von  Raucliberg,  sowie  wir 
ihn  verstehen,   nicht  geschieht. 

Als  ein  Manko  müssen  wir  es  aber  wiederum  in  Ueberein- 
stimmung mit  RaucJibej'g  halten,  wenn  über  die  Verhandlung  klei- 
ner Fragen  grosse  wichtige  Gesichtspunkte  ,  welche  die  Zeit 
wesentlich  berühren,  überhaupt  ausser  Acht  gelassen  werden; 
dabei  sprechen  \\\x  aber  unsererseits  doch  die  Beschränkung  aus, 
dass  wir  ein  solches  Ausserachtlassen  für  eine  oder  auch  einige 
Tagungen  —  also  wenn  in  einer  oder  einigen  Tagungen  ein 
Gegenstand,  der  allerdings  im  Vordergrund  der  zeitigen  Interessen 
steht  und  dadurch  an  sich  bedeutungsvoll  ist,  nicht  verhandelt 
wird,  —  noch  nicht  für  fehlerhaft  erachten  können;  nach  den 
ganzen  Ausführungen  Raiichbergs  glauben  wir  aber  annehmen  zu 
dürfen  ,  dass  auch  er  diese  Beschränkung,  die  hervorzuheben  er 
keine  spezielle  Veranlassung  hatte,  anerkennen  wird.  Die  Be- 
handlung einer  bestimmten  Frage  auf  dieser  oder  jener  Tagung 
ist  stets  von  einem  Zusammentreffen  verschiedener  Momente  und 
damit  auch  in  Etwas  vom  Zufall  abhängig;  es  handelt  sich  dar- 
um ,  geeignete  Referenten  —  für  grössere  aktuelle  Fragen  ist  die 
Zahl  dieser  häufig  eine  recht  beschränkte  —  zu  finden,  dass  die- 
sen Referenten  der  Besuch  der  bestimmten  Tagung,  welcher  doch 
meist  eine  weitere  Reise  erfordert,  möglich  ist  etc.  etc.;  auch 
der  eifrigsten  und  umsichtigsten  Leitung  wird  es  unter  Umständen 
unmöglich  sein,  allen  den  sich  hier  entgegenstellenden  Schwierig- 
keiten zu  begegnen,   auch  sie  wird  darauf  verzichten  müssen,   wenn 
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auch  entgegen  ihren  Wünschen  und  den  als  berechtigt  anerkann- 
ten Interessen  der  Vereinigung,  einen  bestimmten  wichtigen  Gegen- 
stand auf  einer  oder  mehreren  bestimmten  Tagungen  zur  Bera- 
tung zu  bringen.  Im  SpezieUen  hebt  RaiLcJiberg  hier  die  Vernach- 
lässigung der  Arbeits-  und  Arbeiterstatistik  mit  ihren  neuen 
organisatorischen  Problemen,  besonderen  Erhebungsweisen  etc.  etc. 
hervor,  eine  Vernachlässigung,  welche  auch  auf  der  Tagung  zu 
Budapest  noch  nicht  nachgeholt  ist.  Wir  können  nur  unser  volles 
Einverständnis  mit  Rauchberg  erklären  ;  mit  einem  derartigen  im 
Vordergrunde  der  Interessen  stehenden,  eine  Reihe  neuer  Gesichts- 
punkte von  grösserer  Tragweite  bietenden  Gegenstande  muss  sich 
das  Institut  beschäftigen,  es  muss  sich  sogar  ausgiebig  und  in 
einer  hervorragenden  Weise  mit  demselben  beschäftigen,  wenn  es 
sich  seine  Autorität  dauernd  wahren  will.  Wir  nehmen  aber  an, 
dass  hier  kein  unbewusstes  Ausserachtlassen  stattgefunden  habe, 
dass  vielmehr  jene  oben  bezeichneten  besonderen  Umstände,  also 
mehr  ein  unglücklicher  Zufall,  im  Spiele  gewesen  sind;  vielleicht 
hat  man  auch  bei  der  verhältnismässigen  Neuheit  des  Ganzen 
sich  an  kompetenter  Stelle  gescheut,  schon  jetzt  vor  das  grössere 
internationale  Forum  zu  treten  und  absichtlich  damit  noch  einige 
Zeit  warten  wollen ,  um  dann  über  das  Stadium  der  Versuche 
voll  hinaus  zu  sein.  Es  scheint  uns  aber  eine  günstige  Gelegen- 
heit, um  gerade  auf  diesen  Gegenstand  für  die  nächste  Tagung 
in  Berlin  besonders  hinzuweisen;  dem  Umstände,  dass  Deutsch- 
land mit  seiner  sozialpolitischen  Gesetzgebung  an  der  Spitze  der 
Nationen  geht,  würde  es  würdig  entsprechen,  wenn  die  Arbeiter- 
statistik in  ihrer  neuesten  Entfaltung,  der  man  bei  uns  ja  gleicher- 
weise eine  besondere  Rücksicht  in  neuer  Form  gewidmet  hat, 
von  deutscher  berufener  Seite  dem  zum  ersten  Male  auf  deut- 
schem Boden  tagenden  internationalen  Institut  mustergiltig  klar- 
gelegt würde;  dadurch  würde  die  Tagung  an  sich  schon  zu  einer 
besonders  bedeutungsvollen  gestempelt  werden. 

Wenn  nun  aber  auch  im  Sinne  des  Vorstehenden  die  Ver- 
handlungen einzelner  Tagungen  nicht  voll  den  auf  sie  gesetzten 
Erwartungen  entsprochen  haben  sollten ,  wenn  in  denselben  das 
Eine  oder  Andere  trotz  offenkundiger  Gewichtigkeit  noch  nicht 
berührt  werden  konnte,  so  wird  dieses  doch  nicht  zu  einer  ge- 
ringeren Bewertung  des  Instituts  als  solchen  führen  dürfen  ;  die 
wissenschaftliche  Autorität  hat  sich  das  Institut  noch  immer  un- 
verändert   bewahrt    und  man    wird   mit  ziemlicher  Gewissheit    die 
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Erwartung  hegen  dürfen,  dass  es  dieses  auch  Rir  die  Folge  thun 
werde. 

3.  Das  Institut  als  persönlicher  Vereini- 
gungspunkt für  die  sämtlichen  Vertreter  der 
Statistik.  Zum  Schluss  haben  wir  aber  noch  eines  Punktes 
in  der  Wirksamkeit  des  internationalen  statistischen  Instituts  zu 
gedenken,  den  wir  gerade  von  einer  ganz  besonderen  Bedeutung 
erachten ,  wenn  er  auch  mit  der  Vereinigung  als  solcher  schon 
gegeben  erscheint.  Es  ist  dieses  der  thatsächliche  Umstand,  dass 
das  Institut  den  natürlichen  Sammelpunkt  bildet  für  die  Vertreter 
der  Statistik  aus  allen  Ländern,  mögen  sie  der  Wissenschaft, 
mögen  sie  der  Praxis,  der  staatlichen,  der  kommunalen  oder  der 
sonstigen  angehören,  mögen  sie  unmittelbar  oder  mögen  sie  mit- 
telbar ihr  Interesse  der  Statistik  entgegenbringen,  dass  die  Ta- 
gungen des  Instituts  die  Anhänger  der  Statistik  jedweder  Art  und 
aus  allen  Gegenden  persönlich  zusammen  vereinigen  und  in  gegen- 
seitige Beziehung  bringen,  dass  sie  gerade  jenen  persönlichen  Ge- 
dankenaustausch, der  sich  nicht  nur  in,  sondern  meist  und  in  einem 
viel  wesentlicheren  Masse  auch  neben  den  Sitzungen  vollzieht, 
auf  eine  so  angenehme  und  günstige  Weise  für  die  Teilnehmer 
ermöglichen.  Auf  diesen  Umstand  möchten  wir  aber  einen  ganz 
besonders  hervorragenden  Wert  legen  und  dringend  davor  war- 
nen, ihn  zu  unterschätzen.  Dieser  unmittelbare  persönliche  Ge- 
dankenaustausch, der  für  jeden,  der  der  Sache  selbst  ein  grösseres 
Interesse  entgegenbringt,  stets  ohne  Weiteres  gegeben  ist,  selbst 
wenn  er  nicht  zu  denjenigen,  welche  ausschliesslich  über  ihre 
Wissenschaft  zu  reden  lieben,  gehört,  ist  mit  einem  schriftlichen 
Gedankenaustausch,  wie  wohl  jeder  zugeben  wird,  nicht  zu  ver- 
gleichen ,  er  steht  ganz  ungleich  höher  an  Wert ,  in  kurzer  Frist 
und  mit  leichter  Mühe  lässt  sich  oft  durch  ihn  erreichen,  was  mit 
Schriftenaustausch  nur  imter  den  grössten  Weiterungen  sich  würde 
ermöglichen  haben  lassen.  Schon  durch  das  persönliche  Bekannt- 
werden der  berufenen  Vertreter  der  gleichen  Wissenschaft  unter 
einander  muss  einen  fördernden  Einfluss  auf  die  sonstigen  Bezieh- 
ungen, die  doch  vielfach  vorhanden  sind,  ausüben. 

Wird  dieses  schon  allgemein  für  jede  Wissenschaft  seine  Gel- 
tung haben,  so  muss  es  doch  für  die  Statistik  von  einem  vorzugs- 
weisen Wert  sein.  Bei  der  Statistik  sind ,  selbst  wenn  man  von 
der  internationalen  Statistik  als  solcher  absieht ,  der  einzelnen 
Berührungspunkte  zwischen  den  verschiedenen  Ländern  etc.   ganz 
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hervorragend  viele ,  dabei  sind  sie  häufig  auch  wohl  nur  unter- 
geordneter Bedeutung,  dass  ein  Schriftenaustausch  deswegen  allein 
nicht  angefangen  wird,  vielfach  eignen  sie  sich  auch  ihrer  speziel- 
len Sonderheit  wegen  nicht  für  eine  schriftliche  Korrespondenz. 
Hier  muss  also  der  mündliche  Verkehr  unmittelbar  von  Person 
zu  Person  von  vorwiegendem  Nutzen  sein;  durch  eine  mündliche 
Aussprache  können  alle  diese  Punkte  leicht  und  schnell  erledigt 
werden.  Gleichzeitig  werden  durch  die  persönliche  Verbindung 
aber  auch  noch  weitere  Anknüpfungspunkte  geboten,  die  sich 
sonst  nicht  gefunden  hätten  ;  es  werden  Schriftenaustausche  ver- 
mittelt, nähere  Verbindungen  für  einzelne  Zwecke  eingegangen, 
man  kommt  sich  mit  Material  zu  Hilfe  etc.,  alles  Dinge,  die  zwei- 
fellos ihren  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  haben.  Dazu  kommt 
noch,  dass  die  einzelnen  Tagungen  in  wechselnder  Folge  in  den 
hauptsächlichsten  Städten  der  verschiedenen  Länder  abgehalten 
werden  und  dass  aus  den  einzelnen  Tagungsorten  regelmässig 
alle  diejenigen  Persönlichkeiten,  welche  nur  irgendwie  für  die  Sta- 
tistik ein  Interesse  haben  und  ebenso  auch  bieten,  sich  an  die 
Versammlungen  des  Instituts  anzuschliessen  pflegen.  Auch  mit 
letzteren  ist  also  für  die  Teilnehmer  an  den  Tagungen  ein  Be- 
kanntwerden und  der  persönliche  Gedankenaustausch  geboten, 
sie  sind  damit  in  der  Lage,  nicht  nur,  wie  oben  schon  hervor- 
gehoben, die  Einrichtungen  etc.  der  einzelnen  Staaten  aus  eigener 
Anschauung  kennen  zu  lernen,  sondern  über  dieselben  sowie  über 
die  wirtschaftlichen,  die  sozialen  etc.  Beziehungen  der  Staaten 
von  den  berufensten  Vertretern  derselben  sich  mündlich  instruieren 
zu  lassen.  Auch  hierin  wird  man  einen  unbestreitbaren  Vorteil 
erblicken  müssen.  Mit  Rücksicht  auf  die  Förderung  des  persön- 
liclien  Verkehrs  im  allgemeinen  können  wir  sogar  den  offiziellen 
Festlichkeiten,  welche  anlässlich  derartiger  internationaler  Zusam- 
menkünfte gewohnheitsmässig  veranstaltet  zu  werden  pflegen, 
einen  gewissen  Wert  nicht  absprechen.  Neben  den  wissenschaft- 
lichen Verhandlungen  geben  sie  die  Gelegenheit,  sich  ungezwun- 
gener und  leichter  näher  zu  treten  und  manche  Bekanntschaft, 
welche  zunächst  durch  eine  solche  Festlichkeit  begründet  wor- 
den ist,  hat  für  die  Wissenschaft  später  einen  dauernden  Wert 
gehabt. 

Damit  glauben  wir  das  internationale  statistische  Institut  und 
seine  bisherige  Wirksamkeit  nach  den  verschiedenen  Richtungen 
billig  und  gerecht  beurteilt  zu  haben.     Wir  halten  es  als   eine   in 
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sich  abgeschlossene  tmd  doch  eine  gewisse  Freiheit  in  der  weiteren 
Ausdehnung  garantierende  Vereinigung  berufenster  Vertreter  der 
gesamten  Statistik  aus  den  verschiedenen  Ländern,  für  eine  immer- 
hin gewichtige  Autorität  auf  dem  Gebiet  der  Wissenschaft ,  für 
welches  es  ins  Leben  gerufen  ,  wir  erkennen  an  ,  dass  es  durch 
eine  geschickte  und  tüchtige  Wirksamkeit  sich  diese  Stellung 
errungen  und  hoffen  zuversichtlich  ,  dass  es  sich  dieselbe  auch 
für  die  Folge  werde  bewahren  werden.  Wir  sehen  in  demsel- 
ben ein  nutzbringendes  und  festes  Band  für  die  in  ihrem  Wert 
nicht  zu  unterschätzenden  persönlichen  Beziehungen  aller  derjeni- 
gen, welche  in  den  einzelnen  Ländern  sich  der  Statistik  irgend- 
wie gewidmet  haben.  Mit  Freuden  begrüssen  wir,  dass  die  nächste 
Tagung  des  internationalen  statistischen  Instituts  in  Deutschland 
stattfinden  wird  ,  in  der  festen  Hoffnung ,  dass  sich  diese  Ta- 
gung zu   einer   nutzbringenden  für  alle  Teile    ausgestalten  werde. 

Litteratur.  Levasseur ,  Note  sur  l'Institute  International  de  Statistique;  Revue 
Economique  Russe  1S97  Nr.  4.  Mischler ,  Die  internationale  Statistik  in  dem  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  von  Conrad ,  Lexis ,  Elster ,  Loening ,  Band  VI, 
.Seite  1056  ff.  Neu7na7tn-Spallart,  Ein  internationales  statistisches  Institut,  Jahrbücher 
für  Nationalökonomie  und  Statistik  (Hildebrand ,  Conrad) ,  Neue  Folge  ,  Band  XI, 
Seite  220  ff.  Rauchberg,  Statistische  Monatsschrift  der  K.  K.  Oesterreichischen  Cen- 
tral-Kommission,  Neue  Folge ,  I.  Jahrgang  S.  13  (Tagung  zu  Bern) ,  III.  Jahrgang 
S.  13  (Tagung  zu  St.  Petersburg)  ,  IV.  Jahrgang  Seite  621  (Tagung  zu  Christiania). 
Singer,  Statistische  Monatsschrift  der  K.  K.  Oesterreichischen  Statistischen  Central- 
Kommission,  XX.  Jahrgang  S.  59  (Tagung  zu  Chicago).  Unbenannter  Ver- 
fasser: Statistische  Monatsschrift  der  K.  K.  Oesterreichischen  Statistischen  Central- 
Kommission  XI.  Jahrg.  S.  409  (Ein  internationales  statistisches  Institut),  XIII.  Jahrg. 
Seite  289  (Tagung  zu  Rom),  XVII.  Jahrg.  S.  i  (Tagung  zu  Paris),  XVII.  Jahrg.  S.  549 
(Tagung  zu  Wien). 
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DIE  ENTWICKELUNG  DES  KANTONALEN  AR- 
BEITERSCHUTZES IN  DER   SCHWEIZ. 

VON 
NATIONALRAT  Dr.  E.  HOFMANN 

iu  Fraueiifeld. 


Der  kantonale  Arbeiterschutz  erlebt  in  der  Schweiz  merk- 
würdige Wandelungen.  Eine  Zeitlang  schien  die  Ausdehnung  des 
Arbeiterschutzes  auf  alle  dem  eidg.  Fabrikgesetz  nicht  unterstell- 
ten Betriebe  das  in  nicht  allzuferner  Zeit  erreichbare  Ziel  der  Ent- 
wickelung  zu  sein.  Allein  das  Vorbild,  welches  der  Kanton  Gla- 
rus  mit  seinem  Gesetz  betr.  den  Arbeiterschutz  vom  8.  Mai  1892 
gab ,  blieb  ohne  Nachfolge.  Im  Gegenteil  wirkte  sein  Beispiel 
schlaften  Gesetzesvollzugs  so  abschreckend,  dass  die  späteren  kan- 
tonalen Arbeiterschutzgesetze  von  St.  Gallen,  Zürich,  Solothurn, 
Luzern  und  Neuenburg  sich  wiederum  auf  die  weiblichen  Arbeiter 
beschränkten  und  das  jüngste  Glied  dieser  Kette,  das  Genfer  Ge- 
setz betr.  die  Arbeit  der  Minderjährigen  vom  25.  November  1899, 
noch  eine  weitere  Beschränkung  des  kantonalen  Arbeiterschutzes 
darstellt^). 

Von  stolzer  Höhe  stieg  der  kantonale  Arbeiterschutz  in  die 
Niederungen  herab,  wo  er  seine  Fürsorge  bloss  einem  sehr  kleinen 
Teil  der  durch  das  Fabrikgesetz  nicht  geschützten  Arbeiter  zu 
Teil  werden  lässt  und  sich  nach  Umfang  und  Tendenz  den  sog. 
Lehrlingsgesetzen  nähert,  wie  sie  in  mehreren  Kantonen  der  West- 
schweiz bestehen.     Die  Gründe   dieser  eigenartigen  Entwickelung 

1)  Vgl.  hierzu:  Rapport  sur  la  gestion  du  conseil  d'etat  pendant  l'anee  1S99, 
\\  449.    Geneve  1900. 
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hängen  nicht  zuletzt  mit  der  Gestaltung  der  politischen  Verhält- 
nisse zusammen.  Im  Zerbröckelungsprozess  der  alten  Parteien 
und  der  denselben  verursachenden  Gruppierung  nach  wirtschaft- 
lichen Interessen  geht  Kraft  und  Mut  zur  Verwirklichung  alter 
Ideale  verloren.  Durch  die  Wanderung  derselben  zu  anderen  Par- 
teien verlieren  sie  wenigstens  für  eine  Zeit  lang  ihre  Schwung- 
und  Zugkraft. 

Diese  Depression  spiegelt  sich  naturgemäss  auch  beim  Voll- 
zug dieser  kantonalen  Arbeiterschutzgesetze.  Derselbe  bildet  bis 
jetzt  kein  Ruhmesblatt  in  der  Geschichte  der  kantonalen  Verwal- 
tung. Leider  ist  das  Schicksal,  das  wir  diesen  Gesetzen  voraus- 
sagten, nur  zu  buchstäblich  eingetroffen.  Der  Vollzug  der- 
selben beschränkt  sich  aufdieStädte  und  grös- 
ser en  O  r  t  s  c  ha  ften  ,  wenn  er  nicht  überhaupt  einschlummert, 
wie  das  im  Kanton  Glarus  dei   Fall  zu  sein  scheint. 

Zum  Beweis  hiefür  könnten  wir  auf  die  Verteilung  der  den 
Gesetzen  unterstellten  Geschäfte  innerhalb  der  einzelnen  Kantone 
und  die  Thatsache  hinweisen,  dass  die  überwiegende  Mehrzahl  in 
den  Städten  und  grösseren  Ortschaften  zu  finden  ist.  Allein  wir 
verzichten  dieses  Mal  darauf,  um  uns  nicht  mit  der  Widerlegung 
des  Einwandes  abgeben  zu  müssen,  dass  dies  einzig  mit  der  Ver- 
teilung derartiger  Betriebe  in  den  einzelnen  Kantonen  zusammen- 
hänge. Statt  dessen  weisen  wir  darauf  hin ,  dass  merkwürdiger 
Weise  die  Klagen  über  Gesetzesübertretungen  meistens  aus  den 
Städten  und  deren  nächster  Umgebung  stammen.  So  sind  z.  B. 
im  Kanton  Luzern  im  Jahre  1898/99  wie  übrigens  auch  in  der 
vorhergehenden  Berichtsperiode  aus  vier  Aemtern  bei  den  Statt- 
halterämtern weder  Anzeigen  betr.  Uebertretung  des  Gesetzes 
noch  Gesuche  um  Erteilung  von  Bewilligungen  für  Ueberzeit  ein- 
gelangt^). Wie  sich  hier  der  Gesetzesvollzug  auf  Stadt  und  Amt 
Luzern  zu  beschränken  scheint,  so  ist  wahrscheinlich  dasselbe  auch 
im  Kanton  Solothurn  der  Fall,  wo  mit  Ausnahme  des  Bezirkes 
Solothurn  keine  Strafverfolgungen  stattfanden,  weil  der  Polizei 
keinerlei  Klagen  zu  Ohren  gekommen  seien  und  keine  Gesetzes- 
übertretungen konstatiert  werden  konnten^).  Aus  dem  Kanton 
Neuenburg    berichtet    der    kantonale   Lehrlingsinspektor ,    welcher 


1)  Bericht  des  Regierungsrates  des  Kantons  Luzern  an  den  Grossen  Rat  desselben 
über   die  gesamte  Staatsverwaltung   in  den  Jahren  1898/1899,   S.   39.    Luzern  1900. 

2)  Vierundsechzigster  Rechenschaftsbericht  des  Regierungsrates  an  den  Kantons- 
rat  für  das  Jahr   1S99,   S.   263.    Solothurn  1900. 
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dort  mit  dem  Vollzug  des  Arbeiterinnenschutzgesetzes  betraut  ist, 
dass  zu  diesem  Zwecke  in  den  grossen  Gemeinden  Locle  und 
Chaux  de  Fonds  von  den  Gemeindebehörden  Veranstaltungen  ge- 
troffen worden  seien,  während  ihm  aus  den  anderen  Gemeinden 
nur  bekannt  geworden  sei ,  dass  das  Gesetz  in  den  öffentlichen 
Gebäuden  auf  Weisung  des  Departements  des  Innern  angeschla- 
gen sei^). 

Merkwürdiger  Weise  wurde  bei  der  Revision  des  Gesetzes 
vom  19.  Mai  1896,  deren  Ergebnis  am  26.  April  190 1  in  Kraft 
trat,  hierauf  gar  keine  Rücksicht  genommen.  Hieraus  ziehen  wir 
den  Schluss,  dass  man  sich  mit  dem  beschränkten  Anwendungs- 
kreis dieses  Gesetzes  sozusagen  mehr  oder  weniger  ausgesöhnt 
habe. 

Aehnliche  Verhältnisse  treffen  wir  in  den  Kantonen  Zürich 
und  St.  Gallen.  Wenn  auch  anzuerkennen  ist,  dass  man  sich 
dort  redlich  Mühe  giebt,  zu  einem  gleichmässigen  Vollzug  des 
Gesetzes  zu  gelangen  ,  so  ist  doch  hervorzuheben ,  dass  z.  B.  im 
Jahre  1899  sämtliche  wegen  Uebertretung  des  Arbeiterinnenschutz- 
gesetzes im  Kanton  Zürich  ausgesprochenen  Bussen  auf  die  Be- 
zirke Zürich  und  Winterthur  entfallen,  sowie  dass  von  den  neun 
Strafurteilen,  welche  im  Jahre  1900  im  Kanton  St.  Gallen  ausge- 
sprochen wurden ,  nicht  weniger  als  7  den  Bezirken  St.  Gallen 
und  Tablat  zukommen. 

Der  Blick  auf  die  Ausführung  des  Gesetzes  im  Besonderen 
ist  nicht  viel  erfreulicher  als  diese  allgemeine  Betrachtung.  Da 
ist  vor  allem  die  Abnahme  der  Zahl  der  dem  Gesetze  unterstell- 
ten Betriebe  in  den  Kantonen  Zürich  und  St.  Gallen  auffällig,  wie 
dies  aus  beistehenden  Zahlen  hervorgeht: 


Zürich. 

St.   Gallen. 

Zahl  der 

Zahl 

der 

Jahre 

Betriebe 

Arbeiter 

Betriebe 

A  r  b  e  i  t  e  r 

1S94 

- 

— 

455 

3800 

1895 

S25 

2164 

466 

1896 

B52 

2149 

1S97 

907 

2289 

529 

1S98 

934 

2340 

450 

1S99 

745 

2057 

449 

1900 

412 

l)  Rapport  sur  l'application  generale  de  la  loi  sur  la  protection  des  apprentis  et 
sur  les  examens  professional,  pendant  l'annee  1899  suivi  de  quelques  considerations 
sur  l'application  de  la  loi  sur  la  protection  des  ouvrieres  dans  le  canton  du  Neuch.atel. 
S.   76.    (La  Chaux   de  Funds,      1900). 
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Gewiss  mag  hieran  Aenderung  des  Geschäftsganges,  Flucht 
unter  die  Fittige  des  eidg.  Fabrikgesetzes  etc.  einen  Teil  der 
Schuld  tragen.  Aber  neben  diesen  und  anderen  Gründen  dürfte 
auch  eine  gewisse  Ermattung  auf  diesem  Gebiete  heraus  zu  lesen 
sein.  Diese  zeigt  sich  auch  in  der  Zahl  der  zur  Kenntnis  der  Be- 
hörden gelangenden  Gesetzesübertretungen  und  der  sich  daran 
knüpfenden  Bestrafungen.  Es  fanden  Bestrafungen  wegen  Ueber- 
tretungen  des  kantonalen  Arbeiterinnenschutzgesetzes  statt  in : 

Im  Jahr  Basel  -St.   Gallen  Zürich  Luzern  Solothurn 

1S95  —  9                       44                       —  — 

1896  _____ 

1897  _  4                        17                        _  _ 

1898  19  9                        16                        16  — 

1899  13                                            6                      18  I 

1900  —  9                      13                     —  I 

^lan  könnte  nun  versucht  sein  ,  diese  Abnahme  der  Bestra- 
fungen, welche  sich  sozusagen  auf  der  ganzen  Linie  bemerkbar 
macht,  mit  der  allmählichen  Angewöhnung  an  das  Gesetz  zu  er- 
klären. Allein  nach  gelegentlichen  Aeusserungen  in  der  Presse 
aller  Parteien  ist  dem  nicht  so.  Nachdem  die  Versuche,  durch 
Eingaben  und  Petitionen  an  den  Gesetzen  zu  rütteln  und  zu  deu- 
teln, sich  als  erfolglos  erwiesen,  wurde  der  Widerstand  mehr  ein 
passiver,  mit  dem  die  niederen  Aufsichtsorgane  zumeist  einver- 
standen zu  sein  scheinen.  Als  beredtes  Musterehen  für  den  Sinn 
und  das  Verständnis  derselben  für  den  Arbeiterschutz  führen  wir 
das  Urteil  zweier  lokaler  Gesundheitsbehörden  im  Kanton  Zürich 
aus  dem  Jahre  1S99  an.  Richtersweil  findet,  das  Gesetz  betreffend 
den  Schutz  der  Arbeiterinnen  möge  für  städtische  Verhältnisse 
mit  grossem  Betriebe  recht  notwendig  sein,  w^ährenddem  es  den 
ländlichen  Verhältnissen  zu  wenig  Rücksicht  trage.  Thahveil  be- 
zeichnet das  Gesetz  kurzweg  als  undurchführbar  ^). 

Nicht  minder  bezeichnend  ist  die  Thatsache,  dass  im  gleichen 
Jahre,  also  fünf  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes,  noch  man- 
cherorts die  irrige  Ansicht  obwaltete,  als  ob  sämtliche  Geschäfte, 
in  denen  weibliche  Personen  arbeiten,  in  die  Kontrolle  einzube- 
ziehen  seien,  wodurch  einerseits  zu  viel  und  andererseits  zu  wenig 
Geschäfte  auf  die  Liste  kommen.  Hätte  es  sich  bei  den  ersteren 
nicht  bloss  um  ein  Aufführen  in  der  Kontrolle,  sondern  um  wirk- 


i)  Rechenschaftsbericht    des    Regierungsrates    an    den    Zürcherischen    Kantonsrat 
Winterthur,   .S.  296.    (Geschwister  Ziegler.) 
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liehe  Anwendung  des  Gesetzes  gehandelt,  würden  dieselben  ohne 
Zweifel  energisch  protestiert  haben. 

An  dieser  teilweisen  Ermattung  und  Ermüdung  auf  diesem 
Gebiete  ist  nicht  zuletzt  die  milde  Bestrafung  der  Gesetzesüber- 
tretungen schuld.  Anfänglich  k-amen  die  Gesetzesübertreter  mit 
Verwarnungen  und  Verweisen  davon.  Nützen  diese,  was  übrigens 
sehr  begreiflich  ist,  wenig  oder  nichts,  wird  mit  aller  Strenge  des 
Gesetzes  eingeschritten.  Doch  nimmt  sich  die  Sache  in  Wirklich- 
keit nicht  so  ernst  aus,  wie  sie  auf  dem  Papier  ausschaut.  Statt 
dass  die  Behörden  auf  den  äusserst  laxen  Gesetzesvollzug  Rück- 
sicht nehmen,  indem  sie  die  erwischten  Gesetzesübertreter  streng 
bestrafen,  lassen  sie  sehr  häufig  grosse  Milde  walten,  sodass  die 
verhängten  Strafen  nicht  selten  geradezu  als  Aufmunterung  zu 
weiteren  Gesetzesübertretungen  erscheinen  mögen.  Statt  vieler 
Beispiele  führen  wir  an,  dass  im  Kanton  St.  Gallen  vom  Bezirks- 
amt St.  Gallen  ein  Bazargeschäft,  welches  wegen  der  gleichen 
Gesetzesübertretung  schon  einmal  gebüsst  worden  war,  mit  einer 
Busse  von  Fr.  30. —  belegt  wurde ,  trotz  konstatierter  ungesetz- 
licher Ueberzeit  bis  nachts  ^/2i2  Uhr  und  vermutlich  erst  nach- 
träglicher Extraablöhnung  derselben.  Diese  Busse ,  welche  im 
Rückfall  um  Fr.  10. —  kleiner  war,  als  bei  der  erstmaligen  Bestra- 
fung, wird  wahrscheinlich  nicht  sehr  abschreckend  gewirkt  haben. 
Dies  gilt  übrigens  von  der  gesamten  Bussenpraxis,  wie  beistehende 
Zusammenstellung  der  Straftalle  oder  verhängten  Bussen  deutlich 
zeigt : 


FälleBusse 

Fälle 

Busse 

FälleBusse 

Fälle' Busse 

FälleBusse 

FälleBusse 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

St.  Gallen 

Zürich 

Solothurn 

9      115 
44     510 

17      170 

4        65 

17      415 

9      120 

16   1 200 

II 

6 

I 

315 

135 

10 

9   1  125 

13     285 

Luzern 

—       — 

— 

— 

—        40 

-      150 

— 

235 

—  1   — 

Diese  laxe  Praxis  stimmt  ungefähr  mit  derjenigen  überein, 
welche  gegenüber  Uebertretungen  des  eidgenössischen  Fabrikge- 
setzes in  Anwendung  kommt.  Die  Milde ,  welche  hier  waltet, 
geht  aus  beistehender  Uebersicht  der  im  Jahr  1899  ausgesproche- 
nen Bussen  hervor. 

Es  betrugen  dieselben : 


Fälle 

Franken 

Durchschnitt 

Im   Kanton  St.   Gallen 
Zürich 
»          i>        Luzern 

29 

55 

3 

390 

1340 

56 

13,4  Frs. 
24,3      " 
iS,6     » 

Die  Entwickelung   des  kantonalen  Arbeiterschutzes  in  der  Schweiz. 


157 


Anders  gestaltet  sich  der  Vollzug  des  Arbeiterinnenschutzge- 
setzes im  Kanton  Baselstadt.  Das  dortige  Gesetz  hat  sich  nicht 
bloss,  weil  es  schon  auf  eine  17jährige  Wirksamkeit  zurückblickt, 
sondern  auch  dank  energischer  Polizeiaufsicht  und  strenger  Ge- 
richtspraxis ziemlich  eingelebt.  Infolge  der  territorialen  Gliederung 
dieses  Kantons  und  dem  grossen  Ueberwiegen  des  städtischen 
Elements  ist  sein  Vollzug  weniger  abhängig  von  der  Einsicht  oder 
dem  guten  Willen  lokaler  Behörden,  den  niederen  Polizeiorganen, 
sowie  den  Liebhabereien   einzelner  Gerichte. 

Leider  ist  die  Berichterstattung  über  den  Vollzug  dieses  Ge- 
setzes sehr  mangelhaft  und  ist  zu  erwarten,  dass  das  beim  Depar- 
tement des  Innern  für  die  Verwaltung  des  Gewerbewesens ,  der 
Haftpflichtsachen  und  des  Arbeiterschutzes  zu  schaftende  Ge- 
werbeinspektorat ,  dessen  Personal  aus  dem  Gewerbeinspektor, 
einem  Gehilfen  und  nach  Bedürfnis  einer  weiblichen  Gehilfin  be- 
stehen soll ,  hierin  gründlich  Wandel  schaffen  werde.  Wie  not- 
wendig dies  wäre ,  mag  unter  anderm  daraus  hervorgehen  ,  dass 
neben  den  erteilten  Bewilligungen  zur  Arbeitszeitverkürzung  mei- 
stens fast  nichts  mehr  über  den  Vollzug  dieses  Gesetzes  in  den 
Verwaltungsberichten  des  Regierungsrates  gemeldet  wird  und  die 
Spezialberichte  des  Polizeigerichtes  bloss  die  Anzahl  der  behan- 
delten Uebertretungen  mitteilen. 

Der  Vollzug  des  kantonalen  Arbeiterschutzes  weist  also  in 
der  Hauptsache  drei  Typen  auf.  Derselbe  ruht  entweder  völlig 
wie  im  Kanton  Glarus,  oder  wird  bloss  bei  gewissen  Anlässen 
hervorgegraben,  wie  dies  im  Kanton  Nidwaiden  mit  dem  Gesetz 
betr.  den  Arbeiterschutz  vom  29.  April  1888  der  Fall  ist,  das 
namentlich  wegen  der  Arbeiter  an  Strassen,  Eisenbahnen,  Fluss- 
korrektionen, Entsumpfungen  und  Steinbrüchen  erlassen  wurde. 
Der  zweite  Typus  wird  durch  jene  Kantone  repräsentiert ,  in 
denen  der  Arbeiterschutz  sich  auf  die  Städte  beschränkt.  Dieser 
ist  am  zahlreichsten.  Der  dritte  Typus  mit  vollständigem  Vollzug 
des  Gesetzes  beschränkt  sich  auf  den  Kanton  Baselstadt.  Ueber 
diesen  Zustand  täuscht  sich  niemand  und  herrscht  darüber  völlige 
Uebereinstimmung.  Zum  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Be- 
hauptung führen  wir  zwei  Belegstellen  an.  Die  Arbeitskammer 
der  Stadt  Zürich  bezeichnet  die  Handhabung  des  kantonalen  Ar- 
beiterinnenschutzgesetzes als  eine  so  laxe,  dass  ständige  Ueber- 
zeitarbeit    in    vielen  Glättereien,    Damenschneidereien  etc.  an  der 
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Tagesordnung^  sei  ^).  Und  im  grossen  Stadtrat  von  Luzern  stellte 
anlässlich  einer  Interpellation  der  Vorsteher  des  städtischen  Po- 
lizeidepartements gar  nicht  in  Abrede,  dass  das  Gesetz  nicht  mit 
der  Strenge  durchgeführt  werde ,  die  dessen  Wortlaut  verlange, 
weil  man  die  Bedürfnisse  des  Fremdenplatzes  Luzern  während  der 
Hochsaison  berücksichtigen  müsse.  Dagegen  sind  die  Ansichten 
über  die  Mittel  zur  Abhilfe  sehr  verschieden.  Die  einen  sehen 
die  Revision  dieser  Gesetzgebung  als  das  Beste  an,  während  die 
anderen  durch  Schaffung  besonderer  Kontrollorgane  durch  den 
Staat,  die  Städte  und  die  Arbeiterorganisationen  zu  richtigem 
Gesetzesvollzug  zu  gelangen  hotten. 

Gewiss  hat  der  letztere  Weg  sehr  viel  für  sich.  Aber  er 
wird  erst  zum  Ziele  führen,  wenn  man  denselben  bis  ans  Ende 
verfolgt  und  weder  vor  der  Anstellung  von  weiblichen  Gewerbe- 
inspektoren noch  vor  Gründung  von  städtischen  Arbeitersekreta- 
riaten zurückschreckt.  Wie  wertvoll  die  Thätigkeit  der  letztem 
auf  diesem  Gebiete  sein  kann,  mag  unter  anderm  daraus  hervor- 
gehen, dass  die  städtische  Arbeitskammer  in  Zürich  in  einem 
einzigen  Jahr  ii2  Firmen  wegen  Uebertretung  des  eidgenössischen 
Fabrikgesetzes  oder  kantonaler  Gesetze  zum  Schutze  der  Arbei- 
terinnen zur  Anzeige  brachte^). 

Daneben  zeigt  es  sich  immer  deutlicher,  dass  die  beste  Ga- 
rantie für  eine  richtige  Handhabung  der  Arbeiterschutzgesetze  im 
Vorhandensein  von  Berufsorganisationen  der  Arbeiterschaft  liegt. 
Erst  damit  wird  die  alte  Klage  der  offiziellen  Berichterstatter  ver- 
stummen, dass  die  Arbeiterinnen  in  Bezug  auf  Mitteilungen  von 
Gesetzesübertretungen  sehr  zurückhaltend  seien,  indem  sie  be- 
fürchten, ihre  Stellen  zu  verlieren,  wenn  sie  ihre  gesetzlichen 
Rechte  geltend  zu  machen  suchen. 

Die  Revision  dieser  Gesetze  wird  von  zwei  Seiten  erstrebt. 
Doch  scheint  die  Bewegung,  welche  den  Arbeiterschutz  abschwä- 
chen und  einengen  will  ,  im  Lauf  der  Jahre  wohl  nicht  zuletzt 
wegen  der  Art  des  Vollzugs  wesentlich  an  Schwungkraft  einge- 
büsst  zu  haben.  Die  Freunde  der  Ausdehnung  des  kantonalen 
Arbeiterschutzes  haben  aus  dem  Lager  der  Gegner  der  Gross- 
bazars  etc.  Zuzug  erhalten,  indem  diese  Letztern  wenigstens  nach 

i)  Vgl.  hierzu:  III.  Jahresbericht  der  Arbeitskanimer  Zürich,  umfassend  den  Zeit- 
raum vom   I.  Januar  bis  31.  Dezember   1899,   S.  24.     Zürich  1900. 

2)  III.  Jahresbericht  der  Arbeitskammer  Zürich,  umfassend  den  Zeitraum  vom 
I.  Januar  bis  31.   Dezember   1S99,   S,   25.    Zürich   1900. 
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der  genannten  Seite  hin  für  den  Fortschritt  plädieren. 

Als  Beispiel  hiefür  erwähnen  wir  die  Revision  des  Arbei- 
terinnenschutzgesetzes im  Kanton  Neuenburg.  Obwohl  dasselbe 
erst  vom  19.  Mai  1896  datiert,  ist  es  bereits  durch  ein  anderes 
vom  26.  April  1901  ersetzt  worden.  Das  ursprüngliche  Gesetz 
unterschied  drei  Kategorien  der  zu  schützenden  Arbeiterinnen. 
Den  weitgehendsten  Schutz  wollte  dasselbe  den  Arbeiterinnen  in 
den  kleinen  Betrieben,  welche  wegen  ihrer  geringen  Ausdehnung 
nicht  dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  unterstellt  sind ,  ange- 
deihen  lassen.  Für  das  Personal  in  Gastwirtschaften  und  Hotels 
sah  es  eine  ununterbrochene  neunstündige  Nachtruhe  und  als 
Ersatz  für  die  entgangene  Sonntagsruhe  einen  freien  Tag  vor. 
Die  Angestellten  in  Magazinen,  Komptoirs  endlich  sollten  durch 
das  Gesetz  einzig  eine  ununterbrochene  Nachtruhe  von  neun 
Stunden  garantiert  erhalten.  Diese  einzige  Bestimmung  erwies 
sich  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  grossen  Magazine,  Ba- 
zars  etc.  als  ungenügend.  Dieselben  beschäftigten  ihr  Personal 
in  alle  Nacht  hinein,  an  den  Sonntagen  regelmässig  bis  am  Mit- 
tag, erliessen  Arbeitsordnungen,  welche  ein  Hohn  auf  die  Huma- 
nität waren  und  nahmen  es  mit  der  Beschäftigung  ganz  junger 
Mädchen  nicht  sehr  genau.  I^urch  die  Revision  des  Gesetzes 
wurde  diesen,  sowie  den  Hotels  etc.  die  Verwendung  von  Mäd- 
chen unter  14  Jahren  untersagt.  Die  tägliche  Arbeitszeit  wurde 
für  die  erwachsenen  Arbeiterinnen  auf  11  und  für  die  Arbeiterinnen 
bis  zum  15.  Altersjahr  auf  lO  Stunden  festgesetzt.  Nachtarbeit 
ist  in  den  Magazinen  und  Komptoirs  bloss  bis  spätestens  9  Uhr 
gestattet.  Die  Sonntagsarbeit  ist  verboten  mit  Ausnahme  der 
Verkäuferinnen  in  Bäckereien ,  Konditoreien ,  welche  bis  9  Uhr 
morgens  beschäftigt  sein  dürfen  ,  sowie  des  weiblichen  Personals 
der  Wirtschaften,  Hotels  etc.  Die  Ueberzeitbewilligungen  werden 
beschränkt,  müssen  schriftlich  erteilt  und  in  sichtbarer  Weise  vom 
Arbeitgeber  angeschlagen  werden ,  welcher  für  dieselbe  einen 
Lohnzuschlag  von  25-/0  bezahlen  muss.  Die  dem  Gesetze  unter- 
stellten Geschäfte  sind  zur  Aufstellung  und  zum  Anschlagen  einer 
von  den  Gemeindebehörden  zu  genehmigenden  Arbeitsordnung 
angehalten,  in  der  keine  Bussenkompetenz  ausgesprochen  sein 
darf.  Die  Gemeindebehörden  werden  zur  Ablieferung  eines  Jah- 
resberichtes verpflichtet,  in  welchem  namentlich  auch  auf  die  Be- 
schaffenheit der  Arbeitsräume  etc.  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Diese 
Neuerung    ist    wohl    auf  das  Beispiel    von  Zürich    zurückzuführen. 
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dessen  Sanitätsdirektion  die  lokalen  Gesundheitsbehörden  jährhch 
zu  einer  ein-  bis  zweimaligen  Inspektion  der  Arbeits-  und  teil- 
weise auch  der  Schlafräurne  veranlasste.  Diese  Inspektionen  sind 
nach  verschiedenen  Seiten  hin  sehr  wertvoll.  Sie  erinnern  sowohl 
die  lokalen  Gesundheitsbehörden  als  auch  die  Arbeitgeber  und 
Arbeiterinnen  an  die  Existenz  des  Arbeiterinnenschutzgesetzes 
und  tragen  dazu  bei ,  die  hygienischen  Verhältnisse  der  Arbeits- 
und Wohnräume  zu  verbessern.  Schliesslich  ist  noch  zu  erwäh- 
nen, dass  das  revidierte  Gesetz  gegenüber  Zuwiderhandlung  etwas 
schärfere  Saiten  aufzieht ,  indem  es  neben  der  Geldbusse  von 
Fr.  500. —  im  Maximum  noch  Gefängnisstrafe  bis  auf  acht  Tage 
in  Aussicht  stellt.  Der  Beweggrund  zu  dieser  Neuerung  ist  nicht 
schwer  zu  finden.  Trotzdem  dieses  Gesetz  die  Busse  mit  der  An- 
zahl der  Arbeiterinnen  ,  mit  denen  das  Gesetz  übertreten  wurde, 
in  ein  richtiges  Verhältnis  setzt,  mochte  hie  und  da  eine  Gesetzes- 
übertretung rentabel  erscheinen. 

Nach  diesem  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  kantona- 
len Arbeiterschutzes  ziemt  sich  auch  noch  ein  Blick  auf  die  Hoff- 
nungen und  Projekte  auf  diesem  Gebiet.  Die  allgemeine  Tendenz 
dieser  Entwicklung  ist  bereits  im  Eingang  gekennzeichnet  worden. 
Das  dort  entworfene  Zukunftsbild  wird  durch  den  Entwurf  eines 
Gesetzes  zum  Schutze  der  Arbeiterinnen  im  Kanton  Aargau  nicht 
umgestossen. 

Allerdings  unterscheidet  sich  dasselbe  nicht  wesentlich  von 
seinen  Vorgängern  in  andern  Kantonen.  Umfang,  Tendenz  und 
Mittel  sind  sozusagen  dieselben.  Selbst  die  bekannte  Unterschei- 
dung in  verschiedene  Kategorien  fehlt  nicht.  Zwar  soll  sich  das 
Gesetz  auf  alle  dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  nicht  unterstell- 
ten Betriebe  beziehen ,  in  welchen  eine  oder  mehrere  weibliche 
Personen  gegen  Lohn  oder  zur  Erlernung  eines  Berufes  arbeiten. 
Aber  nun  werden  davon  ausgenommen  die  landwirtschaftlichen 
Betriebe  sowie  das  häusliche  Dienstpersonal.  Die  weiblichen  An- 
gestellten können  zur  Bedienung  der  Kunden  ohne  Beschränkung 
verwendet  werden,  wenn  ihnen  die  nötigen  Pausen  für  die  Mahl- 
zeiten und  eine  ununterbrochene  Nachtruhe  von  mindestens  10 
Stunden  gewährt  wird.  Für  diese  wie  für  die  Bediensteten  in 
Wirtschaften  und  Gasthäusern  gilt  also  der  iistündige  Normalar- 
beitstag und  das  Verbot  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit  nicht. 
Immerhin  werden  für  diese  beiden  Kategorien  zwei  freie  Sonntage 
im  Monat    und    als  Ersatz    für    die    beiden    andern    je  ein  halber 
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Freitag  per  Woche  verlangt.  Um  den  Unternehmern  nicht  allzu 
starke  Angst  einzuflössen,  ist  neben  dem  üblichen  Sicherheitsventil 
der  Ueberzeitbewilligung  noch  ein  anderes  angebracht,  welches 
der  zuständigen  Regierungsdirektion  während  der  Sommermonate 
für  Kuranstalten  die  Gestattung  von  Ausnahmen  anheimstellt. 
Trotzdem  wird  dieser  Entwurf  allem  Anschein  nach  sehr  schwer- 
lich Gesetz  werden.  Die  Anregung  zu  demselben  stammt  noch 
aus  den  Jahren,  in  denen  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes 
noch  etwas  mehr  Initiative  und  Leben  und  ein  etwas  grösserer 
Zug  herrschte. 

Das  Arbeiterschutzgesetz  des  Kantons  Tessin  bewegt  sich 
schon  mehr  in  der  von  uns  gezeichneten  Richtung.  Dasselbe  be- 
zieht sich  ähnlich  demjenigen  des  Kantons  Nidwaiden  bloss  auf 
eine  bestimmte  Kategorie  von  Arbeitern.  Nicht  das  Geschlecht 
oder  das  Alter  sondern  die  Natur  der  Arbeit  giebt  den  Ausschlag 
für  die  Unterstellung  unter  das  Gesetz.  Neben  dem  Schutz  von 
Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  bei  der  Arbeit  und  in  den 
ihnen  von  den  Unternehmern  angewiesenen  Wohnungen  sowie  den 
übrigen  Zielpunkten  eines  vernünftigen  Arbeiterschutzgesetzes  ver- 
folgt dasselbe  auch  hauptsächlich  die  Sanierung  des  Verhältnisses 
zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer.  Daher  widmet  dieses  Ge- 
setz den  sogenannten  Reglementen  eine  so  grosse  Sorgfalt.  Die- 
selben sind  der  amtlichen  Genehmigung  unterstellt,  müssen  den 
Arbeitern  vorher  zur  Begutachtung  vorgelegt  und  nachher  jedem 
in  einem  Exemplar  eingehändigt  werden.  Dasselbe  ist  für  beide 
Teile  füi  die  Dauer  eines  Vertrages  bindend.  Bussen  dürfen  nie 
einen  halben  Taglohn  übersteigen  und  müssen  zum  Wohl  der 
Arbeiter  verwendet  werden.  Daher  werden  über  gegenseitige 
Kündigung,  Entlassung  und  Austritt  während  der  Probezeit,  Lohn- 
zahlung und  Lohnabzüge  etc.  so  subtile  Bestimmungen  aufgestellt. 
Die  wiederholten  und  schweren  Konflikte  der  Steinbrucharbeiter  etc. 
mit  ihren  Arbeitgebern,  welche  die  direkte  Veranlassung  zu  die- 
sem Gesetze  waren,  haben  denselben  unverkennbar  ihren  Stempel 
aufgedrückt. 

Auf  derselben  Linie  bewegen  sich  die  Bestimmungen  zum 
Schutze  des  Dienstpersonals  in  Wirtschaften  und  Hotels,  wie  sie 
in  neuerer  Zeit  Eingang  in  die  kantonalen  Wirtschaftsgesetze  fin- 
den sollen  ,  sowie  die  moderne  Sonntagsgesetzgebung ,  welche 
gleichfalls  als  ein  Surrogat  des  Arbeiterschutzes  zu  gelten  hat. 

Als  Muster  eines  solchen  »Arbeiterschutzgesetzes«   führen  wir 
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den  Gesetzesentwurf  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  des  Kan- 
tons Genf  an.  Derselbe  will  jedem  im  Kanton  Genf  angestellten 
Arbeiter  das  Anrecht  auf  einen  wöchentlichen  Ruhetag  garantieren. 
Dabei  soll  womöglich  der  Sonntag  bevorzugt  werden.  Geht  dies 
nicht  an,  kann  der  Ruhetag  auch  zweimal,  je  zur  Hälfte  verteilt, 
bewilligt  werden.  Jedenfalls  aber  darf  diese  Ruhezeit  nur  von 
Mitternacht  bis  Mittag  oder  von  Mittag  bis  Mitternacht  fallen. 
Zur  Kontrolle  hierüber  haben  die  Arbeitgeber  über  die  ihren  Ar- 
beitern gewährte  Freizeit  Buch  zu  führen.  Von  dieser  Wohlthat 
sollen  die  Arbeiter  in  Transportanstalten,  das  Personal  in  Wirt- 
schaftsbetrieben und  die  dem  eidgenössischen  Fabrikgesetz  unter- 
stellten Arbeiter  unberührt  bleiben. 

Auf  dem  Wege,  aus  dem  Kreis  der  des  Schutzes  bedürftigen 
Arbeiter  einzelne  Kategorien  auszuscheiden  und  zu  schützen,  liegt 
selbstverständlich  auch  der  sogenannte  Kinderschutz. 

Dabei  hofTt  man,  dass  die  Teilnahme,  welche  dem  erwach- 
senen männlichen  Arbeiter  gegenüber  versagt  und  gegenüber  den 
weiblichen  Arbeitern  sehr  oft  aus  Privatinteresse,  falscher  Lebens- 
auffassung und  Weltanschauung  etc.  zurückgedrängt  wird  ,  dem 
schwachen  Kinde  am  stärksten  zukomme. 

Die  Notwendigkeit  schützender  Massnahmen  gegen  Ueberan- 
strengung  etc.  der  jugendlichen  Arbeitskräfte  im  Handwerk  und 
Gewerbe,  in  der  Hausindustrie  und  in  den  Fabriken  ist  so  allge- 
mein anerkannt,  dass  selbst  die  schweizerische  gemeinnützige  Ge- 
sellschaft sich  mit  diesem  Thema  an  einer  ihrer  letzten  Jahres- 
versammlungen beschäftigte^).  Die  dort  vom  Referenten  vorge- 
schlagenen Mittel  beschränken  sich  nicht  bloss  auf  die  dem 
Fabrikgesetz  nicht  unterstellten  Kinder,  sondern  verlangen  eine 
Revision  des  eidgenössischen  Fabrikgesetzes.  Als  Zielpunkte 
dieser  sind  zu  nennen :  die  Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit 
auf  8  Stunden  für  Kinder  unter  i6  Jahren,  absolutes  Verbot  der 
Ueberzeit,  Sonntag  und  Nachtarbeit  für  die  jugendlichen  Personen 
unter  i8  Jahren,  einheitliche  Vollziehungsverordnungen  für  die 
Kantone ;  einheitliche  Strafpraxis,  von  der  neben  den  Arbeitgebern 
auch  Eltern  und  Vormünder  getroffen  werden  sollen.  Für  die 
Lehrlinge  und  Lehrtöchter  sollen  kantonale  Gesetze  bis  zum  Zu- 
standekommen   einer    eidgenössischen    Gewerbeordnung    sorgen. 

I)  Vgl.  hierzu:  Die  jugendlichen  Arbeitskräfte  im  Handwerk  und  Gewerbe,  in 
der  Hausindustrie  und  in  den  Fabriken.  Von  Eugen  .Schwyter ,  Oberrichter  in  Zug. 
Zürich  (Ed.  Leemann)   1900. 
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Für  jugendliche  Arbeiter  in  Gewerbe  und  Hausindustrie  wird 
Ausdehnung  der  Schutzbestimmungen  des  eidgenössischen  Fabrik- 
gesetzes durch  kantonale  Vorschriften  verlangt,  damit  der  Grund- 
satz: »Keine  Erwerbsthätigkeit  neben  der  Schule«  möglichst  ver- 
wirklicht werde.  Von  diesen  Vorschlägen  sind  die  von  der  Ar- 
beiterschaft ausgehenden  nicht  stark  verschieden.  Dieselben  fanden 
ihren  Ausdruck  anlässlich  eines  Preisausschreibens  des  Zentral- 
Komites  des  schweizerischen  Grütlivereins  über  die  Frage  : 

Welche  Mittel  sind  anzuwenden  und  welche  Wege  zu  be- 
schreiten, um  die  Ausbeutung  der  Kinder  in  der  Hausindustrie 
wirksam  zu  bekämpfen.!^  Die  zwei  mit  ersten  Preisen  prämierten 
Arbeiten  nennen  als  Endziel  die  vollständige  Beseitigung  der  Er- 
werbsthätigkeit schulpflichtiger  Kinder  und  als  deren  Voraussetz- 
ung die  soziale  Besserstellung  der  wirtschaftlich  Schwachen.  Bis 
diese  Probleme  gelöst  sind  ,  wird  empfohlen  :  Staatliche  Aufsicht 
der  Beschäftigung  von  Kindern  in  der  Hausindustrie  und  Land- 
wirtschaft, periodische  Aufnahme  einer  Statistik  über  die  erwerbs- 
mässige  Beschäftigung  der  Schulkinder ;  Verbot  der  Verwendung 
älterer  Schulkinder  vor  6  Uhr  morgens  und  nach  6  Uhr  abends, 
der  Verwendung  schulpflichtiger  Kinder  im  Wirtschaftsgewerbe 
und  bei  Schaustellungen  und  Schaffung  einer  besonderen  Abtei- 
lung der  schweizerischen  Gewerbeinspektion  zur  Beaufsichtigung 
der  Beschäftigung  der  Kinder  in  der  Hausindustrie  und  Landwirt- 
schaft. Der  Erfolg  dieser  Postulate  und  Verhandlungen  gipfelt  bis 
jetzt  in  der  Vornahme  einer  ziemlich  umfassenden  Enquete  über 
die  Erwerbsthätigkeit  der  Schulkinder  durch  die  schweizerische 
gemeiimützige  Gesellschaft  unter  der  Protektion  der  kantonalen 
Schulbehörden.  Das  Resultat  derselben  dürfte  geeignet  sein,  den 
Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete  zu  einem  rascheren  Marschtempo 
zu  verhelfen;  denn  die  Missstände,  welche  durch  gelegentliche 
Erhebungen  kleineren  Umfangs  jetzt  schon  aufgedeckt  wurden, 
sind  wirklich  soweit  verbreitet  und  tiefeinschneidend  ,  dass  Ab- 
hilfe dringend  geboten  erscheint.  Zum  Beweis  hiefür  resümieren 
wir  die  Ergebnisse  einer  städtischen  Enquete  und  zweier  Er- 
hebungen über  einen   ganzen  Kanton. 

Nach  der  »Erhebung  betr.  die  Beschäftigung  der  Schüler 
und  Schülerinnen  der  stadtzürcherischen  Ergänzungsschule  in  der 
schulfreien  Zeit  vom  Dezember  1894'  ^)  waren  von  den  1325  Schü- 

i)  Vgl.  hierzu :  Geschäftsbericht  des  Stadtrates  und  der  Zentralschulpflege  der 
Stadt  Zürich  vom  Jahr  1895,   S.  62   f.    Zürich   1896. 
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lern  und  Schülerinnen,  die  in  dem  Alter  von  12  — 15  Jahren  stan- 
den, 1286  beschäftigt.  Bei  den  Knaben  standen  6o°/o  und  bei 
den  Mädchen  S4^lo  täglich  mehr  als  10  Stunden  in  x\rbeit.  Von 
diesen  1286  Kindern  sind  nur  18  in  der  Hausindustrie  beschäftigt, 
die  übrigen  verteilen  sich  auf  alle  Zweige  des  Gewerbes.  Den 
Beweis  für  die  Behauptung ,  dass  die  erwerbsthätigen  Kinder  für 
den  Unterricht  nicht  die  nötige  geistige  Frische  und  Disziplin  be- 
sitzen, finden  wir  in  den  Zahlen,  welche  Aufschluss  über  die  Lei- 
stungen und  das  Betragen  dieser  Kinder  geben.  Die  Noten  für 
Leistungen  sind  nur  mittelmässig,  diejenigen  für  das  Betragen 
durchweg  schlecht. 

Das  Resultat  einer  Enquete  aus  dem  Kanton  St.  Gallen, 
welche  sich  auf  2356  Kinder  erstreckte,  zeigt,  dass  von  diesen 
Kindern  volle  SS^Io  täglich  arbeiten  müssen.  Li  10  Bezirken  ar- 
beiten Kinder  vom  6. ,  in  drei  andern  vom  7. ,  8.  und  9.  Jahre 
und  nur  in  einem  einzigen  erst  vom  13,  Jahre  an.  Sogar  fünf- 
jährige werden  nach  einem  Bericht  zur  Arbeit  verwendet.  Was 
über  die  tägliche  Arbeitszeit  mitgeteilt  wird,  lässt  erkennen,  dass 
die  Schulzeit  oft  noch  die  einzige  Erholung  ist.  Wie  auch  solche 
Kinder  häufig  mit  Schrecken  der  Ferienzeit  entgegensehen,  als  einer 
Zeit  der  ununterbrochenen  Arbeit,  wo  das  bischen  Luftschnappen 
auch  noch  dahinfällt.  Die  Folgen  dieser  Arbeit,  die  nicht  selten  bis 
tief  in  die  Nacht  hinein  sich  erstreckt,  sind  deutlich  zu  erkennen. 
Nicht  weniger  als  44,  3  Proz.  dieser  Kinder  werden  als  abnormal 
bezeichnet.  In  physischer  Hinsicht  ist  ein  starkes  Dritteil  mit 
augenscheinlichen  Uebeln  behaftet.  In  der  Schule  zeigt  sich  die 
sichtliche  Ueberanstrengung  in  Stumpfheit,  Schwäche,  Müdigkeit 
und  Mattigkeit  1). 

Im  Kanton  Thurgau  ergab  eine  von  zwei  Schulinspektoren 
vorgenommene  Enquete  über  arme  Schulkinder ,  dass  mindestens 
500  oder  3  Proz.  aller  Schulkinder  neben  der  Schule  angestrengt 
arbeiten  müssen  mit  sichtbaren  nachteiligen  Folgen  für  ihre  kör- 
perliche und  geistige  Entwickelung.  Von  diesen  werden  cirka 
19,6  Proz.  durch  landwirtschaftliche  Arbeiten  überanstrengt.  Die 
Art  der  Ueberanstrengung  ist  ungleich.  Einige  werden  in  Käsereien 
überanstrengt,    wo  ihnen  für  ihre  Kräfte  zu  schwere  Arbeit  zuge- 


i)  y.  Frey ,  Die  Ueberbiirdung  voti  Kindern  durch  Stickarbeit  und  ihre  Folgen 
für  Schule  und  Haus.  Ein  Wort  zu  Gunsten  armer  Kinder  an  solche,  die  sie  lieb 
haben  sollen.  Referat  an  die  gemeinnützige  Gesellschaft  des  Kantons  St.  Gallen, 
St.    Gallen.    1895. 
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mutet  wird,  die  überwiegende  Mehrzalil  aber  wird  des  der  Jugend 
so  notwendigen  Schlafs  beraubt,  indem  sie  schon  geraume  Zeit 
vor  Schulbeginn  Stallarbeit  zu  verrichten  hat.  Wie  wenig  mit 
solchen  traumwandelnden  jugendlichen  Märtyrern  des  Kampfes 
ums  Dasein  anzufangen  ist ,  weiss  nicht  nur  der  Lehrer  sondern 
auch  der  Unterweisung  erteilende  Pfarrer.  Ausser  diesen  Hundert 
sündhaft  Ueberbürdeten  mag  es  noch  ein  paar  weitere  hundert 
Kinder  geben  ,  die  draussen  mehr  arbeiten  müssen  als  für  ihr(.' 
körperliche  und  geistige  Entwickelung  förderlich  ist.  Wohl  bleibt 
der  alte  Spruch  ewig  wahr:  es  ist  einem  Menschen  gut,  dass  er 
sein  Joch  in  der  Jugend  trage.  Aber  wir  verstehen  darunter  ein 
Joch,  das  keinen  krummen  Rücken  schafft,  bevor  der  junge  Mensch 
nur  ausgewachsen  ist  und  das  wohl  abhärtet,  aber  nicht  verhärtet 
und  Degeneration  erzeugt. 

Die  übrigen  Kinder  werden  durch  industrielle  Arbeit  überan- 
strengt durch  Spulen,  Fransenknüpfen,  Fädenabschneiden  und 
hauptsächlich  durch  Fädeln,  einzelne  über  14  Jahre  alte  Knaben 
und  Mädchen  vor  und  nach  der  Schule  auch  durch  Fabrikarbeit. 
Merkwürdigerweise  steht  es  damit  am  schlimmsten  in  den  abgelegenem 
Ortschaften,  wo  die  armen  Sticker  billigere  Wohnungen  finden. 
Da  werden  oft  kleine  Kinder  zum  Fädeln  angehalten ,  wodurch 
die  Kurzsichtigkeit  förmlich  gezüchtet  wird.  In  einem  Bezirk  wird 
sogar  geklagt,  dass  Kinder  unter  Umständen  zu  Schulabsenzen 
gezwungen   werden,   um  verdienen  zu  helfen. 

Die  Bearbeitung  dieser  Enquete  über  einen  verhältnismässig 
recht  wohlhabenden  Kanton  mit  sehr  gutem  Schulwesen  schliesst 
ftiit  folgenden  treftenden  Worten:  diese  Ausbeutung  stammt  einer. 
seits  aus  bitterer  Not,  welche  zu  heben  die  Eltern  nicht  im  Stande 
sind,  aus  dem  Druck  der  sozialen  Verhältnisse  überhaupt;  anderer- 
seits aber  auch  aus  Unvernunft  und  Verblendung  mancher  Eltern, 
denen  ein  paar  Rappen  Mehrverdienst  ein  wertvolleres  Gut  zu 
sein  scheint  als  die  Gesundheit  ihrer  Kinder  und  Pflegebefohlenen.« 

Aehnliche  düstere  Bilder  treffen  wir  zerstreut  in  den  Berichten 
der  Schulinspektoren  anderer  Kantone  sowie  in  der  Bearbeitung 
der  Enquete  über  die  Fürsorge  für  Nahrung  und  Kleidung  armer 
Schulkinder  in  der  Schweiz  im  Jahre  1895,  welche  der  Vorlage 
über  die  Subvention  der  Volksschule  durch  den  Bund  als  Grund- 
lage zu  dienen  bestimmt  war.  Aus  dieser  vernimmt  man  die 
häufige  Klage,  dass  bei  vielen  Kindern  die  körperliche  Ueberan- 
strengung  bei  der  erwerbsmässigen  Arbeit  weit  schädlicher  wirke 
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als  die  schlechte  Ernährung  ^).  Trotz  der  starken  Ausdehnung 
der  Kinderarbeit  und  der  ottenkundigen  Nachteile  derselben  auf 
die  physische,  geistige  und  moralische  Entwicklung  der  heran- 
wachsenden Generation  glauben  wir  nicht,  dass  der  Bund  sich  in 
nächster  Zeit  entschliessen  werde ,  dieselben  auf  legislatorischem 
Weg  zu  bekämpfen.  Die  Behandlung  des  Postulats  betr.  Sams- 
tagnachmittagsarbeit in  der  Bundesversammlung  ist  ein  böses  O.nen 
für  die  Bestrebungen  zur  Ausdehnung  und  Verschärfung  des  Ar- 
beiterschutzes. In  den  Kantonen  sind  die  Aussichten  etwas  gün- 
stiger. Trotz  des  nichts  weniger  als  fortschrittsfreudigen  Zugs, 
der  sich  gegenwärtig  und  wohl  auch  noch  in  nächster  Zeit  be- 
merkbar macht,  dürfte  im  einen  und  andern  Kanton  die  gesetz- 
liche Regelung  der  Kinderarbeit  am  meisten  Aussicht  auf  Ver- 
wirklichung haben.  Allerdings  wird  dabei  die  Gesetzgebung  immer 
weniger  um  das  Eingreifen  in's  Gebiet  der  Hausarbeit  herum 
kommen.  Dies  ist  um  so  nötiger ,  als  trotz  der  Tendenz  der 
Industrie  ,  sich  in  Riesenbetrieben  zu  konzentrieren  ,  der  Hausbe- 
trieb doch  in  den  letzten  Jahren  eine  grössere  Arbeiterzahl  um- 
fasst  als  früher.  Schon  jetzt  beschäftigt  die  Schweiz.  Industrie 
tausende  von  Arbeitern  beider  Geschlechter  mit  Hausarbeit.  Die 
Zahl  der  Daheim  arbeitenden  ist  bei  genauer  Nachfrage  viel  grösser, 
als  man  gewöhnlich  annimmt.  Zudem  zeigt  dieselbe  eine  starke 
Tendenz  zum  Steigen  ;  denn  die  Hausarbeit  ist  dem  Arbeitgeber, 
abgesehen  von  Ersparnissen  an  Lokalen ,  Geräten  und  allerlei 
anderm ,  besonders  in  den  Industriezweigen  von  hohem  Wert, 
deren  Gang  grossen  Schwankungen  unterliegt.  Er  bemüht  sich 
auch  um  so  mehr  um  Heimarbeiter,  je  mehr  er  in  der  Ausnützung 
günstiger  Konjunkturen  durch  das  Fabrikgesetz  gehemmt  wird. 
Man  muss  also  bis  zu  einem  gewissen  Punkt  zugeben ,  dass  das 
Fabrikgesetz  die  Heimarbeit  gefördert  hat ,  dass  der  Schutz  der 
Fabrikarbeiter  durch  eine  vermehrte  oft  ganz  unmässige  Aus- 
nützung der  Hausarbeiter  erkauft  worden  ist.  Es  wäre  daher  ein 
Unrecht  nur  an  einen  immer  weitergehenden  Schutz  der  erstem 
zu  denken ,  ohne  einen  solchen  auch  den  Hausarbeitern  ange- 
deihen  zu  lassen  -). 


i)  Vgl.  hiezu :  Jahrbuch  des  Unterrichtswesen  in  der  Schweiz.  1S94.  VIII.  Jahr- 
gang.   S.   I  ff.    Zürich  1896. 

2)  Vgl.  hiezu :  Bericht  der  eidg.  Fabrik-  und  Bergwerkinspektoren  über  ihre  Amts- 
thäligkeit  in  den  Jahren  1898  und  1899.  Veröffentlicht  vom  Schweiz.  Industriedeparte- 
ment Aarau,   S.   10  ff.    H.  R.   Sauerländer  &   Co.,   1900. 
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Versuche  daher  die  Gesetzgebung  diesen  Schritt  bei  der 
Regekmg  der  Kinderarbeit.  Die  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete 
des  Kinder-  und  Lehrlingsschutzes,  bei  dem  unsere  kantonale  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung für  die  nächste  Zeit  verbleiben  dürfte, 
werden  hoffentlich  die  sichern  und  festen  Grundlagen  für  einen 
weitern  Aufschwung  der  Entwickelung  bieten. 


HISTORISCHE  WOHNUNGSSTATISTIK. 

VON 

Dr.  GUSTAV  HEINR.  SCHMIDT, 

Abteiluugssekretäi"  des  Schweiz.  Handels-,  Industrie-  und  Landwirtscliaftsdepartements  in  Bern. 


Wer  sich  wissenschaftlich  mit  Resultaten  der  Statistik 
beschäftigt,  der  wird  zu  zeitlichen  und  örtlichen  Vergleichungen 
geführt.  Das  zeigen  schon  die  Arbeiten  aus  zweiter  Hand  und 
mehr  noch  die  amtlichen  Publikationen  gut  geleiteter  statistischer 
Aemter.  Zumal  die  ein  übersichtliches  Feld  alter  Kultur  bear- 
beitenden städtischen  Bureaux  sind  hier  im  Vorsprunge. 

Den  zahlreichen  Untersuchungen  zur  historischen  Bevölke- 
rungsstatistik haben  sich  neuerdings  Arbeiten  zur  historischen  Ver- 
mögens-, Sozial-  und  Gewerbestatistik  angeschlossen.  Und  hier- 
mit soll  versucht  werden,  die  Aufmerksamkeit  auf  die  histori- 
sche Wohnungsstatistik  hinzulenken,  indem  wir  die  von 
uns  ermittelten  vergleichenden  Daten  bezüglich  des  Wohnungs- 
wesens von  Mannheim  in  1795  und  1895  als  einen  ersten  Beitrag 
geneigter  Beachtung  empfehlen  ^). 

Die  Leitung  und  Bearbeitung  der  Berufs-  und  Gewerbe-,  wie 
der  Volks-  und  Wohnungszählung  des  Jahres  1895  veranlasste 
uns  zum  Studium  der  Entwickelungsgeschichte  der  Stadt  Mann- 
heim. Die  Stadt  Mannheim  datiert  von  der  Errichtung  der  Cita- 
delle  Friedrichsburg  im  Jahre  1606.  Durch  die  Lage  in  dem 
Ueberschwemmungsgebiet  von  Rhein  und  Neckar  war  der  Schutz 


l)  Man  vergleiche  die  von  dem  Verfasser  bearbeiteten  und  herausgegebenen 
»Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  Mannheim  I — III  1897«  und  danach 
als  »Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim  Heft  II«  eine  tendenziöse  stadträtliche 
zweite  Ausgabe.     Beide  Ausgaben  sind  nicht  im  Buchhandel. 
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der  Stadt  mittelst  Deichen  an  beiden  Flussufern  und  ausserdem  eine 
Erhöhung  des  Niveau's  der  Strassen  um  mehrere  Meter  geboten. 
Neben  diesen  natürlichen  Verhältnissen  führten  Rücksichten  der 
Verteidigung  auf  eine  äusserst  enggeschlossene  Bauart  hin.  Die 
Anlage  der  Stadt  ist  bekanntlich  eine  höchst  charakteristische 
in  regelmässigen  rechtwinkeligen  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts 
besonders  benannten,  litterierten  Häuserquadraten  oder  Baublocks. 

Durch  den  Festungscharakter  ward  bis  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts \ielfach  das  Schicksal  der  Stadt  in  Bezug  auf  die  Be- 
wohnerzahl wie  auf  die  Anzahl  der  Wohngebäude  bestimmt.  Die 
Angaben  über  die  Anzahl  der  Einwohner  sind  übrigens  bis  über 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hinaus  nur  in  aktenmässigen  kurzen 
Notizen  oder  in  den  manchmal  schwankenden  grösstenteils  auf 
Schätzungen  beruhenden  Angaben  der  älteren  Schriftsteller  vor- 
handen. Die  Volkszählung  vom  3.  Dez.  1864  war  die  erste  in 
badischen  Landen,  welche  unter  allgemeiner  Anwendung  des  Sy- 
stems der  Haushaltungslisten  und  der  Selbstangabe  ausgeführt 
wurde. 

Die  Zahl  der  Einwohner  der  Stadt  Mannheim  betrug  darnach  : 

um  1618  ca.              I  200 

1663  ;                 3  000 

16S8  >.      II  — 12000 

172 1  »               8600 

1766  »             24  190 

1777  ^-             25  353 

1797  '>             21  000 

1811  ohne  Militär                      18336 

18 II  mit           ■>■>                           20  108 

1830  V             »                            19  178 

1852  >.                            24316 

Die  Bewohnerschaft  der  Stadt  ist  ihrer  Abstammung  nach 
eine  ausserordentlich  gemischte,  aus  allen  Himmelsrichtungen  her- 
beigekommen;  sehr  häufig  sind  auch  französische  Namen.  Die- 
selbe Gemischtheit  zeigen  die  konfessionellen  Verhältnisse.  F"ür 
das  Jahr  1766  wurden  1320  Juden  d.  i.  5,5  Proz.  der  Bevölkerung 
angegeben  und  für  1830  7,2  Proz.  Juden  neben  44,5  Proz.  evan- 
gelischen und  47,8  Proz.  katholischen  Christen  und  0,5  Proz.  Dis- 
sidenten. Dies  Verhältnis  hat  sich  nur  wenig  verändert,  indem 
im  Dezember  1895  die  Evangelischen  50,0  Proz.,  die  Römischen 
42,4  Proz.,  die  Juden  5,2  Proz.  und  die  Dissidenten,  einschliess- 
lich der  Altkatholiken   2,4  Proz.   aufwiesen. 

Aeltere  Stadtpläne  und  Grundbücher  haben  uns  das  Material 
geliefert    für    eine   tabellarische    und    kartographische    Darstellung 


1855 

25688 

IS58 

26915 

I86I 

27  172 

1864 

30555 

1867 

34017 

I87I 

39  606 

1875 

46453 

1880 

53465 

1885 

61  273 

1890 

79058 

1895 

91  116 
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der  baulichen  l^Liitwickelung  der  Stadt  von  i6i8  bis  1895.  Hier- 
bei ist  zu  bemerken,  dass  die  Feststellung,  welche  Gebäude  be- 
wohnt waren,  nicht  in  allen  Fällen  mit  absoluter  Genauigkeit  ge- 
troffen werden  konnte,  so  dass  kleine  Abweichungen  gegenüber 
hier  und  da  sich  findenden  Angaben  unvermeidlich  waren.  Das 
Bild  der  Entwickelung  aber  wird  durch  diese  Fehler,  die  sich  in 
engen  Grenzen  bewegen,  nicht  alteriert. 

Nach  unseren  Untersuchungen  hatte  die  Stadt  um  das  Jahr 
1618:  253  Wohngebäude;  durch  die  Zerstörung  von  1622  sank 
die  Häuserzahl  auf  27  hinab.  Für  das  Jahr  1663  zählen  wir  506 
Häuser.  Noch  bewohnte  jede  Haushaltung  ihr  eigenes  Haus, 
Die  Häuserzahl  hatte  sich  rasch  bis  auf  890  Häuser  im  Jahre 
1684  vermehrt,  als  im  Jahre  1689  wieder  eine  vollständige  Zer- 
störung der  Stadt  eintrat.  Nachdem  im  Jahre  1720  Mannheim 
zur  kurpfälzischen  Residenz  erhoben  worden  v>^ar  und  sich  hier 
der  Luxus  der  kunstliebenden  und  wissenschaftliche  Bestrebungen 
fördernden  Witteisbacher  entfaltete^),  stieg  die  Häuserzahl  im 
Jahre  1735  auf  1496  und  im  Jahre  1770  auf  1527.  Als  dann  im 
Jahre  1778  die  Residenz  nach  München  verlegt  war,  und  damit 
die  Bevölkerungszahl  um  mehr  als  3000  Personen  abnahm,  trat 
in  der  baulichen  wie  sonstigen  Entwickelung  der  Stadt  ein  Still- 
stand ein;  wir  finden  im  Jahre  1795:  1519  Gebäude,  einschliess- 
lich der  Kasernen,  Spitäler,  Gefängnisse  etc.,  im  Jahre  1799:  1544 
Häuser  und  im  Jahre  1813:  1585  Gebäude.  Erst  im  Jahre  1867 
stieg  die  Anzahl  der  Gebäude  auf  1986,  im  Jahre  1871  auf  2079, 
im  Jahre  1875  auf  2344,  im  Jahre  1880  auf  2487,  im  Jahre  1885 
auf  2682,  im  Jahre  1890  auf  3402  und  endlich  bis  zum  Dezember 
1895   auf  3841. 

Die  Stadt  Mannheim  trägt  in  ihrer  Architektur  in  hervor- 
ragendem Maasse,  neben  dem  modernsten  Typus,  das  Gepräge 
des  18.  Jahrhunderts.  Und  damit  ganz  im  Einklänge  ist  das  Er- 
gebnis unserer  Erhebung  über  das  Alter  der  Häuser.  Nach  den 
von  Bausachverständigen  zwecks  der  Feuerversicherung  aufge- 
stellten Schätzungstabellen  sind  von  den  3841  im  Jahre  1895  be- 
wohnten Häusern  116  vor  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  465  im 
dritten  Viertel  desselben  und  weiter  285  bis  1795  erbaut;  das 
macht  zusammen  866  Häuser,   oder  22,5  Proz.  des  Bestandes  von 


i)  Man  vergleiche  des  Verfassers  Aufsatz;  »Statistik  der  Gewerbebetriebe  in 
Mannheim  mit  geschichtlichen  Vergleichungen«  in  Alayr's  Allgemeinem  Statistischen 
Archiv  Bd.   5,   pag.    267   ff.    Tübingen  1898. 
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1895  oder  58  Proz.  der  im  Jahre  1795  bewohnten  Gebäude,  die 
im  Jahre  1895  noch  als  Wohnhäuser  erhalten  waren.  Weitere 
142  Häuser  (3,7  Proz.)  stammen  aus  den  Jahren  1796  bis  1820; 
393  Häuser  (10,2  Proz.)  sind  zwischen  182 1  und  1860  erbaut;  295 
Häuser  {yj  Proz.)  sind  aus  1861  und  1870,  405  (10,6  Proz.)  aus 
1871  bis  1Ö75;  159  (4,1  Proz.)  aus  1876  bis  1880;  337  (8,8  Proz.) 
aus  1881  bis  1885;  851  (22,2  Proz.)  aus  1886  bis  1890  und  393 
Häuser  (10,2  Proz.)  aus  den  Jahren  1891  bis   1895. 

Demnach  verzeichnet  die  Gründerperiode  Anfang  der  1870er 
Jahre  einen  namhaften  Aufschwung  in  der  Bauthätigkeit.  Unter 
dem  Einfluss  der  Krise  stockte  plötzlich  in  der  zweiten  Hälfte  der 
1870er  Jahre  die  Unternehmerlust,  Anfang  der  i88oer  Jahre  kamen 
nach  der  Baisse  wieder  normale  Zeiten,  die  zweite  Hälfte  der 
i88oer  Jahre  ist  wieder  eine  Hausse-Periode,  der  1891  bis  1895 
eine  Erschlaffung  folgte. 

Im  18.  Jahrhundert  wohnte  die  gesamte  Bevölkerung  inner- 
halb des  Ringes,  im  Jahre  1867  waren  es  noch  yjj  Proz.  der 
Bevölkerung  und  im  Jahre  1895  nur  noch  35,3  Proz.,  die  hier 
hausten,  während  sich  64,7  Proz.  in  neueren  und  neuesten  Stadt- 
teilen angesiedelt  hatten. 

Ein  handschriftliches  Grundbuch  aus  dem  Jahre  1795  er- 
möglicht nun  in  seltener  Weise  wertvolle  Vergleiche  zwischen 
dem  Wohnungswesen  vor   100  Jahren    und    dem    der  Gegenwart. 

Die  nach  den  einzelnen  Häuserquadraten  vorgenommene  Auf- 
stellung verfolgte  zweifellos  einen  militärischen  Zweck,  indem  bei 
jedem  Hause  angegeben  ist:  >was  es  an  Einquartierung  zu  tragen 
hat«  und  »was  dazu  an  Zimmern  und  an  Kammern  abgegeben 
werden  muss;.  P"erner  ist  in  besonderen  Rubriken  notiert:  der 
»Vermögensstand«  jedes  Hauseigentümers,  die  »Beschaffenheit 
des  Hauses«  und  *was  das  Haus  enthält  an  Zimmern,  an  Kammern 
und  an  Küchen«. 

Auf  dem  Wege  der  Strichelungsmethode  haben  wir  die  An- 
gaben des  Grundbuches  nutzbar  gemacht. 

Diesen  Untersuchungen  vorangehend  haben  wir  für  statisti- 
sche Zwecke  eine  Einteilung  der  Stadt  in  22  Bezirke  vorgenommen, 
da  die  Zerlegung  eines  grösseren  Ganzen  in  seine  einzelnen  Teile 
sich  als  eine  zwingende  Notwendigkeit  darstellt,  sobald  wir  von 
dem  Gegenstande  mehr  wissen  wollen,  als  was  er  in  seiner  To- 
talität darstellt.  Die  Stadtbezirke  sind  mit  Berücksichtigung  der 
historischen  Entwickelune  und    der   inneren  Verschiedenheit  der- 
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selben  abgegrenzt  worden. 

In  dem  Vermögensstande  der  Hauseigentümer  haben 
wir  ein  Unterscheidungsmerkmal  der  wohlhabenden  oberen  Be- 
zirke Vil  und  II  von  den  unteren  ärmeren  IV  und  V,  namentlich 
den  an  der  Stadtmauer  gelegenen  Teilen,  sowie  gegenüber  den  an 
Wohlstand  und  örtlich  in  der  Mitte  stehenden  Bezirken  III  und  VI. 

Die  Daten  der  Tabelle  i  zeigen  ausserdem,  wie  viel  Häuser 
in   den  einzelnen  Stadtbezirken  vorhanden  waren. 

Tabelle  i. 
Die  Hauseigentümer  nach  ihrem  Vermögensstande   1795. 


Häuser  mit 

Vermögensstand  der  Hauseigentümer 

Häuser- 
zahl 

Angabe  d. 

Vermög.- 

standes 

Stadtbezirk 

in  absoluten  Zahlen 

in  relativen  Zahlen 

gut 

mittel 

gering 

gut 

mittel  i  gering 

7o 

7o 

7o 

n 

267 

263 

128 

99 

36 

48,7 

37,6 

13-7 

III 

309 

285 

126 

114 

45 

44>2 

40,0 

15-8 

IV 

182 

181 

50 

80 

51 

27,6 

44,2 

28,2 

V 

142 

142 

41           61 

40 

28,9 

42,9 

28.2 

VI 

295 

287 

97         140 

50 

33-8    1   48,8 

17-4 

VII 

225 

224 

132          61           31 

59,0 

27,2 

13,8 

sonst  innerhalb 

des  Ringes 

75 

69 

3          17 

49 

4>4 

24.6 

71,0 

Sa. 

1495 

1451 

577 

572 

302 

39-8 

39-4 

20,8 

Der  Vermögensstand  von  39,8  Proz.  der  Hauseigentümer  ist 
als  »gut  oder  in  einigen  Fällen  »sehr  gut«,  der  von  39,4  Proz. 
als  »mittel«  und  der  von  20,8  Proz,  als  »gering«  oder  »sehr  ge- 
ring« bezeichnet.  Die  Superlativen  Klassen  sind  jedoch  nur  ziem- 
lich selten  vertreten  oder  wenigstens  angemerkt,  so  dass  wir  sie 
den  ihnen  zunächst  stehenden  zugezählt  haben.  Bei  29  öftent- 
Hchen  Gebäuden  (Schulen,  Spitälern  etc.)  in  verschiedenen  Teilen 
der  Stadt,  ebenso  bei  den  15  Häusern  eines  Quadrats  in  Bezirk  III 
fehlt  die  Ausfüllung  der  den  Vermögensstand  betreffenden  Spalte. 

Tabelle  2  zeigt  die  Anzahl  der  bewohnten  Häuser  geord- 
net nach  dem  Vorkommen  von  K  ü  c  h  e  n  (1795)  resp.  Haus- 
haltungen (1895)  "1  denselben.  Die  Häuserzahl  hat  sich  in 
diesen  älteren  Stadtbezirken  nur  wenig  verändert,  indem  1895 
hier  1463  Häuser  vorhanden  waren,  gegenüber  1420  in  1795  ;  da- 
gegen haben  die  Haushaltungen  in  denselben  sich  bedeutend  ver- 
mehrt, nämlich  von  4165  in  1795  auf  6499  in  1895  ;  in  dem  IV^. 
und  ebenso  in  dem  V.  Stadtbezirk  überschreitet  die  Zunahme 
der  Haushaltungen  die  Verdoppelung. 
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VVohnungsslalisti 

<• 

I 

73 

Ta 

belle 

2. 

Die  bewohnten  Häuser  (excl.  Kasernen,  Sp 

täler, 

Gefängnisse)  nach  der 

Zahl  der 

Küchen  (1795),  resp. 

der  Haushaltungen 

(1895 

,). 

i 
Stadtbezirk 

Jahr 

Häuser 

m  i 

Su 

mma 

3U 

' 

6 

7 

8 

9 

10 

II   und 
mehr 

I 

2 

der 
Häuser 

d.   Küchen 
resp.  Haus- 
haltungen 

Küchen  resp.   Haushaltung 

en 

II 

(1795 
I1895 

38 
40 

i05 

61 

64 
62 

39 

45 

25 

14 

8 
14 

1 
10 

1 

8 

1 

7 

1 

3 

267 
265 

755 

924 

III 

il795 

\1895 

60 
65 

i05 

57 

7i 
49 

40 
43 

27 

24 

10 

14 

5 

15 

2 
14 

5 

3 

1 
10 

309 
299 

839 
1135 

IV 

(1795 
I1895 

50 
3^ 

59 
23 

37 
21 

s 

13 
23 

10 
12 

4 
15 

5 

10 

7 

0 

29 

185 
205 

56'4 
1145 

V 

(1795 
1'895 

55 
13 

1 

59 
21 

27 
20 

15 
19 

7 
12 

15 

5 
17 

1 

13 

0 
8 

1 
25 

142 
171 

499 
1123 

VI 

(1795 

I1895 

42 
41 

i05 
50 

65 

33 

40 
35 

51 

36 

9 

22 

8 
16 

5 
12 

1 

10 

13 

5 
10 

595 
278 

886 
1264 

VII 

L      .    • 

lonstig  inner- 
alb  d.  Ringes 

(1795 
11895 

58 
46 

82 
43 

43 
50 

5i 
31 

9 
24 

12 

25 

7 
5 

5 

9 

5 

I 

6 

555 

245 

645 
908 

1795 

19 

5i 

i5 
5i9 

:Zi 

4 

^ 



5 

1 

— 

1 

75 

550 

Summa 
II— VII 

~^79'5 

252 

50i 

5J0 

8S 

59 

s» 

55 

4 

5 

7 

1495 

4385 

1S95 

236 

242 

236 

197 

140 

99 

4 

71 

50 

33 

83 

1463 

6499 

II 

il795 

I1895 

7o 

38,3 
23.0 

7o 

24,0 
23-4 

i4,5 
17,0 

4,0 
5>3 

7o 

3,0 

5,3 

0,4 

3,8 

7o 
0,4 
3,0 

04 
2,6 

7o 
0,4 
0,4 

"/o 

1,1 

100 
JOO 
100 

III 

il795 
I1S95 

21,7 

54,0 
19,1 

55,i 

16,4 

i5,9 
14,4 

-  - 
S,0 

5,5 

4,7 

1,0 

5,0 

0,6 

4,7 

1,7 

1,0 

0,3 
3,3 

100 

100 

IV 

il795 
\J895 

i6,5 
i5>i 

32,4 
1 1,2 

50,5 
10,3 

12,1 
11,2 

7,1 
1 1,2 

5,6 

5,9 

2,2 

5,7 
5>4 

4,9 

3,4 

1,1 
14,1 

100 
100 

■      V 

il795 

I1895 

17,6'  19,0 
7,6      4,7 

20,5 
12,3 

19,0 

II;7 

8,5 
1 1,1 

4,9 
7,0 

4,2 

8,8 

3,5 
9.9 

0,7 
7,6 

1,4 

4r7 

0,7 
14,6 

100 
100 

VI 

/ 1795 
I1895 

ii,5 '  55,6 
14,7:  18,0 

21,0\  13,6 
I  1,91  12,6 

7,1 

12,9 

3,1 

7,9 

2.7 

5,8 

1,7 
4,3 

0,3 
3,6 

4,7 

0,7 

3,6 

100 
100 

VII 

il795 
\1895 

16,9  \  36,4 
i8,8|  17,6 

19,2 
20,4 

15,S 
12,7 

4,0 
9,8 

5,5 
10,2 

5,1 

2,0 

1,5 

3,7 

2,0 

0,4 

- 

2,4 

100 
100 

)nst  innerhalb 
des  Ringes 
Summa 

1795 
1795 

55,5 

58,i 

17,5 

m 

5,5 
5,9 

4,0 
4,0 

T9 

2,7 
1,5 

1,5 
0,5 

_ 

1,3 

100 

1679   33,5 

5i,5  i4,0 

0,2 

0,5 

100 

II-VII 

1895 

17.3 

11,8 

12,4 

14,7 

8,5 

7,0 

6,7 

6,3 

4,0 

3,1 

8,2 

100 

In  relativen  Zahlen  ausgedrückt  machten  die  Einfamilien- 
häuser vor  100  Jahren  16,9  Proz.  aus,  gegenüber  17,3  Proz.  in  der 
Gegenwart.  Die  Zweifamilienhäuser,  die  früher  einen  Dritteil  sämt- 
licher Häuser  betrugen,    bilden  jetzt  nur  noch  den  neunten  Teil. 
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Die  Dreifamilienhäuser  haben  sich  von  21,3  Proz.  auf  12,4  Proz. 
vermindert.  Die  Häufigkeit  der  Vierfamih"enhäuser  ist  die  gleiche 
geblieben  ;  und  die  Mietskasernen  mit  5  und  mehr  Haushaltungen, 
die  früher  14,3  Proz.  ausmachten,   erreichen  jetzt  43,8  Proz. 

Die  1495  bewohnten  Häuser  des  Jahres  1795,  wiesen  15101 
VV  o  h  n  r  ä  u  m  e  d.  i.  Zimmer  und  Kammern  auf.  4  Häuser  hatten 
nur  je  einen  einzigen  Wohnraum,  40  je  2,  56  je  3,  demnach  lOO 
Häuser  je  nur  i  bis  3  Wolinräume,  ferner  hatten  104  Häuser  j ,' 4, 
119  je  5,  also  223  kleinere  Häuser  je  4  oder  5  Wohnräume,  so- 
dann hatten  253  Häuser  je  6  oder  7  und  327  Häuser  je  8  bis  10 
Wohnräume,  also  580  mittlere  Häuser  je  6  bis  10  Wohnräume, 
354  Häuser  hatten  je  11  bis  15,  und  148  je  16  bis  20  Wohnräume, 
d.  i.  502  grössere  Häuser  je  11  bis  20  Wohnräume  und  90  Häuser 
hatten  je  21  und  mehr  Wohnräume,  nämlich  60  je  21  bis  25,  18 
je  26  bis  30,  8  je  31  bis  40,  2  je  41  bis  50  und  die  2  grösseren 
Häuser  zusammen  134  Wohnräume. 

Tabelle  3. 

Die  bewohnten  Häuser  nach  der  Zahl  der  Zimmer  und  Kammern  (1795)  resp. 

der  heizbaren  und  nicht  heizbaren  Zimmer  (1895)  in  relativen  Zahlen. 


Jahr 

1 

Anzahl  der  bewohnten 

rläuser  mi 

Stadtbezirk 

I 
bis 

5 

6 

bis 
10 

II 

bis 
15 

16 

bis 
20 

21 

bis 
25 

26 
bis 
30 

31 

bis 
40 

41 
bis 
50 

51 
und 
mehr 

Wohnräume 

n 

II 

•J1795 

'I1895 

7,1 
2,6 

35,5 

19-9 

30,4 
20,2 

15,0 

27-7 

9,4 
18,0 

3,4 

4-1 

0,7 
6,0 

0,4 

0,7 
1,1 

100 
100 

III 

' ( 1795 
;\i895 

22,3 
8,9 

48,5 
32,8 

17,2 
21,1 

9,1 
21,1 

1,0 

9,2 

0,7 
4.6 

0,3 

1.7 

0,3 

0,3 

190 
100 

IV 

36,8 
9,8 

36,8 
29,8 

18,8 
24,9 

6,0 
12,1 

0,5 
9,3 

7,8 

5^8 

0,5 

— 

100 
100 

V 

if 1795 

111895 

32,4 
7.0 

37,3 
19.3 

18,3 
28,2 

8,5 
14,6 

3,5 
16,4 

10,5 

2,3 

1,7 

— 

100 
100 

VI 

il795 

I1895 

21,0 
6,8 

42,7 
30,0 

24,4 
26,1 

9,2 

15,3 

2,4 
11,4 

0,3 

5.4 

^6 

0,7 

0,7 

100 
100 

VII 

sonstig  innerhalb 
des  Ringes 

.J1795 

1(1895 
1 
1795 

6,2 
61,4 

32,4 
15,0 

29,3 

36,5 
27,1 

8,0 

13,3 

24,7 

6,7 
13.4' 

1,3 

1,8 
9.7 

2,2 
4.9 

0,9 
1,2 

- 

100 
100 

100 

ganze  Stadt 

1795 
1895 

21,6 

38,9 
19.5 

23,7 

18,5 

9,9 
17,0 

4,0 

14,4 

1,2 

9.5 

0,5 

6,7 

0,1 

0,9 

0,1 
0,3 

100 
100 

In  den  einzelnen  Stadtbezirken  treten  uns  bemerkenswerte 
Verschiedenheiten  entgegen.  Die  wohlhabenden  Bezirke  II  und  VII 
hatten  in  dem  Jahre  1798  nur  7,1  Proz.  resp.  6,2  Proz.  kleine  Häuser 


Historische   Wohnungsstatistik.  j^r 

mit  I  bis  5  Wohnräumen,   während   die  ärmeren  Bezirke  V  und  IV 

32.4  Proz.  und  36,8  Proz.  solcher  Häuser  aufwiesen,  und  von  den 
an  den  Stadtmauern  gelegenen  gar  61,4  Proz.  von  dieser  Klein- 
heit waren.  Diese  winzigen  Hütten  sind  auch  jetzt  noch  in  den 
inneren  Stadtteilen,  besonders  in  IV  mit  9,8  Proz.  ziemlich  zahl- 
reich vertreten  und  noch  mehr  auf  der  Mühlau  und  in  den  Neclcar- 
gärten  ausserhalb  der  alten  Befestigungen.  Immerhin  ist  die  An- 
zahl dieser  kleinen  Hütten  von  21,6  auf  13.2  vom  Hundert  aller 
Häuser  gefallen.  Die  Häuser  mit  6  bis  10  Wohnräumen  haben 
sich  prozentuell  auf  die  Hälfte  vermindert  (von  38,9  Proz.  auf  19,5 
Proz.);  auch  die  Häuser  mit  11  bis  15  Wohnräumen  haben  noch 
von  23,7  auf  18,5  Proz.  abgenommen;  dagegen  sind  die  Häuser 
mit  16  und  mehr  Wohnräumen  von  15,8  Proz.  auf  48,8  Proz.  ge- 
wachsen. 

Wenn  wir  die  Kammern  ausser  Acht  lassen,  so  dürfen  wir 
die  Zimmer  des  Grundbuches  von  1795  wohl  unseren  h  e  i  zbaren 
Zimmern  gleichstellen.  Von  den  15101  Wohnräumen  waren 
demnach  9460  heizbar :  die  nicht  heizbaren  Zinimer  bildeten  da- 
mals einen  grösseren  Prozentsatz  als  heute. 

Nach  der  Zahl  dieser  heizbaren  Zimmer  berechnet,  ermittelten 
wir  für  1795  in  der  Stadt  45  Häuser  mit  einem  einzigen  heizbaren 
Zimmer.  179  Häuser  mit  je  2,  198  mit  je  3,  211  mit  je  4,  162  mit 
je  5,  266  mit  je  6  bis  7.  222  mit  je  8  bis  10,  154  mit  je  11  bis  15, 
42  mit  je  16  bis  20,  7  mit  je  21  bis  25,  3  mit  je  26  bis  30,  4  mit 
je   30  bis  40  und   2  Häuser  mit  42   resp.    59  heizbaren    Zimmern. 

Die  Tabelle  4  gibt  eine  Zusammenstellung  der  Häuser, 
Haushaltungen  und  Wohnräume,  der  heizbaren  und 
der  nicht  heizbaren  Zimmer  nach  Stadtbezirken  für  die  Jahre  1795 
und  1895.  Zugleich  ist  berechnet,  wie  viel  Haushaltungen,  und 
heizbare  und  nicht  heizbare  Zimmer  durchschnittlich  auf  ein 
Haus,  und  wie  viel  Zimmer  auf  eine  W  o  h  n  u  n  g  entfallen 
(v.  Tab.  4  auf  pag.   176). 

Das  sehr  interessante  Schlussergebnis  ist  die  durchschnitt- 
liche Vergrösserung  der  Häuser,  indem  vor  einem  Jahrhundert 
2,9  Wohnungen  mit  6,3  Zimmern  und  3,8  Kammern,  zusammen 
10,1  Wohnräumen  auf  ein  Haus  kamen,  gegen  5,0  Wohnungen 
mit  12,1  heizbaren    und  4,4   nicht  heizbaren  Zimmern,    zusammen 

16.5  Wohnräumen  in  der  Gegenwart. 

Eine  Vergrösserung  der  W  o  h  n  u  n  g  e  n  ist  hingegen  nicht 
eingetreten,  indem  im  Jahre  179s  auf  eine  Haushaltung  resp.  Woh- 
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Tabelle  4. 

Die  Häuser  und  Wohnungen  (incl.  Anstalten,  excl.  Schiffe)  nach  ihrer  Zimmer- 
zahl 1795  und  1895. 


Jahr 

An/.ahl   der 

auf  I  Haus  kommen 

auf  I 

Wohnung 
kommen 

Stadt- 
bezirk 

1 

S 

s 

N 

c 

nicht  heizbaren 

Zimmer 
resp.   Kammern 

1 
3 

1 

:i 

:3 

0 

£ 
S 

:3 

jl 

D 

S 

a 

N 

nicht   heizbare 

Zimmer 
resp.  Kammern 

n    ; 

i  1795 

267 

73ä    34ii|  2235    1176 

5,7 

i5,8 

8,4 

4,4 

4,7 

3,1 

1,6 

\1895 

265 

924 

4740,         3396             1344 

3.5 

17,9 

12,8     5,1 

5,1 

3,7 

1,4 

iii 

/  1795 

309 

839 

2855\    1713    1142 

2,7 

9,5 

5,5     3,7 

3,4 

5,0 

1,4 

I1895 

299 

"35 

4152I  28461    1306 

3,8 

13-9 

9,5     4,4 

3,7 

2,5 

1,2 

IV 

i  1795 
I1895 

182 

564 

143r     847\      584 

3,i 

7,9 

4,7     3,5 

5,5 

1,5 

:?,0 

205 

,1145 

3009    2098\      911 

5,6 

14,6 

10,2 

4,4 

2,6 

1,8 

0,8 

V  : 

il795 
I1895 

i45 

499 

i535,     734;      498 

3,5 

8,7 

5,2 

3,5 

5,5 

:?,5 

:?,0 

171 

1123 

2793    2032       761 

6,6 

16.3 

11,9 

4,4 

2,5 

1,8 

0,7 

j  1795 
I1895 

295 

SS6 

5775.   1649,    1123 

3,0 

9,4 

5,6 

3,8 

3,1 

i,9      1,2 

278 

1264 

4430    2904'    1526 

4,5 

•5,9 

10,4 

5,5 

3-5 

2,3 

1,2 

VII 

(  1795 
I1895 

225 

645 

29681  1981       987 

5,9 

i3,5 

8,8|    4,4 

4,6 

3,i 

i,5 

245 

908 

43i6j   3173      1142 

3,7 

17,6 

12,9     4,7 

4,8 

3,5 

i'3 

f  1795 

75 

550 

432\     301       131 

2,9 

5,7 

4,0 

1,7 

2,0 

i,4 

0,6 

(1895 
f  1795 
I1895 

2378 
U95 

13594 
4385 

39912J29030  10882 

5.7 

16,8 

12,2 

4,6 

2,9 

2,1 

0,8 

Ganze 

15101^  9460,    5641 

5,9 

10,1 

6,3\    3,8 

3,4 

5,i 

1,3 

Stadt 

3841 

19093 

63352146479 

16873 

5,0 

16,5 

12,1 

4>4 

3,3 

2,4 

0,9 

nung  durchschnittlich  3,44  und  im  Jahre  1895  nur  3,32  Wohn- 
räume entfielen.  Die  Anzahl  der  heizbaren  Zimmer  ist  zwar 
von  2,16  auf  2,44  per  Haushaltung  gestiegen,  aber  die  Zahl  der 
nicht  heizbaren  Zimmer  von  1,28  auf  0,88  per  Woh- 
nung gefallen.  Die  Annahme  aber,  dass  der  Rauminhalt  eines 
Zimmers  heutzutage  im  Durchschnitt  erheblich  grösser  sei  als  vor 
100  Jahren,  ist  nichts  denn  eine  unbewiesene  tendenziöse  Behaup- 
tung. 
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Die  Bevölkerung  von   Bern  und  Freiburg  i.  Ue.  im    15.    Jahr- 
hundert. 

Von  Dr.    G.   H.   Schmidt,   eidgen.   Abteiluiigssekretär  in  Bern. 

Wenn  auch  K.  Bücher  in  seinen  ausgezeichneten  sozialstatistischen 
Studien  über  die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  14.  und  15.  Jahrh. 
(Tübingen  1886)  nicht  ohne  Grund  betont,  dass  der  historischen  Stati- 
stik mit  Schülerarbeiten  nicht  gedient  sein  kann  ,  so  müssen  wir  doch 
anerkennen ,  dass  eine  Reihe  Dissertationen  uns  neue  und  brauchbare 
Ergebnisse  geliefert  haben.  FreiHch  ist  die  Beherrschung  der  histo- 
rischen und  der  statistischen  Technik ,  wie  die  gewaltige  Mühe  der 
Anfertigung  tausender  Zählblätter  und  ihre  methodische  Auszählung 
und  umsichtige  Kombination  zu  fordern,  wenn  die  höchstmögliche  Aus- 
nützung des  Material  es  erfolgen  soll.  Die  strengste  Kritik  wird  daher 
nur  zu  oft  Ursache  zu  wohlberechtigten  Aussetzungen  haben,  regt  doch 
selbst  eine  Arbeit  wie  Gustav  Schönbergs  Finanzverhältnisse  der  Stadt 
Basel  im  14.  uijd  15.  Jahrh.  (Tübingen  1879)  noch  zu  manchen  Wün- 
schen an.  Dieser  und  anderen  schweizerischen  historisch-statistischen 
Arbeiten,  von  denen  namentlich  die  Zürcher  Dissertation  von  Sophie 
Poznan ska-Daszinska  über  Zürich's  Bevölkerung  im  17.  Jahrh.  (Zeit- 
schrift für  schweizer.  Statistik  1889)  genannt  zu  werden  verdient,  reihen 
sich  nunmehr  die  kürzlich  erschienenen  Arbeiten  an:  Ferd.  Buomberger, 
Bevölkerungs-  und  Vermögensstatistik  in  der  Stadt  und  Landschaft 
Freiburg  i.  Ue.  um  die  Mitte  des  15.  Jahrh's.  (Dissertation  von  Frei- 
burg i.  Ue.)  und  K.  Schindler,  Finanzwesen  und  Bevölkerung  der  Stadt 
Bern  im  15.  Jahrh.  (Dissertation  von  Bern),  beide  in  der  Zeitschrift 
für  schweizer.  Statistik  1900  veröffentlicht. 

Die  Abhandlung  Buomberger  %  dringt  bei  weitem  tiefer  in  das  Ma- 
terial der  Steuerregister  und  der  Aufzeichnungen  über  die  Bevölkerungs- 
zusammensetzung ein,  als  diejenige  Schindler  %.    Dem  letzteren  muss  eine 
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mangelhafte  KeniUnis  der  einschlägigen  Litteratur  (nicht  einmal  Inama'i 
Aufsatz  in  dem  »Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften«  scheint 
ihm  bekannt  zu  sein)  und  auch  mangelhafte  Beherrschung  der  statisti- 
schen Methodik  vorgeworfen  werden.  Ebenso  unbefriedigend  wie  die 
Statistik  Schindler'' %  sind  die  historischen  Zuthaten ,  indem  z.  B.  der 
Kaufwert  eines  Pfundes  auf  pag.  184  gleich  20  Fr.,  dagegen  auf  pag. 
174  und  pag.  183  gleich  18  Fr.  angesetzt  ist. 

Ueber  die  Vermögens  Verhältnisse  Berns  erfa^iren  w^ir 
auf  Grund  des  Tellbuchs,  des  Steuerregisters,  vom  Jahre  1448,  dass 
von  den  2115  Steuerpflichtigen  250  Personen  (11,8  Proz.)  als  arm  be- 
zeichnet sind,  sodann  zahlen  507  Personen,  Dienstboten  und  Gesellen 
ohne  Vermögen  (24,0  Proz.),  nur  eine  Kopfsteuer,  weitere  180  Personen 
(8,5  Proz.)  sind  Besitzer  ganz  kleiner  Vermögen  von  i  bis  unter  50 
Pfund,  307  Personen  (14,5  Proz.)  versteuern  je  50 — 100  Pfund,  545  Per- 
sonen (25,8  Proz.)  je  100  bis  500  Pfund,  130  Personen  (6,1  Proz.)  je 
500  bis  1000  Pfund,  140  Personen  (6,6  Proz.)  je  1000  bis  5000  Pfund, 
38  Personen  (1,8  Proz.)  je  5000  bis  20  000  Pfund,  16  Personen  (0,8  Proz.) 
je  20000  bis  50000  Pfund  und  2  Personen  (0,1  Proz.)  über  50000  Pfund. 
Eigentlich  Reiche,  d.  i.  Besitzer  von  je  über  1000  Pfund  Vermögen, 
gab  es  196  Personen  (9,3  Proz.).  Millionäre  im  heutigen  Sinne,  als  Be- 
sitzer eines  Vermögens  von  über  50  000  Pfund  (das  Pfund  im  Kauf- 
wert von  ca.  20  Fr.),  gab  es  in  Bern  zwei  mit  59500  Pfund  resp. 
54000  Pfund.  Die  nächsten  an  Vermögen  versteuern  je  46000  Pfund 
und  44000  Pfund,  sodann  4  je  30000  Pfund  bis  40000  Pfund.  In  dem 
Hause  des  einen  dieser  letzteren  an  der  Junkerngasse  muss  es  besonders 
hoch  hergegangen  sein ,  da  hier  für  neun  Dienstboten ,  darunter  einen 
Narren,  gesteuert  wird. 

Im  Jahre  1458  und  noch  mehr  1494  zeigt  sich  eine  Verminderung 
sowohl  der  Steuerposten  als  auch  der  Vermögen.  Die  beiden  reich- 
sten Berner  besitzen  nur  noch  je  36000  Pfund  und  das  Steuervermögen 
der  Stadt  sinkt  von  1398842  Pfund  in  1448  auf  i  072  041  Pfund  in 
1458  und  807500  Pfund  in  1494.  Der  Zinsfuss  beträgt  für  das  ganze 
Jahrhundert  5  Proz. ,  nur  ausnahmsweise  waren  städtische  Anleihen  in 
bernischen  Landstädten  und  in  Luzern  zu  4  Proz.  zu  begeben.  Haupt- 
geldmärkte für  Bern  waren  die  Städte  Basel,  Strassburg  und  Nürnberg. 

Die  Bevölkerungszahl  der  Stadt  Bern  lässt  sich  für 
1448  annähernd  berechnen.  Es  sind  aufgezeichnet  alle  unabhängigen 
Personen,  auch  die  Ehefrauen,  die  Dienstboten  und  Gesellen,  in  Summa: 
1086  einzelne  Personen,  567  Dienstboten  und  Gesellen  und  853  Fa- 
milien. Es  fehlen  jedoch  alle  Angaben  über  die  minderjährigen  Kin- 
der und  damit  über  die  Grösse  der  Familien.  Schindler  greift  zu  der 
Annahme  der  Stärke  einer  Familie  von  durchschnittlich  5  Personen, 
was  schon  infolge  der  bereits  erfolgten  Zählung  der  volljährigen  Kin- 
der und  der  häuslichen  wüe  gewerblichen    Dienstboten  und  weiter  mit 
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Rücksicht  auf  die  älmlichen  Verhältnisse  in  der  benachbarten  Stadt 
Freiburg  i.  Ue.  zu  derselben  Zeit  als  zu  hoch  erscheinen  muss.  Setzen 
wir  die  Kopfstärke  einer  Familie  daher  zu  4  Personen,  so  erhalten  wir 
für  die  Stadt  Bern  im  Jahre  1448  eine  Bevölkerungs- 
zahl von  r  u n  d  5 o 00  E  i  n  w  o  h  n  e r  n  (rechnerisch  von  5065  Personen). 

B Hornberger' %  umsichtige  Arbeit  über  F  r  e  i  b  u  r  g  i.  Ue.  führt  uns 
auch  dort  in  eine  Höhezeit  des  städtischen  Gewerbefleisses.  Die  Tuch- 
und  Lederfabrikation  blüht  und  es  bestehen  enge  Handelsbeziehungen 
nicht  nur  zu  Genf  und  Zurzach,  sondern  ebenso  mit  Ulm,  Mühlhausen, 
Venedig  und  Genua.  Und  auch  die  bäuerlichen  Besitz-  und  Rechts- 
verhältnisse sind  nicht  ungünstig.  Es  sind  Volkszählungen  und  Steuer- 
rodel ,  die  uns  über  Stadt  und  Landschaft  Freiburg  und  die  soziale 
und  politische  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  Aufschluss  geben. 
Die  Zählungen  ergeben  für  die  Stadt  F  r  e  i  b  u  r  g  und  das  Jahr 
1444  eineWohnbevülkerung  \^on  insgesamt  52ooPer- 
s  o  n  e  n  und  für  1447/48  eine  faktische  o  d  e  r  o  r  t  s  a  n  - 
wesende  Bevölkerung  von  5800  Personen.  Freiburg  war 
damit  an  Grösse  ungefähr  gleich  den  Städten  Bern  (1448  :  5000  E.), 
Zürich  (1467  :  4700  E.),  Dresden  (1474  :  3200  F.),  Eger  (1446  :  7300  E.) 
Heidelberg  (1439  :  ca.  5200  F.),  Leipzig  (1474  :  ca.  4000  E.),  Mainz 
(Ende  15.  Jahrh.  :  5800  E.),  Ueberlingen  (1444  :  ca.  4800  E.)  und  stand 
zurück  hinter:  Lübeck  (Mitte  14.  Jahrh.  etwa  40000  F.),  Nürnberg 
(1449  :  20000  F.),  Augsburg  (1475  •  18000  F.),  Strassburg  (1473 — 77  : 
ca.  20000  F.),  Ulm  (1427  :  ca.  20000  F.),  Rostock  (1410  :  14000  F.), 
Frankfurt  a.  M.  (1440  :  ca.  9000  F.),  Basel  (1454  :  8000  F.).  Auf  eine 
Haushaltung  kommen  in  Freiburg  ca.  4  Personen.  Auf  ein  Haus  im 
Jahre  1447  durchschnittlich  4,9  Personen  genau  so  viel  wie  im  Jahre 
1726  in  10  Frankfurter  Dorfschaften  \v.  K.  Bücher,  Bevölkerung  in 
Frankfurt  a.  AL  I  pag.  675).  Von  den  Häusern  hatten  80  Proz.  nur  je 
eine  Haushaltung,  19  Proz.  je  2  Haushaltungen  und  nur  4  Häuser  wie- 
sen je  3  und  zwei  je  4  Haushaltungen  auf.  Die  Mietskaserne  ist  be- 
kanntlich erst  eine  Erscheinung  der  Neuzeit. 

Das  weibliche  Geschlecht  überwog  in  der  Stadt  ungefähr  wie  heute. 
Und  die  ortsbürgerliche  Bevölkerung  machte  kaum  40  Proz. ,  dagegen 
die  nichtbürgerliche  über  60  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  aus.  Die 
Ermittelung  der  Anzahl  der  Nichtbürger  ist  auch  in  Zürich  für  die 
politischen  Historiker  verblüffend  gewesen.  Die  Heiratsfrequenz  war 
eine  stärkere  als  heute ,  zumal  bei  der  Bürgerschaft.  Daneben  aber 
war  die  Kinderzahl,  zumeist  wohl  infolge  grosser  Kindersterblichkeit, 
eine  geringe,  und  die  Zahl  der  kinderlosen  Ehen  betrug  einen  vollen 
Dritteil.  Die  zugewanderte  Landbevölkerung  weist  in  dieser  Beziehung 
etwas  günstigere  Verhältnisse  auf.  Die  Anzahl  der  weiblichen  Dienst- 
boten ist  in  Vergangenheit  und  Gegenwart  relativ  die  gleiche  geblieben. 
Die  Bürger  hatten  beinahe  viermal   so  viel  Dienstboten  als  die  Nicht- 
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bürger ;  zwölf  Haushaltungen  halten  je  4  bis  6  derselben. 

P'ür  die  Landschaft  Freiburg  ist  in  erster  Linie  die  dünne 
Bevölkerung  von  nur  11,5  Bewohnern  auf  i  km^,  oder  4600  Personen 
insgesamt,  zu  erwähnen.  Das  Gebiet  von  Stadt  und  Landschaft  Frei- 
burg hatte  demnach  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  rund  10  000 
Einwohner.  Die  Landschaft  mit  ihren  kleinen  Dörfern,  Weilern  und 
Einzelhöfen  von  meist  nur  i  bis  3  Haushaltungen  und  höchstens  40 
bis  60  Einwohnern ,  enthielt  ausgedehnte  Weideallmenden  und  zeigte 
extensiven  landwirtschaftlichen  Betrieb.  Dem  Frauenüberschuss  in  der 
Stadt  stand  auf  dem  Lande ,  wie  heute  dort ,  ein  Männerüberschuss 
gegenüber.  Wer  auf  dem  Lande  wohnte,  war  Landwirt;  Handwerker 
waren  auf  dem  Lande  seltene  Ausnahme.  Die  Arbeitskräfte  der  Fa- 
milie besorgten  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  meistens  allein ,  nur 
16  Proz.  der  Haushaltungen  auf  dem  Lande  hatten  Knechte,  nur  13 
Haushaltungen  2  und  eine  einzige  3  Knechte.  Die  Anzahl  der  selb- 
ständigen Landwirte  hat  zugenonmien,  aber  noch  mehr  die  der  unselb- 
ständigen. 

Ueber  die  Vermögensverhältnisse  in  Freiburg  be- 
lehrt uns  der  Steuerrodel  von  1445.  Eine  kombinierte  Vermögens- 
und Kopfsteuer  hatte  den  Zweck,  Mittel  für  die  Befestigung  der  Stadt 
und  für  andere  Kriegsrüstungen  zu  beschaffen.  Das  Gesetz  enthielt 
die  einschneidende  und  eine  richtige  Durchführung  sichernde  Bestim- 
mung, dass  die  Stadt  die  Güter  um  den  Einschätzungspreis  an  sich 
ziehen  könne.  Der  Kaufwert  eines  Ptundes  wird  auf  Fr.  20  angegeben 
bei  einem  Metallwert  von  etwa  4  Franken. 

Von  den  1900  Steuerpflichtigen  der  Stadt  Freiburg  sind  538  Per- 
sonen (28,3  Proz.)  [in  Bern  im  Jahr  1448  :  507  Personen]  ,  als  ver- 
mögenslos lediglich  Kopfsteuerpflichtige,  724  Personen  (38,1  Proz.) 
[in  Bern  487  Pers.]  Besitzer  ganz  kleiner  Vermögen  bis  höchstens 
100  Pfund  (durchschnittlich  von  65  Pfund),  380  Personen  (20,0  Proz.) 
[in  Bern  545  Pers.]  versteuern  je  loi  bis  500  Pfund,  in  Personen 
(5,8  Proz.)  [in  Bern  130  Pers.]  je  501  bis  1000  Pfund,  iio  Personen 
(5,8  Proz.)  [in  Bern  140  Pers.]  je  looi  bis  5000  Pfund  ,  30  Personen 
(1,6  Proz.)  [in  Bern  38  Pers.]  je  5001  bis  20000  Pfund  und  7  Personen 
(0,4  Proz.)  [in  Bern  14  Pers.]  je  20001  bis  40000  Pfund.  Während 
Freiburg  keinen  Steuerpflichtigen  mit  mehr  als  40000  Pfund  Vermögen 
aufwies,  hatte  Bern  deren  4.  Auch  die  übrigen  Zahlen  beweisen,  dass 
Bern  mehr  wohlhabende  und  reiche  Leute  hatte  als  Freiburg.  Der 
reichste  Steuerpflichtige  Freiburgs  ist  das  Bürgerspital  mit  40000  Pfund, 
der  Nächstreichste  versteuert  30000  Pfund,  sodann  3  Personen  je 
29000  Pfund,  weiter  einer  28000  Pfund,  einer  20300  Pfund,  zwei  je 
20000  Pfund  etc.  Die  reichsten  Gewerbetreibenden  Freiburgs  waren 
ein  Gerber  und  ein  Tuchbereiter  mit  je  3200  Pfund,  ein  Leineweber 
mit  2200  Pfund  Vermögen.     37  Steuerpflichtige  mit  je  über  5000  Pfund 
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d.  i.  2  Proz.  der  Steuerpflichtigen  besitzen  über  die  Hälfte  (528  100  Pfunde 
des  vorhandenen  Gesamtvermögens  in  Höhe  von  1003  212  Pfund.  Ob 
es  auch  in  Freiburg  wie  in  Bern  Arme  gegeben  hat,  erfahren  wir  nicht. 

In  der  Landschaft  Freiburg  sind  von  den  1287  Steuer- 
pflichtigen: 197  (15,3  Proz.)  vermögenslose  Kopfsteuerpflichtige,  552 
Personen  (42,9  Proz.)  sind  Besitzer  ganz  kleiner  Vermögen  bis  höch- 
stens 100  Pfund  (durchschnittlich  von  65  Pfund),  427  Personen  (33,2 
Proz.)  versteuern  je  loi  bis  ^00  Pfund,  65  (5,0  Proz.)  je  501  bis  1000 
Pfund,  44  Personen  (3,4  Proz.)  je  looi  bis  5000  Pfund  und  nur  2  Per- 
sonen (0,2  Proz.)  versteuern  mehr  mit  zusammen  11  200  Pfund.  Das 
Gesamtvermögen  der  Landschaft  bezifferte  sich  auf  276335  Pfund.  Auf 
einen  Steuerpflichtigen  der  Landschaft  entfielen  215  Pfund  Vermögen 
im  Durchschnitt,  dagegen  auf  den  städtischen  Steuerpflichtigen  528 
Pfund  und  auf  einen  bürgerlichen  Steuerpflichtigen  sogar  1602  Pfund. 
Die  Stadtbürger  waren  zugleich  die  Landherren  und  Kapitalisten  je- 
ner Zeit. 

Dass  die  Lohnverhältnisse  damals  günstiger  waren  als  heute  zeigen 
die  Seckelmeisterrechnungen,  indem  ein  gewöhnlicher  Handlanger  im 
Tage  7I/2  Pfund  Ochsenfleisch  oder  10  Pfund  Kuhfleisch  oder  4I/2 
Pfund  Butter  und  ein  Gypser  das  doppelte  verdiente.  Wir  unterlassen 
nicht ,  Herrn  Dr.  Buomberger  unsere  Anerkennung  auszusprechen  für 
seine  Untersuchungen  und  ihn  zu  ermuntern ,  sich  noch  weiter  in  den 
Gegenstand  zu  vertiefen  und  uns  dereinst  ein  umfassendes  Werk  über 
die  Entwickelung  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Frei- 
burgs  zu  bescheren. 
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IV.  LITTER ATUR. 


—  e.  Hahn,  Friedrich.  Afrika,  Zweite  Auflage,  nach  der  von  Pro- 
fessor W.  Sievers  verfassten  ersten  Auflage  umgearbeitet  und  erneuert 
mit  173  Abbildungen  im  Text,  11  Karten  und  21  Tafeln.  Leipzig  und 
Wien.  Bibliogr.  Institut.  1901.  —  Dem  Referenten  hat  das  vorstehend 
genannte  geographische  Werk  Genuss  und  Belehrung  die  Fülle  gewährt. 
Das  Buch  ist  wirklich  eine  »auf  sorgfältig  gefestigtem,  wissenschaft- 
lichem Grunde  ruhende,  weder  zu  knappe,  noch  gar  zu  ausführliche 
Darstellung«  Afrikas  nach  sieben  grossen  Landschaftsgruppen,  je  mit 
Kapiteln  über  Bodengestalt  und  Gewässer,  Klima,  Pflanzenwelt,  Tier- 
welt, Bevölkerung,  schlicht,  ansprechend,  auf  keinem  Blatte  ermüdend. 
Eine  allgemeine  Uebersicht  geht  der  Gruppendarstellung  voran.  Ein 
Schlusswort  und  eine  Uebersicht  der  Hauptwerke  der  Afrika-Litteratur 
folgen.  Die  Ausstattung  steht  auf  der  Höhe  der  Leistungen  des  biblio- 
graphischen Institutes  ;  teilweise  ganz  neue  Bilder  und  Karten  sind  ge- 
geben. Packend  ist  die  vorangesendete  Erforschungsgeschichte  Afrikas, 
vom  Altertum  bis  in  die  Gegenwart  fortgeführt,  mit  kartographischer 
Illustration  der  zu  verschiedenen  Zeiten  gehegten  Vorstellungen  über 
die  Geographie  des  schwarzen  Kontinentes  und  mit  Würdigung  der 
einzelnen  grossen  Afrikaforscher,  welche  im  Bilde  vorgeführt  werden. 
Für  den  Leserkreis  dieser  Zeitschrift  muss  das  Buch  namentlich  als 
die  bis  auf  die  unmittelbare  Gegenwart  fortgeführte  politische 
Geographie  des  heutigen  Afrika  gerühmt  und  empfohlen  werden.  In 
zuverlässiger,  stets  objektiver  Darstellung  wird  aller  wünschenswerte 
Aufschluss  über  die  jüngst  gewesenen  und  neuestens  entstandenen  Staaten- 
und  Kolonialbildungen  gegeben.  Ueber  Südafrika,  dessen  Geschicke 
seit  mehreren  Jahren  die  ganze  Welt  in  nicht  ermattender  Spannung  er- 
halten, wird  vorzügliche  Orientierung  geboten.  Ueber  Land,  Bevöl- 
kerung, Entstehung,  Aussichten  unserer  vier  Kolonieen  (Südwestafrika, 
Ostafrika,  Kamerun,  Togo)  finden  sich  alle  wünschenswerten  Nach- 
weisungen, ebenso  frei  von  Pessimismus  wie  von  Optimismus.  Eine 
Menge   sozial-    und    staatswissenschaftlich    interessanter    Einzelnheiten, 
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namentlich  auch  solche ,  welche  kaum  erst  verbreitete  Ansichten 
berichtigen,  belohnen  selbst  jene  Leser,  welche  schon  zuvor  der  Geo- 
graphie, Ethnographie  und  neueren  Kolonisationsgeschichte  des  dun- 
keln Erdteils  lebhafteres  Interesse  zugewendet  haben.  Neu  war  u.  A. 
dem  Referenten  der  Nachweis  (S.  254),  dass  die  eigentliche  Nilquelle 
auf  deutschem  Gebiete  zu  suchen  ist  und  dass  die  Bevölkerung  Ma- 
dagaskars weder  ethnographisch,  noch  sprachlich  so  geteilt  ist,  wie 
bisher  angenommen  wurde,  indem  die  Hovas  im  Osten  und  die  Saka- 
laven  im  Westen  der  grossen  —  mehr  zu  Polynesien  als  zu  Afrika  ge- 
hörigen —  Insel  nicht  verschiedener  Rasse  angehörig  zu  sein  scheinen 
(S.  614  f.).  Sehr  beachtenswert  ist  das  Schlusswort  über  die  Auftei- 
lung Afrikas  unter  die  europäischen  Mächte,  mit  zugehöriger  beson- 
derer Karte.  Danach  befinden  sich  gegenwärtig  ßo^/o  Afrikas  unter 
französischem,  2570  unter  englischem,  je  etwa  7*^/0  unter  deutschem, 
belgischem,  portugiesischem  Einfluss.  A^on  der  französischen  Okku- 
pation sagt  das  Buch :  »Mit  ungemeinem  Geschick,  aber  auch  mit  viel 
Glück  haben  es  die  französischen  Offiziere  verstanden,  die  westafrika- 
nischen Besitzungen  der  Engländer,  Deutschen,  Portugiesen  zu  um- 
klammern und  sie  zwar  nicht  ganz  bedeutungslos  zu  machen,  aber  ihnen 
doch  jede  Ausbreitungsmöglichkeit  in  das  Innere  abzuschneiden.  Im 
Ganzen  und  Grossen  wird  die  Geschichte  Afrikas  im  20.  Jahrhundert 
vorzugsweise  einen  französisch-englischen  Charakter  tragen«. 


—  e.  He  Im  o  lt.  Bans  F.  Weltgeschichte.  Siebenter  Band.  Westeu- 
ropa, Erster  Teil.  Mit  6  Karten,  6  Farbendrucktafeln  und  16  schwarzen 
Beilagen,  Leipzig  und  Wien.  Bibliographisches  Institut.  1900.  —  Mit 
diesem  7.  Bande  naht  das  schöne  und  schön  ausgestattete  Werk  seinem 
Abschluss.  Es  werden  behandelt :  I.  von  Richard  Mayr  »Die  wirt- 
schaftliche Ausdehnung  Westeuropas  seit  den  Kreuzzügen«,  II.  von 
Armin  Tille,  »Renaissance,  Reformation  und  Gegenreformation«,  III.  von 
Wilhelm  Waliher,  »Das  abendländische  Christentum  und  seine  Missions- 
thätigkeit  seit  der  Reformation«,  IV.  von  Georg  Adler,  »Die  soziale 
Frage« ,  V.  von  Hans  v.  Zwiedineck-Südenhorst,  »Die  Entstehung  der 
Grossmächte«.  Der  achte  Band,  welcher  »Revolution,  Cäsarismus 
und  Reaktion ;  Verfassungs-  und  Nationalstaat«  zum  Gegenstand  haben 
soll,  wird  die  Geschichte  Westeuropas  und  damit  das  grosse  Helmolf- 
sche  Unternehmen  zum  Abschluss  bringen.  Ueber  die  ganze  Anlage 
und  den  Wert  des  letzteren  hat  sich  diese  Zeitschrift  wiederholt  aus- 
gesprochen. Der  vorliegende  Band  giebt  keine  Veranlassung  das  aus- 
gesprochene Urteil  zu  ändern.  Inhaltlich  steigert  sich  das  Interesse, 
da  das  Werk  nun  unserem  Westeuropa,  der  jüngsten  Vergangenheit 
und  unmittelbaren  Gegenwart  sich  zuwendet;  wenn  damit  etwas  mehr 
subjektive  Färbung  religiöser,  politischer  und  nationaler  Ansichten  Platz 
greift  und  die  Historik  nicht    verfehlen  kann,   an    den  Endpunkten    in 
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Politik  auszuklingen,  wenn  ebendeshalb  jeder  Leser  nach  seiner  eigenen 
Auffassung  und  Lebenserfahrung,  Vorbehalte  machen  wird,  so  wird 
doch  kaum  Jemand  dem  vorliegenden  Bande  die  Eigenschaften  ab- 
sprechen, dass  es  das  Wesentliche  in  klarer  LTebersicht  vorführt,  licht- 
volle Orientierung  verschafft,  trotz  der  Manigfaltigkeit  der  Hauptab- 
schnitte und  der  Verschiedenheit  ihrer  Verfasser  die  Einheit  nicht 
verliert,  also  wirklich  »Weltgeschichte<;  ist.  Die  Darstellung  ist  durchaus 
sorgfältig  und  gemeinfasslich.  Auf  den  Inhalt  im  Einzelnen  einzu- 
gehen, ist  an  dieser  Stelle  ausgeschlossen.  Referent  will  aber  das  Be- 
kenntnis nicht  zurückhalten,  dass  er  aus  der  Darstellung  der  mehr  rück- 
wärts liegenden  Partieen  des  vorliegenden  Abschnittes  Weltgeschichte 
Staats-  und  sozialwissenschaftlich  mehr  gelernt  hat,  als  im  Allgemeinen 
aus  den  der  neuesten  Zeit  zuliegenden  Partieen  und  halbprogramma- 
tischen Endbetrachtungen.  Er  kann  nicht  umhin,  namentlich  die  Dar- 
stellung der  Hansa  S.  ii — 65  als  hervorragende  Leistung  zu  bezeichnen. 
Der  weitverbreiteten  Ansicht,  dass  wesentlich  die  Verlegung  der  »Schwer- 
linie« des  Welthandels  von  den  Binnenmeeren  an  die  Gestade  des  at- 
lantischen Oceans  den  Verfall  der  Hansa,  wie  andererseits  der  ober- 
deutschen und  mittelmeerischen  Industrie-  und  Handelsblüte  verursacht 
habe,  wu-d  zurückgewiesen.  »In  ganz  Deutschland  arbeitete 
eine  von  Fürsten  und  adeligen  Herren  getragene 
agrarische  (nicht  e  i  g  e  n  1 1  i  c  li  n  a  t  u  r  a  1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e) 
Reaktion  dem  durch  die  ober-  und  mitteldeutschen 
Städte  \'  e  r  t  r  e  t  e  n  e  n  I  n  d  u  s  t  r  i  a  1  i  s  m  u  s  und  Kapitalis- 
mus und  den  hanseatischen  H  a  n  d  e  1  s  i  n  t  e  r  e  s  s  e  n  ent- 
gegen«.    (S.  64.) 


— e.  Sc  hipp  el,  Max.  Grundziige  der  Handelspolitik.  Zur  Orientie- 
rung in  den  wirtschaftlichen  Kämpfen.  Berlin,  Bern.  Verlag  für  soziale 
Wissenschaften  1902.  Das  Buch  orientiert  wirklich.  Es  vergegenwär- 
tigt übersichtlich  die  hauptsächlichsten  Phasen  der  europäischen  und 
deutschen  HandelspoHtik  seit  der  englischen  Antikornzoll-Bewegung. 
Besonders  einlässlich  beschäftigt  es  sich  mit  dem  Gang  der  deutschen 
Handelspolitik  seit  Ende  der  siebenziger  Jahre.  Die  bedeutendsten 
Thatsachen  der  Regierungsaktion  und  der  begleitenden  Agitation  ruft 
es  ins  Gedächtnis.  Der  sozialistische  Verfasser  giebt  sich  weder  als 
Schutzzoll-,  noch  als  Freihandelsdoktrinär,  befasst  sich  aber  mit  beiden. 
Besonders  kritisch  tritt  er  dem  Freihandelsdogma  entgegen.  Den  ei- 
genen handelspolitischen  Standpunkt  für  seine  Partei  präzisiert  er 
in  gesperrter  Schrift  (S.  342)  wie  folgt:  »Die  Stellungnahme  der  Ar- 
beiterklasse für  den  Freihandel  wird  nur  dann  richtig  und  für  die 
Dauer  haltbar  sein,  wenn  sie  erfolgt  ist  im  Hinblick  auf  die  Produk- 
tion und  den  Arbeits  markt,  nicht  aber  in  oberflächlicher  Kon- 
sumentenschwärmerci  für  niedriijen  Preisstand.     Und  umsrekehrt:  trotz 
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des  eintretenden  höheren  Preisniveaus  würde  man  sich  für  den' Schutz- 
zoll entscheiden  müssen,  wenn  eine  allgemeine  dauernde  Vermehrung 
und  Beflügelung  der  Produktionskräfte  eines  Volkes  oder  eines  Völker- 
kreises in  sicherer  Aussicht  stände  und  bei  Freihandel  nicht  zu  erzielen 
wäre«.  Die  Konsequenzen  aus  diesem  sozialdemokratischen  Normativ 
der  Handelspolitik  konkret  dem  Posadowsky'schen  Tarifentwurf  gegen- 
über zieht  der  Verfasser  nicht.  Es  wird  das  seiner  Kritik  im  Reichs- 
tag vorbehalten  sein.  Jene  Agrarier,  welche  von  den  Ausführungen 
des  4.  Kapitels  freudig  angemutet  sein  möchten,  müssen  sich  einiger- 
massen  enttäuscht  fühlen,  wenn  sie  auf  dem  letzten  Blatte  die  sozial- 
psychologische Prognose  für  die  Haltung  der  Arbeiterpartei  lesen :  ;AVie 
sollten  die  lohnarbeitenden  Klassen  der  Städte  in  Brotzöllen  etwas 
Anderes  sehen  können,  wie  , Stockprügel  auf  den  Magen'  .  .  Wie  sollten 
sie  an  dem  wirtschaftlichen  Schicksal  ihrer  schlimmsten  politischen 
Gegner  und  Feinde,  die  sie  überall  an  der  Spitze  der  Agrarbewegung 
sehen,  das  geringste  Interesse  nehmen?  .  .  Das  industrielle  Proletariat 
wird  die  Kopfsteuer  der  Brotzölle  stets  nicht  nur  als  ungeeignetes 
Mittel  der  Abhülfe,  sondern  auch  als  Brotwucher  der  Volksfeinde  ver- 
werfen ;  hier  löschen  alle  nicht  nur  denkbaren,  sondern  auch  wirklich 
bemerkbaren  Unterschiede  in  der  mehr  theoretischen  Auffassung  der 
handelspolitischen  Grundfragen  aus';. 


— e.  Caltver,  Richard.  Die  Meistbegünstigung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika.  Berlin,  Bern.,  Ak.  Verlag  1902.  —  Die  Schrift 
des  soz.  Reichstagsabgeordneten  ist  ein  wertvoller  Beitrag  zur  Klärung 
der  Ansichten  über  die  Aufgaben  Deutscher  Handelspolitik  in  der  un- 
mittelbaren Gegenwart.  Kein  anderes  Land  macht  unserem  auswärti- 
gen Verkehr  zur  Zeit  grössere  Schwierigkeiten  als  die  amerikanische 
Union,  gegen  welche  wir  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehntes  auf  eine 
erschreckend  passive  Handelsbilanz  heruntergekommen  sind ;  seit  1890 
bis  1900  ist  die  Einfuhr  aus  den  Ver.  Staaten  nach  Deutschland  von 
456  auf  1020  Mill.  M.  gestiegen,  während  die  Ausfuhr  dahin  von  357 
nur  auf  439  sich  gehoben  hat.  Diese  Thatsache  ist  zwar  nicht  allein, 
aber  doch  sehr  wesentlich  Ergebnis  handelspolitischer  Massnahmen 
bezw.  Versäumnisse  und  fordert  dringend  auf,  unseren  Handel  mit  den 
Ver.  Staaten  auf  eine  andere  und  gesundere  Grundlage  zu  stellen,  als 
sie  in  dem  Vertrage  Preussens  vom  i.  Mai  1828  zu  erkennen  ist.  Cal- 
wer?>  Schrift  hat  schon  dadurch  Bedeutung ,  dass  sie  die  recht- 
lichen Grundlagen  unseres  Handelsverhältnisses  zur  L^nion  aus 
den  Quellen  vollkommen  klar  stellt.  Dazu  kommt  eine  sehr  kenntnis- 
reiche Würdigung  der  amerikanischen  Tarife  von  Wilson  bis  D  i  n  g  - 
ley  und  die  Nachweisung  der  verheerenden  Wirkungen ,  welche  der 
Dingleytarif  für  unseren  Export  nach  den  Ver.  Staaten  geübt  hat.  Der 
Hauptwert    der     Calioerschtu    Broschüre    liegt    dennoch    nicht    in   den 
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thatsächlichen  Orientieningen,  sondern  in  der  Untersuchung  der  Mittel 
und  Wege,  eine  bessere  Position  den  Ver.  Staaten  gegenüber  zu 
gewinnen.  Der  Verfasser  führt  wirklich  den  Beweis,  dass  es  eine  ledig- 
ich  auf  der  Seite  Europas  liegende  Verkehrtheit  ist,  einem  Land,  wel- 
ches Tarifverträge  nicht  eingeht  und  von  seiner  Autonomie  den  be- 
kannten Gebrauch  gemacht  hat,  gleichwohl  die  Meistbegünstigung  durch 
all  gern  ei  nenReciprocitätsver  trag  einzuräumen,  hiemit  aber 
auch  für  die  europäischen  Tarifvertrags-Länder  unsere  Vertragsein- 
räumungen voraus  zu  entwerten.  Wenn  darin  nicht  Wandel  geschafft 
werde,  so  könne  auch  zwischen  den  europäischen  Staaten  selbst  keine 
sachgemässe  Fortbildung  des  Vertragssystems  stattfinden.  Calwer  ist 
überzeugt,  dass  die  Ver.  St.  in  ihrem  eigenen  Literesse  zu  einem  zwei- 
seitig vorteilhaften  Verhältnis  sich  verstehen  werden ;  er  fürchtet  zwar 
auch  einen  Zollkrieg  nicht,  der  kaum  schlimmer  sein  könne,  als  die 
Fortsetzung  des  jetzigen  Löwenvertragsverhältnisses,  aber  er  will  einen 
solchen  Krieg  nicht  und  ist  überzeugt ,  dass  man  ohne  solchen 
Zwischenzustand  zum  wünschenswerten  Ziele  gelangen  kann.  Dass 
man  mit  dem  Posadowsky-Tarif  dazu  nicht  gelangen  könnte ,  wird 
freilich  voraus  als  gewiss  anzusehen  sein ;  denn  der  Agrarismus- 
tarif,  wie  er  dem  deutschen  Reichstage  mit  dem  26.  Nov.  1901  vor- 
liegt, bezeichnet  genau  den  Weg,  welchen  man  gerade  nicht  gehen 
darf,  wenn  die  überzeugend  begründeten  Schlusssätze  unseres  Verfassers 
richtig  sind:  »will  Europa  die  extreme  Schutzzollpolitik  der  Ver.  St. 
im  Ernste  und  erfolgreich  bekämpfen,  so  müssen  innerhalb  Europa  die 
Zollschranken  soweit  wie  möglich  fallen,  aber  nicht  zum  Vorteil  der 
Ver.  Staaten,  sondern  zur  Erleichterung  des  mitteleuropäischen  Ver- 
kehrs .  .  .  Jede  andere  Taktik  begünstigt  die  Absperrungspolitik  nicht 
nur  der  Ver.  Staaten,  sondern  in  direkter  Rückwirkung  auch  die  gegen- 
wärtigen Ausschliessungsbestrebungen  in  Europa  selbst!«  Zunächst 
hat  es  den  Anschein,  dass  Europa  dem  entgegengesetzten  Kurs  ver- 
fallen mid  dass  Bruder  Jonathan  der  lachende  Dritte  sein  und  noch 
länger  bleiben  wird. 


— e.  Neuman  n,  Fr.  Julitis,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Bevölkerung 
in  Deutschland  seit  dem  Anfange  des  ig.  Jahrh.  Bd.  VI:  Thissen ,  Bei- 
träge zur  Geschichte  des  Handwerkes  in  Preussen  unter  Mitwirkung 
des  Herausgebers  bearbeitet.  Tübingen,  H.  Laupp,  1901.  —  Ein  mit 
aufopferndem  Fleiss  gearbeitete,  tief  eindringende  Verarbeitung  alles 
exakten  Materials  bis  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  zurück.  Das 
weithin  beruhigende  Ergebnis  der  wohlthuend  zuverlässigen  Unter- 
suchung tritt  aus  folgenden  Sätzen  der  Vorrede  des  H.  Herausgebers 
hervor:  »Es  sind  heute  keineswegs  die  industriearmen  oder  doch  von 
der  Grossindustrie  am  meisten  bedrohte  n  Bezirke,  die  sich  der 
grössten  Ausdehnung  des  Mittelstandes  erfreuen,  sondern  im  Gegen- 
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teil  gehören  hieher  vorzugsweise  solche  Bezirke ,  in  denen  die  Gross- 
industrie die  allergrössten  Erfolge  zu  verzeichnen  hat.  Dem  entspricht 
es  dann  aber  auch,  dass  gerade  in  diesen  Bezirken  der  Mittelstand  zu- 
gleich vorzugsweise  im  Steigen  begriffen  scheint.  Denn  soweit  man 
dies  bei  summarischer  Schätzung  dieser  Entwicklung  auf  Grund  der 
Steuereinschätzungen  zu  erfassen  vermag,  scheint  sich  zu  ergeben, 
dass  die  Grösse  der  jenen  beiden  Einkommensklassen  von  1500  bis 
30C0  resp.  3000  bis  7200  M.  angehörigen  Bevölkerung  betragen  hat 
z.B.  im  Regierungs-Bezirk  Köln  im  Durchschnitt 

von   1852/54  etwa  2,8  -\-  1,7  =     4,5  Proz. 
»      1864/66      »      s>3  +  2,7   =     6,0       ■. 

»       1876/78         >         7,3  +  3,3    =    10,6        :> 
»       1894/96        »         8,9  +  3,4    =    12,3         » 

und  ähnlich  im  Bezirk  Düsseldorf  von  7,0  auf  11,8  Proz.,  im  Be- 
zirk Aachen  von  5,5  auf  9,7  Proz.,  im  Bezirk  Münster  von  5,8 
auf  12,0  Proz.,  im  Bezirk  Arnsberg  von  5,2  auf  10,3  Proz.  u.  s.  w. 
—  während  sich  der  Umfang  der  denselben  Einkommenskategorien 
Angehörigen  zwischen  1852/54  einerseits  und  1894/96  andrerseits  nur 
steigerte  z.  B.  im  Reg.-Bezirk 

Bromberg  von  2,3  +  0,9  (=  3,1)  auf  5,5  +  1,9  (=  7,4) 
Köslin  3     3,2  +  0,9  (=  4,1 )     ^■     5,5    r  1,6  (=  7,2) 

Gumbinnen  »  2,6  -j-  0,7  (=  3,2)  :.  4,7  -\-  1,5  {=.  6,2) 
Königsberg  ■>  1,9  +  0,8  ('=  2,7)  >  4,5  f  1,5  (=  6,0) 
Posen  »      1,5  +  0,1   (=  2,6)     »     4,3  +  1,5   (=  5,7)  etc. 

Uebrigens  sind  ja  auch  die  Ursachen,  aus  denen  sich  derartiges 
ergeben  musste ,  nicht  besonders  schwer  su  finden.  Gerade  in  den 
Räumen  grosser  Fabriken  scheinen  nicht  kleine  Teile  eines  Mittel- 
standes zu  erstehen,  der  sich  dem  alten  anschliesst.  Und  es  fällt  auch 
gar  nicht  schwer,  in  Beispielen  und  statistischen  Berechnungen  hiefür 
Belege  zu  geben.  Zwar  die  Selbständigkeit  im  alten  Sinn  verliert  der 
zur  Fabrik  übergehende  Handwerker  natürlich ,  ähnlich  allen  Staats- 
und Gemeindebeamten,  nicht  aber  die  Zugehörigkeit  zum  Mittelstande 
im  jetzigen  Sinne.  Ja,  dieser  dürfte  in  vielen  Fällen,  gerade  in  Folge 
der  Grossindustrie  an  Umfang  nicht  ganz  unerheblich  gewonnen  haben. 
Aber  damit  nicht  genug:  In  derselben  Richtung  wirken  noch  manche 
andere  Vorgänge.  Und  diese  haben  zum  Teil  sogar  den  Vorzug,  ei- 
nigermassen  statistisch  erfassbar  zu  sein.  Man  gedenke  nur  jener  Stei- 
gerung, die  inzwischen  sowohl  die  Zahl  unserer  Staats-  und  Gemeinde- 
Beamten  als  die  der  in  Ve  r  k  e  h  r  s  g  e  w  e  r  b  e  n  beschäftigten 
Personen  erfahren  hat.« 

—  e.  Heller ,  Victor,  Der  Getreldehandcl  und  seine  Technik  in  Wien. 
(Wiener  staatsw.  Studien  3.  Bd.,  2.  Heft.     Tübingen  und  Leipzig  (J.  C. 
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B.  Afohr)  iQoi.  —  Eine  treffliche  ,  aus  dem  Leben  an  der  besten  und 
ersten  Quelle  geschöpfte  Monographie,  welche  nicht  bloss  sehr  schätz- 
bare Materialbeiträge  zu  der  neueren  Entwickelung  des  Getreidehandels 
liefert,  sondern  auch  reich  an  handelspolitischen  Winken  für  die  Fort- 
bildung des  Rechtes  und  der  Organisation  der  Zentralmärkte  ist.  Die 
ganze  Arbeit  zeigt  ein  tiefes  und  sicheres  Verständnis  für  das  Wesen 
des  Handels  im  Allgemeinen  ,  wie  für  die  besonderen  Probleme  der 
lagerhausgenossenschaftlichen  Beteiligung  der  Landwirte  an  der  Markt- 
organisation. Der  Terminhandel  ist  vorurteilslos  gewürdigt,  das  ganze 
handelstechnische  Getriebe  des  Getreidehandels  in  Wien  auf  lehrreiche 
Weise  klar  gelegt.  Bei  aller  Unbefangenheit,  welche  der  Verfasser  den 
gross  angelegten  Bestrebungen  genossenschaftlicher  Absatzorganisation 
der  heutigen  österreichischen  Landwirtschaft  entgegenbringt,  verschliesst 
sich  die  Schrift  nicht,  den  Schwierigkeiten  mid  einer  Ueberführung  des 
ganzen  Getreidehandels  unter  die  reine  Botmässigkeit  der  inländischen 
Erzeuger  redet  sie  das  Wort  nicht.  Sie  sagt:  »Wie  den  Einkauf  so 
können  die  Lagerhausgenossenschaften  auch  den  Verkauf  des  ei- 
genen Getreides  heute  nicht  unter  Ausserachtlassung  und  mit  gänz- 
licher Umgehung  der  kapitalistischen  Organisation  und  insbesondere 
des  Zentralmarktes  Wien  durchführen.  Denn  hier  konzentriert  sich 
noch  immer  der  bedeutendste  Teil  des  österreichischen  Getreidehan- 
dels, und  hier  findet  die  Preisbildung  statt,  nicht  kraft  eines  äusseren 
Zwanges,  sondern  kraft  der  historischen  Entwickelung,  und  auf  Grund 
von  Beziehungen  zu  den  Konsumentenkreisen  und  Märkten  des  In- 
und  Auslandes,  welche  in  fünfundzwanzigjähriger  Arbeit  allmählich  erst 
erworben  und  gefestigt  werden  konnten ,  wie  sie  auch  die  Lagerhaus- 
genossenschaften nur  allmählich  werden  erwerben  können.  So  lange 
ist  für  sie  der  ordnungsgemäss  funktionierende  Zentralraarkt  in  Wien 
nicht  minder  wichtig  als  für  die  Brotkonsumenten,  und  dass  man  sich 
dieser  Erkenntnis  in  praxi  keineswegs  verschliesst ,  beweist  die  That- 
sache,  dass  die  gemeinsamen  Verkaufsbureaus  in  Wien  errichtet  wer- 
den und  dass  speziell  der  niederösterreichische  Verband  sich  an  der 
Börse  für  landwirtschaftliche  Produkte  direkt  vertreten  lässt.  Speziell 
die  Konstruktion  eines  Gegensatzes  zwischen  der  Entwickelung  der 
Lagerhausgenossenschaften  und  der  des  Zentralmarktes  Wiens  ist  um 
so  demagogischer,  als  der  letztere  für  inländisches  Getreide  kaum  eine 
Rolle  spielt.  Nur  niederösterreichisches  Getreide  findet  zu  einem  Teile 
seinen  Weg  in  den  Konsum  durch  die  Wiener  Produktenbörse,  95  Proz. 
des  in  Wien  gehandelten  Getreides  sind  ungarischer  und  auslän- 
discher Provenienz,  zum  Teil  für  den  Transit ,  zum  Teil  für  den  Im- 
port bestimmt.  Läge  aber  auch  die  Führung  des  Importhandels  in 
den  Händen  der  Lagerhausgenossenschaften ,  dann  wären  diese  eben 
nicht  mehr  Getreide  verkaufende  Produzenten,  son- 
dern —  k  a  ])  i  t  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  H  a  n  d  e  1  s  u  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  e  n  ,  die 
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sich    d  e  r  s  e 1 b  e  n  V  e  r  k  e  h  r  s  f  o  r  m  e  n    bedienen   m  ü  s  s  t  e  n  , 
wie  heute  der  private  Handel.« 


— e.  Aal,  Arthur,  Das  preiissische  Rentengut.  Seine  Vorgeschichte 
und  seine  Gestaltung  in  Gesetzgebung  und  Praxis  (Münchener  volksw. 
Studien  43  Stück).  Stuttgart,  J.  G.  Cotta  1901.  Eine  mit  Sorgfalt  aus 
den  Quellen  geschöpfte  Darstellung  der  Entstehungsgeschichte  und  des 
vorläufigen  Schicksals  des  Kindes  Miquel'scher  Agrarpolitik.  Aus  dem 
Schlussabschnitt  iS.  132  ff.)  ersieht  man,  dass  der  Grossgrundbesitz 
dazu  sich  nicht  als  sorglicher  Waisenpfleger  verhält.  Seit  die  Hoffnung 
getrogen  hat,  das  Rentengutsgesetz  vom  7.  Juli  1891  werde  der  »Leute- 
not« steuern,  wurde  der  grosse  Grundbesitz  aus  anderen,  teils  wirt- 
schaftlichen, teils  politischen  Gründen  abgeneigt,  die  Rentengutsbildung 
zu  fördern.  »Die  wirtschaftlichen  Gründe  waren  einmal  die  Ansiedelung 
vieler  kleiner  Leute  in  der  Nähe  der  Forsten  benachbarter  Gutsbe- 
sitzer und  dann  die  von  der  Vermehrung  der  kleinen  Leute  auf  dem 
Lande  befürchtete  Steigerung  der  Armenlasten.  Die  Bildung  von  Ren- 
tengütern erfolgte  zumeist  auf  Vorwerken  oder  abgelegenen  Grund- 
stücken, welche  an  der  Grenze  des  Rittergutes  sich  befanden.  Wenn 
nun  zwar  der  Rentengutsgeber  selbst  vielleicht  durch  die  Parzellierung 
»gerettet«  wurde  und  insofern  die  Rentengutsgesetze  vielen  Grossgrund- 
besitzern die  Sanierung  ihrer  materiellen  Lage  ermöglichten,  für  ihre 
angrenzenden  Standesgenossen  waren  die  angesiedelten  kleinen  Leute 
keine  angenehmen  Nachbarn.  Dazu  kam,  dass  die  Herren  auch  eine 
Beeinträchtigung  ihrer  Jagd,  eine  Minderung  ihres  Wildbestandes  durch 
die  kleinen  Rentengütler  befürchteten.  Der  zweite  wirtschaftliche  Grund 
lag  in  der  befürchteten  Steigerung  der  Armenlasten.  Zu  diesen  wirt- 
schaftlichen Gründen  kam  eine  politische  Befürchtung  von  sehr  hoher 
Bedeutung  hinzu,  eine  Befürchtung,  die  man  auf  manchen  Seiten  für 
ausschlaggebend  für  die  Stellung  der  Grossgrundbesitzer  hielt.  Es  lag 
ihr  der  Gedanke  zu  Grunde,  dass  die  Vergrösserung  der  Zahl  der 
kleinen  und  mittleren  Besitzer  die  politische  Bedeutung,  die  der  Gross- 
grundbesitz bisher  im  Osten  gehabt  habe  und  noch  besitze,  einiger- 
massen  abschwächen,  dass  der  kleine  Baurnstand  die  feste  Phalanx 
des  Grossgrundbesitzes  auf  dem  Kreistag  und  bei  allen  Wahlen  im 
Laufe  der  Zeit,  vielleicht  doch  durchbrechen  werde.  Diese  politische 
Erwägung  war  es  wohl  vorwiegend,  welche  die  Konservativen  dazu 
führte,  im  Landtage  auf  eine  Minderung  der  Befugnisse  der  General- 
kommissionen und  auf  eine  Beteiligung  der  streng  konservativen  Kreis- 
ausschüsse an  der  Rentengutsbildung  hinzuwirken«. 


—  e.  August  Meitzcn  und  Friedrich  Grossman.  Der  Boden  und  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  preussischen  Staates.  Sechster  Band. 
(Nach  dem  Gebietsumfang   der  Gegenwart).     Im  Auftrag    der  k.  Mini- 
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sterien  der  Finanzen  und  der  Landwirtschaft.  Berlin,  Paul  Parey  1901. 
Die  grosse  und  berühmte  Publikation  naht  mit  diesem  6.  Bande  ihrem 
Abschluss;  den  7.  Band,  dessen  Bearbeitung  nach  der  Vorrede  zum  6. 
»vorschreitet«,  wird  Register  und  Atlas  mitenthaltend  das  Werk  ab- 
schliessen.  Der  vorliegende  Band,  mit  656  Seiten  Haupttext  und  526 
Seiten  tabellarischen  Anlagen  ist  wieder  eine  nach  Darstellung  und 
Reichtum  des  Inhalts  vorzügliche  Leistung,  für  welche  die  Wissenschaft, 
den  beiden  Herrn  Verfassern  und  den  beiden  königlichen  xMinisterien 
nicht  dankbar  genug  sein  kann.  Das  Buch  hat  ein  höchst  aktuelles 
Interesse  und  sollte  deshalb  weit  über  das  Fachpublikum  hinaus  Ver- 
breitung finden.  Von  solchem  Interesse  sind  selbst  die  drei  ersten 
historischen  Abschnitte,  \velche  der  agrarhistorische  Altmeister  Meitzen 
gearbeitet  hat;  denn  mit  sicherer  Hand  und  in  ebenso  anschaulicher 
als  schlichter  Darstellung  werden  die  heutigen  Agrarzustände  in  ihrer 
tiefsten  historischen  Verwurzelung  verfogt.  Im  ersten  der  drei  histo- 
rischen Abschnitte  behandelt  M.  »Erste  Bewohner,  Wanderungen,  Stam- 
mes- und  Sprachverhältnisse«,  im  zweiten  »Feste  Besiedlung  und  Agrar- 
verfassung«,  im  dritten  »Deutsche  Kolonisation  und  Grosswirtschaft  im 
slavischen  Osten«.  Alle  Phasen  der  nicht  geradlinigen  Werdegänge, 
Avelchen  die  Entwickelung  der  mannigfaltigen  Agrarverhältnisse  des 
heutigen  preussischen  Staats  durchlaufen  hat,  werden  zu  klarster  An- 
schauung gebracht.  —  Die  zweite  grössere  Hälfte  des  vorliegenden 
sechsten  Bandes,  sechs  Abschnitte  (S.  177 — 656)  umfassend  ist  von 
Dr.  Fr.  Grossmann,  Königl.  Reg. -Assessor,  verfasst  und  verarbeitet  für 
die  bedeutsamsten  Fragen  der  Agrarpolitik  (Agrarerbrecht  ausgenommen) 
in  lichtvoll  übersichtlicher  Darstellung  ein  reiches  Material,  welches 
erst  durch  Erhebungen,  Vorschriften  und  Forschungen  der  letzten  Jahre 
erlangt  ist.  Ueber  innere  Kolonisation  und  Rentengutsbildung,  über 
Verteilung  des  ländlichen  Grundbesitzes,  über  Stand  und  Bewegung, 
sow'ie  über  die  Berufsgliederung  der  ländlichen  gegenüber  der  städti- 
schen Bevölkerung  wird  umfassendster,  zuverlässiger  Aufschluss  ge- 
geben. In  allen  diesen  Fragen  giebt  das  Buch  für  die  Tagesfragen 
ersten  Ranges  festen  Boden  unter  die  Füsse.  Von  Schönfärberei  hält 
sich  die  Darstellung  ebenso  fern,  wie  von  Schwarzmalerei.  Das  zeigt 
sich  namentlich  in  den  Nachweisungen  über  die  ländlichen  Kreditver- 
hältnisse und  in  dem  das  Buch  abschliessenden  Urteil  über  den  Ueber- 
gang  Preussens  vom  Agrarstaat  zum  Industriestaat. 


— e.  V.  Renauld,  Jos.,  Die  finmizielle  Mobilmachung  der  deutschen 
Wehrkraft.  Leipzig,  Duncker  und  Humblot,  1901.  —  Die  von  patrio- 
tischer Wärme  getragene  Untersuchung  kommt  zu  dem  zahlenmässigen 
Ergebnis,  dass  ein  Krieg,  in  welchem  wir  unsere  ganze  wehrfähige 
Mannschaft  von  10—12  Mill.  zum  Schlagen  nach  zwei  Fronten  aufzu- 
bieten   und   auszubilden  hätten,    für  einen   einzigen   Tag  61  Millionen, 
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für  ein  Jahr  22  Milliarden  Mark  verlangt.  Bei  fünf  Millionen  aufge- 
botener Mannschaft  betrüge  der  Aufwand  für  ein  Kriegsjahr  uTimer  noch 
II  Milliarden,  also  die  Hälfte  des  ganzen  auf  17  —  26  Milliarden  ge- 
schätzten Jahreseinkommens.  Solche  Ziffern  legen,  wenn  sie  auch  nur 
ungefähre  Richtigkeit  haben  können,  zu  praktischer  Beherzigung  Vieles 
nahe.  Sie  enthalten  vor  Allem  die  Ermahnung  zu  einer  mit  Ruhe  und 
Mässigung  geführten  auswärtigen  Politik,  welche  Kriege  verhütet  und 
zuverlässige  Allianzen  aufrecht  erhält,  aber  auch  zu  einer  Volkswirt- 
schafts- und  Handelspolitik,  welche  die  Nation  finanziell  leistungsfähig 
macht  und  erhält.  Der  Verfasser  weist  hierauf  zum  Schluss  deutlich 
hin,  indem  er  (S.  109)  an  die  Spitze  seiner  »ernsten  Erwägungen«  den 
Satz  stellt:  »Nicht  die  Zahl  der  Millionen  von  Streitern  ist  —  wie 
so  viele  glauben  —  in  einem  künftigen  Krieg  für  die  Machtstellung 
eines  Staates  entscheidend,  sondern  —  neben  der  qualitativen  Stärke 
—  in  erster  Linie  seine  finanzielle  Leistungsfähigkeit. 
Das  gesetzlich  mögliche  Aufgebot  an  Menschen  bildet  nur  das  R  e- 
s  e  r  V  o  i  r  für  die  Machtentfaltung,  das  quantitative  Mass  der- 
selben ist  aber  lediglich  eine  Geldfrage«. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


ÜBER  DEN  VOLKSWIRTSCHAFTLICHEN  UND 
RECHTLICHEN  BEGRIFF  DER  BÖRSE. 


Dr.   GEORG   WERMERT. 


Das  Börsengesetz  stellt  keinen  Begriff  der  Börse  auf.  Es 
bestimmt  nur  in  seinem  §i  Absatz  i :  Die  Errichtung  einer  Börse 
bedarf  der  Genehmigung  der  Landesregierung.  Diese  ist  befugt, 
die  Aufhebung  bestehender  Börsen  anzuordnen.«  Hiermit  wurde 
für  die  Zukunft  festgestellt,  dass  ohne  Genehmigung  der  Landes- 
regierung eine  Börse  nicht  errichtet  werden  darf  und  ferner,  dass 
die  beim  Inkrafttreten  des  Börsengesetzes  bereits  bestehenden 
Börsen  durch  die  Landesregierung  aufgehoben  werden  können, 
demnach  dieser  unterstellt  sind. 

Weshalb  der  Gesetzgeber  keine  Definition  des  Begriffes  »Börse« 
gegeben  hat,  wird  durch  die  Motive  zum  §  i  erläutert,  welche 
sagen:  »Von  einer  Definition  des  Begriffes  »Börse«  hat  der  Ent- 
wurf abgesehen,  weil  eine  solche  kaum  erschöpfend  zu  geben  ist, 
und  weil  die  thatsächliche  Gestaltung  der  vorhandenen  und  als 
solche  im  technischen  Sinne  unbestritten  anerkannten  Börsen  ge- 
nügenden Anhalt  bietet,  um  zu  entscheiden,  ob  eine  kaufmännische 
Versammlung  als  Börse  im  Sinne  des  Börsengesetzes  anzusehen 
ist,  oder  nicht.« 

Die  Verhandlungen    der    Börsen-Enquete-Kommission    geben 

Zeitschrift   für  die   ges.  Staatswissensch.     1902.     2.  12 


jg<  Dr.   Georg  Wermert : 

einifjcn  Aufschluss,  weshalb  der  Gesetzgeber  zu  dieser  Verzicht- 
leistung gekommen  ist.  Es  haben  ihr  Anträge  vorgelegen  ,  eine 
Legaldefinition  aufzustellen.  In  der  45.  Sitzung  vom  28.  Oktober 
1892  ist  die  Beschlussfassung  erfolgt. 

Der  Referent  Gavip  stellte  im  Hinblicke  darauf,  dass  die 
Börse  nicht  als  eine  blosse  Vereinigung  von  Kaufleuten,  sondern 
als  eine  zum  Zwecke  der  Erleichterung  des  Handelsverkehrs  ge- 
schaffene Veranstaltung  des  Staates  anzusehen  sei ,  den  Antrag, 
folgende  Definition  zu  geben  ^): 

»Die  Börse  ist  eine  Veranstaltung  des  Staates  zu  dem  Zwecke, 
den  Handelsverkehr  zu  erleichtern  und  die  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Interessen  zu  fördern.- 

Der  Antragsteller  zog  jedoch  diese  Definition  zu  Gunsten  des 
von  Sclimoller  gestellten  Antrages  zurück,  der  folgenden  Wortlaut 
hatte: 

■i>Die  Börse  ist  eine  durch  den  Staat  genehmigte  und  unter 
Staatsaufsicht  stehende  Veranstaltung  von  Gemeinden  oder  Handels- 
korporationen zu  dem  Zwecke,  den  Handelsverkehr  zu  erleichtern 
und  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Interessen  zu  fördern.« 

Es  wurden  indessen  von  verschiedenen  Seiten  Bedenken  ge- 
äussert, eine  solche  Begriffsbestimmung  an  die  Spitze  des  Gesetzes 
zu  stellen,  weshalb  bei  der  Abstimmung  die  Frage,  ob  ein  der- 
artiger allgemeiner  Satz  gegeben  werden  müsse,  mit  überwältigen- 
der Mehrheit  verneint  wurde.  Der  Antrag  Schmoller  war  dadurch 
gegenstandslos  geworden. 

Die  Kriterien,  welche  Schmoller  aufstellte,  können  auch  keines- 
wegs als  ausreichend  für  den  Begriff  einer  Börse  betrachtet  werden; 
denn  es  werden  nach  ihnen  fast  alle  öffentlichen  Märkte  als  Börsen 
betrachtet  werden  müssen.  Sie  werden  nämlich  vom  Staate  ge- 
nehmigt und  stehen  unter  Staatsaufsicht  gleich  den  zur  Zeit  der 
Emanierung  des  Börsengesetzes  vorhandenen  amtlichen  Börsen. 
Sie  werden  ferner  von  Gemeinden  oder  Handelskörperschaften 
veranstaltet.      Auch    ist    ihr    Zweck ,    den    Handelsverkehr    zu    er- 

l)  Die  Definition  lehnt  sich  an  die  Begriffsbestimmung  der  Börse  durch  die 
preussische  Kabinettsordre  vom  7.  Mai  1825,  die  wie  folgt  lautet:  »Die  Börse  ist  die 
unter  Genehmigung  des  Staates  stattfindende  Versammlung  von  Kaufleuten,  Maklern, 
Schaffnern  und  anderen  Personen  zur  Erleichterung  des  Betriebes  kaufmännischer  Ge- 
schäfte aller  Art.«  Diese  Definition  ist  wiederum  der  von  Courtois  gemäss  Art.  71 
des  Code  de  Commerce  aufgestellten  nachgebildet :  On  appelle  bourse  le  lieu  d'une 
ville,  oü  se  reunissent  les' commergants ,  capitaines  de  navires,  agent  de  change  et 
courtiers 
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leichtern,  wobei  durch  sie  ohne  Ausnahme,  selbst  wenn  man  die 
Wochenmärkte  einschliesst ,  allgemeine  wirtschaftliche  Interessen 
gefördert  werden,  da  auch  letztere  der  bequemen  und  thunlichst 
billigsten  Versorgung  einer  Stadt  mit  den  erforderlichen  Lebens- 
mitteln dienen  und  den  Güteraustausch  zwischen  Stadt  und  Land 
in  erheblicher  Weise  fördern.  Die  Preise  gleichen  sich  dadurch 
in  einem  grösseren  Gebiete  aus ,  welche  wirtschaftliche  Folge  in 
um  so  stärkerem  Masse  erreicht  wird ,  desto  grösser  der  Absatz 
und  genauer  die  Preisfeststellungen  der  Gemeindeorgane  sind. 

Eine  Definition  aber,  die  einen  zu  weit  gehenden  und  daher 
ungenauen  Begriff  der  Börse  einschliesst,  konnte  man  sonach  nicht 
an  die  Spitze  des  Gesetzes  stellen,  auch  wenn  der  Gedanke,  eine 
Legaldefinition  zugeben,   nicht  a  limine  abgewiesen  worden' wäre. 

Vorstehender  Antrag  kann  daher  nicht  zur  ausreichenden 
Erklärung  des  Begriffes  »Börse«  dienen.  Sind  aber  im  Gesetze 
keine  Anhaltspunkte  gegeben  ,  welche  diese  Begriffsbestimmung 
erleichtern.^  Nach  §  4  B.G.  muss  bei  jeder  Börse  eine  Börsen- 
ordnung vorhanden  sein ,  welche  nach  §  5  Bestimmungen  ent- 
halten muss:  I.  über  die  Börsenleitung  und  ihre  Organe  ;  2.  über 
Geschäftszweige,  für  welche  die  Börseneinrichtungen  bestimmt 
sind  ;  3.  über  Voraussetzungen  der  Zulassung  zum  Besuche  der 
Börse;  4.  darüber,  in  welcher  Weise  die  Preise  und  Kurse  zu 
notieren  sind. 

Diese  Einrichtungen  müssen  bei  jeder  Börse  vorhanden  sein. 
Wenn  sie  aber  bei  einer  börsenähnlichen  Vereinigung  nicht  be- 
stehen, so  steht  damit  noch  nicht  fest,  dass  sie  keine  Börse  ist; 
denn  da  die  Börsenordnung  für  jede  Börse  zu  erlassen  ist  (§  4), 
so  muss  die  Börse  früher  vorhanden  sein  als  die  Börsenordnung 
mit  ihren  obigen  Bestimmungen.  Diese  Merkmale  können  daher 
nicht  zur  Feststellung  des  Begriffes   »Börse«    dienen. 

Andere  Kriterien  sind  in  dem  Gesetze  nicht  vorhanden.  Es 
kann  sonach  auch  aus  ihm  eine  Begriffsbestimmung  der  Börse 
nicht  abgeleitet  werden. 

Die  Rechtsprechung  war  mithin  der  gewiesene  Weg,  um  eine 
Klarstellung  dieser  wichtigen  Frage  herbeizuführen.  Der  Handelsmi- 
nister BrcfeldY^^X  aus  dem  gleichen  Grunde  dem  Vorstande  des  Ver- 
eins Berliner  Getreide-  und  Produkten-Händler,  nachdem  der  Aus- 
zug aus  der  Börse  zu  Anfang  des  Jahres  1897  erfolgt  war  und 
eine  Uebersiedelung  in  den  Feenpalast  stattgefunden  hatte ,  Ge- 
legenheit gegeben,  den  Klageweg  zu  beschreiten  ,  um  durch  das 


196 


Dr.  Gcoi"  Wermeit : 


Verfahren  des  Ver\valtun<^sprozesses  bezügliche  Entsclieidungen 
zu  extrahieren  ^).  Der  Gang  des  Prozesses  ist  ausserordenthch 
lehrreich  und  klärend  für  den  Börsenbegrifif,  weshalb  nicht  bloss 
die  Ergebnisse,  sondern  auch  die  Aeusserungen  der  streitenden 
Parteien  einer  bei  dem  umfangreichen  Aktenmaterial  möglichst 
kurzgefassten  Darstellung  unterzogen  werden  mögen.  — 

Unterm  11.  Mai  1897  teilte  der  Oberpräsident  der  Provinz  Bran- 
denburg v.Achenbach  dem  Vorstande  des  genannten  Vereins  zu  Hän- 
den des  Kaufmanns  Siegiujtnd  Pineus  mit,  dass  die  im  Feenpalaste 
stattfindenden  Versammlungen  der  Interessenten  der  Produkten- 
Börse  für  eine  Börse  im  Sinne  des  Reichsbörsengesetzes  zu  er- 
achten seien.  Der  Vorstand  wurde  deshalb  aufgefordert,  sofern 
die  Versammlungen  in  bisheriger  Weise  fortgesetzt  werden 
sollten ,  binnen  3  Wochen  eine  den  Erfordernissen  des  §  5  B.G. 
und  den  Zwecken  des  §  2  Zift".  4  des  Preussischen  Landwirt- 
schaftskammergesetzes vom  30.  Juni  1894  entsprechende  Börsen- 
ordnung gemäss  §  4  B.G.  behufs  Einholung  der  Genehmigung 
einzureichen. 

Genannter  Vorstand  erhob  gegen  diese  Verfügung  Wider- 
spruch ^)  und  Hess  die  Versammlungen  seiner  Mitglie;der  ruhig 
weiter  fortbestehen.  Es  wird  von  ihm  bemängelt,  dass  fragliche 
Versammlungen  als  von  Interessenten  der  Produktenbörse  gebildet 
bezeichnet  werden.  Es  seien  Vereinsversammlungen  gemäss  den 
Statuten  des  Vereins.  Wer  von  den  Vereinsmitgliedern  an  der 
Produktenbörse  interessiert  sei ,  sei  unbekannt  und  völlig  gleich- 
gültig. Der  Vorstand  des  Vereins  habe  es  nur  mit  seinen  Vereins- 
mitgliedern und  nicht  mit  Interessenten  der  Produkten-Börse  zu 
thun.  —  Diese  Argumentation  trifft  unzweifelhaft  ins  Schwarze; 
denn  durch  den  Auszug  aus  der  Produkten-Börse  und  die  Auf- 
gabe ihrer  Börsen  -  Mitgliedschaft  hatten  die  Vereinsmitglieder 
augenscheinlich  dokumentiert,  dass  sie  ferner  mit  der  Produkten- 
börse nichts  zu  schaffen  haben  wollten  und  auch  nicht  an  der- 
selben interessiert  seien.  Wenn  nun  aber  weiter  in  Betreff  der 
Fortsetzungen  der  Versammlungen  in  bisheriger  W^eise  behauptet 
wird,  man  könne  nicht  wissen,  welche  Absicht  die  Vereinsmit- 
glieder hätten,  auch  sei  die  in  Betracht  kommende  »bisherige 
Weise«  in  thatsächlicher  Hinsicht  nicht  näher  präzisiert  worden, 
so  ist  dies  eine  Beweisführung ,    die  keine  positive  Unterlage  hat 

i)  Vgl.  Sten.  Ber.  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  25.  Juni  1897,  S.  3256. 
2)  Schriftsatz  vom   19.  Mai   1897. 
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und  lediglich  aus  Rechtserwägungen  entsprungen  ist ,  weil  die 
Versammlungen  später  thatsächlich  fortgeführt  wurden  und  der 
Vorstand  des  V^ereins  über  die  »bisherige  Weise«  derselben  wohl 
unterrichtet  sein  musste.  Dann  wird  bestritten,  dass  die  Ver- 
sammlungen des  Vereins  eine  »Börse«  bilden  ;  denn  es  ermangeln 
die  Merkmale  der  Oeffentlichkeit  und  der  Dauer,  ersteres, 
weil  es  sich  um  Versammlungen  eines  geschlossenen  Ver- 
eins handelt,  letzteres,  weil  der  Verein  erst  kurze  Zeit  besteht 
und  nach  den  Erfahrungen  des  praktischen  Geschäftslebens  in 
dieser  Zeit  sich  eine  Börse  im  allerweitesten  Sinne  des  Begriffes 
nicht  bilden  kann.  Das  erstere  Merkmal  spricht  für  sich ;  denn 
ein  geschlossener  Verein  darf  sich  versammeln,  wann  und  wo  er 
will,  auch  darf  er  in  diesen  Versammlungen  treiben,  was  ihm  be- 
liebt ,  falls  er  nur  mit  den  kriminellen  Staatsgesetzen  nicht  in 
Konflikt  gerät  und  er  nicht  über  die  Grenzen  seines  Vereins  hinaus 
auf  die  breite  Oeffentlichkeit  absichtlich  einwirkt.  Auch  das 
zweite  Merkmal  ist  unzweifelhaft  richtig,  falls  es  sich  um  Städte 
wie  Danzig,  Königsberg,  Stettin,  Köln,  Halle,  Magdeburg  handelt, 
in  denen  sich  erst  im  Laufe  von  Dezennien  Börsen  nach  und  nach 
herangebildet  haben.  Für  Berlin  konnte  dem  jedoch  entgegen- 
gehalten werden,  dass  die  Mitglieder  des  Vereins  durchweg  ge- 
schulte Börsenbesucher  und  mit  allen  Einrichtungen  einer  grossen, 
in  beherrschender  Stellung  auf  dem  Weltmarkte  gestandenen 
Börse  vertraut  waren.  Unter  solchen  Umständen  darf  wohl  nicht 
von  der  Hand  gewiesen  werden,  dass  sich  auch  innerhalb  kürzester 
Frist,  wenn  diese  Absicht  vorlag,  eine  Börse  heranbilden  konnte. 

Der  Verein  versucht  dann  den  Beweis  zu  erbringen ,  dass 
durch  die  Versammlungen  eine  Börse  nicht  errichtet  ist. 

Nach  5Ä;/^^r's  Wörterbuch  der  deutschen  Sprache  und  Grinuiis, 
Deutschem  Wörterbuche  wird  das  Wort  errichten  mit  gründen 
und  stiften  als  synonym  erklärt.  Es  soll  etwas  ins  Dasein 
treten ,  mit  der  Absicht  der  Dauerhaftigkeit.  In  gleichem  Sinne 
wird  es  im  Allgem.  Landrechte  (§§  14,  16,  17,  21,  16,  30,  T.  I 
Titel  12,  §  28  T.  II  Titel  4)  wie  im  Gesetze  vom  2.  März  1840 
über  die  Errichtung  von  Rentenbanken  gebraucht.  Es  kann  aber 
niemand  etwas  errichten  ,  der  nicht  den  Willen  hierzu  hat.  Der 
Verein  hat  nun  nicht  nur  keinen  Willen  hierzu,  sondern  er  besitzt 
den  Willen,  eine  Börse  nicht  zu  errichten.  Wenn  die  Mitglieder 
den  entgegengesetzten  Willen  hätten  ,  brauchten  sie  sich  nur  an 
der  Börse  zu  versammeln  und  die  de  jure  noch  bestehende  Börse 
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1  )i-.   Geoiü:  Wermert ; 


ZU  besuchen.  Wenn  Mitglieder  eines  Vereins  irgendwo  zusammen- 
kommen, um  Geschäfte  abzuschhessen,  kann  ihnen  nicht  der  Wille 
unterstellt  werden,  eine  Börse  bilden  zu  wollen.  Es  kann  aber 
dieser  Wille  absichtlich  verborgen  gehalten  werden.  Wer  solches 
entgegen  dem  ausdrücklich  ausgesprochenen  Willen  des  Vereins- 
vorstandes behauptet,  muss  den  Beweis  erbringen.  Solches  ist 
nicht  geschehen.  Dazu  haben  die  Versammlungen  etwas  Dauern- 
des selbst  in  den  Augen  der  Staatsregierung  nicht,  da  diese  durch 
den  Oberpräsidenten  vermittelst  Verfügung  vom  14.  Mai  1897  an 
die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  zu  Berlin  sogar  darauf  hin- 
gewirkt hat,  eine  Rückkehr  der  Vereinsmitglieder  zur  Produkten- 
börse anzustreben.  Zu  den  Börsen  versa  mm  lun  gen  ist  eine 
Genehmigung  nicht  erforderlich,  dagegen  zur  Errichtung  der 
Börse.  Erstere  bilden  bloss  eine  Einrichtung  der  Börse,  die  zur 
Erfüllung  ihres  Zweckes  vorhanden  sein  muss. 

Um  nun  zu  prüfen,  ob  eine  Börse  vorhanden  ist,  muss  man 
die  Einrichtungen  der  unbestritten  als  Börsen  bestehenden  kauf- 
männischen Veranstaltungen  näher  betrachten.  Manche  Einrich- 
tungen sind  entbehrlich,  manche  nicht.  Unentbehrlich  sind  die 
Preisfeststellungen  und  die  Veröffentlichung  der  Preise.  Solches 
wird  durch  Artikel  3  des  Einführungsgesetzes  zum  AUg.  d.  Handels- 
gesetzbuche vom  24.  Juni  1861  bestätigt.  Der  Verein  Berliner 
Getreide-  und  Produkten-Händler  stellt  keine  Preise  fest.  Auch 
bewirkt  er  keine  Veröffentlichungen.  Was  etwa  in  die  Oefifent- 
lichkeit  gelangt,  ist  privaten  Ursprungs.  Hierfür  kann  der  Verein 
nicht  haftbar  gemacht  werden.  Dass  wirklich  gezahlte  Preise 
Einfluss  ausüben,  ist  selbstverständlich;  eine  solche  Einwirkung 
findet  auf  Märkten,  Messen,  ja  auch  beim  Abschlüsse  von  Käufen 
im  Comptoir  statt,  wie  es  auch  z.  B.  notorisch  ist,  dass  nicht 
allein  ein  gezahlter  Preis,  sondern  bloss  ein  geforderter  auf 
die  Preise  der  Nachbargrundstücke  einwirkt. 

Bei  der  Vorberatung  zum  Börsengesetzentwurfe  hat  niemand 
daran  gedacht,  freie  Vereinigungen  von  Kaufleuten  ,  die  für  sich 
keine  Autorität  beanspruchen  ,  keine  amtlichen  Preise  feststellen, 
weder  von  den  Gemeinden  noch  von  Handelskörperschaften  ge- 
bildet sind,  als  Börsen  anzusehen.  Eine  solche  Vereinigung  bildet 
der  in  Frage  stehende  Verein.  Er  hat  kein  Schiedsgericht,  auch 
keine  bestellten  Makler,  die  als  unentbehrliche  Einrichtung  bei 
allen  Börsen  Deutschlands  angesehen  werden  müssen.  Nichts 
Börsenähnliches  besitzt  der  Verein.    Es  versammeln  sich  nur  viele 
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Kaufleute  zum  Zwecke,  Geschäftsabschlüsse  7ai  machen ,   was  auf 
Märkten  und  Messen  gleichfalls  vorkommt. 

Die  Verfügung  verstösst  sodann  gegen  Artikel  29  der  Preus- 
sischen  Verfassung,  welche  die  Freiheit  des  Versammlungsrechtes 
für  alle  Preussen  gewährleistet  und  ferner  gegen  §  i  der  Reichs- 
gewerbeordnung, nach  welchem  der  Betrieb  eines  Gewerbes  jeder- 
mann gestattet  ist,  soweit  nicht  durch  die  Reichsgewerbe- 
ordnung Ausnahm.en  oder  Beschränkungen  vorgeschrieben  oder 
zugelassen  sind.  — 

Nunmehr  wurde  durch  den  Polizei-Präsidenten  von  Berlin 
unterm  ii.  Juni  1897  erneut  daraufhingewiesen,  dass  die  von  dem 
Verein  in  dem  Feenpalaste  regelmässig,  werktäglich,  zur  Börsen- 
zeit veranstalteten  Versammlungen  den  Charakter  einer  Börse 
trügen.  Es  sei  deshalb  die  Genehmigung  der  Landesregierung 
erforderlich.  Eine  solche  sei  weder  erteilt  noch  nachgesucht 
worden.  —  Die  Fortsetzungen  dieser  nicht  genehmigten  Versamm- 
lungen wurde  deshalb  untersagt  und  für  den  Fall  der  Zuwider- 
handlung gegen  diese  Verfügung  unmittelbarer  Zwang  angedroht. 

Der  Verein  hat  hierauf  seine  täglichen  Versammlungen  sofort 
eingestellt  und  durch  seinen  Vertreter  Dr.  Alexander-Katz  Klage 
gegen  den  Polizeipräsidenten  betreffs  dieser  Verfügung  erhoben^). 
Die  Einstellung  der  Versammlungen  war  bis  zur  endgültigen  Ent- 
scheidung dieses  nunmehr  anhängig  gemachten  Rechtsstreites  nicht 
erforderlich.  P3r  hätte  sie  ruhig  während  der  ganzen  Dauer  des- 
selben, demnach  noch  etwa  1^2  Jahre  fortsetzen  können,  um 
dann  bei  einem  abweisenden  Erkenntnisse  des  Oberverwaltungs- 
gerichtes andere  Massnahmen  zu  ersinnen  eben  auf  Grund  eines 
solchen  Erkenntnisses.  Welche  Gründe  den  Verein  zur  sofortigen 
Einstellung  der  Versammlungen  bewogen  haben  —  mangelnde 
Erkenntnis  der  Rechtslage  kann  es  wohl  nicht  gewesen  sein  — , 
ist  nicht  bekannt  geworden  und  geht  aus  den  Akten  nicht  her- 
vor. —  Der  Antrag,  die  Verfügung  aufzuheben  und  Beklagten  in 
die  Kosten  zu  verurteilen,  wurde  durch  Nichtanwendung  und  un- 
richtige Anwendung  des  bestehenden  Rechts  begründet,  weil  hier- 
durch die  Kläger  in  ihrem  Rechte  verletzt  werden. 

Der  Beklagte  beruft  sich  auf  keine  gesetzliche  Bestimmung. 
Eine  solche ,  die  ihm  das  Recht  zu  einem  derartigen  Verbote 
giebt,  ist  nicht  vorhanden.     §   10  T.  II  Tit.    17  A.  L.  R. ; 


i)   Schriftsatz  vom   20.   Juni  1897. 
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Die   nötij^cn  Anstalten   zur  iMhalttmg  der  öflentlichen  Ruhe, 

Sicherheit  und   Ordnung- ,    und  zur    Abwehr    der    dem    PubUco 

als  einzelnen   Mitgliedern  desselben    bevorstehenden   Gefahr    zu 

treffen,  ist  das  Amt  der  Polizei«, 

kann  hierbei  keine  Anwendung  finden.     Die  öffentliche  Ordnung 

wird    durch    die    täglichen    Vereinsversammlungen    nicht    gestört. 

Eine  »schrankenlose  w^ohlfahrtspolizeiliche  Befugnis«  hat  die  Polizei 

nicht,    weshalb  nicht  das  öffentliche  Wohl    mit  der  öffentlichen 

Ordnung  verwechselt  werden  darf^). 

Falls  die  Versammlungen  eine  Börse  bildeten,  was  bestritten 
wird,  und  die  Polizei  ein  Zwangsrecht  hätte,  w^as  nicht  der  Fall 
ist,  könnte  sie  nur  den  fehlenden  Antrag  auf  Genehmigung  er- 
zwingen, keineswegs  aber  die  Versammlungen  verbieten.  Gemäss 
§  132  des  Gesetzes  über  die  Allg.  Landesverwaltung  könnte  dieser 
Zwang  durch  Geldstrafen  bewirkt  werden. 

Ferner  wenn  die  Polizei  das  Recht  auf  Verbot  hätte,  so 
dürfte  sie  keinen  u  n  m  i  1 1  e  1  b  a  r  e  n  Zwang  androhen.  Nach 
§  132  cit.  ist  derselbe  nur  dann  anwendbar,  wenn  die  Anordnung 
ohne  solchen  unausführbar  ist.  Dass  solches  hier  der  Fall  ge- 
wesen wäre,  kann  nicht  behauptet  werden.  Die  Beteiligten  haben 
sogar  sofort  ihre   Versammlungen  eingestellt. 

Hiernach  muss  die  Verfügung  auch  dann  aufgehoben  werden, 
wenn  ihre  materiellen  Voraussetzungen  vorhanden  wären.  Diese 
bestehen  aber  nicht.  Börsenversammlungen  bilden  keine  Börse, 
wie  auch  Vereinsversammlungen  nicht  den  Verein  darstellen.  Die 
Versammlungen  bilden  eine  Einrichtung  der  Börse ,  des  Vereins. 
Wenn  nach  der  Ansicht  des  Polizeipräsidenten  die  Versammlungen 
den  Charakter  einer  Börse  tragen,  sonach  eine  thatsächliche  Börse 
bilden,  musste  die  Aufforderung  an  die  Leiter  der  Versammlung 
und  nicht  an  den  Vorstand  des  Vereins  gerichtet  werden.  Die 
Versammlungen  hatten  gleich  dem  Berliner  Frühmarkte  keine 
Leiter.  Die  Verfügung  ist  deshalb  unhaltbar,  sie  hätte  den  Verein 
wegen  einer  seiner  Veranstaltungen  als  Börse  bezeichnen  müssen. 
Der  Mangel  der  Genehmigung  hat  nicht  die  Folge,  diese  zwangs- 
weise einzuholen,  sondern  diese,  dass  eine  Börse  nicht  besteht. 
§  I  Abs.  I  B.G.  ist  dem  Art.  3  i;  i  des  Einführungsgesetzes  zum 
Allgem.  d.  Handelsgesetzbuche  vom  24.  Juni  1861  nachgebildet. 
Er  hat    den  gleichen   materiellen  Inhalt.     Es  ist  daher  durch  das 


i)  Entscheidung    des  Ober-Verwalt.-Ger.    vom    14.  Juni   1882,    Bd.    9,   .S.   953   ff. 
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Börsengesetz  für  Preussen  nichts  Wesentliches  geändert  worden, 
und  es  haben  immer  zahh'eiche  Vereinigungen  von  Kaufleuten 
zum  Zwecke  des  Abschlusses  von  Geschäften  auf  Grund  der  Ver- 
fassung und  des  Vereinsrechtes  bestanden.  Die  Genehmigungs- 
pflicht für  Börsen  bedeutet  daher  ihre  Pri  vile  gierung,  nicht 
das  Verbot  der  übrigen  Vereinigungen.  BeJirend  vertritt  in  seinem 
Lehrbuche  des  Handelsrechtes  (1886  Bd.  I.  Abt.  i  S.  427)  den- 
selben Standpunkt,  indem  er  sagt: 

»In  Deutschland  ist  zur  Errichtung  einer  Börse  überall  Staats- 
genehmigung erforderlich.  Nur  die  auf  Grund  staatlicher  Geneh- 
migung stattfindenden  Versammlungen  werden  als  Börsenvereine 
anerkannt.  Andere  Versammlungen  zu  gleichem  Zwecke  (Kulisse, 
Winkelbörsen)  sind  unter  die  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Vereinsrechts  fallende  Privatvereinigungen«  ^). 

In  ähnlicher  W^eise  hat  das  Oberverwaltungsgericht  wiederholt 
entschieden,  dass  private  Märkte  der  für  Märkte  vorgeschriebenen 
Genehmigung  nicht  bedürfen ,  selbst  wenn  der  Privatmarkt  nach 
seinen  äusseren  Erscheinungen  einem  W^ochenmarktsverkehre  mehr 
oder  minder  gleichzustellen  war").  Ebenso  bedarf  ein  religiöser 
Verein,  der  Gottesdienste  in  eigenem  Bethause  abhält,  einen 
eigenen  Prediger  unterhält  etc.,  nicht  der  staatlichen  Genehmigung 
nach  §§  20  und  21  Tit.  II  T.  II  A.  L.R. ,  sondern  er  steht  auf 
der  Grundlage  von  Art.  12  der  Verfassung  vom  31.  Januar  1850^). 
Auch  nach  den  Motiven  zum  Börsengesetze  hat  in  der  Aufsichts- 
befugnis der  Regierungen  gegenüber  den  Börsen  nichts  geändert 
werden  sollen.  Denn  nach  ihnen  wird  »ein  gewisses  Mass  von 
Aufsicht  durch  die  Staatsbehörde  oder  durch  Handelsorgane  fast 
überall  bereits  jetzt  wahrgenommen.  Es  erwächst  die  Aufgabe, 
diese  Aufsichtsbefugnisse  reichsgesetzlich  auf  einen  gemeinsamen 
Boden  zu  stellen.«  Demnach  hat  eine  Aenderung  des  bisherigen 
Zustandes  nicht  eintreten  sollen.  Wenn  das  Gegenteil  in  der 
That  stattfinden  sollte,  so  würde  das  Börsengesetz  nach  dieser 
Richtung  eine  lex  imperfecta  sein,  indem  Straf bestimmungen  für 
die  gegenteilige  Handlungsweise  nicht  vorhanden  sind.  Dass  der 
Gesetzgeber    sich  indifferent    gegenüber    der  fundamentalen  Vor- 

1)  Desgl.  Hermann  Jastroru  in  der  deutschen  Juristenzeitung,  Bd.  II  Nr.  11  vom 
I.   Juni  1897. 

2)  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichtes  Bd.  IX  .S.  30g  ,  Bd.  XV  S.  373, 
Bd.  XXI,  S.  346. 

3)  Entsch.   Bd.  XVI,   S.  387. 
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.Schrift  der  Errichtung  einer  Börse  verhalten  wollte ,  kann  nicht 
angenommen  werden,  weshalb  sein  Zweck  in  den  obigen  Worten 
der  Motive  dargelegt  worden  ist ,  er  also  eine  Aenderung  des 
bisherigen  Zustandes  für  Preussen  nicht  beabsichtigt  hat,  zumal 
der  Absatz  i  des  §  i  B.G.  mit  der  bezüglichen  Vorschrift  des 
Einführungsgesetzes  zum  Allg.  d.  Ilandelsgesetzbuche  identisch 
ist.  Auch  nach  der  Begründung  zu  §  4  B.G.,  die  besagt:  »Beim 
Mangel  der  staatlichen  Genehmigung  ist  die  Börsenordnung  un- 
wirksam«, kann  angenommen  werden,  dass  der  Mangel  der  staat- 
lichen Genehmigung  nur  zur  Folge  hat,  dass  eine  Börse  im  Sinne 
des  Börsengesetzes  nicht  vorliegt  ^). 

Das  Moment  der  Oeffentlichkeit  und  der  Dauer,  das  den 
angefochtenen  Versammlungen  den  Charakter  einer  Börse  geben 
könnte,  ist  nicht  vorhanden,  wie  bereits  früher  ausgeführt  worden 
ist.  An  der  Hand  der  Bestimmungen  des  Börsengesetzes  wird 
auch  mit  Nachdruck  darauf  verwiesen,  dass  von  den  charakteristi- 
schen Einrichtungen  einer  Börse  in  den  Vereinsversammlungen 
nichts  vorhanden  war ,  sonach  der  Verein  nicht  als  eine  Börse 
betrachtet  werden  könne. 

Der  Verein  ist  keine  öffentlich-rechtliche  Einrichtung,  sondern 
eine  freie  Vereinigung,  welche  keine  Autorität  und  keinen  Schutz 
begehrt.  Derartige  Vereinigungen  haben  vor  dem  Erlasse  des 
Börsengesetzes  bestanden,  sie  sind  durch  dieses  Gesetz  nicht  be- 
seitigt worden,  weil  hierzu  weder  im  Gesetze  selbst  noch  in  den 
Motiven  eine  Handhabe  vorhanden  ist. 

Aus  diesen  Gründen  ist  daher  für  die  Verfügung  des  Polizei- 
präsidenten nicht  nur  keine  polizeirechtliche,  sondern  auch  keine 
sonstige  thatsächliche  und  rechtliche  Grundlage  vorhanden.  Sie 
verstösst  zudem  gleich  der  Verfügung  des  Oberpräsidenten  gegen 
Art.  29  der  Verfassung  und  §  i   der  Reichsgewerbeordnung, 

Die  Einwirkungen  auf  weitere  Kreise  durch  Preisfeststellungen 
oder  auch  private  Veröffentlichungen  kann  den  Versammlungen 
nicht  den  Charakter  einer  Börse  geben,  da  derartige  Einwirkungen 
auch  durch  Märkte  und  Messen  etc.  stattfinden.  Der  Verein  stellt 
aber  keine  Preise  fest.  Dass  die  Kaufleute  oder  die  Börse  die 
Preise  machen,  ist  eine  Fabel.  Die  Gründe  für  die  Preisschwan- 
kungen liegen  ausserhalb  der  Bckse. 

Der  Polizeipräsident,  gez.  i.  V.  Friedheini,  präzisierte  seinen 
Standpunkt    dahin ,    dass    die    Erhaltung    der    öffentlichen    Ruhe, 

l)  Vergl.  Jastrow,   Deutsche  Juiistenzeitung,   Ed.   II  Nr.   11  vom  i.   Juni  1897. 
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Sicherheit  und  Ordnung  gemäss  §  10  Teil  II  Tit.  17  A.L.R.  das 
Amt  der  Polizei  ist  und  von  der  Ortspolizeibehörde  wahrgenommen 
wird,  insoweit  nicht  durch  besondere  gesetzliche  Vorschrift  andere 
Behörden  zuständig  sind.  Die  im  §  i  B.G.  erforderte  Genehmigung 
der  Landesregierung  gehört  gemäss  Art.  3  §  i  des  Einführungs- 
gesetzes zum  Allg.  d.  Handelsgesetzbuche  vom  24.  Juni  186 1  zur 
Zuständigkeit  des  Handelsministers ,  und  die  Staatsaufsicht  in 
Börsenangelegenheiten  ist  in  Berlin  den  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft und  in  höherer  Instanz  dem  Oberpräsidenten  übertragen. 
Hierdurch  kann  indessen  die  Zuständigkeit  der  Polizeibehörde 
nicht  bezweifelt  werden.  Die  Zuständigkeit  des  Ministers  betrifft 
bloss  die  Entscheidung  über  Genehmigung  oder  Nichtgenehmigung 
der  Errichtung  einer  Börse  und  Feststellung  der  Börsenordnung, 
und  diejenige  besonderer  Staatsaufsichtsbehörden  kann  erst  dann 
Platz  greifen,  wenn  eine  staatlich  genehmigte  Börse  vorhanden  ist 
und  die  Aufsicht  über  diese  ihnen  übertragen  wurde.  Bei  den 
Feenpalastversammlungen  treffen  solche  Voraussetzungen  nicht  zu. 
Eine  Zuständigkeit  anderer  Behörden,  welche  diejenige  der  Polizei 
ausschliesst ,  kann  daher  nicht  vorhanden  sein.  Der  Begriff  der 
öffentlichen  Ordnung  bezieht  sich  nach  einer  Entscheidung  des 
Oberverwaltungsgerichtes  nicht  nur  auf  die  äussere  Ordnung,  Die 
Ortspolizei  hat  auch  für  die  Beachtung  solcher  öffentlich  -  recht- 
licher Vorschriften  zu  sorgen,  durch  welche  die  Verhältnisse  der 
Gesellschaft  im  allgemeinen  und  einzelner  Erwerbsgruppen  und 
Berufsstände  im  besonderen  geregelt  und  geordnet  werden.  Im 
gewerblichen  Leben  hat  die  Ortspolizei  darüber  zu  wachen,  dass 
die  in  den  Gesetzen  begründeten  Beschränkungen  der  Gewerbe- 
freiheit sowie  der  Ausübung  der  Gewerbe  beachtet  werden.  Gegen 
Zuwiderhandelnde  kann  auf  dem  Wege  polizeilicher  Verfügungen 
eingeschritten  werden.  Sie  kann  die  Fortführung  eines  genehmi- 
gungspflichtigen aber  nicht  genehmigten  Gewerbebetriebes  unter- 
sagen. Das  gleiche  gilt  auch  für  Personen,  denen  die  Genehmi- 
gung nicht  erteilt  ist.  Gegen  eine  den  Gesetzen  nicht  entsprechende 
Ausübung  des  Gewerbes  sowie  gegen  Börsen ,  bei  welchen  die 
Genehmigung  nicht  nachgesucht  oder  verweigert  ist,  kann  sie  ein- 
schreiten. 

Wenn  auch  sonst  bei  den  in  Betracht  kommenden  Fällen 
eine  Strafvorschrift  vorhanden  ist,  hier  dagegen  nicht,  so  ist  dies 
unerheblich,  da  das  Einschreiten  der  Polizei  sich  auf  keinen  straf- 
rechtlichen Charakter  der  Handlung,  sondern  auf  die  Aufgabe  des 
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^  lo  II  1/  A.L.R.  gründet.  Der  l^nwand ,  ein  Anlass  zum  Ein- 
schreiten sei  nicht  vorhanden  gewesen,  weil  die  öffentliche  Ruhe, 
Sicherheit  und  Ordnung  nicht  gefährdet  sei,  wird  als  verfehlt  be- 
zeichnet. Die  Bestimmung  des  §  i  B.G.  wird  hierbei  übersehen. 
Wenn  durch  diese  Bestimmung  vorgeschrieben  ist ,  die  Errichtung 
einer  Börse  bedürfe  der  Genehmigung  der  Landesregierung ,  so 
ist  damit  die  öffentliche  Ordnung  dahin  getroffen,  ohne  Genehmi- 
gung der  Landesregierung  darf  eine  Börse  nicht  errichtet  werden. 
Die  Thatsache  der  Errichtung  ohne  Genehmigung  stört  daher 
schon  die  öffentliche  Ordnung ,  wobei  es  nicht  darauf  ankommt, 
ob  noch  besondere  Gefahren  für  das  Publikum  aus  dem  ungeneh- 
migten  Börsenbetriebe  zu  befürchten  sind. 

Von  der  klägerischen  Partei  wurde  darauf  eingewendet  ^), 
dass  man  aus  dem  Umstände,  andere  Behörden  seien  nicht  zu- 
ständig, nicht  folgern  könnte,  die  Ortspolizei  sei  sodann  zuständig. 
Die  öffentliche  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  ist  in  nichts  gestört 
worden,  was  auch  nicht  bemängelt  worden  ist.  Für  die  Polizei 
kommt  es  nach  einem  Urteile  des  Oberverwaltungsgerichts  nur  auf 
die  äussere  Ordnung  an,  nicht  auf  die  ide  ale,  den  Ortspolizei- 
zwecken entrückte  Frage,  ob  ein  Gesetz  befolgt  ist  oder  nicht. 
Nun  soll  die  Errichtung  einer  Börse  ohne  Staatsgenehmigung  die 
öffentliche  Ordnung  stören,  weil  ein  Reichs  gesetz  verletzt  ist. 
Es  ist  also  nur  die  reichsgesetzliche  Ordnung  gestört.  Diese 
Störung  kann  allein  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes  behoben 
werden,  daher  nicht  auf  Grund  von  §  lo  T.  II  Tit.  17  A.L.R. 
Nach  Art.  2  der  Reichsverfassung  gehen  die  Reichsgesetze  den 
Landesgesetzen  vor.  Gemäss  Art.  4  unterliegt  die  Handelsgesetz- 
gebung dem  Reiche,  demnach  auch  die  Börsengesetzgebung.  Ein 
Landesgesetz  kann  daher  nicht  diese  Materie  ordnen,  ändern  oder 
ergänzen.  Selbst  wenn  Landesrecht  mit  Reichsrecht  überein- 
stimmt, ist  ersteres  aufgehoben-).  Die  Rechtsmaterie  ist  sodann 
nach  V.  Seydel  der  einzelstaatlichen  Autonomie  entrückt ,  auch 
wenn  das  Reichsgesetz  keine  vollständige  Regelung  enthält  ^). 
Falls  das  Reichsrecht  die  Beseitigung  daher  nicht  einem  andern 
übertragen  hat,  kann  die  Störung  der  öffentlichen  Ordnung  nur 
durch  Reichsrecht  beseitigt  werden.  Wenn  das  Börsengesetz  da- 
her eine  lex  imperfecta  ist,  kann  das  Reich  allein  diesem  Mangel 


i)  Replik  vom  ii.   September  1897,  J-^»^!"-  4658. 

2)  Entscheidung  des  Reichsgerichtes  in    Civilsachen  Bd.  XIX  .S.  176. 

3)  Konmientar  zur  Reichsverfassung  II.   Aufl.  S.  98. 
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abhelfen.  Da  aber  nicht  einmal  ein  anwendbares  Preu.ssisches  Gesetz 
vorhanden  ist,  ist  die  OrtspoHzei  unter  allen  Umständen  unzuständig. 

Die  polizeiliche  Willkür  ist  zu  verwerfen.  Der  Beklagte  führt 
selbst  an,  dass  seine  vorgesetzten  Behörden  nicht  zum  Erlasse 
der  Verfügung  berechtigt  gewesen  wären  ;  nun  ist,  falls  ihn  nicht 
ein  besonderes  Gesetz  hierzu  ermächtigt ,  er  selbst  als  unter- 
geordnete Behörde  erst  recht  nicht  ermächtigt.  Es  ist  kein  Gesetz 
hierfür  vorhanden.  Das  erhellt  aus  der  Entstehungsgeschichte 
des  genannten  §  des  Landrechtes,  weil  bei  dessen  Beratung  »öffent- 
hcher  Wohlstand«  in  öffentliche  Ordnung«  abgeändert  wurde, 
da  man  der  Polizei  keine  Gelegenheit  geben  wollte,  ihre  Gerichts- 
barkeit ungebührlich  zu  erweitern,  wozu  sie  immer  geneigt  sei.  — 

Der  Beklagte  weist  ferner  darauf  hin ,  dass  er,  nachdem  die 
Aufforderung  des  Oberpräsidenten  ohne  Erfolg  geblieben  sei,  zu 
einem  Verbote  der  Versammlungen  hätte  schreiten  müssen,  gleich 
als  wenn  eine  nachgesuchte  Genehmigung  versagt  worden  wäre. 
Von  dem  Vereine  wird  hierauf  erwidert,  da  bereits,  wie  nach- 
gewiesen, die  Verfügung  des  Oberpräsidenten  hinfällig  sei,  das 
sich  auf  diese  Verfügung  stützende  Verbot  des  Polizeipräsidenten 
erst  recht  unwirksam  sein  müsse. 

Dann  wird  seitens  des  Beklagten  ausgeführt ,  wenn  unmittel- 
barer Zwang  angedroht  werde,  obgleich  die  Androhung  auch  ohne 
solchen  ausführbar  gewesen  wäre,  so  würde  zutreffenden  Falles 
hierdurch  nur  der  Antrag  auf  Aufhebung  der  Androhung  und 
nicht  der  Antrag  auf  Aufhebung  der  Anordnung  gerechtfertigt 
werden  können.  Die  Androhung  von  Strafen  aus  §  132  Nr.  2 
des  L.V.G.  versagt  gegenüber  einem  Vereine,  der  Hunderte  von 
Mitgliedern  hat,  die  der  Polizei  nicht  bekannt  sind  und  zudem 
täglich  wechseln  können.  Dann  ist  der  unmittelbare  Zwang  das 
alleinige  Mittel,  das  die  Ausführung  ermöglicht^). 

Die  Kläger  betonen  dagegen ,  dass  nach  den  Worten  des 
Ministers  der  Zweck  der  Verfügung  nur  gewesen  sei ,  nicht  das 
Aufhören  der  Versammlungen  zu  bewirken,  sondern  den  Klage- 
weg zu  eröffnen'-).  Dazu  hätte  es  überhaupt  keiner  Androhung 
bedurft. 

Der  Beklagte  macht  dann  geltend,  dass  die  Analogie  der 
Privatmärkte  nicht  passt;  denn  eine  dem  §  i  B.G.  analoge  Vor- 
schrift,   welche  die  Einholung  einer  staatlichen  Genehmigung  zur 

1)  Entsch.  d.  O.-Verw.-Ger.  Bd.  29,   S.   429   u.   458. 

2)  Sten.  Ber.   S.   3256.   Sitzung  vom   25.  Juni   1897. 
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Errichtung  von  Märkten  vorschreibt,  besteht  nicht.  Analoge  Fälle 
sind  jedoch  in  der  Gewerbeordnung  enthalten.  Der  Mangel  einer 
Konzession  ohne  jede  weitere  Gefährdung  der  öftentlichen  Ruhe, 
Sicherheit  und  Ordnung  reicht  hin,  den  Betrieb  zu  untersagen 
(§  15,  147  Abs.  3  R.G.O.).  Die  §§  15  und  147  cit.  schaffen  kein 
neues  Recht,  sondern  sind  Ausdruck  der  Befugnisse  des  §  10 
T.  II  Tit.    17  A.L.R.,  die  der  Ortspolizei  bereits  zustehen. 

Die  Kläger  weisen  demgegenüber  auf  die  ij§  65  und  70  R.G.O. 
hin,  nach  welchen  es  unzweifelhaft  sei,  dass  Märkte  und  Messen 
nur  von  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  festgesetzt  werden 
können,  wie  auch  im  Gesetze  i.iber  die  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden vom  I.  August  1833  (§§  127—130)  der  Provin- 
zialrat  und  der  Bezirksausschuss  als  diejenigen  Behörden  bezeichnet 
werden,  welche  hierfür  in  Frage  kommen.  Ferner  ist  es  ein  Irr- 
tum, die  Börse  für  ein  konzessionspflichtiges  Gewerbe  zu  erachten. 
Sie  ist  kein  Gewerbebetrieb  sondern  ein  Rechts  institut, 
eine  Staatseinrichtung,  wie  eine  Handelskammer  oder  wie  sonstige 
staatliche  Selbstverwaltungsorgane.  Selbst  wenn  sie  ein  Gewerbe 
wäre,  können  die  §§  15  und  147  Abs.  3  R.G.O.  nicht  heran- 
gezogen werden,  weil  hierdurch  die  polizeiliche  Verhinderung  eines 
nicht  konzessionierten  Gewerbebetriebes  direkt  vorgeschrieben  ist. 
Eine  solche  Vorschrift  besteht  für  die  Börse  nicht.  Nach  der 
Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  (Bd.  90  S.  275)  hat 
die  Polizeibehörde  nur  die  Zuständigkeit  zur  Verhinderung  straf- 
barer Handlungen.     Solche  liegen  hier  nicht  vor. 

Beklagter  gesteht  des  Weiteren  zu,  dass  die  Versammlungen  des 
Vereins  ebensowenig  wie  der  Verein  eine  Börse  sind.  In  der 
Art  und  Weise,  wie  sie  vom  Vereine  veranstaltet  sind,  durch  die 
in  ihnen  vorgenommenen  Geschäfte  und  durch  die  wirtschaftliche 
Wirkung,  die  ihnen  beizumessen  ist,  haben  sie  aber  den  Charakter 
einer  Börse.  Sonst  ist  diese  Frage  ein  Streit  um  Worte.  — 
Klägerischerseits  wird  hierauf  erwidert,  wenn  der  Verein  keine 
Börse  ist,  die  Versammlungen  auch  keine  sind,  wo  denn  die  an- 
gebliche Börse  stecke.  Die  weiteren  Ausführungen  werden  als 
leere  Behauptungen  bezeichnet,  für  welche  ein  Beweis  nicht  ein- 
mal versucht  sei.  Es  handelt  sich  hierbei  keineswegs  um  einen 
Wortstreit. 

Beklagter  erwidert  hierauf  nochmals,  dass  die  Börse  ein  Be- 
griff des  öffentlichen  Rechts  sei.  Diesen  für  erfüllt  zu  erachten, 
sei  Sache  der  Behörden,  falls  eine  gesetzliche  Erläuterung  fehle. 
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Im  vorliegenden  Falle  war  die  Ortspolizeibehörde  zuständig.  Die 
Frage,  wo  die  Börse  sei,  könne  überhaupt  nicht  strikte  beant- 
wortet werden ,  weil  sie  ein  Rechtsbegriff  und  kein  Sachbegriff 
sei.  —  Von  gegnerischer  Seite  wird  hierzu  bemerkt,  dass  die 
Börse ,  wie  Beklagter  zugiebt ,  eine  Anzahl  typischer ,  gesetzlich 
festgelegter  Einrichtungen  haben  müsse.  Diese  fehlen  dem  Vereine. 
Wenn  auch  die  Börse  ein  Rechtsbegriff  sei ,  so  müsse  doch  ein 
Thatbestand  nachgewiesen  werden,  auf  welchen  man  den  Rechts- 
begriff anwenden  kann.  Es  wird  dann  ausdrücklich  festgestellt, 
dass  der  Beklagte  zugiebt ,  er  wisse  nicht ,  wo  im  vorliegenden 
Falle  die  Börse  sei.  Dann  könne  eine  solche  auch  nicht  verboten 
werden.  — 

Nach  dem  Beklagten  ist  es  ein  grundsätzlicher  Irrtum  zu  be- 
haupten, die  Versammlungen  sind  deshalb  keine  Börse  ,  weil  die 
Interessenten  sie  nicht  als  eine  solche  betrachten.  Der  Wortlaut : 
;>Die  Errichtung  einer  Börse  bedarf  der  Genehmigung  der  Landes- 
regierung,« kommt  analog  in  der  Gewerbeordnung  in  zahlreichen 
Fällen  vor  (§§  i6,  24,  29,  30,  32,  33,  33  a,  33  b,  34,  43.)  In 
allen  diesen  Fällen  hat  die  Genehmigung  nur  deklaratorischen, 
nicht  konstitutiven  Charakter.  Er  bedeutet,  der  an  sich  bestehen- 
den Anlage  stehen  im  Staatsinteresse  Bedenken  nicht  entgegen. 
Solches  ergiebt  sich  auch  aus  §  147  R.G.O.  Allerdings  ist  das 
Börsengesetz  eine  lex  imperfecta,  weil  die  Errichtung  einer  Börse 
ohne  Genehmigung  nicht  unter  Strafe  gestellt  ist.  Trotzdem  haben 
die  Analogien  dieses  Gesetzes  mit  denen  der  Gewerbegesetze 
keine  grundsätzlich  abweichende  Bedeutung.  Die  Bezugnahme 
auf  Art.  3  §  I  des  Preussischen  Einführungsgesetzes  zum  Handels- 
gesetzbuche vom  24.  Juni  1861  ist  verfehlt.  §  i  B.G.  ist  dieser 
Bestimmung  nicht  nachgebildet.  Auch  haben  beide  Gesetze  einen 
verschiedenen  materiellen  Inhalt.  Bestritten  wird  nicht,  dass  unter 
der  Herrschaft  des  Einführungsgesetzes  die  Genehmigungspflicht 
in  der  Privilegierung  gefunden  ist.  Die  Börsen  sind  dadurch  In- 
stitute des  öffentlichen  Rechtes  geworden,  sie  haben  ein  bene- 
ficium  erhalten.  Während  aber  das  Einführungsgesetz  nur  die 
Bedeutung  eines  privilegium  favorabile  gehabt ,  hat  das  Börsen- 
gesetz neben  diesem  noch  ein  Privilegium  odiosum  geschaffen, 
indem  es  die  Aufhebung  bestehender  Börsen  durch  die  Landes- 
regierung anerkennt ,  die  Börsenbesucher  einem  Ehrengerichte 
unterworfen  werden  und  gewisse  Geschäfte  von  der  Börse  aus- 
geschlossen    sind.      Die     frühere     Verwaltungspraxis     sowie     das 
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Einfülirungsgesetz  k()nncn  daher  nicht  zu  Gunsten  der  Kläger 
lierangezogen  werden.  Die  Begründung  des  Börsengesetzes  hat 
die  gleiche  Auffassung,  da  nach  ihr  Zusammenkünfte  der  Börsen- 
besucher in  den  Börsenräumen  ausserhalb  der  gewöhnlichen 
Börsenzeit,  welche  den  Charakter  börsenmässiger  Versammlungen 
tragen  (Frühbörsen,  Nachbörsen,  Abendbörsen),  den  gleichen  Be- 
stimmungen unterliegen,    wie  die  Hauptbörsen. 

Die  Kläger  erwidern ,  dass ,  wenn  der  Wortlaut  der  beiden 
Gesetze  auch  etwas  von  einander  abweicht ,  der  Sinn  doch  der 
gleiche  ist.  Vom  Beklagten  ist  auch  nicht  angegeben  worden, 
was  aus  der  Verschiedenheit  der  Worte  folgert.  In  Betreff  der 
Genehmigungspflicht  einer  gewerblichen  Anlage  nach  der  Gewerbe- 
ordnung ist  die  Behauptung,  diese  habe  nicht  konstitutiven  Cha- 
rakter, sondern  allein  deklaratorischen,  falsch.  Die  Anlagen  sind 
nicht  bestehende ,  sondern  im  Gegenteil  gewollte.  Wer  eine  ge- 
nehmigungspflichtige Anlage  errichten  will,  muss  vorher  die 
Genehmigung  erbitten.  Dieses  ergiebt  sich  deutlich  aus  §  147 
Abs.  2  R.G.O.  Wenn  das  Börsengesetz  eine  lex  imperfecta  ist, 
hat  Beklagter  kein  Recht  des  Eingriffes.  Es  ist  aber  keine  lex 
imperfecta;  denn  es  hat  private  Vereinigungen  nicht  zwangsweise 
zu  Börsen  stempeln  oder  verhindern  wollen.  Die  Auffassung,  es 
handele  sich  hier  um  ein  konzessionspflichtiges  Unternehmen 
(§  16  R.G.O.)  ist  rein  willkürlich.  Die  Ausführung  über  privilegia 
favorabilia  und  odiosa  hat  nicht  die  mindeste  gesetzliche  Unter- 
lage. Ein  solcher  Unterschied  ist  weder  dem  Landrechte ,  noch 
dem  gemeinen  Rechte,  noch  dem  französischen  Rechte  bekannt. 
Vom  Rechtsstandpunkte  ist  diese  Deduktion  nicht  zu  beachten. 
Das  eigentliche  Privilegium  besteht  in  der  Sonderstellung  im  Rechts- 
leben, im  jus  singulare.  Die  Konzession  ist  dagegen  constitutio 
personalis.  Auf  die  Anführung  aus  der  Begründung  muss  er- 
widert w^erden,  dass  es  sich  bei  den  Vereinsversammlungen  nicht 
um  Zusammenkünfte  der  Börsenbesucher  in  den  Börsen- 
räumen, welche  den  Charakter  börsenmässiger  Versammlungen 
tragen,  handelt,   wie  es  bei  dem  Frühmarkte  der  Fall  ist. 

In  Bezug  auf  die  O  e  f  f  e  n  t  1  i  c  h  k  e  i  t  wird  vom  Beklagten 
bemerkt,  dass  sie  kein  Charakteristikum  der  Börse  ist.  Ueber 
die  Zulassung  zum  Besuche  der  Börse  muss  gemäss  §  5  Nr.  3 
B.G.  die  Börsenordnung  Bestimmungen  treffen.  Es  müssen  daher 
bestimmte  Voraussetzungen  beim  Zutritt  erfüllt  sein.  Die  Feen- 
palastversammlungen    waren    eine  Fortsetzung    der    früheren  Pro- 
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dukten-Börse.  Die  Besucher  haben  ohne  das  übhche  Entwickkings- 
stadium sofort  eine  Börse  errichtet,  indem  sie  ihren  börsenmässigen 
Verkehr  nach  dem  Feenpalaste  verlegten. 

Darauf  wird  erwidert,  dass  die  Oeffentlichkeit  allerdings  ein 
Charakteristikum  der  Börse  ist ,  da  sie  eine  öffentlich  rechtliche 
Institution  darstellt.  Eine  solche  ist  weder  der  Verein  noch  dessen 
Versammlungen.  Der  b  ö  r  s  e  n  m  ä  s  s  ige  Verkehr  ist  nicht  nach 
dem  Feenpalaste  verlegt,  weil  alle  Börsenusancen  ausdrücklich  aus- 
geschlossen wurden.  Die  Schlussscheine  über  die  handelsrecht- 
lichen Lieferungsgeschäfte  haben  nichts  für  Börsengeschäfte  Ty- 
pisches. Dazu  wird  eine  Verfügung  des  Provinzialsteuerdirektors 
zu  Berlin  vom  22.  Juni  1897  überreicht,  in  welcher  dieser,  nach- 
dem gegen  ihn  Klage  erhoben  war,  anerkennt,  dass  die  Reichs- 
stempelabgabe aus  dem  Grunde  für  in  den  Vereinsversammlungen 
vollzogene  Geschäftsabschlüsse  nicht  fällig  ist,  weil  die  im  Feen- 
palaste auf  Grund  des  Schlussscheines  vereinbarten  Geschäfte 
keine  börsenmässigen  sind. 

Dieser  Punkt  hat  übrigens  noch  eine  weitere  Auseinander- 
setzung unter  den  streitenden  Parteien  zur  Folge  gehabt,  indem  der 
Polizeipräsident  ausführt^),  dass  wieder  aus  dem  Reichsstempel- 
gesetze vom  27.  April  1894  noch  aus  der  fraglichen  Verfügung 
abgeleitet  werden  könnte,  die  betreffenden  Versammlungen  seien 
keine  Börse  gewesen.  Der  Steuersatz  sei  (Tarifnummer  4  b)  für 
Kauf-  und  sonstige  Anschaffungsgeschäfte  festgesetzt,  welche  unter 
Zugrundelegung  von  Usancen  einer  Börse  geschlossen  werden, 
über  Mengen  von  Waren,  die  börsenmässig  gehandelt  werden, 
wobei  folgende  Bestimmung  besteht:  »Als  börsenmässig  gehandelt 
gelten  diejenigen  Waren,  für  welche  an  der  Börse,  deren  Usancen 
für  das  Geschäft  massgebend  sind,  Terrainpreise  notiert  werden.« 
Der  Begriff  »börsenmässig  gehandelt-  sei  lediglich  die  Richtschnur 
für  die  Stempelabgabepflichtigkeit  und  könne  nicht  als  eine  all- 
gemein gültige  Definition  für  den  Begriff  börsenmässiger  Geschäfte 
angesprochen  werden. 

Es  wird  hierauf  entgegnet-),  dass  die  in  Rede  stehende  Ver- 
fügung lediglich  beweisen  solle,  die  im  Feenpalaste  gemachten 
Geschäfte  seien  keine  börsenmässigen,  weil  es  an  Geschäftsbe- 
dingungen,  die   der   Börsenvorstand  festgestellt  hat  und  an  Preis- 
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notierungen  daselbst  fehle.  Wenn  die  Gegenpartei  das  Gegen- 
teil behaupten  wolle,  müsse  sie  es  beweisen.  — 

Der  Beklagte  meint  ferner,  dass  in  Betreff  der  »Errichtung« 
der  Börse  nicht  der  Nachweis  eines  verborgenen  oder  verheim- 
lichten Willens  erbracht  werden  müsse,  wenn  dargelhan  werden 
könne,  dass  diejenigen,  welche  glauben,  eine  Börse  nicht  errichtet 
zu  haben,  sich  hierbei  im  Irrtume  befunden  und  dennoch  durch 
die  Bethätigung  ihres  Willens  eine  Börse  gebildet  haben.  Ein 
solcher  Irrtum  habe  bei  den  Klägern  vorgelegen.  —  Von  dieser 
Seite  wird  hierauf  erwidert,  dass  das  bloss  Behauptungen  ohne 
Beweis  seien.  Man  möge  doch  die  Thatsachen  anführen,  welche 
als  das  charakteristische  Merkmal  einer  Börse  angesehen  werden 
müssen.     Diese  Thatsachen    seien  dann    unter  Beweis  zu  stellen. 

Der  Beklagte  bemerkt  weiter,  dass  die  Exemplifizierung  auf 
die  thatsächlich  bestehenden  Börsen  nicht  besonders  beweis- 
kräftig sei  und  auch  bei  2  Börsen  zu  Ungunsten  des  Vereins  aus- 
falle, indem  bei  der  Börse  zu  Elbing,  deren  Börsenordnung  am 
2.  Mai  1864  genehmigt  sei,  die  Berliner  Kursnotierung  massgebend 
sei  und  bei  der  Börse  zu  Memel  (Genehmigung  der  Ordnung  am 
8.  Oktober  1867)  eine  Kursnotierung  nicht  stattfände.  Dieses 
habe  indessen  kein  entscheidendes  Gewicht.  In  Uebereinstim- 
mung  mit  der  Klage  werde  angenommen,  das  Börsengesetz  biete 
in  §  5  die  Unterlagen  (!)  zur  Erkennung  der  Kriterien  für  eine  Börse 
im  Sinne  des  Gesetzes.  Die  Anschauung  des  Beklagten  unter- 
scheide sich  aber  wesentlich  von  der  der  Kläger,  weil  nach  diesen 
über  alle  obigen  Punkte  ausdrückliche  Festsetzungen  und  Organi- 
sationsbestimmungen zur  Erfüllung  des  Begriffes  einer  Börse  ver- 
langt werden,  während  nach  gegenteiliger  Ansicht  der  Begriff 
schon  erfüllt  werde,  wenn  die  thatsächlichen  Grundlagen  vorhan- 
den seien,  um  eine  dem  §  5  entsprechende  Organisation  zu  treffen. 
Bei  den  Versammlungen  waren  nun  alle  die  aus  §  5  zu  entnehmen- 
den Punkte  erfüllt. 

Die  Kläger  bestreiten  die  Behauptung,  dass  die  Exempli- 
fizierung auf  thatsächlich  bestehende  Börsen  nicht  besonders  be- 
weiskräftig ist.  Die  Begründung  des  Gesetzes,  die  sich  hierauf 
beruft,  steht  dem  entgegen.  Unter  Ueberreichung  der  Börsen- 
ordnungen von  Elbing  und  Memel  wird  dargethan,  dass  in  beiden 
Städten  umfassende  Vorschriften  für  die  Notierungen  vorhanden 
sind.  Falls  dieselben  später  unterblieben  oder  die  Berliner  No- 
tierungen zur  Annahme   gelangten,    so    wird    hierdurch    bewiesen, 
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dass  der  Geschäftsumfang  in  beiden  Städten  so  gering  ist,  dass 
die  Unterlagen  zur  Bildung  einer  Börse,  welche  gesetzlich  vor- 
ausgesetzt wurden,  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Angenommen 
wird  das  Zugeständnis,  die  Frage,  ob  eine  Börse  vorhanden  sei, 
werde  durch  das  Börsengesetz  entschieden  und  besonders  komme 
hierbei  §  5  in  Betracht.  Die  thatsächlichen  Grundlagen  für  diesen 
§  waren  im  Feenpalaste  aber  nicht  vorhanden. 

Der  Hinweis  des  Beklagten,  es  seien  zahlreich  besuchte  Ver- 
sammlungen abgehalten  worden,  wird  dadurch  entkräftet,  dass 
hierdurch  nichts  für  eine  thatsächliche  Börsenleitung  und  ihre 
Organe  bewiesen  werde.  Ferner  soll  es  sich  um  kaufmänni- 
sche Versammlungen  und  um  Geschäfte  über  v  e  r  t  r  e  t  b  a  r  e 
Sachen  im  grösseren  Umfange  gehandelt  haben.  Ein  solcher 
Handel,  der  Veranlassung  zur  Schaffung  von  Börseneinrichtungen 
(Makler,  Liquidationskassen,  Kündigungsbureaus,  Sachverständigen^ 
Schiedsgerichte)  bietet,  habe  stattgefunden.  Hiergegen  wird  ein- 
gewandt, dass  derartige  Börsen-Einrichtungen  nicht  bestanden 
hätten,  auch  keine  Thatsachen  angegeben  seien,  aus  welchen  man 
den  Bestand  derselben  folgern  könne.  Getreide  sei  nicht  auf  Grund 
von  Börsenusancen  sondern  gemäss  den  handelsgesetzlichen  Be- 
stimmungen auf  Zeit  gehandelt  worden.  Die  Voraussetzungen 
zur  Zulassung  zu  den  Versammlungen  seien  derart  gewesen,  wie 
sie  bei  allen    ähnlichen    Vereinen    vorkommen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Kontroverse  über  die 
P  r  e  i  s  n  o  t  i  e  r  u  n  g   und  Preisbildung. 

Bei  Nr.  4  des  §  5  B.  G.  kann  es  sich  nur  um  Versammlungen 
handeln,  in  denen  durch  Angebot  und  Nachfrage  eine  Preisbil- 
dung für  generell  bestimmte  Gegenstände  des  Handelsverkehrs 
stattfindet.  Diese  Preisbildung  muss  von  massgebender  Bedeutung 
für  diejenige  in  einem  weiteren  Wirtschaftsgebiete  sein,  weshalb 
sie  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  der  P'eststellung  und  Notie- 
rung wert  ist.  Eine  solche  Preisbildung  hat  in  den  Versammlungen 
stattgefunden.  Der  Verein  wie  sein  Vorstand  haben  zwar  nichts 
Besonderes  dazu  gethan,  um  die  Preise  festzustellen  und  zu  no- 
tieren. Es  folgt  hieraus  nichts  dafür,  dass  die  thatsächliche  Grund- 
lage für  eine  solche  Feststellung  und  Notierung  fehlte.  Es  haben 
sich  täglich  bestimmte  Preise  gebildet,  auch  sind  diese  von  einer 
massgebenden  Einwirkung  auf  weitere  Kreise  gewesen.  Die 
Tagespresse  hat  vom  ersten  Tage  an  im  Interesse  ihres  Leser- 
kreises dieser  Preisbildung  nachgeforscht  und  die  Ergebnisse   ver- 
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öfFentlicht.  Solche  Verhältnisse  lassen  nach  den  Beklagten  erken- 
nen, dass  die  Feenpalastversammlungen  nichts  anderes  waren,  als 
die  Fortsetzung  der  früheren  Produktenbörse.  Die  ihnen  anhaf- 
tenden Mängel  schliessen  den  Bestand  einer  Börse  im  Snine  des 
Gesetzes  nicht  aus,  wenn  sie  auch  schlecht  organisiert  ist. 

Es  wird  hierauf  entgegnet,  wenn  auch  eine  Preis  b  i  1  d  u  n  g 
stattgefunden  hat,  so  ist  doch  eine  Preis  n  o  t  i  e  r  u  n  g  nicht  ein- 
getreten. Von  ersterer  weiss  das  Gesetz  nichts.  Damit  fallen 
die  übrigen  Ausführungen.  Dass  die  Feenpalastversammlungen 
eine  Fortsetzung  der  Produktenbörse  gewesen  ist,  wird  wieder- 
holt bestritten.  Die  früheren  Mitglieder  der  Produkten- Börse 
haben  lediglich  Geschäfte  gemacht,  ohne  eine  Börse  zu  errichten, 
was  erlaubt  ist,  und  zwar  nicht  technische  Börsengeschäfte.  Es 
kommt  darauf  an,  ob  eine  Börse  errichtet  ist,  nicht  darauf,  ob 
die  Möglichkeit  für  die  Errichtung  einer  solchen  vorhanden  ist. 
Das  handelsrechtliche  Lieferungsgeschäft  gemäss  Art.  357  des 
Allg.  d.  Handelsgesetzbuches  ist  kein  börsenmässiges.  Es  kann 
an  Märkten,  Messen,  vom  Comptoir  zu  Comptoir  und  an  Börsen 
abgeschlossen  werden.  Weil  Niemand  bei  der  Entstehung  des 
Gesetzes  daran  gedacht  hat,  es  könnten  sich  für  die  börsenmässig 
gehandelten  Artikel  freie  Vereinigungen  bilden,  welche  lediglich 
effektive  oder  handelsrechtliche  Lieferungsgeschäfte  machen,  können 
auch  im  Gesetze  keine  Bestimmungen  getroffen  sein,  um  diese 
Vereinigungen  zu  verbieten.  Wenn  von  der  Gegenpartei  bemerkt 
wurde,  dass  für  die  Börsenbesucher  keine  Verpflichtung  vorhan- 
den ist,  von  den  börsentechnischen  Einrichtungen  Gebrauch  zu 
machen  und  der  Handel  auch  an  der  Börse  frei  ist,  so  beweist 
dieses  nichts ;  denn  für  das  Vorhandensein  einer  Börse  ist  nicht 
entscheidend,  ob  von  den  Börseneinrichtungen  Gebrauch  ge- 
macht wird,  sondern  ob  solche  Einrichtungen  vorhanden  sind. 
Die  Behauptung,  die  börsentechnischen  Einrichtungen  und  die 
Gleichförmigkeit  der  Geschäfte  stempeln  sie  zu  börsenmässigen, 
kommt  nicht  in  Frage,  weil  im  Feenpalaste  derartige  Einrich- 
tungen nicht  vorhanden  waren.  Die  Gleichförmigkeit  von  Ge- 
schäften bildet  sich  überall  in  jedem  gewerbemässigen  Handel 
heraus.  Der  gedruckte  Schlussschein  hat  bloss  die  Bedeutung 
gedruckter  Mietsformulare.  Es  steht  frei  ihn  anzuwenden  oder 
nicht.  Er  wird  auch  angewendet  nach  Auflösung  der  Feenpalast- 
versammlungen. Der  Handel  von  Comptoir  zu  Comptoir  wird 
hierdurch  wohl  nicht  als  ein  börsenmässiger  gestempelt    werden. 
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Von  dem  Bezirksausschüsse  wurde,  nachdem  die  streitenden 
Parteien  vorerst  ihre  Gründe  für  und  wider  erschöpft  hatten,  fest- 
gestellt, dass  der  klagende  Verein  bei  seiner  Gründung  156  Mit- 
glieder aufwies ,  von  denen  alle  bis  auf  ein  Mitglied  früher  der 
Produkten-Börse  angehört  hatten.  Bis  zur  Erhebung  der  Klage 
waren  457  neue  Mitglieder  beigetreten,  darunter  394  frühere 
Börsenmitglieder,  Demnach  waren  64  Mitglieder  bei  der  Pro- 
dukten-Börse nicht  bekannt  gewesen.  Die  Gesamtmitgliederzahl 
des  Vereins  betrug  613.  Von  dem  Beklagten  wurden  dann  noch 
fünf  Berichte  der  Oberpräsidenten  der  Provinzen  Ostpreussen,  VVest- 
preussen,  Brandenburg,  Sachsen,  Hannover  und  ein  Bericht  des 
Regierungspräsidenten  zu  Merseburg  zum  Vortrage  gebracht,  in 
denen  übereinstimmend  darauf  hingewiesen  wurde,  dass  die  No- 
tierungen aus  den  Feenpalastversammlungen  einen  direkten  oder 
indirekten  Einfluss  auf  die  Preisbildung  in  den  fraglichen  Gebieten 
ausgeübt  haben.  Da  indessen  in  diesen  Berichten  von  der  Kurs- 
notiz der  Feenpalastvereinigung  oder  den  Kursberichten  des  Ver- 
eins etc.  gesprochen  wurde  und  es  notorisch  ist,  dass  der  Verein 
derartige  Notierungen  nicht  veranstaltet  hat,  was  auch  vom  Be- 
klagten eingeräumt  wird,  so  beruhen  diese  Berichte  auf  falscher 
Voraussetzung. 

Hierauf  hat  der  Bezirksausschuss  (Präsident  Kaysei')  zu  recht 
erkannt,   die  Verfügung  des  Beklagten  aufzuheben'). 

Die  Entscheidungsgründe  sind  für  den  Begriff  »Börse«  von 
wesentlicher  Bedeutung,  wenn  auch  mehr  nach  negativer  als  po- 
sitiver Seite,  weshalb  an  dieser  Stelle  eine  weitere  Darlegung  der- 
selben stattfinden  mag. 

Der  Beklagte  ist  allerdings  gemäss  §  10  II.  17  A.  L.  R.  zu- 
ständig, wenn  die  Gesetze  nicht  einer  anderen  Behörde  die  Zu- 
ständigkeit überwiesen  haben.  Der  Landesregierung  ist  nun  die 
Aufhebung  bestehender  Börsen  übertragen  worden.  Die 
Worte  »bestehende  Börsen«  beziehen  sich  jedoch  nicht  auf  Ver- 
einigungen, welche  beim  Inkrafttreten  des  Börsengesetzes  und 
später  nicht  genehmigt  worden  sind,  sondern  nur  auf  solche 
staatlich  genehmigte  Börsen,  bei  welchen  die  Voraussetzungen 
der  erteilten  Genehmigung  nicht  eingetreten  oder  in  Wegfall 
gekommen  sind.  Ebenso  bezieht  sich  die  Aufsicht  der  Landes- 
regierungen allein  auf  die  genehmigten   Börsen.     Hinsichtlich  der 
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nicht  genehmigten  Börsen  hat  die  Landesregierung  keine  Zustän- 
digkeit. Das  Eingreifen  der  Ortspoiizeibehörde  ist  hierdurch  niclü 
ausgeschlossen. 

Die  Kläger  waren  nicht  verpflichtet,  eine  Börse  7a\  errichten, 
deshalb  konnten  sie  vom  Beklagten  hierzu  nicht  angehalten  werden. 
Die  Polizeibehörde  war  daher  darauf  beschränkt,  solche  Mass- 
nahmen zu  treffen,  die  ihr  gegen  den  Bestand  einer  nicht  ge- 
nehmigten Börse  zustehen.  Das  hat  sie  durch  das  Verbot  der 
Versammlung  ausgeführt. 

Auch  konnte  die  Polizeibehörde  gemäss  §  132  des  Gesetzes 
über  die  allgemeine  Landesverwaltung  unmittelbaren  Zwang  an- 
drohen. Zwang  zur  Nachsuchung  der  Genehmigung  war  ausge- 
schlossen, weil  eben  eine  Verpflichtung  nicht  bestand,  eine  Börse 
zu  errichten,  und  Geldstrafen  konnten  nicht  verfügt  werden,  weil 
die  Versammlungen  aus  hunderten  zum  Teil  wechselnden  Mit- 
gliedern sich  zusammensetzten,  die  der  Polizei  nicht  alle  bekannt 
waren. 

Die  formelle  Berechtigung  war  daher  für  den  Beklagten  vor- 
handen. 

War  nun  in  den  Versammlungen  eine  Verletzung  der  öffent- 
lichen Ordnung  zu  finden  .?  Zuvor  ist  hierbei  vorauszusetzen, 
dass  sie  in  Art  und  Wirkung  eine  Börse  darstellten. 

Hier  steht  weder  die  Ordnung  noch  die  Aenderung  oder 
Ergänzung  reichsgesetzlicher  Vorschriften  durch  Landesgesetze 
oder  Verwaltungsmassnahmen  in  Frage,  sondern  es  wird  das  Vor- 
handensein eines  reichsgesetzlich  ohne  Genehmigung  der  Landes- 
regierung verbotenen  Zustandes  und  die  Eigenschaft  der  Genehmi- 
gung als  eines  Gebots  der  öffentlichen  Ordnung  behauptet.  Die 
Verfügung  verfolgt  die  Verletzung  dieser  öffentlichen  (;)rdnung. 
Die  Rechtsquelle,  auf  welcher  ein  Erfordernis  der  öffentlichen 
Ordnung  beruht,  ist  für  die  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Polizei 
gleichgültig. 

Durch  §  I  B.G.  sind  nun  aber  Versammlungen  von  Kaufleuten 
zur  Erleichterung  ihres  Geschäftsverkehrs,  wenn  sich  auch  in  ihnen 
Preise  bilden  und  bekannt  werden,  nicht  verboten.  Vor  der  Ge- 
setzeskraft des  Börsengesetzes  hat  in  Preussen  das  Recht,  börsen- 
ähnliche Versammlungen  zu  verbieten,  nicht  bestanden.  (Art.  29 
und  30  der  Verfassung.)  Im  Reichsbörsengesetze  fehlt  auch  eine 
ausdrückliche  Bestimmung  zum  Verbote  derartiger  Versammlungen. 
Kann  nun  dem  Gesetze  trotzdem  ein  solches  Verbot  entnommen 
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werden  ?  Die  Möglichkeit  war  durch  Art.  4  Nr.  2  und  16  der 
Reichsverfassung  gegeben.  Hiergegen  spricht  der  Umstand,  dass 
die  in  Frage  kommenden  gesetzHchen  Bestimmungen  (Einführungs- 
gesetz zum  Handelsgesetzbuche  und  §  i  B.G.)  nur  im  Wortlaute 
nicht  im  Inlialte  von  einander  abweichen.  Ferner  wird  in  den 
Motiven  ein  Gegensatz  zwischen  dem  preussischen  und  dem 
württembergischen  Einführungsgesetze  nicht  konstruiert,  obwohl 
das  letztere  die  Wirkung  der  Genehmigung  in  der  Erlangung  der 
Eigenschaft  eines  öffentlichen  Börsenvereins  sieht,  der  zur  Fest- 
stellung von  amtlichen  Börsenpreisen  befugt  ist.  Ferner  ist  die 
Form  der  lex  imperfecta  für  alle  drei  Gesetze  gewählt.  Es  ist 
nicht  festgestellt,  welche  Wirkung  die  Unterlassung  hat.  Bei 
einer  Aenderung  des  Zweckes  der  Bestimmung  würde  man 
den  fast  gleichen  Wortlaut  vermieden  haben.  Auch  war  bekannt, 
dass  in  Oesterreich  die  Teilnahme  an  einer  nicht  genehmigten 
Börse  mit  Geldstrafe  bis  1000  ü.  oder  mit  Arrest  von  i  Tag  bis 
4  Wochen  geahndet  wird.  Ferner  lag  die  Jurisdiktion  des  Ober- 
verwaltungsgerichtes betrefifs  öffentlicher  und  privater  Märkte  vor. 
Wollte  man  ein  Verbot  durch  §  i  B.G.  annehmen,  so  hätte  das 
Reichsgesetz  in  solchen  Bundesstaaten,  in  denen  eine  dem  §  10. 
II.  17  A.  L.R.  analoge  Bestimmung  in  Kraft  steht,  die  bezüglichen 
kaufmännischen  Versammlungen  verbieten,  in  andern,  in  denen 
eine  solche  Vorschrift  für  die  Polizeiorgane  nicht  besteht,  erlauben 
wollen,  was  widersinnig  ist,  zumal  der  Gesetzgeber  für  Verletzungen 
unerheblicher  Art  (§  75  B.G.)  empfindliche  Strafen  angedroht  hat, 
wie  auch  solche  bei  zahlreichen  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung, in  denen  es  sich  um  die  Genehmigung  eines  Betriebs 
handelt,  vorhanden  sind. 

Wenn  behauptet  sei,  dass  der  Mangel  einer  Strafandrohung 
zur  Verneinung  eines  Verbotes  nicht  nötige,  so  komme  es 
hierauf  nicht  an,  sondern  darauf,  ob  trotz  der  Weglassung  der 
Strafandrohung  im  Gegensatze  zu  den  sie  enthaltenden  Gewerbe- 
gesetzen die  Aenderung  der  Worte  »kann  nur«  in  »bedarf;  zur 
Annahme  einer  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der 
Wirkung  jener  Worte,  zur  Feststellung  des  Verbotes  des  bis  da- 
hin Erlaubten  nötige. 

Die  Börse  hat  ein  Privilegium.  Freie  Vereinigung"  und  Börse 
sind  begrifflich  verschiedene  Institute,  nicht  dasselbe  Institut  mit 
grösseren  oder  geringeren  Rechten.  Auch  auf  die  gleichmässige 
Behandlung  der  Haupt-  und  Nebenzeiten    für  die  Abhaltung  von 


2  iß  15i-  Georg  Wermeil : 

Börsenversammlungen  kommt  hier  nichts  an.  Wenn  die  Auf- 
hebung durch  die  Landesregierung  auch  gegen  solche  Börsen  ge- 
richtet ist,  bei  welchen  die  Voraussetzungen  der  Genehmigung 
nicht  eingetreten  sind,  so  kommt  in  diesem  Falle  der  Beklagte 
nicht  in  Frage,  da  er  nicht  zuständig  ist.  Das  Verbot  der  Ver- 
sammlung bedeutet  die  Aufhebung.  Ueber  die  Auslegung  von 
§  I  kann  daher  ein  Zweifel  nicht  bestehen,  zumal  es  den  gesetz- 
gebenden Faktoren  des  Reiches  nicht  unterstellt  werden  kann, 
durch  die  mit  dem  bisherigen  Rechte  fast  gleichlautende  lex  im- 
perfecta das  verfassungsmässige  Recht  der  freien  Versammlung, 
das  Recht  der  Handelsfreiheit  zu  beschränken.  Die  Bedeutung 
der  Genehmigung  geht  deshalb  dahin,  den  kaufmännischen  Ver- 
sammlungen die  Eigenschaft  einer  Börse  im  Sinne  der  Reichs- 
und Landesgesetze  beizulegen. 

Aber  selbst  wenn  mit  §  i  B.G.  ein  Verbot  hätte  ausge- 
sprochen werden  sollen,  so  würde '  die  Verfügung  nur  dann  auf- 
recht zu  erhalten  sein,  wenn  sie  die  »öffentliche  Ordnung«  ge- 
mäss §  17.  T.  II  T.  17  A.  L.R.  zu  erhalten  bezweckt.  Der  Mangel 
einer  Strafandrohung  schliesst  nicht  unter  allen  Umständen  den 
Eingriff  der  Polizeibehörde  aus,  aber  jede  Verletzung  schliesst 
auch  nicht  die  Störung  der  öffentlichen  Ordnung  ein,  welche  die 
Polizei  zum  Eingriffe  berechtigt.  Handlungen  zu  verhindern , 
welche  den  »öffentlichen  Wohlstand«  stören,  ist  nicht  Aufgabe 
der  Polizei^).  Die  staatliche  Regelung  des  börsenmässigen  Ge- 
treidehandels liegt  nun  auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege. 
W^enn  die  Gesetze  nach  dieser  Richtung  nicht  ausreichen,  so  kann 
die  Polizei  nicht  die  Lücke  ausfüllen,  dazu  bedarf  es  eines  Aktes 
der  Gesetzgebung.  Ferner  wenn  Erlaubtes  und  Unerlaubtes  zu- 
sammen sich  vollzieht,  so  kann  die  Polizei  das  Erlaubte  nicht 
verbieten,  weil  gleichzeitig  Unerlaubtes  geschieht.  Versamm- 
lungen von  Vereinsmitgliedern  sind  durch  die  Verfassung  erlaubt, 
folglich  kann  auf  Grund  von  i^  10  T.  II  T.  17  A.  L.R.  nicht  jede 
Versammlung  von  Vereinsmitgliedern  verboten  werden.  In  den 
Versammlungen  können  die  Vereinsmitglieder  Geschäfte  ab- 
schliessen,  folglich  kann  nicht  jeder  Abschluss  von  Geschäften 
verboten  werden.  Verboten  können  nur  solche  Handlungen  wer- 
den, die  den  Versammlungen  den  Charakter  von  Börsenversamm- 
lungen geben,  so  z.  B.  wenn  die  sich  bildenden  Preise  in  einer 
Weise  bekannt  gegeben  werden,  die  ihnen   die  thatsächliche  Gel- 

i)  Entsch.  des  Ü.-Vervv.-Ger.  Bd.   9,   S.   354   ff. 
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tung  und  Wirkung  von  Börsenpreisen  zulegt.  Wenn  die  Preis- 
notierung durch  den  Vorstand,  oder  durch  eine  Kommission  oder 
durch  ein  einzehies  Mitglied  im  Auftrage  des  Vereins  geschehe, 
oder  wenn  die  Mitglieder  ihre  Preise  angeben  mussten,  wobei  sich 
aus  ihrer  Zusammenstellung  ein  Börsenpreis  ergibt,  oder  wenn  der 
Verein  Personen  die  Preise  zum  Zwecke  der  Veröffentlichung 
mitteilen  sollte,  so  könnte  das  Verbot  dieser  Handlungen  in 
Frage  kommen,  sow^eit  nicht  etwa  das  Pressgesetz  dem  entgegen- 
steht. Erlaubte  Versammlungen  und  erlaubte  Geschäftsabschlüsse 
können  nicht  verboten  werden,  auch  dann  nicht,  wenn  Mitteilungen 
über  angebliche  Geschäfte  einzelner  oder  über  Geschäfte, 
von  denen  einzelne  Kenntnis  erhalten,  thatsächlich  oder  zufällig 
erfolgt  sind  oder  erfolgen  können. 

Es  ist  die  Wirkung  der  bekannt  gewordenen  Preise  als 
Börsenpreise  in  Abrede  zu  stellen.  Seitens  des  Vereins  unter- 
bleibt die  Preisfeststellung  in  bewusster  Weise.  Die  Preisangaben 
entbehren  der  Zuverlässigkeit,  und  es  steht  nicht  einmal  fest,  ob 
sie  sich  in  diesen  Versammlungen  thatsächlich  gebildet  haben. 
Sie  bilden  eine  Privatpublikation  ohne  kontrollierbare  Grundlagen. 
Monatelang  haben  die  Versammlungen  aufgehört,  und  es  er- 
scheinen noch  täglich  in  den  Zeitungen  ähnliche  Angaben.  Diese 
Veröftentlichungen  haben  nur  die  Bedeutung  von  Mitteilungen  oder 
Gerüchten  über  Abschlüsse  ,  nicht  die  von  Börsenpreisen.  Ihr 
Kundwerden  widerspricht  auch  nicht  der  ölTentlichen  Ordnung 
im  weitesten  Sinne. 

Ferner  konnte  bemerkt  w^erden,  das  Funktionieren  der  Börse 
stelle  die  öffentliche  Ordnung  dar.  Das  Fernbleiben  von  der 
Börse  störe  diese  Ordnung,  indem  die  Börse  nicht  m.ehr  regel- 
mässig funktioniert.  Somit  hat  man  eine  Störung  dieser  Ord- 
nung herbeigeführt.  Dem  steht  jedoch  entgegen,  dass  das  Fern- 
bleiben von  der  Börse  erlaubt  war.  Der  Besuch  war  niemand 
vorgeschrieben,  weshalb  auch  in  dem  P^ernbleiben  eine  Störung 
dieser  Ordnung  nicht  erblickt  werden  kann. 

Bisher  ist  angenommen  worden  ,  unter  den  Begriff  »Börse« 
im  weiteren  Sinne  fallen  auch  Versammlimgen  von  Kaufleuten, 
in  denen  Geschäfte  abgeschlossen  werden,  Preise  sich  bilden  und 
bekannt  werden,  im  Gegensatze  von  »Börse  im  engeren  Sinne, 
bei  der  der  Wille  zur  Errichtung  vorhanden  sein  muss,  w^eil  die 
Nachsuchung  der  Genehmigung  diesen  voraussetzt.  Ist  diese 
Unterstellung  richtio  ?     Eine    Le^aldefinition   ist  nicht  vorhanden. 


2i8  Dr.   Georg   Wermert: 

Es  kann  dalier  nur  untersucht  werden,  ob  Merkmale  bei  den 
früher  bestandenen  und  noch  bestehenden  Börsen  gemeinsam  vor- 
handen und  so  wichtig  sind,  dass  bei  ihrem  Mangel  von  dem  Be- 
stehen einer  Börse  nicht  geredet  werden  kann.  Es  kommt  hier- 
bei nicht  entscheidend  in  Betracht/  ob  den  Erfordernissen  des 
Börsengesetzes  oder  den  Börsenordnungen  thatsächlich  entsprochen 
worden  ist.  Es  ist  daher  unzutreffend  anzunehmen,  eine  Börse 
sei  nur  dort  vorhanden,  wo  es  eine  Börsenordnung  mit  einem 
dem  §  5  B.G.  entspech enden  Inhalte  giebt.  Wesentliche  Merkmale 
sind  nun  darin  zu  finden,  ob  eine  Feststellung  der  Preise 
auf  eine  ausdrückliche  oder  durch  Handelsgebrauch  anerkannte 
Art  in  Betracht  kommt.  Die  Organe  der  Preisfeststellung  brauchen 
nicht  immer  öffentlich  bestellt  zu  sein,  nur  müssen  es  überall  be- 
stimmte, bekannte  und  allgemeines  Vertrauen 
geniessende  Personen  sein.  Die  Mitteilung  eines  Einzelnen  kann 
nicht  regelmässig  noch  zuverlässig  sein.  Sie  ergiebt  nicht  not- 
wendig den  in  den  Versammlungen  gebildeten  Preis.  Ueber  den 
Bereich  der  Versammlung  kann  der  Preis  nicht  kund  werden, 
wenn  er  sich  in  den  Versammlungen  nicht  ergiebt.  Preise  können 
kein  Vertrauen  geniessen,  wenn  der  Verfasser  nicht  bekannt  ist. 
Der  Begriff  »Börse«  für  eine  Versammlung  kann  nicht  davon  ab- 
hängig gemacht  werden,  ob  das  Vertrauen  in  die  Angaben  eines 
Unbekannten  erweislich  ist  oder  nicht.  Als  unerlässliches  Er- 
fordernis einer  Börse  muss  das  Vorhandensein  eines  Organs, 
welches  die  Preisbildung  anerkennt,  betrachtet  werden.  Dagegen 
kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  dieses  Organ  ein  amtliches  oder 
durch  Vereinbarung  der  Benutzer  der  Einrichtung  geschaffen,  oder 
stillschweigend  als  P'eststellungsorgan  anerkannt  ist. 

Prüft  man  hiernach  die  P'eenpalastversammlungen,  so  kann 
die  kurze  Dauer  derselben  keinen  Beweis  gegen  die  Eigenschaft 
der  Börse  liefern.  Der  Mangel  der  Oeffentlichkeit  ist  auch  kein 
Hindernis  gegen  die  Bildung  einer  Börse.  Dagegen  steht  nicht  fest, 
dass  die  bekannt  gewordenen  Preise  sich  in  den  Versammlungen 
gebildet  haben  und  dass  sie  zutreffend  waren.  Ferner  ist  nicht 
bekannt,  ob  die  Personen,  welche  sie  mitgeteilt  haben,  zur  Er- 
mittelung der  Preise  fähig  waren,  ob  sie  so  bekannt  waren,  dass 
ihre  Angaben  Vertrauen  verdienten.  Dazu  waren  ihre  Berichte 
nicht  übereinstimmend.  Es  hat  sich  ferner  nicht  um  mehr  als 
rein  private  Mitteilungen  gehandelt,  wie  die  Interessenten  an- 
nehmen mussten,  weil  es  sich  um  einseitige,  rechtlich  und  mora- 
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lisch  unverantwortliche  Nachrichten  handelte.  Aus  diesen  Gründen 
musste  das  Vorhandensein  einer  Börse  in  Abrede  gestellt  werden. 
Damit  kommt  auch  die  thatsächliche  Voraussetzung  der  ange- 
fochtenen  Verfügung  in  Wegfall.  —   —  — 

Gegen  dieses  Urteil,  dessen  wesentliche  Gründe  vorstehend 
mitgeteilt  sind,  wurde  von  dem  Königl.  Polizeipräsidenten  von 
WindJieim  B  e  r  u  f  u  n  g  eingelegt.  Diese  stüzt  sich  auf  Folgen- 
des :  Die  Anschauung,  durch  das  Börsengesetz  sei  ein  Verbot 
börsenähnlicher  Vereinigungen  nicht  geschaffen,  sei  verfehlt.  Das 
Gesetz  bezw^ecke  eine  Reform  des  Börsenwesens ,  um  die  durch 
dasselbe  herbeigeführten  Schädigungen  des  gemeinen  Wohles  zu 
bekämpfen.  Deshalb  mussten  alle  Börsen  dem  Gesetze  unterstellt 
werden,  und  Börsen  ausserhalb  derselben  durften  nicht  geduldet 
werden.  Die  ganze  Reform  würde  ein  Schlag  ins  Wasser  ge- 
wesen sein,  wenn  die  Börsen,  für  welche  eine  Genehmigung  nicht 
nachgesucht  worden  ist,  erlaubt  sein  sollten.  Doch  könne  die  Ab- 
sicht oder  der  Zweck  des  Gesetzes  nicht  allein  massgebend  sein, 
sondern  in  erster  Linie  komme  es  auf  den  Wortlaut  an.  Wenn 
der  Gesetzgeber  sich  im  \\'ortlaute  vergriffen  hat  und  seine  Ab- 
sicht nicht  in  ihm  zum  Ausdrucke  kommt,  kann  es  nicht  Auf- 
gabe der  Judikatur  und  Verwaltung  sein,  Abhülfe  zu  schaffen. 
Dieses  ist  Sache  der  gesetzgebenden  Faktoren.  Wenn  aber  ange- 
nommen wird,  in  Preussen  habe  früher  das  Recht,  Winkelbörsen 
zu  verbieten,  nicht  bestanden,  so  ist  dieses  nicht  ganz  rich- 
tig; denn  es  ist  durch  Verfügung  vom  16.  November  1880  die 
sog.  Sonntagsbörse  in  der  »Ressource  von  1794«  in  der  Schadow- 
strasse  verboten  worden,  und  man  hat  sich  diesem  Verbote  ge- 
fügt. Das  Reichsgesetz  hat  bezweckt,  das  gesamte  Börsenwesen 
zu  reformieren,  deshalb  hat  es  den  Wortlaut  gewählt,  nach  wel- 
chem in  der  Gewerbeordnung  ungenehmigte  Anlagen  und  Be- 
triebe verboten  sind.  Man  müsse  daher  die  Frage  stellen,  welche 
Umstände  dazu  nötigen,  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  eine  grund- 
sätzlich abweichende  Bedeutung  beizumessen  gegenüber  dem  ana- 
logen Wortlaute  der  Gewerbeordnung.  Es  ist  eingewandt  worden, 
man  müsse  dem  Gesetzgeber  unterstellen,  derselbe  habe  in  manchen 
Bundesstaaten  Winkelbörsen  verbieten,  in  anderen  bestehen  lassen 
wollen,  je  nachdem,  ob  ähnliche  Vorschriften  wie  in  Preussen 
(§  IV  T.  II  T.  17  A.  L.  R.)  daselbst  vorhanden  sind  oder  nicht. 
Aus  dem  Bestehen  oder  Nicht-Bestehen  dieser  landesgesetzlichen 
Vorschriften  kann  kein  Rückschluss  auf  den  Inhalt  eines  Reichs- 
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gesetzes  gezogen  werden.  In  ]^reussen  ist  die  Polizei,  aucii  wo 
das  AUgem.  Landrecht  nicht  zu  recht  besteht,  doch  befugt^),  gesetz- 
hch  verbotene  Zustände  zu  beseitigen,  da  die  fragliche  Bestimmung 
des  Landrechtes  nicht  eine  besondere  positive  Satzung,  sondern 
der  Ausdruck  eines  staatsrechtlichen  Grundsatzes  ist.  In  andern 
Bundesstaaten  dürfte  die  Polizei  wohl  die  gleiche  Befugnis  haben. 
Es  nötigt  daher  nichts  §  i  B.G.  im  Sinne  der  Klage  auszulegen. 
Aus  der  Analogie  mit  der  Gewerbeordnung  ergiebt  sich  aber,  dass 
dieser  §  eine  Verbotsbestimmung  enthält. 

In  der  Berufungsbeantwortung  ^)  werden  unter  Hinweis  auf 
die  früheren  Darlegungen  vorstehende  Ausführungen  bestritten. 
Die  Verfügung  vom  19.  November  1880,  durch  welche  Börsen- 
versammlungen in  der  Ressource  verboten  wurden,  könne  mit 
der  angegriffenen  nicht  verglichen  werden,  weil  sie  erklärt,  es 
fände  eine  regelrecht  geordnete  Feststellung  der  Preise  in  der 
Ressource  statt.  Dann  stützt  sie  sich  auf  ein  Gutachten  der  Aeltesten 
der  Kaufmannschaft,  das  die  Ressource  als  Börse  erklärt,  während 
jetzt  die  Feenpalastversammlungen  als  Börse  von  dieser  Korpo- 
ration nicht  erachtet  werden.  Ferner  begründet  sich  erstere  Ver- 
fügung auf  die  Bestimmungen  über  die  Sonntagsheiligung  ^).  Die 
Geschäfte  in  der  Ressource  fanden  nach  den  Usancen  der  Fonds- 
börse statt.  In  den  Feenpalastversammlungen  waren  Börsen- 
usancen  vollständig  ausgeschlossen.  Der  einzige  Fall  beweise 
übrigens  nichts  darüber,  was  damals  allgemeine  Rechtsanschau- 
ung war. 

Dann  betont  der  Polizeipräsident  folgenden  Umstand.  Wenn 
in  den  Versammlungen  auch  Erlaubtes  geschah  und  deshalb  nicht 
die  Versammlungen  sondern  nur  das  Unerlaubte  hätte  verboten 
werden  dürfen,  so  habe  er  in  seiner  Verfügung  auch  nur  die 
Fortsetzung  der  nicht  genehmigten  Börse  n  Versammlungen  unter- 
sagt. Nun  inusste  sich  das  Verbot  auf  die  Versammlungen  als 
Ganzes  beziehen,  auf  einzelne  Handlungen  konnte  es  sich  nicht 
beschränken  ;  denn  das  Zusammentreffen  zahlreicher  Kaufleute  zu 
gleichmässigen  Geschäftsabschlüssen  und  die  dabei  entstehende 
Preisbildung  gaben  diesen  Versammlungen  eben  den  Börsencha- 
rakter.    Ferner  konnten  in  den  Versammlungen  eigentliche  Börsen- 


i)  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgeiichts  (Entsch.  Bd.  XXX,  S.  213). 

2)  Vom  8.  März  1898. 

3)  Der  Verkehr  verstiess  gegen  g   366  Nr.    i    des  Strafgesetzbuches,    wodurch   er 
den  Schutz  von  Art.   29   und    30  der  Verfassung   verheren  musste. 
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preise  nicht  festgestellt  werden ;  dennoch  hätten  sich  Preise  ge- 
bildet, die  nach  aussen  eine  erhebliche  Wirkung  ausübten.  Wenn 
auch  keine  Einrichtungen  für  die  Preisfeststellung  getroffen  worden 
seien,  so  hätten  sich  doch  gewisse  Gepflogenheiten  herausgestaltet, 
die  eine  regelmässige  Berichterstattung  ermöglichten.  Der  Ver- 
ein hat  die  Veröffentlichungen  weder  gehindert  noch  beanstandet. 
Auf  Zuverlässigkeit  können  diese  Preisfeststellungen  allerdings 
keinen  Anspruch  machen.  Das  hat  aber  ihrer  wirtschaftlichen 
Wirkung  keinen  Eintrag  gethan,  wenn  sie  auch  nicht  die  recht- 
liche Bedeutung  von  Börsenpreisen  hatten.  Da  aber  diese  Preise 
einen  starken  Einfluss  auf  die  Preisbildung  in  den  Provinzen  aus- 
geübt haben,  wurde  damit  der  Charakter  der  Versammjungen  ein 
börsenähnlicher.  W^enn  der  Bezirksausschuss  meint,  man  müsse 
mindestens  die  Personen,  welche  die  Preisbildung  anerkannt  hätten, 
kennen,  so  unterschätzt  er  die  Bedeutung  der  Notorietät  an 
der  Börse  und  die  Garantie  für  die  Richtigkeit  der  Preismittei- 
lungen, welche  durch  die  Rivalität  und  Konkurrenz  unter  den 
Beteiligten  geboten  wird.  Die  Mitglieder  des  Vereins  waren 
meistens  frühere  Börsenbesucher  und  in  der  Börsentechnik  er- 
fahren. Die  Geschäfte  haben  sich  daher  offensichtlich  in  einer 
börsenähnlichen  Weise  abgewickelt,  wenn  auch  Personen  als  Or- 
gane der  Preisfeststellung  nicht  namhaft  gemacht  werden  können. 
Die  Mitteilungen  der  Preise  an  die  Aussenstehenden  sind  nach 
wie  vor  telegraphisch  erfolgt.  Es  haftete  ihnen  allerdings  ein 
Mangel  an,  aber  thatsächlich  übten  sie  den  gleichen  Einfluss  wie 
die  früheren  amtlichen  Börsenpreise  aus.  Es  war  sonach  ohne 
die  Einrichtung  von  Usancen  eine  die  Preisbildung  beherrschende 
Produkten-Börse  im  Feenpalaste  errichtet,  was  nicht  ohne  Ge- 
nehmigung der  Landesregierung  geschehen  konnte. 

Von  Seiten  des  Vereins  wurde  hierauf  entgegnet,  dass  das 
juristische  Charakteristikum  irgend  eines  Rechtsinstituts  nie- 
mals in  dem  gesucht  werden  könne,  welcheFolgeer  sc  hein  u  n  gen 
sich  an  dasselbe  knüpfen.  Selbst  eine  zuverlässige  Preisfest- 
stellung könne  nicht  als  das  Charakteristikum  einer  Börse  ange- 
sehen werden ;  denn  sie  komme  auch  auf  unzähligen  Märkten 
und  Messen  vor.  Das  Verlangen,  der  Verein  hätte  das  Hinaus- 
dringen der  Preise  aus  seinem  privaten  Markte  verhindern  sollen, 
ist  willkürlich  und  ohne  gesetzliche  Grundlage.  Die  Versamm- 
lungen im  Feenpalast  hatten  den  Charakter  des  Frühmarktes  oder 
wie  die  sonstigen  Getreidemärkte  in  Deutschland.     Es    ist   falsch 
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ZU  glauben,  auf  dem  Markte  sei  die  gehandelte  Ware  wirklich 
vorhanden,  während  auf  der  Börse  diese  nicht  mit  zur  Stelle  ge- 
bracht werde.  Auf  Kram-  und  Viehmärkten  ist  ersteres  richtig, 
aber  nicht  auf  den  grösseren  Märkten,  namentlich  den  Getreide- 
märkten, obgleich  daselbst  sogar  eine  Sammlung  und  amtliche 
Veröfifentlichung  der  Preise  stattfindet.  Was  das  G  ese  tz  gewollt 
hat,  ist  nicht  identisch  mit  dem,  was  der  einzelne  der  Börse 
feindliche  Parlamentarier  gewollt  hat,  der  von  der  Börse  meistens 
nur  einen  unklaren  Begriff  besitzt.  Trotzdem  hat  niemand  von 
denjenigen  Personen,  welche  zu  der  Entstehung  des  Gesetzes  mit- 
gewirkt haben,  den  Gedanken  gehegt,  jede  beUebige  Versamm- 
lung von  Kaufleuten  als  Börse  anzusehen,  weil  die  daselbst  ge- 
zahlten Preise  von  andern  Personen  als  massgebend  betrachtet 
werden.  Eine  solche  Absicht  muss  mindestens  nachgewiesen 
w-erden.  Solches  ist  nicht  einmal  versucht  worden  ;  desgleichen, 
dass  nach  Absicht  des  Gesetzes  die  Preisbildung  und  deren  Ein- 
fluss  als  charakteristisch  für  den  Begriff  »Börse«  angesehen  wer- 
den sollen.  In  Stettin,  Halle  a.  S.,  Posen  und  Gleiwitz  haben 
sich  die  Produktenbörsen  aufgelöst ,  und  es  bestehen  daselbst 
Märkte.  Niemand  behauptet  jedoch,  diese  Märkte  sind  Börsen. 
Um  den  Standpunkt  des  Polizeipräsidenten  zu  stärken,  wur- 
den von  diesem  eine  Menge  Materialien,  die  zum  Teile  aus  der 
Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  des  Börsengesetzes  zum  Teile  aus  der 
folgenden  Zeit  stammten,  beigebracht,  über  welche  der  Verein 
zur  Erklärung  aufgefordert  wurde.  Das  Material,  welches  den 
Standpunkt  der  Behörden  nach  Erlass  des  Börsengesetzes  cha- 
rakterisieren soll,  wird  als  überflüssig  bezeichnet  ;  denn  dieser 
Standpunkt  ist  durch  die  Klage  hinreichend  bekannt.  In  Betreff 
des  preussischen  Votums  zu  §  r  B.G.  vom  25.  Dezember  1894 
nach  welchem  dieser  §  seine  endgültige  Fassung  erhalten  hat, 
wird  bemerkt,  dass  die  Absicht,  die  Errichtung  der  Börse  an  die 
Genehmigung  der  Staatsregierung  zu  knüpfen,  im  Gesetze  Auf- 
nahme gefunden  habe.  Ein  Beweis  für  die  Behauptung,  die  Ge- 
nehmigung habe  keinen  konstitutiven  Charakter,  sei  darin  nicht 
zu  finden.  Ein  gutes  Analogon  biete  die  Aktiengesellschaft.  Vor 
Eintragung  in  das  Handelsregister  bestehe  sie  in  rechtlicher  Hin- 
sicht nicht,  wenn  auch  alle  sonstigen  Bedingungen  vorhanden 
seien.  Erst  mit  der  Eintragung  fange  ihre  Existenz  an.  —  Aus 
den  sonstigen  Materialien  mag  noch  hervorgehoben  werden, 
dass  man    regierungsseitig    eine  Preisfeststellung  als    ein 
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unumgänglich  notwendiges  Substrat  der  Börse  vorausgesetzt  habe, 
falls  iiberhaupt  von  einer  solchen  geredet  werden  könne.  Erst 
in  der  Klagesache  habe  man  die  Preisfeststellung  zu  einer  Preis- 
b  i  1  d  u  n  g  umgewandelt.  In  einem  Erlasse  vom  27.  Oktober  1896  ^) 
ist  der  Handelsmeister  selbst  noch  der  Meinung,  dass  private  Ver- 
einigungen, wie  die  Feenpalastversammlungen,  wenn  sie  keinerlei 
Börseneinrichtungen  zeigen,  als  zulässig  angesehen  werden  müssen 
und  er  fordert  geradezu  auf,  solche  zu  schaffen. 

In  Betreff  des  Einfiihrungsgesetzes  zum  Allg.  d.  Handelsge- 
setzbuche hat  der  Handelsminister  in  den  i88oer  und  1890er 
Jahren  wiederholt  sich  Bericht  über  angeblich  errichtete  Börsen, 
welche  nicht  die  staatliche  Genehmigung  nachgesucht  hatten,  er- 
statten lassen.  Unterm  16.  November  1883  wird  die  Regierung 
in  Flensburg  aufgefordert  darüber  zu  berichten,  ob  sich  daselbst 
unter  der  Aufsicht  der  Handelskammer  eine  Börse  gebildet  habe, 
wie  ein  Sitzungsprotokoll  dieser  Behörde  vermelde,  wobei  be- 
jahenden Falles  die  Vorlegung  der  Statuten  verlangt  w-ird.  Es 
wurde  indessen  berichtet,  dass  der  Wunsch  in  Flensburg  eine 
Börse  zu  errichten,  im  Laufe  der  letzten  Jahre  laut  geworden 
sei,  aber  zur  Verw'irküchung  dieses  Wunsches  sei  bisher  nichts 
geschehen.  Daher  bestehe  zur  Zeit  eine  Börse  daselbst  nicht. 
Ferner  w'urde  vom  Handelsministerium  unterm  10.  April  1889  der 
badischen  Regierung  der  Wunsch  zu  erkennen  gegeben,  auch  an 
der  Mannheimer  Börse  die  an  den  preussischen  Börsen  geltenden 
allgemeinen  Lieferungsbedingungen  für  Getreide  zur  Einführung 
gelangen  zu  lassen.  Wenn  indessen  die  Mannheimer  Börse  ledig- 
lich eine  private  Einrichtung  des  Mannheimer  Handelsstandes  sei, 
sonach  eine  obrigkeitliche  Einwirkung  nicht  angängig  erscheine, 
so  müsste  es  der  badischen  Regierung  überlassen  bleiben,  au 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  sich  die  Mittel  zu  schaffen,  um 
gegen  solche  Privat-Börsen,  durch  deren  Einrichtungen  öffent- 
liche und  allgemeine  Interessen  geschädigt  werden,  vorgehen  zu 
können.    —    Mittelst    Erlasses    vom    30.  Juni    1892    forderte    der 

l)  An  die  Regierungspräsidenten  in  Düsseldorf  und  Arnsberg.  Es  heisst :  »Sollten 
die  fraglichen  Börsen  hiernach  thatsächlich  die  Bedeutung  einer  Börse  des  Reichs- 
börsengesetzes haben,  so  ersuche  ich  Sie ,  deren  Veranstalter  aufzufordern  —  —  — , 
den  Entwurf  einer  Börsenordnung  nach  Massgabe  meines  Erlasses  vom  II.  Juli  d.  J. 
einzureichen,  falls  die  Veranstalter  nicht  vorziehen  möchten,  die  Einrichtungen  bei  dem 
Inkrafttreten  des  neuen  Börsengesetzes  aufzulösen  öder  doch  derart  umzugestalten, 
dass  sie  aufhören,  eine  Börse  zu  sein.«  Desgl.  Erlass  vom  6.  Nov.  1896  an  den  Re- 
gierungspräsidenten  in  Bromberg. 
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Ilandelsminister  vom  Oberprasidenten  der  Provinz  Pommern  einen 
Bericht  über  die  Grimmer  Produkten-Börse,  weil  über  dieselbe 
bisher  nichts  zu  seiner  Kenntnis  gekommen  sei  und  eine  staatliche 
Genehmigung  zu  ihrer  Errichtung  erforderlich  gewesen  wäre.  Es 
wurde  berichtet,  die  Grimmer  Börse  sei  1884  geschaffen  worden, 
der  Verkehr  bewege  sich  in  beschränktem  Rahmen,  aber  die 
Grundlage  sei  entwickelungsfähig.  Der  staatlichen  Anerkennung 
ständen  schwerwiegende  Bedenken  wohl  nicht  entgegen.  Der 
Vorstand  habe  aus  Unkenntnis  der  gesetzlichen  Vorschriften  die 
Genehmigung  nicht  rechtzeitig  nachgesucht.  Seitens  des  Regie- 
rungspräsidenten in  Stralsund  sei    sie   versehentlich  unterblieben. 

Unterm  10.  Januar  1896  wurde  seitens  des  Handelsmini- 
steriums der  Regierungspräsident  zu  Hildesheim  aufgefordert  zu  be- 
richten, welche  Bewandtnis  es  mit  der  Börse  zu  Hildesheim  habe, 
da  dieselbe  in  einem  Berichte  der  Handelskammer  erwähnt  sei, 
das  Ministerium  aber  von  ihr  keine  Meldung  erhalten  habe.  Es 
wurde  hierauf  zur  Kenntnis  gebracht,  dass  die  Produktenbörse  zu 
Hildesheim  im  Jahre  1880  errichtet  und  der  Landdrostei  ein  Ab- 
druck der  Statuten  eingereicht  worden  sei.  Eine  Genehmigung 
hätten  diese  Statuten  aber  von  irgend  einer  Seite  nicht  erhalten. 
Es  wurde  dann  Bericht  darüber  verlangt,  ob  neben  Abschlüssen 
in  disponibler  Ware  für  den  örtlichen  Bedarf  auch  Lieferungsge- 
schäfte nach  Börsenusancen  daselbst  m  ihren  verschiedenen  Formen 
abgeschlossen  würden  und  ob  für  die  hauptsächlich  gehandelten 
Waren  eine  Preisfeststellung  stattfinde.  Der  Bericht  wurde  er- 
stattet und  es  scheint  nichts  Weiteres  erfolgt  zu  sein. 

Zu  einer  ähnlichen  Berichterstattung  wurde  auch  der  Regie- 
rungspräsident zu  Schleswig  veranlasst  wegen  eines  Berichtes  der 
Handelskammer  zu  Kiel,  die  von  einer  daselbst  befindlichen  Börse 
gesprochen  hatte.  Es  wurde  hierauf  festgestellt,  dass  es  sich  um 
keine  Börse  im  Sinne  des  Einführungsgesetzes  zum  Allg.  d. 
Handelsgesetzbuche  handele,  sondern  es  fänden  nur  Zusammen- 
künfte statt,  wie  sie  auch  anderwärts  abgehalten  würden. 

Der  Regierungspräsident  zu  Gumbinnen  berichtete  in  betreff 
der  Börse  zu  Insterburg,  es  besitze  diese  Einrichtung  nicht  die 
Eigenschaften  einer  eigentlichen  Börse,  weshalb  auch  davon  ab- 
gesehen sei,  die  Genehmigung  des  Ministers  einzuholen.  Er  werde 
sich  angelegen  sein  lassen,  die  Handelskammer  zu  Insterburg  zu 
veranlassen,  die  Bezeichnung  »Börse«  für  diese  Einrichtung  ferner 
nicht  mehr  zu  gebrauchen. 
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Der  Regierungspräsident  zu  Arnsberg  berichtet  anlässlich  der 
gleichen  Aufforderung  unterm  18.  November  1896,  dass  die  »Ge- 
treidebörse« in  Dortmund,  wenn  sie  sich  auch  selbst  diese  Bezeich- 
nung beilege,  nicht  die  Bedeutung  einer  Börse  im  Sinne  des 
Börsengesetzes,  sondern  nur  die  einer  börsenartigen  Versammlung 
von  privatem  Charakter  habe.  Der  Regierungspräsident  zu  Düssel- 
dorf hält  die  Produkten-Börsen  in  Essen  und  Duisburg  nicht  für 
Börsen  im  Sinne  des  Börsengesetzes.  Nur  dem  Namen  und  der 
Form  ihrer  Satzungen  nach  seien  sie  Börsen,  ihrem  Wesen  nach 
aber  nur  Fruchtmärkte.  Hierauf  wurde  der  Regierungspräsident 
angewiesen,  auf  eine  andere  Benennung  der  beiden  sogen.  Pro- 
dukten-Börsen hinzuwirken  und  ihre  Umwandelung  zu  öffentlichen 
Märkten   zu  veranlassen. 

Aus  diesen  Materialien  geht  zur  Genüge  hervor,  dass  sogar 
eine  grössere  Einrichtung  nicht  als  eine  Börse  angesehen  wurde, 
während  eine  kleine,  wie  die  Grimmer,  auf  welcher  nur  alle  14 
Tage  ein  Börsentag  abgehalten  wurde,  unzweifelhaft  aus  dem 
Grunde  eine  Börse  war,  weil  sie  die  Staatsgenehmigung  erlangt 
hatte,  ausserdem  noch  eine  Börsenordnung,  Bestimmungen  über 
Preisfestsetzung  und  -Veröffentlichung  daselbst  bestanden.   — 

Vom  Kläger  werden  nunmehr  dem  Gerichte  Uebersichten 
über  die  Einrichtungen  an  bestehenden  Börsen  vorgelegt,  aus 
denen  hervorgeht,  dass  alle  fraglichen  Einrichtungen  nur  an  der 
Börse  zu  Budapest  vorhanden  sind,  dagegen  nicht  eine  einzige 
Einrichtung  an  allen  deutschen  Börsen  gemeinsam  in  Geltung  ist. 
Der  Polizeipräsident  erwidert  hierauf,  dass  hiernach  geschlossen 
werden  könnte,  die  sogen,  frühere  Produktenbörse  zu  Berlin  sei 
keine  Börse  gewesen,  weil  bei  ihr  eine  Liquidationskasse  nicht 
existiert  habe.  Dieselbe  habe  jedoch  im  technischen  Sinne  un- 
bestritten als  eine  Börse  dagestanden.  Deshalb  habe  der  Verein 
in  der  Uebersicht  wesentliche  und  unwesentliche  Einrichtungen 
zusammengeworfen.  Man  könne  aus  dieser  Uebersicht  sogar 
folgern,  alle  solche  Einrichtungen  seien  unwesentlicher  Art.  So 
z.  B.  müsste  die  Ausstellung  von  Schlussscheinen  unwesentlicher 
Natur  sein,  weil  sie  in  Halle  und  Liverpool  fehle,  d^  beide  doch 
unbestritten  Börsen  im  technischen  Sinne  gewesen  seien;  ferner 
sei  die  Feststellung  von  Lieferungsbedingungen  unwesentlich,  weil 
solche  in  Gleiwitz ,  Halle,  Dresden  und  Stuttgart  nicht  be- 
standen hätten.  Die  Feenpalastversammlungen  liätten  daher  auch 
ohne  solche  Einrichtungen  eine  Börse  sein  können.     Der  Beklagte 
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behauptet  indessen,  dass  die  Ausstellung  von  S  c  h  lu  sssch  eine  n 
ein  wesentliches  Merkmal  einer  Börse  sei,  weil  die  Produkten- 
börsen dem  Handel  mit  G  a  1 1  u  n  g  s  w  a  r  e  dienen,  weshalb  die 
Geschäftsabschlüsse  auf  gleicheGattungs  eigen  Schäften 
und  gleich  mässigeLieferungsbedingungen  etc.  ge- 
richtet sein  müssten.  Die  Feststellung  von  Lieferungsbedingungen 
für  den  Terminhandel  in  dem  Sinne  einer  autoritativen  Fest- 
stellung soll  jedoch  kein  Charakteristikum  der  Börse  sein.  Vor 
dem  I.  Januar  1897  hat  auch  eine  derartige  Feststellung  in  solchem 
Sinne  bei  der  Berliner  Produkten-Börse  nicht  bestanden.  Dagegen 
ist  die  Gebräuchlichkeit  gleichmässiger  Lieferungsbedin- 
gungen dem  Zeithandel  an  einer  Börse  charakteristisch.  Der 
Käufer,  der  im  Juli  Getreide  zur  Lieferung  im  September  kauft, 
welches  er  nicht  selbst  braucht,  sondern  bis  zur  Lieferungszeit 
mit  Vorteil  wieder  verkaufen  will  und  der  Verkäufer,  der  im  Juli 
Getreide  zur  Lieferung  im  September  verkauft,  weil  er  glaubt,  die 
Ware  bis  dahin  billiger  eindecken  zu  können,  vermögen  nicht  auf 
die  Möglichkeit  des  Abschlusses  des  Gegengeschäftes  zu  rechnen, 
wenn  nicht  die  allgemein  gebräuchlichen  Lieferungsbedingungen 
inne  gehalten  werden.  In  den  Schlussscheinen  des  Feenpalastes 
waren  solche  Bedingungen  vorhanden.  —  Die  Vorschrift  der 
M  i  n  d  e  s  t  m  e  n  g  e  n  ist  der  der  Lieferungsbedingungen  analog. 
Im  Feenpalaste  war  zwar  die  Mindestmenge  auf  lO  Tonnen  verab- 
redet, der  Kündigungsschein  wurde  Dispositionsschein  und  die 
Ankündigung  »an  der  Börse«  fiel  fort.  Praktisch  ist  dieser  Unter- 
schied nicht  geworden,  denn  es  ist  im  Feenpalaste  wie  früher 
an  der  Börse  regelmässig  mit  50  Tonnen  oder  eines  Vielfachen 
hiervon  gehandelt  worden. 

Das  Vorhandensein  vereidigter  Makler  ist  kein  Charakteristi- 
kum der  Börse.     Die  Hamburger  Börse  fungiert  z.  B.  ohne  solche. 

Bestimmte  Organe  zur  Preisfeststellung  sind  kein  Charakteristi- 
kum der  Börse.  Zur  Erkennbarkeit  und  Weiterverbreitung  der 
Preise  an  der  Börse  bedarf  es  keiner  Einrichtungen.  Die  Viel- 
heit und  Gleichartigkeit  der  Geschäfte  bringt  diese  Preise 
hervor,  und  je  nach  Angebot  und  Nachfrage  stellt  sich  eine 
fallende  oder  steigende  Tendenz  heraus.  Jeder  mit  den  Geschäfts- 
verhältnissen Vertraute  kann  solche  Preise  erkennen  und  zur 
Veröffentlichung  bringen.  Im  Feenpalaste  haben  sich  täglich  der- 
artige Preise  gebildet,    welche  die  Tagespresse  veröffentlicht  hat. 

Einrichtungen    für    die  Abwickelung    des    Terminhandels    als 
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Kündigungsregister,  Kündigungsscheine,  Wägerämter,  Liquidations- 
kassen sind  nach  dem  Beklagten  insofern  charakteristisch,  weil  man 
bei  ihrem  Vorhandensein  das  Vorhandensein  einer  Börse  nicht 
in  Zweifel  ziehen  kann.  Aus  dem  Fehlen  solcher  Einrichtungen 
kann  aber  nicht  gefolgert  wurden,  dass  eine  Börse  nicht  vorhan- 
den ist.  Wenn  der  Verein  auf  diese  Einrichtungen  verzichtet  hat, 
so  hat  er  seinen  Mitgliedern  die  Geschäftsabwickelung  erschwert. 
Die  Geschäftsabschlüsse  selbst  werden  aber  hierdurch  ihres  börsen- 
ähnlichen Charakters  nicht  entkleidet. 

Schiedsgerichte  und  Bestellung  von  Sachverständigen  zur 
Feststellung  der  Qualitäten  sind  nicht  wesentlich  zum  Begriffe 
einer  Börse.  Sachverständige  haben  indessen  beim  Vereine  funk- 
tioniert. Usancen  sind  dagegen  keine  Einrichtungen,  die  von 
Jemand  getroffen  werden,  sondern  sie  bilden  sich  allmählich  her- 
aus. Auch  im  Feenpalaste  haben  sich  Usancen  herausgebildet, 
wie  es  nicht  anders  sein  kann,  wenn  Hunderte  von  Kaufleuten 
täglich  zusammentreten  und  gleichartige  Geschäfte  abschliessen.  Bei 
diesen  V^ersammlungen  bedurfte  es  keines  langen  Zeitraumes,  weil 
die  Besucher  mit  Börsengebräuchen  und  dem  Börsenverkehre  be- 
kannt waren.  Der  Eingang  des  Schlussscheinformulars:  unter 
Ausschluss  aller  Börsengebräuche«  sei  eine  leere  Redensart.  Die 
Usancen  der  Berliner  Produkten-Börse  seien  wohl  nicht  angewandt 
worden,  aber  diejenigen,  welche  sich  im  Feenpalaste  selbst  ge- 
bildet haben. 

Von  Seiten  der  Kläger  wurde  darauf  entgegnet ,  dass  ,  wie 
die  Auskünfte  ergeben ,  an  jeder  Börse  Einrichtungen  für  den 
Handel  vorhanden  sind,  welche  ohne  die  an  der  Börse  befindliche 
Organisation  nicht  gedacht  werden  können.  Diese  Einrichtungen 
passen  sich  dem  Bedürfnisse  der  Börse  an.  Wenn  eine  solche 
an  einer  Börse  fehlt,  so  bestand  an  dieser  Börse  hierfür  ein  Be- 
dürfnis nicht.  Imi  Feenpalaste  fehlte  jede  Art  von  Organisation 
und  jede  Einrichtung,  dennoch  werde  behauptet,  es  liege  eine 
Börse  vor.  Es  soll  nun  darauf  ankommen,  ob  bei  den  Zusammen- 
künften die  Geschäfte  in  gewisser  Beziehung  gleichartig  ge- 
wesen seien.  Diese  Auffassung  ist  für  das  Börsengesetz  unhalt- 
bar, weil  eine  Grundlage  hierfür  weder  im  Gesetze  noch  in  den 
Materialien  vorhanden  ist.  Wer  diese  Auffassung  aufstellt,  hat 
sie  zu  beweisen.  Ein  Beweis  ist  von  gegnerischer  Seite  nicht  er- 
bracht worden.  Wenn  das  Charakteristische  des  Börsenverkehrs 
die  Gleichartigkeit  sei,    müsse  dieser  einfache  und   leichte 
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Gedanke  auch  bei  der  T^ntstehung  des  Gesetzes  ausgesprochen 
worden  sein.  Damals  habe  man  aber  eine  Definition  -'kaum  er- 
schöpfend« geben  können  und  die  Aufstellung  einer  Legaldefini- 
tion daher  unterlassen.  Es  komme  indessen  nicht  auf  das  Cha- 
rakteristische des  Börsen  v  e  r  k  e  h  r  s,  der  eine  Mehrheit  von  H  a  n  d- 
l  u  n  g  e  n  darstellt ,  an  ,  sondern  auf  das  Charakteristische  der 
Börse,  die  ein  Organismus  ist  mit  einer  Mehrheit  von  Or- 
ganen und  Einrichtungen. 

Nun  ist  nach  den  Klägern  die  Gleichartigkeit  nicht  allein  das 
Charakteristische  des  Börsenverkehrs ,  sondern  des  gesamten 
Grosshandels  überhaupt,  auch  wenn  er  sich  am  Markte  oder  von 
Comptoir  zu  Comptoir  vollzieht.  Eine  Gleichartigkeit  der  Beding- 
ungen   kann  nicht  entbehrt  werden. 

Es  ist  klägerischerseits  nicht  behauptet  worden,  dass  alle  Ein- 
richtungen, welche  z.  B.  in  Budapest  vorhanden  sind,  zum  Be- 
griffe einer  Börse  gehören.  Beklagter  hat  sich  einer  selbstge- 
schaffenen Unterlage  für  seine  Beweisführung  bedient.  Da  diese 
falsch  ist,  fällt  seine  Beweisführung  in  sich  zusammen.  Jede  Börse 
hat  Organe  und  Einrichtungen.  Die  Feenpalastversammlungen 
hatten  keine  Organisation  und  keine  Einrichtungen.  Ein  Nach- 
weis des  Gegenteils  ist  nicht  einmal  versucht  worden. 

Die  klägerische  Behauptung  von  der  Gleichartigkeit 
der  Geschäfte  ist  verfehlt.  Die  Geschäfte  in  Gerste,  Hafer,  Mais, 
Mehl,  Oelsaaten  sind  nicht  nach  gleichartigen  Bedingungen  oder 
nach  Mindestquantitäten  abgeschlossen  worden.  Ein  Handel  fand, 
dem  Bedürfnisse  entsprechend  ,  nach  Proben  statt.  Es  sind 
bei  auswärtiger  Ware  englische.  Stettiner,  Königsberger,  Danziger 
etc.  Schlussscheine  dem  Geschäfte  zu  Grunde  gelegt  worden.  Auch 
im  Verkehre  mit  Roggen  und  Weizen  war  keine  Gleichartigkeit 
vorhanden.  Nach  den  Ausführungen  des  Beklagten  hätten  die 
Geschäfte  im  Feenpalaste  Börsentermingeschäfte  gemäss  §  48  B.G. 
sein  müssen.  Die  drei  Merkmale  des  Börsentermingeschäftes  fehlen 
aber  gänzlich;  denn  die  Geschäfte  waren  i.  nicht  auf  eine  festbe- 
stimmte Lieferungszeit  oder  mit  einer  festbestimmten  Lieferungs- 
frist abgeschlossen,  weil  Art.  357  des  Allgem.  deutschen  Handels- 
gesetzbuches ausgeschlossen  war ;  2.  nicht  nach  vom  Börsen- 
vorstande  festgestellten  Bedingungen  vereinbart;  3.  wurden  für 
diese  Geschäfte  weder  amtlich  noch  ausseramtlich  Terminpreise 
festgestellt.  Die  Geschäfte,  welche  im  Feenpalaste  abgeschlossen 
wurden,  werden  an  tausend  anderen  Stellen  vereinbart.     Deshalb 
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sind  diese  keine  Börsen.  Beklagter  verfolgt  den  Grundsatz  ,  das 
als  erheblich  hinzustellen ,  was  in  den  Feenpalastversammlungen 
vorhanden  war,  alles  andere  ist  ihm  für  den  Begriff  der  Börse 
unerheblich. 

Schlussscheine  sind  keine  Charakteristika  der  Börse.  Sie  sind 
gemäss  §§  7  und  10  des  Reichsstempelgesetzes  vom  27.  April 
1894  für  gewisse  Geschäfte  vorgeschrieben.  Wäre  ihre  sachliche 
Notwendigkeit  begründet,  so  hätte  es  keiner  solchen  Vorschrift 
bedurft. 

Der  Beklagte  irrt,  wenn  er  behauptet,  eine  autoritative  Fest- 
stellung von  Lieferungsbedingungen  sei  kein  Charakteristikum  der 
Börse.  Die  Lieferungsbedingungen  der  Berliner  Produkten-Börse 
haben  vor  ihrem  Inkrafttreten  sogar  die  Genehmigung  des  Handels- 
ministers erhalten  müssen. 

Ferner  sind  Mindestmengen  im  ganzen  Grosshandel  üblich, 
sogar  im  Handel  mit  Garn  oder  mit  Strümpfen.  Sie  bilden  da- 
her kein  wesentliches  Merkmal  des  Börsenhandels.  Für  die  Preis- 
feststellung müssen  Organe  vorhanden  sein.  Der  Verein  hat  nicht 
auf  erleichternde  Einrichtungen  verzichtet.  Er  hat  diese  Ein- 
richtungen weder  treffen  wollen  noch  getroffen.  Im  B'eenpalaste 
bestand  auch  ein  Zwang  für  Schiedsrichter  und  Sachverständige 
nicht.  Unter  Usancen  versteht  man  mi  Börsenverkehre  die 
durch  den  Börsenvorstand  festgestellten  allgemeinen 
Geschäftsbedingungen.  Solche  bestanden  an  der  Ber- 
liner Produkten-Börse.  Handelsgebräuche  sind  nichts  Cha- 
rakteristisches für  den  Börsenverkehr,  sie  sind  eine  Eigentümlich- 
keit des  gesamten  Handels.  Im  Feenpalaste  haben  sich  nicht 
einmal  Handelsgebräuche  herausgebildet.  Dass  die  Bemerkung  im 
Schlussscheine  runter  Ausschluss  aller  Börsengebräuche  eine  leere 
Redensart  gewesen,  müsse  Beklagter  beweisen.   —   —  — 

Nachdem  nun  beide  Parteien  den  Köcher  ihrer  Pfeile  gründ- 
lich geleert  hatten,  wobei  im  Gewirre  des  Kampfes  von  beiden 
wiederhoh  der  Standpunkt  gewechselt  werden  musste,  und  nichts 
mehr  vorzubringen  war,  kam  das  Oberverwaltungsgericht  am  26. 
November  1898,  nachdem  die  Streitfrage  1^/2  Jahre  geschwebt 
und  die  gesamte  kaufmännische  Welt  Deutschlands  mit  Spannung 
auf  den  Ausgang  geblickt  hatte,  zu  dem  Urteile,  den  Kläger 
mit  seiner  Klage  abzuweisen. 

Die  Gründe,  welche  vom  Oberverwaltungsgerichte  für  diese 
Entscheidung  geltend  gemacht  werden ,    lassen  sich  in  drei  Teile 
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gliedein : 

1.  Enthält  §  I  Satz  l  des  Börsengesetzes  ein  Verbotsgesetz? 

2.  Bildeten  die  Versammlungen  im  Feenpalaste  eine  geneh- 
migungspflichtige Börse  ? 

3.  War  die  Ortspolizeibehörde    zum  Einschreiten  berechtigt? 

Zu  I.  Das  Oberverwaltungsgericht  bemüht  sich,  was  aner- 
kannt werden  muss,  in  thunlichst  objektiver  Weise  die  Gründe 
darzulegen ,  welche  gegen  die  Annahme  eines  Verbotsgesetzes 
sprechen.  Aus  dem  Wortlaute:  »Die  Errichtung  einer  Börse  be- 
darf der  Genehmigung  der  Landesregierung«  kann  nicht  entnom- 
men werden,  ob  das  Erfordernis  der  Genehmigung  zur  Errichtung 
einer  Börse  ein  Verbot  aller  Versammlungen  enthalte ,  die  als 
eine  Börse  angesehen  werden  müssen,  oder  ob  die  Bestimmung 
dahin  aufzufassen  ist,  dass  die  Versammlung  durch  die  Geneh- 
migung die  rechtliche  Sonderstellung  einer  Börse  erlangt^),  die 
sonstigen  Versammlungen  aber  an  und  für  sich  zulässig  bleiben. 
Auch  aus  den  Materialien  zum  Börsengesetze  und  den  Verhand- 
lungen der  Börsen-Enquete-Kommission  kann  hierüber  mit  Sicher- 
heit nichts  entnommen  werden.  Für  die  Auffassung,  §  i  Satz  i 
B.G.  enthalte  keine  Verbotsbestimmung,  sondern  lediglich  die  Ge- 
währung eines  Privilegiums,  sprechen  folgende  Gründe.  In  der 
Begründung  des  Börsengesetzes  '^)  wird  ausdrücklich  auf  Art.  3 
§  I  des  preussischen  Einführungsgesetzes  zum  AUgem.  deutschen 
Handelsgesetzbuche  vom  24.  Juni  1861^)  exemplifiziert,  welcher 
lautet : 

»Die  Errichtung  einer  Börse  kann  nur  mit  Genehmigung  des 
Handelsministers  erfolgen.« 

Diese  Bestimmung  hat  nach  ihrer  luitstehungsgeschichte  ledig- 
lich den  Zweck  gehabt,  durch  die  Genehmigung  eine  Sonder- 
stellung der  genehmigten  Börsen  herbeizuführen.  Dagegen  waren 
Versammlungen  von  Kaufleuten  zum  Abschlüsse  von  Handels- 
geschäften nach  wie  vor  zulässig.  Das  Erfordernis  der  Genehmi- 
gung   hatte  mithin    nicht  die  Natur    eines  Verbotes  der  ungeneh- 

1)  Gemeint  sind  die  in  den  §§  3S5,  1221,  1235  und  1295  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches vom  iS.  August  1896,  in  den  §§  373,  400 — 402  des  Handelsgesetzbuches 
vom  18.  Mai  1897  und  in  den  einschlägigen  Paragraphen  des  liörsengesetzes  vom 
22.  Juni  1896  enthaltenen  Privilegien. 

2)  I.  Allgemeine  Bestimmungen  über  die  Börsen  und  ihre  Organe.  Drucksachen 
des  Reichstages,  9.  Leg.-Per.  IV.  Sess.  1S95/96  Nr.   14,  S.  17  ff. 

3)  Gesetz-Sammlung  .S.  449. 
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migten  Versammlungen.  In  der  Begründung  zu  diesem  Artikel 
wird  nämlich  betont,  wenn  das  Handelsgesetzbuch  in  verschiedenen 
Fällen  eine  Berechtigung  oder  eine  Verpflichtung  davon  abhängig 
macht,  ob  die  Ware  einen  Börsenpreis  hat  (Art.  Art.  311,  343, 
354,  376),  so  werde  den  örtlichen  Einrichtungen  eine  Bedeutung 
beigelegt,  die  es  nicht  gestatte,  diese  Einrichtung  allein  der  "Will- 
kür der  Beteiligten  zu  überlassen.  Es  dürfe  daher  kein  Zweifel 
darüber  obwalten ,  welche  kaufmännischen  Versammlungen  als 
Börsen  anzusehen  sind.  Deshalb  müsse  die  Errichtung  einer 
Börse  an  die  staatliche  Genehmigung  geknüpft  werden.  Während 
im  Gebiete  des  rheinischen  Rechtes  bereits  durch  Art.  71  des 
rheinischen  Handelsgesetzbuches  die  Genehmigung  vorgeschrieben 
war,  fehlte  eine  solche  Vorschrift  im  Gebiete  des  Allgemeinen 
Landrechtes.  Die  für  die  Kaufmannschaften  zu  Berlin ,  Königs- 
berg, Danzig,  Elbing  und  Stettin  regierungsseitig  erlassenen  Börsen- 
ordnungen setzen  das  Bestehen  der  Börsen  bereits  voraus.  Es 
wird  hierbei  als  wesentlich  anerkannt,  ein  für  alle  Mal  festzustellen, 
wie  die  Preise  zu  ermitteln,  zu  veröffentlichen  und  nachzuvi^eisen 
sind,  wodurch  auch  die  staatliche  Genehmigung  der  Börsenord- 
nung bedingt  werde.  Dem  Handelsminister  ist  der  Erlass  dieser 
Börsenordnungen  vorbehalten,  damit  thunlichst  gleichmässige  Grund- 
sätze an  den  grösseren  Handelsplätzen  des  Staates  zur  Geltung 
gelangen. 

Die  gleiche  Auffassung  ist  regierungsseitig  noch  an  mehreren 
Stellen  in  Kommissionsberatungen  wie  auch  im  Herrenhause  zur 
Geltung  gebracht  worden ,  auch  ist  eine  gegenteilige  Meinungs- 
äusserung überhaupt  nicht  hervorgetreten,  weshalb  über  die  Ab- 
sicht des  Art.  3  §  i  des  Einführungsgesetzes  ein  Zweifel  nicht 
obwalten  kann.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist  daher  allein 
derjenige  gewesen  ,  den  genehmigten  Versammlungen  von  Kauf- 
leuten eine  Sonderstellung  zu  geben ,  aber  ungenehmigte  Ver- 
sammlungen keineswegs  zu  verbieten.  Für  letzteres  ist  nirgends  ein 
Anhalt  bei  der  Entstehungsgeschichte  des  Einführungsgesetzes 
vorhanden.  Mithin  muss  auch  die  Bedeutung  von  §  i  Satz  i  B.G. 
zweifelhaft  erscheinen. 

Die  Gründe  für  die  Annahme  eines  Verbotsgesetzes  des  §  i 
Satz  1  B.G.  werden  nun  in  folgendem  gefunden.  Das  Material, 
welches  der  Ministerialkommissar  in  der  Berufimgsinstanz  bei- 
gebracht hat,  wird  hierfür  als  ausschlaggebend  angesehen. 
Hiernach  ist  gleich  nach  Erlass  des  Börsengesetzes  die  betreffende 
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Bestimmung  als  ein  Verbotsgesetz  betrachtet  worden  und  zwar 
auch  von  solchen  Seiten,  welche  bei  der  Abfassung  des  Gesetzes 
wesentlich  mit  beteiligt  waren.  Vor  allem  ist  auch  bereits  Art.  3 
§  I  des  Einführungsgesetzes  vom  24.  Juni  1861  seit  dem  Jahre 
1883  an  der  massgebenden  Stelle  fortdauernd  und  gleichmässig, 
wo  sich  Gelegenheit  bot ,  als  ein  Verbotsgesetz  angesehen  und 
angewendet  worden.  Das  Handelsministerium  ist  hierbei  auf  einen 
Widerspruch  der  beteiligten  Kreise  nicht  gestossen.  Um  dieser 
x'\uffassung  Rechnung  zu  tragen,  ist  seitens  des  Handelsministers 
eine  Aenderung  des  ursprünglichen  Börsengesetzentwurfes  beim 
Staatsministerium  angeregt  und  angenommen  worden.  Die  recht- 
liche Auffassung  von  Art.  3  §  i  des  Einführungsgesetzes  ist  aller- 
dings nicht  zutreffend  gewesen ,  und  was  durch  die  Aenderung 
klar  zum  Ausdrucke  gebracht  werden  sollte,  ist  nicht  klar 
zum  Ausdrucke  g  e  k  o  m  m  e  n.  Durch  die  Handhabung  des 
Art.  3  §  I  cit.  ist  aber  dem  Argumente  aus  dem  im  wesentlichen 
übereinstimmenden  Wortlaute  beider  Gesetzesbestimmungen,  §  i 
Satz  I  B.G.  habe  die  gleiche  Bedeutung,  wie  Art.  3  §  i  des  Ein- 
führungsgesetzes bei  richtiger  Handhabung,  der  Boden  entzogen. 
In  der  Korrespondenz  zwischen  dem  Handelsminister  und  dem 
Staatsministerium  habe  es  sich  allerdings  nur  um  ein  Internum 
der  Behörden  gehandelt.  Für  die  Auslegung  einer  mehrdeutigen 
Gesetzesvorschrift  ist  jedoch  der  Nachweis,  welchen  Sinn  die  Re- 
gierung mit  den  von  ihr  gewählten  Worten  verbunden  wissen 
wollte,   von  grosser  Bedeutung. 

Ferner  ist  es  die  Absicht  des  Gesetzgebers  gewesen ,  den 
seit  den  1880er  Jahren  hervorgetretenen  Missständen  und  Schäden 
im  Börsenwesen,  wo  es  möglich,  zu  begegnen  und  eine  Verbesse- 
rung desselben  durch  Stellung  unter  Staatsaufsicht  und  sonstige 
Beschränkungen  herbeizuführen.  Solches  dürfte  nur  zum  kleinsten 
Teile  erreicht  werden  ,  wenn  ausser  den  genehmigten  Börsen  ein 
ähnlicher  oder  ganz  gleicher  Verkehr  ohne  Aufsicht  und  ohne 
Beschränkungen  stattfinden  könnte  ,  das  Gesetz  also  nur  solchen 
Versammlungen  gegenüber  in  Anwendung  kommen  würde ,  die 
sich  ihm  freiwillig  unterwerfen. 

Zu  2.  Es  wird  behauptet,  dass  unter  :>Börse<'.  im  §  i  Satz  i 
etwas  anderes  verstanden  werden  müsse  als  im  §  i  Satz  2  und  den 
sonstigen  Stellen  des  Gesetzes,  in  denen  der  Begriff  »Börse«  schon 
das  Merkmal  der  Genehmigung  einschliesst.  Im  übrigen  ist 
darüber,  was  eine  Börse  ist,    zu  deren  Errichtung  es  der  Geneh- 
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migung  der  Landesregierung  bedarf,  weder  im  Gesetze  noch  in 
den  Materialien,  noch  in  den  Beratungen  der  Börsen- Enquete- 
Kommission  etwas  enthalten.  Das  Fehlen  einer  Legaldefinition 
ist  bei  den  Beratungen  im  Reichstage  von  keiner  Seite  bean- 
standet w^orden.  Man  hat  deswegen  hiervon  abgesehen,  weil  eine 
solche  kaum  erschöpfend  zu  geben  sei,  und  weil  die  thatsächliche 
Gestaltung  der  vorhandenen  und  als  solche  im  technischen  Sinne 
unbestritten  anerkannten  Börsen  genügenden  Anhalt  biete,  um  zu 
entscheiden ,  ob  eine  kaufmännische  Versammlung  als  Börse  an- 
zusehen sei  oder  nicht  \).  Das  Oberverwaltungsgericht  nimmt 
hierbei  unbedenklich  an  ,  dass  mit  den  im  technischen  Sinne  an- 
erkannten Börsen  nicht  Börsen  mit  gewissen  technischen  Ein- 
richtungen gemeint  sind ,  sondern  Börsen  im  rechtstechnischen 
Sinne  ,  damit  solche  Versammlungen  ausgeschieden  werden ,  die 
nur  im  Sprachgebrauche  des  gewöhnlichen  Lebens  Börsen  genannt 
werden  (Briefmarken-,  Schiffer-,  Musiker-,  Dienstboten-Börsen). 
Als  Erfordernis  der  Genehmigungspflicht  bedarf  es  daher  bei  den 
kaufmännischen  Versammlungen  nicht  des  Vorhandenseins  gewisser 
technischer  Einrichtungen,  wonach  Versammlungen,  in  denen  diese 
Einrichtungen  fehlen,  keine  Genehmigung  nötig  haben.  Die  Ge- 
nehmigungspflicht erledigt  sich  auch  nicht ,  wenn  es  in  den  Ver- 
sammlungen an  der  Voraussetzung  des  §  5  B.G.  fehlt;  denn  dieser 
Paragraph  hat  nicht  den  Zweck ,  Merkmale  aufzustellen ,  wann 
eine  Versammlung  als  eine  genehmigungspflichtige  Börse  anzusehen 
ist.  Er  giebt  nur  an ,  worüber  Bestimmung  getroffen  sein  muss, 
damit  die  Börsen  o  r  d  n  u  n  g  genehmigt  werden  kann.  Er  hat 
nur  die  Bedeutung,  zu  bestimmen,  dass  wenn  eine  genehmigungs- 
pflichtige Börse  vorhanden  ist,  diese  eine  Börsenordnung  gemäss 
§  5  B.G.  erhalten  muss.  Das  Vorhandensein  der  in  ihm  auf- 
geführten Einrichtungen  ist  nicht  eine  Voraussetzung  der  Geneh- 
migungspflicht. 

Welche  Gestaltungen  haben  nun  die  bisher  unbestritten  an- 
erkannten Börsen  gehabt.?  In  Betreff  der  technischen  Einrich- 
tungen herrschte  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenheit 
an  den  deutschen  und  ausserdeutschen  Börsen.  Kaum  eine  Ein- 
richtung ist  an  allen  Börsen  vorhanden.  Sogar  Kurs-  und  Preis- 
notierungen finden  an  manchen  Börsen  nicht  statt.  In  Elbing 
und  Memel  gelten  die  Notierungen    der  Berliner  Börse.     Bei  der 
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Börse  in  Hamburg  wird  auf  Veranlassung  der  Handelskammer 
aliwöchentlich  eine  Preisliste  für  Waren  herausgegeben.  Der 
Herausgeber  hat  sich  mit  den  Maklern  und  Kaufleuten  in  Ver- 
bindung zu  setzen.  Auch  in  Lübeck  erscheinen  nur  rein  private 
Veröffentlichungen.  Liquidationskassen  und  sonstige  Einrichtungen 
zur  Abwickelung  und  Erleichterung  des  Terminhandels  fehlen  in 
Bremen,  Posen  und  Stettin.  In  Köln  und  Mannheim  ist  für  Zeit- 
geschäfte in  Produkten  an  der  Börse  nur  ein  Kündigungsraum 
vorhanden,  in  welchem  ein  Börsenbeamter  die  Kündigungsscheine 
entgegennimmt  und  deren  Zirkulation  vermittelt.  Sonstige  Ein- 
richtungen bestehen  nicht.  In  Stuttgart  fehlen  Bestimmungen  über 
derartige  Einrichtungen  ganz. 

Nach  Ansicht  des  Oberverwaltungsgerichtes  können  unter 
diesen  Umständen  nicht  bestimmte  Einrichtungen  als  notwendige 
Voraussetzung  der  Genehmigungspflicht  angesehen  werden.  Nach 
den  mit  dem  Börsengesetze  verfolgten  Zielen  ist  auch  kein 
innerer  Grund  ersichtlich,  der  den  Gesetzgeber  hätte  veranlassen 
können,  die  Genehmigungspflicht  davon  abhängig  zu  machen,  ob 
solche  Einrichtungen  vorhanden  sind  oder  nicht.  Das  gilt  insbe- 
sondere von  den  Einrichtungen  zur  Preisfeststellung. 

Nun  kommt  das  Oberverwaltungsgericht  plötzlich  zu  dem  von 
ihm  festgestellten  Begriffe  der  Börse.  Wenn  wir  uns  bei  der  Wich- 
tigkeit der  Sache  auch  im  Vorstehenden  bereits  ziemlich  genau 
unter  Weglassung  des  Ueberflüssigen  an  die  aktenmässigen  Aus- 
führungen gehalten  haben,  so  müssen  wir  diesen  Begrift"  hierselbst 
wörtlich  wiedergeben,  weil  auf  ihm  die  ganze  weitere  Gestaltung 
der  Lage  beruht  und  derselbe  noch  für  viele  börsenähnliche  Ver- 
sammlungen und  private  Märkte  recht  peinlich  in  Frage  kommen 
kann.     Er  lautet  wie  folgt : 

»Lassen  sich  somit  die  Merkmale  für  die  Genehmigungs- 
pflicht nur  in  anderen  Dingen  suchen ,  so  sind  sie  in  folgendem 
zu  finden : 

Zunächst  müssen  Versammlungen  einer  grösseren  Zahl  von 
Personen  vorliegen,  die  an  einem  ein  für  alle  Mal  bestimmten 
Orte  und  zu  einer  allgemein  bestimmten  Zeit,  wenn  nicht  täglich, 
so  doch  in  verhältnismässig  kurzen  Zwischenräumen  regelmässig 
abgehalten  werden  und  deren  Wiederholung  von  vornherein  be- 
absichtigt ist.  Die  sich  Versammelnden  müssen  sodann  wenigstens 
vorwiegend  selbständige  Kaufleute  oder  kaufmännische  Hilfsper- 
sonen sein  und  ihren  Geschäftssitz  am  Orte    der  Versammlungen 
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oder  in  dessen  Nähe  haben.  Die  Versammlungen  müssen  weiter 
dem  Handel  mit  nicht  zur  Stelle  gebrachten  vertretbaren  Waren 
dienen  und  zwar  so,  dass  der  in  ihnen  betriebene  Handel  wieder- 
um zwar  nicht  ausschliesslich ,  aber  doch  in  erheblichem  Masse 
ein  Handel  von  Grosshändlern  unter  einander  ist.« 

Die  Entscheidung  lässt  es  often,  ob  ein  Handel  mit  abstrak- 
ter, nur  typenmässig  bezeichneter  Ware  im  grösseren  Umfange 
stattfinden  muss,  weil  eine  Untersuchung  hierüber  nicht  angestellt 
zu  werden  brauchte.  Im  Feenpalaste  ist  nämlich  unbestritten  ein 
derartiger  Handel  betrieben  worden,  wie  aus  dem  daselbst  in  An- 
wendung gekommenen  Schlussscheinformulare  entnommen  werden 
kann,  aus  dem  sich  unzweideutig  das  Typische  der  nach  ihm  ge- 
handelten Ware  ergiebt. 

Die  andern  Merkmale  trafen  für  die  Feenpalastversammlungen 
unzweifelhaft  zu.  Auch  waren  die  Personen,  die  dabei  zusammen- 
traten, sehr  zahlreich.  In  der  Hauptsache  waren  es  dieselben, 
welche  früher  die  Berliner  Produktenbörse  ständig  besuchten.  Es 
waren  Grosshändler,  welche  in  Berlin  oder  doch  in  der  Nähe  von 
Berlin  wohnten. 

Zu  III.  Diese  Versammlungen  verstiessen  gegen  §  i  Satz  i 
B.G.  Die  Verfügung  des  Polizeipräsidenten  war  von  dem  Erlasse 
des  Oberpräsidenten  vom  ii.'  Mai  1897  unabhängig.  Auf  die 
Rechtmässigkeit  der  letzteren  kommt  es  daher  nicht  an.  Es  ist 
sonach  auch  nicht  zu  prüfen,  ob  der  Erlass  nicht  an  den  Vor- 
stand des  Vereins  Berliner  Getreide-  und  Produkten-Händler,  son- 
dern an  die  Leiter  der  Versammlungen  im  Feenpalaste  hätte  ge- 
richtet werden  müssen.  Da  die  Versammlungen  der  erforder- 
lichen Genehmigung  ermangelten,  konnte  die  Ortspolizeibehörde 
die  Fortsetzung  derselben  untersagen.  Es  handelt  sich  bei  die- 
sem Einschreiten  um  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ord- 
nung im  Handel  und  Verkehr,  das  schon  infolge  des  Verbotes 
gemäss  §  i  Satz  i  B.G.  zulässig  ist.  Gleichgiltig  ist  es,  ob  in  den 
andern  deutschen  Bundesstaaten  eine  dem  §  lO  T.  17  Tl.  II  A.L.R. 
analoge  Bestimmung  in  Kraft  besteht.  Der  §  i  Satz  i  B.G.  giebt 
für  ganz  Deutschland  die  Grundlage  zu  einem  gleichmässigen  poli- 
zeilichen Vorgehen.  Die  Polizeibehörde  war  nicht  genötigt,  erst 
zur  Nachholung  der  Genehmigung  aufzufordern,  sondern  konnte 
die  gesetzwidrigen  Versammlungen  sogleich  verhindern,  zumal  der 
Oberpräsident  sich  bereits  ohne  Erfolg  nach  ersterer  Richtung 
bemüht  hatte.     In  den  Versammlungen  geschah  zum  Teil  Erlaub- 
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tes,  was  nicht  i;  i  Satz  l  B.G.  zuwiderlief.  Dennoch  konnten  sie  voll- 
ständig untersagt  werden,  weil  das  Verbotene  in  ihnen  ihr  Wesen 
und  ihren  Charakter  bestimmte.  Das  Erlaubte  bildete  nur  eine 
Nebensache  des  Verbotenen.  Es  war  mit  diesem  untrennbar  ver- 
bunden. Gemäss  §  132  Ziffer  3  des  Gesetzes  über  die  allgemeine 
Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883  konnte  auch  dem  Verbote 
Androhung  unmittelbaren  Zwanges  hinzugefügt  werden.  — 

Durch  dieses  Erkenntnis  war  der  gordische  Knoten,  anstatt 
gelöst,  einfach  durchhauen  worden.  Eine  Rechtsfrage,  an  welcher 
die  Börsen-Enquete-Kommission,  sowie  die  gesetzgebenden  Fak- 
toren vergeblich  ihre  Kräfte  erprobt  hatten,  war  hier  mit  »Geschwin- 
digkeit« zur  Lösung  gebracht  worden,  wobei  das  Oberverwaltungs- 
gericht sich  gouvernementaler  als  die  Regierung  zeigte  und  Grund- 
sätze zu  einer  Begriffsdefinition  der  Börse  aufstellte ,  welche  die 
Regierung  in  ihren  Schriftsätzen  selbst  nicht  einmal  aufzustellen 
gewagt  hatte.  Wenn  nun  auch  die  schwebende  Frage  mit  diesem 
Urteile  zum  Abschlüsse  gekommen  ist  und  kaufmännische  Ver- 
einigungen und  Versammlungen  sich  hiernach  zu  richten  haben, 
um  nicht  von  dem  drohenden  Strahle  getroffen  zu  werden,  so  kann 
uns  doch  trotz  der  Achtung  vor  dem  obersten  Verwaltungsge- 
richtshofe Preussens  nichts  abhalten,  das  Urteil  einer  kurzen  Kri- 
tik zu  unterziehen  und  weitere  Untersuchungen  anzustellen  über 
den  Begriff  :^ Börse«,  da  uns  die  Definition  des  Oberverwaltungs- 
gerichtes in  wissenschaftlicher  Hinsicht  nicht  als  ausreichend  er- 
scheinen kann. 

Was  den  Punkt  I  betrifft,  §  i  Satz  l  enthalte  eine  Verbots- 
bestimmung, so  stützt  sich  das  Oberverwaltungsgericht  in  seiner 
diese  Frage  bejahenden  Entscheidung  auf  das  vom  Regierungs- 
vertreter in  2.  Instanz  beigebrachte  Material,  aus  welchem  hervor- 
gehen soll,  dass  die  Regierung  seit  den  1880er  Jahren 
Art.  3  §  I  des  Einführungsgesetzes  zum  Allg.  d.  Handelsgesetz- 
buche als  Verbotsgesetz  betrachtet  hat.  Unseres  Erachtens  lässt 
das  beigebrachte  Material  den  Schluss  nicht  zu.  War  186 1  vor- 
geschrieben worden ,  dass  die  Errichtung  einer  Börse  nur  mit 
Genehmigung  des  Handelsministers  erfolgen  kann,  und  es  tauch- 
ten in  der  Folgezeit,  als  sich  der  wirtschaftliche  Verkehr  in 
l^eutschland  ausserordentlich  entwickelte,  Börsen  auf,  bei  denen 
die  Einholung  der  Genehmigung  des  Handelsministers  unterblieben 
war,  so  war  es  ganz  naturgemäss  und  uti  Sinne  des  Art.  3  §  i  cit., 
dass  der  Handelsminister    sich    über    diese  fraglichen  Rechtsinsti- 
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tute  Bericht  erstatten  Hess,  damit  entweder  die  erforderliche  Ge- 
nehmigung nachgeholt  wurde,  oder,  falls  die  kaufmännischen  Ver- 
sammlungen keine  Börsen  waren  und  sein  wollten  (obgleich  man 
ihnen  im  begreiflichen  Euphemismus  diesen  Ehrentitel  beigelegt 
hatte,  um  dem  Handelsverkehr  des  Platzes  eine  grössere  Bedeu- 
tung zu  geben)  ,  die  Bezeichnung  Börse  für  sie  in  Wegfall  zu 
bringen,  weil  sie  zur  Irreführung  treiben  musste.  Von  einem  Ver- 
bote der  bezüglichen  Versammlungen  war  keine  Rede ,  und  es 
hat  auch  niemand  daran  gedacht,  solche  zu  untersagen.  So 
wünschte  der  Handelsminister  über  Errichtung  der  Börse  in  Flens- 
burg unter  Vorlegung  eines  Exemplars  der  bestehenden  Statuten 
einen  Bericht  von  der  königlichen  Regierung  zu  Schleswig.  Die 
Sache  war  aber  erledigt,  als  berichtet  wurde,  dass  in  Flensburg 
eine  Börse  nicht  errichtet  sei.  Ob  aber  kaufmännische  Versamm- 
lungen daselbst  bestanden,  darüber  schweigt  der  Bericht.  Man 
fühlt  sich  versucht,  dieses  zu  bejahen,  weil  sonst  der  Wunsch 
nicht  laut  werden  konnte ,  eine  Börse  zu  errichten ,  wie  er  that- 
sächlich  hervorgetreten  war.  Unterstützt  wird  diese  Annahme 
dadurch,  dass  die  Handelskammer  zu  Flensburg  in  ihren  Sitzungs- 
protokollen sogar  ausgeführt  hatte,  sie  führe  die  Aufsicht  über 
die  fragliche  Börse.  —  In  Betreff  der  Börse  zu  Grimmen  ist  die 
Genehmigung  nachträglich  erfolgt,  obgleich  der  Vorstand  aus 
Unkenntnis  der  gesetzlichen  Vorschriften  die  rechtzeitige  Nach- 
suchung unterlassen  hatte.  Weder  im  Erlasse  des  Handelsmini- 
sters vom  30.  Juni  1892  noch  im  Berichte  des  Oberpräsidenten 
vom  26.  x'lugust  1892  wird  auch  nur  die  leiseste  Andeutung  ge- 
macht, dass  die  Versammlungen  in  Grimmen  verboten  werden 
sollten,  falls  die  Genehmigung  nicht  erteilt  werden  könnte.  Nur 
der  Ausdruck  Börse  hätte  ferner  für  den  geringfügigen  Verkehr 
daselbst  nicht  mehr  angewendet  werden  dürfen.  Sie  würden  damit 
das  Privilegium  der  Börse  nicht  erlangt  haben.  —  Solches  wird 
bestätigt  durch  den  Bericht  des  Regierungspräsidenten  zu  Gum- 
binnen  vom  27.  F'ebruar  1896  in  Betreff  der  »Börse«  zu  Inster- 
burg.  Hier  wird  ausdrücklich  betont,  dass  die  fragliche  Einrich- 
tung nicht  die  Eigenschaft  einer  eigentlichen  Börse  im  Sinne  des 
Einführungsgesetzes  habe ,  weshalb  auch  die  Genehmigung  nicht 
nachgesucht  worden  sei.  Die  Handelskammer  werde  veranlasst 
werden,  für  die  Einrichtung  die  Bezeichnung  Börse  öffentlich  nicht 
weiter  zu  gebrauchen.  Hierauf  ist  vom  Handelsminister  nichts 
weiter  erfolgt,  ein  Beweis,    dass  an  die  Bestimmung    des  Einfüh- 
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rungsgesetzes  zum  Allg.  d.  Handelsgesetzbuche  in  Art.  3  s<  i  als 
eines  Verbotsgesetzes  keineswegs  gedacht  worden  ist  und  zwar 
bis  zum  Erlasse  des  Börsengesetzes,  ja,  in  Bezug  auf  die  Börse 
in  Flensburg  wird  nicht  einmal  bei  Voraussetzung  ihres  Bestehens 
die  Nachholung  der  Genehmigung  verlangt.  Bei  ungezwungener, 
nicht  voreingenommener  Betrachtung  des  Materials  muss  man  zu 
dem  Schlüsse  kommen^  dass  selbst  bei  solchen  börsenähnlichen 
Einrichtungen,  welche  von  Handelskammern  hervorgerufen  oder 
diesen  unterstellt  waren,  die  ministerielle  Genehmigung  gar  nicht 
verlangt  wurde,  falls  sie  sich  den  Namen  Börse  oder  ihre 
Privilegien  nicht  beizulegen  die  Absicht  hat- 
ten. Fand  trotzdem  allmählich  eine  solche  Bezeichnung  statt, 
so  ist  in  einigen  Fällen  die  Nachholung  der  Genehmigung  ver- 
langt worden,  was  auch  einer  geordneten  Verwaltungspraxis  ent- 
sprach. Als  wesentlicher  Charakter  einer  Börse  wird  hierbei  die 
Preisfeststellung  angesehen,  wie  auch  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Einrichtung  nicht  ausser  acht  gelassen 
werden  konnte.  Von  einem  Verbote  solcher  Versammlungen, 
welche  sich  weigerten,  die  Genehmigung  einzuholen,  ist  nichts 
bekannt  geworden.  Dagegen  bestanden  noch  fortgesetzt  manche 
börsenähnliche  Zusammenkünfte  der  Kaufleute  auch  unter  dem 
Namen  »Börse-  oder  »Börsenvereinigung  ;  ,  » Getreidebörse -^  etc. 
fort,  wie  z.  B.  in  Halle  a.  S.,  woselbst  mindestens  ein  Jahrzehnt 
hindurch  eine  »Börse«  unbehelligt  fungierte ,  bis  man  im  Jahre 
1888  anlässlich  einer  Statutenänderung  aus  freien  Stücken  die  mi- 
nisterielle Genehmigung  beantragte,  welche  auch  bereitwilligst  zu- 
gestanden wurde.  Selbst  nach  Erlass  des  Börsengesetzes  ging 
die  Meinung  des  Handelsministers  noch  nicht  dahin  ,  börsenähn- 
liche Versammlungen  als  Börsen  zu  betrachten  und  sie  verbieten 
zu  wollen  ,  falls  sie  sich  dem  Gesetze  nicht  unterwerfen  würden. 
So  berichtet  der  Regierungspräsident  zu  Arnsberg  am  18.  No- 
vember 1896  in  Betreff  der  Getreidebörse  zu  Dortmund,  wenn  sie 
sich  auch  als  eine  solche  bezeichne,  so  habe  sie  nicht  die  Bedeu- 
tung einer  Börse  im  Sinne  des  Gesetzes ,  vielmehr  einer  börsen- 
artigen Versammlung  von  privatem  Charakter  für  den  Getreide- 
handel ^).  Es  werde  auf  der  Börse  ausschliesslich  sofort  zu  em- 
pfangende Ware,  Getreide,  nach  jeweiligem  Muster  und  jeweils 
zu  vereinbarenden  Bedingungen    verkauft.     Der  Name    ]3örse    sei 

i)  Das  heisst  mit  andern  Worten,    die  Versammlung    hatte  —  gleicli  den  Feen- 
palastversammlungen  —  niclit  die  Absicht,   eine  Börse  erricliten  zu   wollen. 
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willkürlich  gewählt  und  könne  ebensogut  Getreidemarkt  lauten. 
Ein  Einschreiten  ist  gegen  sie  nicht  erfolgt.  Ferner  berichtet  der 
Regierungspräsident  zu  Düsseldorf,  dass  die  Produktenbörsen  in 
Essen  und  Duisburg  nur  dem  Namen  und  der  Form  ihrer  Satzungen 
nach  als  Börsen  anzusehen  sein  dürften,  nicht  aber  ihrem  Wesen 
nach,  da  sie  den  Fruchtmärkten  gleichständen.  Es  wurde  in  diesen 
Fällen  nur  darauf  hingewirkt,  dass  sie  einen  andern  Namen  wähl- 
ten und  sich  in  öffentliche  Märkte  umwandelten.  Demnach  be- 
stand auch  hier  nicht  die  Auffassung  eines  Verbotes  dieser  Ver- 
sammlungen, obwohl  der  Verkehr  in  ihnen  einen  bedeutenden  Um- 
fang besass  und  eine  erhebliche  Einwirkung  auf  die  Preisbildung 
in  einem  weiteren  Kreise  durch  sie  stattfand.  Die  Auffassung 
des  §  I  Satz  i  B.G.  als  einer  Verbotsbestimmung  kommt  erst  in 
nicht  misszuverstehender  Klarheit  in  dem  Kampfe  der  Regierung 
gegen  die  Feenpalastversammlungen  zum  Ausdrucke. 

Auch  aus  der  internen  Korrespondenz  zwischen  dem  Han- 
delsminister und  dem  preussischen  Staatsministerium  vom  25.  De- 
zember 1894  kann  unmöglich  beim  unbefangenen  Lesen  ,  falls 
man  nicht  nachträglich  solches  hineininterpretiert ,  die  Umwand- 
lung der  Worte: 

»die  Genehmigung  der  Errichtung  sowie  die  Aufhebung  einer 
Börse  steht  den  Landesregierungen  zu«, 
in 

»Die  Errichtung  einer  Börse  bedarf  der  Genehmigung  der 
Landesregierung  ;  diese  ist  befugt,  die  Aufhebung  der  Börse  an- 
zuordnen«, 

als  die  Schaffung  eines  Verbotsgesetzes  angesehen  werden,  zumal 
lediglich  klar  zum  x\usdrucke  gebracht  werden  sollte,  :  dass  die 
Errichtung  einer  Börse  nur  mit  Genehmigung  der  Landesregierung 
zulässig  sein  soll  .  Da  nun  noch  Jahre  nachher  börsenähnliche 
Versammlungen  ohne  Genehmigung  weiter  bestehen  konnten, 
dürfte  der  damalige  Handelsminister  Freiherr  von  Berlepsch  schwer- 
lich sich  bei  Aufstellung  dieses  Wortlautes  eine  solche  Anwen- 
dung gedacht  haben,  wie  sie  ihm  von  seinem  Amtsnachfolger  ge- 
legentlich des  Vorgehens  gegen  die  Feenpalastversammlungen 
nach  2^/2  Jahren  unterstellt  wurde.  Sieht  sich  doch  selbst  das 
Oberverwaltungsgericht  genötigt,  anzuerkennen,  dass  damit  §  i 
Satz  1  B.G.  als  eine  Verbotsbestimmung  in  Wirklichkeit  doch  wieder 
nicht  klar  zum  Ausdrucke  gelangt  sei.  Wie  sollte  auch  etwas 
klar    zum  Ausdrucke    gelangen    können,    was  man    gar    nicht 


2A0  ^'■-  Georg  Wermerl : 

auszudrücken  beabsichtigt  hatte? 

Man  mag  daher  §  i  Satz  i  B.G.  drehen  und  wenden  wie 
man  will ,  eine  Verbotsbestimmung  aus  ihm  herauszulesen  ge- 
lingt nur  dann,  wenn  man  sie  vorher  hineingedeutet  hat. 

Selbst  zugegeben,  die  Meinung  der  Regierung  sei  bei  Ema- 
nation des  Gesetzes  dahingegangen,  diese  Besthnmung  enthalte 
ein  Verbot,  so  gründet  sich  diese  Meinung,  wie  auch  das  Ober- 
verwaltungsgericht klar  erkennt  und  ausspricht,  auf  eine  völlig 
unzutreffende  Auslegung  und  Handhabung  von  Art.  3  §  i  des 
Einführungsgesetzes  zum  Allg.  d.  Handelsgesetzbuche.  Wenn 
gegen  diese  falsche  Handhabung  ein  Widerspruch  nicht  erhoben 
wurde,  so  wird  sie  damit  nicht  zu  einer  zutreffenden.  Wer  sollte 
auch  hiergegen  "Widerspruch  erheben?  Die  Interessenten  hatten, 
wie  die  Berichte  selbst  zugeben ,  nicht  einmal  eine  Kenntnis  des 
in  Frage  kommenden  Einführungsgesetzes,  und  von  Organen  der 
Regierung  kann  man  doch  wohl  einen  Einspruch  gegen  die  Mass- 
nahme der  obersten  Zentralbehörde  nicht  erwarten.  Zudem  wur- 
den kaufmännische  Versammlungen  mit  börsenähnlichem  Charak- 
ter in  keinem  Falle  verboten ,  sondern  konnten  ruhig  weiter 
bestehen  bleiben.  Von  wem  sollte  denn  ein  Widerspruch  erfol- 
gen ,  zumal  das  Handelsministerium  bei  der  Berichterstattung 
lediglich  von  der  ihm  gesetzlich  zustehenden  Befugnis  Gebrauch 
machte?  Es  ist  nicht  einzusehen,  woher  ein  Widerspruch  erfolgen 
und  was  er  fruchten  sollte !  Die  falsche  Anwendung  von  Art.  3 
§  I  cit.  soll  nun  mit  einem  Schlage  für  die  Auslegung  von  §  i 
Satz  I  B.G.  massgebend  sein!  Sollte  man  nicht  vielmehr  dem  be- 
scheidenen Gedanken  Ausdruck  verleihen  dürfen,  dass  das  Ober- 
verwaltungsgericht bzw.  das  Verwaltungsstreitverfahren  in  erster 
Hinsicht  eingerichtet  worden  ist,  um  gegen  missbräuchliche  oder 
falsche  Auslegungen  und  Anwendungen  der  Gesetze  durch  die 
Verwaltung  einen  Schutz  erhalten ,  das  Gerichtsverfahren  daher 
missbräuchliche  Gesetzesanwendungen  zu  berichtigen  hat!  Aber 
wo  kein  Kläger  ist,  ist  auch  kein  Richter,  und  da  gegen  die  früheren 
angeblichen  falschen  rechtlichen  Auslegungen  von  Art.  3  §  i  cit. 
—  wir  halten  sie  gar  nicht  für  falsch,  nur  ihre  spätem  Deutungen 
sind  falsch,  —  kein  Widerspruch  erfolgte,  konnten  auch  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren keine  Erkenntnisse  extrahiert  werden.  Aus 
der  Unterstellung  der  falschen  Handhabung  nun  betreffs  der  Aus- 
legung von  §  I  Satz  1  B.G.  deducieren  zu  wollen,  sein  mehrdeu- 
tiger Sinn  müsse  dahin  verstanden  werden,  dass  die  Anschauung 
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der  Regierung  im  Kampfe  mit  den  Feenpalastversammlungen  eine 
Stütze  findet,  dass  er  eine  Verbotsbestimmung  einschliesse  und 
somit  alle  börsenähnlichen  kaufmännischen  Versammlungen  ver- 
hindere, dass  er  sich  mit  Schärfe  gegen  gewisse  Zusammenkünfte 
der  Interessenten  richte,  will  uns  in  keiner  Weise  angängig  er- 
scheinen. Diese  Logik  erscheint  uns  zu  sehr  gekünstelt,  zumal 
wenn  man  sie  folgender  einfachen,  klaren  Schlussfolgerung  gegen- 
überstellt :  Art.  3  §  I  cit.  hat  nach  seiner  ganzen  Entstehungsge- 
schichte und  Jahrzehnte  dauernden  Handhabung  keine  Verbots- 
bestimmung enthalten ,  was  von  keiner  Seite  bestritten  werden 
kann.  §  i  Satz  1  B.G.  ist  dem  Wortlaute  wie  auch  unzweifel- 
haft dem  Sinne  nach  mit  dieser  Bestimmung  identisch;  folglich 
kann  das  Börsengesetz  gleichfalls  kein  Verbot  einschliessen.  Die 
gegenteilige  Auffassung  der  Organe  der  Regierung  muss  daher 
abgewiesen  werden ,  w^eil  sie  auf  einer  missverständlichen  Auf- 
fassung von  Art.  3.  §  i  cit.  beruht ,  die  sich  erst  in  letzter  Zeit 
eingeschlichen  hat^). 

Wie  steht  es  nun  bei  der  Auffassung  des  preussischen  Ober- 
verwaltungsgerichtes mit  der  Rechtseinheit  im  Deutschen  Reiche.^ 
In  W'ürttemberg  war  eine  Bestimmung  im  Einführungsgesetze  zum 
Allgem.  deutschen  Handelsgesetzbuche  in  Geltung,  die  ausge- 
sprochenermassen  ein  Verbot  anderer  kaufmännischer  Versamm- 
lungen zum  Zwecke  von  Geschäftsabschlüssen  nicht  in  sich  schloss, 
sondern  lediglich  bezweckte,  den  Börsen  eine  besondere  Rechts- 
stellung zu  geben.  In  diesem  Bundesstaate  konnte  daher  von 
einer  falschen  Anwendung  dieser  Bestimmung  keine  Rede  sein, 
weshalb  man  auch  bei  der  Auslegung  von  §  i  Satz  i  B.G.  sich 
hierauf  nicht  zu  berufen  vermag,  sondern  im  Gegenteile  annehmen 
muss,  das  Börsengesetz  enthalte  in  fraglicher  Bestimmung  keines- 
wegs ein  Verbot,  sondern  lediglich  ein  Privilegium.  Zu  einer 
andern  Auffassung  kann  man  in  genanntem  Staate  gar  nicht  ge- 
langen. In  den  andern  Bundesstaaten  bestanden  die  gleichen 
oder  ähnliche  Bestimmungen  nicht.  Bei  dem  zweifelhaften  Sinne 
von  §  I  Satz  i  B.G.  vermag  man  sich  sowohl  der  Seite  des  Ver- 
botsgesetzes als  auch  der  des  Privilegiums  zueignen.  Da  aber  in 
den  Materialien    ausdrücklich   auf   das    preussische    und   württem- 


i)  Mit  Recht  führt  Jastrow  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  (Bd.  II  Nr.   11   vom 
I.  Juni  1897)   ^"ä,   dass  ein  preussisches  Gesetz,^  welches  die  Versammlungen   verbietet, 
verfassungswidrig    sei ,    weshalb   Art.    3  §  l  cit.    kein  Verbotsgesetz    enthalten    könne. 
Der  frühere  Handelsminister  habe  sicherlich  keine  Verfassungsverletzung  gewollt. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1902.    2.  I6 
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bergische  Einführungsgesetz  zum  Allgem.  deutschen  Handelsge- 
setzbuche verwiesen  wurde  und  der  Sinn  beider  nur  nach  der 
letztern  Auffassung  ausgelegt  zu  werden  vermag,  so  muss  man  auch 
hier  schliessen ,  dass  in  allen  sonstigen  deutschen  Bundesstaaten 
§  I  Satz  I  B.G.  seitens  der  Verwaltung  als  ein  Verbotsgesetz 
nicht  zur  Anwendung  gelangen  kann  ,  zumal  man  nicht  voraus- 
setzen darf,  dass  in  diesen  Staaten  eine  wichtige  reichsgesetzliche 
Bestimmung  nach  einer  missverständlichen  Auflassung  eines  preussi- 
schen  Gesetzes  durch  die  preussische  Verwaltung  ausgelegt  und 
angewandt  werden  soll !  —  Es  dürfte  mit  dieser  Auffassung  wohl 
Preussen  allein  bestehen  bleiben.  In  der  That  sind  Massnahmen, 
wie  sie  in  Preussen  gegen  die  Feenpalastversammlungen  zur  An- 
wendung gekommen  sind,  anderswo  nicht  in  die  Erscheinung  ge- 
treten. Die  Rechtseinheit  ist  sonach  in  dieser  Angelegenheit  im 
Deutschen  Reiche,  wie  es  bei  der  Durchführung  des  Börsenge- 
setzes an  vielen  sonstigen  Punkten  gleichfalls  zum  Ausdrucke  ge- 
kommen ist,  nicht  vorhanden. 

Nun  weist  das  Oberverwaltungsgericht  auf  einen  Punkt  hin, 
der  im  Stande  wäre,  dieser  Zersplitterung  entgegenzuwirken,  näm- 
lich auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  den  seit  den  i88oer  Jahren 
unleugbar  hervorgetretenen  Missständen  und  Schäden  im  Börsen- 
wesen thunlichst  zu  begegnen  und  dieses  unter  Staatsaufsicht  zu 
stellen.  Gewiss  ist  das  Börsengesetz  erlassen,  um  Missstände  zu 
beseitigen  und  Schäden  für  die  Zukunft  nach  Möglichkeit  zu  ver- 
hindern. Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  hat  es  eine  Menge  Bestimmun- 
gen getroffen,  durch  welche  der  Börsenverkehr  beaufsichtigt,  einge- 
schränkt, teilweise  verboten  und  bei  Zuwiderhandlung  unter  Strafe 
gestellt  wird.  Darüber  hinaus  aber  dem  Börsengesetze  die  Tendenz 
eines  absoluten  Zweckgesetzes  beizulegen,  wonach  jede  Handlung, 
welche  diesem  Zwecke  zuwiderläuft,  verboten  ist,  kann  nicht  angän- 
gig erscheinen.  Allerdings  hat  jedes  Gesetz  einen  bestimmten  Zweck, 
und  es  sucht  ihn  durch  seme  Begriffsdefinitionen  und  genau  for- 
mulierten Bestimmungen  zu  erreichen.  Hierin  liegt  die  Feinheit 
der  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  diese  Definitionen  so  zu  geben, 
dass  genau  seine  Absicht,  weder  mehr  noch  weniger,  erreicht 
wird.  Waren  seine  Definitionen  nicht  zutreffend  und  erreicht  er 
seine  Absicht  nicht,  so  ist  es  nicht  die  Aufgabe  des  Richters,  diese 
Absicht,  entgegen  dem  Wortlaute  oder  durch  gezwungene  Inter- 
pretation zweideutiger  Begriffsbestimmungen  zu  verwirklichen ; 
denn  der  Richter    hat   seine  Erkenntnisse    auf  Grund    des    klaren 
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Wortlautes  des  Gesetzes  und  des  bei  ungezwungener  Betrachtung 
der  einschlägigen  Bestimmungen  erkennbaren  Sinnes  abzugeben. 
Die  Vervollständigung  des  Gesetzes  oder  die  Ergänzung  etwaiger 
mangelhafter  Bestimmungen  desselben  ist  nicht  seine  Aufgabe, 
sondern  diejenige  des  Gesetzgebers ,  der ,  falls  er  thatsächlich 
den  beabsichtigten  Zweck  nicht  erfüllt  sieht,  eine  Ergänzung  und 
Verbesserung  durch  eine  neue  Novelle  herbeiführen  mag.  In  dem 
vorliegenden  Falle  ist  jedoch  das  Gesetz  einer  Ergänzung  in  keiner 
Weise  bedürftig ;  denn  der  Gesetzgeber  hat  mit  §  i  Absatz  i  B.G. 
eine  allgemeine  Verbotsbestimmung  nicht  zur  Durchführung  bringen 
wollen,  wie  aus  den  Beratungen  der  Börsen-Enquete-Kommission 
hervorgeht,  in  welcher  derartige  Anträge  von  keinem  Mitgliede 
gestellt  worden  sind,  obgleich  ihr  die  österreichische  Bestimmung 
wohl  vorgelegen  hat,  nach  welchem  ein  absolutes  Verbot  gegen 
börsenähnliche  Versammlungen,  die  keine  Genehmigung  erfahren 
haben,  besteht  und  die  Errichtung  sogen.  Winkelbörsen  mit  hoher 
Geldstrafe  ,  unter  Umständen  mit  Freiheitsstrafe  geahndet  wird. 
Hätte  man  bei  Schaffung  des  deutschen  Börsengesetzes  etwas 
Aehnliches  beabsichtigt ,  so  würde  man  dem  genauen  Ausdruck 
verliehen  haben.  Der  Hinweis  aber  auf  Art.  3  §  i  des  Ein- 
führungsgesetzes sowie  auf  das  Württembergische  Einführungs- 
gesetz zum  Allg.  d.  Handelsgesetzbuche  lässt  mit  Sicherheit  er- 
kennen ,  dass  der  Gesetzgeber  ein  solches  Verbot  nicht  gewollt 
hat.  Wenn  die  Regierung  unter  §  i  Satz  i  B.G.  ein  solches  ver- 
standen wissen  wollte,  so  hätte  sie  dieses  bei  den  Beratungen  zu 
erkennen  geben  müssen.  Sie  ist  indessen  mit  keiner  Silbe  hierauf 
gekommen.  Dem  Reichstage  sowie  der  Börsen-Enquete-Kommis- 
sion ist  aber  von  der  sogen,  missverständlichen  Handhabung  des 
Art.  3  §  I  nichts  bekannt  geworden.  Sie  hat  erst  eine  solche 
mühsam  aus  den  Akten  herausgezogen ,  als  es  den  Anschein 
haben  konnte,  dass  der  Prozess  gegen  den  Vorstand  des  Vereins 
Berliner  Getreide-  und  Produkten-Händler  verloren  ging  und  dieser 
in  erster  Instanz  ein  obsiegendes  Erkenntnis  erstritten  hatte.  Nun 
erst  wurde  dem  dürftigen  Materiale  die  gezwungene  Deutung 
beigelegt.  Für  jeden  vorurteilslosen  Beobachter  kann  aber  die 
Beurteilung  dieser  Methode  nicht  zweifelhaft  sein,  die  der  Gegner 
in  einem  Prozesse  wohl  verwenden  kann,  die  aber  von  dem  höheren 
Standpunkte  der  Regierung ,  welche  das  gesamte  Staatswesen 
überschauen  und  jedem  Teile  gerecht  werden  soll,  nicht  recht 
verständlich  ist.  — 

16* 
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Dass  aber  das  Börsengesetz  ein  absolutes  Zvveckgesetz  nicht 
sein  soll,  geht  aus  folgendem  hervor.  Derartige  Gesetze,  welche 
jede  Handlung  verbieten,  die  dem  Zwecke  des  Gesetzes  zuwider- 
läuft und  bei  denen  die  angeführten  Definitionen  und  Thatbestands- 
merkmale  nur  Beispiele  bilden,  sind  in  einigen  wenigen  Fällen 
vorhanden.  Sic  bilden  nach  Staud  (Kommentar  zum  Handels- 
gesetzbuche, 6.  und  7.  Auflage,  Bd.  II  Berlin  1900,  S.  1327  ff.) 
eine  kleine  Minderheit  von  Gesetzen.  Die  grosse  Mehrheit  der 
Gesetze  hat  nicht  den  Charakter  absoluter  Zweckgesetze.  Sie 
erreichen  ihre  Absicht  durch  Verbot  aller  derjenigen  Handlungen, 
welche  durch  die  im  Gesetze  enthaltenen  genauen  Begriffsbestim- 
mungen und  Thatbestandsmerkmale  getroffen  werden.  Ein  Darüber- 
hinausgehen  ist  vom  Gesetzgeber  nicht  beabsichtigt  und  nicht 
gewollt.  Wenn  nun  ein  Zweckgesetz  erlassen  werden  soll,  so 
muss  dieses  unzweideutig  entweder  aus  dem  Gesetze  selbst,  wie 
es  beim  Wuchergesetze  der  Fall  ist,  oder  aus  den  Materialien  zur 
Begründung  des  Gesetzes  hervorgehen.  Bei  dem  Börsengesetze 
ist  nirgends  eine  solche  Andeutung  gemacht  worden,  es  kann 
daher  auch  nicht  als  ein  absolutes  Zweckgesetz  aufgefasst  und 
angewendet  werden.  Es  ist  sonach  verfehlt,  den  Zweck  des  Ge- 
setzes als  Auslegungsregel  für  die  nicht  klare  Bestimmung  des 
§  I  Satz  I  heranziehen  zu  wollen,  zumal  selbst  das  Oberverwaltungs- 
gericht in  seinem  Urteile  vom  26.  November  1898  den  Zweck  des 
Gesetzes  durch  die  natürliche  und  ungezwungene  Auslegung  dieser 
Bestimmung  nicht  als  gefährdet  ansieht,  wenn  es  auch  darauf 
hinweist,  dass  derselbe  nur  zu  einem  kleinen  Teile  erreicht 
w^erde,  falls  ausserhalb  der  genehmigten  Börsen  ein  mehr  oder 
weniger  gleicher  Verkehr  ganz  frei  ohne  Aufsicht  und  ohne  Be- 
schränkungen stattfinden  dürfte.  Das  Börsengesetz  hat  nun  schon 
Vorsorge  getroffen,  dass  dieser  Verkehr  einen  erheblichen  Umfang 
nicht  annehmen  kann;  dass  aber  alle  kaufmännischen  Versamm- 
lungen zum  Zwecke  des  Geschäftsverkehrs  durch  §  i  Satz  i  B.G. 
nicht  getroffen  werden  sollten,  hat,  wie  wir  nachgewiesen  zu  haben 
glauben ,  der  Gesetzgeber  nicht  gewollt.  Er  hat  vielmehr  das 
Fortbestehen  derartiger  Versammlungen  im  Auge  gehabt,  weil  es 
anders  auch  unmöglich  sein  würde  ,  dass  sich  neue  Börsen  all- 
mählich heranbilden.  Denn  plötzlich,  wie  ein  Blitz  aus  heiterem 
Himmel,  sind  diese  nicht  da.  Der  Geschäftsverkehr  eines  Platzes 
muss  sich  erst  allmählich  so  sehr  entwickeln,  dass  zur  Erleichte- 
rung   und  Bewältigung    desselben    die  Einrichtungen    einer  Börse 
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sich  als  notwendig  erweisen.  Dann  kann  das  Bedi.irfnis  hervor- 
treten, eine  Börse  zu  errichten,  zu  der  die  Einholung  der  Ge- 
nehmigung der  Landesregierung  erforderlich  ist.  Ohne  die  Ent- 
wickelung  derartiger  Versammlungen ,  die  allmählich  zu  Börsen- 
versammlungen auswachsen  müssen,  ist  aber  die  Entstehung  neuer 
Börsen  geradezu  abgeschnitten:  ein  Zustand,  der  dem  Zwecke 
des  Gesetzes  diametral  entgegenläuft  und  auch  niemals  die  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers,  wie  einer  weisen  Staatsregierung  sein  kann. 
Was  nun  den  2.  Punkt  in  dem  Erkenntnisse  des  Oberver- 
waltungsgerichtes anbetrifft,  ob  die  Feenpalastversammlungen  sich 
als  genehmigungspflichtige  Börsen  darstellten,  so  mag  daran  noch 
einmal  erinnert  werden,  dass  weder  im  Gesetze  noch  in  der  Be- 
gründung der  Anhalt  für  eine  Begriffsbestimmung  enthalten  ist, 
und  es  in  letzterer  ausdrücklich  betont  wird ,  eine  solche  könne 
kaum  erschöpfend  gegeben  werden.  Es  wird  dabei  auf  die  that- 
sächliche  Gestaltung  der  bestehenden  und  als  solche  im  technischen 
Sinne  unbestritten  anerkannten  Börsen  exemplifiziert.  Dieselben 
bieten  genügenden  Anhalt,  um  entscheiden  zu  können,  ob 
eine  kaufmännische  Versammlung  als  Börse  anzusehen  ist,  oder 
nicht  ^).  Das  Oberverwaltungsgericht  findet  nun  in  striktem  Gegen- 
satze hierzu,  dass  die  Gestaltung  der  bestehenden  Börsen  keinen 
genügenden  Anhalt  bietet,  um  erkennen  zu  können,  was  als  un- 
bestrittenes Charakteristikum  einer  Börse  angesehen  werden  muss 
und  was  nicht.  Der  Ausdruck  :>im  technischen  Sinne  anerkannte 
Börsen«  wird  dahin  ausgelegt ,  dass  hierunter  nicht  Börsen  mit 
gewissen  technischen  Einrichtungen  gemeint  sind,  sondern  Börsen 
im  rechts  technischen  Sinne,  zum  Zwecke  der  Ausscheidung  von 
solchen  Börsen,  die  bloss  nach  dem  Sprachgebrauche  des  Volkes 
diese  Bezeichnung  führen,  wie  Briefmarken-,  Schiffer-,  Buchhändler- 
etc.  Börsen.  Wenn  diese  Auffassung  richtig  ist,  so  kann  aus  dem 
Nichtvorhandensein  von  technischen  Einrichtungen  auch  nicht  ge- 
schlossen werden,  dass  eine  Börse  nicht  vorhanden  ist.  Dieser 
Auffassung  müssen  wir  w^idersprechen.  Es  ist  bei  der  ganzen 
Entwickelungsgeschichte  des  Gesetzes  niemand  eingefallen,  Brief- 
marken-, Gesinde-  oder  Musiker-Börsen  für  Börsen  im  Sinne  des 
Gesetzes  zu  halten.  Hierüber  konnte  niemals  ein  Zweifel  auf- 
kommen. Wenn  daher  in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes 
von  Börsen    im    technischen  Sinne    gesprochen  wird ,    so  können 


[)  Drucksachen  des  Reichstages,  9,  Leg. -Per.,  IV.  Sess.   1895/96,  S.  25. 
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hierunter  nur  Institutionen  mit  b  ö  r  s  e  n  t  c  c  h  n  i  s  c  h  e  n  E  i  n  r  i  c  h- 
tungen  verstanden  werden.  Und  da  das  Rechtsinstitut  der 
Börse  ledigHch  zu  wirtschaftHchen  Zwecken  geschafifen  ist ,  es 
dem  ökonomischen  Verkehre  allein  zu  dienen  hat ,  so  können 
unter  technischen  Einrichtungen  nur  solche  begriffen  werden,  welche 
eben  die  Börse  als  dieses  VVirtschaftsinstitut  charakterisieren, 
welche  die  Börse  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  geeignet  machen 
und  sich  an  den  Börsen  je  nach  ihrer  Grösse  mehr  oder  min 
der  herausgebildet  haben,  aber  nirgends  vollends  fehlen  können, 
soll  die  Börse  als  Börse  im  technischen  Sinne  unbestritten  an- 
erkannt werden.  Demnach  würde  beim  Fehlen  solcher  technischen 
Einrichtungen  bei  kaufmännischen  Versammlungen,  die  dem  Ge- 
schäftsverkehr dienen  sollen,  von  Börsen  als  solchen  keine  Rede 
sein  können,  — 

Ist  es  nun  richtig,  wenn  das  Oberverwaltungsgericht,  gestützt 
auf  die  Materialien  der  Börsen-Enquete-Kommission,  behauptet, 
an  den  bestehenden  Börsen  herrsche  eine  so  grosse  Verschieden- 
heit und  Mannigfaltigkeit,  dass  kaum  eine  Einrichtung  an  allen 
Börsen  vorhanden  sei  ?  ^)  Aus  d  i  e  s  e  m  G  r  u  n  d  e  könnten  auch 
bestimmte  Einrichtungen  nicht  als  die  Voraussetzung  der  Ge- 
nehmigungspflicht angesehen  werden  ,  wofür  auch  ein  innerer 
Grund  nicht  ersichtlich  sei.  Die  Richtigkeit  müssen  wir  bezweifeln, 
und  wir  können  uns  diese  Auffassungsweise  des  Oberverwaltungs- 
gerichtes daraus  erklären,  dass  es  die  wirtschaftliche 
Seite  der  Angelegenheit  etwas  vernachlässigt  und  sich  hauptsäch- 
lich nur  an  die  rechtliche  gehalten  hat.  Eine  so  eminent  wirt- 
schaftliche Einrichtung  wie  die  Börse,  die  aus  dem  aufs  höchste 
gesteigerten  Wirtschaftsleben  eines  Volkes  geboren  ist,  durch  dieses 
getragen  wird  und  wieder  befruchtend  auf  dasselbe  zurückwirkt, 
kann  nicht  in  erster  Hinsicht  auf  Grund  zufälliger  Rechtsbe- 
stimmungen, losgelöst  von  der  volkswirtschaftlichen  Aufgabe  be- 
urteilt werden,  wie  das  seitens  des  Richterstandes,  dem  manch- 
mal die  volle  Würdigung  volkswirtschaftlicher  Probleme  bei  seiner 
ernsten  juristischen  Gedankenarbeit  abgeht,  noch  immer  geschieht. 
Wenn  wir  nun  die  im  technischen  Sinne  unbestritten  anerkannten 
Börsen  daraufhin  prüfen,  welche  thatsächliche  Gestaltung  sie  haben, 
so  kann  man  auch  zu  einer  anderen  Auffassung  als  das  Oberver- 
waltungsgericht kommen.     An  den  folgenden  21  Produktenbörsen : 

i)  Die  hauptsächlichsten  Börsen  Deutschlands  und  des  Auslandes,  ihre  Organisa- 
tion,  Einrichtungen,    Gebräuche.    1892    —  nebst  Nachtrag. 
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Berlin  ,  Breslau  ,  Magdeburg  ,  Köln  ,  Stettin  ,  Gleiwitz,  Mannheim, 
Leipzig,  Essen,  Königsberg,  Halle  a.  S.,  Danzig,  Dresden,  Stutt- 
gart, Hamburg,  Antwerpen,  Amsterdam,  Havre,  Budapest,  Wien 
und  Liverpool  waren  nachstehende  Einrichtungen  am  31.  Dezember 
1896  vorhanden;  Schlussscheine  wurden  ausgestellt  an  allen  rnit 
Ausnahme  von  Halle  a.  S.  und  Liverpool;  Bedingungen  für  den 
Terminhandel  waren  festgestellt  an  allen  mit  Ausnahme  von  Dres- 
den, Gleiwitz  und  Stuttgart ;  Mindestmengen  waren  vorgeschrieben 
an  allen  mit  Ausnahme  von  Gleiwitz,  Leipzig,  Essen,  Halle,  Dres- 
den und  Stuttgart;  vereidete  Makler  waren  bestellt  an  allen  mit 
Ausnahme  von  Mannheim,  Leipzig,  Dresden,  Stuttgart,  Hamburg, 
Antwerpen  und  Liverpool ;  Preise  wurden  festgesetzt  und  ver- 
öffentHcht  an  allen  mit  Ausnahme  von  Antwerpen;  Einrichtungen 
für  die  Abwickelung  des  Termin-  bezw.  Lieferungshandels  bestan- 
den an  allen  mit  Ausnahme  von  Magdeburg,  Gleiwitz,  Leipzig, 
Essen,  Königsberg,  Halle  a.  S.,  Dresden ,  Stuttgart ,  Antwerpen, 
Havre  und  Wien;  Kündigungsregister  und  Kündigungsscheine  be- 
standen an  allen  mit  Ausnahme  von  Magdeburg,  Gleiwitz,  Leip- 
zig, Essen,  Königsberg,  Halle  a.  S.,  Dresden,  Stuttgart,  Hamburg, 
Antwerpen,  Havre  und  Wien ;  ein  Schiedsgericht  gab  es  an  allen 
mit  Ausnahme  von  Essen,  Königsberg  und  Danzig;  Sachverstän- 
digen-Kommissionen zur  Feststellung  der  Qualitäten  waren  vor- 
handen an  allen  mit  Ausnahme  von  Leipzig,  Essen,  Dresden, 
Stuttgart,  Hamburg,  Havre  und  Liverpool;  Usancen  befanden  sich 
an  allen  mit  Ausnahme  von  Havre ;  ein  Wägeramt  oder  eine 
gleichartige  Einrichtung  befand  sich  an  allen  mit  Ausnahme  von 
Köln,  Gleiwitz,  Leipzig,  Essen,  Halle  a.  S.  ,  Danzig,  Stuttgart, 
Antwerpen,  Havre  ,  Wien  und  Liverpool ,  während  Liquidations- 
kassen neu  eingerichtet  waren  an  den  Börsen  zu  Magdeburg, 
Hamburg,  Havre,  Budapest  und  Liverpool.  Wenn  wir  die  ge- 
nannten Plätze  betrachten,  so  finden  wir,  dass  je  grösser  der  Ver- 
kehr sich  daselbst  entwickelt,  je  stärkere  Umsätze  an  einem  Orte 
stattfinden  und  je  mehr  der  Austausch  wirtschaftlicher  Güter  sich 
in  ihnen  konzentriert,  desto  entwickelter  werden  auch  die  Börsen- 
verhältnisse und  desto  mehr  Einrichtungen  zur  Erleichterung  der 
Geschäftsabschlüsse  und  -Abwickelung  wachsen  aus  dem  Börsen- 
verkehre heraus.  Namentlich  vermehren  sich  diese  börsentech- 
nischen Emrichtungen  dann  in  stärkerer  Weise,  wenn  von  dem  reinen 
Kassa-  oder  Locohandel  zum  Zeithandel  übergangen  wird,  wie  auch 
an  solchen  Börsen  ,    welche  die    entwickeltste  Geschäftsform,  den 
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Börsenterminhandcl  in  crlieblichem  blasse  aufweisen,  die  vollkom- 
mensten blinrichtungen  bestehen.  Wenn  die  vollendetste  Technik 
sonach  auch  nur  an  wenigen  grossen  Börsenplätzen  vorhanden 
ist,  so  fehlt  doch  an  keiner  deutschen,  hier  in  Betracht  zu  ziehen- 
den Börse  die  Einrichtung  der  Feststellung  von  Preisen  oder 
Kursen  und  der  Veröffentlichung  derselben.  Das  Obervervval- 
tungsgericht  beruft  sich  nun  in  Betreff  des  Fehlens  von  Kurs- 
notizen auf  die  Börsen  von  Elbing  und  Memel,  weil  eine  selbstän- 
dige Notierung  daselbst  nicht  stattfindet  und  die  Kursnotierungen 
der  Berliner  Börse  als  massgebend  angesehen  werden.  Solche 
kleine  Plätze,  welche  keinen  derartigen  Umsatz  haben ,  um  eine 
selbstständige  Preisnotierung  bewerkstelligen  zu  können,  sind  nicht 
als  Börsen  zu  erachten,  sondern  als  Märkte  anzusehen,  auch  wenn 
ihnen  das  Privilegium  früher  verliehen  worden  ist.  Die  Unbe- 
deutendheit rechtfertigt  nicht  den  wirtschaftlichen  Begriff  Börse, 
sie  sind  fast  nur  als  Filialen  der  für  sie  massgebenden  Börse  zu 
betrachten,  weshalb  sie  auch  in  ökonomischer  Hinsicht  nicht  als 
Börsen  unbestritten  dastehen.  Wenn  ferner  an  wenigen  auswär- 
tigen Börsen  Preisfeststellungen  nicht  stattfinden ,  wie  man  auch 
vor  einigen  Jahren  in  Chicago  die  Notierung  einstellen  wollte, 
weil  der  Händler  genügend  über  die  Preislage  orientiert  ist,  der 
Aussenstehende  aber  dann  völlig  im  Dunkeln  tappt,  so  wird  solches 
an  einer  anerkannten  deutschen  Börse  wohl  nicht  gestattet  wer- 
den. Es  wird  daher  kaum  einen  Widerspruch  erregen,  wenn  wir 
positiv  behaupten,  dass  Preisfeststellung  und  Notierung  zu  einer 
notwendigen  Aufgabe  einer  genehmigten  Börse  gehört  und  dass 
hierfür  Einrichtungen  vorhanden  sein  müssen,  die  allerdings  erst, 
wie  jetzt  schon  hinzugefügt  werden  mag,  Folgeerscheinungen  einer 
bereits  errichteten  Börse  sind,  demnach  nicht  als  ursprüngliche  Be- 
standteile einer  solchen  angesehen  werden  können.  —  Die  König- 
liche Preussische  Staatsregierung  hat  in  folgender  Weise  Stellung 
genommen:  Der  Handelsminister  Brefeld  erklärte  am  15.  Juni  1897 
im  Abgeordnetenhause,  demnach  kurz  nachher,  als  das  Verbot  der 
p-eenpalastversammlungen  ergangen  war^),  dass  unter  Anderem  die 
Rückwirkung  auf  die  Preisbildung  ausserhalb  der  Versammlung  als 
Merkmal  einer  Börse  angesehen  werden  müsse.  Zu  diesem  Zwecke 
müssen  Preise  festgestellt  und  veröffentlicht  werden.  Der  Minister 
stellte  es  dann  vom  Standpunkte  der  Regierung  aus  als  unerheblich 

i)  Vgl.   Stell.  Berichte  S.    3254   f. 
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hin,  ob  bestimmte  Einrichtungen,  nach  denen  die  Preise  notiert 
werden,  vorhanden  sind,  oder  ob  nur  durch  Abschkiss  der  Ge- 
schäfte und  Bekanntgabe  der  Preise  nach  aussen  die  Einwirkung 
stattfindet.  Jedenfalls  muss  eine  Einwirkung  erfolgen ,  die  aber 
nur  —  und  das  ist  auch  die  Voraussetzung  des  Ministers  — ■ 
durch  Preisfeststellung  und  Bekanntgabe  sich  vollziehen  kann.  In 
ähnlicher  Weise  hat  die  Regierung  mehrfach  ihre  Ansicht  zu  er- 
kennen gegeben,  wie  auch  in  den  Schriftsätzen  des  Polizeipräsi- 
denten auf  die  Notierung  und  Bekanntgabe  der  Preise  —  einer- 
lei, auf  welche  Art  solches  bewirkt  werde  —  als  einer  G  r  u  n  d- 
Voraussetzung  für  den  börsenmässigen  Charakter  einer  Ver- 
sammlung mehrfach  hingewiesen  wurde.  Im  Uebrigen  kann  es 
keineswegs  darauf  ankommen,  dass  bestimmte  Einrichtungen  an 
allen  Börsen  vorhanden  sind ,  sondern  dass  alle  Börsen  gewisse 
Einrichtungen  besitzen ,  welche  der  Erleichterung  des  Verkehrs 
dienen  und  sich  für  die  betreffende  Börse  in  charakteristischer 
Form  herausgebildet  haben.  Man  wird  der  Individualität  des 
Handels  namentlich  desjenigen  an  den  Börsen  nicht  gerecht,  wenn 
man  annimmt,  es  müssten  sich  an  allen  Börsen  gleiche  Ein- 
richtungen herausgebildet  haben.  Im  Gegenteile  bilden  sich  solche 
Einrichtungen  heraus,  die  ein  bestimmtes  Charakteristikum  der 
einzelnen  Börse  bilden.  Etwas  anderes  ist  es,  ob  Folgeerscheinun- 
gen überhaupt  als  wesentliche  Merkmale  der  ursprünglichen  Ein- 
richtung aufgefasst  werden  können.  Doch  davon  weiter  unten  mehr. 
Das  Oberverwaltungsgericht  hat  nun,  weitergehend,  als  selbst 
die  kühnsten  Hoffnungen  der  Regierungsorgane  in  dem  etwas 
bedenklichen  Streite  wider  den  Verein  Berliner  Getreide-  und  Pro- 
dukten-Händler  sich  erstreckten,  von  diesen  und  ähnlichen  Merk- 
malen, so  z.  B.  von  dem  Vorhandensein  der  Makler,  sowie  son- 
stigen technischen  Einrichtungen  an  den  Börsen  völlig  abstrahiert 
und  zwar  nicht  mit  unserer  vorstehenden  Andeutung,  sondern  mit 
dem  bequemen  und  etwas  auf  der  flachen  Hand  liegenden  Hin- 
weise der  Vielgestaltigkeit  und  Verschiedenheit  der  bestehenden 
Börsen.  Es  kommt  dann  ganz  unvermittelt  und  ohne  die  geringste 
Angabe,  woher  die  einzelnen  Momente  entnommen  sind,  ob  sie 
nicht  wieder  von  bestehenden  börsenähnlichen  Versammlungen 
abstrahiert  sind,  zu  einer  Begritfsdefinition  der  Börse  in  dem  Sinne, 
wie  eben  das  Oberverwaltungsgericht  diese  Institution  sich  denkt. 
Jene  Definition  wird  hingestellt,  wie  ein  rocher  de  bronce,  ohne  ir- 
gend welchen  Beweis,  ohne  auch  nur  die  geringste  Begründung  daran 
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ZU  knüpfen.  Zwar  ist  das  Obervervvaltungsgericht  Spruchbehörde 
und  keine  wissenschaftliche  Fakultät,  welche  in  einer  schwierigen 
Frage  ein  Gutachten  erstatten  soll,  weshalb  jenes  seine  Erkennt- 
nisse auf  Grund  der  einzelnen  Fälle  erstatten  muss.  Aber  nach- 
dem die  ersten  Autoritäten  der  juristischen  und  nationalökono- 
mischen Wissenschaft,  die  angesehensten  und  erfahrensten  Ver- 
treter des  praktischen  Wirtschaftslebens  und  die  bedeutendsten 
Parlamentarier  sich  Jahre  hindurch  mit  den  schwebenden  Börsen- 
fragen befasst  hatten  und  eine  Legaldefinition  für  den  Begriff 
»Börse«  nicht  zu  erbringen  vermochten,  obgleich  mehrere  Versuche 
dazu  gemacht  wurden,  kann  man  bei  der  plötzlich  wie  eine  Feuers- 
brunst in  dunkler  Nacht  erscheinenden  Definition  wohl  einige 
Worte  der  Begründung,  warum  man  diese  und  keine  andere  Mo- 
mente als  die  Charakteristika  der  Börse  ansieht,  erwarten.  Nichts 
von  allem  ist  vorhanden!    — 

Sehen  wir  uns  nun  diese  Begriffsbestimmung  näher  an,  so 
ist  das  Moment  der  täglichen  oder  doch  in  kürzeren  Zwischen- 
räumen regelmässig  stattfindenden  Versammlung  einer  grösseren 
Zahl  von  Personen  an  einem  ein  für  alle  Mal  bestimmten  Orte 
zu  einer  allgemein  bestimmten  Zeit  bei  von  vornherein  beabsich- 
tigter Wiederhokmg  kein  irgendwie  charakteristisches  Merkmal 
für  eine  Börse.  Dasselbe  gilt  nicht  allein  für  jede  Versammlung 
eines  Vereins,  der  ein  bestimmtes  Lokal  hat,  sei  es  eine  Innung, 
Gewerbeverein,  kaufmännischer  Verein  etc. ,  ja  sogar  für  studen- 
tische Verbindungen  und  sonstige  Vereinigungen,  welche  mit  dem 
Erwerbsleben  nichts  zu  schaffen  haben.  Bei  ihnen  allen  handelt 
es  sich  um  eine  grössere  Zahl  von  Personen,  um  tägliche  Zusam- 
menkünfte an  einem  bestimmten  Orte  und  zu  einer  allgemein  be- 
stimmten Zeit.  Auch  ist  die  Wiederholung  von  vornherein  be- 
absichtigt. Mit  einem  derartig  allgemein  gefassten  Begriffsmomente 
würde  nichts  anzufangen  sein  ,  wenn  nicht  noch  nähere  Begriffs- 
bestimmungen nachfolgten.  Die  sich  Versammelnden  müssen  vor- 
wiegend Kaufleute  oder  kaufmännische  Hülfspersonen  sein  und 
ihren  Geschäftssitz  am  Orte  der  Versammlungen  oder  in  dessen 
Nähe  haben.  Hierunter  würden  sonach  auch  alle  kaufmännischen 
Versammlungen  fallen,  mögen  sie  geschäftlichen,  belehrenden  oder 
unterhaltenden  Zwecken  dienen,  mögen  in  ihnen  Aktien  gehandelt, 
oder  Vorträge  über  die  Generatio  aequivoca  gehalten,  oder  die 
»Versunkene  Glocke«  rezitiert,  oder  musikalische  Aufführungen 
veranstaltet    werden.      Die    Besucher    derartiger    Versammlunsren 
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sind  meistens  Kaufleute  oder  kaufmännische  Hülfspersonen.  Auch 
haben  sie  naturgemäss  ihren  Wohnsitz  am  Orte  der  Versamm- 
hmgen  oder  in  dessen  Nähe.  Demnach  hegt  auch  in  dieser  Be- 
stimmung nichts  einer  Börse  Charakteristisches.  Sie  kann  daher 
zur  Kennzeichnung  einer  Versammlung  als  einer  Börse  nicht 
dienen.  Nun  kommt  aber  das  wesenthchste  Moment,  welches  die 
Versammlung  zu  einer  Börse  stempeln  soll:  sie  muss  nämlich  dem 
Handel  mit  nicht  zur  Stelle  gebrachten  vertretbaren  Waren  dienen, 
und  dieser  Handel  muss  sich  vorwiegend  zwischen  Grosshändlern 
vollziehen.  Von  einem  Handel  mit  Effekten  wird  völlig  abge- 
sehen. Doch  giebt  es  Versammlungen  von  Kaufleuten,  die  mit 
Effekten  handeln,  wie  z.  B.  in  Halle  a.  S.,  aufweiche  sämt- 
liche Momente  völlig  anwendbar  sind,  denen  man  aber  obrigkeitlich 
erlaubt,  ihren  Handel  ruhig  weiter  zu  treiben,  ohne  die  erforderliche 
Genehmigung  der  Landesregierung  einzuholen.  Es  kommt  noch  als 
erschwerend  hinzu,  dass  in  diesen  Versammlungen  Kurse  für  eine 
Reihe  von  Effekten  festgesetzt  werden,  die  auch  auf  weitere 
Kreise  preisbestimmend  einwirken.  Schon  aus  diesem  Grunde, 
weil  das  Oberverwaltungsgericht  bei  seiner  Definition  nur  Waren 
ins  Auge  gefasst  hat ,  kann  sie  nicht  als  eine  allgemeingültige, 
ein  für  alle  Mal  feststehende  angesehen  werden.  Betrachten  wir 
nun  diese  Definition  etwas  näher.  Es  kommen  darin  die  Aus- 
drücke »Kaufleute«  im  Gegensatze  zu  kaufmännischen  »Hülfsper- 
sonen« vor,  während  später  von  »Grosshändlern«  geredet  wird. 
In  welchem  Sinne  sind  diese  Begriffe  hier  genommen  worden  ? 
Während  das  Oberverwaltungsgericht  bei  der  Analyse  der  that- 
sächlichen  Gestaltimg  der  bestehenden  Börsen  von  allen  wirt- 
schafthchen  Einrichtungen  und  Momenten  absieht,  werden  die  drei 
obigen  Begriffe  plötzlich  im  Sinne  des  vulgären  Sprachgebrauches 
verwandt.  Denn  Kaufmann  im  rechtlichen  Sinne  ist  derjenige, 
welcher  ein  Handelsgewerbe  betreibt  gemäss  §  i  Abs.  i  H.G.B., 
und  zu  den  Kaufleuten  gehören  alle  kaufmännischen  Hülfspersonen 
als  da  sind  Kotnmissionäre,  Spediteure ,  Lagerhalter ,  Handlungs- 
agenten und  Handelsmakler,  Frachtführer,  Schleppschiffahrtsunter- 
nehmer, sowie  jeder  Gewerbetreibende,  dessen  Unternehmen  nach 
Art  und  Umfang  eine  kaufmännische  Organisation  erfordert.  In- 
dem sonach  das  Oberverwaltungsgericht  den  Begriff  »Kaufleute« 
dem  der  »kaufmännischen  Hülfspersonen«  einander  gegenüber- 
stellt, muss  es  den  rechtlichen  Begriff  des  Kaufmanns  in  dieser 
Definition  nicht  beachtet  haben,  widrigenfalls  es  sich  einer  Tauto- 
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logic  schuldii;  gemacht  hätte.  Solches  kann  nicht  angenommen 
werden.  Auch  werden  unter  »kaufmännischen  Hülfspersonen« 
nicht  Handlungsgehülfen  und  -Lehrhnge  verstanden,  weil  diese 
keine  Hülfspersonen  sondern  kaufmännische  Angestellte  sind  (§  59 
H.G.B.).  Es  können  daher  diese  Begriffe  höchstens  nur  im  wirtschaft- 
lichen Sinne  gemeint  sein.  Es  würden  somit  bereits  die  Fabrikanten, 
Gewerbetreibenden  und  Produzenten,  auch  wenn  letztere  von  der 
Befugnis  des  §  3  H.G.B. ,  sich  in  das  Handelsregister  eintragen 
zu  lassen,  Gebrauch  gemacht  haben,  ausscheiden.  Da  nun  die 
Börsenversammlungen  in  den  Provinzen  sich  vorwiegend  aus  diesen 
Elementen,  soweit  der  Getreide-  und  Produktenverkehr  in  Frage 
kommt,  zusammensetzen,  das  kaufmännische  Element,  d.  h.  die- 
jenigen Personen,  welche  die  Körnerfrüchte  und  deren  Fabrikate 
lediglich  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  erwerben ,  keineswegs 
überragt ,  so  würden  alle  diese  Versammlungen ,  auch  wenn  in 
ihnen  ein  erheblicher  Umsatz  stattfindet  und  eine  Einwirkung  auf 
die  Preisgestaltung  eines  weitern  Kreises  bewirkt  wird  ,  von  der 
Eigenschaft  als  genehmigungspflichtige  Börsen  entbunden  sein.  — 
Aber  noch  aus  einem  andern  Grunde  lässt  sich  darthun,  dass  die 
Frage  nach  der  Berufsstellung  der  in  einer  börsenähnlichen  Ver- 
sammlung verkehrenden  Personen  nicht  von  entscheidender  Gel- 
tung sein  kann,  weil  ihre  Bedeutung  für  den  daselbst  sich  voll- 
ziehenden Verkehr  ausserordentlich  verschieden  ist.  Es  giebt 
Börsen,  an  denen  eine  einzige  Mühle  mehr  als  50  Händler  auf- 
wiegt und  bei  welcher  die  Vertreter  einiger  weniger  Mühlenwerke 
und  Malzfabriken  von  sich  sagen  können,  wo  wir  uns  hinstellen, 
ist  die  Börse ;  denn  die  Händler  und  Makler  müssen  uns  kommen, 
und  der  Verkehr  ,  der  ausser  unserer  Mithülfe  sich  vollzieht  — 
ein  solcher  von  Händler  zu  Händler  —  ist  ein  verschwindender. 
Hiernach  kommt  es  im  Wesentlichen  auf  die  Menge  der  U  m- 
Sätze  an,  die  der  Börse  ihre  Bedeutung  verleiht  und  nicht  allein 
auf  die  Menge  und  Berufsstellung  der  Personen.  Die 
gehandelten  Quanten  müssen  daher,  soweit  sie  sich  feststellen 
lassen,  bei  der  Beurteilung  der  Frage ,  ob  einer  kaufmännischen 
Versammlung  der  Charakter  einer  Börse  innewohnt,  entscheidend 
mit  ins  Gewicht  fallen.  Das  Oberverwaltungsgericht  hat  indessen 
dieses  Moment  gar  nicht  beachtet,  wodurch  die  Frage  einem  öden 
Schematismus  unterworfen  worden  ist.  Während  also  kleine  pri- 
vate Getreide-  und  Produkten-Märkte  gegen  die  Unterstellung 
unter  das  Börsengesetz  ziemlich  geschützt  erscheinen,  müssen  die 
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sogen.  Warenmärkte,  die  man  vielfach  als  Warenbörsen  bezeichnet, 
in  den  meisten  Fällen,  auch  bei  beschränktestem  Umsätze,  als  ge- 
nehmigungspflichtige Börsen  angesehen  werden ,  weil  auf  ihnen 
sich  durchweg  ein  Verkehr  von  Händler  zu  Händler  in  Gattungs- 
ware vollzieht. 

Durch  die  Bestimmung ,  dass  die  Personen  ihren  Wohnsitz 
am  Orte  der  Versammlung  oder  in  dessen  Nähe  haben  müssen, 
soll  offensichtUch  eine  Unterscheidung  der  Börse  von  den  Märkten 
oder  Messen  herbeigefi^ihrt  werden.  Auch  hier  erweist  sich  die 
Bestimmung  nicht  als  ausreichend;  denn  trotz  dieses  Momentes 
fallen  die  regelmässig  wiederkehrenden  Saaten-  und  Fruchtmärkte, 
sowie  Messen  unter  dieselbe;  wenn  nämlich  auch  genannte  Ver- 
sammlungen von  vielen,  weit  aus  der  Fremde  herbeieilenden  Per- 
sonen besucht  werden ,  so  überwiegen  doch  unter  allen  Umstän- 
den  solche,   welche  am  Orte  oder  in  dessen  Nähe  ansässig  sind. 

Endlich  muss  der  Handel  sich  mit  nicht  zur  Stelle  gebrachten 
vertretbaren  Waren  befassen ,  und  zwar  soll  er  in  erheblichem 
Masse  ein  Umsatz  von  Grosshändlern  untereinander  sein.  Die 
Waren  sollen  vertretbar  (fungibel)  sein.  Der  Begriff  der  Ver- 
tretbarkeit mag  nun  juristisch  klar  und  schön  abgegrenzt  sein,  so 
dass  man  glauben  kann,  mit  ihm  das  erlösende  Wort  ausgesprochen 
zu  haben,  aber  wirtschaftlich  kann  man  mit  ihm,  wenn  man  sich 
die  bezüglichen  Waren  deutscher  Provenienz  darauf  ansieht,  nichts 
machen,  wenigstens  nicht  nach  der  Richtung,  wie  ihn  das  Ober- 
verwaltungsgericht anwendet.  Gewiss  soll  Getreide  zu  den  ver- 
tretbaren Waren  gerechnet  werden.  Solches  mag  in  manchen 
Fällen  zutreffen,  aber  wenn  es  sich  um  deutsche  Ware  handelt, 
so  kann  in  der  Praxis  hiervon  wohl  durchweg  keine  Rede  sein. 
Nehmen  wir  z.  B.  die  Gerste,  so  haben  wir  ein  so  hochindivi- 
duelles Getreide,  dass  von  einer  Vertretbarkeit  bei  ihr  nichts  ent- 
deckt werden  kann.  Saalegersten,  märkische ,  mecklenburgische, 
pommersche,  posensche,  böhmische  oder  mährische  Gersten  sind 
himmelweit  von  einander  unterschieden,  ein  Ersatz  der  einen 
Sorte  durch  die  andere  ist  ganz  unmöglich,  aber  auch  die  einzelnen 
Sorten  differieren  je  nach  Düngung,  Kultur,  Vorfrucht,  Witterung, 
Behandlung  etc.  so  ausserordentlich  untereinander,  dass  auch  bei  ih- 
nen die  Vertretbarkeit  aufhört.  Aehnlich  ist  es  mit  Weizen  bestellt. 
Der  Gehalt  an  Kleber  und  Amylum  ist  je  nach  Bodenkultur, 
Düngung ,  Gegend  und  vielen  sonstigen  Punkten  ein  erheblich 
verschiedener,    weshalb    ein  Ersatz    einer  Partie    durch    eine    an- 
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dere  sich  nur  in  seltenen  Fällen  ermöglichen  lässt.  Bei  Roggen 
zeigen  sich  ähnHche  Schwierigkeiten ,  wenn  sie  sich  hier  auch 
nicht  gänzlich  unübersteigbar  erweisen,  weil  diese  eigentliche  Brot- 
frucht auf  dem  durch  Ueberkultur  gänzlich  verdorbenen  Rüben- 
und  Weizenboden  kaum  angebaut,  sondern  in  grösseren  Mengen 
in  sandigen  Distrikten  gewonnen  wird,  woselbst  man  die  künst- 
lichen Düngemittel  vielfach  noch  nicht  im  Uebermasse  benützt. 
Die  stark  wechselnden  klimatischen  Verhältnisse  machen  auch  die 
Vertretbarkeit  dieses  Artikels  zumeist  zu  Nichte,  weil  eine  so 
gleichförmige  Frucht  wie  in  Russland  in  unserem  Vaterlande 
nirgends  gewonnen  werden  dürfte. 

Die  Vertretbarkeit  fällt  aber  vollständig ,  wenn ,  wie  es  an 
den  meisten  Provinzbörsen  oder  börsenähnlichen  Versammlungen 
bezw.  privaten  Märkten  der  Fall  ist,  nach  Muster  gehandelt 
wird.  Diese  sind  Durchschnittsproben  einer  bestimmten  Waren- 
partie, und  der  Kauf  nach  Muster  oder  Probe  bedingt,  dass  genau 
diese  Ware ,  von  der  das  Muster  entnommen ,  geliefert  werden 
soll.  Dieselbe  Ware  durch  eine  andere  zu  ersetzen ,  kann  nicht 
angängig  sein ,  weil  sodann  die  Feststellung  der  nicht  muster- 
getreuen Lieferung  auf  dem  Fusse  folgen  würde,  der  Müller  oder 
der  Mälzer  auch  eine  andere  Ware,  als  die  durch  das  Muster 
individuell  charakterisierte,  gar  nicht  für  seine  Zwecke  verwenden 
kann.  Die  Vertretbarkeit,  welche  sich  z.  B.  beim  Gelde  oder  bei 
Effekten  so  ausserordentlich  scharf  charakterisiert,  ist  daher  bei 
Waren,  denen  immer  mehr  oder  minder  starke  individuelle  Eigen- 
schaften anhaften,  weniger  vollkommen,  meistens  sogar  überhaupt 
nicht  ausgeprägt.  Erst  dann,  wenn  die  Ware,  wie  es  z.  B.  beim 
amerikanischen  Weizen  oder  russischen  Roggen  der  Fall  ist ,  da 
beide  Artikel  unter  gleichförmigen  Himmelsstrichen  erzeugt  werden, 
des  individuellen  Charakters  entkleidet  werden  kann ,  zeigt  sich 
auch  bei  ihr  die  Vertretbarkeit  in  höherem  Masse,  d.  h,  mit  andern 
Worten,  sie  kann  sodann  typen  massig  bestimmt  werden. 
Wenn  also  nach  typenmässigen  Mustern  in  konkreter  Ware  ge- 
handelt wird,  kann  erst  die  Vertretbarkeit  garantiert  werden. 

Wenn  wir  die  Vertretbarkeit  nach  dieser  Richtung  feststellen 
—  in  Bezug  auf  Getreide  ist  eine  andere  Auslegung  wohl  nicht 
denkbar  — ,  so  scheiden  von  der  Begriffsbestimmung  »Börse«  alle 
kaufmännischen  Versammlungen  aus,  welche  sich  vorwiegend  mit 
dem  Umsätze  inländischer  Ware  befassen ,  mag  diese  per  Kasse 
oder  auf  Zeit  gehandelt  werden,    wenn  nur    bei  dem  Handel  ein 
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effektiver  Umsatz  beabsichtigt  ist.  Würde  man  dem  wirtschaft- 
lichen Thatbestande  entgegen  Getreide  überhaupt  als  eine  ver- 
tretbare Ware  ansehen ,  so  müssten  auch  die  kleinsten  privaten 
Märkte  und  Zusammenkünfte  von  Fabrikanten ,  Händlern  und 
Produzenten  als  Börsen  im  Sinne  von  §  i  Satz  i  B.G.  angesehen 
und  bei  mangelnder  Genehmigung  verboten  werden.  Da  die  De- 
finition des  Oberverwaltungsgerichtes  hierüber  keinen  Aufschluss 
giebt,  so  ist  sie  praktisch  nicht  zu  verwerten  und  es  müssten, 
falls  man  gegen  die  in  den  Provinzen  bestehenden  ;> freien  Ver- 
einigungen« in  gleicher  Weise  vorgehen  wollte ,  wie  gegen  die 
Feenpalastversammlung,  erst  wieder  im  Prozesswege  Entscheidungen 
der  letzten  zuständigen  Instanz  herbeigeführt  werden. 

In  erheblichem  Masse  soll  der  Verkehr  ein  Handel  der  Gross- 
händler unter  einander  sein.  Darin  liegt  nach  dem  Oberverwaltungs- 
gerichte das  Charakteristikum  der  Börse.  Was  bedeutet  nun  aber 
hier  der  Ausdruck  »Grosshändler«  }  Er  kann  nicht  identisch  sein 
mit  dem  handelsrechtlichen  Begriffe  »Vollkaufmann«  im  Gegen- 
satze zum  Minderkaufmann,  welcher  gemäss  §  4  H.G.B.  nicht  in 
das  Handelsregister  eingetragen  werden  darf.  Der  Vollkaufmann 
hat  rechtlich  durch  seine  Eintragung  in  das  Handelsregister  die 
Kaufmannseigenschaft  erhalten ,  weshalb  er  ein  wirkliches  oder 
hypothetisches  Handelsgewerbe  betreiben  muss.  Damit  ist  er 
aber  nicht  als  »Grosshändler«  gezeichnet;  denn  sämtlichen  Klein- 
händlern haftet  die  gleiche  Eigenschaft  an ,  auch  sie  sind  Voll- 
kaufleute im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches.  Der  Begriff  »Gross- 
händler« kann  daher  nur  im  wirtschaftlichen  Sinne  verstanden 
werden  im  Gegensatze  zum  Kleinhändler,  der  einen  Laden  auf- 
macht und  dem  Publikum  die  Waren  in  kleinsten  Mengeneinheiten, 
wie  sie  verlangt  werden ,  verabfolgt.  Seine  Thätigkeit  erstreckt 
sich  darauf,  die  Waren  aus  dem  Auslande  oder  den  Seeplätzen, 
wie  auch  von  inländischen  Produzenten  oder  Händlern  herbeizu- 
schaffen und  sie  dem  Kleinhändler  oder  andern  Grosshändlern 
bezw.  Fabrikanten  in  grösseren  Mengen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Einen  Laden  zum  Einzelverkaufe  an  das  Publikum  besitzt  er  als 
solcher  nicht.  Bringen  wir  nun  diesen  Begriff  mit  den  börsen- 
ähnlichen Versammlungen  im  Getreide-  und  Produkten-Verkehre 
in  Beziehung,  so  finden  wir  die  völlige  Unanwendbarkeit  desselben. 
Kleinhändler  im  Sinne  des  obigen  wirtschaftlichen  Begriffes  ver- 
kehren daselbst  nicht ;  denn  Getreide  wird  überhaupt  nicht  in 
Pfunden  oder  Kilogrammen    wie  Kaffee ,    Zucker ,    Thee  etc.    ge- 
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handelt.  Der  überall  übliche  wirtschaftliche  Begriff  des  Gross- 
händlers versagt  hiernach  vollkommen.  Wer  ist  nun  aber  an  der 
Börse  Kleinhändler,  wer  Grosshändler  ?  Oder  sind  alle  Kaufleute, 
die  daselbst  verkehren,  als  Grosshändler  anzusehen  .=>  Dieses  kann 
gewiss  nicht  der  Fall  sein.  Wer  an  der  Börse  nur  wenige  Doppel- 
zentner oder  Tonnen  umsetzt,  kann  gegenüber  demjenigen,  wel- 
cher Hunderte ,  ja  Tausende  von  Tonnen  kauft  oder  verkauft, 
nicht  als  Grosshändler  angesehen  werden.  Der  Makler,  Agent 
oder  selbständige  Kaufmann,  welcher  eine  kleine  Partie  einheimi- 
schen Weizens  zum  Verkaufe  bringt,  ist  nicht  auf  gleiche  Stufe 
zu  stellen,  wie  der  weltumspannende  Grosshändler,  welcher  mit 
einem  Federstriche  in  seinem  Notizbuche  Schiffe  in  den  entlegen- 
sten Weltteilen  in  Bewegung  setzt  und  ungeheure  Warenmengen 
den  heimischen  Gestaden  zuführt,  Der  Unterschied  zwischen 
Gross  und  Klein  besteht  demnach  auch  hier,  er  kann  nicht  be- 
stritten werden.  Wann  jedoch  der  Kleinhändler  sich  zum  Gross- 
händler umwandelt,  lässt  sich  nicht  bestimmen,  weil  hier  eine 
Grenzlinie  nicht  aufzustellen  ist.  Nun  soll  aber  der  Handel  an 
der  Börse  in  erheblichem  Masse  ein  Verkehr  unter  Grosshänd- 
lern sein.  Wie  solches  erkannt  zu  werden  vermag ,  in  welchem 
Momente  solches  statthat,  ist  schlechterdings  unerfindlich,  nament- 
lich dann,  wenn  man  nicht  den  Blick  allein  auf  einen  Platz  wie 
Berlin  richtet ,  sondern  kleinere  provinzielle  kaufmännische  Ver- 
sammlungen unter  die  Lupe  nimmt. 

Dieses  anscheinend  charakteristische  Merkmal  der  Börse 
schrumpft  daher  bei  näherer  Betrachtung  auch  in  Nichts  zusam- 
men. Es  kann  wie  die  übrigen  unmöglich  für  die  originäre  Be- 
griffsbestimmung der  Börse  ausschlaggebend  sein. 

Die  Definition  des  Oberverwaltungsgerichts  zeigt  sich  mithin 
als  gänzlich  unzulänglich,  zumal  sie  auch  nicht  einmal  vollständig 
ist,  indem  sie  ein  Hauptmerkmal  einer  näheren  Untersuchung 
nicht  unterzieht,  sondern  völlig  dahingestellt  sein  lässt.  Hier  wird 
die  Lücke  offen  gelassen,  um  möglicherweise  auch  andere  kleinere 
kaufmännische  Versammlungen  in  den  Provinzen  dem  Börsen- 
zwange unterstellen  zu  können.  Es  wird  nämlich  bemerkt,  ob 
das  Erfordernis  des  Handelns  mit  abstrakter,  nur  typenmässig, 
d.  i.  nach  allgemein  festgesetzten  Mustersorten  bezeichneter  Waare 
vorhanden  sein  müsse,  bedürfe  keiner  Untersuchung  in  dem  vor- 
liegenden Falle ,  weil  solches  nicht  bestritten  worden  sei.  Es 
steht    sonach    nicht    fest,    ob    das  Oberverwaltungsgericht    dieses 
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Moment  als  ein  wesentliches  Charakteristikum  einer  Börse  ansieht 
oder  nicht. 

Nachdem  wir  nunmehr  die  beiden  Hauptstützpunkte  des  Er- 
kenntnisses des  Oberverwaltungsgerichts  einer  näheren  Betrach- 
tung unterzogen  haben,  können  wir  darauf  verzichten,  auch  den 
dritten  Punkt,  die  sofortige  polizeiliche  Untersagung  der  Versamm- 
lungen im  Feenpalaste  betreffend,  zu  besprechen,  da  er  lediglich 
eine  Verwaltungsmassnahme  zu  rechtfertigen  versucht,  die  für  die 
prinzipielle  Untersuchung,  was  unter  einer  Börse  verstanden  werden 
soll,  von  völliger  Bedeutungslosigkeit  ist.  Denn  die  Fragen,  ob 
der  Polizeipräsident  die  Versammlung  hätte  zuvor  auffordern 
sollen,  die  Genehmigung  der  Landesregierung  nachzuholen,  ob  er 
diese  sofort  verbieten  konnte ,  oder  ob  er  die  Versammlungen 
keineswegs,  sondern  nur  das  Unerlaubte  darin  untersagen  durfte, 
das  Erlaubte  aber  ruhig  fortbestehen  bleiben  konnte,  so  interessant 
sie  auch  im  rechtlichen  Sinne  sind,  können  uns  kein  Material  für 
unsere  Begriffsentwickelung  geben. 

Das  Erkenntnis  des  Oberverwaltungsgerichts  zerrinnt  uns  wie 
Wasser  unter  den  Händen ,  ohne  dass  uns  etwas  Brauchbares 
zurückbleibt.  Wenn  es  auch  als  Urteil  der  obersten  Spruch- 
behörde bis  auf  weiteres  in  Geltung  bleiben  wird  ,  so  kann  es 
doch  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  nicht  als  massgebend  ange- 
sehen werden.  Zwar  werden,  wie  wir  gesehen  haben,  einige 
wirtschaftliche  Begriffe  darin  verwendet ,  aber  im  wesentHchen 
baut  es  sich  doch  auf  eine  rein  rechtliche  Deduktion  auf.  Die 
volkswirtschaftliche  Institution  der  Börse  vermag  aber  in  erster 
Hinsicht  nur  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  begriffen 
und  definiert  werden.  Lassen  wir  daher  die  hauptsächlichsten 
nationalökonomischen  Begriffsbestimmungen  dieser  Art  an  unserm 
Auge  vorüberziehen  und  versuchen  wir  zu  erkennen,  was  in  ihnen 
wesentlich  und  was  unwesentlich  ist,  damit  wir  zu  einer  solchen 
Erfassung  der  wesentlichsten  Merkmale  dieser  hervorragenden  In- 
stitution gelangen,  die  ihrer  Bedeutung  in  der  Gegenwart  gerecht 
wird. 

Der  Handelsminister  Brefeld  meinte,  dass  das  Vorhanden- 
sein gewisser  Voraussetzungen  nicht  allein  massgebend  für  den 
Begriff  einer  Börse  sein  könne,  weil  man  sonst  auch  wohl  eine 
Legaldefinition  hätte  zu  geben  vermocht,  sondern  es  komme  darauf 
an,  in  welchem  Masse  diese  Voraussetzungen  zutreftend 
seien.  —  Solches  zu  entscheiden,  kann  nur  Sache  der  Verwal- 
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tung  sein.  Sonach  ist  \'on  Fall  zu  Fall  zu  prüfen,  ob  die  Vor- 
aussetzungen für  eine  genehmigungspflichtige  Börse  bei  einer  kauf- 
männischen Versammlung  vorhanden  sind.  Der  Handelsminister 
stellte  sich  damit  von  vorn  herein  auf  den  Standpunkt,  dass  nicht 
jede  kaufmännische  Versammlung,  die  zum  Zwecke  hat,  den  Ge- 
schäftsverkehr zu  erleichtern,  nunmehr  verboten  werden  müsse. 
Sie  kann  selbst  dann  fortbestehen ,  wenn  auch  die  Voraussetz- 
ungen für  eine  Börse  zutreffen ,  nur  darf  das  Mass  derselben 
nicht  eine  bestimmte  Grenze  überschreiten.  Er  widerspricht  mit- 
hin den  Ausführungen  des  Polizeipräsidenten  über  §  i  Satz  i  B.G. 
als  einem  Verbotsgesetze,  worauf  das  Obervervvaltungsgericht  in 
seinem  Erkenntnisse  sich  vornehmlich  gestützt  hat.  Die  charak- 
teristischen Merkmale  findet  der  Minister  in  folgendem  :  Es  muss 
vorhanden  sein  i.  eine  zeitliche  und  örtliche  Vereinigung  einer 
Vielheit  von  Geschäften  und  Händlern;  2.  eine  Gleichmässigkeit 
der  daselbst  abgeschlossenen  Geschäfte,  bedingt  durch  Statuten, 
Reglements,  Börsenordnungen,  Observanzen,  Uebereinkünften ; 
3.  Rückwirkung  auf  die  Preisbildung  ausserhalb  der  Versammlung. 
Wenn  der  Minister  von  einer  örtlichen  und  zeitlichen  Ver- 
einigung spricht,  so  muss  hierbei  vorausgesetzt  werden,  dass  diese 
Vereinigung  eine  regelmässig  wiederkehrende  ist.  Der  Unter- 
schied vom  Markte  ist  durch  die  örtliche  Vereinigung  gegeben, 
wenn  auch  hierdurch,  wie  bereits  gezeigt,  eine  scharfe  Trennung 
nicht  gegeben  ist,  zumal  die  Wochenmärkte  auch  meistens  nur 
örtliche  Vereinigungen  darstellen  und  wirkliche  Börsen  weit  darüber 
hinausreichen.  Indem  eine  Vielheit  von  Gesc  haften  und  Händ- 
lern vorhanden  sein  muss,  ist  allerdings  auf  den  Geschäfts- 
umsatz einige  Rücksicht  genommen  worden,  während  das  Ober- 
verwaltungsgericht nur  die  Personen  ins  Auge  fasste ,  wodurch 
Folgerungen  herbeigeführt  werden,  welche  dem  Wesen  der  Börse 
widersprechen.  Die  Gleichmässigkeit  der  abgeschlossenen  Ge- 
schäfte ist  nun  ein  wichtiges  Moment;  doch  kommt  es  nach  Bre- 
feld  auch  auf  das  Mass  derselben  an,  um  den  Unterschied  vom 
Markte  festzustellen.  Ein  gewisses  Mass  von  Gleichförmigkeit 
kommt  auch  auf  dem  Markte  beim  Handel  mit  individuell  bestimm- 
ter Ware  vor,  indem  derartigen  Geschäftsabschlüssen  meistens  be- 
stimmte Handelsgebräuche,  die  sich  für  fast  alle  erheblicheren 
Plätze  auch  ohne  Börse  und  Börsenverkehr  ausgebildet  haben,  zu 
Grunde  liegen.  Wie  weit  muss  diese  Gleichmässigkeit  nun  vor- 
handen sein.^     Hier  lässt  uns  die  ministerielle  Definition  völlig  im 
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Stich,    und  es  ist    der  Willkür  der  Verwaltung    ein  weiter  Spiel- 
raum gelassen,    um  die  eine    oder  andere  Versammlung  für  eine 
genehmigungspflichtige  Börse  erklären  zu  können.    Eine  Definition 
muss  aber  wenn  nicht  alle  so  doch  die  erheblichsten  Zweifel  be- 
seitigen ,    falls   sie  Wert    haben    soll.     Es  bleibt   hier    eine  offene 
Frage,  ob  dann,  falls  Satzungen  für  den  Vereinsverkehr  aufgestellt 
sind  und  allgemeine  Handelsgebräuche  bestehen,  bereits  eine  Ver- 
sammlung als  Börse  betrachtet  wird,    oder  erst  dann,    wenn  die 
Geschäftsabschlüsse    vorwiegend    nach    bestimmten    Lieferungsbe- 
dingungen   unter  Anwendung  von  bestimmten  Mindestmengen  in 
typenmässig    bestimmten    Waren     erfolgen ,    demnach    ein    regel- 
rechter Terminhandel  oder  Lieferungshandel    auf  Zeit  stattfindet. 
Das  dritte  BrefeM sc\\q  Moment,  die  Rückwirkung  auf  die  Preis- 
bildung   ausserhalb     der    Versammlung    anlangend ,    so    hat    der 
Minister    im  Hinblicke    auf  die    Feenpalastversammlungen    es    als 
zweifelhaft    hingestellt ,    ob    bestimmte    Einrichtungen    vorhanden 
sein    müssten,    nach    denen    die  Preise    notiert   werden,    oder  ob 
lediglich    die  Einwirkung    der  Preise  nach  aussen  durch  den  Ab- 
schluss  der  Geschäfte  in  der  Versammlung  und  ihre  Bekanntgabe 
erfolgen  kann.     Eine  Einwirkung  muss  aber  unter  allen  Umstän- 
den vorhanden  sein.     In  welchem  Masse  und  Umfange    diese    zu 
erfolgen  hat,    um    als  charakteristisch   für    eine  Börse  angesehen 
zu  werden,    ist    der  Entscheidung    der    zuständigen  Behörde  vor- 
behalten.     Dieses   Moment    dürfte    nach    unserem    Ermessen    bei 
näherer  Betrachtung  nicht  aufrecht  erhalten  werden  können.    Eine 
Versammlung  darf  nur  dann  für  die  Notierung  und  Bekanntgabe 
von  Preisen  verantwortlich  gemacht  werden,  wenn  sie  hierzu  Ver- 
anstaltungen getroffen  oder  jemand  damit  beauftragt  hat.     Solches 
war  in  Bezug  auf  die  Feenpalastversammlungen  von  keiner  Seite 
behauptet  worden,    und  weil  ein  Nachweis  nach  dieser  Richtung 
wohl    nicht    erbracht    werden   konnte ,    stellte  der  Minister  diesen 
Unterschied  als  völlig  unerheblich  hin,  obgleich  in  einer  so  grossen 
Versammlung  auch    beim  festen  Willen    der  Leiter    es    nicht  ver- 
hindert   werden    kann,    dass    Preisangaben    über    abgeschlossene 
Geschäfte   nach   aussen  gelangen   und  veröfTentlicht  werden.      Pri- 
vate  Preise  können  niemals  als  ein   Charakteristikum  einer  Börse 
angesehen  werden,    wie    auch    kein  Kaufmann    gehindert  werden 
kann,  die  Preise,   welche  seinen  Geschäftsabschlüssen  zu  Grunde 
liegen,  in  öffentlichen  Blättern,  in  Preiskouranten  und  Cirkularen, 
an  öffentlichen  Anschlagssäulen,  ja,  mit  allen  Mitteln  modernster 
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Reklame  dem  Publikum  zugän<^it^  zu  machen.  Wer  will  behaupten, 
dass  diese  Preisfeststellungen  und  -Ankündigungen,  wie  sie  täglich, 
ja  stündlich  zu  hunderten  und  tausenden  vorkommen,  von  keinem 
Einflüsse  auf  die  Preisbildung  in  einem  engeren  oder  weiteren 
Kreise  sei?  Derartige  Preisfeststellungen  können  niemandem  ver- 
wehrt werden,  nur  haben  sie  nirgends  einen  amtlichen  Charakter. 
Als  Börsen-  oder  Marktwerte  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches 
und  bürgerlichen  Gesetzbuches  sind  sie  nicht  zu  verwerten.  Sol- 
ches wird  auch  von  keiner  Seite  verlangt. 

Aber  selbst  wenn  amtliche  Preise,  d.  h.  im  vorliegenden 
Falle  Preise,  welche  vom  Vereinsvorstande  durch  irgend  welche 
Veranstaltungen  festgestellt  wurden,  notiert  werden  und  solche 
zur  Veröffentlichung  gelangen,  so  kann  auch  dann  hieraus  nur 
geschlossen  werden,  dass  die  M  ö glich ke  it  einer  Börse  vorhan- 
den ist.  Die  hierdurch  hervorgerufene  Einwirkung  auf  weitere  Kreise 
ist  kein  Börsenkriterium.  Jeder  Geschäftsabschluss  ,  der  bekannt 
wird,  übt  eine  gewisse  Einwirkung  aus,  und  diese  wird  um  so 
grösser,  je  gewaltiger  sich  der  Geschäftsverkehr  an  einem  Platze 
konzentriert.  Die  Preisbildung  wird  schliesslich  auch  ausserhalb  nicht 
unbeeinflusst  bleiben,  wenn  auch  nicht  die  geringste  Bekanntgabe 
der  Preise  erfolgt.  Da  der  Handelsverkehr  durch  zahllose  Glieder 
einer  Kette  mit  einander  zusammenhängt,  so  kann  eine  Beeinflus- 
sung der  Preisbildung  gar  nicht  unterbleiben.  Wollte  man  hierauf 
exempHfizieren ,  so  hätte  man  von  der  Bekanntgabe  der  Preise 
von  vornherein  ruhig  abstrahieren  können.  Die  Argumentation 
der  Regierung  würde  dadurch  nicht  unzutreflfender  geworden  sein, 
als  sie  es  bereits  thatsächlich  war.  Die  Einwirkung  der  Preis- 
bildung auf  einen  Kreis  von  Personen  ausserhalb  vollzieht  sich 
nicht  nur  an  Börsen  oder  börsenähnlichen  Versammlungen,  sondern 
auch  auf  Märkten  und  Messen ,  im  Handel  von  Comptoir  zu 
Comptoir,  von  Stadt  zu  Stadt  u.  s.  w.  Es  ist  dies  sonach  kein 
originäres  Charakteristikum  der  Börse,  wie  es  auch  die  Preis- 
notierungen nicht  sind,  die  erst  ein  sekundäres  Merkmal  darstellen. 
Zur  Aufstellung  des  Börsenbegriffes  lassen  sich  daher  diese  Mo- 
mente w^ohl  nicht  verwenden,  zumal  sie  erst  P'olgee  r  sc  heinun- 
g  e  n  einer  Börse  sind  und  sonach  nicht  zur  ursprünglichen  Be- 
griflsbestimmung  dieses  ökonomischen  und  rechtlichen  Institutes 
dienen  können. 

Hiermit  verlassen  wir  die  Bref cid' sc\\q  Definition  und  wenden 
uns  solchen  begrifflichen  Erklärungen  zu ,  welche  von  Vertretern 
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der  Wissenschaft  aufgestellt  worden  sind.  Es  ist  hierbei  zu  be- 
rücksichtigen, dass  sich  die  Volkswirtschaft  in  letzter  Zeit  ausser- 
ordentlich fortgebildet  hat,  weshalb  auch  die  ökonomischen  Ein- 
richtungen sich  immer  schärfer  und  charakteristischer  haben  heraus- 
bilden können.  Dennoch  sind  sie  durch  alle  möglichen  Ueber- 
gänge  mit  einander  verbunden,  wodurch  eine  genaue  Scheidung 
erheblich  erschwert  wird.  —  Wenn  RentscJi  die  Börse  als  den  Markt 
der  Verträge  des  kaufmännischen  Verkehrslebens  erklärt  und 
ferner  hinzufügt,  dass  eine  Konzentration  des  Verkehrs  zu  gewissen 
Zeiten  Bedürfnis  an  vielen  Orten  wurde,  so  kommt  eine  solche 
Definition  noch  nicht  über  die  Anfangsstadien  der  Entwickelung 
hinaus  und  bietet  nicht  die  geringste  Handhabe  zur  Charakteri- 
sierung des  neuzeitlichen  Begriffes   »Börse«  •^). 

Lorenz  von  Stein  erklärt  die  Börse  als  den  Markt  der  Werte  ^). 
Der  Markt  ist  nach  ihm  der  Ort,  an  welchem  sich  die  Güter 
sammeln ,  um  ihren  Preis  zu  finden.  Dagegen  suchen  auf  der 
Börse  die  Formen  des  selbständig  gewordenen  Wertes  oder  Geldes 
ihren  Preis. 

Diese  Definition  enthält  allerdings  eine  scharfe  Trennung  von 
Markt  und  Börse,  aber  sie  wird  dem  Begriffe  der  Börse  nicht 
genügend  gerecht,  indem  alle  Produkten-Börsen ,  an  denen  der 
Börsen-Terminhandel  oder  das  handelsrechtliche  Lieferungsgeschäft 
auf  Zeit  vorwiegend  den  Zweck  hat,  einen  Umsatz  in  effektiver 
W^aare  zu  bewirken,  als  eigentliche  Börsen  nicht  in  Frage  kommen. 
Die  provinzialen  Börsen ,  an  denen  Termin-  oder  Zeitgeschäfte 
kaum  ausgeführt  werden,  müssen  als  solche  ganz  ausscheiden. 
Wenn  wir  letzteres  auch  vorläufig  als  unentschieden  hinstellen 
wollen,  so  steht  wohl  fest,  dass  eine  Beschränkung  des  Begriffes 
Börse  auf  Effekten-,  Geld-  und  W'echselverkehr  nicht  angängig 
sein  kann,  daher  die  Definition  so  weit  gefasst  werden  muss,  dass 
Effekten- ,  Waren-  und  Produkten  -  Börsen  zugleich  in  derselben 
Raum  haben  ,  aber  dennoch  eine  Grenzlinie  gefunden  wird ,  die 
den  Marktverkehr  vom  Börsenverkehr  scheidet. 

Die  Schinoller  scXa^  Definition,  welche  bereits  zu  Anfang  kurz 
erwähnt  wurde,  lautet: 

»Die  Börse  ist  eine  durch  den  Staat  genehmigte  und  unter 
Staatsaufsicht  stehende  Veranstaltung  von  Gemeinden  oder  Handels- 
korporationen zu  dem  Zwecke,  den  Handelsverkehr  zu  erleichtern 

i)  Rentsch,   Dr.  H.,  Handwörterbuch  der   Volkswirtschaftslehre,  S.  119. 

2)  V.  Stein,  Dr.  Lorenz,  Lehrbuch  d.  Nationalökonomie,  III.  Aufl.,  Wien  1887,  S.  174. 
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und   die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Interessen  zu   fördern«  ^). 

Diese  Definition  ist,  wie  hier  nochmals  betont  werden  mag, 
farblos  und  enthält  kein  wirkliches  Charakteristikum  einer  Börse. 
Sie  kann  in  gleicher  Weise  für  Märkte  und  Messen  wie  für  Bör- 
sen angewendet  werden.  Die  Messen ,  auch  die  öfifentlichen 
Märkte  sind  durchweg  Veranstaltungen  von  Gemeinden  oder 
Handelskörperschaften.  Sie  bedürfen  der  Genehmigung  des  Staates 
und  stehen  unter  Staatsaufsicht.  Zur  Beurteilung,  ob  eine  l<auf- 
männische  Versammlung  eine  Börse  ist  oder  nicht,  bietet  sie  keine 
Handhabe,  da  sie  die  staatliche  Genehmigung  bereits  voraussetzt. 
Auch  würden  auf  Grund  dieser  Definition  niemals  »freie  Vereini- 
gungen«, welche  weder  den  Gemeinden  noch  Handelskorporationen 
ihre  Entstehung  verdanken ,  zu  Börsen  erklärt  werden  können. 
So  w^ertvoll  diese  Definition  daher  für  den  Zweck  verwendet 
werden  kann,  um  zu  beweisen,  dass  in  den  ersten  Stadien  der 
Entstehung  des  Börsengesetzes  niemand  §  i  Satz  i  B.G.  bezw. 
die  sachlich  entsprechende  Vorlage  der  Börsen-Enquete-Kommis- 
sion als  Verbotsbestimmung  aufgefasst  hat,  weshalb  dieser  §  kei- 
nen deklaratorischen  sondern  konstitutiven  Charakter  hat,  so  wenig 
lässt  sie  sich  in  der  Praxis  anwenden. 

Hauslwfer    definiert    unser  Rechtsinstitut  folgendermassen  ^) : 

»Die  Börse  ist  der  Platz ,  wo  die  kaufmännischen  Verträge 
sich  vollziehen,  wo  Angebot  und  Nachfrage  eines  einzelnen  Platzes 
sich  zu  gewissen  Zeiten  finden,  und  die  Geschäfte  gemacht  werden.« 

Diese  Begrififsbestimmung  lässt  an  Unbestimmtheit  nichts  zu 
wünschen  übrig.  Man  kann  aber  nicht  behaupten,  sie  gewinne 
dadurch  gerade  an  Brauchbarkeit.  Auf  einem  Platze,  auf  dem 
kaufmännische  Verträge  sich  vollziehen,  müssen  selbstredend  An- 
gebot und  Nachfrage  sich  finden  ,  denn  sonst  ist  der  Abschluss 
von  Geschäften  nicht  möglich.  Der  letztere  Teil  wiederholt  daher 
nur  den  ersten  Teil  der  Definition  oder  sucht  diesen  höchstens 
zu  erläutern.  Eine  Unterscheidung  vom  Markte  ist  hiermit  nicht 
gegeben,  weil  auf  ihm  sich  auch  vorwiegend  kaufmännische  Ver- 
träge vollziehen,  sonach  Geschäfte  abgeschlossen  werden.  Die 
Bestimmung,  dass  Angebot  und  Nachfrage  eines  einzelnen  Platzes 
sich  zu  gewissen  Zeiten  finden,  ist  zugleich  für  öffentliche  und 
private  Märkte  zutreffend.     Wenn  Haushofer  dann  noch  erklärend 

1)  45.  Sitzung  der  Börsen-Enqucte-Kommission  vom  28.   Oktober  1892. 

2)  Haushofer,  Prof.  Dr.  M.,  Grundzüge  der  politischen  Oekonomie.     Berlin  1894 
S.  67. 
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hinzufügt,  wie  man  zu  dieser  Einrichtung  gekommen  ist,  so  ist 
auch  hierin  kein  charakteristisches  Merkmal  einer  Börse  zu  finden  ; 
denn  wenn  sich  an  einem  Orte  ein  lebhaftes  Geschäft  entwickelt 
und  das  Aufsuchen  der  einander  gegenüberstehenden  Parteien  im 
Handel  zu  zeitraubend  und  mühsam  wird,  weshalb  man  einen 
gemeinsamen  Versammlungsplatz  festgestellt  hat,  so  ist  diese 
Erscheinung  nicht  bloss  die  Vorgeschichte  der  Börse  eines  Ortes 
sondern  vieler  sonstigen  Einrichtungen.  Mit  der  Haus/io/er  sehen 
Definition  kommen  wir  sonach  keinen  Schritt  weiter. 

Anders  ist  es  mit  derjenigen  von  Philippovich .  welche  uns 
allerdings  keine  klare  und  scharf  ausgeprägte  Begriffsbestimmung 
einer  Börse  bietet,  aber  in  einer  allgemeinen  Umschreibung  einige 
Merkmale  anführt,  die  geeignet  sind,  den  Begriff,  wenn  auch  nur 
schw^ach,  zu  klären.     Der  genannte  Nationalökonom  führt  aus : 

»Mit  entwickelterem  Verkehre  aber  bilden  sich  Märkte  aus, 
auf  welchen  im  Grossen  gehandelt  wird  und  zwar  nicht  nur  mit 
Rücksicht  auf  die  zur  Zeit  vorhandenen,  sondern  auch  auf  die  in 
der  Zukunft  entstehenden  Bedürfnisse,  und  nicht  nur  mit  der  auf 
den  Markt  gebrachten ,  sondern  mit  einer  erst  zu  beschaffenden 
Ware.  Dies  hat  aber  zur  Voraussetzung,  dass  die  individuellen 
Verschiedenheiten  der  Ware  verschwinden,  da  man  sie  unbesehen 
nur  dann  kaufen  kann,  wenn  über  die  zu  liefernde  Qualität  kein 
Zweifel  besteht.  Ist  der  Handel  aber  einmal  so  weit  ausgebildet, 
dann  tritt  zu  den  Käufern  und  Verkäufern,  welche,  wenn  auch 
nicht  auf  sofortige ,  so  doch  auf  zukünftige  Lieferung  der  Ware 
rechnen,  alsbald  das  reine  Spekulationsgeschäft,  in  welchem  Kaufs- 
und V^erkaufsverträge  abgeschlossen  werden,  nicht  um  W'are  zu 
beziehen  oder  zu  liefern,  sondern  um  von  einer  erwarteten  Preis- 
steigerung oder  Preissenkung  Gewinn  zu  ziehen.  Grosshandels- 
märkte, auf  welchen  Geschäfte  dieser  Art  abgeschlossen  zu  werden 
pflegen,  bezeichnet  man  als  Börsen«  '). 

Im  Kerne  kommt  diese  P>ntwickelung  darauf  hinaus,  dass  die 
Börse  der  Markt  für  reine  Spekulationsgeschäfte  ist.  Nur  muss 
man  wissen,  was  unter  reinen  Spekulationsgeschäften«  zu  ver- 
stehen ist.  Sehen  wir  davon  ab,  dass  PJiilippovicJi  lediglich  die 
Warenbörsen  im  Auge  hat,  so  kann  sich  nach  ihm  ein  Zeit- 
handel, der  in  der  Absicht  auf  effektive  Lieferung  geschlossen 
worden  ist,   an  den  Märkten  vollziehen.     Er  ist  kein  Charakteristi- 


i)  Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes.    Einleitungsband  III.  Abt.:  von  Philippo 
vich,  Dr.,  Eugen,   Allgemeine  Volkswirtschaftslehre.    S.   157   f. 
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kimi  der  Börse,  obgleich  er  zur  Spekulation  zählt.  Erst  die  »reine« 
Spekulation  giebt  der  Einrichtung  den  Börsencharakter,  d.  h.  der 
Zeithandel,  dem  es  nicht  um  die  effektive  Erfüllung  zu  thun  ist, 
sondern  darum,  um  von  erwarteten  Preisbewegungen  Gewinn  zu 
ziehen.  Diese  »reinen«  Spekulationsgeschäfte  würden  sich  mit- 
hin als  rechtliche  Difterenzgeschäfte  charakterisieren,  demnach  als 
Geschäfte ,  wie  sie  anerkanntermassen  an  der  Börse ,  an  welcher 
die  Geschäfte  auf  Grund  von  Börsenusancen  abgeschlossen  zu 
werden  pflegen,  gar  nicht  vorkommen,  weil  hier  effektive  Er- 
füllung niemals  ausgeschlossen  ist.  Demnach  würden  Börsen 
überhaupt  nicht  existieren !  Doch  mit  blosser  Geschwindigkeit 
schaffte  man  sie  nicht  aus  der  Welt,  sie  bestehen  und  erweisen 
sich  als  so  lebenskräftig,  dass  selbst  eine  Gesetzgebung,  welche 
sie  zu  verkümmern  trachtet,  von  ihr  zersprengt  wird.  Es  dürfte 
dies  auch  nicht  die  Meinung  von  PhilippovicJi  sein.  Vielmehr 
dürfte  dieser  Gelehrte  unter  »reinen«  Spekulationsgeschäften 
Börsentermingeschäfte  und  Lieferungsgeschäfte  auf  Zeit  verstanden 
haben,  denen  nicht  eine  individuelle  Ware  zu  Grunde  liegt, 
sondern  bei  denen  es  sich  um  vertretbare  Werte  oder  Waren 
handelt.  Die  Begriffsbestimmung,  welche  jedoch  dem  »reinen 
Spekulationsgeschäfte«  gegeben  ist,  ist  wirtschaftlich  nicht  klar  ge- 
nug und  rechtlich  zu  unbestimmt,  als  dass  sie  sich  für  die  Fest- 
stellung des  Börsenbegriffes  verwenden  Hesse,  zumal  nicht  einmal 
eine  Andeutung  darüber  vorliegt,  ob  der  Ausschluss  der  effektiven 
Lieferung  vertragsmässig  erfolgen  muss,  oder  stillschweigend  be- 
absichtigt sein  kann,  oder  ohne  beides  nur  aus  gewissen  Neben- 
merkmalen bezw.  konkludenten  Umständen  zu  erkennen  ist.  Diese 
Fragen  sind  überhaupt  nicht  berührt  worden,  wie  auch  darüber  keine 
Erörterung  stattgefunden  hat,  ob  die  Differenz  durch  ein  Gegen- 
geschäft oder  lediglich  durch  Anrechnung  des  Preises  am  Erfül- 
lungstage zur  Feststellung  gelangt. 

Der  Altmeister  der  deutschen  Volkswirtschaftslehre  Röscher 
war  nicht  mehr  in  der  Lage ,  die  neueste  Entwickelung  unseres 
Verkehrswesens  beobachten  zu  können  ^).  Wir  dürfen  daher  bei 
ihm  noch  keine  begrifflich  scharfe  Definition  der  Börse  erwarten. 
Doch  mag  seine  Begriffsbestimmung  hier  eine  Stelle   finden: 

'Börsen  sind  regelmässige,  am  liebsten  täglich  und  zwar  um 
die    Mitte    des    Arbeitstages     stattfindende    Versammlungen    der 

i)  Röscher,  Wilhelm,  Nationalökonomik  des  Handels-  und  Gewerbefleisses,  VII.  Auf- 
lage, Stuttgart  1899,  S.  629.    Vgl.  auch  die  früheren  Auflagen. 
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Kaufleute  eines  (,)rtes,  um  durch  Konzentration  von  Angebot  und 
Nachfrage  nicht  bloss  Zeit  zu  ersparen,  sondern  auch  die  Lage 
des  Marktes  übersichtlicher  zu  machen.« 

Diese  Definition  ist  viel  zu  allgemein  gehalten ,  um  in  das 
Wesen  einer  Börse  einzudringen.  Die  Zeitbestimmung  trifft  nicht 
einmal  für  die  meisten  Börsen  zu,  während  sie  andererseits  wieder 
für  manche  Märkte  zutreffend  sein  kann.  Ein  charakteristisches 
Merkmal  für  die  Börse  ist  in  der  Definition  nicht  enthalten,  wie 
auch  eine  Trennung  von  Markt  und  Börse  nicht  stattfindet.  Sie 
kann  daher  für  die  Gegenwart  und  Zukunft  weder  theoretischen 
noch  praktischen  Wert  mehr  beanspruchen. 

Dagegen  haben  wir  eine  neuzeitliche  Auffassung  in  der  De- 
finition   Conrad'-,^): 

»Die  Börse  nennt  man  den  Ort  eines  grösseren  Marktplatzes, 
wo  sich  zu  bestimmten  Zeiten  die  Geschäftsleute  bestimmter 
Branchen  und  Handelsvermittler  regelmässig  vereinigen,  um  nach 
einer  vereinbarten  Börsenordnung  Geschäfte  abzuschliessen.  Bald 
bilden  sie  private  Vereinigungen  wie  in  England  und  Amerika, 
bald  sind  sie  öffentliche ,  vom  Staate  konzessionierte  ,  die  unter 
Staatsaufsicht  stehen,  mit  vom  Staate  genehmigten  Statuten,  den 
Börsenordnungen,  wie  meistens  auf  dem  europäischen  Kontinente. 
Im  Gegensatze  zum  Marktverkehre  werden  an  der  Börse  die  Ge- 
schäfte über  bestimmte  Mengen  einer  bestimmten  Gattung 
abgeschlossen,  nicht  über  vorliegende  Waren.  An  der  Börse  können 
daher  nur    fungible    oder  vertretbare  Waren    gehandelt    werden.« 

Lassen  wir  dahingestellt,  ob  allein  Geschäftsleute  und  Handels- 
vermittler nicht  vielmehr  auch  Fabrikanten  und  Produzenten  die 
Börse  besuchen,  so  ist  in  dieser  Definition  zum  ersten  Male  eine 
scharfe  Trennung  der  Börse  von  dem  Markte  oder  der  Messe 
vorhanden.  Die  Geschäfte  werden  auf  Grund  einer  vereinbarten 
Börsenordnung  abgeschlossen.  Solches  findet  auf  den  letzt- 
genannten Einrichtungen  zur  Erleichterung  des  Handelsverkehrs 
nicht  statt.  Mag  man  auch  den  unerheblichen  Einwand  machen, 
dass  die  Börsenordnung  durchweg  nur  den  Verkehr  in  den 
Börsenversammlungen  regelt ,  der  Geschäftsabschluss  dagegen 
auf  Grund  von  offiziellen  Börsenusancen  sich  vollzieht ,  so  ist 
damit  die  begriffliche  Trennung  nicht  erschüttert ,  weil  hierdurch 
höchstens  ein  Streit  um  Worte    heraufbeschworen   würde.     Zwar 


l)    Conrad,   Prof.  Dr.  J.,   Grundriss  zum  Studium   der  politischen  Oekonomie,   I.  T. 
Jena  1896,  S.  49. 
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bleibt  noch  der  Einwand  bestehen  ,  dass  die  Börsenordnuni,'  nur 
etwas  sekundäres  ist  und  erst  in  Folge  der  Genehmigung ,  oder 
wie  in  England,  der  Errichtung  zur  Einführung  gelangt,  man  so- 
nach hierin  kein  Kriterium  besitzt ,  um  eine  kaufmännische  Ver- 
sammlung darauf  zu  prüfen,  ob  sie'  eine  Börse  ist  oder  nicht. 
Doch  Conrad  hat  diesen  Einwand  vorausgesehen,  weshalb  er  als 
auf  ein  charakteristisclies  Merkmal  einer  Börse  darauf  hinw^eist, 
dass  die  Gescliiiftc  über  bestimmte  Mengen  einer  bestimm- 
ten Gattung  und  nicht  über  vorliegende  Ware  abgeschlossen 
werden.  Der  Geschäftsverkehr  hat  sich  an  der  Börse  demnach 
von  individuellen  Waren  losgelöst.  Wenn  nun  dem  Geschäfts- 
abschlüsse bestimmte  Börsenbedingungen ,  Mengeneinheiten  und 
Gattungsware  zu  Grunde  liegen,  so  haben  wir,  mag  der  Handel 
per  Cassa  oder  auf  Zeit  erfolgen,  ein  typisches  Börsengeschäft  vor 
uns,  welches  sich  auf  einem  Markte  nicht  vollziehen  kann.  Der 
Begriff  der  Vertretbarkeit,  welcher  kein  feststehender  sondern  ein 
schwankender  ist,  dürfte  indessen  noch  einige  Schwierigkeiten  be- 
reiten. Ausserdem  mag  noch  angeführt  werden ,  dass  der  hier 
entwickelte  Begriff  Conrads  nur  die  Waren-,  nicht  die  Fonds- 
börsen im  Auge  hat. 

Nach  Lexis  begegnen  sich  Angebot  und  Nachfrage,  die  durch 
den  Grosshandel  des  Platzes  selbst  oder  durch  die  Grossindustrie 
eines  denselben  umgebenden  Bezirkes  bedingt  werden ,  an  der 
Börse,  welche  den  wichtigsten  Vereinigungspunkt  von  Käufern 
und  Verkäufern  und  deren  Vermittler  bildet.  Die  Börse  ist  mit 
den  grossen  Märkten  und  Messen  durch  allmähliche  Uebergänge 
verbunden.  Die  Warenbörse  dient  dem  Grossverkehre  wmc  die 
Messe,  sie  unterscheidet  sich  von  letzterer  aber  dadurch,  dass  sie 
wenigstens  an  allen  grösseren  Plätzen  und  an  allen  Wochentagen 
geöffnet  ist.  Unter  Bezugnahme  auf  die  Pariser  Halle  aux  bles, 
die  Londoner  Kornhallen  in  Mark  -  Lane  (corn  exchange),  dem 
Kohlenmarkt  von  Billingsgate  ward  dargethan,  dass  sich  zwischen 
einem  grossstädtischen  Produkten- Markte  und  einer  Produkten- 
Börse  kaum  eine  scharfe  Grenze  ziehen  lasse.  Die  Geschäfte 
aber  lassen  sich  als  m  a  r  k  t  m  ä  s  s  i  g  e  und  b  ö  r  s  e  n  m  ä  s  s  i  g  e 
unterscheiden.  Lexis  rechnet  zu  den  marktmässigen  diejenigen 
über  in  der  Markthalle  betindliche  disponible  Ware ,  während  er 
zu  letzteren  Ankäufe  über  disponible  Ware  zum  Zwecke  der 
Ausfuhr  oder  der  Aufspeicherung,  hauptsächlich  aber  Lieferungs- 
geschäfte   nach    Börsenusancen    in    ihren    verschiedenen    P'ormen 
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zählt,  In  den  Lieferungsgeschäften  konzentriert  sich  besonders 
die  Spekulation,  die  nach  diesem  Nationalökonomen  die  Bemühung 
bildet ,  die  Preisbildung  der  näheren  Zukunft  schätzungsweise 
vorauszusehen  und  nach  diesen  Vermutungen  die  Gegenwart  zu 
benützen  \). 

Bei  dieser  Erklärung  des  Begriffes  Börse  ist  die  Effektenbörse 
vollständig  verschwunden ,  und  die  Ausführungen  beziehen  sich 
nur  auf  die  Produkten-Börse  dergestalt,  dass  eine  Anwendung  der 
einzelnen  Momente  auf  erstere  nicht  angängig  ist.  Doch  sehen 
wir  von  diesem  Mangel  ab,  so  lässt  dennoch  die  Unbestimmtheit 
der  übrigen  Begriffe  eine  genaue  Herausschälung  der  Merkmale 
einer  Börse  nicht  zu.  Wenn  auch  der  Unterschied  der  Börse  von 
der  Messe  durch  tägliche  lokale  Befriedigung  von  Angebot  und 
Nachfrage  gekennzeichnet  ist,  so  ist  hiermit  keine  Unterscheidung 
vom  Markte  gegeben ,  für  welches  dieses  Moment  gleichfalls  zu- 
trifft. Auch  die  vorgetragene  Unterscheidung  von  marktmässigen 
und  börsenmässigen  Geschäften  vermögen  wir  als  richtig  nicht 
anzuerkennen,  weil  erstere  mit  der  Bezeichnung,  dass  sie  disponi- 
bel, in  der  Markthalle  befindliche  Waren  betreffen ,  welche  für 
den  lokalen  Konsum  bestimmt  sind,  nicht  ausreichend  charakteri- 
siert werden.  Dazu  ist  diese  Bestimmung  zu  eng  gegriffen ;  denn 
auch  der  Markt,  ich  erinnere  nur  an  die  Saat-  und  Fruchtmärkte, 
dient  dem  Verkehre  mit  nicht  gegenwärtigen  Waren,  wenn  nur 
Proben  vorhanden  sind,  nach  welchen  die  Geschäfte  abgeschlos- 
sen werden.  Ferner  werden  auf  diesen  Märkten  unleugbar  grosse 
Mengen  von  Waren  zum  Zwecke  der  Einlagerung,  der  Weiter- 
verarbeitung und  der  Ausfuhr  oder  dem  Versande  in  entlegenere, 
von  Waren  entblösste  Gebiete  des  Binnenlandes  in  unverändertem 
Zustande  oder  nach  vorheriger  Be-  oder  Verarbeitung  gekauft 
und  verkauft.  Der  Lexis'sche  Begriff  der  marktmässigen  Geschäfte 
kann  deshalb  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Dazu  bedarf  auch 
der  der  börsenmässigen  Geschäfte  einer  Korrektur,  indem  An- 
käufe von  disponibler  Ware  zum  Zwecke  der  Ausfuhr  oder  Auf- 
speicherung keine  charakteristischen  Börsengeschäfte  darstellen. 
Dagegen  treffen  Lieferungsgeschäfte  nach  Börsenusancen  in  ihren 
verschiedenen  Formen  allerdings  den  Börsenverkehr,  wie  es  auch 
unzweifelhaft  richtig  ist,  dass  sich  in  ihnen  hauptsächlich  die  Spe- 
kulation, d.  h.  die  in  der  Gegenwart  vorwegzunehmende  schätzungs- 

i)  Lexis ,  Jl\,  Handel  in  .Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie. 
II.  Aufl.  II.   Bd.    Tübingen   i8S6.  S.  694. 
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weise  Gestaltung  der  Verhaltnisse  in  der  Zukunft  konzentriert. 
Lexis  fügt  vorsichtig  das  Wort  hauptsächlich  hinzu,  dem  wir  nur 
beizustimmen  vermögen,  weil  die  Spekulation  sich  nicht  bloss  in 
Lieferungsgeschäften  nach  Börsenusancen  offenbart ,  sondern  mit 
Ausnahme  der  Anschaffungsgeschäfte  auch  im  gesamten  Cassa-  oder 
Locohandel.  Im  Uebrigen  den  Zweck  zur  Charakterisierung  der  Ge- 
schäfte zu  verwenden,  kann  nicht  gebilligt  werden,  weil  derselbe 
nicht  nur  in  den  meisten  Fällen  nicht  erkennbar  ist,  sondern  auch 
den  Abschlüssen  als  etwas  Sekundäres  anhaftet,  das  für  die  Art 
des  Geschäftes  völlig  gleichgiltig  ist. 

Nach  Ehrenberg\s\.  die  Börse  ein  Markt  für  vertretbare  Tausch- 
guter^).  Damit  ist  nach  diesem  Nationalökonomen  ihr  Wesen, 
ihre  Eigenart  gekennzeichnet  und  zugleich  ausgedrückt,  dass  sie 
zur  Kategorie  der  Märkte  gehört.  Der  Vorgang  der  Marktbil- 
dung besteht  darin ,  im  Tauschverkehre  Angebot  und  Nachfrage 
örtlich  wie  zeitlich  möglichst  stark  zu  konzentrieren,  um  eine  mög- 
lichst billige  und  vollkommene  Befriedigung  der  menschlichen 
Bedürfnisse  zu  erreichen.  EJwenbei'g  bezeichnet  alle  einschlägigen 
Veranstaltungen  als  Märkte  im  weiteren  Sinne.  Sie  dienen  dem 
Zwecke  der  zeitlichen  und  örtlichen  Verkehrskonzentration.  Sie 
zerfallen  i.  in  Märkte  mi  engeren  Sinne  wie  Wochenmärkte,  Mes- 
sen etc.  und  2.  in  Börsen.  Jene  dienen  dem  Verkehre  mit  nicht 
vertretbaren,  diese  dem  Verkehre  mit  vertretbaren  Tauschgütern. 
Nur  durch  das  Kriterium  der  Vertretbarkeit  lässt  sich  das  Wesen 
der  Börse  scharf  kennzeichnen,  aber  es  ist  nach  Elirenberg  auf 
keine  Weise  möglich,  zwischen  Börsen  und  andern  Märkten  eine 
scharfe  Scheidelinie  zu  ziehen,  die  für  die  Wirklichkeit  ohne  Wei- 
teres mechanisch  verwendbar  ist.  Es  sind  Uebergangsformen 
vorhanden,  bei  denen  man  zweifelhaft  sein  kann,  wohin  sie  gehö- 
ren. Niedere  und  höhere  Grade  der  Vertretbarkeit  bestehen  ; 
denn  die  Entwickelung  der  Vertretbarkeit  ist  ein  langer  Prozess. 
Er  beginnt  mit  der  Bildung  des  Begriffes  »Marktware«  und  endet 
mit  der  absoluten  Vertretbarkeit  wie  beim  Gelde.  Das  wichtigste 
Zwischenglied  der  Entwickelung  ist  der  Zustand ,  bei  dem  eine 
Ware  >nach  Probe«  verkauft  wird.  Hier  vertritt  die  Probe  nur 
die  einzelne  Warenpartie,  aber  weil  diese  beim  Geschäftsabschlüsse 
nicht  anwesend  zu  sein  braucht,  ist  auch  solche  unvollkommene 
Vertretbarkeit  schon  ausreichend ,  um  einen  derartigen  Verkehr 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Sprachgebrauche  als  Börsenverkehr 

l)  Conrad,  Wörterbuch  der  .Staatswissenschaften,  II.  Aufl.,   IL  Bd.,   S.  1024. 
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ZU  klassifizieren,  obwohl  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  bei  Wei- 
tem noch  nicht  eine  so  grosse  ist,  wie  die  des  Verkehrs  in  voll- 
kommenen vertretbaren  Tauschgütern. 

In  dieser  Auseinandersetzung  ist  viel  Zutreffendes  nebst  man- 
chem Unzutreffenden  vorhanden.  Die  Börse  kann ,  auch  wenn 
sie  vieles  mit  dem  Markte  gemein  hat,  nicht  schlechthin  zur  Ka- 
tegorie der  Märkte  gerechnet  werden ;  denn  sie  stellt  weit  mehr 
dar  als  einen  Markt,  mag  dieser  öffentlicher  oder  privater  Natur 
sein.  Sie  ist  nämlich  nicht  nur  eine  Konzentrationsstelle  für  An- 
gebot und  Nachfrage,  sondern  ein  Rechtsinstitut,  welches  mit  man- 
chen Privilegien  ausgestattet  ist.  Des  Weiteren  hat  Ehrenberg  auch 
nur  die  Produktenbörsen  im  Auge,  die  Effektenbörse  wird  nicht  be- 
rücksichtigt. Die  Scheidelinie,  den  Markt  als  den  Handelsverkehr 
mit  individuellen  und  die  Börse  als  den  mit  vertretbaren  Tausch- 
gütern zu  charakterisieren,  wird  dann  gebührend  festgehalten,  aber 
sofort  durch  die  eigentümliche  Erklärung  der  Vertretbarkeit  wieder 
völlig  verwischt.  Dieser  Mangel  wird  indessen  beseitigt,  wenn  wir 
hier  statt  ^&%  Ehrenbe7-g  s,c\iQ,Xi,  den  in  der  Jurisprudenz  und  auch  sonst 
in  der  Volkswirtschaftslehre  allgemein  üblichen  Begriff  der  Fungibi- 
lität  oder  Vertretbarkeit  einsetzen.  Denn  die  Vertretbarkeit  besteht 
lediglich  darin,  dass  eine  gewisse  Warenmenge  durch  eine  gleich 
grosse  Warenmenge  derselben  Gattung,  die  natürlich  die  gleichen  Ei- 
genschaften der  ersteren  besitzen  muss,  beliebig  ersetzt  werden  kann. 
Nach  EJirenberg  soll  die  Vertretbarkeit  einen  langen  Entwickelungs- 
prozess  durchgemacht  haben.  Sie  hat  begonnen  mit  der  Bildung 
des  Begriffes  »Marktware  ,  dann  sich  weiter  fortgebildet  im  Kaufe 
nach  Probe  ,  bis  sie  zu  vollkommen  vertretbaren  Tauschgütern 
gelangt  ist.  Solches  würde  richtig  sein,  wenn  hier  an  Stelle  »Ver- 
tretbarkeit« gesetzt  wird  »der  Handel  mit  vertretbaren  Waren«  ; 
denn  dieser  hat  allerdings  eine  lange  Geschichte  hinter  sich,  die 
genau  so  alt  ist,  wie  die  Geschichte  der  Börse,  weil  nämlich  erst 
mit  diesem  Handel  sich  ein  eigentlicher  Börsenverkehr  zu  ent- 
wickeln vermochte.  Eine  Probe  kann  nie  die  Ware  vertreten, 
sie  stellt  lediglich  ein  Merkzeichen  einer  bestimmten  Warenpartie 
dar,  deren  Eigenschaften  durch  die  Probe  gekennzeichnet  werden. 
Sie  ist  das  Mittel,  um  feststellen  zu  können,  ob  die  Lieferung 
mit  der  gekauften  Menge  identisch  ist.  Dagegen  kann  die  Waren- 
partie unter  Umständen  durch  eine  andere  gleicher  Art  und  Güte 
vertreten  werden.  Im  Locohandel  ist  überhaupt  ein  Unterschied 
nicht  festzustellen ,    ob  die  ganze  Warenpartie    mit  zur  Stelle  ge- 
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bracht  ist,  oder  ob  der  Verkäufer  nur  eine  Probe  zur  Hand  hat. 
Nur  um  Zeit  und  Kosten  zu  sparen ,  bringt  er  eine  Probe  mit, 
weil  er  nicht  weiss,  an  wen  er  die  Ware  absetzen,  oder  ob  er 
überhaupt  einen  Käufer  finden  wird,  weshalb  die  Transportgebüh- 
ren in  solchen  Fällen  auf  das  möglichst  geringste  Mass  beschränkt 
bleiben.  Findet  dagegen  ein  Abschluss  in  individueller 
Ware  auf  Zeit  statt,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  höch- 
stens eine  Probe  mit  zur  Stelle  gebracht  werden  kann.  Ein  sol- 
cher Geschäftsverkehr  vollzieht  sich  nicht  nur  an  Börsen,  sondern 
auch  an  fast  allen  öffentlichen  und  privaten  Märkten ,  weshalb 
derselbe  nicht  als  ein  börsenmässiger  charakterisiert  werden  kann. 
Auch  bestreiten  wir  entschieden,  dass  der  Sprachgebrauch  einen 
derartigen  Verkehr  als  einen  börsenmässigen  bezeichnet.  Da 
indessen  bei  manchen  Tauschobjekten  die  Vertretbarkeit  eine  voll- 
kommene, bei  andern  eine  weniger  vollkommene  ist,  noch  andere 
nur  individuelle  Waren  darstellen  ,  so  sind  nicht  alle  Waren  in 
gleicher  Weise  für  den  Börsenverkehr  geeignet.  Bei  den  Gütern 
mit  unvollkommener  Vertretbarkeit  müssen  daher,  sollen  sie  bör- 
senfähige Waren  sein,  bestimmte  Typen  festgestellt  werden,  nach 
denen  gehandelt  wird  und  welche  die  Lieferungsqualität  bezeich- 
nen. Den  Ehr eiiberg  sehen  Begriff  der  Börse  können  wir  daher 
als  zutreffend  nicht  annehmen. 

Schanz  entwickelt  folgenden  Begriff  der  Börse  ^).  Sie  ist  eine 
in  kurzen  Zeitabständen,  meist  täglich,  wiederkehrende  Versamm- 
lung von  Kaufleuten  und  andern  beim  Handel  beteiligten  Perso- 
nen zum  Zwecke  des  Abschlusses  von  Handelsgeschäften  ohne 
gleichzeitige  Vorzeigung,  üebergabe  und  Bezahlung  der  Ware. 
Der  Kauf  nach  Muster  bleibt  ein  individueller  Kauf.  Wo  ein 
solcher  vorwiegend  stattfindet,  hat  man  einen  Markt  und  keine 
Börse.  Der  Verkehr  an  der  Börse  ist  mit  Genussware  verknüpft. 
Die  daselbst  verkehrende  Vielheit  von  Käufern  und  Verkäufern 
handelt  mit  bestimmten  Quantitäten  eines  Typus 
fungibler    Waren 

Hier  ist  der  Börsenbegriff  unzweifelhaft  weit  schärfer  erfasst 
als  es  bei  Ehrenberg  und  andern  der  Fall  ist.  Es  liegt  in  Obigem 
eine  Definition  vor,  die  der  neuzeitlichen  Verkehrsentwickelung 
sich  möglichst  eng  anzuschliessen  sich  bemüht.  Man  hat  nun  ein- 
gewandt, der  Begriff  der  Vertretbarkeit  sei  in  diesem  F^lle  nicht 
zutreffend,  weil  derselbe  auch  an  Arbeiterbörsen,  Musikerbörsen  etc. 

l)   Elster,   Wörterbuch  der  Volkswirtschnft,    Bd.  I,   S.   407. 
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vorhanden  sei  ,  indem  es  bei  dem  Werben  von  Arbeitskräften 
nicht  um  eine  bestimmte  Person  mit  einem  bestimmten  Namen 
handelt,  sondern  nur  allgemein  um  eine  geeignete  Arbeitskraft,  so 
kann  hiergegen  leicht  daran  erinnert  werden,  dass  es  sich  in  solchem 
Falle  nicht  um  Geschäftsabschlüsse  in  Waren  oder  Effekten  handelt 
und  die  in  Frage  kommenden  Institute  keine  Rechtseinrichtung 
darstellen,  sie  auch  nirgends  als  wirkliche  Börsen  anerkannt  wer- 
den. Dennoch  hat  auch  diese  Definition  Mängel.  Sie  befasst  sich 
nur  mit  dem  Warenhandel.  Eine  Effektenbörse  wird  nicht  berück- 
sichtigt. Es  ist  geradezu  bemerkenswert ,  von  wie  wenigen  Na- 
tionalökonomen diese  mit  in  Betracht  gezogen  wird.  Allerdings 
hat  in  den  letzten  Jahren  die  Produkten-Börse  im  Vordergrunde 
des  Interesses,  wir  können  wohl  sagen,  des  Kampfes  gestanden. 
Solches  darf  aber  nicht  hindern,  das  so  überaus  wichtige  Institut 
der  Fondsbörse  in  gleicher  Weise  bei  der  Aufstellung  einer  Be- 
griffsbestimmung heranzuziehen.  —  An  der  Börse  soll  sich  nun 
nach  ScJianz  der  Geschäftsabschluss  ohne  gleichzeitige  Vorzeigung, 
Uebergabe  und  Bezahlung  der  Ware  vollziehen.  Die  Erfüllung 
und  Bezahlung  geschieht  jedoch  bei  fast  allen  Handelsgeschäften 
niemals  gleichzeitig  mit  dem  Abschlüsse  der  Geschäfte.  Die  Han- 
delsgebräuche lassen  auch  bei  Cassageschäften  immer  einen  Spiel- 
raum zu,  der  sich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  oft  sehr  ver- 
schieden gestaltet.  Demnach  kann  die  nicht  gleichzeitige  Ueber- 
gabe und  Bezahlung  kein  Kriterium  der  Börse  sei.  Selbst  wenn 
die  Erfüllung  von  Seiten  des  Verkäufers  recht  rasch  erfolgt,  lässt 
die  Bezahlung  noch  emen  Spielraum  zu,  es  sei  denn,  dass  Zug 
um  Zug«  oder  gar  bei  unsichern  Abnehmern  »Kasse  voraus«  ge- 
handelt worden  ist.  Das  Fehlen  der  gleichzeitigen  Vorzeigung  der 
Ware  kann  allerdings  darauf  schliessen  lassen,  dass  mit  Genuss- 
ware und  zwar  nach  Typen ,  welche  nach  Börsenusancen  festge- 
setzt worden  sind,  gehandelt  wird,  braucht  es  aber  nicht;  denn 
auch  ausserhalb  der  Börse  wird  ohne  gleichzeitige  Vorzeigung 
der  Ware  gehandelt,  wie  z.  B.  auf  den  Buchhändlermessen,  man- 
chen Warenmärkten  etc.  Unstreitig  richtig  ist  dagegen  die  Be- 
zeichnung des  Kaufes  nach  Probe  als  ein  individueller  Kauf,  der  nur 
als  ein  marktgemässer  angesehen  werden  kann.  Wenn  sonach  die 
Scliaiiz'scV^  Definition  der  Börse  nicht  gerade  ins  Schwarze  trift"t, 
so  können  wir  ihr  doch  in  dem  Unterscheidungsmerkmale  zwischen 
Markt  und  Börse  umsomehr  beipflichten. 

E.  Stnik    kennzeichnet    die  Börse    als    eine    reeelmässi«  sich 
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wiederholende  Zusammenkunft  von  Kaufleuten  und  Handelsver- 
mittlern (Maklern  etc.)  zum  Zwecke  des  geschäftlichen  Verkehrs, 
des  Kaufes  und  Verkaufes  von  Waren  ^).  Diese  Begriffsbestim- 
mung ist  so  allgemein  gehalten,  dass  nicht  ein  wesentliches  Mo- 
ment einer  Börse  in  ihr  enthalten  ist,  demnach  mit  ihr  nicht 
weiter  zu  kommen  sein  würde,  falls  nicht  genannter  Autor  nähere 
Erklärungen  angefügt  hätte.  Die  Börse  fällt  ihm  unter  den  all- 
gemeinen Begriff  des  Marktes,  unterscheidet  sich  aber  von  diesem 
durch  bestimmte  Eigentümlichkeiten ,  welche  gerade  das  charak- 
teristische Merkmal  des  Börsenverkehrs  bilden.  Es  besteht  da- 
selbst kein  Verkehr  in  individuell  bestimmten  Waren ,  sondern 
die  Abschlüsse  haben  bestimmte  Mengen  einer  bestimmten  Gat- 
tung zur  Voraussetzung.  Das  charakteristische  Merkmal  der  Bör- 
sengeschäfte ist  daher  der  Verkehr  in  fungiblen  Waren,  weshalb 
der  Kreis  des  Umsatzes  nur  ein  begrenzter  ist.  Wenn  nun  auch 
Uebergänge  und  Mischgebilde  vorhanden  sind,  so  kann  man  das 
Wesen  einer  Börse  doch  nicht  verkennen.  Obgleich  die  Striick'- 
sche  Erklärung  auch  nur  Produkten-Börsen  im  Sinne  hat,  so  trifft 
sie  doch  in  ihrem  Kerne  das  wesentlichste  Merkmal  der  Börse, 
mit  dessen  Handhabung  schon  weiter  zu  kommen  ist.  Allerdings 
schiesst  sie  auch  nach  der  Richtung  über  das  Ziel  hinaus ,  wenn 
sie  den  Ausschluss  des  Handels  in  individuell  bestimmten  Waren 
von  der  Börse  voraussetzt.  Im  Gegenteile  werden  an  allen  Börsen 
neben  den  charakteristischen  Geschäftsformen  auch  marktgängige 
Geschäfte  abgeschlossen,  ohne  ihren  Charakter  zu  gefährden. 

Pfleger  findet  ein  Kennzeichen  der  Börse  in  der  Berufsstel- 
lung der  Börsenbesucher  ^).  Sie  müssen  im  Wesentlichen  aus 
Kaufleuten  und  zwar  aus  Grosshändlern  bestehen.  Auf  den  Märk- 
ten findet  ein  Verkehr  zwischen  Produzenten,  Kleinhändlern  und 
Konsumenten  statt.  Die  Messen  kennzeichnen  sich  durch  die 
Geschäftsverbindungen  zwischen  Grossfabrikanten  und  Grosshänd- 
lern einerseits  und  Kleinhändlern  und  Detailisten  andererseits.  Die 
Börse  dient  hauptsächlich  dem  Grosshandel  mit  seinen  ihn  unter- 
stützenden Hülfsgeschäften.  Sie  besitzt  spezifische  Geschäftsfor- 
men. Während  auf  den  Märkten  individuelle  Waren  oder  Tausch- 
güter nach  individuellen  Mustern  Gegenstand  des  Umsatzes  sind, 
werden  an   der  Börse    bestimmte  Mengen    einer  bestimmten  Gat- 

i)   Conrad,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  I.  Aufl.  Bd.  II,  Jena,  S.  671, 
2)   Conrad,    Handwörterb.    der    Staatsw.   IL  Aufl. ,    II.  Bd.    S.  980.    Holdhehn's 
Wochenschrift  für  Aktienrecht  und  Bankwesen  VII,  S.   123.  1892. 
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tung  von  Waren  oder  Wertpapieren  gehandelt.  Ware  und  Wert- 
papiere werden  daselbst  ihres  individuellen  Charakters  entkleidet, 
weshalb  der  Börsenhandel  ein  Handel  mit  generell  bestimmten 
Wertpapieren  und  typenmässig  bestimmten  Waren  bildet.  Die 
Ausführungen  Pfleger 's,  klingen  in  folgender  Definition  der 
Börse  aus  : 

»Börsen  sind  die  regelmässig,  meist  täglich,  an  einem  be- 
stimmten Orte  zu  einer  bestimmten  Tageszeit  stattfindenden  Zu- 
sammenkünfte von  Grosskaufleuten  eines  Handelsplatzes  und  Hülfs- 
personen  des  Grosshandels  zum  Zwecke  des  Abschlusses  von 
Handelsgeschäften  in  generell  bestimmten  Wertpapieren  oder  ty- 
penmässig bestimmten  Waren«. 

Wenn  Pfleger  im  Antonen  an  das  Erkenntnis  des  Oberver- 
waltungsgerichtes ein  entscheidendes  Merkmal  in  der  Berufsstel- 
lung der  Börsenbesucher  sieht  und  als  solche  Grosskaufleute  und 
Hülfspersonen  des  Grosshandels  erblickt,  müssen  wir  ihm  ent- 
gegenhalten, dass  an  der  Börse  nicht  nur  Gross-  und  Kleinkauf- 
leute verkehren ,  sondern  ganz  unzweifelhaft  auch  Fabrikanten, 
so  z.  B.  Mühlenindustrielle ,  Malzerzeuger,  Gewerbetreibende  und 
Produzenten  jeder  Art,  wie  auch  umgekehrt  Grosskaufleute  die 
Märkte  und  Messen  besuchen  neben  Kleinhändlern  und  Vertretern 
des  Gewerbes,  der  Industrie  und  der  Produktion.  Die  Berufs- 
stellung der  Besucher  kann  nun  wohl  als  nebensächliches  Moment 
zur  Charakterisierung  verwandt  werden,  aber  nie  entscheidend  ins 
Gewicht  fallen.  Sie  wird  sich  stets  nach  der  jeweiligen  Gestal- 
tung von  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  in  der  bezüglichen  Stadt 
und  deren  näherer  und  fernerer  Umgebung  zusammensetzen.  Das 
Schwergewicht  wird  daher  immer  auf  den  Geschäftsverkehr  gelegt 
werden  müssen.  Hier  fällt  neben  dem  Was  bestimmend  die  Art 
und  Weise  in  die  Wagschale,  wie  die  Geschäfte  abgeschlossen 
werden.  Die  Formen  des  Handels  müssen  daher  für  den  Verkehr 
stark  ins  Gewicht  fallen. 

Wermuth  und  Brendel  sind  der  Meinung,  dass  es  für  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  eine  kaufmännische  Versammlung  als 
Börse  zu  behandeln  ist,  eine  Reihe  von  Merkmalen,  wie  Regel- 
mässigkeit der  Zusammenkünfte  der  Handeltreibenden  zu  bestimm- 
ten Zeiten  an  einem  bestimmten  Orte,  an  welchem  Geschäfte 
unter  Beobachtung  gewisser,   durch  stillschweigende  Uebereinkunft 

i)  Wermuth,  A.  und  Brendel,  //.,  p]örsengesetz  vom  22,  Juni  1896,  Berlin  1897, 
S.   24  f. 

Zeitschrift    fiir  die  ges.   Staatswissensch.    1902.  2.  I8 
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oder  statutarisch  festgelegter  Regeln  abgeschlossen  werden  oder 
abgeschlossen  werden  können ,  in  Betracht  zu  ziehen  ist.  Das 
ausschlaggebende  Moment  soll  aber  weder  in  dem  juristischen 
Charakter  der  Vereinigung  noch  in  der  Art  der  Preisfeststellung, 
sondern  m  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Zusammenkünfte, 
namentlich  in  ihrer  Einwirkung  auf  die  Preisbildung  in  einem  wei- 
teren Wirtschaftsgebiete,  über  den  engeren  Kreis  der  Teilnehmer 
hinaus,  gefunden  werden. 

Diese  Auffassung  des  Begriffes  Börse  machte  sich  bald  nach 
Emanierung  des  Gesetzes  in  Regierungskreisen  und  zwar  als  Kon- 
zession an  den  Bund  der  Landwirte  vielfach  geltend,  indem  man 
den  bestehenden  kaufmännischen  Vereinigungen  ,  die  das  kaudi- 
nische  Joch  stolz  von  sich  abwiesen,  die  Preisnotierung  aus  den 
Händen  winden  und  den  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  über- 
weisen wollte.  Sie  konnte  daher,  bevor  der  Spruch  des  Ober- 
verwaltungsgerichtes gefallen  war,  als  eine  offizielle  angesehen 
werden.  Sie  hat  den  Vorzug,  das  ausschlaggebende  Moment 
nicht  im  juristischen  Charakter  der  Vereinigung,  sondern  in  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  zu  suchen.  Sie  hat  aber  den  grossen 
Fehler,  das  wesentliche  Moment  aus  den  wirtschaftlichen  Wir- 
kungen und  nicht  aus  ursächlichen  ökonomischen ,  in  der  Ver- 
einigung selbst  liegenden  Thatsachen  abzuleiten.  Für  die  wissen- 
schaftliche Begriffsentwickelung  der  Börse  kann  sonach  aus  den 
obigen  Ausführungen  kaum  etwas  gewonnen  werden. 

Cohn^)  betont  bei  der  Behandlung  des  Begriffes  Börse  die 
Verquickung  der  Märkte  und  Messen  in  einander.  Die  Börsen 
seien  aus  demselben  Stamme  hervorgewachsen.  Der  genannte 
Gelehrte  fragt  nun:  »Was  unterscheidet  eine  Börse  von  einem 
Markt  e.?« 

>Markt«  und  »Messe-  in  ihrer  geschichtlichen  Bedeutung  (von 
ihren  übertragenen  Bedeutungen  der  neuen  Volkswirtschaft  abge- 
sehen) setzen  den  konkreten  Verkehr  mit  den  zu  verkaufenden 
Handelsgütern  voraus.  Auf  dem  Pferdemarkte  müssen  die  Pferde 
zur  Stelle  sein,  um  beurteilt  werden  zu  können,  bevor  man  han- 
delseins über  sie  wird ;  auf  der  Pelzmesse  gehört  die  Ware  in 
ihrer  mannigfaltigen  Qualität  als  handgreiflich  gegenwärtig  zu  dem 
Wesen  des  Messverkehrs.  Die  Börse  emancipiert  sich  von  die- 
ser Gebundenheit  an  konkrete  Waren.  Ihr  Gebiet  setzt  an  der 
Grenze    ein ,    wo    die  Gegenwart    handgreiflicher  Waren    für  den 

l)  System   der  Nationalökonomie  Bd.   III,   S.   87. 
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Handelsverkehr  überflüssig  geworden  ist,  wo  eine  allgemeine  Be- 
zeichnung an  typischer  Qualität  und  Quantität  ausreicht,  um  den 
Gegenstand  des  Handels  zu  bestimmen.  Es  sind  —  im  Sprach- 
gebrauche der  römischen  Jurisprudenz  fungible  (oder  vertretbare) 
Sachen,  welche  solchen   Charakter  haben. 

Eine  solche  Sache  ist  aber  in  vollendetem  Masse  nur  das 
Geld  (Edelmetall)  und  die  Urkunde,  die  auf  Geld  lautet  (Wert- 
papier, Wechsel  u.  s.  w.).  Alles  andere  hat  eine  Lücke  an  seiner 
Fungibilität ,  sucht  aber  im  Interesse  des  Börsenverkehrs  diese 
Lücke  durch  Auskunftsmittel  zu  ergänzen. 

Solche  sind  :  die  feste  Umschreibung  der  Qualität  durch  usan- 
cenmässige  Bedingungen  oder  —  mit  geringer  Konsequenz  in  der 
Richtung  der  abstrakten  Ware  —  durch  Handel  nach  Probe. 

Ein  zweites  Moment ,  welches  zu  dem  Wesen  der  Börse 
gehört,  ergiebt  sich  von  selber  aus  dem  ersten.  Es  ist  der  grosse 
Umfang  der  Objekte  des  Handelsverkehrs.  Denn  die  Tendenz 
auf  abstrakte  Warenquantitäten  hat  keinen  Sinn  ausser  in  der 
Entfernung  des  Handelsgutes  von  dem  letzten  Zwecke  desselben, 
seinen  Verbrauch  in  tausend  kleinen  Stücken. 

Drittens  gehört  zur  Börse  die  Ständigkeit ,  die  womöglich 
tägliche  Wiederkehr  an  einem  bestimmten  Versammlungsorte  der 
Kaufleute,  die  daher  in  derselben  Stadt  ihren  Wohnsitz  haben. 
Dieses  unterscheidet  die  Börse  von  einer  Messe  ,  die  in  ge- 
wissen Zeiten  des  Jahres  wiederkehrt,  um  zeitweiUg  die  sonst  weit 
von  einander  entfernten  Kaufleute,  Käufer  und  Verkäufer  zusam- 
menzuführen. 

Diese  Momente  vereinigt  bedeuten  aber  wiederum  eine  hohe 
Entwickelung  des  grossen  Handels  an  einem  gegebenen  Platze, 
weil  nur  durch  diese  Höhe  tägliche  Beschäftigung  für  solche  kauf- 
männische Versammlungen  gegeben  werden  kann. 

Wenn  auch  Cohn  den  Marktverkehr  als  den  mit  vorhandenen 
Waren  richtig  charakterisiert,  so  können  wir  ihm  bezüglich  seiner 
Auffassung  über  das  Wesen  der  Börse  nicht  beipflichten.  Die 
Loslösung  von  der  Gebundenheit  an  konkrete  Ware  ist  un- 
zweifelhaft falsch,  weil  dem  gesamten  Geschäftsverkehre  an  der 
Produktenbörse  konkrete  Ware  zu  Grunde  liegt  und  Geschäfts- 
abschlüsse ohne  die  Möglichkeit  wirklicher  Lieferung  an  der  Börse 
überhaupt  nicht  vorkommen.  Wovon  sich  der  Börsenverkehr  aber 
loslöst,  das  ist  der  Verkehr  in  individuell  bestimmten 
Waren,    da  der  Lieferung    bestimmte  Typen  einer  Warengattung 
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zu  Grunde  gelegt  werden,  wodurch  eine  weitgehende  Vertretbar- 
keit gesichert  ist.  Es  Hegt  sonach  bei  Colin  eine  Verwechskmg 
zwischen  konkreten  und  individuell  bestimmten  Waren  vor.  Auf 
diese  Weise  kommt  CoJui  gleich  Ehrenberg  zu  dem  grundsätzlichen 
Irrtume ,  den  Kauf  nach  Probe  als  einen  Handel  mit  fungiblen 
Waren  zu  bezeichnen ,  obgleich  eine  solche  doch  nur  Individual- 
ware  und  keine  Gattungsware  darstellt.  Der  Handel  auf  Grund 
von  Proben  ist  niemals  als  ein  spezifisch  börsenmässiger  zu  charak- 
terisieren. Bei  richtiger  Erfassung  der  Fungibilität  muss  er  dem 
Marktverkehre  zugewiesen  werden.  —  Die  übrigen  beiden  CoJni- 
schen  Momente  sind  keine  wesentlichen  Charakteristika  der  Börse, 
da  sie  auch  manchen  Märkten  eigentümlich  sind. 

Auch  Cflsack  kommt  zu  keinem  ausreichenden  Begriffe  der 
Börse'),  wenn  er  sie  als  einen  Markt  bezeichnet,  welcher  sich 
durch  zwei  Momente  vom  eigentlichen  Markte  unterscheidet:  i.  im 
Börsenverkehre  werden  die  Waren  nicht  mit  auf  den  Markt  ge- 
bracht, wodurch  der  Verkehr  an  der  Börse  eine  Beweglichkeit 
erlangt,  die  den  Märkten  mit  gegenwärtiger  Ware  abgeht;  2.  die 
Organisation  der  Börse,  sowie  die  Art  und  der  Umfang  ihres  Ver- 
kehres üben  einen  zwingenden  Einfluss  auf  die  Preisbildung 
aus,  da  die  Interessenten  wirtschaftlich  genötigt  sind ,  bei  ihren 
Geschäftsabschlüssen  auf  die  Börsenpreise  Rücksicht  zu  nehmen, 
oder  gar  sich  am  Verkehre  der  Börse  unmittelbar  zu  beteiligen. 
Der  erste  Punkt  ist,  wie  wiederholt  dargetlian  worden  ist,  kein 
charakteristisches  Merkmal  der  Börse ,  da  auch  an  Märkten  in 
nicht  gegenwärtiger  Ware  umfangreiche  Geschäftsabschlüsse  voll- 
zogen werden.  Der  zweite  Punkt  kann  für  manche  Börse  zutref- 
fend sein ;  er  bildet  aber  kein  charakteristisches  Merkmal  einer 
solchen,  wie  bereits  bewiesen  wurde,  weil  der  zwingende  Einfluss 
sekundärer  Natur  ist  und  auch  auf  Messen  und  Märkten  her- 
vortreten kann.  Cosack  fügt  bereits  selbst  hinzu,  dass  dieses  Mo- 
ment schwer  festzustellen  ist,  weil  die  Frage  bei  sämtlichen  Reclits- 
begriffen  flüssig  ist.  Unwesentlich  erscheinen  ihm :  die  staatliche 
Anerkennung,  die  Börsenähnlichkeit  des  Verkehrs,  die  ausdrück- 
liche Bezeichnung  als  Börse  seitens  der  Versammlung,  Notierung 
und  Veröffentlichung  von  Preisen,  amtliche  Feststellung  von  Usan- 
cen, die  Eingehung  von  Zeitgeschäften,  die  Abwesenheit  der  Kon- 
sumenten und  die  Zulassung  von  Besuchern  im  beliebigen  Um- 
fange.   Soweit  es  sich  um    den  ursprünglichen   Begriff  der  Börse 


l)    Cosack,  Lehrbuch  des   Handelsrechtes,   IV.  Auflage.    Stuttgart  1S98,   S.  362. 
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handelt ,  können  wir  Cosack  im  grossen  und  ganzen  hierin  bei- 
pflichten, weil  die  vorstehenden  Momente  als  Folgeerscheinungen 
keine  Charakterisierung  der  Börse  enthalten,  wenn  auch  in  recht- 
licher Hinsicht  Bedenken  obwalten ,  anzuerkennen ,  dass  sie  von 
privaten  Vereinigungen  ohne  weiteres  angenommen  werden  kön- 
nen. Wenn  diese  nämlich  die  gesetzlichen  Privilegien  (Bezeich- 
nung als  Börse,  amtliche  Geltung  der  Notierungen  etc.)  besitzen 
w'ollen,  haben  sie  die  staatliche  Genehmigung  einzuholen.  Wenn 
Cosack  ferner  als  Gegensatz  zur  Börse:  kaufmännische  Versamm- 
lungen zum  Zwecke  von  Vorbesprechungen ,  Abrechnungen  etc., 
Märkte  mit  gegenwärtiger  Ware  und  Privatmärkte  ,  deren  Preis- 
bildung keinen  wirtschattlich  zwingenden  Einfluss  ausübt,  be- 
zeichnet, so  trifft  dieses  allerdings  zu  ;  aber  mit  dieser  negativen 
Charakterisierung  ist  der  Begriff  Börse  keineswegs  klar  erfasst 
worden. 

Wenn  vaii  der  Borg/W^)  die  Börse  als  eine  regelmässig  wie- 
derkehrende Versammlung  von  Handelspersonen  zum  Zwecke  des 
Abschlusses  von  Handelsgeschäften  bezeichnet ,  die  an  anderer 
Stelle  und  zu  anderer  Zeit  zu  erfüllen  sind,  so  ist  mit  dieser  all- 
gemeinen Umschreibung  keine  präzise  Definition  der  Börse  ge- 
geben. Nun  sollen  die  Börsen  gegenüber  den  Märkten  wichtige 
Abweichungen  zeigen,  so  dass  sie  als  eine  besondere  Institution 
angesehen  werden  müssen.  Dennoch  giebt  es  nach  van  der  BorgJit 
keine  scharfe  Grenzlinie  zwischen  Markt  und  Börse  und  die  von 
ihm  bezeichneten  Abweichungen  (die  Besucher  sollen  an  der  Börse 
hauptsächlich  Kaufleute  sein,  die  berufsmässigen  Handelsvermittler 
treten  stärker  auf,  an  den  Börsen  soll  nicht  nur  der  unmittelbare 
Bedarf,  sondern  auch  der  mittelbare  gedeckt  werden,  ferner  soll 
es  daselbst  der  Vorführung  der  Ware  nicht  bedürfen ,  an  den 
Börsen  soll  nicht  Zug  um  Zug  gehandelt  werden  u.  s.  w.),  sind 
derart,  dass  sie  ebenfalls  an  Märkten  vorkommen,  wie  genannter 
Autor  selbst  zugiebt.  Zu  euier  Klärung  des  Begriffes  Börse  kön- 
nen daher  die  van  der  Borghf  sehen  Ausführungen  nicht  dienen, 
zumal  der  Unterschied  des  Verkehrs  in  individuell  bestimmter 
W^are  und  Gattungsware  bei  ihm  nicht  deutlich  hervortritt ,  viel- 
mehr geradezu  verwischt  Vv'ird. 

Tischer  hat  dagegen  eine  bestimmtere  Erklärung  des  Begrif- 
fes Börse  gegeben,  die  allerdings  insofern  nicht  ohne  Fehler  ist,  als 
sie  Wesentliches  und  Unwesentliches,  primäre  und  sekundäre  Merk- 

i)  van  der  Bor  gilt,   Dr.    A'.,  Handel  und  Handelspolitik,   Leipzig  1900,   S.  222  f. 
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male  als  gleichwertig  einschliesst,  wie  sie  auch  nur  von  den  bestehen- 
den Produktenbörsen  abstrahiert  ist  und  die  Fondsbörsen  völlig  ne- 
giert. Sie  lautet^):  »Eine  Börse  ist  eine  in  regelmässiger  zeitlicher 
Folge  sich  wiederholende  Versammlung  von  Kaufleuten,  Handels- 
vermittlern und  andern  am  Handel  beteiligten  Personen ,  welche 
an  einem  bestimmten  Orte  zum  Zwecke  des  Abschlusses  von  Han- 
delsgeschäften in  nicht  zur  Stelle  gebrachten  vertretbaren  Waren 
des  Grosshandels  stattfindet,  wobei  die  Geschäfte  unter  Beobach- 
tung gewisser  feststehender  Geschäftsgebräuche  (Usancen)  abge- 
schlossen zu  werden  pflegen  und  die  aus  dem  Geschäftsabschlüsse 
sich  ergebenden  Preise  durch  Organe  der  Versammlung  festge- 
stellt und  veröffentlicht  werden.« 

Nach  dieser  Definition  würde  es  nicht  möglich  gewesen  sein, 
die  Feenpalastversammlungen  für  eine  Börse  zu  erklären,  weil  in 
derselben  keine  Organe  zum  Zwecke  der  Preisfeststellungen  thätig 
waren.  Da  aber  die  Preisfeststellung  und  Veröffentlichung  nur  ein 
wesentliches  Merkmal  einer  bereits  genehmigten  Börse  ist,  daher 
kein  ursprüngliches  Merkmal,  sondern  bloss  eine  Folgeerscheinung 
darstellt,  so  kann  hierin  kein  Kriterium  zur  l^eurteilung  sich  be- 
finden, ob  eine  Versammlung  eine  Börse  ist  oder  nicht.  Ferner 
fehlt  eine  nähere  Angabe  darüber,  wie  bei  dem  Handel  mit  nicht 
zur  Stelle  gebrachten  vertretbaren  Waren  diese  für  den  einzelnen 
Geschäftsabschluss  bestimmt  werden,  wenn  man  dieses  nicht  auf 
Konto  der  feststehenden  Geschäftsgebräuche  bringen  will ,  die 
aber  durchweg  neben  Wesentlichem  für  den  Börsenbegriff  Unwe- 
sentliches en  masse  enthalten.   — 

Welches  ist  nun  das  Ergebnis  unserer  Untersuchung  }  Der  Gü- 
teraustausch zwischen  den  Einzelwirtschaften  verlangt  bei  intensi- 
verer Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  naturnotwendig  Einrichtun- 
gen, welche  den  Umsatz  der  Güter  und  somit  den  Handel  fördern.  Die 
ersten  Gebilde,  welche  sich  in  der  Geschichte  der  wirtschaftlichen 
Entwickelung  zeigen,  sind  die  Märkte,  die  sowohl  dem  Lokalverkehre 
als  auch  dem  Fernverkehre  in  wirtschaftlichen  Gütern  dienen. 
Später  bilden  sich  die  Messen  aus ,  welche  im  wesentlichen  nur 
Märkte  darstellen ,  aber  vorwiegend  den  internationalen  Güter- 
austausch fördern.  Zuletzt  entstehen  die  Börsen ,  welche  die 
höchste  Stufe  des  wirtschaftlichen  Austausches  nicht  nur  in  Gütern, 

l)  Tischer,  Dr.  E. ,  Der  Begriff  und  Errichtung  einer  Börse  nach  dem  Reichs- 
börsengesetze vom  22.  Juni  1S96.  Annalen  des  Deutschen  Reiches.  Jahrgang  1899, 
S.   I   ff. 
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sondern  auch  in  Geld ,  Wechseln  und  Effekten  darstellen.  Ihre 
Entstehung  hat  eine  lange  Reihe  gesteigerter  wirtschaftlicher  Thä- 
tigkeit  zur  Voraussetzung,  und  sie  können  sich  nur  da  entfalten, 
wo  das  gesamte  Wirtschaftsleben  eine  ausserordentlich  lebhafte 
Ausbildung  erfahren  hat.  —  Da  diese  drei  Einrichtungen  aus  dem 
wirtschaftlichen  Leben  hervorgewachsen  sind  und  Krystallisations- 
punkte  desselben  abgeben,  da  sie  ferner  dem  gleichen  allgemeinen 
Zwecke  der  Förderung  und  Belebung  des  Austausches  von  Gü- 
tern und  Werten  dienen,  so  müssen  sie  nicht  nur  manche  Berüh- 
rungspunkte besitzen,  sondern  viele  Eigenschaften  geradezu  mit 
einander  gemeinsam  haben.  Gemeinsam  ist  bei  allen  dreien  fol- 
gendes : 

1.  Der  Ort.  Sie  finden  statt  in  bestimmten  Städten  oder 
Gemeinden  an  ein  für  alle  Mal  bestimmten  Stellen^). 

2.  Die  Zeit.  Die  Abhaltungszeit  ist  von  vornherein  für 
alle  drei  Veranstaltungen  fest  bestimmt. 

3.  Das  besuchende  Publikum.  Es  besteht  regel- 
mässig bei  allen  bezüglichen  Einrichtungen  aus  Produzenten,  Händ- 
lern und  Konsumenten,  wenn  auch  bei  den  Messen  Produzenten  und 
Händler,  bei  den  Märkten  Produzenten  und  Konsumenten  und  bei 
den  Börsen  Händler  und  deren  Hülfspersonen  die  Mehrheit  der 
Besucher  bilden.  Es  ist  indessen  keine  Möglichkeit,  geschweige 
denn  eine  ausreichende  Sicherheit  vorhanden,  nach  diesem  Merk- 
male eine  Unterscheidung  herbeizuführen, 

4.  Der  Z  w  e  c  k.  Gemeinsam  ist  allen  die  Erleichterung 
und  Förderung  des  wirtschaftlichen  Prozesses  ,  der  in  dem  Aus- 
tausche und  Umsätze  von  Gütern  oder  Werten  besteht.  Der  Un- 
terschied liegt  in  der  Form,  in  welcher  sich  der  Verkehr  zwischen 
Käufer  und   Verkäufer  vollzieht. 

5.  Die  regelmässige  Wiederkehr.  Bei  allen 
dreien  ist  eine  regelmässige  Wiederkehr  der  Versammlungen  von 
vornherein  beabsichtigt ,  mag  dieselbe  täglich  zur  bestimmten 
Stunde  oder  in  täglichen  Zwischenräumen  wie  bei  Märkten  und 
Börsen,  oder  in  wöchentlichen,  monatlichen,  vierteljährlichen  oder 
gar  halbjährlichen  Intervallen  wie  bei  Messen  und  manchen  Märkten 
sich  vollziehen. 

i)  Die  Definition  in  Bhintschli's,  Staatswörterbuch:  »Die  Börse  ist  der  Markt, 
den  ein  Handelsplatz  darbietet,  auf  den  Raum  von  wenigen  Quadratruten  zusammen- 
gedrängt«, giebt  lediglich  davon  Zeugnis,  dass  irgend  ein  tieferes  Eindringen  in  den 
Gegenstand  der  Betrachtung  nicht  stattgefunden  hat. 
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6.  Die  Grösse  der  Versammln  n  g.  Sie  ist  bei  al- 
len dreien  eine  ausserordentlich  wechselnde.  Es  giebt  Börsen 
mit  einer  geringen  Zahl  von  Mitgliedern  und  solche  mit  einer 
ganz  erheblichen.  Das  gleiche  ist  auch  bei  den  Märkten  und 
Messen  in  Betreff  ihrer  Besucher  der  Fall.  Die  Grösse  der  Ver- 
sammlung kann  daher  kein  wesentliches  Kriterium  für  irgend  eine 
der  in  Rede  stehenden  Einrichtungen  sein. 

7.  Die  Grösse  des  Handelsverkehrs.  Auch  hier 
lässt  sich  etwa  das  Gleiche  wie  unter  Nr.  6  aussagen.  Ferner  ist 
noch  daraufhinzuweisen,  dass  sowohl  der  Börsen-  als  auch  der  Markt- 
verkehr der  Ausfuhr,  Einfuhr  und  Aufstapelung  der  Waren  dient, 
wie  auch  beide  zur  Befriedigung  augenblicklicher  Bedürfnisse  und 
zur  Deckung  seitens  des  Fabrikanten  geschaffen  sind.  Wenn  auch 
die  Grösse  des  Verkehrs  kein  wesentliches  Unterscheidungsmerk- 
mal bildet,  so  kann  doch  ein  unerheblicher  Umsatz  nicht  als  eine 
Börse  bezeichnet  werden. 

8.  Die  Einwirkung  auf  einen  grösseren  Kreis 
ausserhalb  dieser  Einrichtung.  Auch  in  Betreff  die- 
ses Punktes  herrscht  völlige  Gemeinsamkeit.  Jeder  Güter-  oder 
Wertumsatz  wirkt ,  sobald  er  bekannt  wird ,  unfraglich  auf  einen 
bestimmten  Kreis  ein,  zumal  wenn  regelmässige  Preisfeststellungen 
stattfinden,  die  in  öffentlichen  Organen  bekannt  gegeben  werden. 
Aber  auch  ohne  irgendwelche  Bekanntgabe  wirkt,  wie  früher  be- 
merkt, jeder  Güter-  und  Wertumsatz  preisbildend  ein ,  weil  hier- 
durch Bedürfnisse  befriedigt  werden,  die  sonst  an  anderer  Stelle 
eine  Deckung  gefunden  hätten ,  die  Nachfrage  sonach  gemindert 
wird. 

9.  Der  Ursprung  der  Versammlung.  Sowohl 
Märkte,  Messen  als  auch  Börsen  sind  Gründungen  seitens  der 
Gemeinden  oder  öffentlich  rechtlicher  Körperschaften  mit  Staats- 
genehmigung und  unter  Staatsaufsicht ,  wie  auch  andererseits 
Märkte  und  börsenähnliche  Versammlungen  von  privater  Seite  ins 
Leben  gerufen  werden.  Eme  Unterscheidung  ist  daher  bei  Be- 
trachtung dieses  Umstandes  nicht  möglich. 

10.  Die  zur  A  u  f  r  e  c  h  t  e  r  h  a  1 1  u  n  g  des  äusseren 
Verkehrs  vorgeschriebenen  Ordnungen.  Sowohl 
für  Märkte,  Messen  als  auch  Börsen  bestehen  bestimmte  Vor- 
schriften, nach  welchen  die  Ordnung  in  den  Versammlungen  auf- 
recht erhalten  wird.  Es  sind  dies  die  Markt-,  Mess-  und  Börsen- 
ordnungen ,    welche    von    der  Behörde    erlassen  bezw.  genehmigt 
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worden  sind  und  von  der  aufsichtsführenden  Instanz  gehandhabt 
werden.  Demnach  ist  auch  in  diesem  Punkte  eine  völhg  durch- 
greifende Unterscheidung  nicht  gegeben. 

11.  Die  Regelung  des  i  n  n  e  r  n  V  e  r  k-  e  h  r  s  durch 
bestimmte  Gebräuche.  Während  an  den  Börsen  die 
Geschäfte  vorwiegend  auf  Grund  von  Usancen,  die  von  dem  Bör- 
senvorstande  festgesetzt  sind,  abgeschlossen  werden,  liegen  dem 
Marktverkehre  meistens  auch  bestimmte  Handelsgebräuche  zu 
Grunde,  die  nicht  nur  aus  dem  privaten  Verkehre  sich  herausgebildet 
haben,  sondern  vielfach  sogar  durch  das  zuständige  Handelsorgan 
festgestellt  sind.  Fast  ausnahmslos  zutreffend  ist  dies  bei  dem 
Verkehre  auf  grösseren  Waren-  und  Produkten-Märkten,  die  wie- 
derum amtlicher  oder  privater  Natur  sein  können.  In  dem  Bestehen 
oder  Nichtbestehen  gewisser  allgemeiner  Handelsgebräuche  ist 
daher  ein  besonderes  Kennzeichen  der  einen  oder  anderen,  von 
uns  zu  betrachtenden  wirtschaftlichen  Einrichtung  nicht  zu  finden. 

12.  Das  örtliche  und  zeitliche  Zusammen- 
treffen von  Angebot  und  Nachfrage  im  grösse- 
ren Umfange.  In  Bezug  auf  diesen  Punkt  lässt  sich  ein  Un- 
terschied nicht  konstruieren,  weil  ein  erhebliches  Zusammentreffen 
von  Angebot  und  Nachfrage  der  beabsichtigte  Zweck  von  Markt, 
Messe  und  Börse  ist,  daher  ein  Vorherrschen  dieser  fundamenta- 
len Ursache  aller  Handelsthätigkeit  bei  der  einen  oder  der  andern 
der  genannten  Einrichtung  nicht  besteht. 

13.  Der  spekulative  Charakter  der  stattfin- 
denden Handelsoperationen.  Eine  Unterscheidung 
zwischen  Spekulationshandel  und  Bedarfshandel  zu  machen  und 
jenen  der  Börse  und  diesen  den  Messen  und  Märkten  zuzuweisen, 
ist  nicht  angängig,  weil  eine  solche  Einteilung  praktisch  ohne 
jedes  reale  Fundament  ist,  wie  sie  auch  theoretisch  auf  nicht  zu 
behebende  Schwierigkeiten  stösst.  Die  Thätigkeit  des  Handels 
besteht  darin,  bewegliche  Sachen  (Waren)  oder  Wertpapiere  an- 
zuschaffen, um  sie  (soweit  es  die  Waren  betrifft,  entweder  unver- 
ändert oder  nach  einer  Verarbeitung  oder  Bearbeitung)  wieder 
zu  veräussern.  Der  Zweck  dieser  Thätigkeit  liegt  stets  darin, 
einen  Gewinn  zu  erzielen,  und  zwar  kann  dieses  geschehen  sowohl 
durch  den  Verkauf  als  auch  durch  den  Kauf.  Der  Händler  hat 
daher  bei  allen  seinen  Operationen  Preisschwankungen  im  Auge. 
Diese  will  er  benutzen  ,  und  bei  geschickter  Benutzung  sucht  er 
seine  Absicht  auf  Erwerb  in  die  Wirklichkeit  überzuführen.    Diese 
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Absicht  kommt  sowolil  im  Zeithandel  als  auch  im  Cassaverkehre 
zum  Ausdrucke  und  zwar  in  jenem  nicht  mehr  als  in  diesem, 
wenn  auch  der  Zeithandel  der  Deckung  zukünftiger  Bedürfnisse 
gewidmet  ist,  während  der  Cassa-  oder  Locohandel  das  Bedürfnis  der 
Gegenwart  zu  befriedigen  strebt.  Eine  scharfe  Grenzlinie  lässt  sich 
zudem  zwischen  beiden  nicht  ziehen,  weil  alle  Uebergänge  vorhan- 
den sind  und  die  meisten  Handelsgebräuche  sogar  beim  Loco- 
handel eine  bestimmte  Frist  vorgeschrieben  haben  ,  innerhalb 
welcher  Erfüllung  geleistet  werden  muss.  Zwischen  Abschluss 
und  Erfüllung  verstreicht  fast  immer  ein  bestimmter  Zeitraum. 
Ob  dieser  Zeitraum  nun  einige  Tage  mehr  oder  weniger  zählt, 
kommt  für  seine  wirtschaftliche  Natur  nicht  in  Betracht,  wenn 
nicht  das  Geschäft  unter  andern  rechtlichen  Formen  eingegangen 
ist,  unter  welchem  Umstände  wir  dann  mit  einer  andern  recht- 
lichen Gattung  von  Geschäften  zu  thun  haben,  die  für  beide  Kon- 
trahenten auch  eine  andere  wirtschaftliche  Bedeutung  besitzen 
können.  Der  Weiterverkauf  kann  sich  sofort  vollziehen  oder  erst 
in  der  Zukunft,  bis  ein  Käufer  gefunden  ist.  Wir  müssen  es  daher 
bestreiten,  dass  dem  Zeithandel  gegenüber  dem  Cassa-  bezw.  Loco- 
handel, wenn  bei  beiden  die  Absicht  der  effektiven  Lieferung  nicht 
ausgeschlossen  ist,  eine  besondere  »spekulative  Tendenz«  innewohnt, 
die  dem  letzteren  etwa  nicht  in  gleichem  Grade  inhärent  wäre.  Da- 
zu kommt,  dass  auch  an  Märkten  und  Messen  der  Zeithandel  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Besteht  derselbe  doch  vornehmlich  an  den 
Saaten-  und  internationalen  Fruchtmärkten,  wie  er  auch  an  man- 
chen privaten  Produkten-Märkten  regelmässig  gehandhabt  wird. 
Der  spekulative  Charakter  der  Handelsoperationen  kommt  daher 
den  genannten  Einrichtungen  gemeinsam  zu. 

14.  Die  Klärung  der  wirtschaftlichen  Lage. 
Wo  eine  grössere  Zahl  von  Käufern  und  Verkäufern  sich  ver- 
einigt und  eine  gegenseitige  Aussprache  herbeigeführt  wird,  wo 
Angebot  und  Nachfrage  sich  begegnen  und  sich  grösstenteils 
ausgleichen ,  wo  das  flottierende  Material  und  die  vorhandenen 
Vorräte  mit  ziemlicher  Sicherheit  erkannt  werden  und  eine  Ueber- 
sicht  über  die  Warenbewegung  zur  weiteren  Kenntnis  gelangt : 
muss  naturgemäss  eine  Klärung  der  wirtschaftlichen  Lage  leichter 
möglich  sein  als  ohne  diese  Erscheinungen,  wenn  man  auch  da- 
von absieht,  dass  die  wirtschaftlichen  Brennpunkte  des  Landes 
zugleich  Sammelstellen  für  den  gesamten  Nachrichtendienst  wer- 
den.    Eine    derartige  Klärung    findet    nicht    allein    an    der  Börse 
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Statt.  Auch  die  Märkte  und  Messen  sind  solche  Verkehrszentren, 
die  einen  mehr  ,  die  andern  weniger ,  weshalb  eine  solche  Wir- 
kung nicht  als  Charaktereigentümlichkeit  einer  dieser  Veran- 
staltungen angesehen  werden  kann.  — 

Vorbenannte  wirtschaftliche  Momente  sind  Märkten ,  Messen 
und  Börsen  gemeinsam  und  mag  das  eine  bald  hier,  das  andere 
dort  überragen,  so  können  hierauf  wesentliche  Unterscheidungs- 
merkmale nicht  aufgebaut  werden.  Um  eine  Begriffsbestimmung 
zu  finden,  müssen  sonach  andere  Merkmale  gefunden  werden. 

Der  Marktverkehr  wird  nun  charakterisiert  durch  das  Handeln 
in  individuell  bestimmter  Ware,  die  entweder  i  n 
natura  vorgezeigt  oder  durch  Proben  genau  gekennzeichnet 
wird.  Wie  bereits  früher  ausgeführt,  ist  der  Abschluss  eines  Ge- 
schäftes auf  Grund  einer  Probe  ein  individuell  bestimmter  Kauf, 
da  der  Käufer  die  durch  die  Probe  bestimmt  bezeichnete  Ware 
zu  erlangen   wünscht  und  keine  Gattungsware. 

D  e  r  M  a  r  ]•:  t  ist  daher  eine  a  n  e  i  n  e  m  bestimm- 
ten Orte  zu  einer  bestimmten  Zeit  stattfin- 
dende Versammlung  von  Käufern  und  V  e  r  k  ä  u- 
fern,  seien  es  Produzenten,  Händler,  Fabri- 
kanten und  Konsumenten,  zu  dem  Zwecke  des 
Geschäftsabschlusses  in  individuell  bestimm- 
ter Ware,  welche  entweder  in  natura  vorge- 
führt   oder    durch    Muster    repräsentiert    a\m  r  d. 

Für  die  Messe  gilt  das  Gleiche.  Sie  ist  auch  ein  Markt, 
weshalb  sie  in  vorstehende  Definition  mit  inbegriften  ist.  Eine 
begriffliche  nationalökonomische  Trennung  beider  ist  daher  nicht 
möglich.  Doch  unterscheidet  sie  sich  vom  Markte  im  engeren 
Sinne,  für  den  das  Gewerberecht  massgebend  ist ,  in  historisch- 
rechtlicher Hinsicht.  Die  Messen  sind  meistens  durch  bestimmte 
leges  speciales  geschaffen  und  besitzen  besondere  Privilegien.  Sie 
dienen  wesentlich  dem  internationalen  Güteraustausche  und  waren 
in  früheren  Zeiten,  in  denen  der  Verkehr  noch  keine  neuzeitliche 
Ausgestaltung  hatte,  notwendig,  um  die  Händler  verschiedener 
Länder  mit  ihren  Warenvorräten  zusammenzuführen ,  damit  ein 
lebhafterer  Austausch  von  Land  zu  Land  oder  doch  in  einem 
weiteren  Verkehrsgebiete  stattfand.  Die  internationalen  Schranken 
wurden  durch  den  Messverkehr  durchbrochen,  und  der  Händler 
konnte  mit  Bestimmtheit  annehmen,  wenn  er  für  seine  Güter  die 
gewaltigen  Transportkosten  nicht  scheute,  am  Messplatze  Käufer 
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ZU  finden.  Im  späteren  Mittelalter  und  noch  weit  darüber  hinaus 
bis  in  das  let/.tverflossene  Jahrhundert  von  hoher  Bedeutung  für 
den  wirtschaftlichen  Verkehr,  namentlich  für  die  Aus-  und  Einfuhr 
eines  Landes,  und  den  Städten,  in  denen  die  Messen  stattfanden, 
nicht  allein  durch  den  starken  Zustrom  der  Händler  und  Fabri- 
kanten aller  Länder,  sondern  auch  durch  die  lebhafte  Förderung 
des  eigenen  Handelsverkehrs  ungeheure  Vorteile  bietend ,  haben 
sie  in  der  Neuzeit  unter  dem  ungemein  entwickelten  Verkehrs- 
und Nachrichtenwesen  stark  gelitten,  weil  ihre  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit verschwunden  ist.  Sie  sind  daher  in  das  Stadium  des 
Absterbens  getreten  und  werden  schliesslich  gänzlich  verschwin- 
den ,  da  der  internationale  Güteraustausch  längst  über  sie  zur 
Tagesordnung  fortgeschritten  ist.  Ihr  Fortbestehen  verdanken  sie 
zumeist  dem  zähen  Festhalten  der  Städte  an  den  einmal  liebge- 
wonnenen Einrichtungen,  die  immer  noch  Interessenten  wegen  des 
historischen  Glanzes  anzuziehen  vermögen. 

\V  i  r  k  ö  n  n  e  n  d  a  h  e  r  d  i  e  M  e  s  s  e  als  e  i  n  e  n  h  i  s  t  o- 
r  i  s  c  h  gewordenen,  mit  besonderen  Privilegien 
ausgestatteten  Markt  bezeichnen,  der  im  We- 
sentlichen dem  internationalen  Warenaus- 
tausche   zu    dienen    bestimmt    war. 

Steigert  sich  nun  der  wirtschaftliche  Gesamtverkehr  nicht  nur 
extensiv,  sondern  auch  intensiv,  sodass  beim  Handel  mit  Waren 
von  solchen  individuell  bestimmter  Art  abgesehen  zu  werden  ver- 
mag und  an  Stelle  dieser  Gattungsware  tritt,  die  durch  andere 
Ware  gleicher  Art  und  Güte  beliebig  vertreten  werden  kann ,  so 
verwandelt  sich  der  Marktverkehr  zu  einem  Börsenverkehre.  Um 
einen  solchen  Handel  zu  ermöglichen ,  müssen  von  jeder  Gat- 
tung der  gchandelten  Waren  bestimmte  T3'pen  aufgestellt  werden, 
die  ein  für  alle  Mal  als  massgebend  für  die  Lieferungsqualität 
angesehen  werden.  Diese  Typen  bilden  die  Grundlage  des  gan- 
zen Handelsverkehrs  an  der  Waren-  sowie  Produkten-Börse;  durch 
sie  wird  der  Handel  von  der  einzelnen  W^are  losgelöst,  er  wird 
mobilisiert.  Eine  voUkom.menere  Form  des  geschäftlichen  Verkehrs 
tritt  an  die  frühere  noch  unvollkommene,  an  die  des  marktmässi- 
gen  Güterumsatzes,  ohne  dass  die  Möglichkeit  wirklicher  Liefe- 
rung einem  Geschäftsabschlüsse  mangelt.  Diese  höchst  entwickelte 
Form  des  Handels  bildet  nun  das  wesentlichste  Charakteristikum 
der  Börse,  ohne  dass  die  übrigen  weniger  entwickelten  Formen 
an  diesem  Rechtsinstitute  nun  plötzlich  verschwunden  sein  müss- 
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ten.  Im  Gegenteile  bestehen  sie  neben  der  vollkommensten  Form 
ruhig  weiter  fort,  und  niemand  ist  gezwungen ,  von  ihnen  abzu- 
weichen und  zu  dem  eigentlichen  Börsenverkehre  überzugehen. 
Aus  diesem  Grunde,  dem  Nebeneinanderbestehen  der  verschie- 
densten wirtschaftlichen  Geschäftsformen  an  derselben  wirtschaft- 
lichen Einrichtung,  resultiert  auch  die  Ansicht  vieler  Personen,  dass 
eine  scharfe  Grenzlinie  zwischen  Markt  und  Börse  nicht  gefunden 
werden  könne.  Wu-  finden  jedoch  eine  solche  in  der  Anwendung 
der  bezeichneten  höchst  entwickelten  Geschäftsform.  Wo  diese 
vorhanden  ist,  hat  sich  der  Markt  zu  einer  Börse  umgewandelt. 
Für  den  Geschäftsverkehr  bilden  sich  dabei  bestimmte  Gewohn- 
heiten aus,  die  schliesslich  als  Börsenusancen  festgestellt  werden, 
welche  entgegen  den  allgemein  geltenden  Handelsgebräuchen 
lediglich  Gewohnheitsrecht  an  der  Börse  bilden.  Dass  hierbei 
der  Kauf  nach  bestimmten  Mengeneinheiten  oder  einem  Vielfachen 
hiervon  platzgreift,  muss  als  ganz  naturgemäss  angesehen  werden, 
weil  es  bei  variierenden  Mengeneinheiten  schwierig  ist,  beim  Wie- 
derverkaufe einen  Abnehmer  zu  erhalten.  Die  Gleichmässigkeit 
der  Geschäfte,  die  durch  die  zu  Grunde  liegenden  usancenmässig 
bestimmten  Mengeneinheiten  besonders  gewahrt  ist,  erhöht  die 
Leichtigkeit  der  Uebertragbarkeit  der  eingegangenen  Abschlüsse 
in  erheblichem  Masse.  Der  Abschluss  der  Geschäfte  erhält  hier- 
durch die  denkbar  grösste  Erleichterung.  Dieselbe  bildet  sich 
auch  für  die  Abwickelung  heraus,  indem  je  nach  Bedürfnis  Li- 
quidationskassen, Liquidationsvereine,  Skontrierungsbureaus  u.s.  w. 
entstehen.  Diese  Einrichtungen  sind  wie  der  preisbildende  Einfluss 
in  einem  grösseren  Gebiete  erst  Folgeerscheinungen 
einer  Börse  ,  an  denen  man  unter  Umständen  wohl  zu  erkennen 
vermag,  ob  eine  Börse  thatsächlich  vorhanden  ist  oder  nicht.  Sie 
können  aber  nicht  zur  Begriffsbestimmung  dienen,  die  sich  auf 
ursächliche  Merkmale  zu  stützen  hat.  Die  Fondsbörse  dient  nun 
dem  Handel  in  Geld  ,  Wechsel  und  Fonds  aller  Art.  In  diesen 
Werten  ist  bekanntlich  die  Vertretbarkeit  aufs  höchste  ausgebil- 
det, weshalb  dem  Handel  mit  ihnen  nicht  die  Schwierigkeiten 
entgegenstehen,  wie  sie  noch  immer  dem  börsenmässigen  Waren- 
und  Produktenhandel  anhaften.  Von  einem  M  a  r  k  t  verkehre, 
oder  besser  von  marktmässigen  Geschäften,  kann  bezüglich  der 
Werte  nicht  gesprochen  werden.  Finden  sich  sonach  Käufer  und 
Verkäufer  in  erheblichem  Masse  zusammen  und  werden  zwischen 
diesen  grössere  Umsätze    in  Etlekten    vollzogen ,    so    müssen  sich 
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auch  bestimmte  Ilandelsgewohnlieiten  herausbilden,  die  schHess- 
lich,  wenn  sie  von  dem  Vorstände  der  Vereinigung  fixiert  werden, 
sich  zu  Börsenusancen  ausgestalten.  Der  börsenmässige  Charak- 
ter einer  Versammlung,  die  sich  dem  Effektenverkehre  widmet, 
ist  daher  viel  leichter  zu  erkennen ,  als  solches  im  Waren-  oder 
Produlcten-Verkehre  der  Fall  ist. 

Unter  1^  ö  r  s  e  w  ü  r  d  e  n  wir  sonach  eine  an 
einem  bestimmten  ()  i- 1  e  zu  einer  b  e  s  t  i  m  m  ton 
Zeit  r  e  g  e  I  m  a  s  s  i  g  stattfindende  Versa  in  m  1  u  n  g 
\'  o  n  K  ä  II  f  e  r  n  ,  V  e  r  k  ä  u  f  e  r  n  ii  n  d  Handlung  s  v  e  r- 
m  i  t  t 1  e  r  n  verstehen,  welche  entweder  dem 
Z  w  e  c  k-  e  des  G  e  s  c  h  ä  f  t  s  v  e  r  k  e  h  r  s  i  n  W  e  r  t  e  n  (Geld, 
Wechsel,  E  f  f  c  k  t  e  n  etc.)  in  erheblicherem  Masse 
und  unter  Anwendung  von  bestimmten  Regeln 
(Usancen)  oder  dem  des  Handels  in  typen  massig 
bestimmten  v  e  r  t  r  e  t  b  a  r  e  n  W  a  r  e  n  oder  Gattungs- 
waren dient. 

In  Bezug  auf  die  Produkten-Börse  haben  wir  von  dem  Um- 
fange des  Verkehrs  und  der  Anwendung  gewisser  Regeln  abge- 
sehen, weil  solche  Merkmale  bereits  die  Voraussetzung  des  Han- 
dels in  typenmässig  bestimmten  Waren  bilden,  dieser  sich  dem- 
nach bei  einer  geringen  Konzentration  des  W^irtschaftslebens  nicht 
herausbilden  kann. 

Die  Börse  ist  ein  volkswirtschaftliches  Ver- 
kehr s  i  n  s  t  i  t  u  t  und  zwar  ein  solches  vornehmsten  Ranges,  wel- 
ches eine  entwickeltere  Volkswirtschaft  nicht  nur  nicht  zu  entbehren 
vermag,  sondern  das  sie  ebenso  notwendig  besitzen  muss ,  als 
der  lebende  Organismus  Lungen  zum  Atmen.  Wie  dieser  beim 
IMangel  an  Luft  verkümmern  und  schliesslich  ersticken  muss,  so 
kann  auch  die  Volkswirtschaft  auf  die  Dauer  nicht  gedeihen, 
wenn  ihr  kräftiges  Respirationsorgan  funktionsunfähig  gemacht  wird. 
Was  nun  die  rechtliche  Seite  anbetrifft,  so  ist  die  staat- 
lich genehmigte  Börse,  wie  bemerkt,  ein  Rechtsinstitut, 
welches  mit  gewissen  Privilegien  ausgestattet  ist.  Eine  Versamm- 
lung oder  Vereinigung,  welche  im  wirtschaftlichen  Sinne  als  Börse 
anzusehen  ist,  besitzt  jedoch,  falls  die  staatliche  Genehmigung 
nicht  erteilt  oder  nicht  eingeholt  ist,  nicht  den  rechtlichen  Cha- 
rakter einer  Börse  und  deren  Privilegien.  Vereinigungen,  welche 
im  wirtschaftlichen  Sinne  keine  Börsen  sind  ,  die  staatliche  Ge- 
nehmigung   erteilen    zu    wollen   und    sie    mit    den  Privilegien    der 
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Börse  auszustatten ,  kann  nicht  thunlich  sein.  Sie  müssen  als 
Märkte  ruhig  weiter  bestehen  ,  damit  sie  bei  zunehmender  Ent- 
faltung der  Volkswirtschaft  in  unserer  kapitalistischen  Gesell- 
schaftsordnung ,  bei  der  gesteigerten  Konzentration  des  Wirt- 
schaftslebens sich  zu  wirklichen  Börsen  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne  entwickeln  können.  Wollte  man  dagegen  derartige  Versamm- 
lungen oder  Vereinigungen  verbieten ,  so  würde  man  die  wirt- 
schaftliche Entfaltung  ausserordentlich  schädigen  ,  weil  man  die 
Entstehung  weiterer  Börsen  ,  welche  für  den  Wirtschaftsverkehr 
eines  bestimmten  Gebietes  sich  allmählich  als  notwendig  erwei- 
sen, im  Keime  ersticken  würde.  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Rechtsprechung  würden  sich ,  wenn  sie  in  solcher  Weise  thätig 
sein  wollten,  in  direkten  Gegensatz  zu  einer  gesunden  Entfaltung 
des  Wirtschaftslebens,  der  Grundlage  unseres  gesamten  Staats- 
wesens, setzen  und  somit  staatsfeindlich  wirken.  Aufgabe  der 
genannten  Faktoren  kann  es  nur  sein ,  solche  Schäden  von  der 
Börse  fern  zu  halten,  die  zu  einer  ins  Gewicht  fallenden  Benach- 
teiligung unseres  Wirtschaftslebens  führen  können. 

Sollen  und  k  ö  n  n  e  n  die  im  wirtschaftlichen 
Sinne  unbestritten  als  Börsen  dastehenden  Versammlungen  nun  ge- 
setzlich gezwungen  werden,  den  rechtlichen  Charakter 
der  Börse  zu  erwerben  ? 

W^as  das  »Sollen«  anbetrifft,  so  ist  darauf  zu  verweisen, 
dass  grosse,  an  der  Spitze  des  Weltverkehrs  marschierende  Staaten 
wie  England  und  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  in  Bezug  auf 
die  Regelung  und  Entwickelung  des  Börsenverkehrs  von  jedem  au- 
toritativen Zwange  absehen  und  es  allein  den  beteiligten  Kreisen 
überlassen,  für  die  Ordnung  und  Sicherheit  des  Verkehrs  an  den 
Börsen  Sorge  zu  tragen.  Selbst  in  solchen  Staaten,  wie  z.  B.  in 
Frankreich,  in  denen  das  Börsenwesen  eine  eingehende  gesetz- 
liche Regelung  erfahren  hat,  besteht  neben  dem  gesetzlichen  Ver- 
kehre, dem  Parquet,  in  der  Koulisse  ein  umfassender  freier  Bör- 
senverkehr ,  der  das  V^ielfache  von  ersterem  ausmacht.  iJie 
französische  Regierung  hütet  sich  wohl,  denselben  durch  Eingriffe, 
wozu  sie  die  Handhabe  hat,  zu  stören  oder  zu  belästigen.  Für 
deutsche  Verhältnisse  ist  jedoch,  weil  die  Börsen  erst  eine  ver- 
hältnismässig kurze  Entwickelungsgeschichte  aufzuweisen  haben, 
die  Alternative  »völlige  Freiheit«  vorerst  wohl  noch  ausgeschlossen, 
wie  auch  die  andere  »allgemein  durchgeführter  Zwang«  bei  dem 
individualistischen    Charakter    des    deutschen    Volkes,    der    rasch 
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steii^'cndeii  wirtschafllichen  Entwickelung,  welche  durch  beengende 
Fessehi  nicht  unerhebhch  zurückgehalten  wird,  und  bei  der  star- 
ken Differenzierung  des  volkswirtschaftlichen  Geschehens  nicht 
anwendbar  ist.  Als  glücklichste  Lösung  müssen  wir  daher  fol- 
gende anerkennen :  Will  eine  kaufmännische  Vereinigung,  die  volks- 
wirtschaftlich als  eine  Börse  anzusehen  ist,  die  Privilegien  einer  sol- 
chen erwerben  ,  so  ist  es  ihr  anheimgestellt ,  die  Genehmigung 
zur  iM-richtung  einzuholen.  Will  sie  dagegen  auf  die  Privilegien 
verzichten,  so  kann  sie  unbehelligt  weiter  bestehen,  darf  aber  auf 
den  Titel  einer  Börse  und  die  sonstigen  Vorzüge  dieses  Rechts- 
instituts keinen  Anspruch  erheben.  Macht  sie  trotzdem  einen 
solchen  geltend,  so  ist  Zwang  zu  gebrauchen.  Sie  ist  anzuhalten, 
die  angemassten  Rechte  entweder  aufzugeben ,  oder  für  die  Ge- 
nehmigung Sorge  zu  tragen ,  wobei  auch  polizeiliche  Massregeln 
zur  Anwendung  gelangen  können.  Demnach  ist  die  Freiheit  der 
Selbstbestimmung  im  wirtschaftlichen  Leben  thunlichst  zu  wahren, 
und  plumpe  Eingriffe  in  dasselbe  sind  zu  vermeiden,  selbst  wenn 
lärmende  Agitationen  auf  solche  hindrängen.  In  derartigen  Fäl- 
len hat  eine  Regierung,  die  thatsächlich  auf  den  Namen  einer 
solchen  Anspruch  machen  kann,  zu  zeigen,  dass  sie  der  Strömung 
gewachsen  ist  und  sich  nicht  auf  dem  Gebiete  der  wirtschafts- 
politischen Gesetzgebung  zu  Schritten  treiben  lässt ,  welche  vor 
ihrer  höheren  volkswirtschaftlichen  Einsicht  nicht 
zu  bestehen  vermögen  luid  sich  thatsächlich  schon  nach  kurzer 
Zeit  als  verfehlt  erweisen.  —  —  — 

Dazu  ist  zu  beachten,  dass  solche  kaufmännische  Versamm- 
lungen, welche  nicht  den  Namen  und  die  Privilegien  einer  Börse 
besitzen,  eine  erhebliche  Bedeutung  nicht  leicht  erlangen  können, 
weshalb  es  im  eigensten  Interesse  derselben  ist,  die  Genehmigung 
so  bald  als  möglich  einzuholen. 

Das  Können«  in  unserer  vorstehenden  P'rage  anlangend, 
so  müssen  wir  darauf  zurückkommen,  dass  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Börsengesetzes  in  Deutschland  den  Regierungen  keine  Mittel 
zur  Hand  waren,  um  eine  kaufmännische  Vereinigung  oder  Ver- 
sammlung zu  zwingen  ,  die  Genehmigung  zur  Errichtung  einer 
Börse  einzuholen ,  oder  sie  zu  verbieten.  Das  Börsengesetz  hat 
eine  Aenderung  der  Rechtslage  weder  herbeiführen  wollen,  noch 
thatsächlich  herbeigeführt.  Es  sind  daher  de  jure  auch  gegen- 
wärtig keine  Mittel  vorhanden,  um  in  der  bezeichneten  Richtung 
vorzugehen.     Nur    in  Preussen    besteht    de    facto    dieser  Zustand 
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infolge  der  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichtes  vom  26.  No- 
vember 1898,  welche  sich,  wie  unbestritten  dasteht,  auf  eine  falsche 
Auffassung  einer  preussischen  gesetzlichen  Bestimmung  gründet, 
demnach  für  das  übrige  Deutschland  nicht  in  Frage  kommen  kann. 
In  Preussen  ist  indessen  auf  dem  Wege  des  Rechtsstreites  gegen 
diese  falsche  Interpretation  kein  Hülfsmittel  vorhanden ,  es  muss 
demnach  auch  für  die  nächste  Folgezeit  mit  dieser  Entscheidung 
gerechnet  werden.  Solch  ein  Zustand  ist  kein  erwünschter.  Will 
man  daher  klare  Verhältnisse  schaffen  und  zwar  nach  der  Seite  des 
Zwanges,  so  muss  §  i  Abs,  i  B.G.  eine  Aenderung  erfahren,  nach 
welcher  eine  Legaldefinition  gegeben  und  klar  ausgesprochen 
wird,  dass  mit  ihr  eine  Verbotsbestimmung  erlassen  werden  soll. 
Dann  braucht  man  nicht  auf  dem  Umwege  zweifelhafter  Inter- 
pretationen und  unter  Zuhülfenahme  der  Rechtsprechung  das  zu 
erreichen  suchen,  was  man  in  dem  Augenblicke  der  Verlegenheit 
als  erwünscht  ansehen  muss  ,  woran  aber  früher  bei  der  Schaf- 
fung des  Gesetzes  weder  Regierung,  noch  Volksvertretung,  noch 
sonst  jemand  gedacht  hat. 

Nachdem  nun  aber  der  Rauch  des  früheren  Kampfes  sich 
verflogen  und  die  Schädlichkeit  des  Börsengesetzes  sich  bei  vie- 
len seiner  widerspruchsvollen  und  unklaren  Bestimmungen  deut- 
lich dokumentiert  hat,  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  nach  wel- 
cher Richtung  sich  die  Reform  des  ab  irato  geschaffenen  Gesetzes 
vollziehen  muss.  Dieselbe  darf  die  schädlichen  Wirkungen  für 
unsere  gesamte  Volkswirtschaft  nicht  verstärken,  sondern  muss 
sie  beseitigen ,  aus  welchem  Grunde  auch  eine  Aenderung  von 
§  I  B.G.  nur  nach  der  Richtung  der  grösseren  Freiheit 
stattfinden  darf.  Zum  mindesten  kann  man  erwarten,  dass  dieser 
Paragraph  ganz  allgemein  keine  ausdehnende  Auslegung  erfährt, 
sondern  in  dem  Sinne  gehandhabt  wird,  welcher  den  gesetzgeben- 
den Faktoren  bei  der  Emanation  des  Gesetzes  vorgeschwebt 
hat  und  der  öffentlich  nirgends  als  Verbotsgesetz  angesehen  wor- 
den ist. 
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ZUR  REGELUNG  DER  LANDFRAGE  IN  DEN 
KOLONIEN. 

VON 
Dr.  RUDOLF  A.  HERMANN. 


Einleitung. 

Der  Streit  über  die  Begriffe  Kolonien«  und  »Kolonisation« 
ist  alt,  wenn  er  auch  erst  sich  erhoben  hat,  nachdem  die  Erde 
bereits  seit  Jahrtausenden  die  diesen  Begriffen  in  letzter  Linie  zu 
Grunde  liegenden  Thatsachen  erlebt  hatte.  Von  den  Definitionen, 
die  sich  Wissenschaft  und  Praxis  gebildet  haben,  sind  viele  richtig, 
keine  aber  die  allein  zutreffende.  Denn  es  handelt  sich  dabei  um 
tausenderlei  unter  sich  verschiedene  Formen  einer  räumlich  be- 
grenzten, zeitlich  unbegrenzten  Erscheinung  der  Erd-  und  Mensch- 
heitsgeschichte überhaupt.  Von  dem  engumschriebenen  Sondersinn 
in  welchem  der  Deutsche  von  seinen  »Kolonien«  spricht,  leiten 
unmerklich  ineinander  übergehende  Abstufungen  des  Begriffs  in 
immer  weitere  Umrahmungen  bis  zu  dem  weit  umfassendsten,  wo- 
nach Kolonie  das  Neuland  ist,  das  sich  eine  Menschenrasse  oder 
Nation  durch  ihre  Arbeit  zu  eigen  macht.  Kolonisation  in  diesem 
weitesten  Sinn  stellt  also  eine  Summe  einesteils  aktiver,  andern- 
teils  passiver  Beziehungen  dar  zwischen  den  beiden  Elementen  der 
Weltgeschichte,  dem  Boden  und  den  auf  ihm  lebenden  Menschen. 
Diese  Beziehungen  erweisen  sich  vom  anthropogeographischen  Ge- 
sichtspunkt aus  als  Erweiterungen  der  Oekumene,  oder  in  noch  weit 
höherem  Mass,  als  Verschiebungen  innerhalb  der  Oekumene.  Als 
auf  der  Osterinsel  zum  erstenmal  die  Boote  kühner  Seefahrer  auf 


Dr.   Rudolf  A.   Hennann:   Zur  Regelung  der  Landfrage  in  den  Kolonien.      2QI 

den  Sand  knirschten,  und  diese  von  dem  Land  Besitz  nahmen 
und  die  gewaltigen  Steindenkmäler  errichteten,  die  heute  noch 
von  Reisenden  bewundert  werden,  da  war  ihre  Thätigkeit  ebenso 
eine  kolonisatorische  wie  jene  der  grönländischen  Eskimos,  als 
sie  in  vergangenen  Zeiten  ihre  Wohnplätze  bis  gegen  den  80. 
nördlichen  Breitegrad  vorschoben.  Diese  Fälle  der  Erweiterung 
der  Oekumene  sind  selten ;  es  zeigt  sich  eben,  dass  die  Mensch- 
heit in  ihrer  Entwicklung  unabänderlich  an  einen  beschränkten 
Flächenraum  gebunden  ist. 

Häufiger  und  mannigfaltiger  zeigt  sich  kolonisatorische  Thätig- 
keit in  Verschiebungen  innerhalb  der  Oekumene.  Hieher  gehören 
die  Siedelungen  der  Normannen  im  alten  Vinland  ebenso  wohl 
wie  die  Ausbreitung  malajischer  Völker  in  südöstlicher  Richtung 
auf  den  Inseln  der  Südsee.  Als  die  ersten  Bewohner  der  Alpen 
in  den  noch  unbesiedelten  Hochthälern  ihre  Höfe  bauten,  war 
dies  eine  Kolonisation  so  gut  wie  das  gegenwärtig  sich  voll- 
ziehende allmähliche  Vorrücken  französischer  Truppen  und  Kolo- 
nisten unter  den  Völkern  der  Sahara.  Ob  die  Spanier  in  blutigen 
Kriegen  die  Kultur  Mittelamerikas  zerstörten  und  auf  dem  er- 
oberten Boden  ihre  eigene  Kultur  zu  etablieren  suchten,  oder  ob 
friedliche  deutsche  Bauern,  von  fremden  Souveränen  berufen,  im 
fernen  Siebenbürgen  oder  an  der  Wolga  weite  Strecken  urbar 
machten;  ob  russische  Bauern  etappenweise  und  langsam  in 
Sibirien  gegen  den  stillen  Ozean  vorrücken,  oder  englische  Aus- 
wanderer in  Australien,  viele  tausend  von  Seemeilen  von  ihrer 
Heimat  entfernt,  sich  ansiedeln :  Alles  dies  sind  vielfach  ver- 
schiedene Fälle  der  Kolonisation  und  sie  tragen  trotz  ihrer  Ver- 
schiedenheit das  gemeinsame  Merkmal,  das  der  Kulturarbeit  einer 
Nation  oder  Rasse  auf  Neuland,  an  sich. 

Bildet  die  Kolonisation  eine  Erweiterung  der  Oekumene,  so 
weist  sie  lediglich  eine  wechselseitige  Beziehung  zwischen  dem 
kolonisierenden  Volk  und  dem  Boden  des  Neulandes  auf.  Bildet 
sie  eine  Verschiebung  innerhalb  der  Oekumene,  d.  h.  erstreckt 
sie  sich  auf  Land,  das,  wenn  auch  noch  so  oberflächlich  und 
spärlich  von  Menschen  bewohnt  oder  benützt  wurde,  so  tritt  neben 
die  Beziehung  zwischen  dem  kolonisierenden  Volk  und  dem  Boden 
noch  eine  zweite  hinzu,  nämlich  die  zu  den  Bewohnern  des  Neu- 
landes. Die  Gestaltung  dieser  Beziehung  ist  für  die  Kolonisation 
sicher  von  hohem  Belang;  trotzdem  aber  erscheint  ihre  Bedeutung 
gegenüber  der  Bodenfrage    als  eine  sekundäre,    gleichviel  ob  das 
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kolonisierende  Volk  das  Neuland  auf  Grund  kriegerischer  Gewalt- 
anwendung oder  ^luf  Grund  friedlichen  Uebereinkommens  betreten 
hat.  So  zweifellos  nun  auch  bei  jeder  Kolonisation  im  allcr- 
weitesten  Sinn  das  Verhältnis  zum  Boden  des  Neulandes  der  Zeit 
wie  dem  Gewicht  nach  die  erste  Rolle  spielt,  ebenso  zweifellos 
ist  es,  dass  diese  Beziehung  während  langer  Zeiten  nicht  die 
Form  gewonnen  hat,  welche  wir  eine  Rechtsordnung  heissen. 
Ein  Stamm,  der  das  Gebiet  des  besiegten  Feindes  besetzt,  sein 
Land  sich  aneignet  und  nach  Gutdünken  verteilt,  die  Besiegten 
aber  zu  Sklaven  macht  und  ihnen  seine,  wenn  auch  vielleicht  gar 
nicht  viel  höher  stehende  Kultur  —  oder  wenn  man  will:  Eigen- 
art —  als  Befehlender  aufdrängt,  handelt  hier  in  der  Bodenfrage 
nicht  nach  Rechtsgrundsätzen,  obwohl  er  sie  thatsächlich  regelt. 
Ein  weiter  Schritt  führt  von  hier  bis  zu  jener  Ueberlieferung  von 
der  Gründung  Karthagos,  wonach  Dido,  die  schlaue  Königin,  sich 
soviel  Land  vertragsmässig  ausbedang,  als  eine  Hirschhaut  um- 
spannen könne,  und  dann  mit  den  dünnen  Riemen,  die  sie  aus 
der  Hirschhaut  geschnitten,  eine  ansehnliche  Fläche  umgrenzte ; 
—  ein  weiter  Schritt  auch  bis  zu  jenem  Machtspruch  des  Papstes 
Alexanders  VI  (4.  Mai  1493),  der  auf  der  Karte  einem  Meridian 
entlang  eine  Linie  zog  und  als  Herren  und  Eigentümer  des  west- 
lich dieser  Linie  gelegenen  entdeckten  und  unentdeckten  Landes 
die  Spanier,  bezw.  ihr  Herrscherpaar  erklärte.  Jener  Vorgang 
trägt  die  Gestalt  eines,  vielleicht  recht  modern  anmutenden  privat- 
rechtlichen Erwerbs ,  auf  dem  die  staatliche  Herrschaft  direkt 
sich  autbaut ;  dieser  Vorgang  schafft  an  sich  ein  nur  hypotheti- 
sches Staats-  und  völkerrechtliches  Verhältnis,  aus  dem  aber  dann 
ohne  Weiteres  privatrechtliche  Ansprüche  abgeleitet  wurden.  Trotz- 
dem war  aber  wohl  jene  Weltteilung  durch  den  Schiedsspruch 
des  Papstes  die  erste  Veranlassung,  welche  zu  einer  Regelung 
der  Landfrage  in  dem  Sinne  führte,  wie  er  diesen  Ausführungen 
zu   Grunde  gelegt  werden  soll. 

Es  wäre  gewiss  eine  lohnende  und  interessante  Aufgabe,  alle 
Räume  und  alle  Zeiten,  soweit  überhaupt  ein  schwacher  Strahl 
historischer  Erleuchtung  dringt,  zu  durchstreifen  und  zu  beob- 
achten, wie  jede  einzelne  kolonisierende  Rasse  oder  Nation  das 
Problem  der  Beherrschung  und  der  Verwertung  des  Neulandes 
gelöst  oder  zu  lösen  versucht  hat.  Dies  soll  hier  nicht  unter- 
nommen, die  Betrachtung  vielmehr  auf  die  Kolonialpolitik  des 
letztvergangenen  Jahrhunderts  beschränkt  werden.    In  diesem  be- 
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schränkten  Rahmen  gestaltet  sich  das  Thema  folgendermassen  : 
In  welchem  Grad  hat  sich  die  rechtliche  Gestaltung  der  Bezie- 
hungen zu  dem  Neuland,  dessen  Bodenverhältnissen  (nach  Grösse, 
Klima,  Schollenqualität)  und  dessen  Bevölkerung  (nach  ihrer 
Kulturstufe  oder  Kulturtauglichkeit,  nach  ihrer  Menge  oder  Ge- 
sinnung) angepasst?  Welche  Grundsätze  sind  hinsichtlich  der  Be- 
herrschung und  Verwertung  des  zu  kolonisierenden  Landes  im 
allgemeinen  die  herrschenden  geworden? 

Für  die  Zwecke  dieser  Betrachtung  ist  zunächst  die  sogen, 
»innere  Kolonisation  <,  die  sich  innerhalb  des  Mutterlandes  oder 
in  dem  unmittelbar  mit  diesem  verwachsenen  Grenzland  abspielt 
(Russland-Sibirien),  als  unverwendbar  auszuscheiden.  Denn  hier 
bewegen  sich  die  Beziehungen  zwischen  kolonisierendem  Volk 
und  Neuland  in  schon  vertrauten  Rechtsformen.  Prinzipiell  kommt 
vielmehr  nur  die  überseeische  Kolonisation  in  Betracht;  und  wo 
die  räumliche  Entfernung  verhältnismässig  so  gering  ist  wie  zwischen 
Frankreich  und  Algier,  da  kann  der  Gegensatz  der  Rasse  imd 
Kultur  für  die  erwähnten  Fragen  geeigneten  StotT  bieten.  Un- 
brauchbar für  die  hier  verfolgten  Zwecke  ist  auch  jene  Art  von 
Kolonien,  die  man  als  Stationen,  Stützpunkte,  Faktoreien  u.  s.  w. 
bezeichnet,  und  deren  Gemeinsames  bei  der  grössten  Verschieden- 
heit im  Uebrigen  in  dem  Fehlen  einer  derartigen  räumlichen  Er- 
streckung liegt,  dass  von  einer  Landpolitik  gesprochen  werden 
könnte  (z.  B.  Macao,  Gibraltar,  Chandernagor  u.  s.  w.  Faktoreien 
in  fremdem,  meist  völkerrechtlich  herrenlosem  Land,  und  ohne 
politische  Oberherrschaft  des  Mutterlandes,  wie  sie  früher  die 
Südsee  in  grosser  Zahl  aufzuweisen  hatte,  gehören  jetzt  fast  durch- 
weg der  Vergangenheit  an.)  —  In  erster  Linie  sind  ferner  nur 
Kolonien  im  rechtlichen  Sinn  Gegenstand  der  Betrachtung,  d.  h. 
es  ist  eine  staatsrechtliche  oder  doch  völkerrechtliche  Abhängig- 
keit des  Neulandes  vom  Mutterland  vorausgesetzt^).  Gebiete, 
welche  sich  aus  Kolonien  in  diesem  Sinn  im  Lauf  der  Zeit  zu  selb- 
ständigen Staatswesen  entwickelt  haben,  können  dennoch  zum 
Vergleich  mit  Nutzen  herangezogen  werden,  da  sie  als  junge 
politische  Organismen  mit  den  der  kolonialen  Landfrage  eigen- 
tümlichen Problemen  grösstenteils  noch  beschäftigt  sind  (Argen- 
tinien, Australien  u.  s.  w.). 

Der  in  dieser  Weise  zeitlich    und    örtlich    gespannte  Rahmen 

i)  Vgl.  von  Stengel  in  den  »Annalen  des  Deutschen  Reiches  <  ,  Jahrgang  1SS9, 
S.   8  ff. ;  derselbe    ^Rechtsverhältnisse  der  deutschen   Schutzgebiete«,   S.   i. 
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erfährt  jedoch  noch  eine  weitere  unfreiwillige  Einschränkung  da- 
durch, dass  vielfach  die  Vorschriften  über  die  Regelung  der  Land- 
frage entweder  gar  nicht  publiziert  oder  nur  sehr  schwer  zugäng- 
lich sind.  Dem  Bedürfnis  nach  leichterer  Erreichbarkeit  des 
Materials  und  nach  einer  inhaltlichen  Sicherstellung,  wie  sie  eine  von 
offiziösen  Quellen  selbst  ausgehende  Sammlung  allein  bieten  kann, 
sollte  in  erster  Linie  durch  die  umfangreichen  Publikationen  des  In- 
stitut Colonial  International  abgeholfen  werden.  Die  von  dieser 
Vereinigung  veröffentlichten  (bisher  4)  Bände  mit  dem  Titel  >Le 
Regime  foncier  aux  colonies«  bieten  denn  auch  das  Hauptquellen- 
material für  die  hier  aufgeworfenen  Fragen,  wenn  sie  auch  noch 
weit  davon  entfernt  sind,  eine  erschöpfende  Sammlung  zu  ent- 
halten. Indessen,  so  schwer  der  letztere  Nachteil  sich  fühlbar 
machen  müsste,  wo  es  sich  um  ein  umfassendes  Lehr-  und  Hand- 
buch handelt  —  eine  Arbeit ,  die  bei  dem  raschen  Strömen 
kolonialer  Rechtsbildungen  mit  ihrer  Vollendung  schon  veraltet 
sein  müsste  — ,  so  wenig  verschlagen  solche  Lücken  dann,  wenn 
nur  die  Darlegung  der  Hauptlinien  der  Entwicklung  und  der  ty- 
pischen Grundsätze  des  kolonialen  Bodenrechts  bezweckt  werden. 

Bedeutung  der  Landfrage  in  den  Kolonien. 

Wenn  man  heute  so  häufig  von  dem  »Staatsgebäude«  spricht, 
so  fehlt  diesem  bildlichen  Ausdruck  keineswegs  eine  tiefe  Be- 
deutung. Die  gesamte  Kultur  und  Wirtschaft  innerhalb  des  Kreises 
der  europäischen  Nationen  gleicht  dem  Aufbau  eines  Hauses, 
dessen  Grundfläche  sich  stets  gleichbleibt,  dem  aber  allmählich 
Stockwerk  um  Stockwerk  aufgesetzt  wird.  Der  Insassen  werden 
dabei  immer  mehr,  welchen  die  unmittelbare  Berührung  mit  dem 
Boden  fehlt;  und  sei  es,  dass  sie  durch  Handel  oder  Industrie, 
sei  es  dass  sie  als  Beamte  oder  in  freien  Berufen  ihr  Brot  ver- 
dienen oder  von  Zinsen  beweglichen  Kapitals  leben  —  sie  alle 
verlieren  bis  zu  einem  gewissen  Grad  das  Bewusstsein,  dass  das 
Gebäude  in  dem  sie  wohnen,  so  hoch  es  auch  sein  mag,  doch 
im  Grund  und  Boden  ruht.  Es  ist  ganz  undenkbar,  dass  die  Ent- 
fremdung, in  welche  durch  die  wachsende  Kompliziertheit  wirt 
schaftlicher  Verhältnisse  eine  immer  grössere  Menge  Menschen 
dem  Grund  und  Boden  gegenüber  gerät,  ohne  jeden  Einfluss  aul 
die  rechtliche  Regelung  der  Bodenfrage  bleiben  könnte,  dass  nicht 
vielmehr  auch    das  Recht    diese  Entfremdung  teilen  muss.     So 
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allein  ist  es  erklärlich,  class  bei  der  Regelung  der  Landfrage  in 
den  Kolonien  wiederholt  der  gewaltige  Unterschied  übersehen 
werden  konnte,  der  zwischen  dem  Neuland  der  Kolonien  und 
dem  Mutterland  besteht;  dass  man  nicht  sah,  wie  Kultur  und 
Wirtschaft  des  Neulandes  dem  Bau  der  Wohnungen  dort  ent- 
spricht :  ausgedehnt,  aber  einfach  und  nieder  und  mehr  an  Grund 
und  Boden  haftend;  dass  man  versuchte,  auf  das  Neuland  das 
ganze  komplizierte  Gebäude  des  Bodenrechts,  wie  es  sich  in  West- 
europa gestaltet,  iiberzutragen.  —  So  allein  ist  es  aber  ferner 
erklärlich,  dass  nur  wenige  aus  einem  Vergleich  der  Regelung  der 
Bodenfrage  in  den  Kolonien  und  im  Mutterland  die  Idee  ge- 
winnen, die  Entwicklung  daheim  leide  in  dieser  Hinsicht  an 
manchen  Schwächen  und  könne  vielleicht  von  jener  > Übersee« 
mit  Nutzen  lernen.  Es  ist  bezeichnend,  wenn  von  Stengel  in  seiner 
neuesten  Darstellung  des  deutschen  Kolonialrechts ^),  entgegen 
früheren  Bearbeitungen,  bei  der  Besprechung  der  Rechtsverhält- 
nisse an  unbeweglichen  Sachen  einen  neuen  Absatz  eingefügt  hat 
in  welchem  scharfe  Streiflichter  insbesondere  auf  die  städtische 
Grundstückspekulation  alias  Bodenwucher  und  ähnliche  unlieb- 
same Erscheinungen  des  heimischen  regime  foncier  fallen,  und 
demgegenüber  mit  Genugtuung  mancher  Bestimmungen  in  den 
Schutzgebieten  gedacht  wird,  Oder  um  ein  anderes  Beispiel  zu 
nennen:  am  Schluss  einer  Abhandlung  über  »Titelscheine  nach 
dem  Torrens'schen  System«^)  wirft  C.  D.  Cartisso  die  Frage  auf, 
ob  und  inwiefern  nicht  diese  Titelscheine  als  eine  dem  Grund- 
buchsystem vorteilhaft  anzupassende  Einrichtung  auch  für  das 
deutsche  Recht  in  Betracht  kämen.  Jedenfalls  ist  eine  gegenseitige 
Befruchtung  des  kolonialen  und  des  heimischen  Bodenrechts  stets 
von  grossem  Nutzen,  und  sie  ergibt  sich  wohl  meist  infolge  der 
Stammesgleichheit  der  hier  wie  dort  das  Recht  handhabenden 
Personen  ganz  von  selbst;  nur  darf  dabei  der  wesentliche  Unter- 
schied zwischen  Neuland  und  Mutterland  nicht  ausser  Acht  ge- 
lassen werden.  Die  Vorstellung,  dass  hier  wie  dort  die  Boden- 
frage an  sich  ihrem  Wesen  nach  die  gleiche,  und  in  ihrem  Ge- 
wicht verschieden  sei,  spricht  denn  auch  Rnhland  in  den  Worten 
aus,  die  er  einer  kurzen  Kritik  des  heimischen  und  des  kolonialen 
Bodenrechts ^)  vorausschickt  und  die  u.  E.  keine  Uebertreibung  ent- 


i)  von  Stengel,   -Rechtsverhältnisse  der  ^deutschen  Schutzgebiete«,  S.  187. 

2)  S.  Zeitschr.  für  die  ges.  Staatswissenschaft  Bd.   57,  S.  loi  ff. 

3)  »Die  australisch-nordamerikanische  Landgesetzgebung«,    ebenda,   Bd.  48,   S.  40. 
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halten:  >AVer  die  Geschichte  der  Völker  tiefer  /ai  fassen  versteht, 
als  sie  die  Reihe  der  Regenten  und  Verfassungen,  die  Tage  der 
Schlachten,  Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse  darstellen, 
der  findet  auf  dem  Grunde  aller  Bewegung  ein  grosses  Prinzip, 
das  bestimmend  und  gestaltend  ,  in  heilsamer  wie  in  verderben- 
bringender Weise  auf  Alles  einwirkt,  was  für  das  Leben  der 
Völker  Bedeutung  hat  —  und  dieses  Prinzip  ist  die  Rechtsord- 
nung für  die  Beziehungen  der  Einzelnen  und  der  Gesamtheit 
zum  Grund  und  Boden«.  — 

Die  allgemeine  Bedeutung  der  Landfrage  für  die  Kolonien 
lässt  sich  zunächst  e  contrario  daraus  ermessen,  dass  eine  Koloni- 
sation ohne  jene  innigen  Beziehungen  des  Kolonisierenden  zum 
Boden  des  zu  erschliessenden  Gebietes  eines  Fortschritts  unfähig 
ist  —  wenn  man  es  nicht  vorzieht  solche  Fälle  überhaupt  vom 
Begriff  der  Kolonisation  auszuschliessen.  Denkt  man  sich  eine 
Handelsniederlassung  im  fremden  Land,  die  von  einem  festen 
Punkt  aus  das  Neuland  ringsum  blos  als  Bezugsquelle  von  Roh- 
produkten verwertet,  so  ist  es  im  Grunde  gleichgiltig,  ob  diese 
Niederlassung  samt  dem  umgebenden  Handelsgebiet  etwa  zu  einer 
»Interessensphäre;:  oder  einem  »Protektorat«  gehört,  oder  ob  sie 
nicht  einmal  völkerrechtlich,  viel  Aveniger  durch  privatrechtlichen 
Landerwerb,  mit  dem  Neuland  in  Verbindung  getreten  ist:  jeden- 
falls fehlen  solchen  Niederlassungen  kolonisatorische  F"ähigkeiten, 
und  wenn  das  umliegende  Neuland  Fortschritte  zu  verzeichnen 
hat,  so  ist  hiezu  jener  Handelsverkehr  vielleicht  indirekte  Veran- 
lassung, aber  hervorgerufen  wird  der  Fortschritt  durch  die  eigenen 
Kräfte  des  Neulandes,  Vom  Standpunkt  des  Handeltreibenden 
aus  bleibt  das  letztere  im  Grunde  doch  nur  gleich  dem  unbe- 
wohnten Korallenriff,  dessen  Kokosbäume  von  den  Einwohnern 
des  benachbarten  Atolls  periodisch  abgepflückt  werden,  dessen 
Grund  und  Boden  aber  ganz  ausser  Acht  gelassen  wird. 

Das  Verhältnis  zum  Grund  und  Boden  ist  nicht  allein  eine 
hochwichtige  Frage  bei  jeder  Kolonisation ;  es  wird  zu  einem 
wesentlichen  Bestandteil  des  Begriffs,  so  dass  der  eben  beschriebene 
Fall  vom  Begriff  ausgeschlossen  bleibt,  wenn  man  mit  Hübbe- 
Schleiden  als  Kolonisation  (im  engeren  Sinn)  bezeichnet  »diejenige 
Kulturarbeit,  durch  welche  eine  Menschenrasse  oder  eine  Nation 
sich  einen   neuen  Boden  zu  eigen  macht.« 

Die  Landfrage  ist  aber  nicht  bloss  der  Bedeutung,  sondern 
auch  der  Zeitfolge  nach  die  erste,  welche  bei  einem  Kolonisations- 


Zur  Regelung   der   Landfrage  in   den  Kolonien.  207 

unternehmen  in  den  Vordergrund  tritt.  Dieses  muss  in  der  Rege- 
lung der  Landfrage  einen  territorialen  Stützpunkt  erhalten,  von 
welchem  aus  das  übrige  Rüstzeug  kultureller  Arbeit  in  Thätigkeit 
gesetzt  werden  kann.  Wenn  es  in  der  Geschichte  kolonialer 
Bestrebungen  nicht  an  Beispielen  fehlt,  wo  eine  solche  Regelung 
erst  nachträglich  in  zweiter  Linie  erfolgt  ist,  beziehungsweise  sich 
als  unumgänglich  nötig  aufgedrängt  hat,  so  spricht  dies  nicht 
gegen  den  obigen  Satz.  Denn  seine  Ausserachtlassung  hat  sich 
in  jenen  Fällen  fast  durchweg  zum  Schaden  des  Unternehmens 
fühlbar  gemacht;  und  er  bildet  eine  Einsicht,  die  gerade  in  der 
Neuzeit  aus  der  Geschichte  älterer  Kolonisationen  geschöpft  wurde. 
Nichts  ist  auch  folgerichtiger,  als  dass  die  Regelung  der  Land- 
frage —  nicht  in  ihrem  Detail,  das  sich  erst  aus  vielen  weiteren 
Erfahrungen  ergeben  muss,  aber  in  ihren  Grundzügen  —  ein 
Kolonisationsunternehmen  einleiten  muss^).  Es  ist  die  Regel,  dass 
die  erste  Beziehung  zum  Neuland  auf  dem  Gebiet  des  Staats- 
und Völkerrechts  stattfindet,  sei  es,  dass  die  kolonisierende  Macht 
im  Vertragsweg  oder  durch  Krieg  oder  endlich  durch  Okkupation 
sich  das  völkerrechtliche  Verfügungsrecht  über  das  Neuland  ver- 
schafft. Aber  diese  territoriale  Oberherrschaft  bleibt  ohne  prak- 
tische Folgen,  wenn  sich  nicht  sofort  das  gewonnene  Verfügungs- 
recht in  einer  Regelung  der  privaten  Seite  der  Landfrage  äussert, 
indem  die  Rechtsanschauungen  des  Kulturstaats  entweder  mit 
jenen  des  zu  kolonisierenden  Gebietes  zu  vereinen  oder  —  im 
Fall  der  Okkupation  herrenlosen  Landes  —  eine  leere  Stelle  aus- 
zufüllen berufen  sind.  Die  Möglichkeit  vorausgehender  völker- 
rechtlicher Okkupation  ist  aber  nicht  die  einzige.  Es  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dass  ein  Kolonisationsunternehmen  den  umge- 
kehrten Weg  von  privatrechtlichem  Landerwerb  zur  staatsrecht- 
Hchen  Hoheit  nimmt,  gleichviel  ob  bei  jenem  Erwerbsakt  der 
kolonisierende  Faktor  der  Staat  oder  aber  eine  Privatperson  ist. 
In  diesem  Fall  tritt  sowohl  in  der  Rechtsform  der  Pachtung  wie 
in    jener    des  Kaufs    die  Bedeutung  des  Grund    und  Bodens  und 


I)  Leroy-Beatilieu ,  »de  la  colonisation  cliez  les  peuples  modernes«,  S.  686  ff. 
ist  der  Ansicht,  der  erste  Schritt  der  Kolonisation  seien  »les  traveaux  preparatoires«, 
d.  h.  »la  viabilite,  l'arpentage  et  !a  delimitation  geometrique«.  Gerade  die  vorbereiten- 
den Arbeiten,  die  hier  genannt  sind,  haben  wieder  den  Grund  und  Boden  zum  aus- 
schliesslichen Objekt  und  erheischen  ihrem  Wesen  nach  eine  bereits  vorausgegangene 
grundsätzliche  Regelung  der  Landfrage,  soll  ihnen  nicht  jede  Rechtsgrundlage  er- 
mangeln. 
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der  an  ilim  bestehenden  Rechtsverhältnisse  sofort  beim  Erwerbs- 
akt selbst  hervor,  und  das  öffentlich  rechtliche  Verfügungsrecht, 
mag  es  nun  sofort  oder  nachträglich  erst  beansprucht  werden, 
wird  sich  der  Landfrage  in  solchen  Fällen  mit  viel  grösserer 
Sicherheit  zuwenden. 

Ist  demnach  bei  jeder  Kolonisation  der  Grund  und  Boden 
das  wichtigste  Produktionselement,  und  die  Landfrage  die  erste 
und  wichtigste  Frage,  die  dem  kolonisierenden  Volk  oder  Staat 
sich  entgegenstellt,  so  ist  dabei  der  Gradunterschied  der  Bedeu- 
tung so  gross  wie  die  Verschiedenheit  des  zu  kolonisierenden  Ge- 
bietes. Hübbe-Schleiden  betont  in  diesem  Zusammenhang  vor 
allem  den  Unterschied  zwischen  Kolonisation  im  engeren  Sinn  und 
Kultivation  d.  h,  zwischen  der  Kulturarbeit,  welche  durch  dau- 
ernde Niederlassung  von  Arbeitskräften  der  kolonisierenden  Rasse 
als  Bevölkerung  des  neuen  Bodens  vollbracht  wird,  und  derjenigen, 
bei  welcher  die  Aneignung  des  neuen  Bodens  durch  Verwendung 
von  Arbeitskräften  einer  einheimischen  Rasse  geschieht.  In  jenem 
Fall  hat  das  Neuland  von  den  drei  Produktionselementen  Grund 
und  Boden,  Kapital  und  Arbeitskräfte  ursprünglich  nur  das  erste 
aufzuweisen;  in  diesem  bietet  es,  wenigstens  der  Regel  nach,  auch 
das  dritte,  nämlich  die  Arbeitskräfte^).  Es  ergiebt  sich  aus  dieser 
Gegenüberstellung  ohne  weiteres ,  dass  im  F~all  der  Kolonisation 
dem  Grund  und  Boden  und  damit  auch  der  Regelung  der  Rechts- 
verhältnisse desselben  eine  ausschlaggebendere  Bedeutung  für  den 
gesamten  wirtschaftlichen  Erfolg  zukommt  als  im  Fall  der  Kulti- 
vation, indem  es  nämlich  von  der  mehr  oder  weniger  glücklichen 
Lösung  der  Landfrage  abhängt ,  in  welchem  Masse  es  gelingt, 
die  zur  Produktion  neben  dem  Boden  noch  erforderlichen  Ele- 
mente, Kapital  und  Arbeitskräfte,  der  Kolonie  zuzuführen.  Im 
Fall  der  Kultivation  dagegen  besteht  das  Problem  der  Landfrage 
nicht  zum  wenigsten  darin  ,  die  vorhandenen  Arbeitskräfte  in 
möglichst  grosser  Zahl  und  möglichst  guter  sozialer  Lage  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  zu  erhalten  und  gegen  Dritte  sicher  zu 
stellen. 

Noch  ein  anderer  Unterschied  ist  für  die  Gestaltung  des 
Bodenrechts  und  zwar  für  ihre  zeitliche  Entwicklung  von  Bedeu- 
tung, nämlich  das  Mass  der  Kenntnis,  die  der  kolonisierende  Fak- 
tor   hinsichtlich    des  Neulandes,    seiner    sozialen    wirtschaftlichen. 


[)  Hiihhe-Schleidai  a.  a.  O.  S.  i,   20  ff. 
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politischen  u.  s.  w.  Verhältnisse  im  Augenblick  des  Beginns  des 
Unternehmens  besitzt.  So  verfehlt  es  wäre,  ohne  vorherige  ge- 
naue Erforschung  des  etwa  schon  bestehenden  ein  fertiges  Grund- 
rechtsgebäude auf  das  Neuland  zu  übertragen,  ebenso  verfehlt 
wäre  es,  die  Festsetzung  auch  nur  der  allgemeinsten  Umrisse  der 
künftigen  Gestaltung  des  Bodenrechts  solange  hinauszuschieben, 
bis  etwa  die  unterdessen  erlangte  genaue  Kenntnis  gleich  eine 
erschöpfende  Regelung  gestattet.  Sowohl  der  eine  wie  der  an- 
dere Fehler  haben  in  der  Geschichte  der  Kolonisationsbestre- 
bungen europäischer  Völker  eine  sehr  bedeutsame  Rolle  gespielt, 
und  gerade  diese  Thatsache  ist  geeignet,  das  Problem,  das  Tempo 
der  Landgesetzgebung  gegenüber  der  Erforschung  und  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  der  Kolonie  weder  zu  langsam  noch  zu 
rasch  zu  wählen,  als  eines  der  grundlegendsten  erkennen  zu  lassen. 
Die  Beachtung  dieses  Gesichtspunktes  wird  ferner  die  Regelung 
der  Landfrage  überall  da  fördern,  wo  der  kolonisierende  Faktor 
im  Neuland  rechtliche  Institutionen  hinsichtlich  des  Grund  und 
Bodens  vorfindet,  mit  denen  er  als  mit  Produkten  langer  histo- 
rischer Entwicklung  oder  religiöser  Anschauung  oder  eingewur- 
zelter Rasseneigentümlichkeit  zu  rechnen  hat.  Ob  die  eigenen 
Grundsätze  des  Bodenrechts  mit  den  einheimischen  einheitlich  ver- 
wachsen oder  in  das  einheimische  System  eingebaut  werden,  oder 
ob  beide  Systeme  in  gewisser  Abgrenzung  gesondert  neben  ein- 
ander bestehen  sollen:  die  Beantwortung  dieser  Fragen  enthält 
ebenso  viele  Abstufungen  der  Bedeutung,  mit  welcher  die  Land- 
frage und  ihre  Regelung  sich  dem  kolonisierenden  Staat  oder 
Volk   aufdrängen. 

Ist  nun  unbestreitbar  die  Kolonisationspolitik  in  erster  Linie 
eine  Frage  der  richtigen  Verwendung  und  Verwertung  von  Grund 
und  Boden  des  zu  kolonisierenden  Landes«,  die  Landpolitik  so- 
mit der  Hauptpunkt  der  Kolonisation,  so  ist  wieder  die  recht- 
liche Ordnung  der  Landfrage  das  wesentlichste  (nicht  ausschliess- 
liche) Mittel  der  Agrarpolitik,  gewissermassen  der  feste  Rahmen, 
in  den  sich  die  einzelnen  praktischen  Massnahmen  einfügen  können. 
Die  geographische,  wirtschaftliche,  kulturelle  Vielgestaltigkeit  der 
Kolonialgebiete,  die  oben  bereits  berührt  wurde,  bedingt  folge- 
richtig auch  eine  sehr  wechselvolle  Ausgestaltung  des  kolonialen 
Bodenrechts.  An  erster  Stelle  erhebt  sich  das  Problem,  in  wel- 
chem Umfang  und  in  welcher  Weise  das  sogenannte  herrenlose 
Land  vom  kolonisierenden  Faktor  (sei  es  Staat  oder  Kolonialge- 
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Seilschaft)  abgegrenzt  und  vorbehalten  wird.  Der  Staat  kann  das 
7Air  Verfügung  stehende  .>Kronland«  zum  Zweck  seiner  wirt- 
schaftlichen Verwertung  entweder  im  einzelnen  weiter  vergeben 
oder  in  eigener  Regie  behalten.  Es  bieten  sich  eine  Reihe  ver- 
schiedener Methoden  der  Landvergabung :  Landschenkung  mit 
oder  ohne  Auflage ;  Veräusserung  in  Form  von  Verkauf  oder 
Versteigerung,  Verpachtung  u.  a.  m.  Die  diesbezüglichen  Rechts- 
vorschriften sind  verschieden  je  nach  Grosssiedelung  oder  Klein- 
siedelung, je  nach  der  Art  der  geplanten  Kulturen,  ob  Ackerbau 
oder  Viehzucht,  ob  lediglich  Perception  von  Rohstoffen  beab- 
sichtigt ist;  sie  unterscheiden  landwirtschaftlichen  Boden  und 
städtischen  Grund ;  sie  gestalten  sich  wechselnd  je  nach  Natio- 
nalität oder  ökonomischer  Befähigung  dessen,  an  den  das  Land 
vergeben  wird  u.  s.  w. 

Ferner  gilt  es.  Rechte  und  Besitz  der  etwa  vorhandenen  Ein- 
geborenen (im  weitesten  Sinn  des  Wortes)  festzustellen  und  zu 
sichern.  Die  diesbezüglichen  Vorschriften  unterscheiden  sich  je  nach 
den  verschiedenen  Besitzformen,  die  etwa  das  einheimische  Recht 
des  Kolonialgebietes  aufweist  (Stammes-,  Familien-Sonderbesitz), 
dann  hinsichtlich  der  Uebertragbarkeit,  je  nachdem  das  Land  unbe- 
schränkt oder  beschränkt  veräusserlich ,  oder  der  Veräusserung 
überhaupt  unzugänglich  ist,  und  unter  dem  veräusserlichen  Grund 
und  Boden  wieder  je  nachdem  es  sich  um  eine  Veräusserung  von 
Eingeborenen  an  Eingeborene,  oder  von  Eingeborenen  an  Fremde 
handelt.  Endlich  bieten  die  Vorschriften  eine  Abstufung  in  der 
Weise,  dass  auf  das  erworbene  Land  bald  die  Grundsätze  des 
europäischen  Immobilienrechts,  bald  die  eines  auf  kolonialem 
Boden  erwachsenen,  aber  auf  europäischen  Grundlagen  beruhenden 
besonderen  Bodenrechts,  oder  aber  auch  einheimische  Rechts- 
grundsätze in  mehr  oder  weniger  modifizierter  Gestalt  zur  An- 
wendung gelangen. 

Verfügungsrecht  über  Grund  und  Boden. 

Neben  dem  (3bjekt  der  Regelung  der  Landfrage  in  den  Ko- 
lonien, dem  Grund  und  Boden,  ist  das  Subjekt  nicht  zu  über- 
sehen, von  dem  jene  Regelung  ausgeht,  bezw.  wenigstens,  dem 
die  Befugnis  oder  Machtvollkommenheit  zu  dieser  Regelung  zu- 
kommt. Es  wäre  unzureichend  und  unrichtig,  schlechtweg  den 
Staat  als  dieses  Subjekt  zu  bezeichnen:  er  ist  es  in  der  Regel, 
doch  nicht  immer  und  überall. 


Zur  Regelung  der  Landfrage  in  den  Kolonien.  ^OI 

Fasst  man  zunächst  den  regelmässigen  Fall  in's  Auge,  dass 
nämlich  der  Staat  das  Subjekt  der  Regelung  der  Landfrage  ist, 
so  tritt  er  in  eben  so  vielfältiger  Form  auf  wie  die  Kolonien  (im 
engeren  Sinn)  überhaupt.  Bedenkenlos  kann  gesagt  werden  :  in 
einem  Kolonialgebiet,  welches  der  Souveränität  eines  Staates  un- 
tersteht, hat  dieser  Staat  auch  das  Verfügungsrecht  über  Grund 
und  Boden.  Inwieweit  er  allerdings  bei  der  Ausübung  dieses 
Rechtes  von  historischen  oder  politischen  Faktoren  beschränkt  ist, 
bleibt  dabei  völlig  ausser  Betracht.  Dieses  Verfügungsrecht,  wel- 
ches der  Staat  demnach  in  allen  Kolonien  im  völkerrechtlichen 
Sinn  besitzt,  kann  nun  allerdings  in  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen sehr  verschleiert  zu  Tage  treten.  So  schien  z.  B.  schon 
vor  der  Gründung  des  australischen  Bundes  das  Recht  der  Re- 
gelung der  Landfrage  gänzlich  in  Händen  der  Regierung  der  ein- 
zelnen australischen  Staaten  zu  liegen.  Rein  äusserlich  stellt  sich 
eine  ähnliche  Sachlage  da  ein,  wo  der  Gouverneur,  mit  oder  ohne 
Mitwirkung  eines  Kolonialparlamentes,  Gesetze  und  Verordnungen 
über  Grund  und  Boden  des  Kolonialgebietes  erlässt.  Alle  diese 
Faktoren  üben  aber  das  Verfügungsrecht  nur  kraft  Uebertragung 
seitens  des  mit  der  Souveränität  ausgestatteten  Mutterlandes  aus  : 
eine  Uebertragung,  die  denn  auch  in  höherem  oder  geringerem 
Masse  generell  sein  kann,  und  deren  Spiegelbild  regelmässig  die  mehr 
oder  weniger  selbständige  Verfassung  des  Kolonialgebietes  bildet. 

Nun  hat  aber  das  Völkerrecht  die  UnzulängUchkeit  des  Be- 
griffs der  Souveränität  schlechthin  gegenüber  der  tausendfältigen 
Gestaltung  der  Thatsachen  empfunden,  und  mit  der  letzteren  ein 
Kompromiss  schliessend,  den  Hülfsbegrifif  der  halben  Souveränität 
geschaffen,  um  die  völkerrechtliche  Stellung  eines  Staates  zu  be- 
zeichnen, der  mit  einem  andern  mächtigeren  in  einem  Protekto- 
ratsverhältnis steht.  Das  Schwergewicht  desselben  liegt  in  dem 
Einfluss,  den  der  Protektorstaat  in  den  auswärtigen  Verhältnissen 
des  halbsouveränen  Staates  ausübt,  und  in  der  Theorie  wird  aus- 
drücklich betont,  dass  die  Einwohner  des  letzteren  immer  noch 
dessen  Regierungsgewalt  unterthänig  sind,  nicht  aber  derjenigen 
des  Protektorstaates.  Gilt  dieser  Grundsatz,  der  übrigens  auch 
praktisch  fast  durchweg  gehandhabt  wird,  auch  hinsichtlich  des 
Grund  und  Bodens  des  Protektoratsgebietes  .^  Behält  der  halb- 
souveräne Staat  sein  Verfügungsrecht  über  Grund  und  Boden  bei.^ 
In  formeller  Hinsicht  lässt  sich  das  ohne  weiteres  zugeben.  Aber 
de  facto    verhält    es    sich    vielfach    anders.    Die    meisten  der  mo- 


302 


Dr.   Ruilolf  A.   Hermann; 


dernen  Protektoratsverhaltnis.se  bilden  ein  Uebergangsstadiuni ;  und 
vergleicht  man  den  Entwicklungsgang  hier  mit  jenem  der  eigent- 
lichen Kolonien,  so  bemerkt  man  deutlich  den  Gegensatz.  Die 
Tendenz  bei  den  neuzeitlichen  Protektoraten  geht  dahin,  an  den 
Protektorstaat,  den  mächtigeren  Faktor,  mehr  und  mehr  von  der 
Souveränität  zu  verlieren,  und  schliesslich  als  Völkerrechtssubjekt 
auszuscheiden ;  die  Tendenz  bei  den  Kolonien  geht  dahin,  von 
den  Souveränitätsrechten  des  Mutterlandes  mehr  und  mehr  in 
sich  zu  vereinigen.  Dem  entsprechend  verhält  sich  dort  der  Pro- 
tektorstaat expansiv;  hier  sucht  der  Mutterstaat  möglichst  lang 
wenigstens  ein  äusseres  Zeichen  der  de  facto  beendeten  Sou- 
veränität aufrecht  zu  halten  (cf  Verfassung  des  australischen  Bundes). 
Diese  verschiedene  Entwicklungstendenz  erklärt  es ,  warum  bei 
den  neuzeitlichen  Protektoratsverhältnissen  der  Grundsatz ,  dass 
dem  halbsouveränen  Staat  das  Verfügungsrecht  an  Grund  und 
Boden  zukommt,  nicht  mehr  durchweg  gewahrt  erscheint.  Es 
werden  wohl  die  Gesetze  und  Verordnungen  für  Tunesien  im 
Namen  des  Bey  von  Tunis  erlassen ;  dennoch  wird  mau  kaum 
behaupten  können,  die  im  Jahre  1885  getroffene  Regelung  der 
Landfrage  sei  dem  freien  Verfügungsrecht  des  Herrschers  von 
Tunesien  entsprungen.  Dasselbe  wird  man  von  einigen  kleineren 
native  states  in  Britisch-Üstindien   sagen  können. 

Von  den  Kolonien  im  eigentlichen  Sinn  unterscheiden  sich 
ferner  die  sogenannten  »Interessensphären«.  Mit  diesem  erst  der 
neuzeitlichen  Kolonialpolitik  zu  verdankenden  Begriff  muss  die 
Theorie  sich  abzufinden  suchen,  seit  er  in  internationalen  Ver- 
einbarungen (z.  B.  deutsch-englisches  Uebereinkommen  vom  29.  X. 
[i.  XI]  1886)  gebraucht  wird.  »Interessensphären«  entstehen 
durch  Vereinbarungen  zwischen  Kolonialmächten,  wonach  gewisse 
Gebiete  der  kolonialen  Erwerbung  oder  Protektoratsausübung  be- 
stimmter Kolonialmächte  vorbehalten  bleiben,  ohne  dass  eine  Ok- 
kupation dieser  Gebiete  bereits  erfolgt  ist«  ^).  Somit  sind  hier 
Gebiete  vorausgesetzt,  in  welchen  seitens  keiner  Kolonialmacht 
bisher  Handlungen  vorgenommen  wurden,  welche  eine  corporalis 
possessio  darstellten,  in  welchen  insbesondere  bisher  keinerlei  be- 
hördliche Organisation  geschaffen  wurde.  Da  hiedurch  allein  eine 
Souveränität  über  die  erw^ähnten  Gebiete  begründet  werden  könnte, 
nicht  aber  etwa  lediglich  durch  die  räumliche  Abgrenzung  der 
Länderräume    in    internationalen  Verträgen,    so    kann    von    Sou- 

l)  Hasse  im  Handwörterb.  d.   -Staatswissensch.  Bd.  V,   S.   142. 
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veränitätsrechten  des  auf  die  Interessensphäre  Anspruch  erheben- 
den Staates  innerhalb  dieses  Gebietes  keine  Rede  sein.  Dem- 
nach theoretisch  auch  nicht  von  einem,  aus  der  Souveränität  ent- 
springenden Verfügungsrecht  an  Grund  und  Boden.  AnschHes- 
send  an  Ausführungen  über  die  Proprietary-Colonies  der  älteren 
Kolonialgeschichte  sagt  von  Stengel  (Annalen  etc.  1895  S.  143): 
»Gegenwärtig  ist  ein  Verfügungsrecht  des  Staates  über  Gebiete, 
welche  von  ihm  nicht  wenigstens  thatsächlich  in  Besitz  genom- 
men sind,  nicht  anerkannt.  Deshalb  kann  auch  kein  Staat  seinen 
Angehörigen  das  Recht  verleihen,  herrenlose  Gebiete  zu  okku- 
pieren, zu  kolonisieren  und  zu  regieren.«  Denkt  man  sich  bei 
diesen  Sätzen  hinzu  »vom  Standpunkt  der  Theorie«,  so  dürften 
sie  kaum  anzufechten  sein ;  die  Geschichte  des  neueren  Kolonial- 
rechts scheint  dem  allerdings,  wie  man  im  Folgenden  sehen  wird, 
zu  widersprechen. 

Die  Praxis  hat  sich  hier  anders  verhalten.  Unbestreitbar 
sind  die  weiten,  grösstenteils  noch  gar  nicht  erforschten  Räume 
im  Hinterland  von  Kamerun  noch  Interessensphäre  und  nicht  ei- 
gentlich Kolonie.  Die  für  das  Schutzgebiet  geltenden  Verord- 
nungen unterscheiden  hierin  nicht  ;  doch  werden  sie  in  den  noch 
nicht  okkupierten  Gebieten  thatsächlich  erst  zur  Anwendung  kom- 
men, wenn  die  mit  ihrer  Handhabung  betrauten  Organe  der  Re- 
gierungsgewalt jene  Gebiete  betreten  haben.  Trotzdem  hat  die 
Regierung  schon  vorsorgend  auf  Grund  und  Boden  dieses  noch 
inokkupierten  Gebietes  hinübergegriffen.  In  §  i  der  allerh.  Ver- 
ordnung vom  15.  VI.  1896  über  die  Schaffung,  Besitzergreifung 
und  Veräusserung  von  Kronland  u.  s.  w.  in  Kamerun  \)  ist  unter 
gewissen  Vorbehalten  bestimmt  >^ alles  Land  innerhalb  des  Schutz- 
gebietes von  Kamerun  als  herrenlos  Kronland.  Das  Eigentum  daran 
steht  dem  Reiche  zu«.  Das  hier  vindizierte  Verfügungsrecht  wurde 
denn  auch  bereits  ausgeübt:  Laut  Konzessionsvereinbarung  vom 
31.  VII.  1899^)  wurde  in  weiten  Gebieten  des  Hinterlands  »das  in  den 
nächsten  5oJahren  zu  schaffende  Kronland  der  Gesellschaft  Nordwest- 
Kamerun  als  Eigentum  verliehen«  (1.  c.  ij  i).  Dieses  Vorgehen 
ist  ein  lebendiges  Beispiel  dafür,  wie  das  praktische  Bedürfnis  in 
solchen  Fällen  jede  theoretische  Erwägung  hinwegreisst,  und  wie 
viele  trübe  Elemente  in  dem  rasch    fliessenden  Strom    kolonialer 


i)  Abgedruckt    in    Riebow-Ziinmeniiann     »Die    deutsche    Kolonialgesetzgebung« 
Band  III,   S.   232. 

2)  Ebenda  Band  IV,   S.   139. 
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Gesetzgebung  mit  unterlaufen.  Es  mag  dabei  dahingestellt  blei- 
ben ,  ob  ein  derartiges  Vorgehen  auf  Grund  von  Theoriesätzen 
verurteilt  oder  es  freudig  begrüsst  werden  soll,  wenn,  die  Zweck- 
dienlichkeit des  Verfahrens  vorausgesetzt ,  die  Regierung  über 
Lehrsätze  der  Theorie,  als  der  Entwicklung  und  damit  der  Ver- 
gänglichkeit unterworfene  Machwerke  menschlicher  Denkkraft, 
mit  kühnem  Schritt  hinweggeht. 

Dieser  Fall  einer  Landkonzession  stellt  sich  dar  als  die  Ab- 
tretung der  Befugnis  zur  Okkupation  herrenlosen  Landes,  welche 
der  Staat  sich  innerhalb  seiner  kolonialen  Interessensphäre  vin- 
diziert, an  eine  Kolonialgesellschaft.  Das  dieser  hienach  zustehende 
Verfügungsrecht  über  Grund  und  Boden  ist  also  hier  derivativer 
Natur.  Dies  ist  aber  nicht  die  einzige  Möglichkeit :  es  kann  eine 
Gesellschaft,  oder  in  letzter  Linie  auch  eine  Privatperson  das  Ver- 
fügungsrecht an  Grund  und  Boden  auf  Grund  von  Souveränität 
erwerben.  Dass  eine  Privatperson  Souveränitätsrechte  originär 
erwerben  kann,  ist  vielfach  bestritten  worden^);  aber  schwer- 
lich bestreitbar  dürfte  es  sein,  dass  dieser  Fall  thatsächlich  sich 
schon  ereignet  hat.  Dem  Kaufmann  A.  Dent  zwar  wurden  Sou- 
veränitätsrechte auf  Landgebiet  in  North-Borneo  seitens  des  Sul- 
tans von  Brunei  übertragen.  Aber  in  nächster  Nähe,  in  Sarawak, 
hatte  James  Brooke  ,  der  in  Abhängigkeit  vom  Sultan  als  Rad- 
scha  aufgestellt  worden  war,  aus  eigener  Macht  Souveränität  über 
das  von  ihm  beherrschte  Gebiet  von  Sarawak  erlangt  und  be- 
hauptet ;  britischer  Schutz  ward  dem  Staatswesen  erst  nachträg- 
lich zu  teil.  Und  äusserlich  so  verschieden,  ist  doch  diesem  Fall 
im  Wesen  gleich  der  Erwerb  des  Kongogebiets  durch  die  Asso- 
ciation africaine  internationale  du  Congo.  Als  das  Gebiet  der 
Gesellschaft  seitens  der  Berliner  Kongokonferenz  als  Staat  aner- 
kannt wurde  ,  ward  dasselbe  zwar  dadurch  Mitglied  der  völker- 
rechtlichen Gemeinschaft ;  aber  die  Souveränität  und  damit  das 
Verfügungsrecht  über  Grund  und  Boden,  soweit  er  damals  über- 
haupt schon  von  ihren  Vertretern  betreten  worden  war,  hatte  die 
Gesellschaft  als  Privatrechtssubjekt  auch  vorher  schon  besessen. 
Dass  die  souveräne  Stellung  einzelner  Privatpersonen  oder  Ge- 
sellschaften in  kolonialen  Gebieten  in  der  Regel  sich  nicht  lange 
erhält,  dass  insbesondere  ihrer  Anerkennung  im  völkerrechtlichen 
Verband  bedeutende  Schwierigkeiten  entgegenstehen  —  dies  sind 
Ergebnisse    politischer    Machtverhältnisse.     Sie    berechtigen   aber 

l)  cf.   darüber  v.   Stengel,   Annalen   1887   S.   351   {L,   1SS9  S.   44  ff. 
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nicht  dazu,  die  Möglichkeit  zu  leugnen,  dass  Privatpersonen  auf 
Grund  ihrer  Souveränität  das  Verfügungsrecht  über  koloniale 
Landgebiete  besitzen  und  ausüben  können.  Es  wurde  denn  auch 
bei  Gelegenheit  der  Erteilung  des  Charter  an  die  British  North- 
Borneu-Compagnie  seitens  der  europäischen  Mächte  gegen  die 
oben  ausgesprochene  Möglichkeit  kern  Widerspruch  erhoben. 

Immerhin  handelt  es  sich  hier  um  Einzelfälle.  Regelmässig 
übt  eine  Kolonialgesellschaft  ,  der  ein  öffentlich-rechtliches  Ver- 
fügungsrecht über  das  Kolonialland  zusteht  ,  dieses  Recht  kraft 
Uebertragung  von  Seiten  des  Mutterlandes  aus.  Die  Uebertra- 
gung  kann  in  verschiedener  Weise  und  in  verschiedenem  Umfang 
erfolgen.  Es  kann  eine  Kolonialgesellschaft  das  Verfügungsrecht 
über  Grund  und  Boden  nebst  andern  Hoheitsrechten  auf  Grund 
von  Verträgen  mit  eingeborenen  Herrschern  erworben  haben ; 
sie  kann  dann  um  den  Schutz  des  Mutterlandes  nachsuchen  und 
dieser  wird  ihr  in  Gestalt  eines  Schutz-  oder  Freibriefes  (Charter, 
daher  chartered  Company)  gewährt,  in  welchem  der  Gesellschaft 
die  erworbenen  Hoheitsrechte  im  gleichen  ,  in  geringerem  oder 
grösserem  Umfang  rückübertragen  werden.  Ein  derartiges  Ver- 
hältnis obwaltete  z.  B.  bei  der  Erteilung  des  Freibriefes  an  die 
Royal  Niger  Company  1886  oder  des  Schutzbriefes  vom  27.  Fe- 
bruar 1885  an  die  deutsch- ostafrikanische  Gesellschaft.  Ferner 
kann  einer  Gesellschaft  das  Verfügungsrecht  über  Grund  und  Bo- 
den nebst  andern  Hoheitsrechten  vom  Mutterland  übertragen  wer- 
den, ohne  dass  die  Gesellschaft  vorher  selbst  diese  Rechte  be- 
sessen hätte;  der  verleihende  Staat  überträgt  hier  Rechte,  die 
ihm  aus  der  von  ihm  selbst  erworbenen  Souveränität  erwachsen 
sind.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall  des  Schutzbriefes  ,  der  am  17.  Mai 
1885  der  Neu-Guinea-Compagnie  verliehen  wurde.  Ob  nun  bei 
diesen  Verleihungen  auch  die  Militär-  oder  die  Gerichtshoheit  oder 
beide  mit  verliehen  wurden:  das  Verfügungsrecht  dieser  Schutz- 
brief-Gesellschaften über  Grund  und  Boden  des  ihnen  unterstehen- 
den Kolonialgebietes  hat  so  ziemlich  überall  den  gleichen  Um- 
fang. Thatsächlich  wird  aber  jenes  Recht  noch  in  einer  wesent- 
lich andern  Form  verliehen,  bei  der  nicht ,  wie  bei  den  Schutz- 
briefen, ein  einseitiger  Rechtsakt ,  sondern  ein  Vertrag  vorhegt  : 
es  handelt  sich  um  die  sogenannten  Landkonzessionen,  bei  wel- 
chen der  etwa  gebrauchte  Ausdruck  »Eigentum«  nicht  über  die 
Erkenntnis  hinwegtäuschen  kann ,  dass  es  sich  vielfach  um  die 
Verleihung  des    vom    konzedierenden  Staat    in  Anspruch  genom- 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.     1902.     z.  20 


3o6 


Dr.   Rudolf  A.   Ilermnnn: 


menen  Verfügungsrechtes  über  Grund  und  Boden  handelt.  Dar- 
über wird  in  anderm  Zusammenhang  des  näheren  gesprochen 
werden.  Ein  solches  Beispiel,  die  Konzession  an  die  Gesellschaft 
Nord-West-Kamerun  ist  oben  bereits  erwähnt  worden. 

Verfügungsrecht  über  herrenloses  Land  insbesondere. 

Der  Staat ,  welcher  eine  Kolonie  im  rechtlichen  Sinne  er- 
wirbt ,  kann  sich  bei  dieser  Erwerbung  einer  dreifachen  Gestal- 
tung völkerrechtlicher  Verhältnisse  innerhalb  des  Kolonialgebietes 
gegenübergestellt  sehen. 

Das  Gebiet  kann  einem  Staatswesen  zugehören,  das  vermöge 
seiner  hochentwickelten  Organisation  innerhalb  der  Gemeinschaft 
des  europäischen  Völkerrechts  als  gleichberechtigtes  Subjekt  des 
Völkerrechts  anerkannt  ist.  Der  Erwerb  dieses  Gebietes  als  Ko- 
lonie vollzieht  sich  dann  in  der  Weise  ,  dass  mfolge  Vertrags, 
sei  dieser  nun  auf  Grund  friedlicher  Verhandlungen  oder  als  Ab- 
schluss  eines  Krieges  geschlossen  ,  die  Souveränität  des  koloni- 
sierenden Staates  an  Stelle  der  bisherigen  Souveränität  tritt.  Der 
erstere  kann  ferner  in  dem  Kolonialgebiet  eine  mehr  oder  minder 
entwickelte  staatliche  Organisation  vorfinden,  ohne  dass  jedoch 
die  kulturelle  Stufe  dieses  Staatswesens  eine  derartige  wäre,  dass 
dasselbe  von  dem  ihm  gegenübertretenden  Völkerrechtssubjekt 
als  gleichberechtigt  anzuerkennen  wäre.  Diese  Gestaltung  bietet 
den  Boden,  auf  welchem  die  Halbsouveränität,  die  Protektorats- 
verhältnisse sich  entfalten.  Die  vielen  und  nicht  immer  glück- 
lichen Distinktionen,  welche  die  Wissenschaft  auf  diesem  Gebiete 
versucht  hat  ^),  lassen  erkennen,  dass  die  Begriffe,  mit  denen  hier 
operiert  wird,  ebenso  schwankend  und  unsicher  sind,  wie  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  vielgestaltig.  Während  also  jene  erster- 
wähnte Gruppe  durchweg  unzweifelhaft  abzugrenzen  ist,  sind  die 
Grenzen  zwischen  den  Fällen ,  wo  bei  niederentwickelten  Staats- 
wesen eine  Souveränität  anerkannt,  und  den  Fällen,  wo  ein  Staats- 
wesen nicht  mehr  als  vorhanden  angenommen  wird ,  von  der 
Theorie    kaum    festzuhalten.     Die  Entscheidung    in    diesem    oder 

l)  Rehm  («Alls^enieine  Staatslehre«  S.  69)  unterscheidet  »halbsouveräne«  und 
»vollkommen  nichlsouveräne«  Staaten,  vermag  aber  einen  Unterschied  zwischen  beiden 
nur  dahin  zu  konstruieren,  dass  bei  jenen  >die  Aufsicht  oder  Leitung  von  aussen  nur 
einen  geringeren  Umfang  hat«.  U.  E.  ist  mit  solchen  Unterscheidungen  wenig  ge- 
wonnen.   Vgl.  auch  a.  a.  O,  S.   71    ff. 
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jenem  Sinn  zeigt  sich  äusserlich  darin  ,  ob  in  dem  Vertrag  mit 
dem  eingeborenen  Herrscher  dieser  seine  Souveränitätsrechte  aus- 
drücklich abtrat  oder  nicht :  woraus  dann  zu  entnehmen  ist ,  ob 
man  seinem  Staatswesen  Souveränität  überhaupt  zuerkannte ;  — 
oder,  bei  noch  primitiveren  Verhältnissen,  darin,  ob  man  überhaupt 
einen  völkerrechtlichen  Vertrag  abschloss.  Stellt  man  sich  einer- 
seits den  Bey  von  Tunis,  andrerseits  den  Hottentottenkapitän  Josef 
Frederiks  von  Bethanien  (Deutsch  Südwestafrika)  vor ,  so  er- 
misst  man  leicht,  welche  Fülle  von  Zwischenstufen  von  dem  einen 
zum  andern  führen.  Diese  Vielgestaltigkeit  wird  auch  im  ein- 
zelnen Fall  die  Beantwortung  der  Frage  erschweren ,  ob  das  be- 
treffende Kolonialgebiet  im  völkerrechtlichen  Sinn  herrenloses 
Land  ist.  »Alles  Land«,  führt  z'on  Stengel  aus^),  »welches  der 
Souveränität  oder  Schutzgewalt  eines  der  die  völkerrechtliche  Ge- 
meinschaft bildenden  Staaten  unterworfen  ist,  hat  vom  Standpunkt 
des  Völkerrechts  aus  seinen  Herrn,  ist  daher  nicht  als  herrenlos 
zu  betrachten«;  er  fährt  fort :  »und  die  Begründung  einer  Kolonie 
im  rechtlichen  Sinn  ist  in  einem  solchen  Gebiete  nicht  möglich.« 
Dieser  Satz  war  lange  vor  der  Fussfassung  europäischer  Nationen 
in  China  geschrieben  ;  unter  den  heutigen  Verhältnissen  lässt  er  sich 
nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Aber  freilich  setzt  die  Koloniengrün- 
dung in  einem  solchen  Gebiet  voraus,  dass,  wie  oben  ausgeführt,  die 
bestehende  Souveränität  daraus  weicht  und  derjenigen  des  Kolonial- 
staates Platz  macht. 

Weiterhin  ist  aber  von  herrenlosem  Land  im  völkerrecht- 
lichen Sinn  keine  Rede  bei  der  zweiten  Gruppe  von  Staats- 
wesen ,  wo  die  Kolonisierung  die  staatsrechtliche  Gestaltung  von 
Protektoratsverhältnissen  oder  halbsouveränen  Staatswesen  her- 
vorbringt. Ja  selbst  darüber  hinaus  ist  in  vielen  Fällen,  wo  man 
nicht  mehr  von  einem  geordneten  Staatswesen  reden  kann, 
das  betreffende  Gebiet  doch  nicht  als  herrenlos  zu  betrach- 
ten. Insbesondere  hat  die  Praxis  auch  Gebiete,  in  welchen  kei- 
nerlei Souveränitätsrechte  ausgeübt  wurden  ,  als  nicht  herrenlos 
behandelt.  Wenigstens  werden  die  400  einheimischen  Herrscher, 
mit  denen  die  Royal  Niger  Company  völkerrechtliche  Verträge 
schloss,  ebenso  wenig  als  lauter  Souveräne  zu  gelten  haben  wie 
etwa  unser  King  Bell  oder  King  Aequa  in  Kamerun.  Als  herren- 
los im  völkerrechtlichen  Sinn  hat  die  neuere  Kolonialgeschichte 
ein  Gebiet  bloss  dadurch  kenntlich  gemacht,   dass  der  kolonisie- 

i)  Annalen   des  Deutschen  Reiches,   1887,   S.    335   und  a.   a.    O. 
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lende  Staat  es  nicht  für  nötig  fand,  das  Verfügungsrecht  über 
Grund  und  Boden  sich  von  irgend  einem  eingeborenen  Herrscher 
abtreten  zu  lassen,  sondern  dieses  Recht  sich  aus  eigener  Macht 
durch  eine  einseitige  Rechtshandlung,  die  Okkupation,  beilegte. 
Mit  andern  Worten :  Der  Satz ,  dass  das  herrenlose  Land  der 
Okkupation  unterliege,  wird  in  der  Praxis  in  umgekehrter  Form 
gehandhabt :  Das  Land  ,  welches  durch  Okkupation  erworben 
wird,  wird  als  herrenlos  betrachtet.  Dieses  subjektive  Verhalten 
des  kolonisierenden  Staates  oder  seiner  Pioniere  (Expeditionen, 
Gesellschaftsvertreter  u.  s.  w.)  macht  denn  auch  eine  abstrakte 
Definition  dessen  ,  was  unter  »herrenlosem  Land«  zu  verstehen 
sei,  unmöglich.  Insbesondere  auch  ist  der  Umstand,  ob  mit  den 
betreffenden  Völkerschaften  ein  völkerrechtlicher  Verkehr  möglich 
ist  oder  nicht,  als  Kriterium  nicht  zu  verwerten.  Denn  ob  man 
die  Formen  völkerrechtlichen  Verkehrs  (Vertrag)  im  einzelnen 
Fall  anwenden  wollte  oder  nicht ,  lag  eben  auch  in  der  Willkür 
des  kolonisierenden  Faktors. 

Lässt  man  vor  der  Hand  die  Erwägung,  welche  Rechtsstel- 
lung der  kolonisierende  Staat  etwa  als  Nachfolger  einer  einhei- 
mischen Gewalt  innerhalb  des  Kolonialgebietes  erlangt  hat,  voll- 
ständig ausser  Betracht ,  sondern  untersucht  allein ,  in  welches 
rechtliche  Verhältnis  zum  Grund  und  Boden  der  kolonisierende 
Staat  da  sich  setzt,  wo  er  durch  Okkupation  die  Herrschaft  über 
das  koloniale  Gebiet  erlangt,  so  ist  hier  vor  allem  im  Auge  zu  be- 
halten, dass  diese  Okkupation  eine  rein  völkerrechtliche  Handlung 
darstellt,  die  an  sich  die  privatrechtlichen  Beziehungen  zum  Grund 
und  Boden  in  keiner  Weise  berührt,  insbesondere  also  zwar  der 
Besitzergreifung  einer  herrenlosen  Sache  in  privatrechtlichem  Sinn 
analog,  aber  nichts  weniger  als  mit  ihr  identisch  ist.  Diesen  Ge- 
gensatz betont  auch  von  Stengel,  und  fährt  dann  fort:  »Ist  aber 
der  gesamte  Grund  und  Boden  oder  doch  ein  Teil  desselben  in 
dem  betreffenden  Gebiet  auch  privatrechtlich  herrenlos,  so  wird 
die  völkerrechtliche  Besitzergreifung  zur  Folge  haben ,  dass  der 
okkupierende  Staat  auch  Eigentümer  dieses  Grundbesitzes  wird, 
wie  dies  auch  von  jeher  anerkannt  worden  ist.  Jedenfalls  erlangt 
der  Staat  die  Möglichkeit ,  durch  entsprechende  privatrechtlich 
wirksame  Handlungen  auch  das  Eigentumsrecht  an  dem  herren- 
losen Grund  und  Boden  zu  erwerben.  Unter  allen  Umständen 
aber  erhält  der  Staat  infolge    des  Erwerbs    der  Souveränität    das 
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Recht,  über  den  Grundbesitz  nach  seinem  Ermessen  zu  verfügen  ^). 
Die  beiden  letzteren  Sätze  enthalten  sichtlich  eine  Einschränkung 
des  ersten ,  insofern  als  hier  eine  besondere  Betätigung  seitens 
des  Staates  vorausgesetzt  wird,  um  vom  völkerrechtlichen  Schritt 
der  Okkupation  zum  privatrechtlichen  Institut  des  Eigentums  eine 
Brücke  zu  schlagen.  Aber  wenn  man,  ohne  Zweifel  mit  Grund, 
diese  letzteren  Sätze  anerkennt ,  so  wird  die  an  erster  Stelle 
stehende  Behauptung,  als  ob  der  Staat  ohne  solche  besonderen 
Schritte  durch  die  Okkupation  im  völkerrechtlichen  Sinne  zugleich 
privatrechtlicher  Eigentümer  des  okkupierten  Gebietes  werde,  von 
selbst  hinfällig.  Wäre  diese  Behauptung  zutreffend  ,  so  würden 
zunächst  sämtliche  oben  berührten  Anordnungen  des  Staats, 
welche  eine  Regelung  auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts  bezielten, 
als  ein  Pleonasmus  erscheine.  Aber  es  ist  auch  denkbar  ,  dass 
der  Staat  solche  Anordnungen  nicht  trifft,  sondern,  sich  mit  der 
Souveränität  begnügend,  das  Gebiet  der  privatrechtlichen  Okku- 
pation eines  jeden  Beliebigen  überlässt.  Gesetzt  nun  den  Fall, 
es  bestehen  in  dem  Gebiet  keinerlei  andere  privatrechtliche  An- 
sprüche, und  die  Annahme,  der  Staat  sei  durch  die  Okkupation 
Eigentümer  geworden  ,  sei  richtig  ,  so  wäre  eine  privatrechtliche 
Okkupation  seitens  Dritter  dadurch  ausgeschlossen,  und  man  er- 
hielte den  inneren  Widerspruch,  dass  infolge  des  Eigentumsan- 
falles ipso  jure  dem  Staat  wider  seinen  Willen  die  theoretische 
Möglichkeit  genommen  wäre ,  Dritten  den  Eigentumserwerb  am 
herrenlosen  Land  durch  Okkupation  stillschweigend  zu  überlassen. 
Steht  also  fest ,  dass  der  Staat ,  um  Privateigentümer  des 
herrenlosen  Landes  im  Kolonialgebiet  zu  werden,  erst  seinerseits 
von  dem  ihm  kraft  seiner  Souveränität  zustehenden  Recht  privat- 
rechtlicher Regelung  Gebrauch  machen  muss,  so  erhebt  sich  die 
weitere  Frage,  welcher  Art  diese  vom  Staat  ausgehenden  Willens- 
äusserungen sein  können.  Am  weitesten  geht  er ,  wenn  er  eine 
Bestimmung  trifft ,  des  Inhalts  ,  dass  alles  herrenlose  Land  sein 
Eigentum  sein  solle.  In  diesem  Fall  erlangt  der  Staat  vom  Mo- 
ment der  Geltung  dieser  Bestimmung  ab  die  Rechtsstellung  des 
Eigentümers,  ohne  dass  seinerseits  irgend  eine  thatsächliche  Be- 
ziehung zum  Grund  und  Boden  ,  insbesondere  eine  Besitzergrei- 
fungshandlung privatrechtlicher  Art  vorhergegangen  wäre.     Diese 


i)  Annalen  l88g,  S.  39  ff.;  ähnlich,   doch  nicht  wortgetreu  auch  in  Annalen  1887, 
S.  343,  1895,  S.  92. 


310 


Dr.   Rudolf  A.  Hermann: 


All  rechtlicher  Verfüijung  hat  ein  Pendant  im  älteren  deutschen 
Recht,  welches  herrenlose  Grundstücke  dem  Staat  anheimfallen 
Hess;  im  neueren  Recht  könnte  man  vergleichsweise  das  Anrecht 
des  Staates,  der  Kommune  u.  s.  w.  auf  nicht  reklamierte  Fund- 
gegenstände anführen ;  ein  Fall ,  wo  sich  der  Eigentumserwerb 
seitens  des  Staates  ebenfalls  originär  und   ipso  jure  vollzieht. 

Immerhin  liegt  in  der  Bestimmung  des  Kolonialrechts  ,  dass 
der  Staat  Eigentümer  des  herrenlosen  Landes  sei,  eine  Besonder- 
heit insofern,  als  die  Feststellung  des  Begriffes  des  privatrechtlich 
herrenlosen  Landes  dem  Ausspruch  des  erwähnten  Rechtssatzes 
zeitlich  nicht  selten  nachfolgt ,  und  andrerseits  durch  denselben 
Faktor,  den  Staat,  stattfindet,  der  zugleich  in  seiner  Eigenschaft 
als  Privatgrundeigentümer  eben  durch  diese  Feststellung  räumlich 
mehr  oder  minder  beschränkt  wird.  Es  ist  nämlich  der  seltenere 
Fall,  wenn  in  einem  neuerworbenen  Kolonialgebiet  der  kolonisie- 
rende Staat  keinerlei  bestehende  Anrechte  an  Grund  und  Boden 
dieses  Gebietes  vorfindet,  welche  nach  europäischen  Rechtsgrund- 
sätzen dem  Eigentum  entsprechen  oder  ihm  wenigstens  gleichzu- 
stellen wären.  Nur  wo  die  bisherigen  Bewohner  des  Landes  in 
ganz  unbestimmten  Beziehungen  zum  Grund  und  Boden  sich  be- 
wegt haben,  wird  der  Staat  im  selben  Umfang  Privateigentümer, 
wie  er  Souverän  ist.  Im  übrigen  aber  pflegt  sich  der  Staat  mit 
den  Bewohnern  des  Landes,  die  er  bei  seiner  politischen  Besitz- 
ergreifung vorfindet,  privatrechtlich  auseinanderzusetzen,  ein  Vor- 
gang ,  bei  dem  bereits  wesentlich  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
massgebend  sind.  Hier  handelt  es  sich  dann  nicht  mehr  um  das 
>'Gebiet'  ,  sondern  der  Grund  und  Boden  stellt  sich  dar  als  In- 
begriff der  Grundstücke  ,  was  sich  sprachlich  auch  in  dem  fran- 
zösischen Plural  terres  (domaniales  u.  s.  w.)  ausdrückt.  Diese 
privatrechtliche  Abgrenzung  kann  sich  in  dem  Rechtssatz,  durch 
welchen  sich  der  Staat  das  Eigentum  am  herrenlosen  Grund  bei- 
legt ,  ausdrücklich  in  Gestalt  eines  Vorbehaltes  ausgesprochen 
finden.  Dadurch  wird  die  Unbestimmtheit  der  räumlichen  Aus- 
dehnung ,  welche  das  Staatseigentum  im  Moment  des  Erlasses 
jenes  Rechtssatzes  hat,  deutlicher  hervorgehoben  ;  doch  ist  dieser 
Vorbehalt  lediglich  ein  Formale,  dessen  Fehlen  am  eigentlichen 
Sachverhalt  nichts  ändert.  Es  könnte  noch  die  Frage  erhoben 
werden  ,  ob  der  erwähnte  Rechtssatz  expressis  verbis  verlautbart 
werden  müsse,  oder  ob  es  nicht  genügen  könnte,  wenn  der  Staat 
seinen  Willen,    I^igentümer    des    herrenlosen   Grundes  zu  werden, 
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durch  konkludente  Handkingen  kundgiebt,  indem  ernämUch  sich 
als  Eigentümer  geriert  und  privatrechtUche  Verfügungshandlungen 
vornimmt ,  welche  nur  diesem  zukommen  ,  also  ■/..  B.  seinerseits 
Eigentum  an  Dritte  überträgt.  Man  wird  diese  Frage  verneinen 
müssen.  Ohne  ausdrückliche  Verlautbarung  eines  solchen  Rechts- 
satzes bestehen  nämlich  auch  Besitzergreifungshandlungen  Dritter 
am  herrenlosen  Grund  zu  Recht,  so  lange  nicht  etwa  ein  völker- 
rechtlicher Grundsatz  des  Inhalts  angenommen  werden  kann,  dass 
der  okkupierende  Staat  ipso  jure  Privateigentümer  des  okkupier- 
ten Landes  ist :  eine  abzuweisende   Annahme. 

In  jedem  andern  Fall  wird  aber  auch  hier  die  Macht  der 
Thatsachen  (beatus  possidens)  solange  den  Ausschlag  geben,  als 
sie  nicht  durch  positive  Rechtsvorschriften  eingeschränkt  ist. 

Es  besteht  die  zweite  Möglichkeit,  dass  der  Staat,  ohne  so- 
fort das  Eigentum  vom  herrenlosen  Land  für  sich  zu  reklamieren, 
sich  die  alleinige  Befugnis  zum  Eigentumserwerb  daran,  mit  an- 
deren Worten  ein  Okkupationsmonopol  beilegt.  Hier  bildet 
die  notwendige  Voraussetzung  des  Erwerbs  von  Eigentum  eine 
Besitzergreifungshandlung  seitens  des  Staates,  die  insofern  eines 
Schutzes  geniesst,  als  ihr  kein  gleichartiges  Vorgehen  Dritter  mit 
Rechtswirksamkeit  den  Rang  ablaufen  kann.  Zeitlich  pflegt  ihr 
die  Errichtung  eines  Behördenorganismus  in  dem  betreffenden 
Gebiet  vorauszugehen,  mit  dessen  räumlichem  Wachstum  die  pri- 
vate Okkupation  Schritt  hält.  Diese  Gestaltung  des  dem  Staate 
innewohnenden  Verfügungsrechtes  ist,  trotzdem  ihre  rechtliche 
Konstruktion  am  einfachsten  und  einleuchtendsten  ist,  in  der 
Praxis  nur  vereinzelt  zur  Geltung  gekommen  und  hat  dann  vor- 
wiegend den  Charakter  einer  einstweiligen  Regelung  getragen, 
zu  einer  Zeit,  wo  das  etwa  infolge  einer  internationalen  Verein- 
barung dem  Staat  zugesprochene  Gebiet  noch  den  Charakter  einer 
Interessensphäre  trug. 

Die  dritte  Möglichkeit  endlich  besteht  darin,  dass  der  Staat 
von  seinem  Verfügungsrecht  Gebrauch  macht,  indem  er  einem 
Dritten,  meist  einer  Kolonialgesellschaft,  das  alleinige  Recht  zur 
Besitzergreifung  herrenlosen  Landes  überträgt.  In  diesem  gleich- 
falls eine  privatrechtliche  Regelung  darstellenden  Fall  tritt  der 
Staat  also  überhaupt  nicht  mit  Eigentumsansprüchen  hervor;  die 
von  ihm  getroffene  Verfügung  äussert  aber  eine  wesentliche  Wir- 
kung auf  dem  Gebiet  des  Privatrechts,,  indem  ausser  dem  mit  der 
Verleihung  auss;estatteten  Dritten  keine  andere  Person  Eioentum 
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an  Gniiid  und  Hoden  in  erster  Hand  erwerben  kann. 

Der  Dritte  leitet  dann  zwar  sein  Okkupationsmonopol  vom 
Staate  ab;  dagegen  ist  der  Eigentumserwerb  selbst,  den  er  auf 
Grund  dieses  Monopols  vornimmt,  keineswegs  ein  derivativer,  da 
ja  dem  Staat  vorher  an  dem  herrenlosen  Land  selbst  keinerlei 
privatrechtliche  Ansprüche  zugestanden  hatten,  Wohl  zu  unter- 
scheiden ist  diese  Gestaltung  der  Verhältnisse  von  dem  anderen 
Fall ,  dass  der  Staat  von  der  oben  betrachteten  Möglichkeit, 
sämtliches  herrenloses  Land  als  sein  Eigentum  zu  erklären,  Ge- 
brauch gemacht  hat  und  nunmehr  dieses  ganze  Land  oder  Teile 
desselben  an  Dritte  (Gesellschaften)  zu  Eigentum,  sei  es  gegen 
bestimmte  Gegenleistungen  oder  unentgeltlich,  weiter  vergiebt: 
Landkonzessionen  im  eigentlichen  Sinn.  So  ähnlich  in  beiden 
Fällen  die  Thatsachen  an  Ort  und  Stelle  sich  gestalten,  so  ver- 
schieden ist  ihre  rechtliche  Konstruktion. 

In  welcher  Weise  die  genannten  drei  Möglichkeiten  in  der 
Gesetzgebung  Ausdruck  gefunden  haben,  mögen  folgende  gesetz- 
oder  verordnungsmässige  Bestimmungen  des  genaueren  darthun. 
Die  Ausdrucksweise  difteriert  in  den  einzelnen  Gebieten  nicht  un- 
wesentlich. So  heisst  es  z.  B.  in  der  Verordnung  des  General- 
Gouverneurs   von  Niederländisch-Indien  vom   20.  III.  1874,  Art.   i : 

»Alle  woeste  gronden  in  de  gouvernementslanden  op  Su- 
matra behoeren,  voor  zoover  daarop  door  leden  der  inheemsche 
bevolking  geen  aan  het  ontgirmings  regt  ontleende  regten  wor- 
den uitgevefend,  tot  het  Staatsdomein. 

Over  di  tot  het  Staatsdomein  behoorende  gronden  beulst, 
behoudens  het  ontginnings  regt  der  bevolking,  de  beschikking 
uitsluitend  bij  het  Gouvernement«  ^). 

Trotz  der  verschiedenen  Bedeutung,  welche  im  einzelnen  der 
Ausdruck  »Domäne«  hat,  bleibt  es  unzweifelhaft,  dass  er  in  der 
Kolonialgesetzgebung  durchweg  die  allgemeine  Bedeutung  des 
»im  Privateigentum  des  Staates  (der  Kolonie)  stehenden  Landes« 
hat  und  demnach  dem  Begriff  des  französischen  »domaine  prive« 
nahesteht.  Der  Ausdruck  »Eigentum«  findet  sich  expressis  ver- 
bis  fast  nirgends;   er  erfährt  vielmehr  meistens  eine  Umschreibung. 


i)  Uebers. :  Alles  herrenlose  Land  in  den  Gouvernementsgebieten  von  Sumatra 
gehören  zur  Staatsdomäne ,  insoweit  auf  dasselbe  nicht  von  der  eingeborenen  Bevöl- 
kerung Rechte  ausgeübt  werden,  die   sich  aus  dem  Recht  der  Urbarmachung  herleiten. 

Uie  Verfügung  über  das  zur  Staatsdomäne  gehörige  Land  steht,  unbeschadet  des 
Urbarmachungsrechtes  der  Bevölkerung,    ausschliesslich   dem   Gouvernement  zu.« 
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So  heisst  es  z.  B.  in  der  Verordnung  vom  26.  IX.  1891  für  Fran- 
zösisch-Congo,  Art.    19: 

»Les  terres  vagues  et  les  terrains  abandonnes  dont  nul  ne 
peut  revendiquer  legitimement  la  propriete ,  seront  consideres 
comme  appartenant  ä  l'Etat  et  faisant  partie  du  domaine  colo- 
nial,   .... 

Unter  »terres  vagues«  werden  hier  verstanden  »Celles  qui  ne 
sont  ni  legalement  occupees  ni  reellement  utilisees  par  personne«. 
Der  Ausdruck  deutet  demnach  dem  Sinn  nach  dasselbe  an  wie 
das  sonst  gebräuchliche  »terres  vacantes«.  Die  Umschreibung 
mit  »considere  comme  appartenant«  findet  sich  auch  in  andern 
französisch  abgefassten  Bestimmungen ;  sie  bedeutet  aber  that- 
sächlich  nichts  Anderes  als   »ist  Eigentum   . 

Die  deutsche  Kolonialgesetzgebung  hat  sich  bemüht,  anfäng- 
liche starke  Divergenzen  in  der  Fassung  der  Gesetze  und  Verord- 
nungen allmählich  zu  beseitigen  und  für  die  Rechtsvorschriften 
der  einzelnen  Schutzgebiete  eine  gewisse  Einheitlichkeit  nach 
Form  wie  Ausdruck  herzustellen.  Ob  die  gewählte  Ausdrucks- 
weise stets  eine  präcise  und  glückliche  sei,  ist  eine  offene  Frage. 
Hier  sei  als  Beispiel  zunächst  die  bereits  citierte  *)  Verordnung 
vom  15.  VI.  1896  »über  die  Schaffung,  Besitzergreifung  und  Ver- 
äusserung  von  Kronland  etc.  in  Kamerun«  genannt.  Eine  ähn- 
lich lautende  Bestimmung  enthält  auch  die  Verordnung  vom  26. 
XI.  1895  für  Deutsch-Ostafrika  in  §   i,  der  lautet: 

»Vorbehaltlich  der  Eigentumsansprüche  oder  sonstigen  ding- 
lichen Ansprüche,  welche  Private  oder  juristische  Personen,  Häupt- 
linge oder  unter  Eingeborenen  bestehende  Gemeinschaften  nach- 
weisen können,  sowie  vorbehaltlich  der  durch  Verträge  mit  der 
kaiserlichen  Regierung  begründeten  Okkupationsrechte  Dritter,  ist 
A 1 1  e  s  L  a  n  d  i  n  n  e  r  h  a  1  b  D  e  u  t  s  c  h  -  O  s  t  a  f  r  i  k  a  als  her- 
renlos K  r  o  n  1  a  n  d.  Das  Eigentum  daran  steht 
dem  Reiche  zu.« 

Der  Rechtszustand,  an  dessen  Stelle  die  weitgehenden  Vor- 
schriften der  oben  erwähnten  Verordnung  traten,  bot  in  einem 
Teil  von  Deutsch-Ostafrika  ein  Beispiel  des  Falles,  dass  der  Staat 
sich  das  Okkupationsmonopol  am  herrenlosen  Land  vorbehalten 
hatte.  Diese  Bestimmung  fand  sich  in  §  i  der  Verordnung  betr. 
Eigentumserwerb    an    Grundstücken    in    Deutsch-Ostafrika ,    vom 
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I.   IX.   1891.  der  folgendermassen  lautete: 

»Innerhalb  der  deutschen  Interessen.sphäre  von  Ostafrika  .   . 

1)  steht  das  Recht,  herrenloses  Land  in  Besitz  zu  nehmen, 

allein  der  Regierung  zu.< 

Dass  hier  von  »Interessensphäre«  die  Rede  ist,  erklärt  sich 
aus  der  Thatsache,  dass  erst  durch  den  Vertrag  mit  England 
vom  I.  VII.  1890  die  Grenzen  des  Schutzgebietes,  wie  sie  seither 
im  allgemeinen  geblieben  sind,  festgesetzt,  und  weite  Räume  dieser 
Umfassung  noch  nicht  betreten  worden  waren.  Die  citierte  Be- 
stimmung bildet  ein  Beispiel  des  früher  erwähnten  Verfügungs- 
rechtes über  noch  nicht  einmal  völkerrechtlich  okkupiertes  Land. 
Der  Ausdruck  »Interessensphäre«  wird  übrigens  von  der  Kolo- 
nialgesetzgebung nicht  in  konsequenter  Weise  gebraucht ;  denn 
auch  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Verordnung  vom  26.  XI.  1895  war 
noch  ein  grosser  Teil  Deutsch-Ostafrikas  de  facto  Interessen- 
sphäre,  obwohl  dieses  Wort  damals  nicht  mehr  gebraucht  wurde. 

Die  mannigfaltige  rechtliche  Gestaltung ,  welche  die  deut- 
schen Kolonien  lange  Zeit  aufzuweisen  hatten  und  teilweise  heute 
noch  haben,  bietet  auch  ein  naheliegendes  Beispiel  für  die  Ver- 
leihung des  privatrechtlichen  Okkupationsmonopol  an  eine  Kolo- 
nialgesellschaft. In  dem  zwischen  dem  auswärtigen  Amt  und  der 
Jalnit-Gesellschaft  am  21.  Januar  1888  abgeschlossenen  Vertrag 
über  die  Verwaltung  des  Schutzgebietes  der  Marschall-,  Brovvn- 
und  Providence-Inseln  wurde  in  §  1  der  genannten  Gesellschaft 
unter  anderem  die  ausschliessliche  Befugnis  erteilt,  herrenloses 
Land  auf  diesen  Inseln  in  Besitz  zu  nehmen.  Unter  Bezugnahme 
auf  diesen  Vertrag  bestimmte  dann  eine  Verordnung  des  Kaiser- 
lichen Komissars    im  Schutzgebiet,    vom   28.  VI.   1S88    folgendes: 

»§  I.  Anderen  Personen  als  der  Jaluit-Gesellschaft  in  Ham- 
burg ist  die  Besitzergreifung  von  herrenlosem  Land  verboten. 
§  2.  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Verbot  des  §  i  werden  mit 
Haft  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu   5000  M.  bestraft.« 

Da  der  Vertrag  mit  der  Gesellschaft,  trotz  seines  teilweise 
öffentlich  rechtlichen  Charakters,  an  sich  nicht  gegenüber  Dritten 
Wirksamkeit  hatte,  so  war  es  nötig,  um  etwaige  dem  der  Gesell- 
schaft   verliehenen    Monopol    widersprechende    Besitzergreifungs- 


l)  Die  hier  nicht  abgedruckten  Worte  beziehen  sich  auf  die  verschiedene  histo- 
rische Entwickhing,  welche  die  Kolonialpolilik  in  Deutsch-Ostafrika  in  dessen  einzelnen 
Teilen  genommen  hat.  Vgl.  hierüber  das  Nähere  bei  7\  Stengel,  »Rechtsverhältnisse«, 
S.  203   ff. 
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handlungen  Dritter  rechtlich  unwirksam  zu  machen,  die  Ver- 
leihung desselben  im  Weg  der  Gesetzgebung  ausdrücklich  kund- 
zugeben. Die  beigefügte  Strafdrohung,  welche  die  civil  rechtlich 
unwirksame  Okkupation  eines  Dritten  auch  noch  zu  einer  Ueber- 
tretung  stempelt,  dürfte  kaum  wo  anders  wiederkehren,  aber  auch 
kaum  jemals  zur  Anwendung  gekommen  sein. 
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I.  Zur  allgemeinen  Charakteristik  des  Posadowsky-Tarifes. 

Die  »Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft«  ist  ihren 
Lesern  die  Würdigung  des  neuesten  Kurses  deutscher  Handels- 
politik ,  welche  unter  dem  vierten  Kanzler  des  Reiches  vom  H. 
Staatssekretär  des  Innern,  Graf  Posadowsky,  administrativ  ge- 
steuert wird,  bisiier  schuldig  geblieben.     Dieser  neueste  Kurs  hat 
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seinen  Ausdruck  in  dem  »Entwurf  eines  Zolltarifgesetzes«  ge- 
funden, welcher  am  19.  November  1901  dem  Deutschen  Reichstag 
nebst  »Begründung«  und  »Anlagen«  zugegangen  ist ;  der  Text 
für  sich  war  schon  im  Juli  zuvor  in  die  Oeffentlichkeit  geraten. 
Dieser  Entwurf  mag  hier  der  Posadowsky-Tarif  heissen.  Was 
auch  sein  Schicksal  im  deutschen  Reichstag  werden  mag,  in  der 
Geschichte  der  deutschen  Handelspolitik,  vielleicht  unseres  ganzen 
innern  Staatslebens  bedeutet  er  einen  tiefen  Einschnitt  von  dauern- 
dem öffentlichem  Interesse.  Seine  hier  beabsichtigte  Besprechung 
wird  jedoch  nur  solche  Gesichtspunkte  ins  Auge  fassen ,  welche 
trotz  einer  mehr  als  halbjährigen  agitatorischen  Diskussion  durch 
Parlament  und  Presse  teils  überhaupt  nicht,  teils  nicht  erschöpfend 
zur  Geltimg  gekommen  und  dennoch  sowohl  für  die  vollständige 
wissenschaftliche  Kritik  des  Entwurfes  als  für  die  letzten  prakti- 
schen Entscheidungen  der  Agrarpolitik  von  entscheidender  Be- 
deutung sind.  Obenan  ist  m.  E.  die  exakte  I^  r  m  i  1 1  e  1  u  n  g 
der  richtigen  Diagnose  des  Leidens  und  der  Bedrängnis 
zu  stellen ,  welche  seit  mehreren  Jahrzehnten  über  die  Landwirt- 
schaft gekommen  ist.  Die  Erklärung  aus  den  und  die 
Behandlung  nach  den  unverrückbaren  Gesetzen 
der  landwirtschaftlichen  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  wird  sich 
aus  dieser  Diagnose  ergeben.  Erst  damit  wird  der  Kampf  für 
und  wider  den  Posadowsky-Tarif  ganz  auf  jenen  Standpunkt 
emporgehoben ,  welchen  ihm  wissenschaftliche  Zeitschrif- 
ten zu   geben  berufen  sind. 

Um  den  bisher  vernachlässigten  Aufgaben  wissenschaftlicher 
Kritik  des  Posadowsky - Tarifes  gerecht  zu  werden,  ist  es  unum- 
gänglich ,  in  allgemeinen  Umrissen  die  Eigentümlichkeit 
des  Posadowsky -Tarifes  zu  kennzeichnen.  Dazu 
gehört  nicht  bloss  die  scharfe  Bestimmung  der  Stellung,  die  er 
zu  unserer  bisherigen  Tarif-  und  Handelspolitik  einnimmt,  sondern 
auch  die  Hervorhebung  der  besonderen  äusseren  Umstände,  unter 
welchen  und  aus  welchen  er  entstanden  ist.  Ist  er  doch  weder 
die  einfache  Fortsetzung  der  Bismarck'schen  Tarifrestauration  von 
1879 ,  noch  das  P2rzeugnis  einer  der  damaligen  Lage  gleichen 
politischen  Konjunktur! 

Sein  Verhältnis  zu  den  früheren  Zollsystemen 
sei  mit  wenigen  Strichen  zuerst  bezeichnet!  Nachdem  im  Zoll- 
verein die  ersten  drei  Jahrzehnte  hindurch  ein  auch  schliesslich 
noch    immer    »gemässigtes      Schutzzollsystem    ohne    eigentlichen 
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Agrarschutz  geherrscht  hatte,  war  unter  dem  Einfluss  des  poH- 
tischen  Hegemoniekampfes  zwischen  Preussen  und  Oesterreich  die 
durch  den  Namen  Delbrück  gekennzeichnete  Freihandelsepoche 
eingetreten,  welche  dem  Industrie-,  wie  dem  Agrarschutz  abgeneigt 
war  und  1873  in  der  Abschaffung  der  Eisenzölle  gipfelte.  Ende 
der  siebenziger  Jahre  erfolgte  unter  dem  starken  persönlichen 
Antrieb  des  Fürsten  Bismarck  die  Restauration  des  Schutzsystems 
durch  eine  mit  dem  Industrieschutze  den  Agrarschutz  verknüp- 
fende Tarifgesetzgebung.  Für  diese  Restauration  war  zuerst  das 
reichsfinanzielle  Interesse  massgebend  gewesen.  Getragen  von 
der  parlamentarischen  Zustimmung  der  Konservativen,  des  Zentrums 
und  grossindustrieller  Nationalliberaler  schwoll  die  Schutzzoll- 
bewegung an  und  der  Agrarismus  machte  dabei  rasch  die  grös- 
seren Fortschritte.  Der  Posadowsky- Tarif  ist  nicht  der  erste, 
sondern  der  fünfte  der  neueren  Schutzzolltarife,  unter  diesen  aller- 
dings der  meist  agrarische ;  die  Caprivi'sche  Handelspolitik  war 
stark  schutzzöUnerisch  geblieben ,  wenn  sie  auch  auf  massigere 
Sätze  zurückgegangen   war. 

Man  bestimmt  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Agrar-,  bezw. 
Agrariertarife  am  besten  nach  der  Höhe  der  ihnen  die  Signatur 
gebenden  G  e  t  r  e  i  d  e  zolle.  Der  Posadowsky -Tarif  bietet  als 
Mindestzölle,  d.  h.  als  in  Verträgen  zulässige  Mindestbeträge  per 
Doppelzentner  (dz)  für  Weizen  5.50,  für  Roggen  und  Hafer  5, 
für  Gerste  3  Mark.  Die  Vertragssätze  des  Caprivitarifes  sind 
3.50  M.  für  Weizen  und  Roggen,  2.80  für  Hafer,  2  für  Gerste. 
Die  drei  Bismarcktarife  gewährten  für  Weizen  und  Roggen  i  Mark 
(1879),  dann  (1885)  3,  weiter  (1887)  5  Mark  Zoll.  Die  Hochagrarier 
von  heute  wollen  7.50  Mark  Mindestzoll  für  jede  der  vier  Getreide- 
arten. Die  jetzt  geltenden  autonomen  Zollsätze  betragen  für 
Roggen  und  Weizen  5,  für  Gerste  2.25,  für  Hafer  4  Mark,  wäh- 
rend der  Posadowsky-Entwurf  für  Weizen  6.50,  für  Roggen  und 
Hafer  6,  für  Gerste  4  Mark  als  autonome  Sätze  vorschlägt.  Bei 
den  folgenden  Untersuchungen  kommen  auch  die  Agrarzölle,  wel- 
che fremde  Staaten  erheben,  mehrfach  in  Betracht.  Daher  seien 
einige  zutreffende  Angaben  auch  hierüber  vorangeschickt!  Von 
Weizen  und  Roggen  erheben  Grossbritannien,  Niederlande,  Bel- 
gien keine  Eingangsabgabe.  Die  Schweiz  erhebt  bis  jetzt  24  Pf. 
Hienach  produzieren  unsere  europäischen  Industriekonkurrenten, 
wie  auch  die  Vereinigten  Staaten  thatsächlich  ohne  künstliche 
Lebensmittelverteuerung.     Dagegen  würde  P'rankreich  mit  5.66  M. 
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für  Weizen  (in  der  direkten  Einfuhr)  über  den  Mindestsatz  des 
Posadowsky-Tarifes  immer  noch  um  i6  Pf.  hinausgehen,  dagegen 
hinter  unserem  künftigen  autonomen  VVeizenzoll  um  84  Pf.  zurück- 
bleiben. Oesterreich  -  Ungarn  erhebt  von  Weizen  und  Roggen 
3  Mark. 

Diese  Angaben  zusammen  charakterisieren  den  Posadowsky- 
Tarif  als  Tarif  des  Agrarhochschutzes  schon  an  sich  selbst;  denn 
er  steigt,  wenn  man  den  Hamburger  Weltmarktpreis  zu  Grunde 
legt,  schon  im  Mindestbetrag  bis  zu  50  "/o  des  Weizenwertes  auf. 
Sodann  auch  verglichen  mit  den  Tarifsätzen  der  bedeutendsten 
übrigen  Länder ! 

Der  Posadowsky-Tarif  atmet  aber  den  Hochschutzgeist  ziem- 
lich stark  auch  in  seinen  Industrie  zollen !  Einmal  bedeutet 
der  Umstand,  dass  nach  einem  so  gewaltigen,  auch  im  Weltverkehr 
sieghaften  Industrieaufschwung,  wie  er  sich  seit  1879  in  Deutsch- 
land vollzogen  hat,  der  neue  Tarif  bei  den  alten  Sätzen 
der  Industriezölle  im  Ganzen  stehen  bleibt,  einen  kon- 
servativen Erfolg  des  Hochschutzes  ;  denn  auf  dem  Stand- 
punkt der  Traditionen  des  »gemässigten  Schutzsystems«  von 
ehedem  hätte  eine  ziemlich  durchgreifende  Ermässigung  der  In- 
dustriezölle Platz  greifen  müssen.  In  einer  Zeit,  wie  die  unsrige, 
da  die  monopolistische  Preisstellung  mittelst  Kartellierung  und 
Syndikatsbildung  täglich  mehr  zur  Herrschaft  gelangt,  wäre  es 
von  unermesslichem  Wert  für  das  gemeine  Interesse  der  Nation 
und  für  den  internationalen  Verkehrsfrieden  gewesen ,  wenn  an 
der  Höhe  der  alten  Zollschutzmauer  jeder  Centimeter ,  welcher 
nicht  mehr  im  Sinne  der  gemässigten  älteren  Schutzzollpraxis  sich 
streng  rechtfertigen  lässt,  nunmehr  nach  so  stolzer  Erstarkung  der 
deutschen  Industrie  abgetragen  worden  wäre.  Das  soll  nicht 
geschehen.  Nicht  genug  hieran !  Sehr  bedeutende  Positionen, 
namentlich  der  Eisen-  und  Maschinenbranche  sollen  überdies  ge- 
steigert werden.  Zwar  fehlt  es  auch  nicht  an  IndustriezoU-Herab- 
setzungen,  auch  solchen,  welche  für  den  Freund  freieren  Verkehrs 
höchst  dankenswert  sind.  Die  betreffenden  Ermässigungen  er- 
weisen sich  jedoch  bei  näherem  Zusehen  in  der  Regel  nicht  als 
Einräumungen  an  die  möglichst  wohlfeile  Bedienung  des  Volks- 
bedarfes, weit  mehr  als  Rücksichtnahmen  auf  das  Sonderinteresse 
anderer  Produktionszweige,  welche  in  ihrem  Rohstoff-,  Hilfsstoff-, 
Halbfabrikat-Bedarf  unter  erhöhten  oder  unter  aufrechtbleibenden 
alten  Zollsätzen  mehr  oder  weniger  gefährdet  sein  würden.    Auch 
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als  Industrietarif  bewährt  hienach  der  Posadowsky- Tarif  einen 
Geist  des  Hochscluitzes  und  die  Erfahrung  könnte  ergeben,  dass 
unter  ihm  jene  grossindustriellen  Sonderinteressen,  welche  mit  den 
Agrariern  im  Bunde  den  Tarif  erzwingen  helfen,  den  Löwenanteil  der 
15ereicherung  auf  Kosten  der  Allgemeinheit  davontragen   werden. 

Liest  man  die  »Begründung«  zum  Posadowsky -Tarif,  so 
könnte  man  einen  Augenblick  versucht  sein ,  anzunehmen ,  dass 
er  weder  im  agrar-,  noch  im  industriepolitischen  Sinne  schutz- 
zöUnerisch  sei.  An  der  Spitze  dieser  Begründung  wird  nämlich 
in  offenbar  zustimmender  Weise  sich  darauf  berufen,  dass  die 
Zollpolitik  von  1S79  »das  ausgesprochene  Bestreben«  gehabt  habe, 
»die  Behandlung  der  Zollfragen  nicht  nach  d  e  n  A  u  f  f  a  s- 
s  u  n  g  e  n  u  n  d  G  e  b  o  t  e  n  der  L  e  h  r  m  e  i  n  u  n  g  e  n  ,  sondern 
nach  den  Anforderungen  der  t  h  a  t  s  ä  c  h  1  i  c  h  e  n 
Lage  der  Dinge  und  nach  den  wirklichen  Bedürf- 
nissen des  Volkes  zu  gestalten«  (Begr.  S.  5  f. ).  Unter 
den  Lehrmeinungen  können  nur  die  zw^ei  handelspolitischen  J3ok- 
trinen  der  Schutzzöllner  und  der  Freihändler  von  ehedem  gemeint 
sein.  Bei  näherer  Betrachtung  zeigt  sich  jedoch  (schon  auf  S.  6), 
dass  der  Posadowsky-Tarif  der  einen  der  beiden  Richtungen,  dem 
S  c  h  u  t  z  z  o  II  -  P  r  i  n  z  i  p  im  ausgesprochensten  Be- 
streben« selbst  folgt.  Allerdings  insofern  unter  dem  Druck 
der  »thatsächlichen  Lage  der  Dinge«,  wenn  man  unter  der  letz- 
teren das  Vorhandensein  zwingender  Rücksicht  auf  eine  Reichs- 
tagsmehrheit für  Agrarhochschutz  versteht,  und  nach  den  »wirk- 
lichen Bedürfnissen  des  Volkes«  ,  wenn  man  das  Sonderinteresse 
des  im  Reichstag  zunächst  übermächtigen  grösseren  Grundbesitzes 
als  Volksbedürfnis  ansehen  will.  Den  »Auffassungen  und  Geboten 
der  Lehrmeinungen«  folgt  der  Tarif  nur  insofern  nicht,  als  er  den 
Zollschutzgeist  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Einschränkungen 
walten  lässt,  welchen  unsere  ältere  Handelspolitik,  das  »gemäs- 
sigte Schutzsystem«,  festgehalten  hatte.  Ueber  die  Schran- 
ken selbst  des  gemässigten  Schutzsystems  schreitet  der  Posa- 
dowsky-Tarif samt  seiner  Begründung  rücksichtslos,  d.  h.  ohne 
den  geringsten  Versuch  wissenschaftlicher  Rechtfertigung  hinweg. 

Im  Zollhochschutz  —  gleichsehr  der  Industrie  und  des  Acker- 
baues —  übersteigt  der  Entwurf  alle  bisherigen  Tarife. 
Er  lässt  einem  Streben ,  welches  schon  mit  der  Bismarck'schen 
Restauration  i.  J.  1879  Eingang  in  unsere  Handelspolitik  gefun- 
den hat,  die  Zügel  fast  uneingeschränkt  schiessen.    In  weiter  ge- 
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triebener  Verwilderung  unserer  älteren  »gemässigten«  Schutzzoll- 
praxis ist  nun  der  Generalschutz,  d.  h.  der  Schutz  für  jeden 
Zweig  inländischer  Produktion  als  Regel,  zur  Herrschaft 
gelangt  und  wenn  der  Entwurf  immer  noch  eine  erklekliche  An- 
zahl von  Nummern  zollfreien  Einganges  aufweist,  so  ist  doch  im 
ganzen  das  ,  was  die  begleitende  Agitation  des  Agrarismus  den 
'lückenlosen  Tarif«  nennt ,  auch  für  den  Regierungsent- 
wurf massgebend  gewesen. 

In  der  Uebertreibung  zum  Generalschutz  ist  nunmehr  im 
Posadowsky-Tarif  wahre  Methode  wahrzunehmen.  Bei  der  gänz- 
hchen  Umarbeitung,  welche  der  seit  18 18  hergebrachte  Tarif- 
schematismus bei  der  bevorstehenden  Hauptrevision  unseres  Aus- 
senhandelsrechtes  erfahren  soll,  lag  es  nahe,  den  Generalschutz 
nach  einem  bestimmten  Prinzip  durchzuführen.  Dabei  ist  der  Ge- 
neralschutz, d.  h.  die  Zollbelastung  als  Regel,  zur  p  1  a  n  m  ä  s  s  i- 
gen  Staffelung  der  Zollaufschläge  nach  dem 
Werte  der  eingehenden  Waren  geworden.  Die  zolltech- 
nisch eingreifendsten  Aenderungen  bei  der  Konstruktion  des 
neuen  Tarifes  haben  in  dieser  methodisch  durchgreifenden  Gel- 
tendmachung des  Generalschutzes  ihre  Wurzel.  Damit  reisst  sich 
der  neue  Tarif  von  den  Grundsätzen  der  älteren  »gemässigten« 
Schutzzollpraxis  vollends  los.  Die  letztere  war  von  dem  Gedanken 
beherrscht  gewesen  :  Z  o  1 1  s  c  h  u  t  z  als  Ausnahme  bei  er- 
wiesenem Bedürfnis  und  Ausmessung  d  i  e  s  e  s  Z  o  1 1- 
Schutzes  nach  dem  Grad  und  der  Zeitdauer  e  r- 
w  i  e  s  e  n  e  r  S  c  h  u  t  z  b  e  d  u  r  f  t  i  g  k'  e  i  t. 

Man  würde  jedoch  irren,  wenn  man  annehmen  wollte  ,  dass 
der  Posadowsky-Tarif  nur  die  weitere  Steigerung  und  tarifschema- 
tisch  folgerichtige  Durchbildung  des  vereinigten  Agrar-  und  Indu- 
striezollschutzes von  1879  bedeute.  Allerdings  führt  nicht  er  erst 
den  wertgestaffelten  Generalschutz  ein.  Er  übernimmt  diesen  viel- 
mehr (Begr.  S.  6)  vom  ersten  Bismarck-Tarif,  und  bringt  ihn  zur 
vollen  Entfaltung.  In  seinem  Schreiben  vom  15.  Dez.  1878  an 
den  Bundesrat  hatte  Bismarck  die  Sache  empfohlen  und  dann 
durchgesetzt.  »Schutzzölle  iür  einzelne  Industriezweige  —  so 
schrieb  er  —  wirken  wie  ein  Privilegium  und  begegnen  der  Ab- 
neigung, welcher  jedes  Privilegium  ausgesetzt  ist.  Dieser  Abnei- 
gung wird  ein  Zollsystem  nicht  begegnen  können,  welches  inner- 
halb der  durch  das  finanzielle  Interesse  gezogenen  Schranken  der 
gesamten    inländischen    Produktion    e  1  n  e  n  V  o  r- 
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z  u  g  vor  der  ausländischen  Produktion  auf  dem 
inneren  Markte  gewährt.«  Das  war  schon  der  General- 
schulz, die  Handelspolitik  eines  allgemeinen  Voraus  für  jeglichen 
Zweig  inländischer  Güterproduktion  ,  und  wenn  das  gelten  soll, 
war  es  fast  selbstverständlich,  dass  bei  völligem  Neubau  des  Ta- 
rifes  die  Bemessung  nach  dem  Warenwerte  hinzukam. 

Allein  es  ist  doch  nicht  dasselbe,  wenn  zwei  dasselbe  thun, 
wenn  unter  verschiedenen  Umständen  und  zu  verschiedenen 
Zwecken  dasselbe  geschieht.  Das  aber  trifft  beim  Posadowsky- 
Tarif  gegenüber  den  Anfängen  der  Tarifpolitik  Bismarck's  zu.  Alan 
würde  den  Entwurf  mangelhaft  charakterisieren ,  wenn  man  hier- 
auf nicht  achten  wollte.  Bismarck  war  nach  dem  ersten  Jahrzehnt 
des  neuen  Deutschen  Reiches  ,  unmittelbar  nach  Ablauf  der 
»Schwindeljahre<  vor  die  Notwendigkeit  gestellt,  dem  von  ihm 
begründeten  bundesstaatlichen  Gemeinwesen  hinreichende  und 
selbständige  Einnahmen  zu  verschaffen.  In  seinem  Sinne  sollte 
es  durch  die  indirekte  Besteuerung  geschehen.  Bei  der  handels- 
politischen Restauration  war  ihm  das  Reichsfinanz-,  also  ein  her- 
vorragend öffentliches  Interesse ,  über  dem  Zweck  ausgedehnter 
Förderung  von  Sonderinteressen  durch  Zollschutz  gestanden.  Der 
Generalschutz  war  ihm  finanzpolitisches  Mittel.  Das  ist  in  seinem 
Schreiben  an  den  Bundesrat  vom  15.  Dez.  1878  mit  aller  wün- 
schenswerten Offenheit  ausgesprochen.  Dort  heisst  es  wörtlich, 
dass  »zur  Verwirklichung  der  Finanzreform  auch  die  Zolltarifrevi- 
sion dienen«   solle. 

Die  Wiederherstellung  einer  »allgemeinen  Eingangsabgabe« 
in  massigem  Umfang,  welche  als  eine  Verkehrs s  t  e  u  e  r  auf  den 
Aussenhandel  gedacht  wird,  ist  steuerpolitisch  diskutierbar,  wenn 
sie  auch  schwer  zu  rechtfertigen  sein  wird.  Der  finanzielle  Erfolg 
hat  der  Bismarck'schen  Restaurationspolitik  auch  nicht  gefehlt; 
die  Zolleinnahmen  des  Reiches  sind  im  Zeitraum  1879  auf  1899 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  von   3,21   auf  8,89  gestiegen. 

Im  Posadowsky-Tarif  hat  der  Generalschutz  —  fortgebildet 
zur  Belastung  aller  Einfuhrgegenstände  nach  dem  Werte  —  den 
früheren  finanzpolitischen  Sinn  nicht  mehr.  Die  »Begründung« 
zum  Posadowsky-Tarif  versichert,  dass  dem  neuen  Tarif  die  fis- 
kalische Tendenz  abgehe ,  was  schon  deshalb  ziemlich  glaubhaft 
erscheint,  weil  dieser  Tarif  durch  Verteuerung  dem  Reiche  kaum 
weniger  Mehrausgaben  als  Mehreinnahmen  bringen  wird.  Die  Prin- 
zipien des  Generalvorzuges  und  der  Staft'elung  des  Generalschutzes 
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nach  dem  Warenwerte  besitzen  heute  eine  Bedeutung  ganz  an- 
derer Art.  Im  Generalschutz,  welcher  sich  in  der  Agitation  zum 
famosen  »lückenlosen  Tarif«  ausgewachsen  hat,  pfeift  nun  der 
Lockvogel  der  Sammlung  aller  Sonderinteres- 
se n  fü  r  die  Zwecke  des  A  g  r  a  r  i  s  m  u  s  ;  i-.  Treitsclike 
hatte  schon  beim  ersten  Bismarck-Tarif  auf  diese  auch  politisch 
sehr  gefährliche  Seite  der  Generalschutz-Politik  hingewiesen.  Mit 
dem  Prinzip  der  Staffelung  des  Generalvorzuges  nach  dem  Werte 
lässt  sich  der  stärkste  Missbrauch  treiben ;  es  giebt  prinzipielle 
Deckung  für  die  Aufrechterhaltung  und  Steigerung  entbehrlicher 
und  unnötig  hoher  Schutzzölle,  damit  aber  für  die  Industrie- 
syndi  katliche  und  sonstige  Preisdiktatur  der 
verbündeten  Grossagrarier  und  Grossindustriel- 
len. Es  ist  klar :  theoretisch  und  praktisch  bedeutet  nunmehr  der 
»Generalschutz;  etwas  anderes,  als  was  er  zuerst  für  Bismarck 
gewesen  war. 

Der  Posadowsky-Tarif  wird  es  nicht  ohne  weiteres  als  Vorzug 
in  Anspruch  nehmen  dürfen,  dass  ihm  der  fiskalische  Zweck  we- 
nigstens nicht  obenan  steht,  dass  ihm  der  Zollschutz  wenn  nicht 
als  das  alleinige,  so  doch  als  das  hauptsächliche  Ziel  vorschwebt. 
Kann  es  sich  doch  ergeben ,  dass  der  Hoch-  und  Generalschutz, 
welchen  er  so  reichlich  anbietet,  nicht  als  Hauptstück  einer  dem 
öffentlichen  Interesse  der  Nation  entsprechenden  V^olkswirtschafts- 
pflege,  sondern  als  ein  Nachgeben  gegen  rücksichtslos  egoistische 
Berufs-  und  Klasseninteressen  sich  enthüllt.  Wäre  dem  so,  dann 
wäre  zu  sagen,  dass  die  Steigerung  der  handelspolitischen  Restaura- 
tion von  1879  zur  Tarifpolitik  des  vorliegenden  Entwurfes  den  recht- 
fertigenden Reichsgedanken  jener  Restaura- 
tion verloren  hat.  Die  vorurteilslose  Beurteilung  der  Agitation, 
welche  dem  Posadowsky-Tarif  vorangegangen  ist  und  diesen  der 
Reichsregierung  gewissermassen  abgetrotzt  hat,  wird  zeigen,  dass 
dem  wirklich  so  ist.  Im  Posadowsky-Tarif  ist  die  Reichsregierung 
dem  stürmischen  Verlangen  der  Sonderinteressen  des  im  Bunde 
der  Landwirte«  organisierten,  mit  einzelnen  Zweigen  der  Gross- 
industrie tarifpolitisch  zusammenwirkenden ,  mit  dem  kirchlichen 
und  politischen  Konservatismus  verbündeten  grösseren ,  d.  h. 
grundherrschaftlichen  und  grossbäuerlichen  Grundbesitzes,  sehr  weit, 
weiter  als  irgend  einer  der  bisherigen  Tarife,   entgegengekommen. 

Es  wäre  sehr  ungerecht,  zu  sagen,  dass  die  leitenden  Staats- 
männer, welche  die  Annahme  des  Entwurfes  im  Bundesrate   vor- 
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geschlagen  und  durchgeset/.t  liaben,  die  Nachgiebigkeit  gegen  den 
Agrarismus  allein  oder  auch  nur  hauptsächlich  zu  verantworten 
haben.  Schon  Bismarck  hat  mit  dem  Tarif  von  1885,  noch  mehr 
mit  dem  Tarif  von  1887,  den  Geistern,  die  er  1879  gerufen,  nicht 
mehr  widerstehen  können.  Auch  die  agrarisch  nicht  interessierte 
grosse  Mehrheit  der  Bevölkerung ,  voran  Handel  und  Industrie, 
hat  nicht  das  Nötige  gethan,  dem  agrarischen  Anstürme  jenen 
Widerstand  entgegenzusetzen,  welcher  überlegen  hätte  geleistet 
werden  können  und  den  leitenden  Staatsmännern  es  erspart  ha- 
ben würde,  sich  einer  agrarischen  Reichstagsmehrheit  gegenüber 
zu  sehen  und  dieser  die  Konzessionen  des  Posadowsky-Tarifes  zu 
machen;  ein  »Sammler«,  wie  ihn  der  Agrarismus  an  v.  Miquel 
hatte,  hat  auf  der  Gegenseite  gefehlt.  Im  ganzen  haben  nicht  die 
heutigen  Regierungskreise  es  bewirkt ,  dass  der  Agrarismus  mit 
seinen  masslosen  Forderungen  fast  unwiderstehlich  der  Reichs- 
gewalt über  den   Kopf  gewachsen  ist. 

Andererseits  lässt  sich  nicht  leugnen ,  dass  im  Posadowsky- 
Tarif  etwas  wie  eine  Kapitulation  vor  der  agrarischen  Agitation 
vorliegt.  Die  deutschen  Regierungen  haben  darauf  verzichten 
müssen,  der  ungeheuer  einschneidenden  Vorlage  eine  unter  Kon- 
trolle der  Oeftentlichkeit  in  contradiktorischem  Verfahren  ange- 
stellte Enquete  vorangehen  zu  lassen.  Zwar  berühmt  sich  die  »Be- 
gründung« des  Entwurfes  sogleich  im  Eingang ,  die  Gesetzesvor- 
lage sei  »das  Ergebnis  mehrjähriger  Vorarbeiten,  bei  welchen  der 
sachverständige  Beirat  zahlreicher  Vertreter  der  beteiligten 
E  r  w  e  r  b  s  k  r  e  i  s  e  in  Landwirtschaft ,  Industrie  und  Handel  in 
umfassendster  Weise  herangezogen  wurde«.  In  Wirklichkeit  wur- 
den nicht  die  allgemeinen  öffentlichen  Interessen  bei  der  Vorbe- 
reitung des  Entwurfes ,  sondern  nur  einseitig  die  Sonderinteres- 
senten befragt.  Wenn  die  »Begründung«  sagt,  »bei  der  Auswahl 
der  Sachverständigen  sei  auch  die  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse 
des  inländischen  Gebrauches«  massgebend  gewesen,  so  wird  sich 
das  nur  auf  den  Industrieverbrauch  an  Rohstoffen  und  Halbfabri- 
katen beziehen ;  von  einer  Befragung  der  letzten  Konsumenten 
ist  durch  die  ganze  »Begründung  hindurch  keine  Spur  wahrzu- 
nehmen. Die  Namen  der  »mehr  als  2COO  in  mehr  als  100  Sitzun- 
gen« vernommenen  Sachverständigen  werden  nicht  angegeben, 
vielmehr  war  ihnen ,  wie  in  der  Zolltarifkommission  des  Reichs- 
tages amtlich  mitgeteilt  worden  ist ,  Geheimhaltung  des  Namens 
zugesagt  worden.    Es  ist    klar:    der  Agrarismus  war,    als  die  ge- 
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setzgeberische  Vorbereitung  des  Tarifes  begann ,  in  Regierungs- 
kreisen wirklich  schon  übermächtig  geworden  und  der  Tarif  musste 
werden,  was  auch  nur  annähernd  in  gleichem  Grade  kein  früherer 
Tarif  gewesen  ist :  Abfindung  mit  der  politisch-parlamentarischen 
Agitation   der  rührigsten  Sonderinteressen. 

Ein  zweiter  Vorgang  völlig  gleicher  Art  lässt  sich  m.  Wis- 
sens aus  der  Geschichte  unserer  Handelspohtik  für  die  ganze  Zeit 
seit  Gründung  des  Zollvereins  nicht  aufweisen.  Die  Eigentümlich- 
keit des  Posadowsky-Tarifes  besteht  nicht  bloss  darin,  dass  er  aus 
den  Bahnen  unserer  herkömmlichen  gemässigten  Schutzzollpraxis 
noch  stärker  entgleist  ist ,  als  jeder  der  vier  seit  der  Bismarck'- 
schen  Restauration  verabschiedeten  Tarife.  Auch  nicht  bloss  darin, 
dass  er  in  Kombination  von  Industrie-  und  Ackerbauschutz  die 
agrarische  Richtung  höher  treibt,  als  jeder  frühere  Tarif.  Er  ist 
mehr  oder  weniger  Verbeugung  vor  der  durch  eine  konservative 
Reichstagsmehrheit  unterstützten  M  acht  der  grossgrund- 
besitzlichen    Sonderinteressen. 

Der  Posadowsky-Tarif  darf  hienach  weder  wirtschaftlich  noch 
politisch  bloss  als  vermehrte  Auflage  des  Tarifes  von  1879  ^^' 
gesehen  werden. 

Man  wird  gut  ihun,  die  Autorität  Bismarck's  damit  nicht  zu 
belasten.  Ob  B'ürst  Bismarck  so  weit  gegangen  wäre,  wie  Graf 
Bülow ,  welcher  übrigens  nur  die  Erbschaft  der  grundaristokrati- 
schen Sammelpolitik  seines  Rivalen  v.  Miquel  übernommen  hat, 
wird  sich  heute  nicht  entscheiden  lassen ;  es  kommt  für  die  wis- 
senschaftliche Beurteilung  hierauf  auch  Nichts  an.  Dagegen  lässt 
sich  ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  1879  und  1901  nicht 
\'erschweigen  :  Bismarck  musste  d  e  n  A  g  r  a  r  i  s  m  u  s  erst 
erwecken,  Bülow  vermag  ihn  kau  m  mehr  zu  z  ä  h- 
m  e  n.  Die  heutigen  Agrarier  aber  sollten  bei  ihrem  Sinn  für  agra- 
rische Majoritätsregierung  doch  einigermassen  sich  dessen  er- 
innern, dass  sie  und  ihre  Väter  noch  bis  zur  Zeit  der  Zollschutz- 
Restauration  von  1879  das  Banner  der  cobdenitischen  Freihan- 
delsbegeisterung emporgehalten  haben.  Der  Reichstagsabge- 
ordnete ScJiippel,  auf  welchen  sie  sich  jüngst  wiederholt  berufen 
haben ,  hat  zeitgemäss  ihr  damaliges  Verhalten  in  Erinnerung 
gebracht').  Am  27.  Januar  1879  hatte  der  in  Berlin  versammelte 
;>D  e  u  t  s  c  h  e  L  a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  r  a  t«  ,  in  seinem  Ausschuss 
heute    der    Träger    der    agraristischen    Reichssturmfahne  ,     einen 
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Antrag-,  welcher  Erklärungen  zu  Gunsten  des  Schutzzollprogramms 
der  Regiermig  enthielt,  mit  46  gegen  11  Stimmen  abgelehnt.  Eine 
sehr  starke  Minderheit  von  23  gegen  34  Stimmen  wollte  sogar 
nach  dem  Antrage  Pogge  ganz  bestimmt  erklären,  dass  die  Ein- 
führung von  Schutzzöllen  sowohl  für  die  Landwirtschaft  wie  für 
die  Industrie  kein  geeignetes  Mittel  sei,  deren  gegenwärtige  Not- 
lage zu  beseitigen :  die  wirkliche  Ursache  werde  dadurch  nicht 
gehoben  ;  vielmehr  sei  daraus  nur  eine  Schädigung  aller  Konsu- 
menten und  eine  Verschiebung  der  natürlichen  Produktionsver- 
hältnisse zu  befürchten.  Noch  am  13.  Dezember  1878  hatte  im 
Abgeordnetenhause  auch  Frhr.  f.  Scliorlevier-Alst,  der  westfälische 
*Bauernkönig«,  ausgeführt:  er  wünsche  keine  Getreidezölle,  weil  er 
der  Bevölkerung  das  Brot  nicht  verteuern  wolle.  Am  18.  März 
1879  sprach  sich  der  o  s  t  p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  P  r  o  v  i  n  z  i  a  1 1  a  n  d- 
tag  mit  allen  gegen  7  Stimmen  gegen  die  Einführung  von  Ge- 
treidezöllen und  Eisenzöllen  aus.  Einige  Tage  später  folgte  der 
w  e  s  t  p  r  e  u  s  s  i  s  c  h  e  Provinziallandtag  mit  einem  eben  solchen 
Protest.  Auch  in  Oldenburg  und  Lippe  erklärten  sich  die 
landwirtschaftlichen  Vereine  gegen  Getreidezölle.  Graf  v.  Dürk- 
heim,  obwohl  selber  innerlich  Agrarzöllner,  klammerte  sich  1S78, 
angesichts  des  Niendorf'schen  Entwurfes,  mit  wahrer  Angst  an 
das  Wort  »Einanzzoll«  ,  weil  er  sonst  den  allgemeinsten  Wider- 
spruch fürchtete :  »Wenn  wir  heute  sagten,  wir  wollen  einen  Schutz- 
zoll auf  das  Brotkorn  des  armen  Mannes  haben  ,  so  würde  sich 
ein  Sturm  des  Unwillens  erheben.  Niemals  (!)  würde  bei  un- 
seren gesetzgebenden  Versammlungen  ein  solcher  Vorschlag  durch- 
gehen. Das  aber  wollen  wir  auch  nicht.  Der  Finanzzoll,  wie  er 
hier  vorgeschlagen,  wird  den  Wert  unserer  Produktion  um  etwas 
erhöhen.  Wenn  der  Doppelzentner  Weizen  auch  nur  um  i  Mark 
erhöht  wird ,  so  ist  es  schon  ei  ne  bedeute  n  de  Ein - 
nähme  für  u  n  s.« 

Wie  verfehlt  wäre  es  hienach,  sei  es  nach  dem  Inhalt  und 
Anlass  des  Entwurfes,  sei  es  nach  den  begleitenden  äusseren  Um- 
ständen ,  den  Tarif  von  heute  einfach-  als  Fortsetzung  desjenigen 
von   1879  anzusehen! 

II.  Die  Lücken  in  der  bisherigen  Kritik  des  Posadowsky- 
Tarifes. 

Der  Posadowsky-Tarif  hat  die  Agrarier,  welche  für  die  vier 
Hauptgetreidearten    7,50  M.  Getreidezoll,    ungefähr    70  Proz.   des 
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Weltmarktpreises  von  1900 ,  dazu  entsprechend  höhere  sonstige 
Agrarzölle  fordern,  nicht  befriedigt.  Die  nicht  agrarischen  Gegen- 
interessen aber  hat  er  nach  seinem  Erscheinen  in  eine  vielleicht 
zu  spät  kommende,  aber  nun  desto  heftigere  Opposition  versetzt. 

Es  sind  namentlich  zwei  Widerstände  ,  welche  sich  erhoben 
haben :  einmal  der  Widerstand  der  ganzen  nicht  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  gegen  eine  vom  neuen  Tarif  drohende  Le- 
bensmittelverteuerung, welche  eine  jährliche,  in  die  zweite 
Milliarde  steigende  allgemeine  Volksbelastung  bedeutet ;  sodann 
der  Widerstand  der  mächtig  emporgeblühten  Gesamtindu- 
strie, welche  sich  vom  Agrarismus  in  der  Freiheit  ihrer  fort- 
schreitenden Entwickelung  grundsätzlich  angefochten ,  durch  die 
drohenden  Tarifretorsionen  des  Auslandes  in  ihrem  auswärtigen 
Markte  bedroht,  d.  h.  bezüglich  der  Erneuerung  günstiger  Han- 
delsverträge gefährdet  sieht.  Um  diese  Punkte  ist  seit  Veröffent- 
lichung des  Posadowsky-Tarifs  im  Juli  1901  ein  an  Heftigkeit  nur 
immer  zunehmender  K  a  m  p  f  zwischen  den  gegensätzlichen 
Klassen-   und  B  e  r  u  f  s  i  n  t  e  r  e  s  e  n   entbrannt. 

An  diesem  Kampf  haben  sich  auch  die  Kreise  der  Wissen- 
schaft lebhaft  und  vielseitig  beteiligt.  Nach  den  Umständen,  durch 
w^elche  diese  Anteilnahme  hervorgerufen  worden  ist,  hat  aber  auch 
die  wissenschaftliche  Kritik  sich  zunächst  an  die  einzelnen  strei- 
tigen Punkte  halten  und  zunächst  auf  den  Dienst  der  Klärung 
der  agitatorisch  erregten  öffentlichen  Meinung  sich  beschränken 
müssen.  Es  galt  namentlich,  die  verschiedenen  Ernst-  und  Schein - 
gründe,  welche  von  den  streitenden  Berufs-  und  Klasseninteressen 
geltend  gemacht  wurden,  sachlich  und  vorurteilsfrei  zu  prüfen,  je 
nach  dem  Befund  die  eine  Anschauung  zu  unterstützen,  die  an- 
dere abzulehnen ,  allgemein  aber  mässigend  und  beruhigend  ein- 
zuwirken. In  diesem  Sinne  und  mit  dieser  Selbstbeschränkung 
hat  auch  der  Verfasser  der  gegenwärtigen  Abhandlung  in  der 
Schrift:  »Ein  Votum  gegen  den  neuesten  ZcUtarifentwurf«  ^)  zum 
grossen ,  die  Nation  in  Spannung  erhaltenden  Tageskampf  das 
Wort  zu  ergreifen  sich  verpflichtet  gefühlt.  Nach  den  Sonder- 
interessen, die  sie  als  die  bedrohlichsten  vorfand,  ist  die  genannte 
Schrift  wesentlich  eine  Streitschrift  gegen  den  praktischen  Agraris- 
mus und  gegen  das  monopolistisch-syndikatliche  Grundstreben 
gewisser  mit  dem  Aerarismus  verbündeten  Grossindustrien  gewor- 
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den.  Dem  grossgiundbesit7.1ich-i:;[rossindustriellen  Tarifliunde,  wel- 
cher den  Posadowsky-Tarif  den  Regierungen  abnötigen  hilft,  mussten 
Herz  und  Nieren  geprüft  werden.  Dabei  war  es  eine  Hauptauf- 
gabe, die  Folgen  des  agraristischen  Tarifes  auf  die  Lebensmittel- 
preise und  damit  auf  die  ganze  Lebenshaltung  unseres  Volkes  zur 
Anschauung  zu  bringen,  die  falschen  Theoreme  über  Preis-,  Lohn- 
und  Rentenbildung,  womit  der  Agrarismus  für  künstliche  Steige- 
rung seiner  Landrenten  die  öffentliche  Meinung  zu  gewinnen  sucht, 
zu  entkräften,  die  Theorie  von  der  Notwendigkeit  der  Beugung 
des  »Industriestaates«  zu  Gunsten  des  »Agrarstaates«  abzuweisen, 
die  Verderblichkeit,  welche  die  weitere  und  allgemeine  Verstär- 
kung des  Zollschutzes  für  die  Masse  der  ländlichen  Bevölkerung 
selbst  haben  müsste,  klar  zu  legen,  den  erhöhten  Schutzzoll  für 
Getreide,  was  den  Bauernstand  in  seiner  Masse  betrifft,  als  Ver- 
such mit  untauglichem  Mittel  darzuthun  ,  die  Schutzbedürftigkeit 
gerade  jenes  grösseren  und  grössten  Grundbesitzes,  welchem  der 
neue  Tarif  den  grössten  Sondervorteil  verschaffen  müsste,  als 
schlechterdings  nicht  vorhanden  darzulegen,  schliesslich  aber  die 
grossen  Gefahren  der  geplanten  Tarifpolitik  für  das  St  aats  leben 
zum  ßewusstsein  zu  bringen  (vgl.  »Votum«  S.  8  mit  S.  17).  In 
Durchführung  des  ganzen  (S.  8  formulierten)  Beweisthemas  wollte 
gezeigt  werden,  dass  der  Tarif,  falls  er  Gesetz  würde,  als  »ein 
schwerer  Fehlgriff  der  Politik  und  als  eni  Unglück  für  das  deut- 
sche Volk«   anzusehen  sein  würde. 

Die  Ausführungen  des  »Votums«  waren  hienach  wesentlich 
der  Klärung  der  öffentlichen  Meinung  in  einem  heissen,  die  Na- 
tion tiefaufwühlenden  Kampfe  zwischen  Berufs-  und  Klassen-Son- 
derinteressen gewidmet,  Sie  sind  bis  jetzt  kaum  angefochten  wor- 
den. Wenigstens  brauche  ich  sie  nicht  in  irgend  einem  wesent- 
lichen Punkte  als  widerlegt  zu  erachten.  Daher  habe  ich  an  dieser 
Stelle  keinen  Anlass,  etwas  dazu  oder  davon  zu  thun  und  werde 
nicht  darauf  zurückkommen. 

Die  Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Kritik  dem  Posadowsky- 
Tarif  gegenüber  ist  jedoch  mit  den  bezeichneten  Nachweisungen 
nicht  erschöpft.  Es  klaffen  noch  bedeutende  Lücken,  welche  erst 
zu  füllen  sind.  Es  wird  sogar  bestimmt  zu  sagen  sein ,  dass  die 
bis  jetzt  stattgehabte  Kritik  und  die  Besprechung  der  Gesamter- 
neuerung unseres  Handelssystems  im  ganzen  noch  sehr  unvoll- 
ständig geblieben  sind.  Die  Erörterung  hat  sich  wesentlich  auf  die 
Frage  der  Verstärkung  des  Ackerbauschutzes  und  auch  bei  diesem 
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auf  die  weitere  Erhöhung  der  Getreidezölle  beschränkt,  während 
die  gleich  gewichtigen  und  für  die  Masse  des  Bauernstandes  so- 
gar wichtigeren  Viehzölle  und  die  übrigen  Zölle  im  Hintergrund 
stehen  geblieben  sind.  Hinsichtlich  der  Getreidezölle  haben  auch 
die  Tarifgegner  es  kaum  begründet,  weshalb  sie  die  schon  hohen 
Zölle  der  Capriviverträge  dennoch  fortbestehen  lassen  wollen. 
Die  Hochagrarier  aber  sind  die  volle  Begründung  dafür,  dass  ge- 
rade der  7^2  Markzoll  das  richtige  Mindestmass  sei,  und  die  V^er- 
treter  des  Bundesrates  den  Beweis  dafür  vollständig  schuldig  ge- 
blieben, dass  gerade  die  vier  Tarifsätze  von  2,80  —  3  —  5  und 
5^/2  Mark  das  richtige  Mittelmass  des  Getreideschutzes  darstellen. 

Nun  ist  zwar  leicht  zu  begreifen ,  weshalb  die  Behandlung 
eine  so  unvollständige  geblieben  ist;  denn  der  Ansturm  der  gross- 
grundbesitzlichen  Interessen,  für  welche  der  Getreidezoll  ein  un- 
erlässliches  Mittel  der  Bereicherung  durch  den  Staat  ist,  hat  den 
Tarif  der  Regierungspolitik  abgewonnen  und  nur  für  die  vier  Arten 
Getreide  ist  vom  Bundesrat  gebundene  Marschroute  für  den  erst 
zu  betretenden  Weg  der  Vertragsverhandlung  mit  dem  Ausland 
angenommen  gewesen.  Die  grossen  Lücken  bestehen  darum  nicht 
minder  und  sind  inzwischen  auch  im  Verlaufe  der  Beratungen  der 
reichstäglichen  Tarifkonmiission  nicht  ausgefüllt  worden.  Worin 
bestehen  sie  ? 

Es  erübrigt  einmal,  den  Tarif  nach  seinen  neun  Hauptabtei- 
lungen auch  einzeln  ins  Auge  zu  fassen,  neben  den  Getreidezöllen 
auch  die  Viehzölle,  neben  den  Agrarzöllen  überhaupt  auch  die 
verschiedenen  Kategorien  der  Industriezölle  eingehenderer  Würdi- 
gung als  bisher  zu  unterziehen.  Das  vom  Bundesrat  zum  Entwurf 
beigebrachte  Material,  bestehend  in  der  »Begründung«  der  946 
Nummern  des  Tarifs  auf  551  Seiten  Reichstagsfolio  und  in  zwei 
ziffernreichen  Beilagenheften  giebt  immerhin  emige  von  der  Wis- 
senschaft erst  noch  zu  beachtende  Aufschlüsse  und  Anregungen. 
Die  Spezialk  ritik  desTarifes  ist  hie  nach  des  Wei- 
teren erst  zu  liefern. 

Eine  zweite  Aufgabe,  welche  noch  zu  erledigen,  wäre  es, 
den  z  o  1 1 1  e  c  h  n  i  s  c  h  ganz  n  e  u  e  n  T  a  r  i  f  a  u  f  b  a  u  ,  welcher 
im  Entwurf  vorliegt,  zu  prüfen  und  hiebei  namentlich  mit  der  Art, 
wie  der  leitende  Grundsatz  des  Generalschutzes 
sich  geltend  gemacht  hat,  die  nähere  Auseinandersetzung 
zu  pflegen.  Es  ist  eine  Aufgabe  ersten  Ranges  für  die  wissen- 
schaftliche Kritik,  dem  Fatalismus,  mit  welchem  die  öffentliche  Mei- 


330 


Dr.  Schaff le: 


nuni^-  mählich  dein  Gtneralschutz  als  einer  selbstverständlichen  Na- 
tionalforderung sich  ergeben  hat,  Trotz  zu  bieten  und  ihm  gegen- 
über mindestens  die  Traditionen  unserer  gemässigten  Schutzpraxis 
von  ehedem  zurückzugewinnen.  Ausfüllbar  wird  jedoch  die  be- 
zeichnete zweite  Lücke  der  bisherigen  Kritik  erst  dann  geworden 
sein,  wenn  der  ganze  Tarif  im  einzelnen  von  der  Kritik  durchmu- 
stert sein   wird. 

In  einer  dritten  Richtung  bedarf  die  wissenschaftliche  Er- 
örterung über  den  Posadowsky-Tarif  einer  wesentlichen  Vervollstän- 
digung, nämlich  in  Hinsicht  auf  die  Funktion  des  Zoll- 
schutz e  s  für  Deckung  und  Begünstigung  des  in 
die  Zeit  gefahrenen  Dranges  monopolistischer 
Preisdiktatur  durch  Syndikats-  und  Ringbildung. 
Es  ist  offenes  Geheimnis,  dass  der  Bund,  welchen  gewisse  Zweige 
der  Grossindustrie  mit  den  Agrariern  für  das  Zustandebringen  des 
neuen  oder  eines  noch  mehr  hochschutzzöllnerischen  Tarifes  ge- 
schlossen haben,  dem  Industriekapital  die  Preisdiktatur  gegenüber 
der  inländischen  Nachfrage  erhalten  und  noch  mehr  erleichtern 
soll.  Die  Agrarier  selbst  erstreben  es,  auch  für  ihren  Absatz  den 
Preis  nach  ihrem  Vorteil  ohne  Störung  durch  fremde  Konkurrenz  zu 
machen  \).  Je  höher  die  Schutzzollmauern  sind  und  werden,  desto 
leichter  ist  es,  im  Inlande  den  Preis  zu  diktieren  und  den  vater- 
ländischen Verbrauch  mit  Zuschlägen  zu  belasten ,  um  im  Aus- 
lande sogar  unter  den  Kosten  anzubieten.  Auch  da  handelt  es 
sich  nicht  oder  nicht  hauptsächlich  um  Zollschutz  im  Sinn  unserer 
älteren  Schutzzollpraxis,  sondern  ganz  und  hauptsächlich  u  m  B  e- 
g  ü  n  s  t  i  g  u  n  g  der  Au  s  b  e  u  t  u  n  g  der  I n  1  a  n  d  b  e  v  ö  1  k e- 
r  u  n  g  durch  das  grosse  Industriekapital  und  den 
Grossgrundbesitz.  Für  die  gesetzgeberische  Entscheidung 
über  den  neuen  Tarif  ist  diese  Seite  der  Frage  praktisch  so  wich- 
tig, wie  die  Frage  des  »Schutzes  der  nationalen  Arbeit«.  Zugleich 
mit  der  Frage  der  Erhöhung  des  Agrarschutzes  wäre  eine  genaue 
Untersuchung  zu  verbinden ,  ob  nicht  zum  Schutze  der  Nation 
gegen  Ausbeutung  der  bestehende  Industrietarif  durchgreifend  zu  er- 
mässigen  und  so  der  Zügel  der  auswärtigen  Konkurrenz  gegen  preis- 
diktatorische Syndikats-  und  Ringbildung  straff,  so  straff  als  mög- 
lich anzuziehen  wäre.  Die  Wichtigkeit  dieser  Erwägung,  die  ich 
im  »Votum«   nachdrücklich   betont,    aber  nicht    weiter  ausgeführt 

i)  Vgl.   >.Votum':   S.  77,  177. 
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habe,  ist  durch  die  Verhandlungen  der  Zolltarif koinmission  des 
Reichstages  immer  schärfer  hervorgetreten  und  dadurch  nun  auch 
stärker  ins  öffentliche  Bewusstsein  eingedrungen.  Die  Tarifpolitik 
ist  in  hohem  Grade  ein  Stück  K  a  r  t  e  11  p  o  1  i  t  i  k  gewor- 
den und  wird  in  dieser  Eigenschaft  nicht  mehr  so  ausweichend, 
wie  in  der  »Begründung«  behandelt  werden  können.  Für  letztere 
Auffassung  spricht  auch  die  Thatsache,  dass  so  eben  (Mitte  März 
1902)  das  preussische  Handelsministerium  eingehenden  Bericht 
über  das  Kartelhvesen  aus  allen  Regierungsbezirken  einzieht.  Die 
»Begründung«  des  Posadowsky-Tarifes  geht  der  kartellpolitischen 
Seite  der  Tarifreform  noch  ganz  aus  dem  Wege  ;  eine  Stelle  darin 
Hesse  sich  sogar  auf  einige  Sympathie  für  die  Unterbietung  im 
Ausland  durch  Förderung  der  Ueberzahlung  durch  das  Inland 
deuten.  Der  Verfasser  d.  behält  sich  vor,  in  weiterer  Ausfühnmg 
seiner  in  dieser  Zeitschrift  veröffentlichten  Abhandlungen  über 
»Kartellwesen  und  Kartellpolitik«  den  Zolltarif  auch  unter  dem 
Gesichtspunkt  des  Schutzes  des  Inlands  gegen  Preisdiktatur  der 
landsmännischen  Produzenten  zu  erörtern.  Die  Ausführung  würde 
über  den  Zolltarif  hinausführen;  denn  der  Zollschutz  hat  nahe  Be- 
ziehungen auch  zu  den  steuergesetzgeberischen  Begünstigungen  der 
Ringbildung,  welche  u.  a.  der  Brennerei  und  der  Zuckerfabrikation 
zuteil  geworden  sind.  Das  Schicksal,  welches  die  Brüsseler  Zucker- 
konvention vom  Februar  1902  erfahren  wird  ,  mag  die  Veranlas- 
sung werden  ,  die  wissenschaftliche  Würdigung  des  Posadowsky- 
Tarifes  kartellpolitisch  zu  vervollständigen. 

Die  bisherige  Kritik  des  Posadowsky-Tarifes  bedarf  der  Ver- 
vollständigung nicht  bloss  vom  Standpunkt  der  auseinandergehen- 
den Inlandinteressen,  sondern  auch  aus  dem  Gesichtspunkt  des 
Vertragsschlusses  mit  dem  Auslande.  Die  Voraussetzungen  für 
den  Abschluss  neuer  Handelsverträge  sind  p  o  s  i  - 
t  i  V  festzustellen.  Die  bisherige  Diskussion  ist  aber  mit  dieser 
Aufgabe  nicht  entfernt  schon  zum  Abschluss  gekommen.  Bis  jetzt 
steht  nur  die  allgemeine  Stellung  fest,  welche  die  Agrarier  einer- 
seits, die  Handelsvertragsfreunde  andererseits  gegenüber  der  Re- 
gelung des  Verkehrs  mit  dem  Auslande  einnehmen.  Die  Agrarier 
wollen ,  dass  man  möglichst  frei  von  allen  vertragsmässigen  Ein- 
schränkungen der  Zollautonomie  bleibe,  entweder  keine  Handels- 
verträge oder  doch  nicht  solche  mit  vielen  gebundenen  Positionen 
und  von  langer  Frist  eingehe ,  auch  die  stärkste  Wafifenrüstung 
für  Zollkriege  bereit  halte.    Die  Tarifgegner  wollen  Verträge,  welche 
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die  internationale  Verkehrsfreiheit  wenigstens  in  dem  Ausniasse 
der  Capriviverträge  sichern.  Die  Reichsregierung  selbst  erstrebt 
zwar  Verträge,  hat  sich  aber  über  die  bei  der  bevorstehenden 
Verhandlung  ins  Auge  gefassten  Ziele  nicht  weiter  als  dahin  be- 
stimmt geäussert,  dass  sie  für  die  vier  genannten  Getreidearten 
unter  die  schon  genannten  Mindestzollbeträge  herabzugehen  nicht 
gesonnen  ist.  Ueber  die  verschiedenen  fundamentalen  Vorfragen 
aber,  welche  die  positive  Gestaltung  neuer  Handelsverträge  be- 
treffen, besteht  überhaupt  wenig,  nahezu  keine  Uebereinstimmung, 
und  keinesfalls  volle  Klarheit.  Man  mag  nun  die  Vertragsfeind- 
lichkeit des  Agrariers,  welcher  die  Freiheit  weiterer  Zollsteigerung 
für  jeden  Fall  vorbehalten  will  und  daher  entweder  jeden  Vertrag 
mit  dem  Ausland  verwerfen  oder  die  Negotiation  etwaiger  Han- 
delsverträge durch  hohe  IMindestsätze  und  kurze  Höchstfristen  ein- 
schränken will,  noch  so  entschieden  ablehnen,  so  wird  man  doch 
nicht  sagen  können,  dass  die  Zurückhaltung  gegenüber  dem  b  e- 
stimmten  Inhalt  neuer  Handelsverträge  überhaupt  unbe- 
rechtigt sei. 

Dies  vorausbemerkt,  tritt  nun  bezüglich  der  vertragsmässigen 
Verpflichtung  gegen  das  Ausland  eine  weitere,  die  vierte  Lücke 
an  der  bisherigen  Erörterung  hervor.  Die  Frage ,  ob  man  mit 
blossen  Reciprocitätsvert  ragen  unter  der  Klausel  der 
Meistbegünstigung  sich  zufrieden  zu  geben  oder  ob  man  solche 
Tarifverträge  zu  erstreben  habe,  welche  auf  der  einen  und 
auf  der  anderen  Seite  Abminderungen  an  bestimmten  Sätzen  des 
autonomen  Tarifes,  sowie  die  Nichterhöhung  grösserer  Positionen 
der  letzteren  einräumen,  wäre  zur  Entscheidung  zu  bringen. 

Wenn  heute  die  Agrarier  und  Hochschutzzöllner  für  die  volle 
oder  doch  möglichst  unbeschränkte  Zollautonomie  schwärmen,  um 
in  der  weiteren  Zollschutzerhöhung  zu  keiner  Zeit  gehindert  zu 
sein,  so  ist  daran  zu  erinnern,  dass  auch  Freihändler  von  ehedem 
noch  vor  einem  Menschenalter  für  die  Autonomie  eiferten,  aller- 
dings zu  dem  entgegengesetzten  Zwecke  ,  damit  der  vollen  oder 
doch  fortschreitenden  Beseitigung  des  Zollschutzes  zu  dienen.  Er- 
zielung und  Einräumung  bloss  der  allgemeinen  Reciprocität  durch 
die  Meistbegünstigungsklausel  war  damals  die  Losung  der  Cobden- 
partei.  Das  war  zunächst  die  herrschende  Ansicht  bei  Eingehung 
des  preussisch-französischen  Handelsvertrags  gewesen.  Es  war 
auch  der  Standpunkt  beim  Abschluss  des  Handelsvertrages  mit 
Oesterreich  i.  J.  1868  geblieben.    Im  Zollparlament  war  die  mass- 
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gebende  Ansicht  jene,  welche  i'.  Patow  am  22.  Mai  1868  mit 
den  Worten  aussprach:  »Der  heutige  Standpunkt  muss  in  seiner 
konsequenten  Entwickeknig  dahin  führen ,  dass  fortan  Handels- 
V  ertrage  für  überflüssig,  sogar  für  nachteilig 
erachtet  werden.  Die  heutige  Ueberzeugung  geht  dahin,  dass  ein 
jedes  Land  seine  Handelspolitik  und  speziell  seinen  Zolltarif  nach 
seinen  eigenen  Interessen  und  Bedürfnissen  zu  gestalten  habe,  ohne 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen ,  ob  seine  Nachbarn  dem  Beispiele 
folgen  oder  sich  feindselig  abschliessen.« 

Man  vertraute  eben'  darauf,  dass  das  englische  Freihandels- 
system bald  die  ganze  Welt  erobert  haben  werde ;  mittelst  der 
Meistbegünstigungsklausel  allein  schon  werde,  so  hoffte  man,  der 
volle  Freihandel  mit  Verdrängung  aller  national  ausschliessenden 
Handelspolitik  bald   in  allgemeiner  Geltung  stehen. 

Diese  zuversichtliche  Erwartung  ist  binnen  sehr  kurzer  Zeit 
zu  Schanden  geworden.  An  Stelle  des  blossen  Reciprocitätsver- 
trages  ist  der  Tarifvertrag  selbst  den  Freihändlern  inzwischen  er- 
wünscht ge\\'orden ;  denn  der  Geist  des  absoluten  >freetrade«  ist 
dem  Hochschutzgeiste  gewichen  und  der  Freihändler  von  ehedem 
muss  sich  mehr  und  mehr  bei  dem  bescheiden ,  wofür  die  Eng- 
länder inzwischen  das  Wort  »fair  trade«  gemünzt  haben.  Sie  haben 
sich  mit  den  erreichbaren  billigen  Einräumungen  durch  beider- 
seitige Ermässigung  und  mit  Bindung  autonomer  Tarifsätze  zufrieden 
zu  geben  gelernt ;  nur  die  Schutzzöllner  sind  nun  die  Feinde  in- 
haltvoller Tarifverträge  geworden.  Man  darf  annehmen,  dass  die 
Freihändler«  von  heut  fast  durchaus  zur  Resignation  gelangt  sind  ; 
denn  sie  verlangen  eine  Ermässigung  des  Hochschutztarifes  auf 
Sätze,  welche  die  Ermässigungen  und  Bindungen  der  Capriviver- 
träge  für  eine  weitere  Frist  von  zwölf  Jahren  mindestens  sichern 
würden.  Die  Capriviverträge  sind  aber  Typen  des  Tarifvertrags- 
systems. 

Es  erübrigt  aber  eine  Frage  von  ungeheurer  praktischer  Trag- 
weite und  höchster  Aktualität.  Soll  man  neben  den  Tarifver- 
trägen mit  den  einen  dennoch  auch  auf  blosse  Reciprocitätsver- 
träge  mit  anderen  Staaten  eingehen  }  Die  Frage  hat  in  der  That 
ein  drängendes  Interesse.  Wir  haben  es  gerade  jetzt  in  unserem 
stärksten  Welthandelsrivalen,  der  amerikanischen  Union,  mit  einem 
Staate  zu  thun ,  welcher  sich  nach  alter  Tradition  hartnäckig 
weigert,  durch  andere  als  blosse  Reciprocitätsverträge  sich  zu 
binden,  dagegen  durch  seinen  Reciprocitätsvertrag  selbst  alle  Vor- 
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teile  unserer  bisherigen  Tarifverträge  mit  dritten  Staaten  sich  ange- 
eignet hat.  Es  handelt  sich  daher  um  die  praktisch  kardinale  Frage: 
sollen  und  dürfen  wir  uns  gegen  Europa  durch 
Tarifverträge  binden,  von  d  e  n  V  e  r  e  i  n  i  g  t  e  n  Staa- 
ten aber  immerfort  das  »leere  Glas«  blossen  Reciproci- 
tätsvertrages  bei  völlig  ungebundener  Zollauto- 
nomie im  Geiste  von  Wilson,  Kinley  und  Dingley  uns  bieten  lassen  ? 
Im  selben  Verhältnis  wie  zu  den  Vereinigten  Staaten  durch  deren 
Tradition  befinden  wir  uns  zu  Frankreich  durch  Artikel  ii  des 
Frankfurter  Friedens ,  welcher  Deutschland  und  Frankreich  die 
blosse  Reciprocität,  diese  aber  für  die  bekannte  »ewige  Zeit«  der 
Friedensverträge  wechselseitig  einräumt, 

Hiemit  naht  die  Kardinalfrage  praktisch  heran:  ob  das  Sy- 
stem der  Tarifverträge  mit  dem  der  b  1  o  s  s  e  n  R  e- 
ciprocitätsver  träge  zusammen  bestehen  kann. 
Ihre  Entscheidung  wird  um  so  dringlicher ,  je  voller  die  Einräu- 
mungen und  Bindungen  der  Tarifvertragsstaaten  gegen  einander 
werden  sollen,  je  ausschliessender  die  autonomen  Tarife  der  Reci- 
procitätsvertragsstaaten  schon  geworden  sind  und  weiter  zu  wer- 
den drohen,  je  mehr  endlich  die  Aussicht  schwindet,  dass  das 
grösste  und  einzige  Weltreich ,  Grossbritannien ,  vom  Freihandel 
zu  fair  trade  abschwenkt.  Wichtiger  noch  als  alles  Hadern  um 
I  oder  2  Mark  Getreidezoll  mehr  oder  weniger  würde  es  gewesen 
sein,  danach  zu  trachten,  dass  aus  dem  Nebeneinander  von  inhalts- 
vollen Tarif-  und  gehaltlosen  Reciprocitätsverträgen  allgemein 
ein  W  e  1 1  h  a  n  d  e  1  s  s  y  s  t  e  m  a  u  f  d  e  r  gleichen  Grund- 
lage von  Tarifverträgen  mit  wechselseitigen  bil- 
ligen Zugeständnissen  hervorgehe. 

Es  ist  ein  Drittes  möglich :  Tarifverträge  zwischen  den  bis- 
herigen Tarifvertragsstaaten,  aber  Verharren  in  der  vollen  Auto- 
nomie ohne  Meistbegünstigung  gegenüber  der  amerikanischen 
Union  und  gegenüber  Frankreich,  bis  diese  Staaten  sich  zu  Tarif- 
verträgen auf  dem  Fusse  gegenseitig  billiger  Behandlung  und  re- 
ciproken  Entgegenkommens  entschlossen  haben  werden.  Bei  näherer 
Untersuchung  findet  man,  dass  auf  Amerika  positiv  sehr  stark 
in  der  fraglichen  Richtung  eingewirkt  werden  könnte.  Auf  Frank- 
reich vermöchte  man  das  negativ.  In  den  Tarifverträgen  mit 
dritten  Staaten  hätte  man  bei  jenen  Artikeln,  in  welchen  Frank- 
reichs Ausfuhrkraft  liegt ,  entsprechende  Zurückhaltung  in  ver- 
traesweisen  Einräumungen    und  Bindungen    zu    beobachten.     Die 
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ewige  Reciprocität  von  Artikel  ii  des  Frankfurter  Friedens,  welche 
1870  unter  der  Voraussetzung  ewiger  Geltung  des  Freihandels  in 
Grossbritannien  und  unter  der  damaligen  Abneigung  gegen  Tarif- 
verträge den  strengen  Weltfreihändler  entzücken  konnte,  hat  m.  E. 
heute  unter  völlig  veränderten  thatsächlichen  Voraussetzungen  ih- 
ren Wert  verloren  und  ist  mehr  zu  einer  beengenden  Fessel  für 
beide  Kontrahenten  geworden. 

Ein  Knapphalten  bei  den  für  Frankreich  wichtigsten  Tarif- 
positionen würde  inhaltvolle  Abschlüsse  mit  Tarifstaaten  nicht  all- 
zusehr beengen ;  denn  an  leichtem  Eingang  hochfeiner  Waren 
nach  Deutschland  ist  doch  hauptsächlich  Frankreich  stark  in- 
teressiert. 

Die  genauere  Erörterung  über  blosse  Reciprocität  neben  ver- 
tragsmässigen  Ermässigungen  und  Bindungen  des  autonomen  Ta- 
rifes  ist  noch  nicht  ausreichend  gepflogen.  Sie  mag  übrigens  für 
diese  Zeitschrift  weiter  zurückgestellt  bleiben,  bis  nach  Eröffnung 
der  Handelsvertragsverhandlungen  besser  zu  erkennen  ist,  ob  die 
deutsche  Reichsregierung  zu  der  Sache  bestimmte  Stellung  genom- 
men hat  und  welchen  Inhalts  diese  Stellungnahme  ist.  Sollten  sich 
an  die  Reise  des  Prinzen  Heinrich  nach  Amerika  handelspolitische 
Folgen  knüpfen,  so  würde  der  Gegenstand  alsbald  die  Aufmerk- 
samkeit der  ganzen  Welt  fesseln. 

Ein  fünfter  Punkt  von  hoher  Wichtigkeit,  welcher  ebenfalls 
die  Zollgebundenheit  gegen  das  Ausland  betrifft ,  ist  in  der  bis- 
herigen Besprechung  des  neuesten  Kurses  deutscher  Handelspolitik 
fast  unberührt  geblieben :  die  Zweckmässigkeit  oder 
U  n  z  w  e  c  k  m  ä  s  s  i  g  k  e  i  t  von  Ausnahmen  gegenüber 
dem  Grundsatz  der  Meistbegünstigung,  d.  h.  der 
Vorbehalt  engerer  Tarifannäherung  zwischen 
einzelnen  einander  näher  stehenden  Staate n - 
gebilden,  etwa  zwischen  den  mitteleuropäischen  Staaten  un- 
tereinander oder  zwischen  England  und  seinen  Kolonien. 

Auch  dieser  Gegenstand  kann  sofort  aktuelle  Bedeutung  er- 
langen. Wenn  nicht  alles  täuscht ,  steht  nun  England  doch  im 
Begriff,  Mutterland  und  Tochterländer  in  engerem  Verbände  zu- 
sammenzufassen. Schon  hat  die  Greater-Britain-Rücksicht  auf  die 
Rohrzuckerkolonien  zu  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  geführt  und 
einen  der  grössten  Fortschritte  internationaler  Ordnung  des  Zoll- 
und  Steuerwesens  in  die  Wege  geleitet.  Es  ist  möglich,  dass  das 
Mutterland  etwa  dem  Antriebe  Canadas  folc^end,  sich  entschliesst, 
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ein  weltgrossbritcinnisches  Handels-  und  Zollsystem  mit  —  Vor- 
zugszöllen, den  sog.  preferential  cnstoms  im  Verhältnis  zwi- 
schen Mutterland  und  Tochterländern  —  nun  dennoch  ins  Leben 
treten  zu  lassen. 

Der  Eintritt  dieser  Eventualität  wäre  für  sämtliche  Staaten, 
welche  nicht  den  Umfang  eines  Weltreichs  gleichwie  Grossbritan- 
nien, Russland,  Nordamerika,  jetzt  auch  Frankreich  erlangt  haben, 
nicht  gerade  erfreulich.  In  einer  Zeit,  da  angeblich  oder  wirk- 
lich für  die  Weltpolitik  »der  offenen  Thüren«  eine  Schwärmerei 
stattfindet,  würde  nun  auch  England  für  ein  weites  und  verkehrs- 
fähiges Weltgebiet,  wenn  nicht  die  Thüre  schliessen,  so  doch  die 
Schwelle  höher  legen;  ob  es  dabei,  wenn  einmal  der  Anfang  ge- 
macht wäre,  sein  Bewenden  behalten  würde,  ist  nicht  ganz  sicher. 
Auf  der  anderen  Seite  kann  der  Anfang  der  Verwirklichung  von 
Greater  Britain  auch  eine  günstige  Wirkung  äussern.  Russland,  die 
Verein.  Staaten,  Frankreich  konnten  in  ihrer  Abschliessungspolitik 
gerade  deshalb  bisher  so  rücksichtslos  verfahren ,  weil  England 
eine  durchaus  passive  Freihandelspolitik  trieb.  Sie  waren  bis  jetzt 
sicher,  nicht  auf  Retorsionen  beim  weitesten  Welthandelsgebiet 
zu  stossen.  Das  wird  mit  Einem  Schlage  anders  werden,  w^enn 
England  selbst  von  freetrade  zu  fairtrade,  von  blosser  Reciproci- 
täts-  zu  positiver  Tarifvertragspolitik  sich  wendet.  Ein  gemein- 
sames Interesse  Grossbritanniens  und  der  liberaleren  mitteleuro- 
päischen Staaten  muss  dann  dazu  führen,  dass  die  anderen  Gross- 
handelsweltreiche bei  rücksichtsloser  Ausschliessungspolitik  dem 
gewachseneren  Widerstände  vereint  wirkender  Staaten  begegnen 
würden;  wie  stark  das  Gewicht  Englands  werden  kann,  wenn  es 
aus  der  Passivität  einer  niemals  retorquierenden  Freihandelspolitik 
heraustritt,  hat  sogleich  im  ersten  Falle  sein  Erfolg  auf  der  Brüs- 
seler Zuckerkonferenz  des  Winters  1901/1902  gezeigt.  Die  Gefahr 
dagegen,  dass  England  selbst  mit  seinen  Kolonien  sich  zu  einem 
ebenso  stark  geschlossenen  Zoll-  und  Handelsgebiet  verschmelze, 
wie  Russland,  Frankreich,  die  Vereinigten  Staaten  es  ausgestaltet 
haben,  ist  wohl  kaum  sehr  gross ;  hohe  Preferentialzölle  für  welt- 
britische Lebensmittel  bei  der  Einfuhr  nach  England  würden  der 
Industrie  des  Mutterlandes  viel  zu  nachteilig,  dagegen  starke  Vor- 
zugszölle für  englische  Fabrikate  bei  der  Einfuhr  in  die  Kolonien 
würden  zugleich  der  Industrie  und  den  Finanzen  der  Tochterländer 
zu  abträglich  sein,  um  stark  befürchtet  werden  zu  müssen.  Deutsch- 
land  kann    mit   dem    übrigen  Mitteleuropa    einem    demnächstigen 
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Versuch  zoll-  und  handelspolitischer  Konstituierung  eines  Welt- 
Grossbritannien  meines  Erachtens  mit  ziemlicher  Gelassenheit  ent- 
gegensehen. Tritt  aber  die  Eventualität  unter  einem  Chamberlain 
und  Rosebery  wirklich  ein,  so  ist  auch  ganz  Mitteleuropa  veran- 
lasst, f  i.i  r  s  i  c  h  s  e  1  b  s  t  an  Ausnahmen  von  der  Einräumung 
der  Meistbegünstigung  zu  denken.  Ein  Verzicht  auf 
die  Souveränetät  in  Zoll-  und  Handelssachen  käme  für  Staaten 
des  engeren  Zusammenschlusses  nicht  notwendig  in  Frage  ,  son- 
dern nur  Vorbehalt  besonderer  Tarifermässigungen  und  Tarifbin- 
dungen zwischen  einzelnen  Tarifstaaten  ohne  Ausdehnung  auf 
sämtliche  Tarifstaaten.  Ich  behalte  mir  vor,  auch  in  dieser  Rück- 
sicht auf  unseren  künftigen  Tarif  weiterhin  zurückzukommen,  so- 
bald die  englische  Handelspolitik  den  Stein  bezüglich  eines  be- 
schränkten  Vorzugszollsystems  ins  Rollen  bringen  würde. 

Eine  letzte  ganze  Gruppe  bedeutender  Erörterungen  trägt 
sec  hstens  über  blosse  Tariffragen  überhaupt  weit  hinaus, 
ist  jedoch  in  der  bisherigen  Kritik  des  Posadowsky-Tarifes  eben- 
falls stark  rückständig  geblieben.  Die  Behandlung  des  Entv;urfes 
hat  einen  Verlauf  genommen,  welcher  es  als  allgemein  herrschende 
Voraussetzung  vermuten  lassen  könnte  ,  dass  der  chronischen 
Ackerbaubedrängnis  gegenüber  nur  ein  einziges  Mittel  staatlicher 
Landwirtschaftspflege  anwendbar  sei,  nämlich  mehr  Zollschutz. 
Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Deshalb  hätte  die  Frage  sogar  obenan 
gestellt  werden  müssen,  ob  denn  die  Fülle  grosser  anderer 
M  a  s  s  r  e  g  e  1  n  positivster  Förderung  des  Ackerbaues, 
welche  zu  Gebot  stehen,  in  diesem  Falle  entweder  gar  Nichts  zu 
bedeuten  habe  oder  schon  so  vollständig  angewandt  sei,  dass 
nur  noch  die  weitere  Verstärkung  des  Zollschutzes  in  Betracht 
kommen  könne.  Bei  näherem  Zusehen  zeigt  sich  jedoch,  dass 
die  oberste  überaus  weitschichtige  Vorfrage  bei  der  bisherigen 
Besprechung  des  Posadowsky-Tarifes  teils  gar  keine,  teils  keine 
ausreichende  Beantwortung  gefunden  hat.  Hätte  man  weiter  um 
sich  geblickt,  so  wäre  die  Kritik  in  den  zielführlichen  Ergebnissen 
schon  viel  weiter  gekommen. 

Leicht  zu  begreifen  ist  wohl,  dass  der  Agrarismus  nicht  über 
den  Zollschutz  hinaus  von  positiven  Massregeln  der  Landwirt- 
schaftspflege gerne  reden  hörte  ;  denn  wenn  man  welche  fand,  die 
einen  weiter  verstärkten  Zollschutz  überflüssig  erscheinen  Hessen, 
so  wäre  es  um  die  künstliche  Aufbesserung  seiner  Landrenten 
von  Staatswegen,  was  ja  doch  das  ganze  Anliegen  ist,   geschehen. 

Zeitschrift    fiir  die  ges.  Staatswissensch.    1902.  2.  22 
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Man  begreift  es  auch  ,  dass  der  Altfreihändler  heute  wenig  Ge- 
schmack daran  findet,  das  Streitross  der  früheren  Prinzipienreiterei 
zu  tummeln  ;  der  auffällige  Verzicht  hierauf  selbst  einem  nun  Berge 
versetzenden  aufrichtigen  oder  geheuchelten  Schutzzollglauben 
gegenüber  ,  gilt  mir  sogar  als  ein  Fortschritt  des  praktisch  po- 
litischen Sinnes  in  Deutschland,  nicht  als  Geständnis  der  geistigen 
Ohnmacht  der  Altfreihändler  den  Begründungen  des  Agrarismus 
gegenüber.  Es  bleibt  aber  doch  so ,  dass  in  jedem  gegebenen 
Falle  die  Frage  der  Erhöhung  wie  der  Abschaffung  von  Schutz- 
zöllen nur  vom  viel  weiteren  Horizont  der  voll- 
ständigen u  n  d  w  i  r  k  s  a  m  e  n ,  d  e  r  vollen  und  wahren 
Landwirtschaftsgesamtpflege  die  angemessene 
Entscheidung  finden  kann.  Man  begiebt  sich  dem  fanatischen 
Agrarhochschutzzöllner  gegenüber  voraus  des  Sieges,  wenn  man  den 
Streit  auf  ein  Mehr  oder  Weniger  von  Schutzzoll  einengen  lässt  und 
trägt  dazu  bei,  dass  die  Staatsmänner  fortfahren  ,  den  Aufgaben 
ihrer  Agrarpolitik  eine  viel  zu  enge  Begrenzung  zu  geben,  dem 
Zollschutz  aber  eine  viel  zu  starke  Ausdehnung  einzuräumen. 
Möglicher  Weise  hat  Sein  oder  Nichtsein,  Erhaltung  oder  Verfall 
der  Landwirtschaft  mit  dem  allgemein  verstärkten  Zollschutz 
der  Landwirtschaft«  gar  nichts  zu  thun  und  die  Umstände  mögen 
selbst  so  liegen,  dass  im  gegebenen  Fall  der  Zollschutz  die  Krisis 
eher  verlängert  als  abschneidet.  Jede  Kritik  des  Tarifes,  welche 
sich  darüber  nicht  klar  wird,  ist  daher  als  unvollständig  anzusehen. 
Im  weiteren  Verlauf  unserer  handelspolitischen  Kämpfe  können 
die  nicht  im  Zolltarif  liegenden  Mittel  staatlicher  Beihilfe  zur  Ueber- 
windung  unserer  Agrarkrisis  nicht  ganz  ausser  näherer  Sicht  blei- 
ben, sie  hätten  aber  sogleich  in  Umrissen  bestimmt  und  einiger- 
massen  vollständig  angedeutet  werden  sollen. 

Der  Verfasser  ds.  befindet  sich  dem  Posadowsky-Tarif  gegen- 
über auf  demselben  Standpunkt  der  Schätzung  des  Zollschutzes, 
wie  bei  jeder  früheren  Beteiligung  ,  die  er  sich  an  Fragen  der 
Zoll-  und  Handelspolitik  in  dieser  Zeitschrift  gestattete.  Er  hat, 
als  Fürst  Bismarck  mit  den  Vätern  der  heutigen  Agrarier  noch 
bei  den  Freihändlern  sich  befand  und  Delbrück  ihm  das  war,  was 
heute  Graf  Posadowsky  dem  vierten  Reichskanzler  ist,  in  dem 
heissen  Streit  zwischen  »Nichtsalsfreihändlern«  und  den  Hoch- 
schutzzöllnern der  Industrie  aus  Anlass  des  preussisch-französischen 
Handelsvertrags  weder  der  einen  ,  noch  der  andern  der  beiden 
Doktrinen    sich    verschrieben !      Schon    dem    ersten    Bismarcktarif 
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gegenüber  hat  er  sodann  die  Kornzölle  abgelehnt,  aber  Viehzölle  für 
Beschleunigung  des  Ueberganges  zu  intensiverer  Viehzucht  für 
diskutabel  erklärt^).  Der  Ermässigung  der  Kornzölle  durch  Graf 
Caprivi  hat  er  zugestimmt.  Niemals  hat  er  auf  eine  der  beiden 
Doktrinen,  sei  es  auf  Cobden  oder  Prince  Smith  ,  sei  es  auf  Fr. 
List  oder  auf  Carey  geschworen.  Er  steht  aber  heute,  wie  in  sei- 
nen früheren  Arbeiten,  auf  dem  Standpunkt  positivster 
Pflege  der  Landwirtschaft  durch  jeden  Staat. 

Auf  diesem  Standpunkt  kann  —  je  »nach  der  Lage 
d  e  r  D  i  n  g-  e  und  '>nach  den  wirklichen  Bedürfnissen  des  Volkes  , 
um  mit  der  Begründung  zu  reden  —  der  Zollschutz  eine  geeig- 
nete Massregel  sein.  Der  Zollschutz  m  u  s  s  aber  nicht  stets  als 
die  hauptsächliche  Massnahme  positiver  Landwirtschaftspflege 
gelten.  Auf  diesem  Standpunkt  sind  zwar  auch  Agrarzölle  nicht 
voraus  verwerflich ,  obwohl  sie  Lebensmittelverteuerung  herbei- 
führen und  obwohl  Schutzzölle  überhaupt,  was  sich  der  Freihan- 
delstheorie nicht  bestreiten  lässt^  stets  von  schwerer  Gefahr  der 
Ausbeutung  des  Volkes  durch  nichtschutzbedürftige  Sonderinter- 
essen begleitet  sind.  Schutzzölle  gelten  für  die  hier  vertretene  Auf- 
fassung nur  nicht  voraus  als  überhaupt  oder  gar  als  allein  brauch- 
bares Mittel  positiver  Landwirtschaftspflege.  Ihre  Zweckmässig- 
keit überhaupt  und  ihre  vorzugsweise  Zweckmässigkeit  allen  üb- 
rigen Massregeln  der  Volkswirtschaftspflege  gegenüber  m  u  s  s  im 
gegebenen  Falle  nachgewiesen  sein,  darf  nicht  ohne 
Weiteres  vorausgesetzt  werden. 

Der  Posadowsky-Politik  gegenüber,  welche,  wie  keine  frühere, 
die  positive  Agrarpolitik  in  gesteigertem  Zollschutz  erblickt  und 
den  »Generalschutz«  fast  als  selbstverständlich  behandelt ,  sieht 
sich  der  Verf.  ds.  noch  mehr  als  bei  jedem  früheren  Anlass  wieder 
auf  den  Standpunkt  hingedrängt,  auf  welchem  der  Zollschutz  — 
sei  es  der  Industrie,  sei  es  des  Ackerbaues  —  ein  nach  gegebenen 
Umständen  ausserordentlicher  Weise  zulässiges ,  aber  nicht  als 
das  stets  und  vorzugsweise  anwendbare  Mittel  positiver  Volks- 
wirtschaftspflege überhaupt  und  thätigster  Landwirtschaftspflege 
insbesondere  erscheint.  Die  volle  und  wahre  Volks- 
wirtschaftspflege kann  gerade  durch  einsei- 
tige Anwendung  des  Zollschutzes  aufs  gröb- 
lichste vernachlässigt  sein.      Im    gegebenen  Fall    zeigt 


i)  Grunds,  der  Steuerpol.  S.   642   ff. 


340 


Dr.  Schäffle: 


die  eindringende  Untersuchung ,  dass  sie  es  wirklich  ist.  D  i  e 
Einseitigkeit  und  Uebertreibung  des  Zollschu- 
tzes auf  Kosten  der  vollen  und  wahren  L  a  n  d- 
w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  p  f  1  e  g  e  ist  es,  wodurch  seit  2  Jahr- 
zehnten Verwirrung  und  Unfrieden  i  n  u  n  s  e  r 
wirtschaftliches  Leben  g  c  !<  o  m  m  e  n  ist. 

Die  positivste  Landwirtschaftspflege  k  a  n  n  auch  der  Freihänd- 
ler fordern ;  denn  er  braucht  nicht  zu  sagen ,  dass  dem  Volke 
als  Ganzem,  was  der  Staat  ist ,  das  Schicksal  irgend  eines  Er- 
werbszweiges gleichgiltig  sein  dürfe ;  der  Freihändler  wird  nur 
immer  bestreiten,  dass  der  Zollschutz  zu  den  geeigneten  Mitteln 
der  Volkswirtschaftspflege  gehöre ,  wenigstens  aber  bezweifeln, 
ob  er  nicht  in  jedem  Fall  mehr  schade  als  nütze.  Der  Schutz- 
zöllner dagegen  m  u  s  s  fordern,  dass  der  Staat  alle ,  aber  auch 
nur  die  zweckdienlichen  Massregeln  der  Volkswirtschaftspflege 
ergreife,  dass  er  den  vollen  und  wahren  Landwirtschaftsschutz, 
d.  h.  die  Landwirtschaftspflege  samt  und  sonders  gewähre 
und  nicht  bloss  eine  vereinzelte  Massregel  ergreife,  von  welcher 
erst  zu  beweisen  ist,  dass  sie  im  gegebenen  Falle  der  Landwirt- 
schaft wirklich  dient.  Wer  es  grundsätzlich  nicht  für  ausge- 
schlossen hält ,  dass  die  Gesamtheit  des  Volkes  einem  seiner 
Glieder  Opfer  bringe  —  und  dieser  Grundsatz  kann  den  Frei- 
händler, m  u  s  s  aber  den  Schutzzöllner  beherrschen  — ,  geht  von 
der  Anschauung  aus,  dass  die  Volkswirtschaft  integrierender  Be- 
standteil der  ganzen  Volksgemeinschaft  und  dass  wieder  jeder 
der  drei  grossen  Erwerbszweige  der  Volkswirtschaft  integrieren- 
der Bestandteil  der  gesamten  Sachgüterversorgung  des  Volkes 
ist.  Die  positive  Pflege  der  Volkswirtschaft  muss  immer  den  wei- 
testen Horizont  festhalten,  wonach  selbst  innerhalb  der  nichtwirt- 
schaftlichen Sphären  des  Volkslebens  auszugreifen  und  mittelbar 
in  diesen  zu  helfen  ist.  Ihr  m.uss  eine  Auflassung  als  höchst 
dürftig  erscheinen,  wonach  die  Pflege  irgend  eines  Erwerbszweiges 
einfach  in  der  staatlichen  Preissteigerung  durch  Zollaufschlag  zu 
bestehen  hätte.  Weder  die  Schutz-  noch  die  Freihandelstheorie 
ist  massgebend,  sondern  die  Frage,  ob  unter  den  gegebenen  be- 
sonderen Verhältnissen  des  Landes  und  der  Zeit  die  Agrarzölle 
als  wirksame  oder  als  unwirksame  Massregehides  vollen  und  wahren 
Landwirtschaftsschutzes  anzusehen  sind.  Sind  sie  geeignet,  dem 
höheren  Interesse  nationaler  Ackerbauentwickelung  zu  dienen,  so 
gehören  sie  auch  zum  vollen  und  wahren  Landwirtschaftsschutz.  Ist 
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aber  das  Gegenteil  der  Fall,  so  haben  sie  zu  beruhen,  obwohl  mit 
allen  wirksamen  Mitteln  die  Landwirtschaft  nach  ihrer  jetzigen 
Lage  vom  Staate  aus  zu  fördern  ist.  Diese  Auffassung  kann 
hienach  in  einem  gegebenen  Falle  mit  der  Forderung  von  Agrar- 
zöllen,  in  einem  andern  mit  Abschaffung  solcher  Zölle  zusammen- 
treffen. Jedoch  nur  nach  der  >  Anforderung  der  Lage«  und  »nach 
den  wirklichen  Bedürfnissen  des  Volkes«  ,  nicht  nach  der  ab- 
soluten Forderung  der  einen  oder  anderen  der  beiden  »Lehrmei- 
nungen«. Der  deutsche  Agrarismus  der  Gegenwart,  welchem 
selbst  der  Posadowsky-Tarif  noch  nicht  genug  Agrarschutz  ist, 
geberdet  sich,  als  ob  er  und  nur  er  Träger  der  vollen  und  wahren 
Landwirtschaftspflege,  dagegen  jeder  Gegner  weiterer  »allgemeiner 
Verstärkung  des  Agrarzollschutzes-  der  Feind  positiver  staatlicher 
Landwirtschaftspflege  wäre.  In  Wahrheit  befindet  sich  der  Agra- 
rismus mit  dem  wissenschaftlich  allein  haltbaren  Standpunkt 
positiver  Pflege  der  Volkswirtschaft  im  Allgemeinen  und  der 
Landwirtschaft  insbesondere  in  einem  Widerspruch  welcher  stär- 
ker nicht  sein  könnte. 

Die  Art,  wie  die  Agrarkrisis  hereingebrochen  ist,  hätte  jedem 
Agrarier,  welchem  die  Beschwörung  des  sog.  »Notstandes-,  nicht 
die  ki^instliche  Emportreibung  der  Kornbaurente  am  Herzen  liegt, 
sofort  zur  Frage  Anlass  geben  sollen,  ob  denn  nicht  auch,  viel- 
leicht zuerst  oder  allein ,  andere  Massregeln  zu  ergreifen  seien. 
Da  war  doch  vor  allem  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Länder, 
welche  mit  wohlfeilerem  Korn  den  europäischen  Markt  versorgen. 
Dank  ihrem  grossen  Reichtum  an  wohlfeilen  und  fruchtbaren 
Kornböden ,  Dank  ihrem  hiedurch  bedingten  extensiveren,  d.  h. 
arbeits-  und  kapitalsparenden  Landwirtschaftsbetrieb ,  Dank  ihrer 
Organisation  des  Massentransportes  ,  Dank  der  Entwickelung 
des  Fernverkehrs,  d.  h.  Dank  der  Beseitigung  der  Nachteile  ent- 
legener und  noch  wenig  volkreicher  Siedelung  —  ihre  Ueber- 
legenheit  in  der  Konkurrenz  versendbarer  Produkte  des  Acker- 
baues und  der  Viehzucht  erreicht  haben.  Für  eine  volle  und  wahre 
Landwirtschaftspflege  wäre  also  beim  Hereinbruch  der  überseei- 
schen Konkurrenz  zuerst  zu  fragen  gewesen  ,  ob  wir  nicht  an 
Bodenüberschuldung  leiden  ;  ob  wir  die  höhere  Arbeits-  und  Ka- 
pitalkraft einer  zahlreicheren  Bevölkerung  richtig  verwerten,  ob  wir 
nicht  im  Kredit-  und  Versicherungswesen  rückständig  sind  ;  ob 
wir  den  Naheverkehr,  welcher  bei  dichterer  Bevölkerung,  bei  älterer 
und  ausgedehnterer  Industrie  ebenso  Bedürfnis  ist,  wie  bei  dünnerer 
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Bevölkerung  der  wohlfeile  Fernverkehr,  in  der  richtigen  und  ge- 
nügenden Weise  entwickelt  haben ;  ob  es  denn  verständig  und 
möglich  ist,  den  eigenen  Getreidebau  gerade  in  jenem  Zeitpunkt, 
da  er  für  uns  unrentabel  geworden  ist ,  auszudehnen ;  ob  nicht 
gegenüber  der  stattgehabten  Steigerung  des  Lohnniveau  in  der 
civilisierten  Welt ,  die  Steigerung  der  Arbeitskosten  durch  Er- 
sparung" an  anderen  Betriebskosten  —  Kosten  für  Transport, 
Kredit  u.  s.  w.  — ,  namentlich  aber  durch  Arbeitsersparung  mittelst 
verstärkten  Maschinengebrauches  und  mittelst  Ueberganges  zu 
mehr  Viehzucht  und  Futterbau,  hereingebracht  werden  könne; 
ob  Angesichts  der  landwirtschaftlichen  Leutenot  nicht  positive 
Massregeln  zur  Festhaltung  der  Arbeitskräfte ,  zur  Wiederbevöl- 
kerung des  o.  Landes  bei  steigenden  Landarbeiterlöhnen  ergriffen 
werden  können.  Alle  diese  und  andere  Gedanken  der  Selbst- 
und  der  Staatshilfe  lagen  bei  der  Bedrängnis  durch  überseeische 
Getreidekonkurrenz  am  nächsten.  Der  Agrarismus  aber  ist  Er- 
\vägungen  dieser  Art  mit  zunehmender  Scheue  ausgewichen.  Er 
hat  eben  nur  die  alten  hohen  Korn  preise  und  die  alten  niedrigen 
Land  löhne  restauriert  sehen  wollen  und  will  darum  eben  nur 
die  Zollschraube  zu  künstlicher  Preiserhöhung  der  Ackerbauerzeug- 
nisse bei  unveränderter  Wirtschaftsführung  immer  stärker  und 
einseitiger  angezogen  wissen.  Dadurch  ist  er  eben  zum  Gegen- 
teil der  vollen  und  wahren  Landwirtschaftspfiege  gelangt.  Der 
einseitige  Zollschutz  des  Ackerbaues  steht  nun  seit  Jahrzehnten 
in  Anwendung  und  hat  doch  nicht  geholfen.  Diese  Erfahrung 
hätte  den  Zweifel,  der  nicht  schon  Anfangs  erwachte,  den  Zweifel, 
ob  in  der  Agrarkrisis  der  Zollschutz  überhaupt,  ob  er  gar  allein 
und  hauptsächlich  helfen  könne,  ob  man  sich  damit  auf  dem  Wege 
der  richtigen  Landwirtschaftspflege  befinde  ,  allmählich  erwachen 
und  erstarken  lassen  sollen. 

Die  Macht  der  Trägheit  und  die  Leidenschaft,  womit  der  im 
Staate  mächtige  Grossgrundbesitz  für  konservatives  Beharren  statt 
für  fortschrittliche  Anpassung  an  eine  in  Welt-  und  Volkswirtschaft 
ganz  neue  Lage  eingetreten  ist ,  erklären  es  einfach ,  dass  die 
deutsche  Agrarpolitik  trotz,  ja  wiegen  des  steigenden  Zollschutzes 
die  zielführlichen  Wege  verfehlt  hat.  Auch  der  Posadowsky-Tarif, 
und  er  fast  noch  mehr  als  jeder  der  vier  vorangegangenen  Agrar- 
tarifc ,  sieht  von  jeder  gründlichen  Voruntersuchung  sämtlicher 
Massregeln  positivster  Landwirtschaftspflege,  wie  sie  durch  »die 
Lage    der   Dinge ^    und    die     wirklichen    Bedürfnisse    des   Volkes <- 


Die  Notwendigkeit   exakt  entwickelungsgeschichtlicher  ErkLärung  etc.         -ia^ 

gewiesen  sind,  abermals  völlig  ab.  Auch  er  hält  die  eindringende 
Enquete  noch  für  überflüssig.  Für  ihn  »liegt  die  Rücksichtnahme 
auf  besondere,  mit  den  Herstellungskosten  der  Ware  nicht  zu- 
sammenhängende Schwierigkeiten,  welche  in  einzelnen  Gegenden 
die  bedrängte  Lage  des  Ackerbaues  noch  verschärfen  mögen«, 
ausserhalb  des  Bereiches  der  Zollgesetzgebung«  (Begründung  S.  14). 
Er  hätte  jedoch  zuvor  zu  fragen  und  auf  die  Frage  zu  antworten 
gehabt,  ob  und  warum  gerade  in  der  Zoll  gesetzgebung  zu  helfen 
sei,  ob  hier  der  wirksame  und  in  diesem  Sinn  wahre  Schutz  liege; 
das  ist  nicht  geschehen. 

Er  hätte  weiter  den  Nachweis  zu  erbringen  gehabt ,  dass 
ausserhalb  der  Zollgesetzgebung  alle  und  gerade  die  wirksamsten 
Massregeln  positiver  Agrarpolitik  schon  ergriffen  sind  ,  dass  er 
sie  zugleich  in  Angriff  nehmen  wolle.  Dieser  Nachweis  der  That- 
sache  und  det-  Absicht  vollständiger  und  wahrer  Landwirtschafts- 
pflege fehlt.  Und  nicht  bloss  »besondere«,  sondern  die  allge- 
meinen »Schwierigkeiten,  welche  die  bedrängte  Lage  des  Acker- 
baues verschärfen«,  bleiben  unbeachtet.  Die  »bessere  Anpassung 
des  Erlöses  an  die  Herstellungskosten«  durch  Zollaufschlag,  unter 
Ueberspringung  aller  Schranken,  welche  unsere  ältere  Schutzzoll- 
praxis beachtete,   beherrscht  voraus    den   Posadowsky-Tarif. 

Hat  w^enigstens  die  wissenschaftliche  Kritik  des  Po- 
sadowsky-Tarifes  den  weitesten  Horizont  voller  und  wahrer  Land- 
wirtschaftspflege schon  hinreichend  zur  Geltung  gebracht.?"  Man 
wird  diess  im  Allgemeinen  nicht  behaupten  können.  Die  »Frei- 
händler« von  ehedem,  welche  in  Norddeutschland  jetzt  eben  so 
gut  geschmäht  sind ,  wie  früher  selbst  die  gemässigten  Schutz- 
zöllner, und  welche  nun  förmlich  gehöhnt  werden,  weil  sie  von 
der  Tarifvertragsverwerfung  (oben  S.  333  f.)  auf  die  Tarifvertrags- 
vertretung realpolitisch  zurückgegangen  sind,  —  sogar  die  Frei- 
händler haben  es  fast  ganz  gemieden,  den  Agrarhochschutz  des 
Posadowsky-Tarifes  \om  Standpunkt  der  positiveren  Landwirt- 
schaftspflege ausreichend  unter  die  Lupe  zu  nehmen  und  gegen- 
über dem  jetzt  seligmachenden  Agrarschutzzollglauben  den  Stand- 
punkt der  mit  den  zeitgemässen  Mitteln  operierenden  agrarischen 
Realpolitik  geltend  zu  machen.  Daraus  wird  ihnen  ein  erheblicher 
Vorwurf  zwar  nicht  zu  machen  sein  ;  denn  sie  beweisen  eine  ver- 
ständige Umkehr  von  abgethaner  Principienreiterei.  Allein  zur 
siegreichen  Widerlegung  der  Uebertreibungen  des  Agrarismus 
wird  die  wissenschaftliche  Kritik  auch  der    Freihändler  doch  nur 
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gelangen  können,  wenn  sie  von  der  ganzen  Fülle  der  Massregeln 
positiver,  voller  und  wahrer  Landwirtschaftspflege  ausgeht  und 
von  diesem  Standpunkte  es  zur  Entscheidung  bringt ,  ob  über- 
haupt und  wie  viel  Zollschutz  sich  rechtfertigen  lässt,  namentlich 
aber,  welche  weiteren  positiven  Massnahmen  des  Staates  zur  Ueber- 
windung  der  Agrarkrisis  angezeigt  sind.  Darin  aber  hat  die  Kritik 
auch  der  Handelsvertragsfreunde,  so  gemässigt  sie  sich  angelassen 
hat,  bis  jetzt  nicht  das  Erforderliche  geleistet.  Eme  ganze  Reihe  posi- 
tiver agrarpolitischer  Massregeln,  mit  welchen  man  dem  Hochschutz 
der  Agrarier  Trotz  bieten  kann,  ohne  der  Manchestet-Neigung  zum 
laissez  faire  der  Altfreihändler  beschuldigt  werden  zu  können,  sind 
unerörtert  oder  doch  vernachlässigt  geblieben.  Wer  über  jenes 
offenbare  Bestreben  des  grösseren  Grundbesitzes  siegen  wollte, 
in  moderner  Gewandung  und  in  neuen  staatsrechtlichen  Formen 
die  alten  Grundherrlichkeitsabgaben  erweitert  und  gesteigert  wieder- 
herzustellen —  und  das  ist  des  Pudels  Kern  am  Agrarismus^)  — , 
wird  in  positiver  Agrarpolitik  weiter  ausgreifen  müssen,  als  es  bis- 
her geschehen  ist.  Die  Diskussion  wird  dem  beschränkten  Hori- 
zont des  Feilschens  um  etwas  mehr  oder  weniger  Schutzzoll  ent- 
rückt werden  und  mit  dem  Beweise  sich  befassen  müssen ,  dass 
die  in  gegenwärtigem  Abschnitt  wenigstens  angedeuteten  grossen 
Massregeln  positiver  Landwirtschaftspflege  nur  ergriffen  zu  werden 
brauchen,  um  der  Landwirtschaft  helfen  und  dennoch  weiter  verstärk- 
ten Agrarzollschutzes  entraten  zu  können ,  hiermit  aber  in  der 
öffentlichen  Meinung  den  Agrarismus  aus  dem  Sattel  zu  heben. 
Der  Verfasser  ds.  hat  zwar  in  seinem  »Votum«  die  fraglichen 
Probleme  positivster  Landwirtschaftspflege  nicht  ganz  erschöpfend 
behandelt,  glaubt  sie  aber  S.  143 — 183  so  bestimmt  und  vielseitig 
gestellt  zu  haben,  um  die  Lücken,  die  auch  er  offen  lassen  musste, 
nicht  schon  jetzt  an  dieser  Stelle  völlig  ausfüllen  zu  sollen.  Die 
antiagrarische  Reaktion  gegen  den  Posadowsky-Tarif  wird  ,  ob 
dieser  wenig  umgeändert  oder  nach  dem  Wunsch  der  Agrarier 
weiter  gesteigert,  oder  nach  dem  V/unsche  der  »Handelsvertrags- 
freunde« ermässigt  ins  Leben  trete,  noch  einen  weiten  Ver- 
lauf nehmen  ;  in  einem  späteren  Stadium  werden  die  noch  aus- 
stehenden Ausführungen  über  einzelne  Massregeln  gebotener  Land- 
wirtschaftspflege auf  fruchtbareren  Boden  fallen  ,  als  es  jetzt  er- 
hofft   werden    darf.     Die    obige     scharfe     Gegenüberstellung     der 

i)  Vgl.  m.  »Votum«:  S.  212. 
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vollen  und  wahren  Landwirtschaftspflege  gegen  die  einseitigen 
Zollschutzübertreibungen  von  heute  wird  das  vorläufig  so  weit  ver- 
vollständigt haben,  als  es  für  jetzt  angezeigt  erscheint. 

Hienach  seien  in  den  sechs  Richtungen  ,  die  oben  gewiesen 
sind,  die  weiter  ausgreifenden  Erörterungen  vorläufig  zurückge- 
stellt, um  mit  voller  Hingabe  den  weit  dringenderen  Vorunter- 
suchungen der  nächsten  Abschnitte  dieser  Abhandlung  gerecht 
zu  werden. 

III.   Die    chronische  Landwirtschaftsbedrängnis    als    weltland- 
wirtschaftliche Entwickelungskrisis. 

Man  mochte,  als  in  der  zweiten  Hälfte  der  siebenziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  die  Bedrängnis  über  die  westeuropäische 
Landwirtschaft  hereinbrach ,  zuerst  daran  denken ,  dem  inländi- 
schen Getreidebau  durch  Zollschutz  unter  die  Arme  zu  greifen. 
Wäre  der  plötzliche  und  jähe  Sturz  der  Getreidepreise  nur  einer 
vorübergehenden  Konjunktur  entsprungen ,  so  konnte  man  ver- 
sucht sein,  den  »Neuländern«  gegenüber  unsere  Landwirtschaft 
in  dem  Stande  zu  erhalten,  welchen  sie  erreicht  hatte  und  sie 
nicht  aus  den  gewohnten  Geleisen  ihrer  Betriebsführung  abdrängen 
zu  lassen;  dann  durfte  man  daran  denken,  dass  die  hohen  alten 
Kornpreise  und  die  niedrigen  alten  Landlöhne  sich  wieder  ein- 
finden werden.  Massige  Kornzölle  konnten  als  ein  Mittel  erschei- 
nen, den  heimischen  Ackerbau  zeitweiligen  Schwankungen  zu  ent- 
ziehen ,  den  Kornpreisen  für  die  Zwischenzeit  durch  Zölle  den 
bisherigen  Stand  zu  sichern,  dem  Landwirtschaftsbetrieb  aber  gegen 
ausserordentliche  Störungen  eine  gewisse  Stabilität  zu  verschaffen. 
Es  stand  aber  wirklich  nicht  sogleich  fest,  dass  das  Sinken  der 
Getreidepreise  vom  auswärtigen  Ackerbau  her  und  dass  das  Stei- 
gen der  Löhne  von  der  inländischen  hidustrie  her  andauern  und 
sich  verstärken  werde. 

Spielte  auch  noch  der  finanzielle  Zweck  erhöhter  Reichsein- 
nahmen mit  oder  bildete  er  den  massgebenden  Antrieb,  wie  das 
bei  der  Bismarck'schen  Restauration  von  1879  wirklich  der  F'all 
war,  so  waren  massige  Getreidezölle  ein  naheliegender  Gedanke. 
In  der  That  findet  sich  in  der  »Begründung«  zum  ersten  Agrar- 
tarif  Bismarcks  eine  Auffassung,  welche  den  damaligen  Preissturz 
noch  nicht  als  Wirkung  einer  dauernden  weltlandwirtschaftlichen 
Konjunktur,  sondern  als  Wirkung  auswärtiger  »Ueberproduktion« 
betrachtet  und  hiergegen  dem  heimischen  Landbau  eine  massige 
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Deckung  zu  geben  sucht.  In  derselben  heisst  es  wörtlich:  »Bei 
aller  UnvoUkommenheit  der  \orliegenden  statistischen  Nach- 
richten ist  es  doch  m  ehr  wie  Vermutung,  dass  infolge 
der  absoluten  Zollfreiheit  der  Getreideeinfuhr  der  deutsche 
Markt  der  Ablage  rungsplatz  für  die  Ueber  Pro- 
duktion anderer  Länder  geworden  ist,  und  dass  Deutsch- 
land seit  längerer  Zeit  erheblich  mehr  Getreide  aufnimmt,  als 
es  i  n  W  i  r  k  1  i  c  h  k  e  i  t  aufzunehmen  brauchte,  wenn 
die  inländische  Produktion  zur  vollen  Entfal- 
tung käme  .  .  .  Die  Ueberführung  des  deutschen  Marktes 
durch  das  Angebot  unverkäuflicher  ausländischer  Ueberschüsse 
übt  den  empfindlichsten  Druck  auf  die  einheimische  Landwirtschaft 
aus  ;  die  Konkurrenz  wird  das  Mass  ihrer  Berechtigung  erst  dann 
finden,  wenn  jenes  Angebot  eine  auch  nur  g  e  r  i  n  g  e  Z  o  1 1- 
abgäbe  nach  sich  zieht.  Gelingt  es,  dem  deutschen  Getreide- 
bau das  Absatzgebiet  zurückzuerobern,  welches  durch  die  Ueber- 
produktion  des  Auslandes  verloren  gegangen  ist,  so  wird  ein 
Anreiz  gegeben  sein,  Flächen  von  neuem  unter  den 
Pflug  zu  bringen,  welche  jetzt  wüst  liegen  oder  in  unvollkom- 
mener Benutzung  stehen.«  Die  Abwanderung  der  Arbeitskräfte 
aus  der  Landwirtschaft  war  noch  nicht  vollzogen ;  den  Verlust 
von  jährlich  200  000  Auswanderern  ersetzte  für  Stadt  und  Land 
der  jährliche  Volkszuw^achs. 

Der  Verfasser  ds.  hat  sich  zwar  schon  damals  auf  den  ent- 
wickelungsgeschichtlichen  Standpunkt  der  Erklärung  gestellt  und 
die  Getreidezölle  abgewiesen,  während  er  höhere  Viehzölle  für 
damals  als  diskutabel  ansah ^).  Ein  leitender  Staatsmann  aber 
hatte  noch  keine  zwingende  Veranlassung,  die  beginnende  Be- 
drängnis der  Landwirtschaft  in  ihrem  damaligen  Zustande  für  et- 
was anderes ,  als  die  Wirkung  auswärtiger  landwirtschaftlicher 
»Ueberproduktion«  anzusehen.  Für  ihn  lag  nur  überhaupt  eine 
störende  Produktionskrisis  vor. 

Die  Krisis  war  freilich  schon  eine  ausgesprochene 
E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  s  k  r  i  s  i  s  ,  der  beginnende  Durch- 
b  r  u  c  h  zu  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  r  V"  e  r  ä  n  d  e  r  u  n  g  der  landwirt- 
schaftlichen Betriebssysteme  und  die  eingetretene 
Bedrängnis  hätte  sofort  als  Zwang  zu  a  n  d  e  r  e  n  K  u  1 1  u  r  e  n 
■und  Züchtungen    übe  i-  h  a  u  p  t    u  n  d    als  \V  e  i  s  u  n  g  zu 
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i  n  t  e  n  s  i  V  e  r  e  n  B  e  t  r  i  e  b  s  f  ü  h  r  u  n  g  e  n  bei  einzelnen  Arten 
von  Kulturen  und  Züchtungen  gedeutet  werden  können.  Bismarck 
handelte  um  so  unbedenklicher  in  seiner  Weise ,  als  es  sich  ihm 
in  erster  Linie  um  eine  Vermehrung  der  Reichseinnahmen  durch 
Ausdehnung  der  indirekten  Besteuerung  zu  thun  war.  »Nicht  — 
sagt  das  schon  erwähnte  Dezemberschreiben  Bismarck's  —  in  Ver- 
mehrung der  für  die  Zwecke  des  Reiches  und  der  Staaten  not- 
wendigen Lasten,  sondern  in  der  Uebertragung  eines  grösseren 
Teils  der  unvermeidlichen  Lasten  a  u  f  d  i  e  w  e  n  i  g  e  r  drücken- 
den indirekten  Steuern  besteht  das  Wesen  der 
F  i  n  a  n  z  r  e  f  o  r  m ,  zu  deren  Verwirklichung  auch 
die  Z  o  1 1 1  a  r  i  f  r  e  V  i  s  i  o  n  dienen  soll«.  Bismarck  hatte 
zuerst  auch  nur  den  massigsten  Getreidezoll  von  50  Pf.  p.  dz. 
im  Auge. 

Heute,  24  Jahre  nach  dem  Auftauchen  des  ersten  Bismarck- 
tarifes,  kann  sich  niemand  mehr  darüber  täuschen,  dass  nicht  eine 
Ueberproduktions-,  sondern  eine  Entwickelungskrisis  eingetreten 
war.  Die  Dauer  so  der  gesunkenen  Korn-,  wie  der  gestiegenen 
Arbeitspreise  ist  unbestreitbar  gar  nicht  abzusehen.  Ein  dauernder 
weltwirtschaftlicher  Umschwung  hatte  eingesetzt  in  der  Landwirt- 
schaft wie  in  der  Industrie,  in  alten  wie  in  jungen  Ländern,  in 
den  Grundrenten-  und  in  den  Lohnverhältnissen  zugleich.  Das 
allgemeine  Niveau  des  Weltgetreide-,  wie  des  Weltarbeitspreises 
hat  sich  nachhaltig  verschoben.  Und  es  ist  ein  allgemeines  Auf- 
steigen der  Entwickelung,  ein  entschiedenes  Fortschreiten,  gleich- 
sehr  am  Rande  des  Urwaldes  der  Neuländer,  wie  im  industriellen 
Herzen  der  alten  Kulturländer  wahrzunehmen,  bewirkt  durch  die- 
selbe Ursache,  durch  das  Wachstum  der  Bevölkerung,  durch  den 
Fortschritt  der  Technik  in  Urproduktion,  Gewerben,  Handel  und 
namentlich  im  Transport,  durch  fortschreitende  Volksbildung  und 
durch  Entwickelung  des  Bank-  und  Kreditwesens. 

Vor  dieser  neuen  Lage  schwindet  jede  Möglichkeit  einfacher 
Restauration  des  Standes  landwirtschaftlicher  Betriebsführung,  wie 
er  um  1875  geworden  war.  Unmöglich  ist  es  insbesondere  ge- 
worden, in  absehbarer  Zeit  wieder  zu  dem  alten  Weltmarktpreise  für 
Getreide  und  auf  den  alten  niedrigen  Lohnstand  zurückzukommen. 
Ebendeshalb  ist  die  vollständige  und  wahre  Landwirtschafts- 
pflege, dieser  L  a  n  d  \v  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  s  c  h  u  t  z  im  weitesten 
und  besten  Sinne  des  Wortes,  nur  noch  möglich  bei  e  n  t- 
^\•  i  c  k  e  1  u  n  g  s  g  e  s  c  h  i  c  h  1 1  i  c  h  e  r  Auffassung  und  bei 
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e  II  t  w  i  c  ]<  e  1  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z  1  i  c  h  e  r  Behandlung  der 
A  g  r  a  r  l^-  r  i  s  i  s.  Die  staatliche  Stabilisierung  und  Restauration 
des  Zustandes  und  Betriebes  von  vor  25  Jahren,  ist  ausgeschlossen. 
Helfen  kann  nur  das  entschlossenste  Einlenken  der  Landwirtschaft 
selbst  in  jene  gewiesenen  Bahnen  weiteren  Fortschrittes  zu  Kul- 
turen und  Züchtungen,  welche  bei  aller  Umwälzung  in  den  frühe- 
ren Absatzpreisen  und  Betriebskostenverhältnissen  dem  immer 
gleichen  Endziele  aller  Wirtschaftsführung,  dem  höchst  möglichen 
Reinertrage,  unter  den  nunmehr  gegebenen  Voraussetzungen  ent- 
gegenführen. Das  absolute  Beharren  und  Stehen- 
blei b  e  n  w  o  1  1  e  n  bei  d  e  n  V  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  n  der  sieben- 
z  i  g  e  r  J  a  h  r  e  des  v  o  r  i  g  e  n  J  a  h  r  h  u  n  d  e  r  t  s  ist  e  s  a  1  - 
lein,  was  die  Landwirtschaft  bedroht,  sie  unren- 
tabel machen  und  auf  extensiveren  Betrieb  zurückwerfen  müsste  ! 
Die  Anpassung  an  die  neuen  Voraussetzungen  erfolgreicher  Be- 
triebsführung ist  das ,  was  not  thut.  Soweit  hiezu  der  Staat  in 
der  Funktion  der  Agrarpolitik  mitwirken  kann  ,  hat  er  die  ganze 
]\Iacht  positiver  Landwirtschaftspflege  einzusetzen.  Liessen  sich 
AgrarzöUe  nachweisen,  welche  unentbehrlich  sind,  um  den  Fort- 
schritt anzufeuern,  zu  erleichtern,  zu  beschleunigen,  so  wären  sie 
als  statthaft  anzusehen.  Gewiss  aber  ist  und  es  braucht  gar  nicht 
erwiesen  zu  werden,  dass  solche  AgrarzöUe,  welche  überlebte  und 
veraltete  Wirtschaftsführung  künstlich  hinhalten  wollen ,  nur  ver- 
derblich wirken  können.  Die  Stabilisierung  und  Restauration  eines 
überholten  Standes  der  Landwirtschaft  durch  Zollschutz  ist  voraus 
ein  höchst  fragwürdiger  Landwirtschaftsschutz. 

Der  Posadowsky-Tarif  denkt  gleichwohl  auch  jetzt  noch  da- 
ran, die  alten  Kornpreise ,  nicht  überhaupt  lohnende  Produkten- 
preise in  jeder  Güterform  künstlich  durch  Zollaufschlag  wieder- 
herzustellen. Wenn  es  die  »Begründung«  auch  nicht  ausdrücklich 
sagt,  so  soll  es  wieder  der  Zoll  sein,  welcher  gestattet,  auch  die 
eingetretenen  höheren  Arbeitskosten  zu  zahlen.  Die  ganze  »Be- 
gründung« beweist  es  ,  namentlich  aber  der  S.  14  an  die  Spitze 
gestellte  Satz:  >Der  vorliegende  Zolltarifentwurf  erblickt  eines 
seiner  wesentlichsten  Ziele  darin,  die  Lage  der  einheimi- 
schen Landwirtschaft  günstiger  zu  gestalten,  indem  durch  höheren 
Zollschutz  ihrer  Erzeugnisse  die  mit  der  Entwickelung  des  Welt- 
verkehrs und  der  Weltmarktpreise  entstandenen  Nachteile  abge- 
schwächt und  derart  ausgeglichen  werden,  dass  der  Erlös  bes- 
ser   den    Herstellungskosten     angepasst    wird.« 
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Gleich  darauf  wird  zugestanden,  dass  das  gerade  beim  Getreide- 
bau erreicht  werden  soll.  Die  Frage,  ob  »der  Erlös  den  Herstel- 
lungskosten« nicht  dadurch  besser  angepasst«  würde,  dass  zwar 
der  fortdauernd  mögliche  Getreidebau  selbst  rentabel  erhalten, 
dass  aber  im  übrigen  zu  Kulturen,  Züchtungen  und  RohstoflVer- 
arbeitungen  übergegangen  wird  ,  für  welche  auf  den  städtischen 
Märkten  seitens  der  gestiegenen  Industriebevölkerung  lohnende 
Absatzpreise  trotz  gestiegener  Arbeitskosten  zu  haben  sind, 
diese  Frage  wird  in  der  einleitenden  Haupterörterung  zum  Tarif 
nicht  einmal  gestellt.  Die  Thatsachen  der  Ausdehnung  des  Vieh- 
standes, der  Steigerung  der  Fleischpreise,  der  zunehmenden  Ein- 
fuhr der  Futtermittel  kommen  zu  nur  gelegentlicher  Erwähnung. 
Daraus  ergiebt  sich :  der  Entwurf  ist  noch  jetzt,  mehr  als  20 
Jahre  nach  Hereinbruch  der  chronischen  Ackerbaubedrängnis, 
nach  Jahrzehnten  einer  einseitig  schutzzöllnerischen  Landwirt- 
schaftspflege von  einer  entwickelungsgeschichtlichen  Erklärung 
und  einer  entwickelungsgesetzlichen  Behandlung  der  Agrarkrisis 
weit   entfernt. 

Was  ist  nun  genauer  unter  e  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  s  g  e  s  e  t  z- 
1  i  c  h  e  r  Erklärung  und  Behandlung  zu  verstehen? 
Das  lässt  sich  sehr  bestimmt  sagen. 

Fortschreitend  und  rückschreitend  folgt  die  ganze  Volkswirt- 
schaft, innerhalb  der  letzteren  jede  besondere  Nationalwirtschaft, 
innerhalb  jeder  Nationalwirtschaft  Provinzial-  ,  Bezirks- ,  Ge- 
meinde- und  Gutswirtschaft  einem  unverbrüchlichen  Gesetze  der 
Entwickelung.  Das  Gesetz  der  fortschreitenden  Entwickelung  ist : 
Fortgang  von  extensiver  B  e  t  r  i  e  b  s  f  ü  h  r  u  n  g  ,  bei 
welcher  der  Boden  und  das  Klima,  kurz  die  »Natur«  für  die  Pro- 
duktion die  Hauptsache  leisten ,  zu  jener  Stufe  um  Stufe  intensi- 
veren Wirtschaftsführung,  bei  welcher  die  beiden  anderen  Produk- 
tionsfaktoren, Arbeit  und  Kapital,  für  das  Plrträgnis  immer  be- 
deutsamer werden,  sei  es,  dass  in  einem  Fall  und  bei  dem  einen 
Produktionszweig  mehr  arbeitsintensiv,  oder  im  anderen 
Fall  und  bei  einem  anderen  Produktionszweig  mehr  kapital- 
intensiv, oder  in  einem  dritten  Fall  und  Produktionszweig 
mehr  arbeits-  u  n  d  kapitalintensiv  zugleich  der  Betrieb  geführt  wird. 
Der  Rückschritt  oder  Verfall  vollzieht  sich  nicht  minder  gesetz- 
inässig  als  Rückfall  von  arbeits-  oder  kapital-  oder  arbeits-  und  kapi- 
talintensiver Betriebsführung  auf  immer  extensivere,  immer  mehr 
naturabhängige,  aber  auch  immer  mehr  rohertragsarme  Wirtschaft. 
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Das  Gesetz  der  fortschrittlichen  und  der  rückschrittlichen  Ent- 
wickelung  vollzieht  sich  zwar  in  einem  vielstufigen  und  mannig- 
faltig graduierten  Gange,  bleibt  aber  in  allen  seinen  aufeinander 
folgenden  Verwirklichungen  immer  dasselbe.  Es  gilt  für  jeden 
Erwerbszweig.  Für  die  Landwirtschaft  hat  es  J.  H.  v.  Thünen  in 
der  exaktesten   Weise  beobachtet  und  festgestellt. 

In  welcher  Richtung  geht  nun  die  dermalige  Weiterentwicke- 
lung der  deutschen  Landwirtschaft.?  Vorwärts,  oder  wie  die  Agra- 
rierklage jammert,  rückwärts  ? 

Nun  besteht  im  allgemeinen  kein  Zweifel,  dass  bei  allen  grossen 
arischen  Völkern  die  Gegenwart  als  eine  Epoche  aufsteigender 
Entwickelung  anzusehen  ist,  welche  jede  frühere  an  Energie  und 
Raschheit  des  Fortschreitens  übertrifft. 

Die  Entwickelung  der  Industrie ,  von  welcher  die  Lohn- 
steigerung bei  uns  ausgegangen  ist,  stellt  nur  eine  unter  mehreren 
Erscheinungen  zunehmender  Arbeits-  und  Kapitalintensität  dar. 

Die  Entwickelung  der  Landwirtschaft  in  den  jungen  Ländern  von 
geringerer  Volksdichtigkeit,  von  welchen  dagegen  das  Sinken  des 
Weltmarkt-Getreidepreises  herrührt,  ist  eine  zweite  Erscheinung  des 
wirtschaftl.  Fortschrittscharakters  unserer  Zeit.  Die  Landwirtschaft 
der  überseeischen  Länder,  welche  unseren  Getreidebau  bedrängen, 
ist  zwar,  wie  auch  die  »Begründung«  angiebt,  weniger  intensiv, 
als  diejenige  des  dichter  bevölkerten  Westens  von  Europa.  Im  Ver- 
gleiche mit  jener  Bodennutzung  jedoch,  welche  im  Urwald  und 
auf  der  Prairie  kaum  noch  stattgehabt  hat ,  bedeutet  auch  der 
überseeische  Ackerbau  den  grossartigsten  Fortschritt  von  der 
rohesten  Extensität  der  Bodenverwertung  zu  kapital-  und  arbeits- 
reicherer  Wirtschaft. 

Sollte  nun  bei  dem  sonst  allgemeinen  Aufsteigen  der  Welt- 
wirtschaft und  der  grossen  Nationalwirtschaften  nur  die  Landwirt- 
schaft der  alten  Länder  zum  Rückfall  auf  extensiveren  Betrieb 
und  knapperen  Ertrag  bestimmt  und  schon  in  tiefem  Rückgang 
allgemein  begriffen,  sollte  darum  ihr  Untergang  besiegelt  sein  }  Das 
ist  voraus  höchst  unwahrscheinlich  für  jede  wissenschaftliche  Be- 
trachtung, welche  von  der  durch  v.  TJiüneii  für  die  Landwirtschaft 
nachgewiesenen  Gültigkeit  des  Entwickelungsgesetzes  wissenschaft- 
lich überzeugt  ist. 

Jeder  Gutsbetrieb  für  sich  und  die  Landwirtschaft  im  allge- 
meinen ist  ein  Ganzes  von  Kulturen  ,  Züchtungen  und  Rohstoff- 
verarbeitungen ,  welche  zusammen  den  Reinertrag  zu  liefern  und 
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die  Landwirtschaft  rentabel  zu  erhalten  haben.  Es  werden  immer 
intensivere  Kombinationen  nötig  sein ,  um  bei  allgemein  aufstei- 
gender Entwickelung  der  Volkswirtschaft  auch  die  Landwirtschaft 
unter  den  örtlich  und  zeitlich  gegebenen  Voraussetzungen  ein- 
träglich zu  erhalten. 

In  einer  Zeit,  da  für  einen  Teil  des  nationalen  Bodens  und 
für  einzelne  Grössenschichten  des  Grundbesitzes  die  Konkurrenz 
mit  dem  extensiver  und  daher  wohlfeiler  erzeugten  Korn  der  Neu- 
länder unrentabel  geworden  ist ,  wird  die  Betriebskombination 
nicht  auf  allgemeine  Beibehaltung,  geschweige  auf  allgemeine  Aus- 
dehnung gerade  des  Getreidebaues  gerichtet  werden  dürfen,  wie 
gewisse  Agrarier  es  sich  gegen  das  Entwickelungsgesetz  in  den 
Trotzkopf  setzten.  Dagegen  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  nicht 
andere  arbeits-  und  kapitalreichere,  intensivere  Betriebskombina- 
tionen möglich  sind,  welche  auch  bei  den  jetzigen  Kornpreisen 
und  Löhnen  selbst  einen  rentabeln  Körnerbau  fortzusetzen  ge- 
statten, namentlich  andere  Gewächse  kultivieren,  vermehrte  und 
intensivere  Viehzucht  betreiben,  intensiveren  Rohstofifverarbeitungen 
sich  zuwenden  und  durch  alle  diese  Anpassungen  die  bisherige 
und  selbst  eine  steigende  Rente  sichern.  Giebt  es  solche  Kom- 
binationen, so  wird  auch  die  alteuropäische  Land  Wirtschaft  all- 
gemeiner Aufwärtsbewegung  und  steigender  Erträge  teilhaftig  wer- 
den,  vermutlich  ohne  weitere  Erhöhung  gerade  der  Getreidezölle. 

Solche  Kombinationen  sind  nun  nicht  nur 
möglich,  sie  sind  schon  mächtig  i  m  V  o  r  d  r  i  n  g  e  n 
begriffen.  Sie  wären  vielleicht  schon  weiter  und  rascher 
zum  Durchbruch  gelangt,  wenn  man  nicht  überlebte,  überholte,  un- 
rentabel gewordene  Kombinationen  in  krampfhafter  Weise  künst- 
lich fortzufristen  bestrebt  wäre.  Die  west-  und  mitteleuropäische, 
darunter  die  deutsche  Landwirtschaft  ist  unter  dem  Druck  der 
überseeischen  Getreidekonkurrenz  im  Ganzen  nicht  auf  grössere 
Extensität  zurückgesunken  und  rnuss  auch  künftig  nicht  in  den 
Krebsgang  geraten.  Sie  ist  nachweisbar  in  entschiedenem  Fort- 
schreiten zu  höherer,  hier  mehr  arbeitsintensiver,  dort  mehr  kapi- 
talintensiver, anderswo  kapital-  und  arbeitsreicher  Betriebsführung 
begriffen.  Auch  ist  sie  der  Behauptung  und  Steigerung  des  Rein- 
ertrages sicher,  wofern  sie  nur  nicht  wider  den  unwiderstehlichen 
Strom  der  gesetzlichen  Weiterentwickelung  sich  stemmen,  nicht 
auf  den  unrentabel  gewordenen  Teil  und  Betrieb  des  Getreide- 
baues   sich    festlegen    will.     Gerade    die  Thatsachen,    welche    die 
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»Begründung-  für  den  Tarif  anführt,  sprechen  richtig  ausgelegt 
(vgl.  A.  VI)  für  bereits  statthabenden  und  mächtig  durchbre- 
chenden Fortschritt. 

An  der  entgegengesetzten  Annahme,  dass  die  Landwirtschaft 
allgemein  im  Rückgang  begriffen  sei,  und  an  der  darauf  gestützten 
Uebertreibung  des  Agrarzollschutzes  sollte  schon  die  eine  That- 
sache  stutzig  machen,  dass  dieselbe  Konkurrenz,  welche  in  Folge 
der  Entwickelung  wohlfeilen  Fernverkehrs  von  aussen  her  über 
den  Getreidebau  der  alten  Länder  hereingebrochen  ist,  in  Folge 
der  gleichzeitigen  Entwickelung  wohlfeilen  Na  he  Verkehrs 
im  Inneren  der  westeuropäischen  Nationalwirtschaften  hervorgetreten 
ist,  nämlich  von  den  entlegenen  Zonen  extensiver  Bodennutzung 
über  die  stadtnahen  und  dichter  bevölkerten  Provinzen,  Bezirke, 
Gemeinden,  Hofteile.  Die  Anpassung  an  die  neu  geschaffene 
Lage  hat  sich  hier  ohne  Zollschutz  vollziehen  müssen,  aber  ge- 
lungen ist  sie  doch.  Ohne  Lokalagrarismus  haben  sich  höhere 
Betriebsintensitäten  eingestellt.  Es  giebt  wohl  in  ganz  Mittel- 
europa keinen  Landesteil,  keinen  Regierungsbezirk,  keinen  Land- 
kreis, keine  Gemeindemarkung,  wo  nicht  in  Folge  der  binnen- 
ländischen Verkehrsentwickelung  und  Volkszunahme  dieselbe 
Ueberrennung  der  inneren,  früher  schon  intensiveren  Wirtschafts- 
zonen durch  die  Erzeugnisse  der  extensiver  wirtschaftenden,  ab- 
gelegeneren Zonen  vor  sich  gegangen  wäre  und  dieselbe  Nötigung 
zu  veränderten  Kulturen,  Züchtungen  und  Rohstoffverarbeitungen 
stattgehabt  hätte,  wie  nun  zwischen  den  neuen  und  alten  Ländern. 
Da  die  Schlagbäume  im  Innern  der  Nationalbetriebe  bereits  ge- 
fallen waren,  hat  sich  die  entwickelungsgesetzliche  Hebung  der 
Fortschrittsbedrängnis  ohne  Zoll  vollziehen  müssen  und  wirk- 
lich vollzogen.  Auf  diese  Thatsache  hat  Verfasser  d.  schon 
gegenüber  dem  ersten  Bismarcktarif  nachdrücklich  an  der  abschlies- 
senden Stelle  seiner  Kritik  verwiesen  ^). 

Die  praktische  Verwertung  der  Einsicht  und  Ueberzeugung, 
dass  unsere  chronische  Landwirtschaftsbedrängnis  als  eine  der 
Erscheinungen  einer  weltlandwirtschaftlichen  Entwickelungskrisis 
anzusehen  ist,  hängt  von  der  exakten  Feststellung  und  Erklärung 
des  Umschwunges  ab,  in  welchem  unsere  Landwirtschaft  seit 
20  Jahren  begriffen  ist.  Damit  werden  sich  die  nächsten  Ab- 
schnitte dieser  Untersuchung  befassen. 

(Fortsetzung  im  nächsten  Heft.) 

i)  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  1S80,  -S.   652. 
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Eine  tendenziöse  Wohnungsstatistik.  Von  Dr.  5 igm und  Schott  (Mann- 
heim). Im  ersten  Heft  des  laufenden  Jahrgangs  dieser  Zeitschrift  ist  von 
Herrn  Abteilungssekretär  Dr.  Schmidt  gegen  den  Stadtrat  und  das  sta- 
tistische Amt  der  Stadt  Mannheim  ein  schwerer  Vorwurf  erhoben  wor- 
den;  das  genannte  Amt  soll  darnach  eine  von  Herrn  Dr.  Schmidt  be- 
arbeitete und  herausgegebene  Wohnungsstatistik,  in  tendenziöser  Weise 
gefärbt,  veröffentlicht  haben.  Die  hier  vorgebrachte  Anschuldigung,  eine 
tendenziöse,  d.  h.  die  wahre  Sachlage  verschleiernde  Statistik  aufgestellt 
zu  haben,  ist  aber  für  eine  Stadtverwaltung  und  erst  recht  für  ein  sta- 
tistisches Amt  eine  so  schwere,  dass  es  uns  vergönnt  sein  muss,  die 
Genesis  der  inkriminierten  Statistik  hier  darzuthun.  Wir  werden  uns  da- 
bei kurzmöglichst  fassen,  da  derartige  Interna  aus  einer  Stadtverwaltung 
im  Grunde  nicht  in  eine  wissenschaftliche  Zeitschrift  gehören. 

Auch  in  Mannheim,  wie  in  den  meisten  jüngeren  Grossstädten,  war 
die  Notwendigkeit ,  genaue  Kenntnis  von  den  Wohnungsverhältnissen 
der  Einwohnerschaft  zu  erlangen,  eine  Triebfeder  zur  Schaffung  eines 
statistischen  Amtes ^).  Es  war  wohl  im  Allgemeinen  bekannt,  dass  die 
Wohnungsverhältnisse  wie  in  —  man  kann  wohl  sagen  —  allen  grösse- 
ren Städten  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  Hessen,  doch  fehlte  es  an  de- 
taillierten ziffermässigen  Belegen.  Für  die  Stadtverwaltung  und  den  an 
ihrer  Spitze  stehenden  Oberbürgermeister  Beck  machte  sich  dieser 
Mangel  um  so  fühlbarer,  als  er  einen  Hemmschuh  für  die  Inangrift"- 
nahme  einer  zielbewussten  städtischen  Wohnungspolitik  bildete.  Die 
Volkszählung  vom  2.  Dezember  1895  bot  daher  die  erwünschte  Gele- 
genheit, durch  Verbindung  mit  einer  Wohnungszählung  die  vorhandene 
Lücke  auszufüllen  —  eine  Aufgabe,  mit  welcher  naturgemäss  das  neu- 
gegründete statistische  Amt  betraut  wurde.  Mit  anerkennenswerter  Schnel- 
ligkeit löste   das   Amt   seine  Aufgabe   und  legte   bereits   nach  wenigen 

i)  Vgl.  hiezu  die  Ausführungen    des  Landesrat  Brandts  in    der  letzten  General- 
versammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik  (Band  98  der  Schriften  des  Vereins  S.    58). 
Zeitschrift    für  die  ges.   Staatswissensch.    1902.  2.  23 
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Monaten  eine  Reihe  von  Tabellen  mit  kurzen  textlichen  Erläuterungen 
vor.  Die  Ergebnisse  dieser  Tabellen  Hessen  die  Mannheimer  Wohnungs- 
verhältnisse in  der  That  in  sehr  schlechtem  Lichte  erscheinen  und 
wären  daher  als  wirksame  Begründung  für  eine  energische  Wohnungs- 
politik der  Gemeinde  durchaus  willkommen  gewesen.  Allein  die  ge- 
nauere Durchsicht  der  Tabellen  durch  die  Kommission  für  Statistik  zeigte 
sofort,  dass  die  Schnelligkeit  der  Bearbeitung  auf  Kosten  der  Gründ- 
lichkeit erfolgt  war,  und  zahlreiche  offenbare  Rechenfehler  sich  einge- 
schlichen hatten,  deren  Beseitigung  zunächst  erfolgen  musste.  Diese 
Wahrnehmung  gab  den  Anlass,  die  Nachprüfung  auch  auf  Kopf  und 
Vordruck  der  Tabellen  zu  erstrecken,  wobei  sich  bald  zeigte,  dass 
zwar  aus  den  wohnungsstatistischen  Veröffentlichungen  anderer  Städte 
eine  reiche  Auswahl  getroffen  worden  war,  aber  gerade  die  für  die 
Beurteilung  der  Wohnungsverhältnisse  der  ärmeren  Volksklassen  wich- 
tigsten Kombinationen  zwischen  Bewohnerzahl  einerseits  und  o,  i,  2, 
3  heizbaren  Zimmern  mit  je  i,  2,  3  nicht  heizbaren  Wohnräumen  an- 
dererseits fehlten.  Die  Ziffern  für  die  »übervölkerten«  Wohnungen 
waren  nach  den  Beschlüssen  der  Konferenzen  deutscher  Städtestatisti- 
ker unter  Zugrundelegung  der  »heizbaren  Zimmer«  berechnet  worden, 
es  ergab  sich  daher,  da  Mannheim  unter  allen  deutschen  Grossstädten 
das  mildeste  Klima  und  deshalb  verhältnismässig  sehr  viel  weniger 
heizbare  Zimmer  als  z.  B.  eine  norddeutsche  Grossstadt  hat,  eine  ganz 
ausserordentlich  grosse  Zahl  übervölkerter  Wohnungen  und  in  solchen 
lebender  Personen.  Werden  doch  in  einzelnen  Mannheimer  Stadtteilen 
die  Wohnungen  sogar  allgemein  ohne  Oefen  vermietet.  Der  erwähnte 
Beschluss  der  Konferenz  deutscher  Städtestatistiker  wurde  nun  zu  einer 
Zeit  gefasst,  als  nur  eine  einzige  süddeutsche  Stadt,  das  klimatisch  be- 
kanntlich gleichfalls  rauhere  München  in  der  Konferenz  vertreten  war, 
ausserdem  hat  aber  neuerdings  Dr.  Neefe  selbst  für  Breslau  die  Unzu- 
länglichkeit der  Berechnung  der  Uebervölkerung  auf  der  mechanischen 
Grundlage  der  heizbaren  Zimmer  nachgewiesen.  Die  ganz  unmöglichen 
Zahlenangaben  der  Mannheimer  Bearbeitung ,  wonach  z.  B.  in  einem 
Falle  über  50  Bewohner  auf  e  i  n  heizbares  Zimmer  kommen  sollten, 
konnten  in  dieser  Form  ohne  Diskreditierung  der  städtischen  Statistik 
also  nicht  veröffentlicht  werden.  Die  Bearbeitung  erwies  sich  als  eine, 
theoretisch  vielleicht  nicht  anfechtbare,  aber  weit-  bezw.  ortsfremde 
Gelehrtenarbeit  —  und  die  Umarbeitung  musste  erfolgen, 
nicht  weil  die  ursprüngliche  Bearbeitung  schlechte 
W  o  h  n  u  n  g  s  ^•  e  r  h  ä  1  t  n  i  s  s  e  nachwies,  sondern  w  eil  der 
Nachweis  mit  untauglichen  Mitteln  versucht  wo  r- 
(1  e  n  w  a  r. 

Dass  die  Mannheimer  Stadtverwaltung  die  örtlichen  Wohnungs- 
verhältnisse zu  keiner  Zeit  zu  beschönigen  gesucht  hat ,  wird  für  die 
meisten   Leser   dieser   Zeitschrift   kaum    einer   Versicherung    bedürfen. 


Miszellen.  255 

Wir  verweisen  in  dieser  Hinsicht  nur  auf  die  1897  erschienene  Denk- 
schrift des  Oberbürgermeisters  Beck  über  die  »Wohnungsfrage  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Mannheimer  Verhältnisse,«  deren  sta- 
tistische Grundlage  eben  die  Wohnungszählung  von  1895  bilden  sollte, 
ferner  auf  die  Referate  des  Genannten  in  den  Schriften  der  Zentral- 
stelle für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen  und  des  Vereins  für  Sozial- 
politik. Ebenso  hat  das  statistische  Amt  der  Stadt  die  Mannheimer 
Wohnungsverhältnisse  wiederholt  (in  Nr.  4,  5,  8  und  9  seiner  »Beiträge 
zur  Statistik  der  Stadt«)  in  ungeschminktester  Weise  dargestellt  und 
darf  sich  dess  zum  Zeugnis  auf  die  gewiss  unverdächtige  einge- 
hende Kritik  in  der  Februar-Nummer  der  »Sozialistischen  Monatshefte« 
von  Dr.  H.  Lindemann  (C.  Hugo)  berufen.  Verwunderlich  bleibt  es  nur, 
was  Herrn  Dr.  Schmidt  veranlasst  hat,  einen  wörtlichen  Abdruck  aus 
dem  vor  fünf  Jahren  im  Buchhandel  erschienenen  zweiten  Heft  der 
»Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Mannheim«  zu  veranstalten,  zumal  die 
Zahlen  von  1895  jetzt  gänzlich  veraltet  sind  i)  und  die  Mitteilungen 
aus  früherer  Zeit  nach  dem  heutigen  Stand  der  Forschungen  teilweise 
nicht  zutreffen. 


— e.  Der  Verkehr  zwischen  den  osierreichischen  Reichsratsländerji 
und  Ungarn  1900.  Der  erste  Bericht  über  die  Ergebnisse  der  müh- 
samen Ermittelung  ist  nun  veröffentlicht.  Millionen  Erklärungen  sind 
aus  dem  Eisenbahn-,  Post-,  See-,  Binnenschiffahrts-  und  Packetsam- 
meldienst  (960000  allein  in  Wien,  107  000  in  Triest)  eingezogen  worden, 
um  den  Verkehr  zwischen  den  zwei  Hälften  des  Doppelstaates  exakt 
festzustellen.  Die  Verarbeitung  des  Materials  war  langwierig  und 
schwierig.  Das  Hauptergebnis  bestätigt  nun  genau,  was  ungefähr  die 
allgemeine  Annahme  zuvor  gewesen  ist :  Ungarn  stellt  für  Cisleithanien 
den  Agrarstaat,  Cisleithanien  für  Ungarn  den  Industriestaat  dar.  Die 
von  der  »Statist.  Monatsschrift«  mitgeteilten  Hauptergebnisse  sind: 

Die    Gesamthandelsbilanz    des   Warenverkehrs    zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  im  Jahre  1900  stellt  sich  wie  folgt : 
Einfuhr  aus  Ungarn  (exclusive  Edelmetalle  und  Münzen)  921  679  581  K 
Ausfuhr  aus  Ungarn  »  »  »  »  885235  756  » 

Mehreinfuhr  aus  Ungarn   »  »  »  »  36443825  K 

Die  Zusammenziehung  der  Positionen  ergiebt,  dass  die  Produkte 
aus  dem  Pflanzen-  und  Tierreiche,  also  exklusive  der  sich 
der  Höhe  nach  zunächst  anreihenden  Gruppe  von  Eisen-  und  Eisen- 
waren, bereits  einen  Wert  von  659776325  K  =:=  71,7  Perzenten  der 
gesamten  Einfuhr  Ungarns  nach  Oesterreich  repräsentieren, 
woraus  sich  als  Charakteristik  dieses  Imports  zur  Evidenz  ergiebt,  dass 
einzig  und  allein  Ackerbau  und  Viehzucht  die  massgebenden  Faktoren 


l)  Die  Ergebnisse  der  Wohnungszählung  vom  i.  Dezember   1900     sind  schon  im 
August   1901   in   Heft  8  der  »Beiträge«   veröffentlicht  worden. 
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dieses  Verkehrs  bilden.  Für  die  Ausfuhr  O  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  s  nach 
l'ngarn  ergiebt  sich  aus  einer  Zusammenstellung,  welche  nur  die  wich- 
tigsten der  im  Verkehre  mit  Ungarn  in  Betracht  kommenden  Industrie- 
zweige umfasst ,  dass  der  Export  nach  der  jenseitigen  Reichshälfte  in 
nahezu  genau  ebenso  vielen  Perzenten  (70,3)  aus  Fabrikaten  besteht, 
wie  jener  aus  Ungarn  nach  Oesterreich  in  Naturprodukten  des  Pflan- 
zen-und  Tien-eiches.  Auch  die  Werte  von  659776325  bezw.  621  926  811  K 
kommen  einander  nahe.  Dem  Wert  nach  haben  an  der  Einfuhr  aus 
Ungarn  Anteil  die  Rohstoffe  mit  60,  die  Halbfabrikate  mit  6,3,  die 
Ganzfabrikate  mit  33,7  Proz. ,  dagegen  an  der  Ausfuhr  nach  Ungarn 
bezw.  9,7   16  u.   50,2  Proz. 

Die  Einfuhr  aus  Ungarn  besteht  zu  nahezu  zwei  Dritteln  aus  Pro- 
dukten der  Land-  und  Forstwirtschaft  sowie  des  Bergbaues 
und  nur  aus  etwas  mehr  als  einem  Drittel  aus  Erzeugnissen  der  Indu- 
strie, während  an  der  Ausfuhr  nach  Ungarn  die  ersteren  nur  mit  ca. 
einem  Zehntel ,  die  letzteren  hingegen  mit  annähernd  neun  Zehnteln 
partizipieren. 
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B  u  c  h  e  n  l>  e  r  g  e  r ,  Ad.,  Finanzpolitik  7t  nd  Staatshaushalt  im  Gross- 
herzogtum Badeti  in  den  Jahren  iS^o — igoo.  Zugleich  ein  Beitrag  zur 
deutschen  Finanzpolitik.  Heidelberg  1902.  —  Die  Schrift  ist  dem 
Grossherzog  Friedrich  von  Baden  zum  50jährigen  Jubiläum  (25.  April 
1902)  von  seinem  dermaligen  Finanzminister  gewidmet.  Der  Charakter 
der  Gelegenheitsschrift  verrät  sich  nur  auf  dem  Titelblatt  und  durch 
eine  kurze  Bezugnahme  im  Vorwort.  Im  Uebrigen  überlässt  es  der 
Hr.  Verfasser  ganz  den  Zahlen  und  Thatsachen,  in  welchen  die  Erfolge 
einer  die  besten  Kräfte  zu  staatsmännischem  Schaffen  berufenden  Re- 
gententhätigkeit  sich  niedergeschlagen  haben,  die  beredteste  Sprache 
zu  führen.  Ein  schönes  Stück  von  dem  Verwaltungsfortschritt, 
welchen  Baden  unter  Grossherzog  Friedrich  vollzog,  hat  der  Ver- 
fasser der  Festschrift  selbst,  zuerst  in  langjähriger  pfleglicher  Arbeit 
für  die  Badische  Landwirtschaft,  dann  durch  eine  in  leitender  Stellung 
ausgeübte  schöpferische  Steuerreformthätigkeit  geleistet;  der  Verfasser 
führt  das  inhaltlich  vor,  ohne  dass  der  Leser,  der  es  nicht  selbst  schon 
weiss ,  eine  Ahnung  erhielte ,  Buchenberger  sei  nicht  bloss  Jubiläums- 
schriftsteller für  heute,  sondern  langeher  einer  der  hervorragendsten 
Werkführer  bei  der  Regentenarbeit  des  gefeierten  Landesherrn  gewesen. 
—  Ihre  Bedeutung  hat  die  Schrift  für  den  Leserkreis  dieser  Ztschr. 
durch  ihre  wissenschaftliche  Leistung.  Diese  liegt  nicht  so  sehr  in  dem 
statistischen  Material  der  Uebersichten  über  die  Staatshaushaltsergeb- 
nisse Badens  seit  1820  und  in  den  verschiedenen  zahlenmässigen  LTeber- 
bhcken  über  den  Entwicklungsgang  der  verschiedenen  Zweige  der  ba- 
dischen Staatshaushalts  -Verwaltung ;  immerhin  ist  auch  dieses  Material 
sehr  lehrreich  und  dankenswert. —  Der  wissenschaftliche  Wert  der  Schrift 
liegt  schon  mehr  in  der  lichtvollen  und  schlichten  Darstellung  des 
Entwicklungsganges  der  badischen  Finanzen,  welche  zu  einem 
»Kulturbild«  aller  Fortschritte  des  Landes  während  des  letzten 
Jahrhunderts  wird.  —  Buchenhergers  Finanzpolitik  erhebt  sich  jedoch 
in. der  Darstellung  ihres  Gegenstandes  über  den  badischen  Horizont 
überhaupt.      Zunächst    durch    die    Ausführungen   über    das    Reichs- 
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f  i  na  n  z  w  e  s  e  n  und  die  R  e  i  c  h  s  f  i  n  a  n  z  r  e  f  o  r  m  ;  was  B.  auf 
wenigen  Seiten  über  die  M  a  t  v  i  k  u  1  a  r  b  e  i  t  r  ä  g  e  ,  die  U  e  b  e  r- 
Weisungen,  die  Reichsschuldentilgungsgesetze,  den 
Betriebs  fond  des  Reiches  darstellend  und  kritisch  ausführt, 
ist  durch  Klarheit,  Einfachheit,  Sachlichkeit  und  Kürze  eine  muster- 
hafte, zur  Aufklärung  in  weitesten  Kreisen  vorzüglich  geeignete  Leistung. 
Höchst  beachtenswert  aus  dem  Munde  eines  Staatsmannes,  welcher 
in  der  Vereinigung  von  gesundem  Menschenverstand  mit  gründlichster 
staatswissenschaftlicher  Bildung  und  umfassendster  Verwaltungserfahrung 
von  keinem  zweiten  Deutschen  übertroffen  und  nur  von  wenigen  Be- 
rufsgenossen erreicht  sein  dürfte,  ist  weiter  die  Stellungnahme  gegen 
die  neueste  staatssozialistisch  und  sonstwie  genannte  »Vielgeschäftigkeit 
des  Staates,  bei  der  neben  nützlichen  Zwecken  auch  minder  nützliche  und 
notwendige  aufgegriffen  werden  und  gelegentlich  ein  bureaukratischer 
Dilletantismus  Platz  greift,  dessen  geldliche  Aufwendungen  ausser  Ver- 
hältnis zu  den  nützlichen  Erfolgen  stehen«  (S.  46).  Wohl  an  den 
neuesten  Agrarismus,  oder  hauptsächlich  an  diesen  wird  gedacht  sein, 
wenn  es  S.  47  heisst,  dass  »die  Anforderungen  von  allen  Seiten  an 
die  Allgemeinheit  sich  häufen  und  schliesslich  mit  einer  Wucht  an  die 
Thüren  der  Ministerien  und  Landtage  pochen,  die  starke  Festigkeit  und 
Widerstandsfähigkeit  in  den  massgebenden  Kreisen  erheischt«  (S.  47). 
Welcher  vorurteilsfreie  Politiker  vermöchte  das  dem  gegenwärtigen  H. 
Finanzminister  Badens  nicht  lebhaft  nachzuempfinden?!  —  An  allgemei- 
nem Interesse  ragt  der  Abschnitt  XV  hervor,  welcher  den  Titel  führt: 
»Reform-  der  sog.  Ertragssteuern.  Kritik  des  bestehen- 
den Ertragssteuersystems,  Reformpläne  und  Beginn  der  Reformarbeiten 
im  Sinne  der  Anbahnung  einer  Vermögenssteuer.«  Die  Buchen- 
bergerische  Steuerreform  für  Banden,  welche  an  Tiefe  wahr- 
haft wissenschaftlicher  Konzeption  und  in  genialer  Anpassung  an  die 
Steuergeschichte  und  an  die  besonderen  Verhältnisse  des  gegebenen 
Staates  der  Steuerkunst  v.  Miquels  m.  E.  sich  kühnlich  an  die  Seite  stellen 
darf,  kommt  hier  bis  in  ihre  neueste  Phase  (S.  210  f.)  hinein  durch 
ihren  Urheber  selbst  zu  vorzüglicher  Darstellung. 
Wer  es  noch  nicht  selbst  erkannt  hat,  welch  gewaltiger  Unterschied 
nach  den  bedingenden  Voraussetzungen  einerseits  in  Preussen,  andrer- 
seits in  Baden ,  namentlich  aber  nach  der  Art  der  steuertechnischen 
Ausgestaltung,  zwischen  der  »Vermögenssteuer«  hier  und  einer 
»Vermögenssteuer«  dort  besteht,  erfährt  es  hier  autentisch. 
Wohl  angebracht  ist  die  nachdrückliche  Verweisung  auf  die  viel  schwie- 
rigere Lage,  welche  ausserhalb  Preussens  durch  den  Abmangel  jener  zur 
indirekten  Hauptsteuer  Preussens  gewordenen  Transportverkehrssteuer 
—  wie  sie  v.  Miquel  in  reinen  Eisenbahnüberschüssen  sich  schuf  — 
für  die  Reform  der  direkten  Steuern  besteht  (S.  206  f.). 

Schäffle. 
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— e.  La  ba  n  d ,  Paul.  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.  Vierte 
neu  bearbeitete  Auflage  in  vier  Bänden.  Tübingen  und  Leipzig, 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1901.  (Preis  45,  gebunden  55  M.).  Cha- 
rakter und  Wert  des  Laban d^schtn  Werkes  bedürfen  für  den  Leserkreis 
der  Tüb.  Zeitschrift  einer  weiteren  Kennzeichnung  nicht.  Das  Erschei- 
nen der  vierten  Auflage  würde  genug  sagen,  wenn  Weiteres  nötig  wäre. 
Das  besondre  Verdienst  dieser  Auflage  besteht  in  der  Einarbei- 
tung des  gewaltigen  Materials,  welches  seit  der  3.  Auflage 
(1895)  an  neuen  Reichsgesetzen,  an  Rechtssprechung  und  Litteratur 
zugewachsen  ist.  Die  vierte  Auflage  zeigt  umfangreiche  Ergänzungen 
und  Vermehrungen  ,  welche  das  Werk  mit  dem  gegenwärtigen  Stande 
des  deutschen  Staatsrechts  in  LTebereinstimmung  erhalten.  Entsprechend 
dem  vergrösserten  Umfange  des  Werkes  ist  letzteres  nun  in  4  Bände 
geteilt,  von  welchem  je  zwei  einem  Bande  der  dritten  Auflage  ent- 
sprechen. 

LInber ,  F.  L.  Deutschland  als  Lndustriestaat.  Stuttgart,  J.  G.  Cotta, 
1901.  Die  Schrift  behandelt  zuerst  das  Werden  Deutschlands  als  In- 
dustriestaates im  Allgemeinen  nach  den  grossen  Gesichtspunkten  der 
Volks-  und  Weltwirtschaft,  indem  in  fünf  Kapiteln  nebst  acht  in  be- 
sondre Anlagen  verwiesenen  Exkursen  behandelt  werden:  »Die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  Gewerbekraft  des  Deutschen  Reiches«,  weiter, 
»Der  heutige  Stand  der  Gewerbekraft  des  Deutschen  Reiches«,  sodann 
der  »Einfluss  der  industriellen  und  kommerziellen  Umgestaltung«  (der 
Produktionsvervollkommnung),  ferner  »Der  Industriestaat  in  seiner  Aus- 
gestaltung« (Stellung  zur  Landwirtschaft,  Herausbildung  des  Grossbe- 
triebes, Entfaltung  des  Ausfuhrhandels,  Zahlungsbilanz,  nationale  und 
internationale  Konzentration  als  Folge  der  Verbindung  der  Maschinen- 
industrie mit  dem  Grossverkehr  und  als  das  Wesen  des  Industriestaates), 
endlich  (i.  Teil,  5.  K.),  »die  wirtschaftliche  Lage  des  Deutschen  Rei- 
ches« (weltwirtschaftliche  Unabhängigkeit,  Wirtschaftspolitik,  Kolonial- 
politik, Auseinanderstreben  der  Expansions-  und  der  Hochzollidee  im 
heutigen  Industriestaat).  Nachdem  hiermit  das  Werden  des  deutschen 
Industriestaates  mit  allen  grossen  Folgen  und  Folgerungen  für  die 
Wirtschaftspolitik  im  Allgemeinen  dargelegt  ist,  folgt  im  2.  Teile  (S. 
277 — 512)  in  neun  Kapiteln  die  Darstellung  der  einzelnen  Indu- 
striezweige. —  Beide  Teile  des  Werkes  halten  sich  m.  E.  auf  der  vollen 
Höhe  der  nicht  leichten  Aufgabe ,  welche  sich  der  Verfasser  gestellt 
hat.  Zu  lösen  war  diese  Aufgabe  nur  für  einen  Autor,  welcher  ebenso 
gewerbe- und  handelstechnisch,  gewerbe-  und  handelsökonomisch,  wie 
allgemein  nationalökonomisch  den  Stoff  gründlich  beherrscht.  In  bei- 
den Hinsichten  aber  hat  sich  Huber  als  langjähriger  nimmermüder 
Sekretär  der|  Stuttgarter  Handelskammer  und  zugleich  Professor  an  der 
technischen  Hochschule  Württembergs  in  seinen  Gegenstand  gründlichst 
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eingelebt,  bis  in  die  letzten  Details  sich  vertieft,  ohne  sich  darin  zu 
verlieren.  —  Im  Gegensatz  zu  anderen  Ausführungen  über  dieselben 
^Materien  ist  der  allgemein  nationalökonomische  und  volkswirt- 
schaftspolitische Teil  durch  tiefe  Kenntnis  des  gewerbe-  und  handels- 
technischen Werdeganges  unseres  Industrialismus  charakterisiert.  Die 
betreffenden  Einstreuungen,  wenn  meist  auch  nur  aphoristisch,  sind 
charakteristisch  für  die  Schrift  und  gewiss  für  die  Mehrzahl  der  Leser 
willkommen.  Die  wirtschaftspolitischen  Urteile,  welche  der  Verfasser 
im  allgemeinen  Teile  fällt,  bleiben  gemässigt  und  besonnen.  Huber  ist 
weit  davon  entfernt,  passionierter  »Industriestaatler«  zu  sein,  indem  er 
extremen  »Agrarstaatlern«  gegenüber  die  Unverträglichkeit  von  Welt- 
politik und  nationaler  Abschliessung  nachweist.  Von  den  handelspoli- 
tischen Grundanschauungen  Hiibefs,  im  Ganzen  und  Einzelnen  wird 
man  in  ihrer  selbständigen  und  eigenartigen  Begründung  gerne  Kennt- 
nis nehmen,  auch  wenn  man  mit  den  betreffenden  Zeitfragen  zuvor 
schon  für  sich -selbst  fertig  geworden  ist.  —  Der  besondre  Teil 
der  Hube?-' sehen  Schrift  ist  eine  reiche  Quelle  zuverlässiger  Orientierung 
über  die  einzelnen  Zweige  der  deutschen  Industrie. 
Die  kleinen  und  doch  so  inhaltvollen  Industriebilder,  welche  hier  ge- 
zeichnet sind,  beweisen  gerade  in  ihrer  Beschränkung  einen  zu  diesem 
Gegenstand  berufenen  Meister  der  Darstellung  und  den  vollen  Beherr- 
scher des  Stoffes.  In  derselben  wird  nicht  bloss  der  heutige  Stand  der 
Technik  und  des  kommerziellen  Materials  dargelegt,  sondern  soweit 
der  einzelne  Industriezweig  überhaupt  eine  Geschichte  hat,  wird  auch 
sein  Entwicklungsgang  in  knappen  Zügen  mit  fester  Hand  gezeichnet. 
Um  eine  nähere  Vorstellung  von  dem  zu  geben,  was  der  H.  Verfasser 
mit  seinen  Branchenzeichnungen  giebt,  ist  man  in  Verlegenheit ,  w^o 
man  in  das  Buch  hineingreifen  soll.  Hier  sei  als  Beleg  für  die  zugleich 
g  e  n  e  t  i  c  h  e  Behandlungsweise,  deren  sich  Buber  befleissigt,  nur 
eine  einzige  Stelle  ausgehoben,  das  nämlich,  was  über  die  Heraus- 
1)  i  1  d  u  n  g  der  Konfektionsindustrie  in  dem  reichen  Kapitel 
über  »exportindustrielle  Heimarbeit«  S.  465  —  469  ff.  bemerkt  wird. 
»Kaum  giebt  es,  sagt  ff.  S.  465  ff.,  ein  Gewerbe,  das  in  den  verflos- 
senen fünf  Jahrzehnten  eine  so  vielseitige  und  eine  so  durchgreifende 
Umgestaltung  erfahren  hat  als  die  Konfektion.  Die  neuzeitliche  Ent- 
wicklung begann  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  mit  der  Ausbrei- 
tung des  Eisenbahnverkehrs,  sowie  der  grösseren  Städte  und  der  städti- 
schen Lebenshaltung.  Unter  dem  Einfluss  der  Mode,  die  den 
(reschmack  der  Masse  bestimmt,  gewann  die  Fabrikation  für  den 
Massenkonsum.  Statt  der  alten  schweren  Stoffe  und  Tuche  zog  die 
Männer-  und  Frauenwelt  die  Cheviotstoffe  vor,  die  um  -/s  billiger 
waren  und  einen  rascheren  Wechsel  erleichterten.  Allerdings  waren 
diese,  statt  wie  die  alten  Tuchstoffe  drei  Jahrzehnte,  auch  nur  drei 
Jahre  zu  gebrauchen.    Aber  die  gefälligere  Form  galt  von  nun  an  mehr 
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als  die  Haltbarkeit.  Die  moderne  Bekleidungsindustrie  entwickelte 
sich  nun  in  einer  Richtung,  die  in  einem  doppelten  Gegensatz  zur 
Spinnerei  und  Weberei  stand.  Letztere  nämlich  gaben  die  Heimarbeit 
zu  Gunsten  der  manufakturmässigen  Betriebskonzentration  mehr  und 
mehr  auf  und  mussten  wegen  des  Steigens  der  städtischen  Löhne  auf 
das  Land  flüchten.  Anders  die  Konfektion.  Für  sie  wurde  die  Gross- 
stadt wegen  der  dort  massenhaft  vorhandenen  billigen  Arbeitskräfte 
und  weil  sie  grosser  und  teurer  Kraft-  und  Arbeitsmaschinen  und  Fa- 
brikräume nicht  bedarf,  gerade  zu  einem  Anziehungspunkt.  Aus  dem 
anfänglich  kleinen  Kern  ungeschulter  Arbeitskräfte  entwickelte  sich  die 
mächtige,  an  kapitalkräftige  Verlegerwerkstätten  sich  anlehnende  gross- 
städtische Bekleidungsindustrie.  Bald  gelang  es ,  das  Vorurteil  des 
Publikums  zu  überwinden.  Der  Absatz  im  Inlande  wuchs ;  es  entstan- 
den Spezialgeschäfte  hierfür ,  in  den  Vertrieb  kam  ein  grosser  Zug. 
Noch  Ende  der  siebziger  Jahre  setzten  die  »Grands  Magazins':  in 
Paris  je  für  4  bis  5  Mill.  Mark  im  Detail  an  die  deutsche  Privatkund- 
schaft ab.  Seitdem  hat  sich  die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen 
Konfektion  so  gehoben,  dass  die  französische  Konkurrenz  vom  heimi- 
schen Markt  verdrängt,  aber  auch  auf  den  ausländischen  Absatzgebie- 
ten aus  dem  Felde  geschlagen  worden  ist.  Denn  bald  vermochten  die 
Verlegergeschäfte  auf  Grund  des  gesicherten  Inlandabsatzes  den  Export 
und  die  militärischen  Lieferungen  in  grossem  Massstabe  aufzunehmen. 
Besonders  deutlich  zeigt  sich  in  der  Bekleidungsindustrie  der  fort- 
schreitende Einfluss  der  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes  und  des 
Fünfkilopaketverkehrs.  Je  mehr  dadurch  die  Verbindung  zwischen  der 
Provinz  und  der  Grossstadt  erleichtert  wurde,  um  so  rascher  wurde  jede 
Grossstadt  zu  einem  Hauptort  der  Herren-  und  Damenkonfektion. 
Auch  für  das  individualisirende  Massgeschäft  haben  sich  mit  der  Ent- 
wickelung  der  Grossstädte  grosse  Geschäfte  mit  Arbeitsteilung  und 
kaufmännisch  geleiteter  Hausindustrie  entwickelt.  Die  Kehrseite  davon 
war,  dass  unter  der  Konkurrenz  der  hausindustriellen  Massenartikel 
das  kleinstädtische  Handwerk  rasch  seine  Lokalkundschaft  und  damit 
den  Boden  für  seine  Existenz  verlor.  Der  letzte  Schritt  war  die  Eman- 
zipation der  »Mode«  von  dem  englischen  und  französischen  Vorbild. 
Jahrhundertelang  hatte  Paris,  als  Meisterin  des  feinen  Geschmacks, 
namentlich  für  die  Damenwelt  den  Ton  angegeben.  Auf  dem  Welt- 
markt ist  Frankreich  auf  die  dritte  Stelle  zurückgedrängt  und  nimmt 
die  deutsche  Industrie  nach  England  die  erste  Stellung  ein.  Wie  sich 
aus  dem  eben  geschilderten  Entwicklungsprozess  ergiebt,  ist  die  Reichs- 
hauptstadt zu  dem  bedeutendsten  Platze  der  deutschen  Konfektionsin- 
dustrie geworden.  Die  dortige  Industrie  erwuchs  aus  dem  Mantelge- 
schäft ,  das  Mitte  der  dreissiger  Jahre  in  Berlin  aufkam.  Seit  den 
sechziger  Jahren  gliederten  sich  der  Mantelkonfektion  andre  Industrie- 
zweige an,  wie  die  Fabrikation  von  Kleidern,  Blusen,  Jupons,  Herren- 
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und  Damenwäsche,  Kravatten,  Damenhüten,  ßhimen  und  Fantasiefedern. 
Grosse  Fabriken  mit  über  200  Arbeitern  giebt  es  dort  11,  welche 
4600  Personen  beschäftigen,  mittlere  44  mit  8000  Arbeitern.  In  der 
Berliner  Damenkonfektion  ist  die  Zahl  der  Fabrikanten-  und  Verleger- 
geschäfte grösser  als  in  irgend  einem  anderen  Betriebszweige  der 
Reichshauptstadt;  in  der  Fabrikation  von  Damenmänteln  nnd  Kinder- 
kleidern im  besondern  hat  Berlin  Paris  überholt.  Auch  für  die  Herren- 
konfektion ist  Berlin  der  Hauptplatz;  man  schätzt  ihren  Umsatz  auf 
30 — 33  Mill.  Mark.  Sie  beschäftigt  ca.  25000  Personen  und  bezahlt 
jährlich  6V2 — 7  Mill.  Mark  Arbeitslöhne.  In  der  Blusen-  und  der  damit 
zusammenhängenden  Schürzenfabrikation  nimmt  Berlin  ebenfalls  die 
erste  Stelle  ein.  Die  Berliner  Verlegergeschäfte  allein  für  die  Spezia- 
lität der  hausindustriellen  Blusen-,  Unterrock-,  Schürzen-  und  Trikot- 
konfektion ,  etwa  430  an  der  Zahl ,  erzielen  einen  Jahresumsatz  von 
130—150  Mill.  Mark.«  S  c  h  ä  f  f  1  e. 

Raiichhcrg.  Heinrich.  Die  Berufs-  und  Gewerbezählung  itn 
Deutschen  Reich  vom  14.  Juni  1895.  Berlin,  C.  Heymann,  1901.  Das 
Buch  widmet  seinen  ersten  Teil  der  »Methode  der  Berufs-  und  Ge- 
werbezählung«. Es  exponiert  sodann  im  zweiten,  dritten  und  vierten 
Teil  der  Ergebnisse  der  drei  verschiedenen  Aufnahmen,  aus  welchen 
die  Erhebungen  vom  14.  Juni  1895  zusammengesetzt  sind  mit  den 
Aufschriften:  »Berufsgliederung  und  soziale  Schichtung«  (S.  33 — 254), 
»Die  landwirtschaftlichen  Betriebe«  (S.  255 — 298)  und  die  »Gewerbe- 
betriebe« (S.  299 — 360).  Der  fünfte  Teil  ist  überschrieben  »Die  Ent- 
wickelungstendenzen  der  deutschen  Volkswirtschaft«  (S.  361 — 422). 
Rauchberg  \%\.  von  h.\\&x\.QViVM.wg,  man  darf  fast  sagen,  von  Bewunderung 
für  die  grosse  Leistung  erfüllt,  welche  über  unsere  zweite  berufsstatis- 
tische Aufnahme  in  18  Bänden  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
(B.  B.  102— 119)  niedergelegt  ist.  Er  nennt  das  Werk  »einen  kaum 
zu  übertreffenden  Höhepunkt  der  statistischen 
Kunst.«  Die  textliche  und  wissenschaftliche  Bearbeitung,  welche 
der  Zahlenstoff  durch  den  Referenten  über  Berufs-  und  Gewerbezählung 
im  k.  stat.  Amte,  Reg.-R.  Dr.  Fr.  Zahn  gefunden  hat,  wird  als  »eine 
der  hervorragendsten  Leistungen  der  modernen 
Statistik«  anerkannt.  Die  leichte  Stylentgleisung  Rauchbergs  mit 
dem  Ausdruck  »das  deutsche  Zählwerk  wolle  glauben  machen  u.  s.  w.« 
ist  bei  so  voller  Wertschätzung  der  Arbeit  unserer  Reichsstatistik  und 
ihres  Bearbeiters  wohl  nicht  so  empfindlich  aufzunehmen,  als  es  im 
Schmoller  seh. tn  Jahrbuch  geschehen  ist.  Dem  Referenten  wenigstens 
hat  Rauchbergs  ganze  Schrift  nicht  den  Eindruck  hinterlassen,  als  ob 
der  Verfasser  die  ganz  besondere  und  wohlverdiente  Hochschät- 
zung, welche  die  wissenschafdiche  Welt  der  Arbeit  Zahn'?,  gezollt  hat, 
nicht    vollkommen    und  aufrichtig  teile.  —  Nach  dem  Umfang  der  drei 
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mittleren  Hauptabschnitte,  welche  vier  Fünfteile  des  Raumes  einnehmen, 
könnte  es  scheinen,  dass  Rauchberg?,  Schrift  blosse  Reproduktion 
des  textlichen  Quellenwerkes  sei.  Auch  wenn  dem  so 
wäre,  müsste  die  Arbeit  nicht  wertlos  sein  ;  mit  jenem  Geist,  Geschmack 
und  Geschick  ausgeführt,  wodurch  Rauchberg  schon  als  Bearbeiter  der 
österr.  Volkszählung  von  1890  sich  hervorgethan  hat,  würde  eine  kür- 
zere Darstellung  der  Hauptergebnisse  des  Grundwerkes  immerhin  sehr 
verdienstlich  sein  können.  Die  Schrift  ist  indessen  nicht  eben  auf 
einen  grösseren  Auszug  angelegt,  sondern  greift  durch  ihren  ersten  und 
ihren  letzten  Teil  weiter.  Schon  ihr  Ausgang  ist  selbständig,  nämlich 
als  Kritik  der  »Methode  der  Berufs-  und  Gewerbezählung« ;  ob  die 
Bemängelungen,  die  der  Verfasser  hier  geltend  macht,  und  die  Wün- 
sche, die  er  ausspricht,  begründet  sind,  darüber  haben  die  Fachmänner 
der  Statistik  sich  auszusprechen ,  wie  das  Kollmann  in  Conrads  Jahr- 
büchern ohne  Anfechtung  der  Legitimation  Rauchberg?,  zur  methodolo- 
gischen Kritik  gethan  hat.  Die  Schrift  endigt  auch  mit  einer  selb- 
ständigen Leistung.  Diese  liegt  in  dem  Abschnitt :  »Die  Entwick- 
lungstendenzen der  deutschen  Volkswirtschaft«  (S.  391 — 423). 
Sieht  man  näher  zu,  so  bilden  die  drei  mittleren  Teile  von  Rauchberg?, 
Schrift,  welche  auf  den  ersten  Blick  als  grosser  Auszug  aus  dem  Zah- 
len- und  Textwerke  der  deutschen  Reichsstatistik  erscheinen  mögen, 
doch  nur  den  breiten  und  soliden  Unterbau  für  den  Hauptzweck:  mit 
den  Tabellen  der  Statistik  in  der  Hand  der  deutschen  Volkswirtschaft 
das  Wohinaus?  abzufragen.  Der  letzte  Abschnit  ist  nicht  Zuthat 
zur  statistischen  Reproduktion ,  eher  umgekehrt  diese  das  Mittel  für 
entwicklungsgeschichtliche  Erklärung.  Das  letzte  und  höchste  Anliegen 
Rauchberg%  schon  bei  den  einzelnen  berufs-  landwirtschafts-  und  ge- 
vverbestatistischen  Bildern,  die  aufgerollt  werden,  lautet  immer:  »Wel- 
che Entwicklungstendenz  spricht  aus  den  Zahlenrc 
Die  verschiedenen  Thatsachengruppen  antworten  nun  darauf  nicht  mit 
der  gleichen  Bereitwilligkeit  und  wohl  darin  wird  mit  der  Grund  dafür 
zu  suchen  sein,  dass  die  verschiedenen  Materien  der  Erhebung  von 
1895  A\i.xQ\\  Rauchberg  nicht  mit  gleicher  Ausführlichkeit  behandelt  sind. 
Man  braucht  auch  nicht  Alles,  was  der  H.  Verfasser  als  die  gegenwär- 
tigen Entwicklungstendenzen  der  deutschen  Volkswirtschaft  aus  den  18 
Bänden  herausliest,  für  unbedingt  zutreffend  zu  halten ;  Referent  würde 
u.  A.  die  S.  384  aufgeworfene  Frage :  »Und  was  sonst  hätte  den  Bauern- 
wirtschaften die  bevorzugte  Stellung  auf  dem  Arbeitsmarkte  verschafft, 
wenn  nicht  die  vergleichsweise  bessere  Behandlung  der  Hülfsarbeiter ?<: 
wohl  etwas  anders  stellen  und  entscheiden.  Das  Verdienst  jeder  Be- 
mühung, auf  exakter  Grundlage  allgemeine  Ueber- 
blicke  und  Ausblicke  zu  gewinnen,  wird  darum  doch  be- 
stehen bleiben;  die  Kraft,  es  sich  zu  erwerben,  ist  nicht  Jedermann 
gegeben.      Dem   betreffenden  Versprechen    in   der  Vorrede   ist  der  H. 
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Verfasser  getreu  geblieben.  Er  war  wirklich  ;;bemüht,  die  Ergebnisse 
nicht  nur  in  ihrem  inneren  Zusammenhang,  und  zwar  unter  Vermeidung 
ausgedehnter  Tabellen,  möglichst  übersichtlich  und  vollständig  darzu- 
stellen ,  sondern  sie  auch  in  ihren  sonstigen  Beziehungen  soweit  zu 
verfolgen,  bis  sie  in  die  theoretischen  L  e  h  r  m  e  i  n  u  n  g  e  n 
oder  praktischen  Z  e  i  t  f  r  a  g  e  n  einmünden,  für  welche  sie 
von  Belang  sind.«  Schäffle. 

Rauchberg,  Heinrich.  Steuererklärung  und  Steuerauflage  auf 
detn   Gebiete  der  direkten  Personalsteuern.     Wien,  Manz,  1901. 

Sc  hwar  z ,  O.  und  Strutz,  G.  Der  StaatsJiaushalt  utid  die  Fi- 
nanzen Preussens.  Unter  Benützung  amtlicher  Quellen.  Bd.  I.  Die 
Ueberschussverwaltungen  i.  Buch.  Die  E  i  s  e  n  b  a  h  n  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g. 
Berlin,  J.  Guttentag,  1901.  S.  576 — 1056  nebst  Anlagen  XLIII  ff.  Dieser 
Band  des  von  den  beiden  k.  pr.  HH.  Geh. -Oberfinanzräten  herausge- 
gebenen Quellenwerkes  hat  angesichts  der  schwebenden,  an  Bedeutung 
wachsenden  deutschen  Organisationsfragen,  welche  nach  Abschluss  der 
Verstaatlichungen  sich  gestellt  haben,  ganz  besonders  Interesse.  In 
drei  Hauptabschnitten  »Die  Entstehungsgeschichte  der  preuss.  Staats- 
Eisenbahnen«  (S.  567  —  659),  »Die  Einnahme  der  Eisenbahnver- 
waltung« (S.  600 — 800),  »Die  Ausgaben  der  Eisenbahnverwaltung« 
(S.  801 — loii)  wird  das  amtliche  Material  wohl  gesichtet  und  durch- 
sichtig vorgeführt.  Einzelne  Abschnitte  besonders  hervorzuheben,  ist 
an  dieser  Stelle  nicht  möglich.  Das  Ganze  in  allen  Richtungen  gleich- 
massiger  Auseinanderbreitung  eines  gewaltigen  Stoffes  ist  eine  dankens- 
werte Bereicherung  für  die  wissenschaftliche  und  politische  Eisenbahn- 
litteratur ;  es  wäre  schwer  zu  sagen,  welcher  Abschnitt  der  minder  be- 
deutsame wäre.  • —  Das  S  c  h  1  u  s  s  w  o  r  t  ist  im  Geiste  jener  Politik 
geschrieben,  welche  durch  v.  Miquel  und  v.  Thielen  dem  verstaatlichten 
Eisenbahnwesen  Preussens  eine  Richtung  auf  die  ergiebigste  indi- 
rekte Staatssteuerquelle  in  Gestalt  eines  thatsäc  blichen  Ver- 
kehrssteuermonopols  gegeben  hat.  Es  wird  zwar  nicht  all- 
gemeine Zustimmung  finden,  kennzeichnet  aber  unzweideutig  den  zu- 
rückhaltenden Standpunkt,  welcher  in  den  Ministerien  gegenüber  den 
drängenden  Tarifreformern  und  der  »in  jüngster  Zeit  in  Süddeutschland 
ventilierten  Frage  der  Reichseisenbahnen«  (S.  1055)  eingenommen  wird.  — 
Finanzpolitisch  bringt  ein  vierter  Hauptabschnitt,  betitelt : 
»Die  U  e  b  e  r  s  c  h  ü  s  s  e  der  E  i  s  e  n  b  a  li  n  -  ^^  e  r  w  a  1 1  u  n  g  und 
ihre  Verwendung.  Die  Eisen  b  a  h  n  a  n  1  e  h  e  n«  (S.  loi 2  bis 
1051 1,  alle  wünschenswerte  Aufklärung.  Am  Schlüsse  dieser  Nachwei- 
sungen geben  die  HH.  Verfasser  ihre  Ansicht  darüber  kund,  wie  den 
Gefahren,  welchen  Staatsbahnen  beim  Doppelcharakter  von  öffentlicher 
Verkehrsanstalt  und  Verkehrssteuerquelle  ausgesetzt  sind,  vorzubeugen 
und  entgegenzuwirken  wäre.    Bei  der  hohen  Verwaltungsstellung,  welche 


Litteratur.  oßc 

die  HH.  Verfasser  einnehmen,  soll  ihre  Ansicht  hier  wörtlich  angeführt 
werden:  »Eine  erheblich  steigende  Tendenz  der  Inanspruchnahme  der 
Eisenbahnüberschüsse  für  allgemeine  Staatszwecke  ist  unverkennbar.  In- 
dess  die  Gefahren,  die  hierin  für  die  Erhaltung  des  Gleich- 
gewichts im  Staatshaushalt  zu  Zeiten  wirtschaftlicher 
Depression  unleugbar  liegen,  werden  doch  vielfach  übertrieben. 
Zunächst  zeigen  die  absoluten  Summen  der  Ueberschüsse,  dass,  auch 
unter  Berücksichtigung  des  Streckenzuwachses,  die  Rückschläge  bei  den 
Eisenbahnen  nicht  so  bedeutend  sind  als  bei  rein  industriellen  Unter- 
nehmungen des  Staates,  weshalb  denn  auch  eine  Verstaatlichung  des 
Bergbaues  ein  unendlich  riskanteres  Unternehmen  sein  würde,  als  es 
die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  war.  Sodann  bietet  die  bisherige 
Verwendungsart  der  Eisenbahnüberschüsse  mehr  als  ein  Sicherheits- 
ventil, um  auch  in  Zeiten  rückläufiger  Ueberschüsse  doch  dem  Rück- 
gange des  für  allgemeine  Staatsausgaben  verfügbaren  Teiles  derselben 
bis  zu  einem  erheblichen  Grade  vorzubeugen.  Zunächst  ist  das  Aus- 
gabeextraordinarium  in  den  letzten  Jahren  so  hoch  bemessen  worden, 
dass  es  in  ungünstigen  Zeiten  ganz  erheblich  beschnitten  werden  kann. 
Dasselbe  gilt  von  dem  ausseretatsmässigen  Dispositionsfonds  und  der 
Schuldentilgung  aus  Ueberschüssen.  Ferner  ist  unser  direktes  Steuersystem 
jetzt  so  eingerichtet,  dass  im  Notfalle  durch  Erhöhung  der  Ergänzungs- 
steuer und  schliesslich  auch  der  nur  die  wirklich  leistungsfähigen  Schultern 
treffenden  höheren  Stufen  der  Einkommensteuer  einige  Deckung  ge- 
schafft werden  kann.  Endlich  aber  hat  sich  das  Mass  der  Notwendig- 
keit, die  Eisenbahnüberschüsse  zur  Deckung  des  Bedarfs  der  Zuschuss- 
verwaltungen in  Anspruch  zu  nehmen  ,  in  den  letzten  Jahren  nicht  ge- 
steigert, sondern  vermindert ;  nach  den  dem  Staatshaushaltsetat  beige- 
fügten Nettoetats  ist  der  Prozentsatz  dieses  Bedarfs,  für  den  Deckung 
durch  die  Eisenbahnen  vorgesehen  war,  von  37,9  Proz.  für  1899  auf 
35,1  Proz.  für  1901  zurückgegangen.  Die  Abhängigkeit  des  Staatshaus- 
haltes von  den  Eisenbahnüberschüssen  hat  sich  also  in  der  letzten  Zeit 
nicht  verstärkt,  sondern  vermindert.  Damit  ist  nun  keineswegs  gesagt, 
dass  der  gegenwärtige  Zustand  ein  idealer  sei  und  man  unbedenklich 
auf  eine  weitere  Sicherung  des  Staatshaushaltes  vor  Erschütterungen 
namentlich  durch  das  zu  besorgende  Zusammentreffen  rückläufiger  Ueber- 
schüsse bei  den  Eisenbahnen  mit  solchen  bei  der  Berg-  und  Hütten- 
verwaltung und  bei  der  Einkommensteuer,  sei  es  durch  Limitierung  des 
für  allgemeine  Staatszwecke  zu  verwendenden  Betrages  an  Eisenbahn- 
überschüssen, sei  es  durch  Schaffung  eines  Ausgleichsfonds,  verzichten 
könne.  Der  jetzige  Zustand  birgt  immer  die  Gefahr  in  sich,  dass  eine 
schwache  Regierung  sich  von  dem  Landtage  zu  unvor- 
sichtiger Steigerung  der  Ausgaben  oder  Verminderung  der 
Einnahmen  drängen  lässt ,  oder  dass  schon  im  Schosse  der  Staats- 
regierung entweder  ein  s  c  h  w  a  eher  Fi  n  a  n  z  m  i  n  i  s  t  e  r  dem  Eisen- 


■i56  Litteratitr. 

bahn  nii  ni  St  er  zum  Schaden  der  Sicherheit  der  Finanzen  in  Tarif- 
reformfragen oder  Ausgabevermehrungen,  oder  aber  ein  schwacher 
E  i  s  e  n  b  a  h  n  m  i  n  i  s  t  e  r  einem  f  i  s  k  a  1  i  s  c  li  e  n  Im  n  a  n  z  m  i  n  i  s  t  e  r 
zum  Schaden  d  e  r  V  e  r  k  e  h  r  s  i  n  t  e  r  e  s  s  e  n  zu  weit  nachgiebt.  Frei- 
lich  steht  einer  Limitierung  des  für  allgemeine  Staatszwecke  verwend- 
baren Betrages  der  Eisenbahnüberschüsse  unter  Festlegung  des  Mehr- 
betrages für  Schuldentilgung  immer  im  Wege  die  Gefahr,  dass  der 
Landtag  eher  einer  Ausgleichung  eines  Defizits  im  Staatshaushalt  durch 
Anleihen  als  durch  Erhöhung  der  Steuern  geneigt  sein  würde.  Sie 
würde  beseitigt  werden  können  durch  eine  beschränkte  Quoti- 
s  i  e  r  u  n  g  der  Steuern,  die  sich  sehr  wohl  so  gestalten  Hesse,  dass 
sie  noch  lange  keine  Vermehrung  der  Parlaments-  auf  Kosten  der 
Kronrechte  wohl  aber  ein  wirksames  Gegengewicht  gegen  die  Nei- 
gung der  Parlamente  oder  einzelner  Parteien  in  denselben,  die 
Regierung  zu  Mehrausgaben  zu  dränge  n ,  bilden  könnte.  Die 
Bildung  eines  Reservefonds,  in  den  alljährlich,  wenn  die  Ueber- 
schüsse  eine  gewisse  Höhe  überschreiten,  ein  bestimmter  Teil  derselben 
flösse  und  andererseits,  wenn  sie  diese  Höhe  nicht  erreichen  und  das 
Gleichgewicht  im  Staatshaushalt  nicht  in  anderer  Weise  ohne  Zuhülfe- 
nahme  des  Staatskredites  hergestellt  werden  könnte,  das  Fehlende  er- 
gänzt würde,  würde  direkter  das  erreichen,  was  man  jetzt  auf  dem  Um- 
wege überreicher  Dotirung  des  Extraordinär i ums  und 
ausseretatsmässigen  Dispositionsfonds  zu  erreichen  sucht, 
der  Regierung  auch  die  vorteilhaftere  Stellung  geben,  dass  der  Land- 
tag ihrer  Zustimmung  bedürfte,  wenn  er  an  dem  gesetzlich  festgelegten 
Ausgleichsfonds  rütteln  wollte,  während  jetzt  der  Landtag  die  Absicht 
der  Regierung,  das  Ziel  auf  jenen  Umwegen  zu  erreichen,  bei  der  Etats- 
beratung jederzeit  durchkreuzen  kann«.  Schäffle. 

Schwarz,  O.  und  Stj'utz,  G.  Der  Staatshaushalt  und  die  Fi- 
nanzen Preussens  unter  Benutzung  amtlicJier  Quellen.  Bd.  IL  Die  Zu- 
schussverwaltungen, n.  und  HL  Bd.  Landwirtschaftliche  Ver- 
waltung und  Gestütsverwaltung.  Berlin,  J.  Guttentag,  1902. — 
Das  Vorwort  enthält  eine  warme  Huldigung  für  den  f  Frh.  v.  Miquel. 

R  atzen  Jiof  er  ,  Gustav,  Positive  Ethik.  Leipzig,  F.  A.  Brock- 
haus 1901.  Der  Hr.  Verfasser  reiht  mit  diesem  Band  seinen  Werken  ein 
neues  an,  welches  wie  die  früheren  eine  nicht  gewöhnliche  Kraft  philo- 
sophischer Konzentration  der  natur-,  geist-  und  sozialwissenschaftlichen 
Forschungsergebnisse  bekundet.  In  der  Besprechung  eines  früheren 
Werkes  des  originellen  Denkers  haben  wir  von  dessen  Richtung  und 
Denkeigenart  eine  Vorstellung  unbefangen  zu  geben  gesucht,  so  schwer 
das  auch  bei  knapp  zugemessenem  Raum  möglich  war.  Die  Ethik,  die 
Ratzenhofer  nun  bietet,   ist    ein  weiteres  Stück  folgerichtigen  Ausbaues 
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eines  ganzen  Systems  der  Philosophie,  welches  der  Verfasser  durch 
eine  erkenntnistheoretische  Schrift,  »die  positive  Kritik  des  Intellektes« 
abschliessen  zu  können  hofft.  —  Der  vorliegenden  Ethik  giebt  Ratzen- 
hofer  das  Motto:  »Nicht  zurück  zu  Kant,  geschweige  zu  Thomas  von 
Aquino,  sondern  vorwärts  zum  monistischen  Positivismus!« 
Dieses  Motto  stimmt  zum  nachfolgenden  Inhalt.  Der  Verfasser  tritt 
der  dualistischen  Weltauffassung  auf  Schritt  und  Tritt  entgegen.  Das 
Eine,  als  dessen  Attribut  Geist  und  Materie  aufzufassen  sind,  heisst 
»Urkraft«  bei  Ratze7ihofer .  Diese  ist  das  »Positive«  nicht  im  Sinn  des 
empirisch  Fassbaren;  denn  sie  bleibt  auch  für  R.  das  Unerkennbare 
und  Unprädizierbare.  Vielmehr  ist  das  Eine  das  schlechthin  und  allein 
Wirkliche  in  der  Mannigfaltigkeit  und  Flucht  alles  geistweltlich  und  stoff- 
weltlich Erscheinenden.  Am  treffendsten  zeichnet  den  allgemeinen 
Standpunkt  Ratzenhof  er  %  der  Schlusssatz  der  vorliegenden  Ethik,  welcher 
lautet ;  »Die  Menschheit  steht  lauter  Einheiten  gegenüber,  der  Einheit 
der  sozialen  Aufgabe:  Zivilisation;  der  Einheit  der  sittlichen  Kräfte; 
Gewissen;  der  Einheit  aller  Beweggründe:  angeborenes  Interesse;  der 
Einheit  sittlicher  Zwecke  :  individueller  Vervollkommnung;  der  Ein- 
heit alles  Geschehens :  Entwicklung ;  der  Einheit  aller  Gesetzlich- 
keit, wurzelnd  in  der  Einheit  des  Seins  als  Emanation  der  Urkraft: 
der  Einheit  des  Willensideals:  Gemeinnutz.  Da  wir  alle  Formen 
unseres  Seins  und  Strebens  in  Einheiten  zusammenfassen  können,  und 
diese  Einheiten  selbst  wieder  im  einheitlichen  Prinzip  aller  Erschei- 
nungen, in  der  Urkraft  wurzeln,  so  haben  wir  jenen  monistischen  Po- 
sitivismus gewonnen,  der  allein  die  Wahrheit  aller  Ableitungen  verbürgt ; 
denn  alles  Vielfache ,  Unauflösliche ,  Zusammengesetzte  im  letzten 
Grunde  der  Erscheinungen  widerspricht  der  Kausalität  als  oberstem 
Prinzip  der  Natur.«  —  Ratzenhofer  hat,  wie  auch  seine  früheren  Werke 
ergeben,  von  der  Soziologie  aus  —  seine  besonderen  Verehrer  nennen 
ihn  den  Begründer  der  letzteren  und  den  »Philosophen  des  20.  Jahrhun- 
derts« —  zu  seiner  monistischen  Metaphysik  sich  erhoben,  dennoch 
vermag  wenigstens  der  Referent  sich  nicht  dazu  zu  entschliessen ,  auf 
der  neuen  Leiter,  welche  R.  darbietet,  sich  in  den  Himmel  der  »Ur- 
kraft« —  »Name  ist  Schall  und  Rauch«  —  zu  versteigen,  um  dann  durch 
»Repulsion«  und  »Kontraktion,«  »inhärentes  Interesse«  u.  s.  w.  auf  die 
Welt  als  das  in  aller  Zerstreuung  Eine  und  Ganze  zurückzukehren  und 
damit  die  wahre  Welterklärung  zum  vollen  Weltbild  zu  gewinnen. 
Indessen  wird  auch  der  hartgesottenste  empiristische  Soziologe  mit 
dem  Verfasser  von  »Positive  Ethik«  darin  übereinstimmen  müssen, 
dass  die  Begründung  der  Ethik  nicht  von  »dem«  (abstrakten)  Menschen, 
sondern  nur  von  »den«  Menschen,  d.  h.  von  der  Gesellschaft  aus 
l)egriffen  werden  kann  (vgl.  Abschnitt  VII,  »Das  positive  ethische  Prin- 
zip« S.  60  ff.).     Ohne    positiven    Monismus    wird   man    evolutionistisch 
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Erfahrung  über  das  artgemässe  Nützliche«  sei.  Der  Verfasser  resümiert 
S.  50:  »Der  erwachende  Zwiespalt  in  dem  Wollen  der  Menschen  ge- 
genüber dem  gemeinnützigen  Sollen  erweckt  die  Vorstellung  des  Sitt- 
lichen. Der  Begriff  des  Nützlichen  zieht  sich  immer  mehr  auf  das  In- 
dividual-  und  schliesslich  auf  das  physiologische  Interesse  zurück, 
während  alle  sozialen  Interessen  ersterben,  begleitet  von  der  Verwir- 
rung des  Intellekts.  Da  diese  Unsittlichkeit  doch  nur  selten  sichtlich 
zum  engern  Schaden  des  Individuums  führt ,  das  Nützliche  sich  aber 
nicht  mehr  wie  bei  der  Herrschaft  des  Instinktes  mit  dem  Vorteil  der 
Gattung  deckt,  so  erhält  dasselbe  eine  wachsende  Bedeutung,  je  nach- 
dem vom  Nutzen  eines  Einzelnen  oder  eines  Sozial  Verbandes 
die  Rede  ist.  Sobald  es  nun  Menschen  vergönnt  ist,  aus  diesem  Di- 
lemma die  Synthese  zu  ziehen,  so  erwacht  die  Vorstellung  vom  »Bösen« 
als  das  dem  Einzelnen  Nützliche  und  seinem  Verbände  Schäd- 
liche, mid  die  Vorstellung  vom  »Guten«  als  das  Gemeinnüt- 
zige überhaupt.  Das  ethische  Prinzip  ist  dalier  »die 
Entwicklung  vom  individuell  Nützlichen  zum  Ge- 
meinnützigen.« —  Wer  das  Buch  Ratzenhof ers  nach  seiner  Durch- 
führung gerecht  beurteilen  will,  —  das  soll  jede  Kritik  thun  — 
wird  sich  auf  den  Standpunkt  des  Verfassers  zu  stellen,  also  vom  po- 
sitiven Monismus  aus  zu  fragen  haben,  ob  der  Philosoph  seinem  be- 
herrschenden Gedanken  treu  bleibt.  Diese  Frage  wird  man  nur  be- 
jahen könnnen.  Das  Werk  ist  im  Ganzen  und  im  Einzelnen  positiver 
Monismus  durch  und  durch,  aus  Einem  Guss.  Weiter  wird  auch  der- 
jenige ,  welchen  die  monistische  Metaphysik  so  wenig  befriedigt,  wie 
irgend  eine  der  dialektischen  Weltkonstruktionen  von  ehedem,  an  dem 
Verfasser  der  »positiven  Ethik«  die  Fülle  von  Geist  schätzen  müssen, 
die  R.  über  seinen  ganzen  Stoff  ausgiesst.  Er  führt  nicht  in  einem 
Kreis  auf  dürrer  Heide  herum,  sondern  lässt  ringsum  von  frischer  grüner 
Weide  kosten.  So  namentlich  in  dem  5.  Hauptabschnitt ,  betitelt : 
»Das  Wirken  des  Gewissens  in  den  einzelnen  Lebensverhältnissen«. 
Dort,  ini  2.  Kapitel,  »Das  Gewissen  im  Staat«  überschrieben, 
sind  Perlen  ausgestreut,  welche  aus  der  Tiefe  feinster  soziologischer 
Beobachtung  des  Lebens  herausgefischt  sind.  Besonders  fein  erscheint 
mir  die  Beurteilung  »der  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  n  F  ü  h  r  u  n  g  vom  sittli- 
chen Standpunkt«  S.  250 — 260.  Die  Stelle  schliesst  mit  den 
Worten;  »Die  sittlich  Mutigen  in  der  Politik,  das  sind  die  wahren 
Aristokraten  in  der  Menschheit,  bestimmt  zum  Herrschen  und  zum 
Führen.  Sie  verstehen  alle  persönlichen  Vorzüge  zu  gebrauchen,  wel- 
che die  Natur  dem  Menschen  verleiht;  sie  sind  der  Triumph  einer 
Stammesentwicklung  und  im  weitern  Sinne  auch  der  menschlichen 
Gattung,  und  nicht  irgend  ein  eingebildeter  Geck,  der  verächtlich  auf 
die  Herdenmenschen  herabblickt  und  sich  in  seiner  Herrenmoral  alle 
Lumpereien  zum  Nachteil  seiner  Mitmenschen  erlaubt.     Gewiss  ist  ein 
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Napoleon  im  Hinblick  auf  sein  Genie  und  sein  sicheres  Wollen  auf 
allen  Gebieten  seiner  Bethätigung  ein  Wunderwerk  der  menschlichen 
Gattung,  aber  kein  Triumph;  denn  sie  selbst  hat  es  gebüsst,  dass  ihm 
jeder  Vorzug  der  intellektuellen  Autorität,  aber  keine  Spur  von  Ge- 
wissen zukam.  Solche  Triumphe  sind  hingegen  Washington  oder  Bis- 
marck,  deren  mutvoll  erstrittene  Werke  einen  dauernden  zivilisatorischen 
Schatz  ihrer  Mitbürger  und  so  unmittelbar  der  Menschheit  bilden.« 
Schäffle. 

Ciining ham ,  W.  An  essay  on  Western  CiviUsation  in  its  econoviic 
aspecis:  medieval  and  modern  times,  Cambridge,  Un.  Press.,  1900.  (Cam- 
bridge Historical  Series).  Mit  diesem  Band  findet  das  Werk,  dessen 
erster  die  alte  Geschichte  betreffender  Teil  in  dieser  Zeitschrift  eine 
Begrüssung  bereits  gefunden  hat ,  seinen  Abschluss.  Man  wird  das 
Ganze  als  eine  auf  der  Grundlage  umfassender  empirischer  Forschung 
beruhende  G  e  s  c  h  i  c  h  t  s  p  h  i  1  o  s  o  p  h  i  e  d  e  r  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n 
Entwicklung  der  antiken,  mittelalterlichen  und  mo- 
dernen Zivilisation  bezeichnen  dürfen.  Die  ungemeine  Schwie- 
rigkeit geschichtsphilosophischer  Konzentration  eines  so  gewaltigen  Stof- 
fes ist  unbestreitbar.  Grosser  wissenschaftlicher  Mut  und  noch  grössere 
Ausdauer  gehören  dazu,  einen  solchen  Wurf  zu  wagen.  Für  diejenigen 
aber,  welche  ein  Bedürfnis  der  Zusammenfassung  zerstreuter  zur  ein- 
heitlichen Erkenntnis  haben,  hat  ein  solcher  Versuch  etwas  Erquicken- 
des ,  wenn  er  nicht  im  Geiste  konstruktiver  Vergewaltigung  an  den 
Thatsachen  gemacht  wird,  sondern  den  festen  Boden  des  wirklich 
Gewesenen  unter  den  Füssen  behält,  und  wenn  er  mit  vorurteilslosem 
Sinn  für  die  Eigentümlichkeiten  der  Epochen,  die  einander  aufheben 
und  doch  einander  fortpflanzen,  zugleich  mit  der  Kunst  plastischer 
Darstellung  durchgeführt  wird.  Man  wird  sagen  dürfen ,  dass  in  die- 
sem Sinn  Cuninghams  Werk  ein  wohl  gelungenes  ist.  Wenigstens 
dem  Referenten  ist  auch  dieser  neue  Band  eine  überaus  anregende 
Lektüre  gewesen.  Es  wird  wirklich  der  Geist  der  Völker  und  der 
Zeiten,  welche  in  ihrer  Aufeinanderfolge  die  abendländische  Zivilisation 
geschaffen  haben,  zur  Anschauung  gebracht;  nicht  des  H.  Verfassers 
eigener  Geist  ist  es,  worin  die  Zeiten  sich  bespiegeln.  Die  Schluss 
Zusammenfassung  (p  268  ff.)  sowie  das  Kapitel  über  »Allgemeine  Ten- 
denzen und  besondre  Bedingungen«  (p.  254  ff.)  werden  weithin  Aner- 
kennung finden.  Wohlthuend  in  diesen  Tagen  nationaler  Gehässigkeiten 
wirkt  die  acht  humane  Betrachtung,  in  welche  das  Buch  ausklingt.  — 
In  dem  Vorwort  hebt  der  H.  Verfasser  dankend  die  ausdauernde  Un- 
terstützung hervor ,  welche  ihm  zur  Ermittelung  des  Quellenmaterials 
Miss  MilUani   Tomn  geleistet  hat.  _  Schäffle. 


—  e.    Gatti,   G.   Le  socialisme  et  T  agriculture  avec  2ine  introduction  de 

Zeitschrift   für  die  ges.   Staatswissensch.     igo2.   2.  24 


G.  Sorel.  Paris,  V.  Giard  et  Briere  1902.  (Bil:>l.  socialiste  inteinat. 
VII).  —  Gafti.  Mitglied  des  ital.  Parlaments,  souie  G.  Sorel,  der  die 
franz.  Uebersetzung  einleitet,  orientieren  über  vieles  Einzelne  an  der 
sozialen  Bewegung  Italiens  und  Frankreichs,  was  deutschen  Oekono- 
misten  nicht  allgemein  bekannt  werden  kann.  Als  das  Bemerkenswer- 
teste an  der  Schrift,  welche  aus  der  agrarsozialistischen  Strömung 
Italiens  heraus  geschrieben  ist,  erscheint  die  Tendenz  Gatti^?,,  die  Be- 
strebungen der  besitzenden  Klasse  für  Wiederherstellung 
kleinbäuerlichen  E  i  g  e  n  t  u  m  s  utiliter  anzunehmen.  Auch 
G.  ist  der  wachsenden  Meinung  andrer  Kollektivisten,  dass  insoweit, 
als  der  bäuerliche  Kleinbetrieb  der  wirtschaftlich  leistungsfähigere  sei 
der  Kleinbetrieb  in  die  Genossenschaftung  (cooperatisme)  und  erst  durch 
diese  in  den  Kollektivismus  ausmünden  müsse. 


— e.  N'ossig,  Albr.  Revision  des  Sozialis?niis.  Berlin,  Bern  1901. 
Erster  Band,  System  des  Sozialismus,  i.  Teil.  Derselbe:  Die 
moderne  Agrarfrage,  (2.  B.):  das  System  des  Sozialismus.  Die  Einlei- 
tung zum  ersten  Band  Hess  auch  schon  den  Geist  der  »Revision«, 
welcher  auf  das  »System«  folgen  soll,  erkennen.  Die  Methode  soll 
die  der  Beobachtung  und  der  Induktion  sein.  Was  die  Organisation 
betrifft,  wird  dem  »assoziativen  Privateigentum«  neben  der 
zwangsweisen  kollektivistischen  Richtung,  für  die  Assoziation  der  produk- 
tiven Kräfte  weit  mehr  Raum  vindiciert.  Mit  Entschiedenheit  wird  es 
abgelehnt,  dass  die  Landwirtschaft  sozialistisch  über  denselben  Leisten 
kollektivistischer  Konzentration  gespannt  werden  dürfe,  wie  die  Indu- 
strie. Das  Privateigentum  am  Boden  will  aber  Nossig  dennoch  beseitigt 
haben.  —  Im  zweiten  Band ,  welcher  der  modernen  Agrarfrage  sich 
zuwendet,  wird  Eingangs  Klage  darüber  geführt,  dass  der  dürftige 
Zustand  der  Agrarstatistik  die  Lösung  der  immer  mehr  in  den  Vor- 
dergrundgelangenden agrarpolitischen  Frage  ausserordentlich  erschwere. 
Ob  Nossig  selbst  aus  demjenigen,  was  geboten  ist,  die  richtigen 
Schlüsse  im  grossen  Ganzen  und  in  vielem  Einzelnen  abgeleitet  hat, 
ist  dem  Referenten  sehr  zweifelhaft  geblieben.  Den  Mut  der  Ueber- 
zeugung  seinen  Parteigenossen  gegenüber  besitzt  der  Verfasser  (Zionist  ?) 
allerdings  in  vollem  Maasse.  Er  predigt  seiner  Partei  eindringlich  als 
Schlussergebnis  seiner  Untersuchung:  »Wenn  wir  die  Formel  aufstellen 
würden:  »»Das  Genossenschaftswesen  ist  das  Mittel,  durch  welches  die 
bürgerliche  Welt  sich  selbst  aus  den  Angeln  hebt««  —  dann  ä  la  bonne 
heure,  dann  kann  die  Genossenschaft  auf  den  Beifall  der  Sozialdemo- 
kratie zählen  (r).  Und  diese  Formel  dürfen  wir  aufstellen. ...  Wenn  die 
Sozialdemokratie  begriffen  und  zugestanden  hat,  dass  neben  der  theo- 
retisch-kritischen und  politischen  Wirksamkeit,  die  sie  selbst  entwickelt, 
das  praktisch- wivtschafdiche  Werk  der  Genossenschaften  ganz  uner- 
lässlich  war,  wenn  sie  begriffen  und  zugestanden  hat,  dass  ihre  eigenen 
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wirtschaftlichen  Reorganisationspläne  in  manchen  Kardinalpunkten  uto- 
pistisch, in  anderen  für  das  Heil  der  Gesellschaft  bedrohlich  waren 
und  von  dem  der  Realität  viel  näherstehenden  Sinne  der  Genossen- 
schaftler einer  sehr  heilsamen  Läuterung  unterworfen  wurden,  so  bahnt 
sie  sich  den  Weg  für  eine  fernere,  erspriessliche ,  ja  sehr  bedeutungs- 
volle Thätigkeit.  Sie  befreunde  sich  mit  der  Thatsache,  dass  der 
konsequente  Kollektivismus,  ebenso  wie  der  Kommunismus,  ein  fal- 
sches Ideal  war,  dass  der  Kultur  m  e  n  s  c  h  h  e  i  t  für  alle  Zukunft 
ein' starkes  Mass  individuellen  Sich- A  u  s  1  e  b  e  n  s  auch  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  gewahrt  bleiben  muss!  Sie  erfasse  die  hohe 
Bedeutung,  welche  dem  landwirtschaftlichen  K  1  e  i  n  b  e  t  r  i  e  b 
und  der  landwirtschaftlichen  Individual-Nutzniessung  nicht  nur  vom 
moralischen,  sondern  auch  vom  rein  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte 
für  alle  Zukunft  zufällt,  und  andererseits  die  Tragweite  des  ge- 
nossenschaftlichen Zusammenschlusses,  welcher  den  kleinen 
Individualwirten,  ja,  mit  der  Zeit  auch  den  heute  besitzlosen  Arbeitern 
die  Vorteile  des  Grossbetriebes  und  der  Kollektivorganisation  eröffnet. 
Sieht  sie,  dass  auch  die  Raiffeisen -Vereine  die  genossenschaftliche 
Wirksamkeit  über  gewisse  Grenzen  hinaus  nicht  auszudehnen  wagen, 
so  predige  sie  Konsequenz  oder  veranlasse  sie  selbst  den  praktischen 
Fortschritt.  Ihre  ureigenste  Aufgabe  ist  es,  das  landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen  endlich  auch  auf  das  Gebiet  der  Urproduktion 
hinzudrängen,  das  Entstehen  von  Bodenbaugenossenschaften 
zu  initiieren.  Und  an  ihr  ist  es  dann  andererseits,  auf  politischem 
Felde,  wo  sie  ihre  Kräfte  so  lange  geübt,  die  letzten  Hindernisse  hin- 
wegzuräumen, welche  sich  etwa  der  Ortsgenossenschaft  trotz  der 
ihr  zugesicherten  Autonomie,  bei  der  Erreichung  ihrer  höchsten  Ziele 
entgegenstellen  sollten.  Soziale  Erziehung  durch  Genossenschaften, 
Durchsetzung  der  von  ihnen  angebahnten,  gerechteren  Wirtschaftsor- 
ganisation: diese  Punkte  müssen  in  das  Programm  des  revidierten 
Sozialismus  aufgenommen  werden.« 


— e.  Vogelstein,  Th.  Die  Industrie  der  Rheinprovinz  i888  bis 
igoo.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Handelspolitik  und  der  Kartelle.  In 
der  Vorbemerkung  zu  dieser  verdienstlichen  Untersuchung  über  die 
Wirkung  der  Caprivi'schen  Handelspolitik  bemerkt  der  H.  Herausgeber 
[Loiz) :  »Die  Schrift  dürfte  wesentlich  neues  Material  zur  Be- 
urteilung der  Industriezölle  des  neuen  Zolltarifs  liefern. 
Da  in  der  Begründung  z.  B.  der  Zölle  der  Eisenindustrie  gar  keine 
Rücksicht  auf  das  Bestehen  von  Kartellen  und  deren  Einfluss  auf  die 
Preisbildung  —  abgesehen  von  einer  Bemerkung  bezüglich  der  Walz- 
drahtindustrie —  genommen  ist,  fehlt  in  der  offiziellen  Motivierung 
auch  vollkommen  die  Erwägung,  wie  angesichts  der  K  r  i  s  i  s 
in    den    kartellierten  Industrien  ein  Verstärken  des 
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J^  r  o  t  e  k  t  i  o  n  s  s  )•  s  t  e  m  s  wirken  w  i  r  d.  Es  wird  demgegenüber 
insbesondere  zur  Feststellung  der  Verschiedenheit  der  Interessen  der 
Rohstoff-,  Halbzeug-  und  Verarbeitungsgewerbe  ein  reiches  Material  von 
Vogelstein  beigebracht,  vor  allem  die  Bedeutung  der  subven- 
tionierten Ausfuhr  in  k  a  ]•  t  e  1 1  i  e  r  t  e  n  Gewerben  unter- 
sucht. Vielleicht  wird  damit  eine  Anregung  zu  gründlicher  Darlegung 
dieser  Erscheinungen  mittels  öffentlicher  Enquete  gegeben«. 

— e.  Cur  s  c  hma  7111 ,  Fritz.  Hungersnöte  im  Älittelalter.  Ein  Bei- 
trag zur  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  des  8.  bis  13.  Jahrh.  (Leipziger 
Studien  aus  dem  Gebiete  der  Geschichte,  6.  Bd.,  i.  Heft)  Leipzig,  B. 
G.  Teubner,  1900.  —  Die  auf  sorgfältiger  Quellenforschung  beruhende 
Schrift  behandelt  in  ihrem  ersten  kürzeren  Teil  die  Auffassung  der 
Zeitgenossen  über  die  E  n  t  s  t  e  h  u  n  g  der  H  u  n  g  e  r  s  n  ö  t  e ,  die 
verschiedenen  Ursachen  der  Entstehung,  Dauer  und  räumliche  Ausdeh- 
nung, die  verschiedenen  Arten,  die  Wirkungen  der  Hungersnöte,  die 
Notstandspolitik,  während  der  zweite  grössere  Teil  (S.  87 — 217)  eine 
möglichst  vollständige  Chronik  der  elementaren  Ereig- 
nisse für  die  Zeit  von  700 — 1317,  sowie  der  grossen  Volkskrank- 
heiten in  dieser  Zeit  giebt.  Unter  den  Wirkungen  der  Hungnersnöte 
tritt  bis  gegen  das  12.  Jahrh.  noch  die  Menschenfresserei  als  wohlbe- 
glaubigte Thatsache  auf;  später  findet  sie  sich  noch  bei  slavischen 
Völkerschaften  der  Ostseeküste  und  sonst  im  Osten  und  Südosten, 

Goldman,  S  a  Ika.  Danziger  Verfassuiigskämpfe  unter  polnischer 
Herrschaft.  (Leipziger  Studien  aus  dem  Gebiete  der  Geschichte).  Leip- 
zig, B.  G.  Teubner,   1901. 

— e.  Schloss,  Da  ZI  id.  Les  inodes  de  remuniraiion  du  travail 
(trad.  par  Ch.  Rist  sur  la  3.  ed.).  Paris,  Giard  et  Briere,  1902.  Das 
englische  Original  dieser  eingehenden  Analyse  der  sämtlichen  Entloh- 
nungsformen, für  welche  der  Autor  vorzugsweise  aus  englischem,  der 
Uebersetzer  auch  aus  fraiiz.  Material  heraus  arbeitet,  hat  schon  drei  Auf- 
lagen (1892,  1894,  1898)  erlebt. 

— e.  von  Zanten,  J.  H  Die  Arbeiter schutzgesetzgebung  in  den 
europäischen  Läiidern.  Jena,  G.  Fischer,  1902.  Auf  337  Seiten  eine 
nach  einheitlichem  Schema  gearbeitete  Darstellung  des  Arbeiterschutz- 
rechtes der  verschiedenen  europäischen  Staaten,  welche  für  die  Ueber- 
sicht  des  Gesamtstoffes,  wie  für  die  Orientierung  im  Einzelnen  sehr 
brauchbar  ist.  Der  gleichmässigen  Darstellung  nach  einzelnen  Staaten 
folgt  S.  301  ff.  eine  allgemeine  vergleichende  Uebersicht 
über  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  in  dem  Werke  behandelten 
Länder.  Die  Uebersetzung  aus  dem  Holländischen  ist  von  Dr.  A.  Elster 
in  Jena  durchgesehen. 

— e.  Fischet,  Alfred.  Das  österreichische  Sprachenrecht.  Brunn, 
Fr.  Irrgang,  1901.  Eine  Quellensammlung  mit  Einleitung.  Die  Vor- 
rede sagt:  »Das  gegenwärtige  Buch  soll  das  Sprachen  r  e  c  h  t  zur  An- 
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Anschauung  bringen.  Die  Sprachen  fr  a  g  e  in  Oesterreich  würde  aller- 
dings erst  durch  die  Mitteilung  aller  jener  Versuche,  die  von  den  Re- 
gierungen und  Parteien  zur  Regelung  dieser  Angelegenheiten  unter- 
nommen wurden,  ihre  volle  Beleuchtung  finden.  Eine  Sammlung  dieses 
Materials  wird  demnächst  vorbereitet«.  Die  reichlichen  Sprachenbe- 
stimmungen werden  in  14  Abschnitten  nach  den  einzelnen  Geltungsge- 
bieten (Kronländern)  vorgeführt.  Die  zwei  letzten  Abschnitte  behan- 
deln die  Bestimmungen  für  den  gesamten  Staatsverband  und  für  den 
Verkehr  mit  dem  Auslande. 

Stier-So  VI  lo.  Fr i i z.  Unser  Mietrechisverhältnis  und  seine  Re- 
form (Heft  4  der  Schriften  des  Vereins  Reichswohnungsgesetz).  Göt- 
tingen, Vandenhoeck  und  Rupprecht  1901,  39  S.  Eine  sozialpolitische 
Würdigung  der  betr.  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  mit 
rechtspolitisch  klaren  Vorschlägen  zu  weiterer  »Sozialisierung«  des 
Mietrechts.  Der  H.  Verfasser  nimmt  eine  Stellung  ein,  welche  auch  den 
Interessen  der  Vermieter  in  billiger  Weise  Rechnung  trägt.  Beachtens- 
wert sind  die  Vorschläge  der  S  o  z  i  a  1  i  s  i  e  r  u  n  g  des  M  i  e  t  p  r  o- 
z  e  s  s  e  s  durch  M  i  e  t  s  c  h  i  e  d  s  g  e  r  i  c  h  t  e  und  der  Interven- 
tion eines  unter  dem  W  o  h  n  u  n  g  s  i  n  s  p  e  k  t  o  r  stehenden 
W  o  h  n  u  n  g  s  b  e  a  m  t  e  n  unmittelbar  vor  Mietszwangsvollstreckungen. 
Der  H.  Verfasser  legt  den  Gedanken  nahe,  in  der  rechtlichen  Behand- 
lung die  Mietverhältnisse  nach  dem  Verhältnis  von  Stadt  und  Land, 
sowie  nach  der  Höhe    der  Miete  der  Wohnungen  zu  individualisieren. 

Schäffle. 

— e.  Reultng,  Wilh.  Die  Grundlage  der  Lebensversicherung. 
Berlin,  E.  S.  Mittler  und  Sohn,  1901.  Der  Zweck  des  H.  Verfassers  ist, 
für  diejenigen  Leser,  welche,  ohne  Versicherungstechniker  vom  Fach 
zu  sein  und  ohne  besondere  mathematische  Vorkenntnisse  zur  A^er- 
fügung  zu  haben,  in  die  mathematischen  Grundlagen  der 
Lebensversicherung  einen  Einblick  gewinnen  wollen,  der  ihnen 
ein  wirkliches  Verständnis  ermöglicht,  —  dieser  Zweck  ist 
von  der  kleinen  Schrift  (67   S.)  bestens  erreicht. 

— e.  Wr  i gh  i,  Ca  r  0  IL  Devolution  indtistrielle  des  Etats- Unis  (traduit 
par  F.  Lepelletier)  Avec  une  preface  de  E.  Levasseur.  Paris,  Giard  et 
Briere,  1901.  (Bibliotheque  internat.  d'ec.  pol.)  Der  Verfasser,  Beamter 
des  Board  of  labour,  war  in  der  Lage,  aus  den  besten  Quellen  für 
sein  Buch  zu  schöpfen.  Er  behandelt  in  vier  Teilen:  i.  die  erste  Ent- 
wicklung der  Industrie  in  der  Kolonialzeit,  2.  die  weitere  Entwicklung 
der  Industrie  1796 — 1896,  3.  die  Arbeiterbewegung,  4.  den  Einfluss  des 
Maschinenwesens  auf  die  Arbeit.  Das  Buch  verdient  die  Ehre  der  Ein- 
führung durch  Levasseur. 

—  e.  Journal  of  the  Royal  Stat.  Society.  Vol.  LXIV.,  31.  Dez.  1901.  Das 
Heft  enthält  eine  sehr  beachtenswerte  L'ntersuchung  Ho  op  er 's,  über 
die  Wirkung    der  Suspendierung    der  Berliner  Getreidebörse   und  über 
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die   Kinwirkung  der  Massregel  auf  die  Kornpreise. 

— e.  Smart,  William.  La  repartition  du  reveim  national. 
Traduit  par  Georges  Giieroidt.  Avec  iine  preface  de  Paul  Leroy-Beau- 
lieu.  Paris,  Giard  et  E.  Briere  1902.  Smart,  Professor  der  politischen 
Oekonomie  an  der  Universität  Glasgow,  hat  ein  an  praktischer  Erfah- 
rung reiches  Leben  hinter  sich  und  versteht,  was  er  erlebt  hat,  auf 
originelle  Weise  wissenschaftlich  zu  verwerten.  Seine  Untersuchungen 
über  die  Verteilung  des  Nationaleinkommens  verdienen  die  Beachtung 
auch  der  festländischen  Wissenschaft;  das  beweist  schon  die  Thatsache, 
dass  kein  Geringerer  als  Leroy-Beaulieu  die  Uebersetzung  mit  warmer 
Anerkennung  bei  den  Franzosen  einführt.  Der  Verfasser  hat  aus  seinen 
Studien  von  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  günstige  Anschauung 
gewonnen,  obwohl  er  wohlwollend  der  Arbeiterklasse  gegenüber  urteilt. 
Dem  »Trade  Uninonism«  widmet  er  sechs  Kapitel.  Besonderes  Inte- 
resse erweckt  das  27.  Kapitel  über  das  Einkommen  der  ver- 
schiedenen Arten  liberaler  Berufe,  sowohl  was  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  in  England,  als  was  die  theoretische  Verglei- 
chung  mit  der  industriellen  Lohnzahlung  betrifft.  Das  Nationalein- 
kommen schätzt  Smart  für  Grossbritannien  und  Lland  auf  1500  Mill. 
L.  St.  Lero3^-Beaulieu  macht  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  aufmerksam, 
dass  man  bei  strengen  Schätzungen  des  Nationaleinkommens  gewisse 
Beträge  (für  Dienste,  teilweisen  Eigenverbrauch  des  Produktes  im  Haus- 
halt) nicht  ausser  Acht  lassen  dürfe. 

• — e.  G  ey  e  r  h  an,  Sie  gfr  i  c  d.  Das  Problem  der  verhältnismäs- 
sigen Vertretung.  Ein  Versuch  seiner  Lösung.  (Wiener  staatsw.  Studien 
von  Bernatzik  und  von  Philippovich.  Tübingen  und  Leipzig,  J.  C.  B. 
Mohr  (Paul  Siebeck)  1902.  Der  H.  Verfasser  der  fein  durchgearbei- 
teten Monographie  hält  das  Proportionalwahlsystem  der  umfassendsten 
Ausdehnung  auf  alle  Wahlen  und  Bereiche  des  öffentlichen  Rechtes, 
sowie  des  Aktienrechtes  anwendbar,  beschränkt  sich  aber  auf  die  Be- 
trachtung der  P.  Wahl  für  parlamentarische  Vertretungskörper.  Für  sein 
Vaterland  O  esterreich  scheint  ihm  die  Idee  der  Proportionalver- 
tretung berufen  zu  sein,  in  den  weiteren  Versuchen  zur  Schlichtung  der 
nationalen  Kämpfe  »eine  grosse  Rolle  zu  spielen«.  Beachtenswert  sind 
die  dem  Verfasser  zur  Verfügung  gestandenen  statistischen  Mitteilungen 
des  H.  E.  Catteau,  Chefs  des  Bureau  der  belg.  Kammer  über  die  Er- 
gebnisse der  belgischen  Wahlen  des  J.   1900. 

— e.  EdelheifH.  John.  Beiträge  zur  Geschichte  der  Sozialpäda- 
gogik. Berlin-Bern,  akadem.  Verlag,  1902.  Eine  mit  grosser  Vorsicht, 
Unbefangenheit,  Geschichts-  und  Litteraturkenntnis  geschriebene  Mono- 
graphie, geeignet,  über  die  tiefgehende  Rückwirkung  sozial- 
p  li  i  1  o  s  o  p  h  i  s  c  h  e  r  Erkenntnis  auf  die  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t- 
liehe  Pädagogik  zu  orientieren.  Besondere  Beachtung  findet  die 
Sozialpädagogik  während    der    französischen  Revolution    (S.   146 — 200). 
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Der  ganz  frei  denkende  Verfasser  bleibt  auch  der  stürmischen  Pädagogik 
der  Revolutionszeit  gegenüber  sehr  ruhig,  indem  er  an  der  induktiv 
gewonnenen  Ansicht  festhält,  dass  die  erziehliche  Umbildung  der  ganzen 
Gesellschaft  nur  im  Laufe  von  Generationen  vor  sich  gehen 
könne.  »Die  Erziehung  —  bemerkt  er  S.  206  —  giebt  uns  nicht  die 
Mittel  an  die  Hand,  plötzlich  und  unvermittelt  eine  neue  Gesellschaft 
zu  prägen,  sie  muss  vielmehr  mit  den  Fortschritten  derselben  stets  enge 
Fühlung  bewahren  und  sich  in  sicherem  Tempo,  nicht  sprunghaft,  den 
Anforderungen  der  Zeit  anbequemen.  ...  Es  geht  nicht  an,  mit  einem 
fertigen  sozialen  Erziehungsplan,  der  in  der  Studierstube  ausgeheckt 
ist  und  dem  wirklichen  Getriebe  der  Menschheit  fernsteht,  auf  der  Bild- 
fläche zu  erscheinen.  Die  menschlichen  Instinkte  sind  mächtigere 
Faktoren  als  die  sorgsam  ausgetüftelten  Produkte  hervorragender  Geister; 
jeder  Erziehungsplan  muss  mit  dem  gegebenen  Menschenmaterial  rech- 
nen und  seine  Anforderungen  der  Wirklichkeit  anpassen.«  —  Das  Buch 
hält  die  Zeit  gekommen,  das  ganze  Volk  über  das  Niveau 
der  jetzigen  elementaren  Schulbildung  hinaus  em- 
porzuheben. »Unter  allen  Umständen  —  heisst  es  S.  212  —  steht 
die  schon  durchgeführte  Forderung  nach  elementarer  Schulbildung  für 
das  ganze  A^olk  hinter  den  Ansprüchen  der  Sozialpädagogik  zurück. 
Es  ist  jetzt  an  der  Zeit,  die  vollkommenste,  schrankenlose  Ausdehnung 
der  mittleren  Schulbildung  auf  alle  Glieder  der  Gesellschaft  zu  ver- 
langen :  vollkommen  im  Sinne  der  qualitativen,  schrankenlos  in  dem  der 
quantitativen  Ausdehnung  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  und  des 
Standes.«  —  Bezüglich  der  Zentralisation  eines  fortschrittlichen 
Unterrichtes  durch  den  Staat  urteilt  der  Verfasser  (S.  210):  »Dem 
Staat  kann  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Erziehung  der  heranwach- 
senden Generation  in  die  Hand  zu  nehmen,  nicht  abgesprochen  werden; 
reine  Staatsschulen  aber  können,  wie  alle  Monopole,  in  einsei- 
tigem Interesse  ausgenutzt  werden,  können  den  Bedürfnissen  der  All- 
gemeinheit, denen  sie  ja  in  erster  Linie  zu  dienen  berufen  sind,  nicht 
oder  zu  wenig  Rechnung  tragen  und  jedem  pädagogischen  Fortschritt 
hinderlich  werden.  Deshalb  haben  auch  freie  Schulen  unstreitig 
ihre  Berechtigung,  besonders  wenn  man  erwägt,  dass  in  der  Konkur- 
renz dieser  mit  den  Staatsschulen  eine  sichere  Gewähr  für  die  frucht- 
baren Leistungen  liegt-« 


— e.  Stil  lieh.  Oskar.  Die  Lage  der  weiblichen  Dienstboten  in 
Berlin.  Berlin-Bern,  akad.  Verlag,  1902.  —  Berlin  bietet  das  Material, 
das  moderne  Dienstbotenwesen  der  Grossstadt  kennen  zu  lernen.  Der 
Verfasser  hat  es  versucht,  an  der  Hand  enquetarischer  Feststellung, 
durch  Fragen  an  die  Dienenden  und  an  die  Herrschaften  (Anhang 
S.  409  bis  4431   die  Lage  der  hauptstädtischen  Dienstboten  festzustellen. 

—  e.    Gar  eis,    Karl.     Institutionen    des    Völkerrechtes.     Ein    kurz- 
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gefasstes  Lehibucli  des  positiven  Völkerrechts.  Zweite  Auflage.  Neu 
durchgearbeitet.  Emil  Roth,  Giessen,  1901.  Seit  Erscheinen  der  i.  Aufl. 
(18S7)  ist  viel  Stoff  an  neuen  Staatsverträgen,  politischen  Vorgängen, 
allerlei  Litteratur  zugewachsen.  Dieser  Stoff  ist  in  der  Neubearbeitung 
berücksichtigt.  Im  Anhang  sind  abgedruckt  die  Genfer  Konven- 
tion von  1 860,  die  Petersburger  Konvention  von  x  868,  der 
F>  e  r  1  i  n  e  r  Vertrag  von  1878,  die  Berliner  G  e  n  e  r  a  1  a  k  t  e  von 
1885,  der  Akt  der  Haag  er    Friedenskonferenz  von   1899. 

Göhrc,  Faul.  Vom  Sozialismus  zum  Liberalismus.  Auseinander- 
setzung des  zur  Sozialdemokratie  übergetretenen  Verfassers  von  »Drei 
Jahre  Fabrikarbeiter«  mit  seinen  früheren  Parteifreunden,  den  Führern 
der  nationalsozialen  Partei. 

Stier -So  mlo,  Fritz.  Kommentar  zum  Gesetz  über  die  allgemeine 
Lanaesvertaaltung  vom  JO.  Juii  188 J.  Mit  dem  Gesetze  betr.  die  Verfas- 
sung der  Verwaltungsgerichte  und  das  Verwaltungsstreitrecht.  Berlin,  A. 
W.  Ha)'n's  Erben,  1902.  — Der  erste  Band  eines  Verlagsunternehmens.. 
welches  beabsichtigt,  die  meisten  preussischen  und  deutschen  Verwal- 
tungsgesetze in  Kommentaren  von  massigem  Umfang  und  in  hand- 
licher zum  Gebrauch  für  die  Praxis  und  für  den  akademischen  Unter- 
richt geeigneter  Form  herauszugeben. 

Acta  Borussica,  Denkmäler  der  preussischen  Staatsverwaltung  im 
iS.  Jahrhundert.  Herausgegeben  von  der  K.  Akademie  der  Wissen- 
schaften, Berlin,  P.  Parey ,  1901.  —  Dieses  reiche  Quellenwerk, 
welches  unter  der  Leitung  und  auf  Grund  der  Vorarbeiten  Schmoller  s 
von  der  Berliner  Akademie  herausgegeben  wird,  schreitet  rüstig  fort. 
Es  liegen  weitere  folgende  Bände  vor:  Getreidehandelspolitik  IL;  ße- 
hördenorganisation  III.;  Behördenorganisation  VI,  i.;  Behördenorga- 
nisation VI,  2. 

Afinuaire  de  la  legislation  du  travail.  Fublie  par  Foffice  du  travail  de 
Bclgique,  Uannc  ic^OO.  Ein  stattlicher  Band  von  899  Seiten,  mit  teils 
textlicher,  teils  auszugsweiser  Wiedergabe  der  wichtigsten  Gesetze  und 
Verordnungen  nach  Ländern.  In  dem  Abschnitt  Grossbritannien  ist  auf 
die  bedeutsame  Arbeitsgesetzgebung  der  englischen  Kolonien  ausgiebig 
Rücksicht  genommen. 

— e.  Rapmund,  O.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen.  Allgemeiner  Teil. 
Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1901.  (Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatsw., 
K.  Frankenstein,  v.  Heckel  III,  6.  Band).  Die  erste  Hälfte  dieses  allge- 
meinen Teils  ist  Uebersicht  der  geschichtlichen  Entwickelung,  Begrifts- 
entwickelung  und  eine  sehr  dankenswerte  Darstellung  der  Verwaltungs- 
organisation der  verschiedenen  Länder;  die  zweite  Hälfte  teilt  gesetz- 
liche Bestimmungen  deutscher  und  ausserdeutscher  Staaten  über  die 
Organisation  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  mit. 

D'Avis,  Eb.  Die  tiatiir liehe  Volkswirtschaftsordnung  und  die  staat- 
liche   Wirtschaftspolitik.     Berlin,  Puttk.  u.  M.,    1901.  —  Unbedingte  Ab- 
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lehnung  aller  in  das  freie  Wirtschaftsleben  der  Einzelmenschen  ein- 
greifenden Staatsmassnahmen,  sei  es  national-,  sei  es  sozialpolitischen 
Inhalts  von  Seiten  eines  —  wirkl.  Geh.  O.-Reg.-Rates  a.  D. 

Bulletin  russe  de  statistique  financtere  et  de  iegisiation.  2.  Serie,  lere 
annee,  1901.  St.  Petersb.  V.  Kirschbaum  igoi.  Ein  dankenswert 
reichhaltiger  Band  amtlicher  Finanzstatistik.  Ausführliche  Mitteilungen 
namentlich  über  die  Eisenbahnen  und  die  Staatsschuld. 

V.  Körösy,  Jos.  Die  finanzieUen  Ergebnisse  der  Aktiengesell- 
schaften lüährend  des  letzten  Vierteljahr hunderts  iSj^ — l8C)8.  i.  Heft. 
Berlin,  Puttkammer  u.  M.,  1901.  —  Nach  S.  92  betrug  die  Rente  der 
Bankaktien  4,8^/0,  jene  der  Sparkassen  19,370  der  effektiven  Einzahlung. 


Eingesendete  Schriften : 

A.  Philosophie,  insbesondere  Staats-  und  Rechtsphilosophie.  Allgemeine 
Gesellschaftslehre  (Soziologie).     Sozialistische  Litteratur. 

Stern,  Wilh.  Die  allgemeinen  Prinzipien  der  Ethik  auf  natur- 
wissenschaftlicher Basis.     Berlin,  F.  Dümmler,  1901. 

Croce,  Ben  ed.  Materialisme  historique  et  economic  A/arxiste. 
Paris,  Giard  et  Briere,   1901. 

G  ur  ew  i  t  s  c  h,  B.  Die  Entwicklung  der  menschlichen  Bedürfnisse 
und  nie  soziale  Gliederung  der  Geseilschaft  ( G.  SchmoÜers  Staats-  und 
sozialw.  Forschungen,  19.  Bd.  4  H.)  Leipzig,  Uuncker  und  Humblot,  1901. 

Labriola,  Ter.  Del  concetto  teorico  della  societä  civile.  Roma, 
Erm.  Loescher,   iqoi. 

Masaryk,  Th.  G.  Die  Ideale  der  Elumanitüt.  Ins  Deutsche  über- 
tragen von  Heinrich  Herbatschek.    Wien,  C.  Konegen,   1902. 

Brentano,  L.  Ethik  und  Volksivirtschaft  in  der  Geschichte.  Rek- 
toratsrede.    München,  E.  Reinhardt,   1902. 

Woltmann,  Ludw.  Die  Stellung  der  Sozialdemokratie  zur  Re- 
ligion. (Bibliothek  für  modernes  Geistesleben  von  H.  K.  E.  Buhmann) 
Leipzig-Coburg,  Thüring.  Verlagsanstalt  1901. 

van  Emb  d  e  n.     Darwinisme  en  deniocratie. 

Bernstein,  Eduard.  Wie  ist  wissenschaftlicher  Sozialismus  mög- 
lich.^    Berlin,  Verlag  der  SoziaUstischen  Monatshefte,  1901. 

Bernstein,  Eduard.  Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Sozialis- 
mus.   Berlin-Bern,  akad.  Verlag,  1901. 

Bernstein,  Ed.  Dokumente  des  Sozialismus.  Hefte  der  Geschichte, 
Urkunden  und  Bibliographie  des  Sozialismus.  Berlin,  Verlag  der  Sozial. 
Monatshefte,   1901. 

Lang,  Otto.  Der  Sozialismus  in  der  Schweiz.  Berlin,  Verlag  der 
Sozialistischen  Monatshefte,   1902. 

Annales  de  P Institut  international  de  Sociologie.     J.  VII. 
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Durkheim,  Em.  Lannce  sociologiqiie  (Hibl.  de  phil.  contemp. ) 
Paris,  Felix  Alcan,   1901.     Quatiieme  annee. 

Milhlbrechi,  Otto.  Wegweiser  durch  die  neuere  Litter atur  der 
Rechts-  und  Staatsivissenschaften.  Für  die  Praxis  bearbeitet.  Bd.  II.  ent- 
haltend die  Lit.  der  Jahre  1893 — 1900.  Berlin,  Puttk.  u.  M.,   1901. 

B.  Völkerrecht.  Allgemeine  Staats-  und  Verwaltungslehre.  Politik. 
Politische  Geschichte. 

N y  s ,  Ernes  t.  Etudcs  de  droit  tnter  natio)ial  et  de  droit  politique. 
2.  Serie.    Paris,  Fontenioing,   1901. 

Staatslexikon,  zweite  n  e  u  b  e  a  r  b  e  i  t  e  t  e  Auflage.  Unter  Mit  - 
Wirkung  von  Fachmännern  herausgegeben  im  Auftrage  der  G  ö  r  r  e  s- 
Gesellschaft  zur  Pflege  der  Wissenschaft  im  katholischen  Deutsch- 
land von  Dr.  Jul.  Bachern.    Erstes  Heft.    Freiburg,  Herder,   1900. 

V.  He  r  r  nr  it  t.  Die  Staatsform  als  Gegenstand  der  Verfassungs- 
gesetzgebung und  Verfassufigsänderung.  Eine  Studie  aus  der  allgemeinen 
Staatslehre  (Wiener  staatsw.  Studien  III.,  3.).  Tübingen  und  Leipzig, 
J.  B.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),   1901. 

Anschütz,  Gerh.  Die  gegenwärtigen  Theorien  über  den  Begriff' 
der  gesetzgebenden  Gewalt  iind  den  Umfang  des  königlichen  Verordnungs- 
rechts flach  preussischem  Staatsrecht.  2.  vermehrte  und  umgearbeitete 
Auflage.  Tübingen  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),   1901. 

Klöti,  Emil.  Die  Proportionalwahl  in  der  Schweiz.  Geschichte, 
Darstellung  und  Kritik.     Bern,  Schmid  und  Francke,  1901. 

Kampf mey er ,  Paul.  Wohin  steuert  die  ökonomische  und  staat- 
liche Entuiicklung :     Berlin,  soz.  Monatshefte,   1901. 

Sc  her  er,  J.  E.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Juden  in  den  deutsch- 
österr.  Ländern.  Mit  einer  Einleitung  über  die  Prinzipien  der  Juden- 
gesetzgebung in  Europa  während  des  Mittelalters.  Leipzig,  Duncker 
und  Humblot,   1901. 

Rippert  Henr.  Lc  Marquis  de  Mirabeau  {L Ami  des  Hommes). 
Paris,  A.  Rousseau,   1901. 

See,  LLenry.  Les  classes  rurales  et  le  regime  domanial  en  France 
au  moyen  age.     Paris,  Giard  et  Briere,   1901. 

Duguit.  Leon.  U Etat,  le  droit  objectif  et  la  loi  positive  (Etudcs 
de  droit  public.  L.).   Paris,  A.  Fontemoing,   1901. 

Lawrow ,  Peter.  Llistorische  Briefe.  Aus  dem  Russischen  über- 
setzt von  S.  Dawidow.     Berlin-Bern,  ak.  V.  f.  soc.  Wiss.,   1901. 

Scisso,  Louis  Dotv.  Political  Nativism  in  Netv  York  State.  (V.  13, 
N.  2.)  New  York,  Col.  Un.,    1901. 

Flick,  AI.  Cläre  nee.  Loyalisme  in  New  York  during  the  Ameri- 
can Revolution  (Studies  in  LIistory,  Economics  and  Pubtic  Laws  (Vol.  XI\'. 
N.   I.),  New  York,  Col.  Un.  Press,   1901. 

Tokuzu,    Fukuda.     Die  gesellschaftliche    und  wirtschaftliche   Ent- 
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ivickehmg  in  Japati.  (Münchener  volksw.  St.  42.  Stück).  Stuttgart,  J.  G. 
Cotta,  1900. 

Starr  Myers,  W.  The  Maryland  Constitution  of  iSö/j..  Baltimore, 
J.  Hopkins,   1901. 

W 00 Hey,  Edzvin  L.  The  reconstruciio7i  of  Georgia.  (Stadies,  Col. 
Un.,  V.   13,  N.  3.).    New  York  1901. 

B ernar dy ,  Amy  A.  Venezia  e  il  Turco  nella  seconda  meta  del  secolo 
XVII.  con  documenti  inediti.  Prcfazione  di  P.    Villari.    Firenze  1902. 

C.  Positives  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Per  eis,  F.  Das  allgemeine  öffentliche  Seerecht  im  D.  Reiche.  Samm- 
lung der  Gesetze  und  Verordmmgen.  Berlin,  E.  S.  Mittler  u.  Sohn,  1901. 
—  Eine  übersichtliche  und  vollständige  Zusammenfassung  alles  dessen, 
was  die  in  Betracht  kommende  Praxis  gebraucht.  Zwei  ausführliche 
Register  erleichtern  den  Gebrauch. 

Lukas,  Josef.  Die  rechtliche  Stellung  des  Parlamentes  in  der  Ge- 
setzgebung Oesterrcichs  und  der  konstitutiofiehen  Monarchien  des  Deutschen 
Reiches.  Eine  Kritik  der  herrschenden  Lehre.  Graz,  Leuschner  und 
Lubensk3''s,   1901. 

Huc  de  Grais.  Das  Deutsche  Reich.  Reichsverfassung  —  Reich s- 
angehörigkeit  —  Reichstag  —  Reichsbehörden  und  Reichsbeamte  —  Elsass- 
Lothringen.    Berlin,  J.  Springer,   1901. 

Triepel,  Heinrich.  Quellensammlung  zum  deutschen  Reichs- 
staatsrecht.    Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,   1901. 

C alker  v.,  Wilh.  Das  badische  Budgetrecht  in  seinen  Grundzilgen. 
Tübingen  und  Leipzig,  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck),   1901. 

B  al  c  k,  C.  W.  A.  Verwaltungsnormen  in  Mecklenburg-Schivcrin. 
Schwerin,  E.   Herberger,   1900. 

Seelig,  Geert.  Hamburger  Staatsrecht  auf  geschichtlicher  Grundlage. 
Hamburg,  L.  Gräfe  und  Sillem,   1902. 

Hamburger,  Georg.  Die  staatsrechtlichen  Besonderheiten  der 
Stellung  des  Reichslandes  Elsa ss- Lothringen  im  deutschen  Reiche.  Breslau, 
M.  und  H.  Marcus,   1901. 

Karpeles ,  Benno.  Die  englischen  Fabrikgesetze,  in  deutscher  Er- 
läuterung^.    Berlin,  E.  Fello,   1900. 

V.  Rohr  seh  ei  dt,  Kurt.  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche 
Reich  in  der  Redaktion  vom  26.  Juli  igoo  mit  sämtlichen  Ausfiihrungs- 
bestimmungen  für  das  Reich  und  für  Preussefi  erläutert.  Leipzig,  C.  L. 
Hirschfekl  (in  Lieferungen). 

Weingart,  Alb.  Ueber  das  Besichtigen  von  Brandstellen.  Merse- 
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Brau7ie,  H.  Die  Rnckver Sicherungs-Abteilung  des  Verbandes  öffent- 
licher Feuerversicherungs-Anstalten  in  Deutschland.     Merseburg. 
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J/ay,  Oskar.  Ucbcr  die  Feuergcfährlichkeit  unsacJigeviässer  elek- 
inscher  Ltchi-  und  Krafi-Anlagen.  Merseburg,  R.   Heine,   1900. 
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L  ABHANDLUNGEN. 


DER  WERTBEGRIFF  IM  RÖMISCHEN  RECHT. 


Dr.  jur.  RUDOLF  KAULLA. 


Einleitung. 

Der  einfachste  Weg  zur  Erkenntnis  der  Anschauungen,  die 
einmal  über  irgend  einen  Gegenstand  geherrscht  haben,  ist  der, 
die  überlieferten  Meinungsäusserungen  von  Schriftstellern  über 
denselben  7ai  ermitteln.  So  liegt  es  auch  demjenigen,  der  die 
Ansichten  der  Römer  über  das  Wesen  des  ökonomischen  Tausch- 
werts —  von  dem  hier  kurzweg  als  von  dem  >^Wert«  gesprochen 
werden  soll  —  erforschen  will ,  am  nächsten ,  Aussprüche  römi- 
scher Schriftsteller  zu  sammeln,  um  aus  ihnen  ein  Bild  der  herr- 
schenden Anschauung  zu  gewinnen.  Zuerst  hat  F.  B.  \V.  Hei-- 
vianii'^)  diesen  Weg  beschritten,  indem  er  eine  grössere  Zahl  von 
Aeusserungen  insbesondere  des  Cicero,  Livius  und  Plinius  zusam- 
menstellte. In  ähnlicher  Weise  hat  J.  G.  Tydemann~)  eine  An- 
zahl Stellen  aus    dem  Corpus  Juris  Civilis    —    und    zwar    aus  Di- 


i)  In  seiner  disseitatio  exhibens  sententias  Romanorum  ad  oeconomiam  iiniv^ersam 
sive  nationalem   pertinentes.     S.    8  — 19.    Erlangen  1823. 

2)  In  seiner  disquisitio  de  oeconomiae  politicae  notionibus  in  Corpore  Juris  Ju- 
.stinianeo.    Seite   34—55.     Leyden   1838. 
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1  )r.   Kiulolf  Kaulla  : 


gesten  und  Codex  ohne  UiUerscheiduni;-,  aus  welcher  Zeit  sie 
stammen  —  gesammelt.  In  neuerer  Zeit  hat  Oertmann^)  wie- 
derum das  nämliche  mit  Hilfe  einiger  Stellen  aus  Digesten  und 
Codex  unternommen. 

Diese  Methode  war  aber  wohl  kaum  geeignet,  zu  einem  be- 
friedigenden Ziel  zu  führen.  Denn  die  Römer,  deren  Stärke  die 
philosophische  Spekulation  überhaupt  nicht  gewesen  ist,  haben 
niemals  in  der  Weise  wie  die  späteren  Nationalökonomen ,  oder 
wie  schon  früher  Aristoteles,  den  Wertbegriff,  dieses  rein  theore- 
tische Problem  der  Volkswirtschaftslehre,  systematisch  behandelt. 
Charakteristisch  für  ihre  Schwäche  auf  diesem  Gebiet  ist  schon 
der  Umstand,  dass  ihre  Sprache  mit  dem  Wort  pretium  unter- 
schiedslos sowohl  den  Preis,  d.  h.  das  wirklich  zustandegekom- 
mene Entgelt  für  einen  verkauften  Gegenstand ,  als  auch  den 
Wert,  d.  h.  die  Fähigkeit,  einen  Preis  zu  erzielen,  bezeichnete'^}. 
Die  überlieferten  Aeusserungen  der  Römer  über  den  Wert  der 
Güter  —  die  der  Juristen  wie  die  der  anderen  Schriftsteller  — 
charakterisieren  sich  denn  auch  als  nur  ganz  gelegentliche  Be- 
merkungen allgemeinster  Art,  die  für  sich  allein  betrachtet,  nur 
ein  sehr  vages  Bild  zu   geben  vermögen. 

Tieferes  theoretisches  Interesse  gewinnen  diese  Aeusserungen 
erst,  wenn  man  sich  die  Frage  stellt,  in  welchem  Zusammenhang 
dieselben  mit  den  geistigen  Strömungen  und  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  der  Zeit  standen.  So  bespricht  H.  v.  SclieeP)  das 
Verhältnis  der  Aeusserungen  von  Juristen  aus  den  ersten  zwei 
Jahrhunderten  der  Kaiserzeit  zu  der  damaligen  äusseren  Gestal- 
tung des  Wirtschaftslebens. 

Der  leitende  Gedanke  auf  dem  W^eg  unserer  gegenwärtigen 
Untersuchungen  ist  dieser:  Es  giebt  Rechtsgeschäfte,  bei  denen 
em   Austausch  von   Gütern  stattfindet;    in   der  Art,    wie    sich  das 

1)  Die  Volkswirtsch.iftslehre  des  Corpus  Juris  Civilis,   S.    37 — 40.    Berlin   1891. 

2)  I/iering,  Abhandlungen  aus  dem  Römischen  Recht,  S.  70,  Leipzig  1844,  weist 
nach,  dass  pretium  mindestens  in  1.  17  pr.  D.  de  rei  vindicatione  6,  i  nur  den  Wert, 
nicht  —  wie  sonst  meistens  —  den  Preis  bezeichnen  könne.  —  Auch  in  den  von 
Oertmann  a.  a.  O.  S.  38  citierten  Stellen  (1.  I  §  5  D.  de  pecunia  const.  13,  5;  1.  43 
§  6  D.  de  Aedilicio  edicto  21,  i;  1.  24  D.  qui  et  a  quibus  manumissi  40,  9;  1.  15  §  3 
und  17  D.  de  rei  vind.  6,  i)  bedeutet  pretium  den  »Wert«.  —  Vor  allem  kann  aber 
wohl  auf  1.  8  D.  de  in  litem  jurando  12,  3  verwiesen  werden:  ».  .  .  prelio ,  id  est 
quanti  res  est,  litem  aestimari«. 

3)  »Die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  im  Corpus  Juris  Civilis«'  in  Hildebrand's 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und    Statistik,   Bd.  VI,   S.    324  if. 
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objektive  Recht  zu  dem  von  den  Parteien  vereinbarten  Austausch- 
verhältnis stellt,  offenbart  sich  eine  bestimmte  Auffassung  über 
Aequivalenz;  die  Rechtssätze,  welche  die  Frage  der  Preisbildung 
betreffen,  ergeben  mithin  die  im  objektiven  Recht  zur  Kristalli- 
sation gelangte  Wertanschauung.  Das  objektive  Recht  selbst  ist 
aber  das  Produkt  der  geistigen  Strömungen  und  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  seiner  Zeit.  Indem  wir  also  mit  diesen 
beiden  Faktoren  die  Sätze  des  römischen  Rechts  in  Beziehung 
bringen,  glauben  wir  —  in  Ermangelung  theoretischer  Abhand- 
lungen der  Römer  über  den  Wertbegriff  —  dennoch  feststellen 
zu  können ,  was  der  Begriff  des  Tauschwerts  in  der  Römerzeit 
gewesen  ist.  Wir  werden  dabei  sehen ,  wie  eng  eben  die  Be- 
ziehung der  herrschenden  VVertanschauung  zu  den  im  Wirtschafts- 
und Geistesleben  wirksamen  Kräften  ist  und  wie  eine  Umgestal- 
tung dieser  auch  zur  Umgestaltung  der  herrschenden  Wertan- 
schauung geführt  hat. 

I.  In  der  Zeit  der  Zwölftafelgesetzgebung ^). 

Die  älteste  Form,  in  der  sich  nach  römischem  Recht  das 
Kaufgeschäft  vollzog,  war  die  der  mancipatio.  Diese  gehört  nicht 
allein  schon  dem  Zwölftafelrecht  an;  sondern  wie  dieses  über- 
haupt in  erster  Uinie  nur  die  schon  bisher  mündlich  überlieferten, 
gewohnheitsrechtlich  geltenden  Satzungen  zusammenfasste  und 
schriftlich  fixierte,  —  so  hatte  es  auch  die  mancipatio  bereits  als 
ein  von  Alters  her  bestehendes  latinisches  Rechtsinstitut  vorge- 
funden. Man  ist  zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  in  der  römi- 
schen Geschichte  die  mancipatio  so  alt  ist  wie  der  Kauf-). 

Der  äussere  Hergang  bei  der  mancipatio  war  folgender.  In 
Gegenwart  von  5  Zeugen  ,  die  erwachsene  römische  Bürger  sein 
mussten,  wurde  das  als  Kaufpreis  dienende  ungemünzte  Kupfer 
durch  einen  Wägemeister  (libripens)  dem  Verkäufer  zugewogen. 
Der  Käufer  nahm  Besitz  von  der  gekauften  Sache  als  seinem 
Eigentum  mit  den  solennen  Worten:  »hoc  —  ego  ex  Jure  Quiri- 
tium  meum  esse  ajo  idque  mihi  emtum  esto  hoc  aere  aeneaque 
libra«,    worauf  die  entsprechende  Rede  des  Verkäufers  nachfolgt 

i)  Die  12  Tafeln  wurden  451  und  450  v.  Chr.  (von  den  Decemvirn)  angefertigt 
und  zum   Gesetz  erhoben 

2)  Vgl.  Beckmann ,  Geschichte  des  Kaufs  im  römischen  Recht,  Erlangen  1876, 
S.   75.   —   M.    Voigt,  Die  zwölf  Tafeln,   Bd.   I,   S.   50.   Leipzig   1883. 
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(also  —  tuum  esse  ajo  idque  tibi  cmtum  esto)  ^),  Die  beschrie- 
bene Formalität  blieb  bestehen,  auch  nachdem  gemünztes  Geld 
in  Rom  eingeführt  worden  war  und  das  Zuwägen  damit  zu  einer 
inhaltlosen  Scheinhandlung  wurde  ^). 

Die  mancipatio  diente  von  haus  aus  nur  dem  Naturalkauf. 
Einerseits  musste  der  zu  verkaufende  Gegenstand  körperlich  über- 
geben werden  (ausgenommen  beim  Verkauf  eines  Grundstücks, 
wobei  die  Zusage  eines  bestimmten  modus  agri  genügte  ^).  An- 
dererseits musste  in  früherer  Zeit  der  Preis ,  das  aes ,  Zug  um 
Zug  sofort  bar  entrichtet  werden*).  Ob  bereits  zur  Zeit  der 
zwölf  Tafeln  oder  erst  später  die  Barzahlung  ersetzt  werden  konnte 
durch  ein  blosses  Versprechen  des  Kaufpreises  mit  satisdatio 
für  die  künftige  Zahlung,  ist  nicht  sicher^). 

Um  die  Höhe  des  Preises  hatte  der  Richter  sich  j  e  - 
denfalls  nicht  zu  kümmern.  Es  gab  nämlich  unter  dem 
Zwölftafelrecht  überhaupt  nur  zwei  Klaggründe,  die  zur  Aufhebung 
oder  Abänderung  der  Wirkungen  eines  Vertrags,  so  wie  er  ein- 
mal von  den  Parteien  abgeschlossen  war  ,  führen  konnten.  Der 
eine  war  der  P^all  der  Eviktion  (die  actio  auctoritatis) ").  Der 
andere  Fall  war  der ,  dass  der  Verkäufer  bei  der  Mancipation 
eines  Grundstücks  dessen  Umfang  grösser  angegeben  hatte  als 
es  der  Wahrheit  entsprach ;  dann  konnte  er  mit  der  actio  de 
modo  agri  zum  (doppelten)  Ersatz  des  Minderwerts  gezwungen 
werden^).  In  beiden  Fällen  war  der  Rechtsgrund  der  Klage  aber 
nicht  der  Gedanke,  dass  Leistung  und  Gegenleistung  in  einem 
gewissen  Wertverhältnis  stehen  sollten,  das  nun  im  streitigen  Fall 
verletzt  worden  sei,  sondern  beide  Klagen  waren  ganz  einfach 
die  Konsequenz  des    in    dem  Zwölftafelgesetz  enthaltenen  Grund- 

i)    Voigt  a.  a.  O.  Bd.  II,  S.  138. 

2)  Gajus,  inst.   I  §   119. 

3)  So  lVe/>er ,  Die  römische  Agraigeschichte ,  S.  79.  Stuttgart  1891.  Vgl.  aber 
auch   Bcchmann  a.   a.   O,   S.  68  ff. 

4)  Beckmann  a.  a.  O.  §.  8. 

5)  Goldschmidt,  Handbuch  des  Handelsrechts ,  3.  Aufl.,  I.  ISd.,  i.  Liefg.,  S.  62, 
Note  39  a.    Stuttgart  1891.  —  Bechinann  a.  a.   O.   S.   359. 

6)  Ueber  die  Natur  dieser  vielbestrittenen  Klage  s.  insbes.  Bcchmann  a.  a.  O. 
S.  102  — 123.  Lenel ,  Das  edictum  perpetuum,  S.  424  ff.  Leipzig  1883.  Neuestens 
Karlo'cva,  Römische  Rechtsgeschichte,  II.  Bd.,  i.  Teil,  S.   57S,  579.    Leipzig  1901. 

7)  Lenel  a.  a.  O.  S.  153.  —  Nach  Karlo'wa  a.  a.  O.  S.  577  konnte  in  solchem 
Fall  schon  aus  der  nuncupatio  ohne  weiteres  auf  Ersatz  des  Minderwerts  geklagt  wer- 
den ,  und  nur  im  Fall  des  Leugnens  habe  eine  besondere  actio  de  modo  agri  zum 
doppelten  Schadensersatz  geführt. 
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Satzes,  dass  die  solenne  Parteiberedung  strikt  zu  interpretieren 
ist :  »(cum  nexum  faciet  mancipiumque)  uti  lingua  nuncupassit  ita 
jus  esto«^).  Die  Eviktionsklage  folgte  aus  der  Versicherung  des 
Verkäufers,  Eigentum  zu  übertragen,  wie  die  actio  de  modo  agri 
aus  der  Unwahrheit  der  Angabe  über  das  Grössenverhältnis  des 
Grundstücks  als  solcher.  Die  Klagen  beruhten  also  darauf,  dass 
das  Kaufobjekt  nicht  der  Nuncupation  entsprechend  übertragen 
worden  war.  Die  Frage  aber  existierte  rechtlich  nicht,  ob  der 
Preis  ein  angemessenes  Entgelt  für  ein  solches  Objekt  darstelle, 
das  der  Zusicherung  entspricht.  Durch  die  strenge  Aus- 
legung, die  der  Nuncupation  zu  Teil  wurde,  war  eine  solche 
Rücksichtnahme  sogar  positiv  ausgeschlossen.  Denn  wie  diese 
Strenge  einerseits  gebot ,  dass  nur  derjenigen  Willenserklärung 
rechtliche  Relevanz  zukomme,  die  in  der  vorgeschriebenen  solen- 
nen Form  abgegeben  war,  so  verlangte  sie  andererseits  auch,  dass 
der  thatsächlich  nuncupierte  Preis ,  wenn  die  Form  beobachtet 
war,  unbedingt  gezahlt  werden  musste. 

Der  bei  dem  Mancipationsgeschäft  zum  Ausdruck  gekommene 
Parteiwille  entscheidet  also  souverän  über  die  Frage  der  i\equi- 
valenz  von  Ware  und  Preis ,  und  das  Recht  schützt  diese  Ver- 
einbarung der  Parteien  ohne  Rücksicht,  ob  das  nuncupierte  Ent- 
gelt im  einzelnen  Fall  dem  urteilenden  Dritten  etwa  unverhält- 
nismässig hoch  oder  nieder  erscheint.  Dem  Recht  gilt  der  that- 
sächlich vereinbarte  Preis  als  derjenige,  der  allein  und  schlecht- 
hin Anspruch  auf  Rechtsschutz  hat.  Es  kennt  keinen  Wert,  der 
vom  Preis  abwiche. 

Vielleicht,  so  könnte  man  auf  Grund  dessen  vermuten,  waren 
die  Preise  zur  Zeit  dieses  Rechtszustands  noch  durch  Herkommen 
fest  gebunden.  Denn  alsdann  war  es  ja  natürlich  —  so  müsste 
man  rückwärts  schHessen  — ,  dass  auch  die  subjektiven  Wert- 
meinungen der  Parteien  im  Banne  des  Herkommens  standen  ;  und 
bei  der  rechtlichen  Gestaltung  des  Kaufgeschäfts  konnte  also  die 
Frage,  ob  der  Richter  sich  um  die  Höhe  des  Preises  zu  kümmern 
habe,  aus  dem  Grund  ausser  Acht  bleiben,  weil  vermöge  des 
Herkommens  die  subjektive  Wertmeinung  des  Einzelnen  und  der 
herkömmliche  Preis  eben  notwendig  und  selbstverständlich  zusam- 
menfielen. 

Eine  solche  Herrschaft  des  Herkommens    über    die    Preisbil- 

i)   Voigt  a.  a.  O.  Bd.  I,  S.   709.     Karlowa  a.  a.  O,     .S.   575  unten. 
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dung  pflegt  uns  in  primitiven  wirtschaftlichen  Verhältnissen  inso- 
weit zu  begegnen,  als  die  Umsätze,  die  ja  aus  natürlichen  Grün- 
den zur  Ergänzung  der  Produktion  der  einen  Wirtschaftseinheit 
durch  den  Ueberschuss  der  andern  niemals  ganz  entbehrUch  sind, 
zwischen  Volksgenossen  vor  sich  gehen,  die  sich  wie  eine  Fami- 
lie zu  einem  zusammengehörigen  Ganzen  religiös  und  ethisch  ver- 
bunden fühlen. 

Auch  bei  den  Römern  hat  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  einst 
ein  derartiger  Zustand  geherrscht.  Denn  bis  zur  servianischen 
Verfassung  hat  das  römische  Gemeinwesen  aus  einem  festzusam- 
mengewachsenen Geschlechterverband  bestanden^).  Und  da  der 
Güterumsatz  im  Schoss  der  römischen  Bürgerschaft  offenbar  nur 
ein  sehr  beschränkter  war^),  so  kann  man  wohl  mit  Sicherheit 
schliessen,  dass  im  Verkehr  der  Römer  unter  einander  das  Her- 
kommen die  Preisbildung  beherrscht  hat.  Hiefür  spricht  im  Be- 
sonderen auch  folgender  Umstand.  Die  lex  Aternia  Tarpeja  vom 
Jahr  454  v.  Chr.  wandelte  den  Einsatz  bei  der  legis  actio  sacra- 
menti ,  der  bis  dahin  in  Vieh  —  bei  wertvolleren  Streitobjekten 
5  Rinder ,  bei  geringwertigen  5  Schafe  —  bestanden  hatte ,  in 
Geld  um.  Dabei  wurde  ein  Rind  zu  dem  lofachen  Betrag  nor- 
miert wie  ein  Schaf'').  Nach  dem  gleichen  Verhältnis  hat  die 
lex  Julia  Papiria  von  430  v.  Chr.  die  früheren  Viehbussen  in  Geld- 
bussen umgewandelt*).  Hieraus  scheint  hervorzugehen,  dass  eben 
noch  das  Bewusstsein  vorhanden  war ,  dass  Rinder  und  Schafe 
durch  Herkommen  in  einem  festen  Wertverhältnis  standen,  nach 
welchem  10  Schafe  an  Wert  gleich  einem  Rind  galten.  Damit 
dürfte  aber  auch  die  Annahme  gerechtfertigt  sein  ,  dass  zu  jener 
Zeit  das  Herkommen  die  Preise  auch  anderer  Güter ,  in  denen 
ein  relativ  häufiger  Umsatz  unter  den  Volksgenossen  stattfand, 
—  also  insbesondere  das  Wertverhältnis  der  herkömmlichen  Tausch- 
objekte zum  Kupfer  bestimmte  ,  das  bei  der  mancipatio  als  Ent- 
gelt formell  erfordert  war  und   das  in  Italien  schon  in  sehr  frühen 


1)  Mommseu,  Römische  Geschichte,  7.  Aufl.,  i.  Buch,  3.  Kap.  (S.  36);  5.  cap. 
(S.  6l).  Berlin  1881.  —  Ferner  Fustel  de  Coulanges,  la  cite  antique ,  17.  Aufl.,  Paris 
1901 ,  über  das  Wesen  des  altrömischen  Familienverbands  und  über  die  Erweiterung 
der  Familie  zur  Gens.  (2.  Buch,   i.   Kap.,   S.    39  ff.   und  lO.   Kap.,    S.    119  ff.). 

2)  Hierüber  ausführlich  Voigt  a.  a.  O.,  S.  25  ff.  Ferner  derselbe,  Das  jus  natu- 
rale,  aequum  et  bonum  und  jus  gentium   der  Römer,    II.  Teil,   S.  567  ff.    Leipzig  1S5S. 

3)  Voigt,  12  Tafeln,   Bd.   I,   S.   591,  592. 

4)  Voigt  a.  a.   O.,   Bd.   I,   S.   201. 


Der  Wertbegriff  im  römischen  Recht.  •:>qI 

Zeiten  als  übliches  Tauschmittel  fungiert  hat^).  Nun  gehört  frei- 
lich zu  den  res  mancipi ,  den  durch  Mancipation  übertragbaren 
Gegenständen,  in  erster  Linie'-)  der  italische  Grund  und  Boden 
und  die  Rechte  an  diesem.  Dass  bei  einem  Wertobjekt,  das  nach 
Lage  und  Bodenverhältnissen  so  verschieden  qualifiziert  werden 
muss  ,  jemals  ein  herkömmlicher  Preis  generelle  Geltung  gehabt 
haben  könne,  ist  undenkbar ,  zumal  in  der  Stadt  Rom  und  ihrer 
nächsten  Umgebung,  wo  fruchtbare  und  unfruchtbare,  bergige  und 
ebene ,  gesunde  und  fieberdünstende  Striche  dicht  bei  einander 
liegen.  Aber  man  muss  bedenken ,  dass  die  ganze  Form  der 
mancipatio  doch  eigentlich  nur  auf  den  Umsatz  solcher  Gegen- 
stände passte,  die  man  »mit  der  Hand  ergreifen«  (manu  capere) 
kann^).  Dies  dürfte  beweisen,  dass  die  mancipatio  älter  ist  als 
Kauf  und  Verkauf  von  Grundstücken  '').  Die  Ursache  ist  off'en- 
bar  die,  dass  eben  auch  in  Rom,  wie  überall,  keineswegs  schon 
von  Anbeginn  der  Grund  und  Boden  im  Sondereigentum  der  Ein- 
zelnen stand  ^),  Grundstücksveräusserungen  also  überhaupt  erst 
einer  späteren  Zeit  als  die  Entstehung  des  Kaufgeschäfts  ange- 
hörten. 

Wie  es  aber  auch  ehedem  um  die  Geltung  des  Herkommens 
gestanden  haben  mag ,  jedenfalls  war  unter  der  Herrschaft  des 
Zwölftafelrechts  die  Preisgestaltung  rechtlich  vollkommen  frei.  Das 
Recht    wehrte    auch    den    extravagantesten    Preisen    nicht.     Ja  es 


l)  Mommsen  a.   a.   O.,   i.  Buch,   13.   Kap.  (S.   194  unten,   195). 
2j  Neben   den   Sklaven  und   den   Zug-  und  Lasttieren. 

3)  Mommsen   a.   a.   O.   i.  Buch,   11.   Kap.   (S.    151  Fussnote). 

4)  And.  Ans.   Bechniann  a.  a.  O.,   S.    72,  73. 

5)  Weber  a.  a.  O.  S.  80  ff.  Mommsen  a.  a.  O. ,  i.  Buch,  13.  Kap.  (S.  183  ff.) 
und  5.  Kap.  (S.  65)  (»die  Geschlechtsmarken  müssen  [in  der  ältesten  Zeit  der  Feld- 
gemeinschaft] die  kleinste  Einheit  der  Ackerteilung  gewesen  sein«).  —  Dagegen  Kar- 
Iowa,  Römische  Rechtsgeschichte ,  Bd.  I,  S.  91 ,  Leipzig  1885  :  »Soweit  unser  Blick 
in  die  Vergangenheit  des  römischen  Gemeinwesens  dringen  kann ,  war  den  Römern 
das  Privateigentum  auch  am  Grund  und  Boden  bekannt.;'  Zum  Beweis  hiefür  beruft 
sich  Kariowa  auf  die  Sage  und  auf  die  Benennung  der  alten  ländlichen  tribus  nach 
patrizischen  Geschlechtern.  Dass  Kariowa  dabei  nicht  etwa  ein  Sondereigentum  der 
gens  als  solcher,  sondern  ein  Privateigentum  der  einzelnen  Gentilen  im  Auge  hat,  er- 
giebt  sich  aus  S.  93  ibid.  :  »Es  scheint  eine  alte  Rechtsgewohnheit  gewesen  zu  sein, 
dass  wenn  ein  Gentile  .  .  .  sein  Grundstück  verkaufen  wollte,  die  Gentilen  ein  Vor- 
kaufsrecht hatten.  .  .  .  Möglich ,  dass  solche  Gewohnheit  nur  der  Rest  eines  weiter- 
gehenden Rechts  der  nächsten  Agnaten  bezw.  in  Ermangelung  derselben  der  Gentilen 
war,  zu  einer  Veräusserung  eines  Grundstücks  aus  der  gens  ihre  Zustimmung  zu  er- 
teilen.«    Ueber  den  Standpunkt   Karlowa'%  vgl.  unten   S.  400  Anm.   3. 
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bediente  sich  sogar  dieser  vollen  Freiheit  der  Preisberedung  -/ur 
Ermöglichung  und  Entwicklung  neuer  Rechtsgebilde. 

Die  mancipatio  verlangte  lediglich  die  Leistung  von  aes  schlecht- 
hin. Diesem  Erfordernis  war  aber  formell  natürlich  auch  schon 
mit  der  Zahlung  des  kleinstmöglichen  Gewichts  in  ungemünztem, 
oder  späterhin  des  kleinsten  gangbaren  Stücks  in  gemünztem 
Metall  genügt.  Dies  sogar  dann ,  wenn  die  Parteien  ersichtlich 
nur  des  äusseren  Anscheins  wegen  einen  minimalen  Preis  verein- 
barten^), um  in  Wirklichkeit  durch  das  Mittel  der  mancipatio 
ganz  andere  rechtliche  Zwecke  zu  erreichen  als  einen  Kauf;  z.  B. 
eine  Schenkung  oder  —  mit  Zuhilfenahme  einer  clausula  fiduciae 
—  eine  Verpfändung  oder  was  immer.  Es  bestand  also  keine 
Scheu,  die  Preisberedung  der  Parteien  selbst  dann  zu  respektie- 
ren ,  wenn  es  sich  wie  bei  der  mancipatio  nummo  uno  ,  um  ein 
offensichtlich  gar  nicht  ernst  zu  nehmendes  Wertverhältnis  handelte. 

Für  den  umgekehrten  Fall ,  die  Vereinbarung  einer  exorbi- 
tant hohen  Bezahlung  fehlt  es  uns  bei  der  mancipatio  an  einem 
entsprechend  drastischen  Beispiel  für  die  gänzlich  indifferente  Hal- 
tung des  alten  Civilrechts  gegenüber  der  Preisberedung  der  Par- 
teien. Allein  wir  können  den  Beleg  für  diesen  Geist  des  Rechts 
aus  einem  andern  Institut  entnehmen.  Die  Zwölftafelgesetzgebung 
brachte  eine  Beschränkung  des  Zinsfusses  für  Darlehen-).  Vor- 
her hatte  es  keine  Zinsbeschränkung  gegeben"^).  Und  welch  hohen 
Zins  die  Gläubiger  sich  oftmals  ausbedungen  haben  mochten,  da- 
von legt  die  secessio  in  montem  sacrum  von  494  v.  Chr.  beredtes 
Zeugnis  ab.  War  es  doch  in  erster  Linie  der  Druck  der  Wucher- 
zinsen in  Verbindung  mit  dem  grausamen  altrömischen  Exeku- 
tionsverfahren gewesen,  der  diese  stolze,  unblutige  Empörung  ge- 
zeitigt hat.  Was  nun  jene  Einführung  eines  Zinsmaximum  durch 
die  Decemviren  betrifft ,  so  entsprang  diese  nicht  etwa  dem  Ge- 
danken ,  ein  Darlehen  habe  jedenfalls  nicht  mehr  als  einen  be- 
stimmten Wert,  und  es  sei  Aufgabe  der  Rechtsordnung,  dafür  zu 
sorgen ,  dass  der  Zins  ,  in  dem  die  Entschädigung  für  das  Dar- 
lehen liegt ,  diesen  Wert  nicht  übersteige.  Das  legislatorische 
Motiv  war  vielmehr  einzig  der  rein  politische  Gedanke  ,    den  auf 

1)  »imaginaria   venditio«   {Gajus  Inst.  §  119). 

2)  Als  maximum  gestattete  sie  das  »unciarium  fenus«.  Wie  viel  Prozent  vom 
Kapital  dies  bedeutete,  ist  sehr  bestritten.  Lieber  die  verschiedenen  Ansichten  siehe 
Streuber,  Der  Zinsfuss  bei  den  Römern,  §§  4 — 12,    Basel  1857. 

3)  Tacitus  ann.  6,  16. 
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dem  aufgeregten  Volk  lastenden  Druck  zu  vermindern ,  und  da- 
durch der  Wiederholung  gefährlicher  Unruhen  vorzubeugen.  Die 
JNIassregel  mochte  im  Gegenteil  von  den  Gesetzgebern  —  die  ja 
selbst  der  herrschenden,  finanziell  überlegenen  Patrizierklasse  an- 
gehörten —  eher  als  ein  Eingriff  in  natürliche  Rechte  empfunden 
worden  sein!  Man  denke  an  die  Aeusserung  des  Cicero  ^) :  »(ma- 
jores nostri)  putabant  ereptionem  esse  non  emtionem,  cum  ven- 
ditori  suo  arbitratu  vendere  non  liceret«  —  eine  Aeusserung,  die 
den  Geist  des  altrömischen  Rechts  sicherlich  richtig  charakteri- 
siert hat. 

Wie  erklärt  sich  nun  ,  dass  in  den  ersten  Jahrhunderten  der 
historisch  beglaubigten  Geschichte  Rom's  die  Preisbildung  so 
schrankenlos  der  Willkür  der  Einzelnen  überlassen  war  ?  -) 

Man  könnte  versucht  sein,  diese  Thatsache  in  Zusammen- 
hang mit  dem  regen  Handelsverkehr  zu  bringen,  in  welchem  Rom 
schon  zur  Zeit  der  Zwölftafelgesetzgebung  mit  den  handeltreiben- 
den Nationen  jener  Zeit,  namentlich  den  Ertruskern,  Karthagern, 
Grossgriechen  ^)  gestanden  hat.  Schon  unter  den  Königen  war 
ja  ein  Handelsvertrag  mit  dem  überseeischen  Karthago*)  (um  509 
V.  Chr.)  notwendig  geworden,  und  unter  dem  Decemvirat^)  trat 
der  Uebergang  vom  gewogenen  zum  gemünzten  Geld  ein ,  — 
sicherlich  das  bezeichnendste  Symptom  für  die  zunehmende  Häu- 
figkeit der  Umsätze.  Der  Handel  aber  duldet  kein  festes  Her- 
kommen in  der  Preisbestimmung,  sobald  Angebot  und  Nachfrage 
in  fühlbarer  Weise  sich  verändern.  Und  solche  Schwankungen 
zwischen  Ueberfluss  und  Mangel  sind  umso  heftiger,  je  primitiver 
die  Verkehrsverhältnisse  sind ,  weil  es  einer  unentwickelten  Ver- 
kehrstechnik ebenso  unmöglich  ist,  die  Gefahr  des  Mangels  durch 
sofortige  Mehrzufuhr  zu  heben,  wie  umgekehrt  bei  einer  Ueber- 
füllung  des  Markts  ein  sofortiges  Zurückhalten  der  auswärtigen, 
vollends  der  überseeischen  Zufuhr  zu  bewirken.     Es    licet    daher 


i)  Verr.   IV,   5,  10. 

2)  Wie  es  z.  B.  in  Deutschland ,  wo  das  Herkommen  in  weitem  Umfang  sogar 
bis  tief  ins  Mittelalter  Wertmeinungen  und  Preise  bestimmte .  niemals  der  Fall  ge- 
wesen ist. 

3)  Goldschmidt  a.   a.   O.  S.  62.     Voigt,  jus  naturale  etc.,   II.   Teil,   S.   567. 

4)  Goldschmidt  a.   a.  O.,   S.  63,   Note  44. 

5)  So  Goldschmidt  a.  a.  O.  S.  62,  Note  41.  Moininsen,  Geschichte  des  römischen 
Münzwesens,  S.  174  ff.  Berlin  1860.  Andere  Ansichten  sind  bei  Kariowa  a.  a.  O., 
II.  Band  S.  364  ff.  angeführt ,  der  selbst  den  Zeitpunkt  der  Einführung  gemünzten 
Gelds  weiter  zurücksetzen  will. 
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auf  der  Hand ,  dass  feststehende  Werte  im  internationalen  Han- 
delsverkehr Rom's  niclit  bestehen  konnten.  Allein  gerade  dieser 
Handelsverkelir  war  kein  Anwendungsgebiet  des  jus  civile,  von 
dessen  laissez  faire  hier  die  Rede  ist.  Denn  das  jus  civile  galt 
nur  im  Rechtsverkehr  römischer  Bürger  unter  einander. 

Der  Grund  ist  also  anderswo  zu  suchen. 

Man  muss  sich  folgendes  vor  Augen  halten.  Soweit  das 
Herkommen  die  Preise  beherrscht,  pflegt  dies  doch  nur  der  Fall 
zu  sein  bei  solchen  Geschäften ,  die  zwischen  Angehörigen  eines 
und  desselben  Stammes  geschlossen  w?erden.  Das  Recht  findet 
hier  eine  Ergänzung  in  dem,  was  unter  ihnen  für  sittliche  Pflicht 
gilt.  Ganz  anders  aber  beim  Verkehr  mit  Stammesfremden.  Die 
Angehörigen  verschiedener  Stämme  fühlen  sich  von  keinem  ge- 
meinschaftlichen Band  umschlungen.  Weder  Verehrung  gemein- 
samer Götter  —  jeder  Stamm  betet  zu  seiner  eigenen  Stammes- 
gottheit —  noch  das  Bewusstsein  gemeinsamer  wirtschaftlicher 
Interessen  weist  sie  darauf  hin,  dass  Einer  dem  Andern  helfe  ^). 
Im  Gegenteil,  ein  Jeder  sucht  seinen  Vorteil  im  Schaden  des 
Andern.  Keine  Rücksicht  auf  ethische,  keine  auf  soziale  Mo- 
mente verpflichtet  gegenüber  dem  Stammesfremden.  Durch  Schlau- 
heit den  Gegner  überlisten  ,  betrügen ,  darf  man  sich  sogar  zum 
Ruhme  rechnen^).  Im  Tauschverkehr  zwischen  Stammesfremden 
gilt  uneingeschränkt  das  Streben  nach  grösstmöglichem  Gewinn^). 

Wie  war  nun  aber  die  Gesamtheit  derer  zusammengesetzt,  die 
zur  Zwölftafelzeit  des  römischen  jus  civile  teilhaftig  waren  ? 

Schon  in  den  ältesten  Zeiten,  noch  vor  dem  Beginn  des  über- 
seeischen Handels,  bestand  ein  regelmässiger  Tauschverkehr  zwi- 
schen den  italischen  Gemeinden.  Die  latinischen  Messen  sind 
sehr  alt^).  Die  Gemeinden,  deren  Bürger  hier  zusammenkamen, 
waren  aber  Feinde.  Die  späteren  Bündnisse  waren  erst  die 
Frucht  vorhergegangener  Kriege.  Das  Vorkommen  von  Verletz- 
ungen der  römischen   Kaufleute,  die  beispielsweise  an  der  Messe 

1)  Vgl.  Ftistel  de   Coiilanges  a.   a.   O  ,   3.   Buch,   12.   Kap.,   S.   226   ff. 

2)  So  berichtet  Caesar  (de  hello  Galileo  6,  23)  von  den  Germanen:  vlatrocinia 
nullam  habent  infamiam,  quae  extra  fines  cujusque  civitatis  fiunt ;  atque  ea  juventntis 
exercendae  ac  desidiae  minuendae  causa  fieri   praedicant«. 

3)  Vgl.   auch   V.   Mos.   23;    20,  21. 

4)  »Hier  halfen  bei  vorkommenden  Missernten  die  Landschaften  einander  mit  Ge- 
treide aus;  hier  tauschte  man  ferner  Vieh,  .Sklaven,  Metalle  und  was  sonst  in  jenen 
ältesten  Zeiten  notwendig  oder  wünschenswert  erschien«.  Mommsen  ,  Römische  Ge- 
schichte,  I.   Buch,   Kap.   13,   S.    194.    Vgl.  auch    Voig/,   12   Tafeln,   S.   31. 
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am  Soracte,  der  bedeutendsten  der  italischen  Messen,  teilnahmen, 
führte  häufig  zu  Hader  mit  den  Sabinern  ^).  Im  Verkehr  zwischen 
diesen  verschiedenen  italischen  Gemeinden  herrschte  also  allein 
das  Streben  nach  grösstmöglichem  Gewinn,  das  Streben,  möglichst 
teuer  zu  verkaufen,  möglichst  billig  zu  kaufen.  Als  später  das 
Anwendungsgebiet  des  römischen  jus  civile  tiber  die  römische 
Markung  hinausgriff  und  den  Gemeinden  des  latinischen  Bunds 
das  commercium,  die  Teilnahme  am  römischen  jus  civile,  verliehen 
wurde  ^),  da  wurde  der  Geist,  der  den  gegenseitigen  Verkehr  be- 
herrschte, nicht  mit  einem  Mal  ein  anderer.  Gleichheit  auf  dem 
Boden  des  Privatrechts  verband  sie  freilich  jetzt  alle.  Aber  kein 
verbindendes  Herkommen    hielt    den  Erwerbstrieb    in    Schranken. 

Und  wie  in  den  verschiedenen  Gemeinden  unter  einander,  so 
verhielt  es  sich  innerhalb  desselben  Gemeinwesens  mit  verschie- 
denen Klassen  der  Bürger.  Wurde  nämlich  in  einem  glücklichen 
Krieg  eine  fremde  Gemeinde  niedergeworfen,  so  wurde  sie  ent- 
weder- —  dies  war  die  Regel  —  zur  Abtretung  eines  Teils,  ge- 
wöhnlich eines  Dritteiis,  ihrer  Feldmark  genötigt,  und  auf  dieser 
wurden  dann  römische  Krieger  angesiedelt '}.  So  fanden  sich  in 
den  coloniae  frühere  politische  Feinde  in  einem  und  demselben 
Gemeinwesen  zusammen.  Oder  aber,  die  Besiegten  wurden  zur 
Uebersiedlung  nach  Rom  gezwungen^).  Auf  diese  Weise  ent- 
stand hier  neben  dem  Patriciat,  das  aus  den  Abkömmlingen  der 
alteingesessenen  Geschlechter  und  einzelnen  späterhin  besonders 
aufgenommenen  Familien  bestand,  die  plebs,  die  ihrerseits  Elemente 
der  verschiedensten  Herkunft ,  frühere  Insassen ,  Freigelassene, 
Bürger  besiegter  Gemeinden  und  deren  Nachkommen  umfasste  ■'). 
Erwägt  man,  dass  es  so  heterogene  Bestandteile  waren,  aus  denen 
die  römische  Bürgerschaft  der  Zwölftafelzeit  sich  zusammensetzte, 
so  dürfte  es  verständlich  sein,  weshalb  die  Bande  des  altrömischen 
Herkommens  im  Tauschverkehr  sich  gelöst  hatten. 

Und  zwischen  den  verschiedenen  Klassen  bestand  jetzt  eine 
tiefe  Kluft.  Während  der  Kriege,  die  Rom  zu  führen  hatte  — 
und  es  führte  fast  immer  Krieg  •"')    —  konnte  der  Reiche,  der  ge- 


i)  Mommsen  a.   a.   O. 

2)  Mommsen,  i.   Buch,    7.   Kap.,   .S.   102   ft". 

3)  Mommsen  a.  a.   O  ,   Kap.   13,   .'^.   183. 

4)  Mominsen  a.   a.  O.   Kap.   7,   S.  99   ff. 

5)  Mommsen  a.  a.  O.   i.   Buch,   Kap.   6;   2,   Buch,   Kap.   i,   S.   243  u.   258. 

6)  Mommsen  a.   a.   O.   i.   Buch,   Kap.   7,   S.   97  ff. 
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nügend  Sklaven  besass,  seine  Wirtschaft  durch  diese  versehen 
lassen.  Der  Arme  aber  hatte  keine  Hilfskräfte,  die,  während  er 
selbst  im  Feld  stand,  die  notwendigen  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiten hätten  verrichten  können.  Ihn,  dessen  Gut  während  der 
Abwesenheit  des  Besitzers  verwahrlosen  musste,  lieferte  der  Krieg 
in  die  Hände  eben  jener  reichen  Grundbesitzer,  von  denen  er  nun 
Geld  entlehnen  musste,  um  seine  Wirtschaft  wieder  zu  heben  und 
sein  Leben  zu  fristen^).  Denn  die  grossen  Grundbesitzer-)  des 
alten  Rom  waren  gleichzeitig  die  grossen  Geldbesitzer  und  Spe- 
kulanten, da  in  ihren  Händen  von  Anfang  an  der  Grosshandel 
von  Latium  sich  befunden  hat^).  So  war  der  Schwache  dem 
Starken  ausgeHefert,  und  kein  durch  Herkommen  gefestigtes 
ethisches  Band  hinderte  diesen,  die  Notlage  des  Vertragsgegners 
auszubeuten,  um  einen  möglichst  hohen  Zins  für  das  gewährte 
Darlehen  auszubedingen.  Welches  Imponderabüe  hätte  bei  solcher 
Beschaffenheit  der  sozialen  Zustände  den  wirtschaftlich  Ueber- 
legenen  hindern  sollen,  auch  bei  der  Beredung  eines  Kaufpreises 
aufs  rücksichtsloseste  nach  grösstmöglichem  Gewinne  zu  streben  ? 
Zumal  die  vorkommenden  Mancipationen  zum  guten  Teil  Notver- 
käufe sein  mochten,  die  ein  bedrängter  Darlehensschuldner  vor- 
nahm, um  der  furchtbaren  Exekution  zu  entgehen,  die  dem  Gläu- 
biger das  Recht  gab,  ihn  zu  töten  oder  ihn  samt  seiner  Familie 
in  die  Sklaverei  zu  verkaufen  ^). 

Die  Anwendung  dieses  strengen  Rechts  aber,  und  damit  die 
Möglichkeit,  es  auf  dem  Weg  der  Interpretation  weiterzubilden, 
lag  seit  dem  Sturz  des  Königtums  ausschliesslich  in  den  Händen 
des  Patriziats.     Ihm,  dessen  Angehörige  zum  weit  überwiegenden 

1)  Vgl.  I/ierhig,  Geist  des  römischen  Rechts  II.  Teil,  i.  Abteilung,  §  34,  5.  Aufl., 
.S.   237  ff.    Leipzig  1894. 

2)  Mit  der  Annahme,  es  habe  Grossgrundbesitzer  gegeben,  scheint  die  Mitteilung 
des  Plinius  (hist.  nat.  18,  2  u.  3)  im  Widerspruch  zu  stehen  :  in  der  ältesten  Zeit  (seit 
Romulus)  habe  kein  Bürger  mehr  Grundeigentum  besessen,  als  2  jugera  (»jugum  vo- 
cabatur  quod  uno  jugo  bonum  in  die  exarari  posset«,  Plinius  a.  a.  O.) ;  nach  der  Ver- 
treibung der  Könige  sei  dieses  Mass  auf  7  jugera  erhöht  worden.  Damit  ist  aber  nicht, 
wie  z.  B.  Streuber  (a.  a.  O.  S.  63)  meint,  der  ganze  Grundbesitz  einer  römischen 
Bauernfamilie  gemeint,  sondern  nur  das  Hof-  und  Gartenland  des  Einzelnen,  das  ausser- 
halb der  Flurgemeinschaft  lag.  Mommsen  a.  a.  O.  i.  Buch,  c.  13  (S.  184  Anm.  und 
S.   186  Anm.)    Weber  a.  a.  O.  .S.   58. 

3)  Mommseii  a.  a.  O.   Kap.  13  in  fine,  S.  202. 

4)  Erst  seit  der  lex  Poetelia  (326  oder  313  v.  Chr.)  traten  Milderungen  in  der 
Exekutionsordnung  ein.  Keller-Wach,  Der  römische  Zivilprozess  und  die  Aktionen, 
§  83,  S.  429.    6.  Aufl.    Leipzig  1883. 
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Teil  reich  begütert  waren ^),  nützte  ein  Rechtszustand,  der  ihm  die 
Möglichkeit  gewährte,  die  Menge  der  Nichtbesitzenden  in  wirt- 
schafthche  Abhängigkeit  zu  bringen,  und  er  dachte  begreiflicher- 
weise nicht  daran,  im  Recht  etwa  eine  Wertanschauung  zur  Gel- 
tung zu  bringen,  die  anderen  Preisen  Berechtigung  gegeben  hätte, 
als  denen,  wie  sie  von  Fall  zu  Fall  unter  voller  Ausnützung  der 
konkreten  Sachlage  sich  gestalteten-). 

II.   In  der  Blütezeit  Roms. 

Schon  oben  ist  auf  die  bekannte  Thatsache  hingewiesen  wor- 
den, dass  die  mancipatio  sestertio  nummo  uno  in  Verbindung  mit 
der  clausula  fiduciae  das  Mitte!  gewesen  ist,  dessen  sich  die  Praxis 
bediente,  um  unter  dem  Schutz  der  alten  civilen  Rechtsformen 
materiell  neue  Rechtsverhältnisse,  wie  sie  die  Verkehrsentwicklung 
verlangte,  herzustellen.  Es  ist  notwendig,  auf  die  fiducianische 
Klausel  etwas  näher  einzugehen,  da  in  ihr  ein  dem  ältesten  Civil- 
recht  fremd  gewesenes  Prinzip,  das  für  unseren  Stoff  von  Wich- 
tigkeit ist,  zur  Geltung  kommt. 

Durch  die  fiduciarische  Klausel  wird  der  Käufer  verpflichtet, 
das  empfangene  Eigentum  wieder  aufzugeben,  insbesondere  die 
Sache  unter  gewissen  Umständen  zurückzumancipieren.  Formell 
wird  er  schlechtweg  Eigentümer.  Aber  materiell  ist  er  gebunden 
an  seine  fiduciarische  Verpflichtung  ,  gemäss  deren  er  sich  z.  B. 
nur  als  Pfandbesitzer  oder  als  Depositar  oder  Commodatar  (um 
die  kurzen  Ausdrücke  des  späteren  Rechts  zu  gebrauchen)  be- 
trachten darf.  Je  mehr  sich  der  Verkehr  entwickelte,  desto  ver- 
schiedener mussten  sich  die  Modalitäten  gestalten,  deren  Beredung 
den  Parteien  in  jedem  einzelnen  Fall  erwünscht  war.  Solche 
sicherlich  oft  umständliche  und  vielfach  verschiedene  Abreden  in 
die  herkömmliche  bündige  Nuncupationsformel  aufzunehmen,  ging 
nicht  an.  Man  musste  sich  begnügen,  in  dem  solennen  Akt  das 
Vorhandensein  eines  im  Zusammenhang  mit  der  Mancipation 
nebenher  geschlossenen  pactum  zu  konstatieren,  indem  man  auf 
die  fiducia,    auf  das  dem  Käufer  geschenkte  V^ertrauen  kurz  hin- 


1)  Monimsen  a.   a.   O.,   2.   Buch,   2.   Kap.,   .S.   268. 

2)  Von  dem  Geist ,  von  dem  die  Praxis  der  Rechtssprechung  jener  Zeit  beseelt 
war,  legt  die  Stelle  des  Livius  (II,  27)  Zeugnis  ab  ,  die  von  Appius  Claudius ,  dem 
Haupte  der  Decemvirn  und  Führer  der  strengen-  Adelspartei  berichtet,  er  habe  auch, 
als  das  Volk  aus  siegreichem  Krieg  heimkehrte,  das  Schuldrecht  gehandhabt  »quam 
asperrime  poterat«. 
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wies^).  Das  pactum,  das  den  Inhalt  der  fiduciarischen  Verpflich- 
tung präzisierte,  stand  ausserhalb  des  Mancipationsakts.  Es  war 
formlos  und  daher  nach  altem  Recht  nicht  klagbar.  Was  der 
Richter  auf  Klage  wegen  Nichterfüllung  der  fiduciarischen  Klausel 
(actio  fiduciae)  zu  untersuchen  hatte,  war  daher  genau  genommen 
nicht  d  i  e  Frage,  ob  das  pactum  genau  erfüllt  worden  ist,  son- 
dern :  ob  der  Beklagte  so  gehandelt  hat,  wie  man  es  von  einem 
Ehrenmann,  dem  man  sein  Vertrauen  geschenkt  hat,  erwarten 
darf-),  so  nämlich  >ut  inter  bonos  bene  agier  oportet  et  sine  frau- 
datione«-').  So  war  der  judex  statt  wie  bisher  nur  auf  feste,  klare 
Rechtsnormen,  auf  einen  rein  ethischen  Begriff  verwiesen,  der  als 
solcher  aller  objektiven  Sicherheit  entbehrt.  Die  Klage  aus  der 
fiducia  konnte  folge  weise  keine  actio  stricti  juris  mit  scharf  be- 
stimmtem Inhalt  sein,  sondern  Hess  dem  richterlichen  Ermessen 
weite  Grenzen. 

Eine  noch  grössere  Rolle  als  im  jus  civile  spielte  das  freie 
richterliche  Ermessen  aber  im  jus  gentium.  Alle  formlosen  Ver- 
träge entbehrten  ja  nach  altrömischem  Recht  der  Klagbarkeit. 
Unklagbar  waren  also  insbesondere  nicht  nur  solche  Kaufgeschäfte, 
die  ohne  Beobachtung  der  Mancipationsförmlichkeiten  von  römi- 
schen Bürgern  unter  einander  abgeschlossen  wurden,  sondern 
namentlich  auch  alle  Verkehrsgeschäfte,  die  zwischen  Vertrags- 
gegnern zustande  kamen,  die  nicht  beide  des  commercium  teilhaf- 
tig waren.  Für  diesen  Verkehr  gab  es  in  Rom  ursprünglich  über- 
haupt kein  Recht.  Gerade  dieser  Verkehr  wurde  aber  immer 
wichtiger.  Denn  während  Rom  an  Macht  mimer  mehr  zunahm 
und  sein  Herrschaftsgebiet  immer  mehr  vergrösserte,  wurde  es 
gleichzeitig  auch  immer  exklusiver.  Den  Bürgern  unterworfener 
Gemeinwesen    wurde    seit    etwa    dem  dritten  Jahrhundert  v.   Chr. 


1)  Die  Worte  ergeben  sich  aus  der  überlieferten  aliröniischen  Inschrift:  »Dama 
hominem  Midam  sestertio  nummo  uno  fidi  fiduciae  causa  niancipio  accepit 
(Voigt,  12  Tafeln  Bd.  JI,  S.  170). 

2)  Sohm,  Institutionen  des  römischen  Rechts,  §  12,  10.  Aufl.,  S.  60.  Leipzig  1901. 
—  Die  Verurteilung  auf  Grund  der  actio  fiduciae  machte  infolgedessen  infam. 

3)  Der  vollständige  Wortlaut  einer  actio  fiduciae  war:  »Si  paret  A>Jm  A"™ 
No  No  fundum  q.  d.  a.  ob  pecuniam  debitam  fiduciae  causa  mancipio  dedisse  eamque 
pecuniam  solutam  eove  nomine  satisfactum  esse  aut  per  N"™  Num  stetisse  quo  minus 
solveretur  eumque  fundum  redditum  non  esse  negotiumve  ita  actum  non  esse,  ut  inter 
bonos  bene  agier  oportet  et  sine  fraudalionc,  quanli  ea  res  erit,  tantam  pecuniam,  ju- 
dex, N"™  N"""  A°  A°  condemna,  s.  n.  p.  a.*  (Lenel,  Das  Edictum  Perpetuum,  §  107, 
S.   233.    Leipzig  1883). 
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nicht  mehr  das  Recht  römischer  Bürger  gegeben  ^),  und  die  Pere- 
grinen,  deren  Zuzug  immer  stärker  und  deren  Verkehr  mit  den 
Bürgern  wie  unter  einander  mimer  reger  wurde,  erhielten  kein 
commercium.  So  lange  sich  der  Handelsverkehr  damit  begnügen 
konnte,  dass  man  Leistung  und  Gegenleistung  sofort  in  natura 
austauschte,  konnte  er  der  Klage  entbehren.  Denn  dieser  Ver- 
kehr war,  wie  schon  oben  ausgeführt,  ausschliesslich  von  dem 
Streben  nach  grösstmöglichem  Gewinn  beherrscht,  und  diesem 
Streben  war  kein  Mittel  unerlaubt.  Wie  hätte  man  also  zu  einer 
nachträglichen  Anfechtungsklage  —  denn  nur  um  eine  solche  kann 
es  sich  gegenüber  einem  Naturalkauf  handeln  —  kommen  sollen.? 
Dies  musste  erst  dann  anders  werden,  als  der  Kreditkauf  zur  wirt- 
schaftlichen Notwendigkeit  wurde.  Mit  diesem  ist  die  Möglich- 
keit eines  Streits  um  Dasein  und  Modalitäten  der  Erfüllungspflicht 
gegeben.  Wie  solche  Streitigkeiten  sich  häuften,  konnte  der 
Staat  sich  nicht  mehr  der  Aufgabe  entziehen,  für  ihre  Schlichtung 
zu  sorgen  2). 

Bei  dieser  Rechtsprechung  über  Fälle,  die  nicht  dem  jus 
civile  angehörten,  kamen  wahrscheinlich  die  heimatlichen  Rechte 
der  Peregrinen  zur  Sprache.  Allein  vor  allem  war  man  in  Er- 
mangelung fester  Rechtssätze  angewiesen  auf  das,  was  nach  Lage 
des  Falls  aequum  et  bonum  dünkte^).  Auch  hier  also  musste 
dem  richterlichen  Gutdünken  ein  weiter  Spielraum  gelassen  sein. 
Dass  dieses  Gutdünken  nicht  in  unberechenbare  Willkür  ausartete, 
dafür  sorgte  die  Einrichtung,  dass  der  Magistrat  vor  Amtsantritt 
in  einem  Edikt  zur  allgemeinen  Nachachtung  die  Grundsätze  be- 
kannt machte,  nach  denen  er  während  seiner  Amtszeit  Recht  zu 
sprechen  gewillt  war.  So  bildeten  sich  in  der  Praxis  die  Sätze 
heraus,  deren  Gesamtheit  man  das  jus  gentium,  nannte,  —  ein 
Recht,  das  durch  das  Verkehrsbedürfnis  geschaften,  diesem  zu 
folgen  strebte.  Es  konnte  nicht  anders  kommen,  als  dass  die 
Römer  mit  Zunahme  des  Verkehrs  auch  unter  einander  mehr  und 


1)  Sohm  a.   a.   O.   §   13,    S.  64   ff. 

2)  Ursprünglich  hatten  nur  die  Könige,  dann  die  Konsuhi  Recht  gesprochen.  Im 
Jahr  367  V.  Chr.  wurde  für  die  städtische  Rechtspflege  die  Prätur  und  —  speziell 
für  die  mit  der  städtischen  Polizei,  insbesondere  mit  dem  Geschäftsverkehr  am  Sklaven- 
und  Viehmarkt  zusammenhängende  Rechtspflege  —  die  curulische  Aedilität  geschaffen. 
Bereits  im  Jahr  242  v.  Chr.  musste  dem  praetor  urbanus,  der  dem  Geschäftsandrang 
nicht  mehr  gewachsen  war ,  ein  eigener  praetor  qui  inter  peregrinos  und  inter  cives 
et  peregrinos  jus  dicit,   zur  .Seite  gestellt  werden. 

3)  Piickta,  Institutionen  I,   §   84,   S.  206.    lo.   Aufl.    Leipzig  1893. 


-JOO 


Dr.  Rudolf  Kauila: 


mehr  die  schwerfälligen  Formen  des  jus  civile  vermieden,  wo 
nicht  ein  besonderer  Anlass  vorlag,  sie  zu  wählen.  Auf  res  nee 
mancipi,  deren  Umsatz  mit  Zunahme  des  allgemeinen  Wohl- 
stands^) an  Wichtigkeit  gewinnen  musste,  waren  die  solennen 
Formen  der  civilrechtlichen  mancipatio  ja  ohnehin  nicht  anwend- 
bar. So  lag  im  jus  gentium  die  treibende  Kraft  für  die  Weiter- 
bildung des  römischen  Rechts  überhaupt.  Im  Masse  wie  die 
Römer  aus  den  engen  Verhältnissen  eines  kleinen  Agrikulturvolks 
heraustraten  und  in  immer  vielfältigere  wirtschaftliche  Beziehungen 
mit  einander,  mit  den  übrigen  Gliedern  des  wachsenden  Staats 
und  mit  Fremden  verflochten  wurden,  nahm  die  Bedeutung  des 
jus  gentium  für  das  gesamte  Rechtsleben  zu  ^)  ^). 

Was  nun  insbesondere  das  Kaufgeschäft  des  jus  gentium,  die 
formlose  emtio  venditio  betrifft,  so  lautete  die  prätorische  for- 
mula  folgendermassen :  quod  A"^  A"'  de  N°  N°  hominem  q. 
d.  a.  emit  (bezw.  N°  N°  vendidit) ,  q.  d.  r.  a.  quidquid  ob  eam 
rem  N"™  N"'"  A°  A°  dare  facere  oportet  ex  fide  bona,  ejus, 
judex,  N""  N"'"  A°  A°  condemna,  s.  n.  p.  a.^).  Also  auch  hier 
die  Verweisung  auf  einen  ethischen  Begriff,  über  dessen  Inhalt  zu 
verschiedenen  Zeiten  und  bei  verschiedenen  Menschen  die  An- 
sichten notwendigerweise  auseinandergehen. 

Der  wachsende  Verkehr  bewirkt  nun  aber,  dass  gewisse  An- 


i)  Es  ist  aber  bemerkenswert,  dass  noch  im  Jahr  275  v.  Chr.  ein  Mann  wie 
Publius  Cornelius  Rufinus,  der  wiederholt  Konsul  gewesen  war,  von  den  Zensoren  aus 
dem  Grund  aus  dem  Ratsherrenverzeichnis  gestrichen  wurde,  weil  er  silbernes  Tafel- 
geräl  zum  Wert  von  3360  Sesterzen  (=  ca.  720  M.)  besass.  Moininsoi  a.  a.  O. 
Tl.   Buch,   8.   Kap.,   S.   431, 

2)  Die  Römer  waren  sich  dessen  wohl  bewusst ;  so  sagt  Cicero :  »quod  civile  non 
idem  continuo  gentium,    quod  autem  gentium  idem  civile  esse  debet<i    (de  officiis  III,  17). 

3)  Kariowa  a.  a.  O.  Bd.  I,  S.  454  ff.  stellt  gegenüber  der  herrschenden  Meinung 
über  die  Entstehung  des  jus  gentium  die  Hypothese  auf:  gerade  umgekehrt  habe  sich 
das  freiere  jus  gentium  »aus  dem  Verkehr  der  römischen  Bürger  unter  sich  entwickelt ; 
und  sei  erst  hernach  auf  den  Verkehr  der  römischen  Bürger  mit  den  Peregrinen,  so- 
wie auf  den  der  Peregrinen  unter  sich  angewendet  worden ;  insbesondere  der  Kauf 
sei  ja  »keineswegs  bloss  Handelsgeschäft,  sondern  ebensowohl,  ja  zunächst  ein 
Geschäft  des  kleinen  bürgerlichen  Verkehrs  ,  wie  er  sich  mit  dem  Aufkommen  des 
Gelds  in  jedem  städtischen  Leben  entwickelt«.  Diese  Meinung  Karlowa's  dürfte  gleich 
der  schon  oben  S.  39 1  citierten  auf  die  in  der  juristischen  Litteratur  noch  häufig 
durchschimmernde  aprioristische  Grundanschauung  zurückzuführen  sein ,  als  habe  es 
mit  einer  gewissen  naturrechtlichen  Notwendigkeit  von  jeher  Sondereigentum  und,  auch 
zwischen  Stammesangehörigen,  einen  Tauschverkehr  gegeben. 

4)  Leiiel  a.  a.  O.  §  ni,  S.   239,  240. 
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schauungen  über  Billigkeit  und  Treu  und  Glauben  zu  allgemei- 
nerer Geltung  gelangen.  Man  gewöhnt  sich,  bestimmte  Anfor- 
derungen ethischer  Art  an  das  Verhalten  der  Menschen  im  Ver- 
kehrsleben zu  stellen.  Der  Niederschlag  der  sich  klärenden  sitt- 
lichen Postulate  kommt  in  der  Gestaltung  der  Rechtsinstitute  zur 
Erscheinung.  So  sehen  wir  auch,  was  die  Stellung  des  Rechts 
zur  Preisbildung  angeht,  das  Recht  den  Geboten  der  Ethik 
stufenweise  nachfolgen.  Um  das  Ergebnis  dieser  Entwicklung, 
die  auf  der  grundsätzlichen  Berücksichtigung  der  bona  fides  im 
Verkehrsleben  beruhte,  würdigen  zu  können,  ist  es  also  notwen- 
dig, sich  überhaupt  ein  Bild  von  den  moralphilosophischen  An- 
schauungen der  Zeit  zu  machen. 

Dies  ist  umso  notwendiger,  als  uns  in  den  Aeusserungen  der 
klassischen  Juristen  zur  Frage  der  Stellung  des  Rechts  gegenüber 
der  Preisbildung  ein  Widerspruch  der  Leitsätze  begegnet,  der  auf 
den  ersten  Anblick  unlösbar  scheinen  kann. 

Einerseits  wird  nämlich  das  Prinzip  der  Nichteinmischung  des 
Rechts  in  die  Preisbildung,  das  im  alten  Recht  gegolten  hatte, 
auch  jetzt  noch  aufs  schärfste  betont.  So  sagt  Pomponius  (und 
Ulpian  beruft  sich  darauf):  ;>in  pretio  emtionis  et  venditionis 
naturaliter  Heere  contrahentibus  se  circumvenire«^).  Paulus  giebt 
derselben  Anschauung  noch  allgemeineren  Ausdruck:  »quemad- 
modum  m  emendo  et  vendendo  naturaliter  concessum  est,  quod 
pluris  sit  minoris  emere,  quod  minoris  sit  pluris  vendere  et  ita 
invicem  se  circumscribere,  ita  in  locationibus  quoque  et  conduc- 
tionibus  juris  est«  ^). 

Auf  der  andern  Seite  aber  findet  sich  jetzt,  nicht  minder  all- 
gemein und  entschieden  ausgesprochen,  der  Grundsatz:  »bono  et 
aequo  non  convenit  aut  lucrari  aliquem  cum  damno  alterius  aut 
damnum  sentire  per  alterius  lucrum  -'j ;  »jure  naturae  aequum  est 
neminem  cum  alterius  detrimento  et  injuria  fieri  locupletiorem«  ■*) 
(Pomponius).  Und  gerade  von  denjenigen  Rechtsgeschäften,  auf 
die  die  oben  angeführten  Stellen  (die  ein  rücksichtsloses  invicem  se 
circumscribere  gestatten)  sich  beziehen,  sagt  Gajus'') :  :>in  his  con- 
tractibus  —  den  Konsensualkontrakten  nämlich  —  alter  alteri  ob- 


1)  1.   i6  §  4  D.   de  min.  XXV  annis  4,  4. 

2)  1.   22   §  3  D.   locati  conducti  ig,  2. 

3)  1.   6   §   2   D.  de  jure  dotium    23,  3. 

4)  1.   206  D.   de  Reg.  Jur.   50,  17;   ebenso  1.   14  D.   de  cond.   indebiti  12,6. 

5)  Inst.  III,    137. 
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ligatur  de  eo  quod  alteruni  alteri  ex  bono  et  aequo  praestare 
oportet«. 

Die  Thatsache,  dass  die  Quellen  des  römischen  Rechts  sich 
begnügen,  die  in  Rede  stehenden  Leitsätze  —  und  zwar  alle  in 
gleicher  Weise  mit  ausdrücklicher  Berufung  auf  das  -Naturrecht« 
—  ohne  weitere  Erklärung  neben  einander  zu  stellen,  beweist, 
dass  die  Römer  selbst  einen  Widerspruch  zwischen  denselben 
nicht  empfanden.  Den  Gedankengang  aber,  wieso  der  äusserlich 
doch  jedenfalls  vorhandene  Gegensatz  in  Wahrheit  doch  nicht  be- 
stehe, deuten  die  Rechtsquellen  nirgends  an.  Wir  ergänzen  ihn 
aus  dem  philosophischen  Sj'stem,  unter  dessen  Einfluss  das  ge- 
bildete Rom  vornehmlich  gestanden  hat.  Diese  Ergänzung  liegt 
umso  näher,  als  gerade  die  Wissensgebiete  der  Jurisprudenz  und 
der  Philosophie  bei  den  Römern  sich  auf's  engste  berührten,  indem 
der  Gebildete  die  Kenntnis  beider  in  sich  zu  vereinigen  suchte. 
Die  schöpferische  Kraft  des  römischen  Geists  kam  freilich  allein 
der  Jurisprudenz  zu  Gute.  Auf  dem  Gebiete  der  Philosophie  hat 
sie  versagt.  Hier  zehrten  die  Römer  nur  von  den  Gedanken 
der  Griechen.  Mit  dem  Studium  der  griechischen  Philosophie  be- 
schäftigte sich  das  geistige  Rom  seit  dem  siebenten  Jahrhundert 
der  Stadt,  namentlich  seit  Cicero.  Doch  waren  es  nicht  sowohl 
die  Klassiker  der  Philosophie,  insbesondere  Aristoteles  und  Plato, 
die  die  römische  Bildung  beeinflussten,  als  vielmehr  die  gleich- 
zeitig lebenden  Philosophenschulen,    vor  allen  andern  die  Stoa  i). 

Das  Bestreben,  in  den  Satzungen  des  römischen  Rechts  phi- 
losophische, insbesondere  stoische  Einflüsse  nachzuweisen,  hat  nun 
freilich  schon  viele  übertriebene  Auswüchse  gezeitigt  und  pflegt 
daher  auf  Misstrauen  zu  stossen-).  Soweit  es  sich  um  die  rein 
juristische  Ausgestaltung  von  Rechtsinstituten  im  einzelnen  handelt, 
auch  wohl  mit  Recht.  Denn  diese  war  bei  den  Römern  gewiss 
nicht  von  dem  Wunsch  angekränkelt,  philosophische  Doktrinen  in 
die  Wirklichkeit  umzusetzen,  sondern  sie  war  das  Werk  der  ein- 
fachen, voraussetzungslosen  Logik.  Ein  Anderes  aber  ist  die 
Frage  nach  der  Herkunft  der  Grundgedanken  eines  Rechts- 
systems. Denn  das  Recht  ist  das  Ergebnis  seiner  Zeit.  Es  bildet 
sich  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Kultur.  Seine 
Grundgedanken  müssen  daher  dem  Milieu  entsprechen,  das  Geistes- 


i)  Momtnsen  a.  a.  ü.  4.  Buch,  Kap.   12,  S.   412,  415  ff. 

2)  Vgl.  bes.   Puchta  a.   a.  O.,    VA.  I,   §   102,   S.   273,  274.   —   /".   Ho/iiiaiir,,   Bei- 
träge zur  Geschichte  des  griechischen   und   romischen  Rechts,    Wien    1870,   S.   36   ff. 
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weit  und  wirtschaftliche  Thatsachen  jeweils  darstellen.  Welche 
Gründe  es  gewesen  sind,  denen  gerade  die  stoische  Lehre  ihren 
vorwiegenden  Einfluss  in  Rom  verdankte,  kann  hier  dahingestellt 
bleiben  ^).  Es  genügt,  darauf  hinzuweisen,  dass  die  namhaftesten 
römischen  Staatsmänner  und  Gelehrten  sich  zu  ihr  bekannt  haben. 
So  war  insbesondere  schon  der  Begründer  der  wissenschaftlichen 
Jurisprudenz,  Quintus  Mucius  Scaevola  (gest.  82  v.  Chr.)  ein 
Stoiker,  und  es  lässt  sich  allgemein  sagen,  dass  der  Bildungsgang 
der  römischen  Juristen  wesentlich  von  der  stoischen  Philosophie 
beeinflusst  wurde  "). 

Der  Zweck  der  Philosophie  ist  den  Stoikern  in  erster  Linie 
der  praktische  :  dem  Menschen  den  Weg  zur  irdischen  Glückselig- 
keit zu  weisen.  Auch  die  Physik  steht  nur  im  Dienste  dieses 
Zwecks.  Sie  bildet  die  wissenschaftliche  Grundlage  der  Ethik, 
und  das  Verständnis  der  letzteren  setzt  eine  Kenntnis  wenigstens 
des  Endergebnisses  der  stoischen  Physik  voraus.  Das  System 
derselben  ist  ein  durchaus  pantheistisches.  Gott  und  die  Welt, 
Gott  und  die  Natur  sind  eines  und  dasselbe.  Gott  aber  ist  das 
vollkommene  Wesen  schlechthin,  also  auch  der  Inbegriff  der 
Vernunft.  Die  Ordnung  des  Weltganzen  ist  mithin  eine  ver- 
nünftige. Natur  und  Vernunft  sind  in  notwendiger  Harmonie. 
Aus  dieser  Auffassung  zieht  die  Ethik  den  Schluss,  dass  das 
oberste  Gesetz  für  die  menschlichen  Handlungen,  und  zugleich 
das  höchste  erstrebenswerte  Ziel  zu  finden  ist  in  der  Ueberein- 
stimmung  des  menschlichen  Lebens  mit  dem  allbeherrschenden 
Naturgesetz,  der  Vernunft.  »Ö[jioXoyou{X£VO);  x^  cpuast  ^fjv<;  lautet  das 
stoische  Moralprinzip.  Das  Leben  nach  der  Natur  macht  also 
den  Begriff  der  Tugend  aus.     Derjenige,    und  nur  derjenige,    der 


1)  Hierüber  Mommsen  a.  a.  O. ,  der  den  Hauptgrund  in  der  inneren  Verwandt- 
schaft der  supranalural istischen  stoischen  und  der  allegorischen  römischen  Theologie 
und  in  der  Toleranz  der  Stoiker  gegen  abweichende  Glaubenssätze  der  letzteren  er- 
blickt. 

2)  Hierüber  Voigt,  Das  jus  naturale  etc.,  I.  Teil  §§  49  ff.,  namentlich  S.  253, 
254.  —  Insbesondere  über  den  Einfluss  der  stoischen  Philosophie  auf  den  Begriff  des 
von  den  römischen  Juristen  so  viel  berufenen  »jus  naturale«  (vgl.  oben  S.  401):  Bren- 
tano »Die  Volkswirtschaft  und  ihre  konkreten  Grundbedingungen  :<  in  der  Zeitschrift 
für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,   Band  I,   S.   81  ff.,   1893. 

3)  Zum  Folgenden  (über  die  stoische  Lehre)  insbesondere  Zeller,  Die  Philosophie 
der  Griechen  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung,  ill.  Teil,  I.  Abteilung,  i.  Abschn., 
Abs.  A,  3.  Aufl.,  Leipzig  1880.  Schwegler,  Geschichte  der  Philosophie  §  17,  15,  Aufl. 
Stuttgart  1891. 

26* 


404 


Dr.   Rudolf  KauUa 


dieses  Gebot  erfüllt,  ist  tugendhaft.  Er  ist  aber  auch  allein  der 
wahrhaft  Weise.  Denn  er  hat  sich  das  höchste  Gut  des  Menschen 
erworben,  das  einzige,  das  unter  allen  Umständen  und  Bedingungen 
den  Menschen  glücklich  macht.  Alles  andere,  was  man  ausser 
der  Tugend  noch  als  ein  Gut  betrachten  möchte,  ist  kein  wahres 
Gut  und  an  sich  etwas  gleichgiltiges  (dotacpopov).  Denn  alles  ausser 
der  Tugend  kann  man  zum  Guten  wie  zum  Schlechten  gebrauchen ; 
nur  die  Tugend  nicht.  Dennoch  muss  man  zwischen  diesen  gleich- 
giltigen  Dingen  unterscheiden,  welche  vorzuziehen  und  welche  ab- 
zuweisen sind.  Denn  ohne  eine  solche  Unterscheidung  wäre  ja 
keine  Richtschnur  für  das  menschliche  Handeln  zu  finden.  Es 
gilt  also,  eine  vernunftgemässe  Auswahl  zu  treffen.  Die  Beob- 
achtung der  Kinder  und  Tiere  lehrt  nun,  dass  der  ursprünglichste 
Trieb  jedes  Wesens  der  Selbsterhaltungstrieb  ist.  Alles  was  diesem 
ersten  Naturtrieb  (Tipwtx  zata  cpuacv)  dient,  dient  also  der  wahren 
Vernunft.  Der  Weise  freilich  strebt  nicht  allein  nach  dem,  seiner 
körperlichen  Natur  Angemessenen,  sondern  er  prüft  die  Güter  auf 
ihre  Geeignetheit,  ein  vernünftiges,  naturgemässes  Leben  zu  fördern. 
So  ist  auch  der  Reichtum  der  Armut  vorzuziehen,  sofern  er  ein 
tugendhaftes  Leben  erleichtert.  Das  Streben  nach  Reichtum  ist 
unter  diesem  Gesichtspunkt  weiset). 

Nun  ist  aber  das  oberste  Naturgesetz  nur  Eines,  also  ein 
und  dasselbe  für  alle  Vernunftwesen  2).  Diese  erscheinen  daher, 
weil  durch  das  nämliche  Gesetz  bestimmt,  als  Teile  eines  Ganzen-^). 
Was  für  den  Einzelnen  naturgemäss  und  vernünftig  ist,  ist  es  also 
mit  innerer  Notwendigkeit  auch  für  die  Gesamtheit  der  Menschen. 
Der  Einzelne,  der  dem  Vernunftgesetz  folgt,  wirkt  notwendig  zu- 
gleich zum  Vorteil  der  Gesamtheit*). 

In  diesem  Gedanken  liegt  die  Versöhnung  der  Prinzipien  des 
Egoismus  und  der  aequitas,  die  wir  oben  einander  gegenüberge- 
stellt haben.     Das  individuelle  Streben  nach  eigenem  hierum  steht 

i)  Zeller  a.  a.  ü.  S.  261  ff.     Schwegler  a.  a.  O.  S.  124  oben. 

2)  So  sagt  Cicero,  der  zwar  Eklektiker,  doch  in  der  Elliik  vorzugsweise  .Stoiker 
wdLX  (Zel/cr  z..  a.  O.,  S.  661  ff.):  »qiiibus  enim  ratio  a  natura  data  est,  iisdem  etiam  recta 
ratio  data  est«  (de  legibus  I  12  (33);  »est  .  .  .  prima  homini  cum  Deo  rationis  societas. 
inter  quos  autem  ratio,  inter  eos  etiam  recta  ratio  communis  est«  (de  legibus  I,  7  (23)). 

3)  .Seneca,  der  bedeutendste  .Stoiker  der  römischen  Kaiserzeit,  sagt:  »omne  hoc  .  .  . 
quo  divina  atque  humana  conclusa  sunt ,  unum  est :  niembra  sumus  corporis  magni. 
natura  nos  cognatos  edidit«   (ep.   95,   52). 

4)  »in  commune  vivitur«  (Seneca,  ep.  48,  2).  »necesse  est  secundum  eandem  na- 
turam  omiiium  utilitatem   esse  communem«    (Cicero  de  off.  III.   c.   6,   §   27). 


I 
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dem  nicht  entgegen,  was  von  dem  allgemein  philosophischen 
Standpunkt  aus  für  bonum  et  aequum  gelten  muss.  Die  aequitas 
verlangt  vielmehr  eben  Freiheit  für  die  Bethätigung  des  persön- 
lichen Egoismus  im  Erwerbsleben. 

Deckt  sich  der  Nutzen  des  Einzelnen  mit  dem  der  Gesamt- 
heit, so  gilt  dies  aber  natürlich  nur  von  dem  recht  verstandenen 
Nutzen.  Und  aus  der  Zusammengehörigkeit  der  Menschen  folgt, 
dass  nur  derjenige  wahrhaft  weise  ist,  der  im  Sinne  der  Zusam- 
mengehörigkeit handelt.  Der  eigene  Vorteil  darf  mithin  doch  nur 
insoweit  zur  Richtschnur  des  Handelns  dienen,  als  er  nicht  die 
Bande  gefährdet,  die  die  menschliche  Gesellschaft  zusammen- 
halten 1). 

Die  Philosophen  verhehlen  sich  nicht,  dass  es  im  einzelnen 
Fall  oft  sehr  schwer  zu  entscheiden  ist,  ob  der  Nutzen,  den  der 
Einzelne  erstrebt,  diesem  Gebot  nicht  widerstreitet,  ob  er  also 
einem  vernünftigen  Egoismus  ^)  entspringt  oder  der  Unvernunft. 
Gerade  hinsichtlich  der  Frage  der  Preisbildung  führt  Cicero  ver- 
schiedene Beispiele  dieses  Konflikts  an :  Ein  egyptischer  Getreide- 
händler bringt  eine  Schiffsladung  Getreide  nach  Rhodus,  wo  gerade 
Hungersnot  herrscht  und  das  Getreide  daher  ungemein  hoch  im 
Preis  steht.  Er  weiss,  dass  noch  eine  Reihe  anderer  egyptischer 
Getreideschiffe  unterwegs  sind,  die  bald  eintreffen  müssen.  Würde 
er  den  Rhodiern  Kenntnis  davon  geben,  dass  ein  starkes  Ange- 
bot von  Getreide  demnächst  zu  erwarten  ist,  so  würde  der  Ge- 
treidepreis entsprechend  fallen.  Ist  dieser  Händler  zu  tadeln,  wenn 
er  seinen  Nutzen  dadurch  wahrnimmt,  dass  er  unter  Verschwei- 
gung jener  Thatsache  sein  Getreide  so  teuer  als  möglich  verkauft .?  ^) 


i)  Cicero  de  off.  III  c.  5  §  21 :  detrahere  .  .  .  alteri  ahquid  et  hominem  ho- 
minis incommodo  suum  commodum  augere  magis  est  contra  naturam  quam  mors  quam 
paupertas  quam  dolor  quam  cetera  quae  possunt  aut  corpori  accidere  aut  rebus  ex- 
ternis.  nam  principio  tollit  convictum  humanum  et  societatem.  si  enim  sie  erimus 
adfecti  ut  propter  suum  quisque  emolumentum  spohet  aut  violet  alterum,  disrumpi 
necesse  est  eam  ,  quae  maxime  est  secundum  naturam  ,  humani  generis  societatem«. 
Aehn]ich  c.    6  §  26  a.  a.  O. 

2)  In  welchem  Umfang  der  Egoismus  prinzipiell  für  berechtigt  galt ,  zeigt  sich 
darin,  dass  die  Philosophen  sich  Fragen  vorlegten,  wie  die:  wenn  auf  See  etwas  über 
Bord  geworfen  werden  muss,  soll  man  dann  lieber  ein  wertvolles  Pferd  oder  einen 
unbedeutenden  Sklaven  opfern?  (Cicero  de  off.  III,  23,  §  89)  oder:  Darf  ein  Weiser, 
wenn  er  aus  Versehen  falsches  Geld  für  gutes  einnimmt  und  dies  nachher  bemerkt, 
mit  dem  falschen  Geld,  als  wäre  es  gutes,  ein£  Schuld  bezahlen?  (eod.  §  91)  — 
Fragen,  die  von   dem   einen  bejaht,   von   dem  andern  verneint  wurden. 

3)  de  off.   III,   c.   12,  §    50. 


4o6  !>'■•   Kndülf  Kiuilla: 

l'^iii  anderer  Fall:  ist  es  verwerflich,  ein  Haus  zu  verkaufen,  ohne 
der  Wahrheit  gemäss  anzugeben,  dass  es  ein  ungesundes  Haus 
sei,  falls  nur  der  Verkäufer  selbst,  sonst  aber  niemand  diesen 
Fehler  kennt ?^)  Oder  aber  Veranstaltungen  zu  treffen,  welche 
den  Verkaufsgegenstand  als  mit  einer  schätzenswerten  Eigenschaft 
begabt  erscheinen  lassen,  die  er  aber  in  Wirklichkeit  nicht  hat?  ^) 

Die  Ansichten  der  stoischen  Philosophen,  die  Cicero  citiert, 
gehen  in  der  Beurteilung  solcher  Fälle  auseinander.  Der  Eine 
sagt:  »Die  Handlung  ist  verwerflich;  deshalb  muss  man  sie  unter- 
lassen!« Der  Andere  aber  argumentiert:  »Dass  die  Handlung 
Nutzen  bringt,  zeigt  eben,  dass  sie  nicht  unsittlich  ist«  ^). 

Wir  können  uns  mit  dem  Hinweis  auf  diese  Erörterungen  be- 
gnügen. Denn  die  Gebote  der  Ethik,  wie  sie  den  Anschauungen 
der  Zeit  entsprechen,  interessieren  uns  hier  nur  insoweit,  als  sie 
im  objektiven  Recht  zur  Durchführung  gekommen  sind. 

Die  positive  Absicht,  dem  Prinzip  der  aequitas  entsprechend 
Uebervorteilungen  einer  Partei  beim  Abschluss  von  Verträgen  ent- 
gegenzutreten, somit  ein,  im  Gegensatz  zu  einem  missbilligten  Ver- 
hältnis von  Leistung  und  Gegenleistung  als  gerechter  vorgestelltes 
Wertverhältnis  herbeizuführen,  begegnet  uns  in  der  römischen  Ge- 
setzgebung zum  ersten  Mal  in  der  lex  Plaetoria  (circa  i86  v.  Chr.). 
Dieses  Gesetz  richtet  sich  gegen  die  dolose  circumscriptio  bei 
Verträgen.  Es  schützt  aber  nur  die  minores  XXV  annis.  Der 
Volljährige  mag  sich  selbst  gegen  Uebervorteilung  wahren.  Der 
Staat  zeigt  noch  kein  Interesse  ihm  zu  helfen,  wenn  er  so  thöricht 
ist,  sich  betrügen  zu  lassen.  Die  Rechtsmittel  der  lex  Plaetoria 
sind  eine  exceptio  gegen  die  Klage  auf  Erfüllung  des  dolosen 
Vertrags  und  eine  selbständige  Klage  des  Minderjährigen  (oder 
subsidiär  eines  jeden  Bürgers)  gegen  den  Mitkontrahenten  auf  P^r- 
satzleistung  wegen  der  dem  minor  zugefügten  Vermögensbeschä- 
digung.    Die    intentio    der  Klage    lautet:     »quantum    aequius 


i)  Eod.  III,  c.  13,  §  54. 

2)  In  dem  Beispiel  de  off.  III,  c.  14,  §  58  ff.  bestellt  ein  Villenbesitzer  anläss- 
lich  des  Besuchs  eines  Kauf  liebhabers  Leute,  die  an  einem  Teich  vor  seinem  Garten 
Fischzeug  auswerfen  sollen,  obwohl  der  Teich  gar  keine  Fische  enthält,  und  er  rühmt 
mit  dem  Hinweis  hierauf  seinem  Gast  den  Fischreichtum  dieses  Wassers.  Cicero  er- 
wähnt ausdrücklich,  dass  zur  Zeit  dieses  Vorfalls,  den  er  der  Wirklichkeit  nacherzählt, 
das  Recht  noch  keine  Handhabe  bot,  den  Kauf  anzufechten  —  die  actio  doli  wurde 
erst  im  Jahr  66  v.  Chr.  eingeführt  (S.  unten  S.  407)  — ,  der  durch  diesen  Betrug 
thatsächlich  zu  stände  gekommen  war. 

3)  de  off.  III  c.  13  §   53. 
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melius  est  ob  eam  rem  A°  A°  a  N"  N°  dari,  uti  A"^  A"^  ne 
dolo  malo  ^)  JN'  N'  captus  fraudatusque  sit«^).  Der  Beurteilung 
des  judex  untersteht  also  die  Frage,  ob  der  Minderjährige  infolge 
von  dolus  malus  seitens  des  Vertragsgegners  einen  Vermögens- 
nachteil erlitten  habe,  und  wie  hoch  sich  dieser  Nachteil  und 
demgemäss  der  angemessene  Ersatzanspruch  stelle.  Der  Richter 
hat  mithin  darüber  zu  befinden,  ob  im  vorliegenden  Fall  das  ver- 
tragsmässige  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegenleistung  der  aequi- 
tas  entspreche.  Er  muss  sich  also  eine  eigene  Ansicht  über  den 
Wert  der  Leistungen  bilden,  um  durch  sein  Eingreifen  ein  dem 
so  vorgestellten  Wertverhältnis  entsprechendes  Gleichgewicht  her- 
zustellen. 

Das  Prinzip  der  lex  Plaetoria  wurde  im  Jahr  127  v.  Chr.  in 
allgemeiner  Fassung  von  dem  praetor  C.  Cassius  Longinus  in  das 
edictum  urbanum^)  mit  den  Worten  aufgenommen:  »pacta  con- 
venta  quae  nee  dolo  malo  (nee  adversus  leges  plebiscita  edicta 
magistratuum)  facta  erunt,  servabo«.  Umgekehrt  ausgedrückt:  Ver- 
träge, deren  Abschluss  durch  dolus  malus  eines  Kontrahenten  her- 
beigeführt worden  ist,  erhalten  keinen  Rechtsschutz,  und  zwar 
auch  wenn  es  sich  um  majores  XXV  annis  handelt*). 

In  Anknüpfung  an  das  prätorische  Edikt  wurde  im  Jahre  66 
V.  Chr.  von  dem  Freunde  Cicero's,  C.  Aquilius  Gallus,  die  actio 
doli  wegen  Uebervorteilung,  die  der  Kläger  im  geschäftlichen  Ver- 
kehr durch  Arglist  und  Unredlichkeit  des  Vertragsgegners  erlitten 
hat,  und  entsprechend  die  exceptio  doli  gegen  stricti  juris  negotia^) 


i)  Dohis  malus  begreift  nach  La/>eo's  bekannter  Definition:  »omnem  calliditatem 
fallaciam  machinationem  ad  circumveniendum  fallendum  decipiendum  alterum  adhibi- 
tam.    1.   I,   i?   2  D.   de  dolo  malo  4,  3. 

2)  Voigt,  Römische  Rechtsgeschichte,   I.   Band,   S.   746.    Leipzig  1892. 

3)  Im  edictum  peregrinum  hatte  es  schon  vorher  gegolten.  Voigt,  Rom.  Rechts- 
geschichte, Bd.   I,   S.   591. 

4)  Durch  den  Prätor  L.  Octavius  wurde  im  Jahr  79  v.  Chr.  der  angeführte  Satz 
des  Longinus  auch  auf  erzwungene  Geschäfte  ausgedehnt,  und  demgemäss  die  actio 
quod  metus  causa  auf  Rückerstattung  des  dem  Kläger  gewaltsam  abgenommenen  Ver- 
mögensobjekts nebst  der  entsprechenden  exceptio  metus  gegenüber  actiones  stricti  juris 
eingeführt.  Diese  Rechtsmittel  sind  aber  für  Rechtsgeschäfte,  die  auf  einen  Austausch 
von  Leistung  und  Gegenleistung  gerichtet  sind ,  insbesondere  für  den  Kauf,  natürlich 
von   nur  sehr  untergeordneter  Bedeutung. 

5")  Bei  den  bonae  fidei  judicia  brachte  ja  die  notwendige  Rücksicht  eben  auf  die 
bona  fides  die  UnStatthaftigkeit  von  Betrug  (oder  Zwang)  schon  von  selbst  mit  sich, 
seitdem  die  Verwerflichkeit  des  Betrugs  vom  Standpunkt  der  Ethik  aus  im  Prinzip 
feststand. 


_^08  Dr.   Rudolf  Kaulla  ; 

eingeführt.  Die  Klage')  kann  nicht  allein  (wie  in  dem  Bei- 
spiel der  Formel)  auf  Wiederaufhebung  der  ganzen  Wirkung 
des  Rechtsgeschäfts  gehen,  sondern  auch  auf  die  Aufhebung  nur 
einer  einzelnen  Seite  der  Wirkung  (bei  Vorliegen  von  blossem 
dolus  incidens),  mithin  —  was  hierher  gehört  —  auf  Zurücker- 
stattung des  infolge  von  Betrug  zuviel  bezahlten  ^).  War  also  ein 
nach  Ansicht  des  Richters  vorhandenes  Missverhältnis  des  Werts 
von  Leistung  und  Gegenleistung  für  sich  allein  auch  noch  kein 
genügender  Grund  zur  Klage,  so  veranlasste  ein  solches  Missver- 
hältnis das  Eingreifen  des  Richters  doch  dann,  wenn  es  durch 
Mittel  herbeigeführt  war,  die  ihrerseits  für  unstatthaft  galten. 
So  hatte  sich  nun  der  dem  ältesten  Recht  durchaus  fremd  ge- 
wesene Gedanke  Bahn  gebrochen,  dass  es  Aufgabe  des  Rechts 
sei,  unter  gewissen  Voraussetzungen  gegenüber  dem  durch  Partei- 
willen festgesetzten  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegenleistung 
ein  anderes  Verhältnis  durchzusetzen,  das  den  Vorstellungen  des 
Richters  von  der  Angemessenheit  des  Preises,  vom  Wert  der 
Leistung,  e  n  t  s  p  rieht. 

Dieser  Gedanke  führte  in  der  weiteren  Entwicklung  dazu,  dass 
aus  der  bona  fides  auch  gewisse  Garantiepflichten  des  Verkäufers 
gefolgert  wurden.  So  wurde  einerseits  die  Haftung  für  Rechts- 
mängel ausgebildet.  Ursprünglich  hatte  der  Verkäufer  für  Ent- 
wahrung  nur  dann  gehaftet,  wenn  er  eine  Garantie  ausdrücklich 
im  Vertrag  übernommen  hatte.  Dann  war  seine  Haftung  eben 
durch  die  Zusage  als  solche  begründet.  Späterhin  aber  erzwang 
der  Prätor  auf  Klage  eine  Garantiestipulation,  wenn  sie  nicht  frei- 
willig geleistet  worden  war.  Und  hieraus  ergab  sich  von  selbst, 
dass  die  Haftung  für  Entwehrung  allmählich  als  dem  Kontrakt 
unmittelbar  inhärent  erschien,  so  dass  die  Vertragsklage  ohne 
weiteres  auf  Schadensersatz  gerichtet  werden  konnte^).  Damit 
war  —  zunächst  in  Anwendung  auf  Rechtsmängel  —  im  Grund- 
satz die  Anschauung  zur  Herrschaft  gelangt,  dass  der  Käufer  eines 
Gegenstands  von  selbst    einen  Anspruch    darauf   habe ,    dass    die 


1)  Die  Formel  der  actio  doli  lautete:  »Si  paret  dolo  malo  N>  Ni  factum  esse, 
ut  As  As  No  No  funduni  q.  d.  a.  mancipio  daret  neque  ea  res  arbitrio  tue  restituatur  .  .  . 
quanti  ea  res  erit,  tanlani  pecuniam,  judex,  Nm  Nm  Ao  Ao  condemna,  s.  n.  p.,  a  (Lenel 
a.  a.  O.,  S.  93). 

2)  Windscheid  a.  a.  ü.,  Band  I,  §  78,  Note  7,  .S.   210. 

3)  Seit  wann  diese  Entwicklung  vollendet  war,  ist  nicht  festzustellen  ;  jedenfalls 
war  sie  es  aber  zur  Zeit  der  klassischen  Juristen.    Dechniann  a.   a.  O.,   S.  680,   Nr.   2. 
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Gegenleistung  für  den  von  ihm  versprochenen  Preis  auch  vvirT<Hch 
denjenigen  Wert  darstelle,  den  zu  erlangen  er  nach  billigem  Er- 
messen erwarten  darf. 

Dieser  Grundsatz  kam  aber  noch  klarer  im  ädilicischen  Edikt 
über  die  Haftung  des  Verkäufers  für  Mängel  der  Kaufsache  selbst^) 
zur  Erscheinung.  Nach  früherem  Recht  hatte  der  Verkäufer  für 
Mängel  des  Kaufobjekts  (ähnlich  wie  für  Entwehrung)  nur  inso- 
weit gehaftet,  als  er  für  deren  Abwesenheit  ausdrücklich  garan- 
tiert hatte.  Diese  Haftmig  wurde  zunächst  dahin  ausgedehnt^), 
dass  der  Verkäufer  nicht  allein  für  versprochene,  sondern  auch 
für  alle  bei  der  Verhandlung  und  deren  Vorbereitung  einfach  ge- 
nannten") Eigenschaften  der  Kaufsache  (also  für  blosse  dicta) 
einsteht.  Ferner  aber  begründete  das  Aedilenedikt  eine  Haft- 
pflicht des  Verkäufers  schlechtweg  —  auch  ohne  dictum  oder 
promissum  —  für  alle  nicht  augenfälligen  Mängel  der  Kaufsache, 
die  so  erheblich  sind,  dass  sie  den  Gebrauch  der  Sache  beein- 
trächtigen *).  Diese  Haftung  wurde  anfänglich  —  aber  auch  noch 
zur  Zeit  der  klassischen  Jurisprudenz  —  auf  dem  Umweg  ver- 
wirklicht, dass  die  Aedilen  den  Verkäufer  nötigten,  eine  nach- 
trägliche Garantiestipulation  abzuschliessen,  auf  Grund  deren  er  für 
Mängel  der  genannten  Art  haftete,  die  im  Augenblick  des  Kauf- 
abschlusses noch  nicht  ersichtlich  gewesen  waren.  Die  weitere 
Entwicklung  führte  dann  zur  Mängelhaftung  des  Verkäufers  un- 
mittelbar auf  Grund  des  Kaufvertrags  ^).  Materiell  bestand 
diese  unmittelbare  Haftung  aber  auch  schon  zur  Zeit  der  klassi- 
schen Juristen  ;  denn  der  erwähnte  Umweg  über  eine  besondere 
Garantiestipulation  hatte  ja  offenbar  nur  eine  formale  Bedeutung. 

Die  Klagen,  die  auf  Grund  des  ädilicischen  Edikts  Platz 
griffen,  waren  die  auf  Rücknahme  der  Sache  gerichtete  actio 
redhibitoria  und  ferner  die  actio  quanti  minoris,  die  auf  eine  dem 
Grad  der  Minderwertigkeit  entsprechende  Verringerung  des  vorher 
vereinbarten    Kaufpreises    abzielte.     Bei    dieser   letzteren  Klage  *^) 

1)  Das  Edikt  bezog  sich  ursprünglich  nur  auf  Sklaven  und  Spannvieh,  wurde 
aber  durch  die  Jurisprudenz  schon  um  den  Beginn  der  Kai-^erzeit  auf  alle  andern 
Arten   körperlicher   Sachen  ausgedehnt.     Voigt,  Rom.  Rechtsgeschichte   Bd.   I  S.   656. 

2)  Bechmann  a.   a.   O.   S.   662. 

3)  1.   19,    §   2   D.   de  Aedil.   edicto   21,  i. 

4)  1.  I,  §  S;   14,  §  10  D.  eod. 

5)  Bechnianii  a.   a.  O.   .S.   404. 

6)  Lenel  a.  a.  O.  S.  440  restituiert  die  formula  der  actio  quanti  minoris  folgen- 
dermassen  :   »Si  paret  homini  quem  A"s  Aus  de  No  No    emit,   vitii   quid,  cum   veniret, 
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ist  also  die  Herstellung  des  als  richtig  vorgestellten  Wertverhalt- 
nisses  an  Stelle  des  vorher  von  den  Parteien  festgesetzten  Preises 
unmittelbar  Gegenstand  des  Anspruchs  '). 

Von  welchen  Gesichtspunkten  geht  nun  ein  solches  rich- 
tiges Werturteil  aus?  Dies  zai  erklären,  ist  für  das  Recht  auch 
ausser  in  den  soeben  genannten  Fällen  überall  da  Anlass  ge- 
geben, wo  eine  Wertermittelung  durch  den  Richter  zu  geschehen 
hat  (also  vor  allem  in  den  Fällen  des  ausserkontraktlichen  Scha- 
densersatzes). 

Bei  der  actio  quanti  minoris  waltet,  wie  ohne  weiteres  klar 
ist,  der  Gedanke  ob,  dass  der  Käufer  sich  über  diejenigen  Eigen- 
schaften des  gekauften  Gegenstands,  die  dessen  unmittelbaren 
Gebrauchswert  bestimmen,  getäuscht  und  dass  er  sich  aus  diesem 
Grund  auch  über  den  Tauschwert  des  Gegenstands  ein  falsches 
Bild  gemacht  habe  ^).  Die  Brauchbarkeit  des  Gegenstands  gilt 
also  als  Grundlage  des  Tauschwerts,  genauer:  das  Urteil  über 
jene  als  Grundlage  des  Urteils  über  den  Tauschwert.  Dieselbe 
Anschauung  tritt  auch  in  Stellen  hervor,  die  sicii  auf  den  Wert 
einzelner  Güterarten  beziehen.  So  sagt,  um  einige  Aeusserungen 
der  Juristen  über  den  Wert  der  beiden  wichtigsten  römischen 
Umsatzartikel  (Sklaven  und  Grundstücke)  ^)  anzuführen,  Paulus  in 

fuisse  .  .  .  quanto  ob  id  vitium  is  homo  ,  cum  veniret,  minoris  fuit ,  tantam  pecuniam, 
judex,  N"i"  N""!  A°  A'>  condemna,   .s.  n.  p.,   a. 

i)  Der  Vollständigkeit  halber  muss  bemerkt  werden,  dass  ein  Missverhältnis  zwi- 
schen dem  Wert  der  Leistung  und  der  Gegenleistung  auch  zu  einer  restitutio  in  in- 
tegrum führen  konnte,  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Geschädigte  minderjährig  war, 
dann  aber  aucli  ohne  dass  die  Gegenpartei  ein  unzulässiges  Mittel  angewendet  hatte 
(1.  27,  ^5  I  ü.  de  min  XXV  annis  4,  4).  Die  Wiederein-setzung  in  den  vorigen  Stand 
war  übrigens  nur  ein  ausserordentlicher  Rechtsbehelf  und  sollte  nur  mit 
Vorsicht  gewährt  werden,  nm  den  Kredit  der  Minderjährigen  nicht  zu  zerstören  (1.  24 
§  I  eod.).  Wann  die  Anwendung  der  restitutio  in  integrum  auf  den  genannten  Fall 
Eingang  gefunden  hat ,  kann  nicht  genau  festgestellt  werden.  Die  in  integrum  resti- 
tutio entwickelte  sich  aber  überhaupt  erst  in  der  Zeit  des  Formularprozesses  (Kar- 
Iowa,  Der  römische  Zivilprozess  zur  Zeit  der  Legisaktionen,  S.  246  unten,  Berlin  1872), 
und  der  Uebergang  von  dem  Legisaktionenprozess  zum  Formularprozess  knüpfte  sich 
erst  an  die  lex  Aebutia  (etwa  150  v.  Chr.)  und  zwei  leges  Juliae  (wahrscheinlich  erst 
unter  Augustus;  Karhnva  a.  a.  O.  S.  376;  Sohm  a.  a.  O.  §  49,  S.  241).  Es  ist  also 
anzunehmen,  dass  die  Gewährung  der  restitutio  in  integrum  in  Fällen  der  erwähnten 
Art  der  im  Text  geschilderten  Entwicklung  keincnfalls  vorgegriffen  hat.  (Vgl.  auch 
die  Darstellung  von  Sohin  a.  a.  O.,  §  57  III  Zi.   i,  ,S.  288.) 

2)  1.  37  de  Aed.  edicto  21,  i  (Ulpian):  »hoc  edictum  fallaciis  venditorum  occurrit : 
ubique  enim  curant  aediles,  ne  emtores  a  venditoribus  circumvenianturt-. 

3)  S.   unten   .Seite  415. 
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].  14  §8  D.  de  servo  corrupto  11,3:  »aestimatio  habetur  in  hac 
actione  (nemlich  de  servo  corrupto) ,  quanti  servais  vilior  factus 
sit  .  .  .  .«  Dass  diese  Verminderung  der  Brauchbarkeit  als  Ur- 
sache einer  entsprechenden  Verminderung  des  Tauschwerts  an- 
gesehen wird,  ergiebt  sich  aus  1.  9  in  f.  eod.  (Ulpian):  »quaes- 
tionis  est,  aestimatio  utrum  ejus  dumtaxat  fieri  debeat  quod  ser- 
vus  in  corpore  vel  in  animo  damni  senserit ,  hoc  est  quanto  vi- 
lior servus  factus  sit,  an  vero  et  ceterorum.  et  Neratius  ait,  tanti 
condemnandum  corruptorem  quanti  servus  ob  id  quod  subreptus 
sit,  minoris  sit.«  Von  Grundstücken  sagt  Papinian  (1.  6G§3  D, 
de  evictionibus  21,  2) :  melioris  aut  deterioris  agri  facti  causa  finem 
pretii,  quo  fuerat  (antea)  aestimatus,  deminuit  vel  excedit.  In  1. 
3  §5  D.  de  jure  fisci  49,14  wird  ähnlich  berichtet:  »Divi  fratres 
(nemlich  Marc  Aurel  und  Lucius  Verus)  rescripserunt,  in  vendi- 
tionibus  fiscalibus  .  .  .  justa^)  pretia  non  ex  praeterita  emtione, 
sed  ex  praesenti  aestimatione  constitui :  sicut  enim  diligenti  cul- 
tura  pretia  praediorum  ampliantur,  ita,  si  neglegentius  habita  sint, 
minui  ea  necesse  est':  :  der  Prokurator  soll  den  Preis,  den  er  for- 
dert, nicht  nach  dem  früheren  Ankaufspreis  bemessen,  sondern 
nach  dem,  was  zur  Zeit  verlangt  werden  kann;  bei  verbessertem 
Kulturzustand  können  höhere  ,  bei  verwahrlostem  nur  geringere 
Preise  gefordert  werden.  Ebenso  hat  der  Richter  in  den  be- 
kannten Schulbeispielen,  dass  Schadensersatz  begehrt  wird  für  ein 
getötetes  Pferd,  das  zu  einem  zusammenpassenden  Viergespann 
des  Beschädigten  gehört  hatte,  oder  für  die  Tötung  eines  Sklaven, 
der  Mitglied  eines  dem  Kläger  gehörigen  Schauspielerensembles 
gewesen  war,  als  Bestimmungsgrund  seines  Werturteils  den  Um- 
stand zu  berücksichtigen,  dass  die  Brauchbarkeit  des  Viergespanns 
oder  der  Schauspielertruppe  nunmehr  gemindert  ist. 

Hängt  die  Beurteilung  des  Tauschwerts  von  dem  Urteil  über 
die  Brauchbarkeit  des  Guts  ab ,  so  kann  und  muss  das  Urteil 
über  den  Tauschwert  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  die  Brauch- 
barkeit einer  verschiedenen  Beurteilung  fähig  ist.  Und  dass  die 
Brauchbarkeit  eines  Guts  je  nach  Beschaffenheit  der  individuellen 
Verhältnisse  in  ganz  verschiedener  Weise  geschätzt  werden  kann 
und  thatsächlich  geschätzt  wird  ^),  lag  gegen  das  Ende  der  Repu- 
blik und  in  den    ersten  Jahrhunderten    der    Kaiserzeit    angesichts 

i)  Ueber  den  Ausdruck    ;>justumf<   pretium   s.    des  Näheren  unten  S.   413. 
2)  Aus  dem   Gedanken    hieran    erklärt  sich    der  Rechtssatz,    dass    der  Gläubiger 
nicht  verpflichtet  ist,   eine  in  solutum  datio  anzunehmen. 
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des  reich  difterenzierteii  Privatlebens  der  wohlhabenden  Römer 
klar  zu  Tage.  Es  galt  also,  eine  Richtschnur  zu  geben,  in  welche 
Verhältnisse  der  Richter  sich  bei  der  Beurteilung  der  Brauchbar- 
keit eines  Guts  hineinzuversetzen  habe. 

In  dieser  Hinsicht  verlangt  das  Recht  ausdrücklich,  dass  von 
den  individuellen  Besonderheiten  der  Verhältnisse  des  Berechtig- 
ten, also  von  dem  partikulären  Gebrauchswert  gerade  für  dessen 
Person,  abgesehen  wird.  Blosse  persönliche  Neigungen  und  Stim- 
mungen (blosse  »Affektion«)  dürfen  bei  der  Beurteilung  der  Brauch- 
barkeit als  Grundlage  des  Tauschwerts  eines  Guts  nicht  mitver- 
anschlagt werden^).  So  führt  Paulus  aus:  »si  servum  meum  oc- 
cidisti,  non  affectiones  aestimandas  esse  puto^  vclut  si  filium  tuum 
naturalem  quis  occiderit  quem  tu  magno  emtum  velles,  sed  quanti 
Omnibus  valeret.  Sextus  quoque  Pedius  ait,  pretia  rerum  non  ex 
affectione  nee  utilitate  singulorum,  sed  communiter  fungi«^).  Der 
Standpunkt,  auf  den  sich  der  Richter  bei  der  Beurteilung  des 
Gebrauchswerts  zu  stellen  hat ,  ist  also  als  derjenige  eines  nor- 
malen Durchschnittsmenschen  gedacht. 

Es  liegt  nahe,  auch  diese  Vorstellung  eines  Normalmenschen 
mit  dem  Einfluss  der  Stoa  in  Zusammenhang  zu  bringen;  be- 
mühte sich  doch  die  stoische  Lehre,  das  Bild  des  Weisen,  des 
idealen  Menschen ,  der  auch  über  alles  die  richtige  Ansicht  hat, 
und  sein  Verhalten  in  allen  erdenklichen  Lebenslagen  bis  in  die 
kleinsten  Einzelheiten  zu  zeichnen^).  Wie  dem  aber  auch  sein 
mag,  jedenfalls  war  jener  Gedanke  an  einen  normalen  Durch- 
schnittsmenschen —  ein  Gedanke,  der  ja  insbesondere  auch  in 
dem  Begriff  der  diligentia  diligentis  patris  familiae  zum  Vorschein 
kommt  —  den  klassischen  Juristen  etwas  so  natürliches ,  dass 
ihnen  auch  eine  »normale«  Schätzung  des  Gebrauchswerts  durch- 
aus geläufig  war.  So  wird  als  massgebender  Gesichtspunkt  für 
die  Entscheidung  darüber ,  ob  Mängel  eines  verkauften  Gegen- 
stands Grund  für  die  ädilicischen  Klagen  geben ,  die  Definition 
des  Sabinus  angeführt:  »morbum  esse  habitum  cujusque  contra 
naturam   qui  usum    ejus  ad  id  facit  deteriorem,    cujus    causa 

1)  Für  gewisse  Fälle  gilt  auch  d  i  e  Massgabe,  dass  ein  das  Mass  des  Gewöhn- 
lichen übersteigender  Luxus  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  darf.  (1.  40  ]M-.  D.  de 
damno  infecto  39,  2  ;  1.  13  §  I  D.  de  serv.  praed.  urb.  8,  2.  Hiezu  Fr.  Mominsen, 
Beiträge  zum  Obligationenrecht,  Braunschweig  1853,   II.  Teil,  S.  233.) 

2)  1.   33  D.  ad.  leg.  Aquiliam  9,  2.    Vgl.  1.  63  pr.  D.  ad  legem  Falcidiam  35,  2. 

3)  Zeller  a.   a.  O.  S.  250.    Schwegler  a.  a.  O.  S.  125. 
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natura  nobis  ejus  corporis  Sanitätern  dedit(l.i §7 
D.  de  Aed.  edicto  21,1).  Unter  diesem  Gesichtspunkt  eines  na- 
türlichen, normalen  Gebrauchswerts  werden  dann  in  dem  soeben 
citierten  Digestentitel  in  geradezu  pedantischer  Kasuistik  Ent- 
scheidungen über  alle  möglichen  Körperfehler  gegeben  ;  Entschei- 
dungen, die  eo  ipso  keine  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  subjek- 
tiv verschiedener  Gebrauchswertschätzung  nehmen. 

Gieng  man  aus  von  einer  normalen  Schätzung  des  Ge- 
brauchswerts, so  musste  auch  die  auf  dieser  beruhende  Schätzung 
des  Tauschwerts  normale  Giltigkeit  haben.  Das  logische  Ergeb- 
nis jener  Abstraktion  war  also  der  Gedanke  ,  dass  es  einen  nor- 
malen^) Tauschwert  giebt,  den  der  Richter  finden  kann  und  fin- 
den muss,  und  mit  dem  sich  die  Partei  in  allen  Fällen  zufrieden 
zu  geben  hat,  wo  das  Recht  nicht  die  Berücksichtigung  der  be- 
sonderen konkreten  Verhältnisse  gestattet.  Diesen  normalen  Tausch- 
wert, bezw.  den  ihm  entsprechenden  Preis  bezeichnen  die  Quellen 
daher  gelegentlich  mit  Ausdrücken  wie  justum  pretium  -)  oder 
verum  pretium^)  oder  ähnlich  *). 

Die  notwendige  Voraussetzung,  dass  der  Gedanke  eines  nor- 
malen Tauschwerts  —  an  sich  ein  Ergebnis  abstrakter  Spekula- 
tion —  im  Rechtsleben  sich  praktisch  durchsetzen  konnte ,  war 
die ,  dass  auch  thatsächlich  eine  gewisse  Gleichförmigkeit  der 
Preisbildung  im  Verkehrsleben  in  die  Augen  fiel ,  so  dass  man 
deutlich  sab  ,  wie  es  bei  aller  Verschiedenheit  der  Preise  doch 
immer  einen  Preis  giebt ,    dessen    wenigstens    annähernde  Ver- 

i)  Die  Terminologie  der  gemeinrechtlichen  Jurisprudenz  gebraucht  hier  den  Aus- 
druck »objektiver  Wert  <  zum  Unterschied  von  den  (oben  besprochenen)  Fällen,  wo 
die  subjektiv  verschiedenen  Verhältnisse  beim  Urteil  zu  berücksichtigen  sind.  Der 
Ausdruck  »objektiver«  Wert  hat  hier  also  einen  andern  Sinn  als  den  in  der  Theorie 
der  Volkswirtschaft  gebräuchlichen. 

2)  z.  B.  1.  16  §  9  D.  de  pignoribus  20,  i ;  1.  70  D.  de  Rei  Vind.  6,  i;  1.  36 
pr.  D.  de  donat.  inter.  vir.  et  ux.  24,  i  ;  1.  3  §  5  D.  de  jure  fisci  49,  14;  1.  12  pr. 
D.  de  religiosis  11,  7  ;   1.   i  §   12,  15   D.  si   quid  in  fraudem   38,  5. 

3)  z.  B.  1.  50  pr.  D.  de  furtis  47.  2;  1.  2  §  13  D.  vi  bon.  rapt.  47,  8  ;  i.  32  §  i 
D.  de  fideicomm.  40,5;  1.  5  pr.  D.  de  in  rem  verso  15,3;  1.  20  §  21  D,  de  heridi- 
tatis  petilione  5,3. 

4)  Als  der  Gegensalz  wird  in  1.  62  inf.  D.  ad  leg.  Falc.  35,  2  das  -formale  pre- 
tium« bezeichnet.  Der  Ausdruck  findet  sich  sonst  nirgends.  Nach  Schilling-Sintenis' 
verdeutschter  Ausgabe  des  Corpus  Juris  Civilis,  Leipzig  1831  ,  Band  III,  S.  680  An- 
merkung bedeutet  er  den  contradiktorischen  Gegensatz  des  justum  pretium,  indem  er 
die  an  sich  unbegrenzt  zahlreichen  Möglichkeiten  zusammenfasse,  wie  ein  Wert  nach 
den  Verschiedenheiten  der  individuellen   Lage  bemessen  werden  kann. 
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wirklichuny"  bei  ijleichartigcn  Vcrtrai^sschlüssen  die  Regel  ist:  einen 
üblichen  Marktpreis. 

Diese  Voraussetzung  war  in  der  Blütezeit  Rom's  gegeben. 
Auf  den  bekannten  Streit,  inwieweit  der  damalige  Zustand  der 
Volkswirtschaft  als  ein  >  oikenwirtschaftlicher«  —  um  den  von 
RodberUis  eingeführten  ^)  Ausdruck  zu  gebrauchen  —  aufzufassen 
ist,  braucht  dabei  nicht  näher  eingegangen  werden.  Denn  jeden- 
falls war  der  Umsatz  von  Waren  gegen  Geld  etwas  so  gewöhn- 
liches und  galt  als  etwas  so  selbstverständliches,  dass  beispiels- 
weise der  römische  Civilprozess  verlangen  konnte ,  dass  jede 
Schuld,  die  von  Haus  aus  keine  Geldschuld  ist,  für  die  Condem- 
nation  doch  in  eine  solche  verwandelt  werden  musste^),  sofern 
es  sich  nicht  um  einen  Gegenstand  handelte ,  der  dem  Umsatz 
aus  natürlichen  oder  rechtlichen  Gründen  entzogen  war  "). 

Damit  die  Vorstellung  eines  üblichen  Marktpreises  sich  bil- 
den konnte,  genügte  es  aber  nicht,  dass  in  allen  möglichen  Ar- 
tikeln Umsätze  thatsächlich  stattfanden.  Sondern  die  Umsätze  in 
einzelnen  Waren  mussten  auch  so  zahlreich  und  gleichzeitig  unter 
einander  ähnlich  sein ,  dass  die  Beobachtung  des  Pendeins  der 
Preise  um  ein  festes  mittleres  Mass  sich  dem  Beobachter  wirt- 
schaftlicher Erscheinungen  aufdrängen  musste. 

Auch  diese  Voraussetzung  war  vorhanden.  Nicht  allein,  dass 
ein  namhafter  Ueberschuss  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  über 
den  Eigenverbrauch  des  Produzenten ,  insbesondere  Wein  und 
Oel  ^),  an  den  Markt  zum  Verkauf  gebracht  wurde.     Sondern    es 


i)  In  seinem  Aufsatz  »zur  Gescliichte  der  römischen  Tributsteuern  seit  Augustus« 
in  Hildebrand's  Jahrbüchern  für  Nationalökomie  und  Statistik,   Band  IV,  S.   343  ft". 

2)  Gajus  Inst.  IV  i^  48:  »omnium  autem  formularum  quae  condemnationem  ha- 
bent ,  ad  pecuniariam  aestimationem  condemnatio  concepta  est :  itaque  et  si  corpus 
aliquod  petamus  velut  fundum  hominem  vestem  aurum  argentum  judex  non  ipsam  rem 
condemnat  eum  cum  quo  actum  est,  sicut  oHm  fieri  solebat,  sed  aestimata  re  pecu- 
niam  eam  condemnati. 

3)  Dann  heisst  es  eben,  dass  der  Gegenstand  anon  recipit  aestimationem«.  So 
bezüglich  der  res  omnium  communes :  1.  6  pr.  D.  de  contr.  emtione  18,  i ;  der  res 
divini  juris;  1.  9  §  5  U.  de  divis.  rerum  1,8;  auch  die  überlas  »inaestimabilis  res  est« 
(1.  106  D.  de  Reg.  Jur.  50,  17  ;  (1.  9  i<  2  D.  de  statuhberis  40,  7  ;  1.  3  D.  si  quadru- 
pes  9,  i). 

4)  Getreide  kam  nicht  in  Betracht.  Denn  die  Besitzenden  waren  meist  im  stand, 
für  sich  und  ihre  Sklaven  das  Notwendige  selbst  zu  erzeugen.  Und  für  die  Verpfle- 
gung der  Armen  sorgte  der  Staat  schon  seit  der  Republik.  So  bezogen  zur  Zeit  des 
Triumvirats  in  der  Stadt  Rom  320  000  männliche  Einwohner ,  also  ca.  92  Proz.  der 
ganzen  freien  Bürgerbevölkerung  ihre  tägliche  Brotnahrung   durch  oftizielle  Korn-   und 
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gab  auch  viele  Industriezweige,  in  denen  eine  Massenproduktion 
zum  Zweck  des  Verkaufs  stattfand.  Die  Besitzer  grosser  Lati- 
fundien hatten  oft  Ziegeleien,  Töpfereien  u.  a.  als  Nebenbetrieb 
der  Landwirtschaft^).  Und  auch  sonst  verwerteten  Besitzer  grosser 
Sklavenscharen  diese  Arbeitskräfte  mitunter  zu  industriellem  Gross- 
betrieb. So  wird  von  librarii  berichtet,  die  durch  ihre  Schreiber- 
sklaven wohlfeile  Bücherauflagen  bis  zu  tausend  Exemplaren  her- 
stellen Hessen  ^).  Dieser  Massenproduktion  entsprach  notwendig 
ein  massenhafter  Absatz  an  den  Verkehrszentren ,  zumal  in  Rom 
selbst. 

Insbesondere  aber  gab  es  einen  grossen  Markt  in  Sklaven. 
'Wer  Vermögen  zinstragend  anlegen  wollte,  dem  standen  —  ab- 
gesehen vom  hypothekarischen  Darlehen  —  nur  zwei  Wege  offen: 
der  Ankauf  von  Grund  und  Boden  oder  der  Ankauf  von  Skla- 
ven. Der  Sklav  versah  die  Funktionen  eines  Wertpapiers  in  der 
alten  Welt.  Er  wurde  gekauft ,  um  Kapital  anzulegen ,  und  ver- 
mietet oder  gewerblich  beschäftigt,  um  vom  angelegten  Kapital 
Zinsen  zu  erhalten.  Der  Sklavenmarkt  war  die  römische  Börse, 
und  die  Sklavenpreise  stiegen  und  sanken  nicht  nur  mit  der 
Qualität  und  den  Kunstfähigkeiten  der  Sklaven ,  sondern  auch, 
wie  die  Kurse  unserer  Aktien  und  Staatspapiere  mit  dem  Vor- 
rat von  Sklaven,  welche  zum  Verkauf  angeboten  wurden,  und 
mit  der  Menge  des  Kapitals ,  für  welches  eine  Anlage  gesucht 
wurde«  *).  Und  noch  mehr  einer  modernen  Börse  ähnlich  war 
—  so  auffallend  dies  auf  den  ersten  Blick  erscheint  —  der  Markt 
in  Immobilien.  Diese  merkwürdige  Thatsache  hatte  folgenden 
Grund :  die  Mancipation  von  Grundstücken  diente  ursprünglich 
nicht  der  Uebertragung  eines  individuell  begrenzten  Areals,  son- 
dern der  Veräusserung  eines  modus  agri ,  d.  h.  eines  Quotenan- 
rechts an  einem  Flurbezirk*).     So  konnte  man    »an  jedem  belie- 

Brotverteilungen  von  seilen  des  Staats.  AlarquarJt,  Das  Privatleben  der  Römer,  2.  Auf- 
lage, S.  464  ff.    Leipzig  1S86. 

i)  Marqiiardt  a.   a.  O.   S.  400. 

2)  Mayquardt  a.   a.    O.   .S.   830;   vgl.   auch  S.   162  und  402. 

3)  B.  Hildebrand ,  iDie  soziale  Frage  der  Verteilung  des  Grundeigentums  im 
klassischen  Altertum«  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Bd.  XII 
Seite  154. 

4)  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  bei  allen  auf  Flurgemeinschaft  beruhenden  Agrar- 
verfassungen  zuerst  (wenn  einmal  Abveräusserungen  überhaupt  zulässig  sind)  nur  Quoten- 
veräusserungen,  dann  erst  Veräusserungen  konkreter  Grundflächen  möglich  sind;  und 
ferner  daraus,   dass   die  Flurkarte  (forma)   bei  Assignationen   von  ager    publicus  nur  die 
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bigen  Ort,  wo  sieben  römische  Bürger  aufzufinden  waren,  itali- 
sches Land,  das  irgendwo  im  orbis  terrarum  lag,  übertragen«  i) 
und  »Grund  und  Boden  gleichsam  wie  Kreditaktien  zu  einem 
Kurs  per  Stück  handeln«-).  Die  Folge  war,  dass  »in  Rom  der 
Immobilienhandel  konzentriert  werden  konnte,  wie  dies  vorher 
und  nachher  nie  wieder  an  irgend  einem  Ort  dagewesen  ist«  ; 
und  die  Digesten  beweisen  ,  dass  hier  sogar  eigentliche  Termin- 
geschäfte in  Immobilien  abgeschlossen  wurden  ^) ! 

So  gab  es  also  einheitliche  Marktpreise  für  verschiedene  Gü- 
terarten. Denn  im  grossen  Verkehr  können  für  die  nämliche 
Ware  gleicher  Qualität  auf  demselben  Markt  nicht  zweierlei  Preise 
bestehen.  War  dieses  Gesetz  der  Preisausgleichung  den  Römern 
auch  als  solches  noch  nicht  zum  Bewusstsem  gekommen,  so  konnte 
doch  das  Vorhandensein  eines  allgemein  üblichen  und  sozusagen 
unpersönlichen  Marktpreises  nicht  übersehen  werden. 

Es  konnte  aber  auch  nicht  übersehen  werden  und  wurde 
selbstverständlich  nicht  übersehen ,  dass  nach  Ort  und  Zeit  auch 
der  Marktpreis  sich  verschieden  gestaltet.  Gajussagt*):  »scimus 
quam  varia  sint  pretia  rerum  per  singulas  civitates  regionesque, 
maxime  vini  olei  frumenti ;  pecuniarum  quoque,  licet  videatur 
una  et  eadem  potestas  ubique  esse ,  tamen  aliis  locis  facilius  et 
levibus  usuris  inveniuntur ,  aliis  difificilius  et  gravibus  usuris« ''). 
Ulpian  bemerkt,  dass  nach  Art  der  Gegend  auch  das  Wasser 
Tauschwert  besitzen  könne  ^').  Aus  dieser  Thatsache  der  örtlichen 
Verschiedenheit  des  Werts  zog  das  Recht  die  Konsequenz ,  dass 
der  Wert  einer  Leistung,  die  an  einem  andern  Ort  erfolgen  sollte, 
als  an  demjenigen,  an  dem  sie  eingeklagt  war,  entsprechend  um- 
gerechnet   werden    musste "' ).     Sowohl  die    örtlichen  als  auch  die 


den  Einzelner,    zugewiesenen    Quotenanteile    enthielt.     Webe)-    a.    a.   O.   S.   79   ff.    und 
Anm.   62. 

1)  Weber  a.  a.  O.  S.  98. 

2)  Weber  a.  a.  O.   S.  97. 

3)  Weber  a.   a.   O.   S.   99   mit  Nachweisungen. 

4)  1.  3  D.  de  eo  quod  certo  loco  13,  4. 

5)  Vgl.  auch  1.   I  pr.   und  1.   37   D.   de  usuris  22,  i. 

6)  1.  I  und  1.  14  §  3  D.  de  alimentis  34,  i. 

7)  Ursprünglich  konnte  der  judex  nur  auf  den  Ort  des  Gerichts  verurteilen.  Der 
Prätor  führte  aber  eine  actio  arbitraria  —  die  sogen,  actio  de  eo  quod  certo  loco; 
cf.  tit.  D.  13,  4  —  ein,  durch  die  er  dem  judex  die  Möglichkeit  gab,  den  Unterschied 
zwischen  dem  Wert  der  Leistung  an  dem  vereinbarten  Platz  und  dem  Wert  am  Ge- 
richtsort zu  veranschlagen  und  so  auch  auf  Leistung  an  einem  andern  Platz  als  dem 
letzteren  zu  verurteilen.     Vgl.    Windscheid  a.  a.  O. ,  Band  II,  i;  282 ,  Note    2,  S.  90. 
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zeitlichen  Schwankungen  der  Marktpreise  hebt  Paukis  hervor  i): 
»nonnullam  pretio  varietatem  loca  temporaque  afferunt:  nee  enim 
tantidem  Romae  et  in  Hispania  oleum  aestimabitur  nee  continuis 
sterilitatibus  tantidem  quanti  secundis  fructibus,  dum  hie  quoque 
non  ex  momentis  temporum  nee  ex  ea  quae  raro  accidat  caritate 
pretia  constituantur  .  Bei  der  Bildung  des  Werturteils  muss  also 
von  den  Verhältnissen  eines  ganz  bestimmten  Platzes  ausgegangen 
werden.  Gegenüber  den  zeitlichen  Schwankungen  der  Marktpreise 
an  einem  und  demselben  Ort  ist  aber  zwischen  normalen  und 
aussergewöhnlichen  Zeitverhältnissen ,  und  damit  auch  zwischen 
einem  normalen  und  einem  anomalen  Marktpreis  zu  unterscheiden. 
Kommt  es  darauf  an,  einen  Tauschwert  von  normaler  Giltigkeit 
zu  ermitteln,  so  muss  man  daher  auch  diesem  Unterschied  Rech- 
nung tragen  und  hat  bei  der  Schätzung  von  normalen  Zeit- 
verhältnissen auszugehen. 

Der  Wert  eines  Guts  wird  also  beurteilt  nach  Massgabe  der 
Bedürfnisse  eines  als  normal  gedachten  Menschen,  der  sich  an 
einem  bestimmten  Ort  unter  als  normal  gedachten  Verhältnissen 
befindet'-). 

III.  In  der  Zeit  des  eingetretenen  inneren  Verfalls. 

Ganz  andere  Anschauungen  als  das  frühere  Recht  weist  das 
Recht  der  späteren  Kaiserzeit  auf.  Die  eingetretene  Veränderung 
offenbart  sich  zuerst  in  Gesetzen   der  diocletianischen  Regierung. 

Das  erste  dieser  Gesetze  betrifft  die  Einführung  des  Anfech- 
tungsrechts wegen  sogen,  laesio  enormis.  Die  constitutio  ist  von 
Diocletian  und  Maximian  im  Jahr  285  n.  Chr.  erlassen  und  lautet'): 
»rem  majoris  pretii  si  tu  vel  pater  tuus  minoris  pretii  distraxerit, 

i)  1.  63  §  2  D.  ad  leg.  Falc.  35,  2.  Vgl.  auch  1.  4  D,  de  cond.  trit.  13,  4;  1.  22 
D.  de  rebus  creditis  12.  i. 

2)  H.  V.  Scheel  a.  a.  O.,  S.  335  führt  aus,  dass  der  Begriff  des  Tauschwerts  in 
den  ersten  zwei  Jahrhunderten  nach  dem  Sturz  der  Republik  aus  dem  Grund,  weil 
die  Produktion  zu  jener  Zeit  eine  oikenwirtschaftliche  gewesen  sei,  weder  die  Produk- 
tionskosten noch  »die  Fähigkeit  der  Güter  zu  fernerer  Produktion«  habe  berücksich- 
tigen können.  Ist  man  geneigt,  der  im  folgenden  Kapitel  vertretenen  Ansicht  beizu- 
treten, dass  in  der  spätkaiserlichen  Zeit  gerade  die  Rücksicht  auf  die  aufgewendeten 
Produktionskosten  für  den  Wertbegriff  massgebend  geworden  sei ,  so  muss  man  fol- 
gern, dass  jener  Gedanke  v.  Scheel's  nicht  schlüssig  ist.  Denn  in  der  spätkaiserlichen 
Zeit  hat  unzweifelhaft  in  weitem   Umfang  Oikenwirtschaft  geherrscht. 

3)  c.  2  C.  de  rescindenda  venditione  4,  44.  Der  Inhalt  dieser  Konstitution  ist 
im  wesentlichen  wiederholt  in  der  c.  8  eodem  ,  die  von  den  nämlichen  Kaisern  im 
Jahr  293   n.   Chr.   erlassen   wurde. 
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huiiianum  est,  ut  vel ,  prctium  te  restituente  emtoribus,  fundum 
venditum  recipias  ,  auctoritate  judicis  intercedente ,  vel,  si  emtor 
elegerit,  quod  deest  justo  pretio  recipias.  Minus  autem  pretium 
esse  videtur,  si  nee  dimidia  pars  veri  pretii  soluta  sit«.  Der  Ver- 
käufer hat  also ,  falls  er  weniger  als  die  Hälfte  des  justum  (ve- 
rum) pretium  für  seine  Sache  empfangen  hat,  ein  Rücktrittsrecht, 
so  dass  er  gegen  Rückgabe  des  Kaufpreises  seine  Sache  wieder- 
erhält ;  es  sei  denn  ,  dass  der  Käufer  eine  Nachzahlung  bis  zum 
Betrag  des  wahren  Werts  leistet. 

Das  zweite  der  hier  in  Betracht  kommenden  diocletianischen 
Gesetze  ist  das  edictum  de  pretiis  rerum  venalium  vom  Jahr  301^), 
in  welchem  eine  für  sämtliche  im  ganzen  römischen  Reich-)  vor- 
kommenden Kaufgeschäfte  giltige  Tarifierung  aller  möglichen  Wa- 
ren und  Dienstleistungen ,  unter  Androhung  der  Todesstrafe  für 
Ueberforderungen,  unternommen  wurde. 

Während  also  früher  die  Vertragsfreiheit  Einschränkungen 
mit  dem  Zweck,  an  die  Stelle  des  von  den  Parteien  vereinbarten 
Preises  einen  wertgemässeren  Preis  zu  setzen,  nur  insoweit  erfah- 
ren hatte ,  als  das  Werturteil  des  Klägers  beim  Vertragsschluss 
durch  eine  (von  dem  Gegner  beabsichtigte  oder  unbeabsichtigte) 
Täuschung  der  oben  näher  erörterten  Arten  getrübt  erschien, 
wollen  die  beiden  diocletianischen  Gesetze  den  als  gerecht  vor- 
gesteUten  Wert  schlechthin  erzwingen,  auch  wenn  die  Kon- 
trahenten bei  der  Preisberedung  über  alle  für  die  Gestaltung  ihrer 
Wertmeinung  massgebenden  Momente  vollkommen  im  Klaren  ge- 
wesen sind  und  mit  voller  Absicht  ihre  Preisberedung  so  und 
nicht  anders  getroffen  haben  ^).  Der  früher  schon  vorhandene 
Gedanke,  es  gebe  ein  normales,  und  insofern  richtiges  Werturteil 
zeigt  sich  jetzt  verschmolzen  mit  dem  Wunsch,  die  Preisbildung 
allüberall  im  Verkehrsleben  mit  dem  richtigen  Wert  im  Einklang 
zu  sehen. 


1)  Dieses  ciiocletianische  Preisedikt  ist  die  erste  aligemeine  Taxordnung,  die  uns 
aus  Rom  bekannt  ist.  Vgl.  unten  Seite  419  Anm.  4,  und  Bücher,  »Die  diocletia- 
nische  Taxordnung  vom  Jahr  301«  in  der  Zeitschr.  für  die  ges.  Staatswissensch.,  Jahr- 
gang 1894,  Bd.  50,  S.  190.  —  Das  Edikt  ist  herausgegeben  von  Th.  Mommsen  (»Der 
Maximaltarif  des  Diocletian«),  erläutert  von  Th.  Blüinner,  Berlin  1893.  Eine  Verdeut- 
schung des  ganzen  Edikts  befindet  sich  am  Schluss  des  genannten  Aufsatzes  von  Bücher. 

2)  lieber  den   Geltungsbereich  des  Edikts  s.  Bücher  a.  a.   O.  S.   192. 

3)  Vorbehaltlich  natürlich  des  Zutreffens  von  Voraussetzungen,  die  eine  exceptio 
doli  recluferlitren. 
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Was  waren  die  Verhältnisse,  die  diese  Veränderung  bewirkt 
haben  ? 

Werfen  wir  zunächst  einen  BHck  auf  die  Lage  von  Handel 
und  Gewerbe^).  Diese  waren  seit  langem  vorwiegend  in  coile- 
gia«  organisiert.  Einzelne  collegia  reichen  bis  auf  die  ältesten 
Zeiten  zurück  (auf  Nutna,  wie  die  Sage  will).  Jetzt  umfassten 
die  collegia  alle  möglichen  Berufszweige :  Handwerker  jeder  Art, 
Schiffer,  Fuhrleute,  Getreidehändler,  Weinhändler  u.  v.  a.  Früher, 
unter  der  Republik,  waren  diese  collegia  rein  private  freie  Vereini- 
gungen gewesen,  die  gemeinsamen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsinte- 
ressen und  insbesondere  religiösen  Zwecken  dienten.  Der  Staat 
hatte  in  ihre  Organisation  und  ihre  Thätigkeiten  nicht  eingegriffen. 
Seine  Gewerbepolitik  war  die  des  laissez  faire  laissez  aller  ge- 
wesen. Der  allgemeine  wirtschaftliche  Verfall  jedoch,  der  in  der 
Kaiserzeit  allmälig  eingetreten  war  (auf  dessen  Ursachen  einzu- 
gehen hier  nicht  der  Ort  ist),  hatte  zu  einer  Aenderung  dieser 
Politik  geführt.  Der  Staat  hatte  nämlich  einen  immer  grösser 
werdenden  Bedarf  an  N  a  t  u  r  a  1  i  e  n.  Nicht  allein  für  seine  Bau- 
ten, für  die  Verpflegung  und  Ausrüstung  des  Heeres  und  auch 
für  die  Beamtenbesoldung,  die  nur  zum  geringsten  Teil  in  Geld, 
zum  überwiegenden  Teil  aber  in  Naturallieferungen  bestand-). 
Sondern  insbesondere  auch,  und  zwar  in  immer  steigendem  Mass 
zur  Versorgung  der  beiden  Hauptstädte  Rom  und  Konstantinopel. 
Die  cura  annonae  hatte  sich  früher^)  nur  auf  Lieferung  von  Ge- 
treide und  Brot  erstreckt.  In  der  späteren  Kaiserzeit  umfasste 
sie  aber  auch  die  Beschaffung  von  Fleisch,  Oel,  W^ein,  Salz,  Speck, 
mitunter  sogar  von  Kleidern,  Leinwand  und  Schuhen^).   Lag  doch 

i)  Schönherg  in  seinem  »Handbuch  der  politischen  Oekonomie  ;  ,  4.  Aufl.,  Tü- 
bingen 1896,  II.  Band,  I.  Halbband,  S.  529  ff.  Merkel  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 1.  Aufl.,  unter  »collegia«. 

2)  Rodbertus,  »Zur  Geschichte  der  römischen  Tributsteuern  seit  Augustus-«  in  den 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  .Statistik,  Band  VII,  S.  410  ff.  Bücher  a.  a.  O. 
S.  198 

3)  S.  oben   Seite  414   Anm.  4. 

4)  Marqiiardt,  Römische  Staatsverwaltung,  2.  Aufl.,  II.  Bd.,  S.  136,  137.  Leipz.  1884. 
Hoffmeister,  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  Rom's,  .S.  81,  Wien  1899.  ■ —  Die  Verteilung 
erfolgte  zum  Teil  unentgeltlich,  teils  trat  der  Staat  als  Verkäufer  auf  den  Markt  {Mar- 
quardt  a.  a.  O  ).  In  letzterer  Hinsicht  wird  von  Tiberius  (^Tacitus  Ann.  II,  87),  von 
Commodus  (Aelius  Lampridius,  Commodus  c.  14)  und  von  Alexander  .Severus  (Lam- 
•,>ridius,   Alex.  Severus  c.   22)  berichtet,     dass  sie    für    einen    wohlfeilen  Verkaufspreis 

1er  nicht    unentgeltlich    gelieferten  Gegenstände    der    annona  Sorge    getragen    haben. 
S.  auch  Bücher  a.a.O.,   S.   195.    (Es  handelte  sich  hier  also  nicht  um  allgemein 
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ein  bitterer  Ernst  in  Kaiser  Aurelian's  frivolem  Witzwort,  es  gebe 
nichts  Lustigeres  als  das  römische  Volk,  wenn  es  satt  sei.  Wohl 
und  Wehe  der  kaiserlichen  Regierung  war  gar  eng  mit  dieser 
Sättigung  verknüpft!  Alle  jene  Güter  nun,  deren  der  Staatshaus- 
halt bedurfte,  wurden  teils  mittels  Steuern  aufgebracht,  die  so- 
wohl in  Geld  als  auch ,  und  zwar  überwiegend ,  in  Naturalliefe- 
rungen  bestanden  (functiones  aurariae — annonariae)i).  Die  Ganz- 
fabrikate wie  Wafifen  ,  Tuche  wurden  grossenteils  in  Staatsfabri- 
ken hergestellt^).  In  hervorragendem  Mass  wurden  aber  zur  Be- 
schaffung des  grossen  Bedarfs  auch  die  privatrechtlichen  Dienste 
der  selbständigen  Handel-  und  Gewerbetreibenden  beansprucht. 
Das  Entgelt,  das  ihnen  der  Staat  gewährte,  bestand  teils  in  Geld 
teils  in  Naturalien  ^)  '*). 

Ausser  für  den  Staat  arbeiteten  Handel  und  Gewerbe  natür- 
lich auch  für  den  privaten  Bedarf.  Denn  wenn  auch  das  spät- 
kaiserliche Rom  tief  in  der  Naturalwirtschaft  steckte  ^),  so  Hess 
sich  doch  ein  gewisses  Mass  von  Verkehr  zwischen  den  Einzel- 
wirtschaften nicht  entbehren  infolge  einerseits  der  Unvollkommen- 
heit  der  Einzelwirtschaften,  andererseits  der  ungleichen  geogra- 
fischen  Verteilung  der  Naturgaben.  Der  Kleinhandel  in  den  Städten 
m.ochte  sogar  sehr  reich  gegliedert  sein'').  Der  Spielraum  für 
einen  durch  Kauf  und  Verkauf  zwischen  den  Privatwirtschaften 
vermittelten  Güterverkehr  war  aber  infolge  der  geschilderten  Ver- 
hältnisse sehr  beschränkt.  Die  Folge  musste  sein,  dass  die  Preise 
bei  diesen  relativ  wenigen  Umsätzen  so  sehr  schwankten,  dass 
schon  aus  diesem  Grund  auf  Seiten  des  kaufenden  Publikums  feste 
Tauschwertvorstellungen    kaum    verbreitet    sein    konnten'').     Vol- 

giltige  Preistarife,    die  auch  für  den  Privatverkehr   gelten  sollten,    wie  das  diocletia- 
nische  Edikt,  sondern  nur  um  Tarife  für  Verkäufe  durch  den   Staat  selbst), 
i)  Rodbertus  a.  a.  O.  S.  406  ff. 

2)  Bücher  a.  a.  O.  S.  209. 

3)  Merkel  a.  a.  O.   S.   855. 

4)  In  ähnlicher  Weise  wie  der  Haushalt  des  Staats  umfasste  der  der  Gemeinden 
im  wesentlichen  Natural  einnahmen  und  Natural  ausgaben.  Kulm ,  i.Die  städ- 
tische und  bürgerliche  Verfassung  des  römischen  Reichs  bis  auf  die  Zeiten  Justinians«, 
I.  Teil,  S.  34 — 49.    Leipzig  1864. 

5)  Dies  wird  auch  von  denen  anerkannt,  die  bezüglich  der  Blütezeit  Roms  am 
Hestehen  einer  reich  gegliederten  Geldwirtschaft  festhalten ,  wie  E(L  Meyer  in  dem 
Aufsatz  »Die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Altertums«  in  den  Jahrbüchern  für  Na- 
tionalökonomie und  Statistik,  Band  64,   S.   742,   Anm.   5. 

6)  Bücher  a.   a.   O.  S.  200,   201. 

7)  Vgl.  Bücher  a.  a,  O. :    »Der  Kolone  und    der  Possessor  eines  landwirtschaft- 
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lends  aber  hatte  die  furchtbare  Münzkrise  ^)  des  dritten  Jahrhun- 
derts aller  Stetigkeit  der  Preisbildung  den  Boden  entzogen.  So 
fand  die  Vorstellung  des  justum  pretium  als  eines  normalen  Ver- 
kaufswerts nicht  mehr  ihre  Stütze  in  den  Erscheinungen  der  Wirk- 
lichkeit, in  der  man  früher  mit  dem  Marktpreis  als  mit  einer  festen 
Grösse  hatte  rechnen  können. 

Dazu  mochte  aber  noch  ein  anderes  kommen.  Ist  ein  Er- 
werbszvveig  in  seiner  Rentabilität  bedroht  und  fehlt  es  an  einer 
einleuchtenden  Möglichkeit,  durch  betriebstechnische  Verbesse- 
rungen höhere  Erträgnisse  zu  erzielen,  so  bleibt  dem  Bestreben, 
den  bedrohten  Erwerbszweig  zu  erhalten,  nur  der  Wunsch  nach 
einer  solchen  Gestaltung  der  Preise,  dass  diese  bei  dem  herge- 
brachten Verfahren,  zu  den  bisherigen  Kosten  rentieren.  Dieser 
Wunsch  ist  aber  nichts  anderes  als  das  Ergebnis  der  Anschauung, 
dass  die  Preise  so,  wie  sie  sich  thatsächlich  auf  dem  Markte  bil- 
den, eben  keine  gerechten  Preise  sind ;  und  zwar  deshalb 
keine  gerechten,  weil  sie  den  Betrieb  zu  einem  unrentablen  machen. 
Soll  ein  Preis  für  gerecht  gelten,  so  muss  der  Verkäufer  bei 
ihm  bestehen  können. 

Nun  besitzen  wir  zwar,  so  viel  ich  sehe,  keine  direkten  Zeug- 
nisse über  das  Verhältnis,  in  dem  die  Preise  jener  Zeit  zu  den 
gewöhnlichen  Produktionskosten  standen.  Allein  desto  deutlicher 
sprechen  mancherlei  Symptome^).  So  begann  seit  spätestens  dem 
Ende  des  dritten  Jahrhunderts  n.  Chr.  die  Regierung,  den  collegia 
zwangsweise  —  sogar  auf  dem  Weg  krimineller  Verurteilung  — 
Mitglieder  zuzuweisen.     Im  Jahr  314  n.  Chr.    wurde  die  Mitglied- 


lichen Grundstücks  gewannen  in  eigener  Wirtschaft,  was  sie  täglich  brauchten;  der 
Beamte  und  der  Soldat  empfingen  das  Gleiche  aus  den  Staatsmagazinen ;  der  städ- 
tische Arme  wurde  auf  öffentliche  Kosten  mit  dem  Nötigsten  versehen;  die  Arbeiter- 
bevölkerung bestand  aus  Sklaven ,  die  von  ihren  Herrn  ernährt  wurden ;  die  freien 
Handwerker  empfingen,   wo  sie  ihre  Arbeit  vermieteten,   die  Kost.« 

1)  Der  Silberdenar  war  schon  seit  Nero  verschlechtert  worden.  Die  Legierung 
mit  Kupfer  begann  unter  ihm  mit  5  Proz.  ;  unter  Severus  betrug  sie  bereits  50  bis 
60  Proz.  (Moimnsen ,  Geschichte  des  römischen  Miinzwesens ,  S.  758;  Berlin  1860). 
Seither  hörte  die  Silberprägung  der  Sache  nach  auf,  und  statt  ihrer  begann  eine  mas- 
senhafte Prägung  von  Münzen  aus  Weisskupfer,  denen  aber  ein  desto  höherer  und 
immer  steigender  Nominalwert  (bis  zu  21  Denaren)  aufgedrückt  wurde.  Die  Gold- 
prägung des  dritten  Jahrhunderts  war  vollends  eine  »mass-  und  sogar  regellose« 
(Momiitsen  a.  a.  O.  S.  825 — 831).  Von  festen  Wertvorstellungen  konnte  da  natürlich 
nicht  einmal  mehr  im  Verhältnis  der  verschiedenen  Kourantmünzen  unter  einander 
selbst  die  Rede  sein. 

2)  Schönberg  a.   a.   U.   S    531  ;  Merkel  a.   a.  O.   S.   854, 
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Schaft  ZU  einer  erblichen  gemacht,  indem  man  die  Söhne  von 
Mitgliedern  zwang,  mit  dem  zwanzigsten  Lebensjahr  selbständige 
Mitglieder  zu  werden.  Entzog  sich  aber  einer  seiner  Verpflich- 
tung, Mitglied  zu  sein,  durch  die  Flucht,  so  konnte  die  Korpora- 
tion ihn  vindicieren  wie  einen  entlaufenen  Sklaven^),  Nichts  kann 
die  trostlose  Lage    von  Handel    und   Gewerbe  greller  beleuchten. 

Was  den  Verkauf  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  durch  die 
Produzenten  betrifft,  so  spielte  dieser  keine  grosse  Rolle  mehr. 
Denn  was  über  den  eigenen  Bedarf  erzeugt  wurde,  musste  zuerst 
dem  Staat  als  Steuerleistung  abgeliefert  werden  ^).  Der  kleine 
Ueberschuss  aber,  der  daneben  da  und  dort  zu  Markt  gebracht 
werden  konnte,  gab  sicherlich  wenig  Gewinn.  Denn  wo  Handel 
und  Gewerbe  —  welch  letzteres  noch  immer  vielfach  nur  einen 
landwirtschafthchen  Nebenbetrieb  zur  Aufarbeitung  der  ländlichen 
Produkte  darstellte  ^)  —  in  der  geschilderten  Weise  krankten, 
konnte  es  auch  für  die  Landwirtschaft  keinen  kaufkräftigen  Markt 
geben.  Auch  hier  daher  dieselbe  symptomatische  Erscheinung 
wie  bei  Gewerbe  und  Handel:  schon  in  der  konstantinischen  Zeit 
fingen  die  Kolonen  an,  sich  durch  die  Flucht  dem  Druck  der 
Steuern  zu  entziehen,  die  zu  erschwingen  nicht  mehr  möglich  war*). 

Die  kaiserliche  Regierung  konnte  die  geschilderte  Notlage 
nicht  verkennen.  Und  sie  musste  sich  schon  aus  dem  Grund  ver- 
anlasst fühlen,  der  geschilderten  neuen  Wertanschauung  entspre- 
chend in  die  Preisbildung  einzugreifen,  als  auch  die  kaiser- 
lichen Betriebe  selbst  mit  dem  Ueberschuss,  den  sie  über  den  Be- 
darf des  Staates  und  der  Hofhaltung  erzielten,  an  den  Markt 
kamen  ^),  so  dass  eine  mangelnde  Rentabilität  der  Preise  sich  der 
kaiserlichen  Regierung  auch  unmittelbar  fühlbar  machte.  In  mo- 
dernen Staaten,  die  mit  anderen  Staaten  in  regelmässigem  Han- 
delsverkehr stehen,  erhebt  sich  seitens  bedrängter  Erwerbskreise 
vor  allem  der  Ruf  nach  Massregeln  der  Zollpolitik.     Im  diokletia- 

1)  Das  collegium  hatte  ein  Interesse  an  dieser  Vindikation,  da  es  solidarisch  für 
die  Steuern  haftete.  Wenn  einer  davonging ,  so  war  man  also  in  diesen  schlechten 
Zeiten  nicht  etwa  froh,  einen  Konkurrenten  los  geworden  zu  sein,  sondern  fühlte  nur 
die  Schädigung  dadurch,  dass  infolge  seines  Fehlens  der  Steuerdruck  für  die  Andern 
sich  erhöhte. 

2)  Bücher  a.  a.  O.  S.   199. 

3)  Bücher  a.  a.  O. 

4)  Kodbertus,  »Zur  Geschichte  der  agrarischen  Entwicklung  Roms«  in  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Band  II,  S.  242. 

5)  Bücher  a.   a.  O.   S.   212. 
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nischen  Weltreich  war  für  solche  Massnahmen  aber  keine  Stätte. 
Abgesehen  davon,  dass  es  vermöge  der  Ausdehnung  der  Monar- 
chie über  den  ganzen  kultivierten  orbis  terrarum  an  den  selbst- 
verständlichen Voraussetzungen  protektionistischer  Zölle  an  den 
Reichsgrenzen  fehlte,  lag  für  die  lokalen  Märkte  im  Inneren  ein 
wirksamer  Schutz  in  der  Mangelhaftigkeit  der  damaligen  Verkehrs- 
mittel. Man  konnte  also  nur  durch  innerpolitische  Mittel  zu  helfen 
suchen.  Und  als  ein  solches  erscheint  in  der  That  das  Gesetz 
über  die  laesio  enormis,  das  den  Verkäufer  vor  übergrosser  Be- 
nachteiligung bewahrte,  ohne  Rücksicht  darauf,  durch  welches 
Mittel  die  Uebervorteilung  erreicht  wurde,  —  also  nur  mit  dem 
Zweck,  einer  für  den  Produzenten  gar  zu  nachteiligen  Preisbildung 
als  solcher  entgegenzutreten.  Denn  Schutz  des  Verkäufers  ist 
im  grossen  Ganzen  Schutz  des  Produzenten  in  einer  Zeit  vorherr- 
schender Oikenwirtschaft,  wo  der  ganze  Produktionsprozess  in 
einem  und  demselben  Betrieb  vor  sich  zu  gehen  pflegt^). 

Der  Gedanke  eines  solchen  Eingreifens  in  das  Wirtschafts- 
leben hätte  zu  der  stoischen  Weltanschauung  freilich  wenig 
gepasst.  Denn  diese  sieht  ja  ihr  Ideal  in  dem  natürlichen  Zustand 
der  Dinge,  dem  gegenüber  menschliche  Satzungen  nur  insoweit 
Geltung  beanspruchen  können,  als  sie  ihm  nicht  widersprechen. 
Das  Machtbewusstsein  der  Regierung  eines  Diokletian,  der  sich 
einem  Gott  gleich  verehren  liess  und  seine  Souveränität  zu  stabi- 
lisieren verstand  wie  kein  Herrscher  des  Abendlandes  vor  ihm-), 
war  aber  zu  stark,    als  dass    man  im  Bereich  der  Politik   »Natur- 


i)  »Das  Nationalprodukt  wechselte  im  Lauf  seines  ganzen  Produktionsprozesses 
niemals  den  Besitzer«  (Rodhertiis,  »Zur  Geschichte  der  römischen  Tributsteuern  <  a.  a.  O., 
Band  IV,  S.  343).  —  Mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  dürfte  auch  die,  auf  dog- 
matische Gründe  gestützte,  Meinung  von  Ckamlwn  (Beiträge  zum  Obligationenrecht, 
Jena  1851,  S.  ui  fF. ,  insbesondere  .S.  169)  unrichtig  sein,  die  const.  2  cit.  habe  — 
im  Widerspruch  mit  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  —  nach  ihrem  wahren  Sinn  auch  zu 
Gunsten  des  Käufers  gegolten ;  eine  Meinung,  die  übrigens  in  der  neueren  juristischen 
Theorie  sonst  keine  gewichtigen  Vertreter  mehr  hat.  Auch  das  Reichsgericht  (Ent- 
scheidungen in  Zivilsachen,  Band  10,  S.  126)  nimmt  nur  eine  »gewohnheitsrechtliche 
Fortbildung«  des  in  lex  2  cit.  ausgesprochenen  Grundsatzes  in  der  Richtung  an, 
dass  das  Rechtsmittel  wegen  laesio  enormis  auch  dem  Käufer  zustehe.  —  Die  Ansicht. 
die  const.  2  cit.  habe  sich  nur  auf  Grundstücke,  nicht  auf  alle  res  bezogen,  hat 
überhaupt  keine  nennenswerten  Anhänger  mehr.  .S.  Wiiidscheid  a.  n.  O. .  Band  II, 
§   369,  N.   2,  S.   44S. 

2)  S.  insbes.  Jacol)  Burckhardt ,  Die  Zeit  Constantin's  des  Grossen,  2.  Auflage, 
2.  .\bschnitt.  Leipzig  1880.  Auch  Th.  Prei/ss,  Kaiser  Diocletian  und  seine  Zeit,  Leip- 
zig 1869. 
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gesetze«  halte  anerkennen  können,  die  über  den  Willen  des  Mo- 
narchen erhaben  sind.  Hatte  dem  Stoizismus  das  Prinzip  der 
staatlichen  Nichteinmischung  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  entspro- 
chen, so  entsprach  dem  Staatsprinzip  der  diokletianischen-  Aera 
nicht  weniger  der  Gedanke,  dass  der  Staat  im  Stande  und  be- 
rufen sei,  auch  die  private  Preisbildung  nach  seinem  Willen  und 
nach  seinen  Zwecken  zu  gestalten. 

Die  neue  Anschauung,  dass  das  justum  pretium  sich  o  bj  e  k- 
t  i  V  ,  nämlich  mit  Rücksicht  auf  die  herkömmlichen  Produktions- 
kosten, bestimme,  kam  zur  praktischen  Geltung  bei  der  Abfassung 
des  edictum  de  pretiis.  Die  Thatsache,  dass  der  Preistarif  ein 
Maximaltarif,  nicht  ein  Normal-  oder  Minimaltarif  war,  scheint 
dem  freilich  zu  widersprechen.  Denn  dieser  Umstand  scheint  eine 
ausschliessliche  Rücksicht  auf  den  Konsumenten  zu  beweisen. 
Und  die  Vorrede  zum  Preisedikt,  die  dessen  angebliche  Motive 
enthält,  redet  thatsächlich,  und  zwar  in  der  schwülstigsten  Weise, 
von  nichts  als  von  der  Notwendigkeit  eines  Schutzes  des  Volks 
gegen  Ausbeutung  durch  übermässige  Preisforderungen.  Sie  trieft 
geradezu  von  Rücksicht  auf  das  Wohl  der  Konsumenten.  Allein 
einmal  muss  man  bedenken,  dass  das  Preisedikt,  wie  die  neuere 
Forschung  darthut^),  trotz  aller  Phrasen  seiner  praefatio  überhaupt 
nicht  durch  den  Zweck  veranlasst  war,  justa  pretia  für  die  res 
venales  durchzusetzen,  sondern  dass  es  in  erster  Linie  dazu  dienen 
sollte,  einen  Minimalkurs  des  durch  die  Geldverschlechterungen 
der  vorhergegangenen  Zeit  entwerteten  Silberdenars  zu  erzwingen. 
Nebenher  wurde  allerdings  gewiss  der  Zweck  verfolgt,  den 
Angehörigen  des  Soldatenstands,  auf  deren  wucherische  Ausbeu- 
tung die  Vorrede  besonders  hinweist,  massige  Preise  für  ihre  Ein- 
käufe zu  verschaffen.  Handelte  es  sich  hier  doch  um  denjenigen 
Teil  der  Konsumenten,  dessen  Klagen  das  Ohr  des  Soldatenkaisers 
am  ehesten   finden  mussten. 

Aber  dieser  Zweck  konnte  als  erreichbar  erscheinen,  ohne 
dass  das  berechtigte  Interesse  der  Produzenten  zu  leiden  schien. 
Man  Hess  die  Preise  für  das  Edikt  teils  durch  die  Direktoren  der 
kaiserlichen  Fabriken  oder  die  Verwalter  der  kaiserlichen  Provin- 
zialmagazine,  teils  durch  die  collegia  der  Handwerker  und  Klein- 
händler festsetzen  ^).  Und  dass  diese  nicht  vergassen,  der  Berech- 
nung des  justum  pretium    die  ganzen  üblichen  Produktionskosten 

1)  Bücher  a.  a.  O.   S.  193  ff. 

2)  Bücher  a.   a.  O.  S.  215   und  204. 
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nebst  einem  hinreichenden  Gewinn  zu  Grund  zu  legen,  dürfte  sich 
von  selbst  verstehen.  Für  die  Interessen  von  Gewerbe  und  Klein- 
handel war  also  gesorgt.  Dagegen  besitzen  wir  keine  Anhalts- 
punkte, in  welchem  Mass  das  Interesse  des  Zwischenhandels  — 
abgesehen  vom  Kleinhandel  —  in  Rechnung  gezogen  wurde. 

Es  gilt  wohl  allgemein  die  •  Erfahrung,  dass  in  schlechten 
Zeiten  die  Neigung  hervorzutreten  pflegt,  der  Arbeit  des  Zwischen- 
handels den  Charakter  der  Produktivität  abzusprechen  und  mit 
dem  volkswirtschaftlichen  Nutzen  auch  den  Anspruch  auf  peku- 
niären Gewinn  zu  bestreiten.  Veranlasst  mag  dies  in  erster  Linie 
dadurch  sein,  dass  im  Gebiet  des  Handels  die  möglichen  Miss- 
bräuche der  Spekulation  am  eklatantesten  zu  Tage  treten.  Um 
solche  Missbräuche  hatte  sich  der  römische  Staat  früher  nur  ge- 
kümmert, soweit  die  annona  unter  ihnen  litt.  Schon  seit  der  re- 
publikanischen Zeit^)  gab  es  Strafgesetze  gegen  die  künstliche 
Verteuerung  der  staatlichen  annona  (den  »dardanariatus«);  gegen 
die  wirklich  eingetretene  Teuerung  half  man  dann  durch  gelegent- 
liche Erweiterung  der  Largitionen.  Aber  die  Spekulation  i  m 
offenen  M  a  r  k  t  v  e  r  k  e  h  r  Hess  man  sich  vollkommen  frei 
gestalten.  Ein  Reskript  der  Kaiser  Antoninus  und  Verus  besagt 
ausdrücklich:  quibus  mensuris  aut  pretiis  negotiatores  vina 
compararent,  in  contrahentium  potestate  esse  :  neque  enim  quis- 
quam  cogitur  vendere,  si  aut  pretium  aut  mensura  displiceat«  ^). 
Anders  jetzt  Diokletian.  Auch  er  ging,  sogar  mit  der  Todes- 
strafe, gegen  denjenigen  und  seinen  Komplizen  vor,  der  Waren 
aufkauft,  um  dann  aus  einer  Teuerung  Nutzen  zuziehen'').  Aber 
bei  seinem  Unternehmen,  allgemein  feste  Preise  zu  schaffen,  ge- 
bot es  die  Konsequenz,  die  Einflüsse  der  solchergestalt  verur- 
teilten Handelsspekulation  bei  der  Ermittlung  der  justa  pretia  aus- 
zuschliessen.  Bedenkt  man  nun,  wie  schwer  es  ist,  der  als  schäd- 
lich erkannten  Spekulation  zu  Leibe  zu  gehen,  ohne  über  das 
Ziel  hinauszuschiessen  und  zugleich  auch  den  legitimen  Handel  zu 
gefährden,  so  ist  es  naheliegend,  dass  auch  die  diokletianische 
Regierung  aus  der  Haut  des  Zwischenhandels  Riemen  schnitt,  um 
die  einander  entgegengesetzten  Interessen  von  Konsumenten  und 
Produzenten  verbinden  zu  können.  Dafür,  dass  der  Anteil  des 
Zwischenhandels    bei    der  Ermittlung    des   justum    pretium    v  o  n 

i)  Rein,  Das  Kriminalrecht  der  Römer,   S.   S29.    Leipzig  1844. 

2)  1.   71  D.   de  contrahenda  emtione  18,  i. 

3)  Am  Schluss  der  praefatio  zum   Preisedikt.    Mommsen-Biumner  a.   a.   ().  S.   9. 
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vorneherein  vi  n  g  e  n  ü  g  e  n  d  berücksichtigt  wurde,  spricht 
insbesondere  der  Umstand,  dass  die  Preise  für  das  ganze  Reich 
auf  ein  und  dasselbe  maximum  fixiert  wurden.  Hätte  man  die 
Ansprüche  des  Zwischenhandels  überhaupt  in  ausreichendem 
Mass  in  die  Berechnung  miteinbeziehen  wollen,  so  wäre  es  wohl 
undenkbar  gewesen,  zu  verkennen,  dass  bei  der  geographisch  ver- 
teilenden Thätigkeit  des  Handels  die  Transportkosten  nach  den 
räumlicheri  Entfernungen  mit  unbedingter  Notwendigkeit  sehr  ver- 
schieden sein  müssen  1)  und  daher  ein  justum  pretium,  das  unter 
den  anderen  Produktionskosten  auch  durch  die  Transportspesen 
des  Zwischenhandels  bestimmt  wird,  notwendig  nur  mit  lokaler 
Differenzierung  festgesetzt  werden  kann. 

Das  Preisedikt  ist,  trotz  seiner  schweren  Strafdrohungen,  in 
der  Praxis  undurchführbar  gewesen  ^).  Die  Machtmittel  des  Staats 
haben  doch  nicht  ausgereicht,  um  einer  natürlichen  Entwicklung 
des  Wirtschaftslebens  Herr  zu  werden. 

Die  Undurchführbarkeit  des  Edikts  dürfte  freilich  nicht  schon 
an  dem  Gedanken  eines  obrigkeitlich  festgesetzten,  für  den  all- 
gemeinen Privatverkehr  verbindlichen  Maximaltarifs  als  solchem 
gelegen  haben.  Denn  die  Wirtschaftsgeschichte  des  Mittelalters 
und  selbst  der  neueren  Zeit  beweist  zur  Genüge,  dass  obrigkeit- 
liche, allgemein  bindende  Tarifierungen  sehr  wohl  auch  Bestand 
haben  können.  Der  verhängnisvolle  Fehler  des  diokletianischen 
Tarifs  dürfte  vielmehr  der  gewesen  sein,  dass  er  das  Verdienst 
des  Zwischenhandels  in  die  Produktionskosten  als  Unterlage  des 
Werts  nicht  einbezogen  und  aus  diesem  Grund  die  Preise  für  sehr 
viele  Fälle  zu  nieder  berechnet  hat^)*). 


l)  Das  Edikt  sagt  hierüber  ausdrücklich :  »venditores  autem  emptoresque,  quibus 
consuetudo  est  adire  portus  et  peregrinas  obire  provincias,  haec  communis  actus  debebit 
esse  m  o  d  e  r  a  t  i  o  ,  ut,  cum  et  ipsi  sciant  in  caritatis  necessitate  statuta 
rebus  pretia  non  posse  transcendi,  distractionis  tempore  ea  locorum  atque 
discursuum  lotiuS(iue  negotii  ratio  subputetur ,  qua  juste  placuisse  perspicitur ,  n  u  s  - 
quam  carius  vendituros  esse  qui  transferunt:!  Moiiimsen-Bltiinney 
a.   a.  O.   S.  9. 

2)  Lactantius  (de  mortibus  persecutorum  7)  berichtet;  »tunc  ob  exigua  et  vilia 
multus  sanguis  effusus  nee  venale  quicquam  metu  apparebat,  et  civitas 
multo  deterius   exarsit,    donec  lex  necessitate  ipsa  post    multorum  exitum  solveretur.« 

3)  Die  besprochene  diocletianische  Gesetzgebung  wird  um  ihres  Eingreifens  in 
die  freie  Konkurrenz  willen  oft  getadelt  und  ob  des  Misslingens  der  Maximaltarifie- 
rung  verhöhnt  (sehr  scharf  Oertmawi  a.  a.  O.  S,  40,  41  ,  der  freilich  den  Zusam- 
menhang mit  der  Wirtschaftsgeschichte  unberücksichtigt  lässt).  Allein  dass  der  Ge- 
danke der  Anfechtbarkeit  wegen  laesio   enormis  nach  Lage  der  Zeitverhältnisse  inner- 
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Der  Wunsch,  den  Anteil  des  Handelsgewinns  bei  der  Preis- 
bildung zu  beschränken,  trat  auch  in  einer  Verordnung  der  Kaiser 
Valentinian  (364 — 375)  und  Valens  (364 — 378)  zu  Tage,  die  es 
den  episcopi  zur  Pflicht  machte,  im  Interesse  der  Notleidenden 
übermässige  Preisforderungen  der  negotiatores  zu  verhindern^). 
Erheblich  weiter  als  die  bisherigen  ging  Kaiser  Zeno  (474—491). 
Er  verpönte  ^)  nicht  nur  die  Kartellierung  von  Verkäufern  zum 
Zweck  der  Durchführung  von  Minimalpreisen  und  alle  Monopol- 
bildung,   sondern    insbesondere    auch    solche  Organisationen,    die 

lieh  berechtigt  war ,  kann  wohl  nicht  besser  bewiesen  werden  als  durch  die  Lebens- 
fähigkeit, die  dieses  Gesetz  an  den  Tag  gelegt  hat.  Es  wurde  zwar,  was  übrigens 
nicht  unbestritten  ist,  durch  const.  i,  4,  7  C.  Theod.  III  i  ausser  Kraft  gesetzt.  Allein 
seit  Justinian,  in  dessen  Codex  es  ja  wieder  enthalten  ist,  ist  es  bis  in  die  allerneueste 
Zeit  herein  in  den  Gebieten  des  Gemeinen  Rechts  und  der  aus  diesem  hervorge- 
gangenen Rechte  in  Geltung  geblieben ;  mitunter  sogar  in  erweiterter  Fassung ,  na- 
mentlich unter  Erstreckung  auch  zu  Gunsten  des  Käufers  (württembergisches  Land- 
recht II  Titel  14;  bayrisches  Landrecht  IV  3  §  ig  ff. ;  österreichisches  bürgerliches 
Gesetzbuch  §  1060  (934  und  935);  vgl.  auch  oben  S.  423,  Anm.  i).  Und  was  das 
Preisedikt  betrifft ,  mit  dem  die  unendliche  Reihe  behördlicher  Tarifierungen  für  den 
Privatverkehr  begann,  so  darf  man  angesichts  seines  Misserfolgs  eben  doch  nicht  ver- 
gessen, dass  die  Erfahrungen  der  Geschichte,  die  dem  neuzeitlichen  Kritiker  hinsicht- 
lich der  Möglichkeit  künstlicher  Preisregulierungen  zu  Gebot  stehen,  damals  noch  erst 
zu  machen  waren. 

4)  Es  wird  berichtet,  dass  Kaiser  Julian  (361—363)  —  freilich  nur  für  den  Lokal- 
markt von  Antiochia  in  Sj'rien  —  den  Versuch  wiederholt  hat,  Preismaxima  auch  für 
den  Verkehr  von  Privatpersonen  unter  einander  durchzuführen.  Die  Absicht  sei  ge- 
wesen, billige  Preise  für  die  Konsumenten  zu  erreichen,  und  bei  Festsetzung  der  Taxen 
seien  die  Landleute,  Handwerker  und  Kleinhändler  von  Antiochia  beigezogen  worden. 
Im  übrigen  ist  nur  überliefert,  dass  auch  dieses  Preisedikt  gescheitert  ist.  Libanii 
Sophistae  Orationes  et  Declamationes,  Vol.  I,  herausgegeben  von  J.  J.  Reiske,  S.  5S7. 
Altenburg  1791  (Leichenrede  auf  Julian).  • —  Nach  dieser  Stelle  dürfte  sich  die  An- 
sicht Bücher''^  (a.  a.  O.  S.  195)  modifizieren,  der  auf  Grund  der  weniger  eingehenden 
Notiz  bei  Ammianus  Marcellinus  XXII  14,  i  annimmt,  dass  es  sich  hier  nur  um  die 
Festsetzung  einer  Taxe  für  die  Verkäufe  des  Staats  gehandelt  habe. 

1)  c.   I  C.   de  episc.  audientia  i,  4. 

2)  bei  Strafe  der  Vermögenskonfiskation  und  lebenslänglicher  Verbannung,  const. 
I  (2)  C.  de  monopoliis  4,  59:  »Jubemes,  ne  quis  cujuslibet  ...  ad  victum  vel  ad 
quemcumque  usum  pertinentis  speciei ,  vel  cujuslibet  materiae  .  .  .  monopolium  audeat 
exercere,  neve  quis  illicitis  habitis  conventionibus  conjuret  aut  paciscatur ,  ut  species 
diversorum  corporum  negotiationis  non  minoris,  quam  inter  se  statuerint,  venumdentur. 
Aedificiorum  quoque  artifices  vel  ergolabi  aliorumque  diversorum  operum  professores, 
et  balneatores  penitus  arceantur  pacta  inter  se  componere  ,  ut  ne  quis ,  quod  alteri 
commissum  sit,  opus  impleat,  aut  injunctam  alteri  soUicitudinem  alter  intercipiat ;  data 
licentia  unicuique  ab  altero  inchoatum  et  derelictum  opus  per  alterum  sine  aliquo 
timore  dispendii  implere,  omniaque  hujusmodi  facinora  denuntiandi  sine  ulla  formi- 
dine  et  sine  judiciariis  sumtibus -.  etc. 


^28  l^r.   Rudolf   Kaulla: 

verhindern  sollen,  dass  bei  Arbeitseinstellungen  Arbeitswillige  an 
Stelle  der  Streiker  treten  ^).  Veranstaltungen,  die  den  Umfang  des 
Angebots  (so  wie  er  sich  ohne  die  Einwirkung  gestalten  würde) 
zu  verringern  geeignet  sind,  treiben  also  nach  dem  Gedanken 
dieses  Gesetzes,  falls  sie  Erfolg  haben,  die  Preise  über  die  Höhe 
der  j  u  s  t  a  pretia. 

Diese  Massnahmen  der  spätrömischen  Zeit  erscheinen,  wenn 
man  sie  rein  äusserlich  und  nur  im  Zusammenhang  mit  der  im 
justinianischen  Corpus  Juris  zusammengefassten  Rechtsentwicklung 
betrachtet,  als  A  u  s  n  a  h  m  e  n  von  dem  Prinzip  der  Vertrags- 
freiheit, das  die  Pandekten  beherrscht.  Allein  sie  sind  ihrerseits 
wieder  der  Ausfluss  eines  anderen  Prinzips,  einer  neuen  Weltan- 
schauung, die  mit  dem  Christentum  zur  Macht  gelangt  war. 

Hatte  früher  die  Anschauung  geherrscht,  dass  das  Wohl  des 
Ganzen  nicht  besser  gewahrt  werden  könne,  als  wenn  man  den 
Egoismus  der  Einzebien  möglichst  frei  walten  lasse,  so  suchte  das 
Christentum  die  W^ohlfahrt  der  Gesamtheit  in  der  allgemeinen 
Nächstenliebe.  An  Stelle  des  »naturaliter  invicem  se  circumscri- 
bere  licere«,  dem  gegenüber  die  den  Konkurrenzkampf  zügelnden 
positivrechtlichen  Vorschriften  als  ausnahmsweise  Eingriffe  in  einen 
naturrechtlich  erlaubten  Zustand  erschienen,  gilt  im  Christentum 
der  entgegengesetzte  Grundsatz :  »ne  quis  supergrediatur  neque 
circumveniat  in  negotio  fratrem  suum:  c^noniam  vindex  est  Domi- 
nus de  his  Omnibus "). 

Dieses  Verbot  der  Uebervorteilung  des  Nebenmenschen  und 
die  strenge  Auslegung,  die  es  durch  die  Autorität  der  Kirchen- 
väter erfuhr,  musste  allmählich  das  Bedürfnis  wachrufen,  einen 
objektiv  erkennbaren  Massstab  für  die  Beurteilung  des  Wertver- 
hältnisses von  Leistung  und  Gegenleistung  zu  besitzen,  und  andere 
Lehren  des  Christentums  kamen  diesem  Bedürfnis  entgegen.  Das 
Christentum  preist  die  Ehre  der  Arbeit,  eine  Vorstellung,  die  noch 
einem  Cicero  völlig  fremd  gewesen  war  ^).  Es  predigt  ferner,  dass 

i)  Dieses  Gesetz  des  Kaisers  Zeno  hat  auch  unter  der  Herrschaft  des  kanoni- 
schen Rechts'  seine  Geltung  behalten  und  dabei  eine  strenge  Durchführung  erfahren 
{Endemann,  »Die  nationalökonomischen  Grundsätze  der  kanonistischen  Lehre«  in  den 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Band  I,  Seite  365). 

2)  I.  Thess,  4,  6. 

3)  Cicero  (de  off.  I(  42)  redet  von  den  »sordidi«  quaestus  mercennariorum  om- 
niumque  quorum  operae,  non  quorum  artes  emuntur«.  Cicero's  .Stellung  bildete  keine 
Ausnahme,  sondern  war  die  des  Gebildeten  in  der  antiken  Welt  überhaupt.  (Vgl. 
auch  Aristoteles  Politik  VIII,  2.    .Siehe  ferner  bei  Röscher,   System  der  Volkswirtschaft, 
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wer  nicht  arbeitet,  auch  nicht  essen  solF).  Mit  anderen  Worten : 
der  Preis  ist  gerecht,  sofern  er  das  Entgelt  für  gethane  Arbeit 
darstellt,  ungerecht  aber,  insoweit  er  ohne  Arbeit  beansprucht 
wird. 

Als  ein  in  diesem  Sinne  unverdientes  Entgelt  erschien  vor  allem 
das  Nehmen  von  Zinsen  für  ausgeliehenes  Kapital.  Anschliessend 
an  die  biblische  Vorschrift :  mutuum  data  nihil  inde  sperantes!« -) 
verbot  die  kirchliche  Gesetzgebung  das  Zinsnehmen,  zunächst 
freilich  nur  den  Klerikern  ^),  da  den  Laien  der  Zinsengenuss  nach 
den  bürgerlichen  Gesetzen  gestattet  war.  Die  Kirchenväter  aber 
predigten  den  Christen  schlechthin,  dass  es  Sünde  sei,  gegen  Zins 
auszuleihen*).  Das  Zinsennehmen  erschien  ihnen  geradezu  als 
typischer  Fall  unverdienter  Bereicherung  und  unchristlicher  Ueber- 
vorteilung,  eine  Auffassung,  die  mit  dem  Rückfall  in  naturalwirt- 
schaftliche Verhältnisse  aufs  engste  zusammenhing.  Denn  mehr 
und  mehr  mochten  Darlehen  nur  als  Aushilfe  im  Notfall  bean- 
sprucht und  gegeben  werden^),  und  das  Geld  verlor  seinen  Cha- 
rakter  als  Produktivmittel .    der    der    Blütezeit  Roms    anschaulich 


I.  Band,  §  41 ,  insbes.  Anm.  i.)  —  Dem  werden  diejenigen  Juristen  widersprechen, 
die  den  Eigentumserwerb  durch  Spezifikation  mit  dem  rechtsphilosophischen  Prinzip 
begründen  wollen,  dass,  »was  Jemand  erzeugt  hat,  diesem  gehöre,  weil  er  es  erzeugt 
hat<  (Vertreter  dieser  Ansicht  —  neuestens  auch  Kariowa  a.  a.  O.  Bd.  II,  i.  Teil, 
S.  429  —  bei  Bcchnuuin,  »Ueber  den  Rechtsgrund  des  Eigentumservverbs  durch  Spe- 
zifikation« im  Archiv  für  die  civilistische  Praxis,  47.  Band,  S.  25,  Anm.  2  und  bei 
Windscheid  a.  a.  O.  II,  §  187,  Nr.  2).  Darüber,  dass  dieses  soziale  Prinzip  den  Rö- 
mern noch  fremd  war  und  daher  bei  dem  bekannten  Schulstreit  der  Sabinianer  und 
Proculianer  über  die  Rechtswirkung  der  Spezifikation  keine  Rolle  spielen  konnte,  vgl. 
insbes.  Beckmann  a.  a.  O.  S.  26  ff.  und  Fitting ,  »Die  Spezifikation«  im  selben  Ar- 
chiv,  Band   48,   S.   1S8,   1S9. 

i)  II.  Thess.  3,  ig;   I.  Thess.  4,  11;  Eph.  4,  28. 

2)  Ev.  Luk.  6,  35. 

3)  Die  einzelnen  Kirchengesetze  sind  zusammengestellt  bei  Hertzog,  Realencyclo- 
pädie  für  protestant.  Theologie  und  Kirche,  iS.  Band,  unter  Wucher  S.  268,  269. 
Gotha  1864. 

4)  So  Augustinus  (in  Psalmum  XXXVI),  Hieronymus  (super  Ezecliielem  lib.  6  ad. 
c.  18),  Ambrosius  (lib.  de  Tobia  c.  14  und  de  bono  mortis  c.  12).  Diese  Aussprüche  der 
Kirchenväter  sind  als  Grundlagen  des  kanonischen  Rechts  in  das  decretum  Gratiani 
aufgenommen  worden  (C.   14  qu.   3,   c.   1  —  3  und   qu.  4,   c.   10). 

5)  Charakteristisch  hiefür  sind  die  Worte  des  Augustinus  (ad  Macedonium  ep.  44, 
aufgenommen  im  Decr.  Grat,  als  C.  14  qu.  4  c.  11)  -.  »quid  dicam  de  usuris  quae  etiam 
ipsae  leges  et  judices  reddi  jubent?  An  crudeüor  est  qui  subtrahit  aliquid  vel  eripit 
diviti  quam  qui  trucidat  pauperem  foenore?« 


■  -.Q  Dr.  Rudolf  KauUa: 

gewesen  war^). 

Von  solchem  Standpunkt  aus  gelangte  man  dazu,  auch  die 
Verdienstlichkeit  des  Handels  überhaupt  zu  leugnen.  Tertullianus 
(Y  c.  230)  fragt:  »negotiatio  servo  Dei  apta  est?«  und  giebt  die 
Antwort;  ceterum  si  cupiditas  abscedat,  quae  est  causa  acquirendi, 
cessante  causa  acquirendi  non  erit  necessitas  nego- 
t  i  a  n  d  i  « -).  Als  verdienstliche  Arbeit  war  der  Handel  mithin 
nicht  anerkannt. 

Für  geradezu  verdammenswert  aber  musste  derjenige  Ge- 
winn gelten,  der  durch  eine  Preissteigerung  infolge  Zurückhaltens 
des  an  sich  möglichen  Angebots  erzielt  wird.  Während  nämlich 
der  Geist  des  römischen  Rechts  bisher  zur  Anerkennung  des  Ei- 
gentums als  eines  an  sich  schrankenlosen  Rechts  geführt  hatte, 
erblickte  die  christliche  Lehre  im  Eigentum  nicht  sowohl  ein 
Herrschaftsrecht  als  das  Amt  der  gerechten  Verwaltung  eines  von 
Gott  verliehenen  Besitzes.  Die  irdischen  Güter  sind  Gaben  Gottes, 
dem  Menschen  anvertraut,  damit  er  seinen  Nebenmenschen  Gutes 
thue.  Die  Gottesgaben  aufzuspeichern,  wenn  Andere  ihrer  be- 
dürfen, ist  sündhaft^);  doppelt  sündhaft  aber  dann,  wenn  es  in 
egoistischer  Absicht  geschieht,  um  durch  Steigerung  der  Bedürf- 
tigkeit der  Nebenmenschen  diese  besser  ausbeuten  zu  können. 
Jede  Spekulation,  jede  Monopolbildung  oder  Kartellierung  ist  also 
verwerflich,  die  den  Zweck  verfolgt,  durch  Beschränkung  des  An- 
gebots höhere  Preise  zu  erzielen  als  diejenigen  wären,  von  denen 
anzunehmen  ist,  dass  sie  ein  normaler  Käufer  bei  einem  in  dieser 
Weise  nicht  beschränkten  Stand  des  Angebots  bewilligen  würde. 
Es  ergab  sich  die  Vorstellung  eines  natürlichen  Standes  des  An- 
gebots, durch  dessen  künstliche  Beschränkung  die  Preise  über 
den  wahren  Wert,   das  justum  pretium,  gesteigert  werden. 

So  fand  die  aus  ökonomischen  Gründen  dem  Handelsgewinn 


i)  S.  oben  S.  414. 

2)  De  Idololatria  c.   n. 

3)  Ambrosius  (f  397)  eifert:  »ais:  quid  injustam  est,  si  quum  aliena  non  inva- 
dam,  propria  diligentius  servo?  o  impudens  dictum!  propria  dicis?  quae?  ex  quibus 
reconditis  in  hunc  mundum  detulisti?  quando  in  hanc  ingressus  es  lucem  ,  quando  de 
venire  matris  exiisti ,  quibus  quaeso  facultatibus  quibusque  subsidiis  stipatus  ingressus 
es?.;  Und  weiter:  »neque  enim  minus  est  criminis  habenti  tollere  quam  cum  possis 
et  abundes,  indigentibus  denegare.  Esurentium  panis  est  quem  tu  detines;  nudorum 
indumentum  est  quod  tu  recludis;  et  Universum  redemtio  est  et  absolutio  pecunia, 
quam  tu  in  terram  defodis.  Tot  te  ergo  scias  invadere  bona  quot  possis  praestare 
quod  velis«    (Sermo   81;   aufgenommen  im   Decr.   Gratiani  als  dist.   47,   c.   8). 
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feindliche  Tendenz  der  Zeit  des  wirtschaftlichen  Niedergangs  ihre 
Bestärkung  in  der  theologischen  Deduktion.  Den  Niederschlag 
zeigen  uns  die  besprochenen  Gesetze  der  Kaiserzeit.  Das  Chri- 
stentum ist  zwar  erst  unter  Constantin  zur  staatlichen  Anerken- 
nung gelangt.  Thatsächlich  war  aber  die  neue  Lehre  schon  seit 
langem  von  mächtigem  Einfluss  auf  das  Geistesleben :  die  Gesetz- 
gebung konnte  sich  —  bewusst  oder  unbewusst  —  dieser  Strö- 
mung nicht  entziehen. 
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DIE  ERKRANKUNGSHÄUFIGKEIT 
NACH  BERUF  UND  ALTER. 

VON 
Dr.  FR.  PRINZING 

in  Ulm  a.lD. 


ERSTER  ARTIKEL. 

Die  Einführung  der  obligatorischen  Arbeiterkranken- Ver- 
sicherung in  Deutschland  und  Oesterreich  hat  von  Anfang  an  den 
Wunsch  rege  gemacht,  das  dabei  zu  gewinnende  Material  nicht 
nur  für  die  Versicherungstechnik,  sondern  auch  für  Hygiene  und 
Soziahvissenschaft  nutzbar  zu  machen.  In  Deutschland  stand  dem 
bisher  hindernd  im  Wege,  dass  das  Krankengesetz  keine  Statistik 
der  Erkrankungen  vorsieht;  dagegen  bestimmt  das  österreichische, 
dass  die  einzelnen  Krankenkassen  Listen  über  die  Zahl  der  Mit- 
glieder, der  Erkrankungen,  der  Krankentage  und  der  Sterbefälle 
alljährlich  nach  Alter  und  Geschlecht  getrennt  anzufertigen  haben. 
In  Deutschland  war  es  daher  nur  möglich,  brauchbares  Material 
zu  gewinnen,  wenn  die  statistischen  Aemter  grösserer  Städte  der 
Sache  sich  annahmen,  und  auf  eigene  Kosten  solche  Aufnahmen 
durchführten.  Es  ist  aber  zu  hoffen,  dass  diese  Anfänge,  die  bei 
weiterem  Ausbau  reiche  wissenschaftliche  Ernte  versprechen,  den 
Anstoss  geben  werden,  dass  auch  für  grössere  Bezirke  die  Er- 
krankungen statistisch  bearbeitet  werden. 

Für  die  österreichische   Krankenkassenstatistik  ist  eine 
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zusamnienfassende  Arbeit  über  die  Jahre  1891 — 95  erschienen'), 
die  sich  mit  den  Erkrankungs-  und  Sterbeverhältnissen  einer 
grossen  Anzahl  von  Berufsarten  nach  Alter  und  Geschlecht  ge- 
schieden befasst.  Denn  die  Grösse  des  Materials  gestattet  es, 
dass  auch  Sterbecoefficienten  berechnet  werden  können,  die  sich 
freilich  nur  auf  die  aktiven  Mitglieder  beziehen,  also  im  allge- 
meinen zu  klein  ausfallen,  aber  trotzdem  einen  sehr  guten  Mass- 
stab der  Sterbegefahr  der  einzelnen  Berufe  und  Altersklassen  ab- 
geben, wie  wir  bald  sehen  werden.  Es  wurden  in  der  genannten 
Veröffenthchung  nur  die  Kassen  ausgewählt,  deren  Berichte  als 
zuverlässig  angesehen  werden  konnten.  Die  Mitgliederzahlen  wur- 
den aus  den  Anfangs-  und  Endbeständen  jedes  Jahres  und  einer 
aus  der  monatlichen  Bewegung  der  Mitglieder  berechneten  Kor- 
rektion ermittelt;  es  wurden  nur  Krankheiten  mit  Erwerbsunfähig- 
keit verwertet;  das  Krankengeld  wird  nur  bei  Krankheiten  von 
mehr  als  dreitägiger  Dauer  und  im  Ganzen  bis  zu  20  Wochen 
bezahlt.  Nur  wenige  Kassen  gehen  darüber  hinaus.  Die  Ent- 
bindungen sind  nicht  mit  einbezogen  und  nur  für  die  Gesamt- 
ziffern des  weiblichen  Geschlechts  besonders  behandelt.  Das 
Material  der  Krankenkassen  Wiens  wurde  von  A.  Voigt  für  das 
Jahr  1896  in  einer  Abhandlung,  die  in  Schviol/ers  Jahrbüchern  er- 
schien,  bearbeitet"). 

Vorzügliches  Material  liefert  die  Erhebung  bei  den  F  r  a  n  k- 
f  u  r  t  e  r  O  r  t  s  k  r  a  n  k  e  n  k  a  s  s  e  n  und  der  Bockenheimer  Kran- 
kenkasse, die  auf  Betreiben  //.  BleicJiers,  des  rührigen  Vorstands 
des  dortigen  städtischen  statistischen  Amtes,  unternommen  wur- 
den''). Wegen  der  hohen  Kosten  konnte  die  Untersuchung  in 
Frankfurt  leider  nur  auf  ein  Jahr  (1896)  ausgedehnt  werden.  Die 
Mitgliederzalil  wurde  dabei  durch  Addition  der  Mitgliedstage  und 
Division  der  Zahl   durch  366*)  berechnet;  es   wurde  genau  unter- 


i)  Nachträgliche  Mitteilungen  über  die  Ergebnisse  der  Krankheitsstatistik  der 
Krankenkassen  in  den  Jahren  1891 — 95.  Altersaufbau  der  versicherten  Arbeiterschaft, 
sowie  deren  Erkrankungs-  und  Slerblichkeitsverhältnisse  nach  Alter  und  Beruf.  Wien 
1900.  —  Die  Zahlen  der  Mitglieder  finden   sich  in  Tabelle  VI.   des   Anhangs. 

2)  Gesundheitsverhältnisse  im  Gross-  und  Kleinbetrieb.  G.  Schinoller's  Jahrb. 
N.  F.  Bd.  23.  1899.    S.  153. 

3)  Frankfurter  Krankheitstafeln.  Untersuchungen  über  Krankheitsgefahr  und  Er- 
krankungshäufigkeit, nach  Alter,  Geschlecht,  Zivilstand  und  Beruf.  Beitr.  z.  Stat.  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.  N.  F.  4.  H.  1900.  —  Die  Zahlen  der  Mitglieder  finden  sich 
in  Tabelle  V.   des  Anhangs. 

4)  Das  Jahr  war  ein   Schaltjahr. 

Zeitschrift  für  die  ges.    Staatswissensch  .   1902.   3.  28 


scliieden  zwischen  Vollmitgliedern,  welche  das  ganze  Jahr  der 
Kasse  angehörten,  und  NichtVollmitgliedern,  bei  denen  dies  nur 
für  einen  Teil  des  Jahres  zutraf.  Die  Geburten  sind  in  die  Stati- 
stik nicht  mit  einbezogen.  Die  Dauer  der  Unterstützung  beträgt 
26  Wochen. 

Hervorzuheben  ist  ferner  die  auf  Veranlassung  von  Neefe  in 
Breslau  seit  1888  vorgenommene  Statistik  der  Breslauer  Kranken- 
kassen, wobei  für  die  einzelnen  Gewerbe  und  Betriebskassen  die 
Zahl  der  Erkrankungen  nach  Krankheitsgruppen  angegeben  ist; 
allerdings  fehlt  diesen  Aufnahmen  die  Einteilung  nach  Alters- 
klassen M- 

Von  älteren  Untersuchungen  sind  zu  erwähnen  die  treffliche 
Arbeit  von  Schuler  und  Burckhardt'^^^  die  sich  allerdings  nur  auf 
einen  verhältnismässig  kleinen  Teil  der  Schweizer  Arbeiterschaft 
bezieht,  bei  der  sich  aber  die  Beobachtungszeit  auf  4  Jahre  (i. 
VII.  1880— I.  VII.  1884)  erstreckt,  die  englischen  von  Ratcliffe 
und  Fmlaistni^),  die  Statistik  der  italienischen  Arbeitervereine  u.  a. 
Besondere  Aufmerksamkeit  wurde  ferner  der  Erkrankungsstatistik 
einzelner  Berufsarten  geschenkt,  so  der  Eisenbahnbeamten,  der 
Bergleute,  Steinhauer,  Buchdrucker  u.   a. 

Es  ist  nötig  vorerst  einige  allgemeine  Gesichtspunkte  festzu- 
stellen. Die  Erkrankungshäufigkeit  d.  h.  die  Zahl  der 
Krankheiten,  die  auf  je  100  Mitglieder  treffen,  nimmt  mit  dem 
Alter  allmählich  zu,  aber  viel  langsamer  als  die  Sterblichkeit. 
Während  z.  B.  die  erstere  bei  den  österreichischen  Krankenkassen 
im  Alter  von  16 — 20  Jahren  bei  den  Männern  42,3  und  im  Alter 
von  50 — 60  Jahren  58,8  beträgt,  sind  die  Sterbeziffern  in  den 
beiden  Altersperioden  0,52  und  2,31,  die  Zunahme  beträgt  also 
bei  den  Erkrankungen  nur  39,  bei  der  Sterblichkeit  344  "/q.  Die 
Zunahme  zeigt  sich  überdies  bei  den  ersteren  nur  insoweit  sie 
Erwerbsunfähigkeit  verursachen.  Es  kamen  auf  je  lOO  Mitglieder 
Erkrankungen  : 


i)  Krankenversicherung  in  Breslau  in  den  Jahren  1891—95.  Bresl.  Stat.  Bd.  19. 
H.  4.   1899. 

2)  Untersuchungen  über  die  Gesundheitsverhältnisse  der  F'abrikbevölkerung  in  der 
Schweiz.     Aarau   1889. 

3)  Diese  finden  sich  besonders  verarbeitet  bei  H.  Westergaard,  die  Lehre  v.  d. 
Mortalität  und  Morbililät.  i.  Aufl.  Jena  1S82  und  bei  IV.  Kley,  die  Berufskrankheiten 
u.   s.  \v.    Cassel  1897. 
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Alter 

Frankfurter  Ortskranken- 
kassen 1896 

Bockenhe 
1896 

mer  Kasse  ||        Oesterreichische 
—97             jKrankenkasse  1891 — 95 

erwerbsfähig  |  erwerbsunfähig 

männliches  Geschlechtj 

erwerbsunfähig 

M.    1    W.     1     M.     1     W. 

erwerbsf. 

erw.-unf. 

M.         1        W. 

unter  15    j 
15—20 
20  —  30 
30—40 
40-50    [ 
50-60    1 
über  60    1 

56,5 
66,6 
66,6 
59,6 
59,7 
66,8 
65,0 

58,8 
76,8 
83,0 
83,0 
67,9 
76,1 
36,6 

43>5       38,8 
35.1       39,0 
35>i       37,5 
43.9      46,4 
52,6    1   40,2 
63,5    '   48,3 
56,0       56,7 

49.6 
67,0 
70,9 
69,7 

72,7 
79,8 
67,7 

68,6 
63,0 
54,6 
61,6 
66,4 
68,2 
76,0 

43.0       1       42,8 

42.3  1       39,5 
43.6              38,4 

47.4  !       44,0 
52,6        I        49,2 
58,8               51,0 
68,2        1        56,6 

zusammen 

64,2 

79,0 

39.9       39.3 

69.9 

60,7      i 

47.4              41,9 

Aus  der  Tabelle  ist  der  Unterschied  in  der  Erkrankungs- 
häufigkeit beider  Geschlechter  ersichdich,  vor  allem  ihre  Zunahme 
im  gebärfähigen  Alter  und  nachherige  Abnahme  beim  weiblichen 
Geschlecht.  Bei  diesem  ist  ferner  die  Zahl  der  erwerbsfähig  Er- 
krankten sehr  gross ;  bringt  man  die  Verletzungen  in  Abrech- 
nung, so  nehmen  die  Frauen  auch  unter  den  erwerbsunfähig  Er- 
krankten in  Frankfurt  und  in  Bockenheim  den  ersten  Platz  ein, 
in  Breslau  ist  dies  allerdings  nicht  der  Fall.  Es  kamen  auf  je 
100  durchschnittliche  Mitglieder  Krankheitsfälle  bei  den  Orts- 
krankenkassen in 


Frankfur 

a.M. 

Bock 

snheim      Bresl.iu 

m. 

w. 

m. 

w.       m.     w. 

mit  Erwerbsfähigk 

.  überhaupt 

64.2 

79.0 

69.9 

89.3      —     — 

:» 

ohne  die  Verletzungen 

5S.4 

76.4 

— 

—       —     — 

ohne              » 

überhaupt 

39-9 

39-3 

60.7 

57-1  31-9  17-7 

. 

ohne  die  Verletzungen 

31.S 

37-3 

49.0 

53.0  25.4  16.8 

Unter  den  obigen  Ziftern  fällt  uns  auf,  dass  die  Erkrankungs- 
zififern  der  jungen  Arbeiter  vor  dem  16.  oder  20.  Lebensjahr  höher 
sind,  als  in  den  späteren  Lebensaltern,  doch  findet  sich  dies  nur 
bei  den  Krankheiten  mit  Erwerbsunfähigkeit.  Zweierlei  Ursachen 
bedingen  dies :  einmal  die  geringere  Energie  der  jugendlichen  Ar- 
beiter, infolge  deren  sie  auch  bei  leichteren  Erkrankungen  zu 
Hause  bleiben,  sodann  die  kleinere  Widerstandskraft,  wenn  grössere 
Ansprüche  an  sie  gestellt  werden. 

Auf  ein  Mitglied  können  im  Laufe  des  Jahres  eine  oder 
mehrere  Erkrankungen  kommen  und  zwar  besteht  in  dieser  Hin- 
sicht zwischen  den  einzelnen  Altersklassen  kein  erheblicher  Unter- 
schied, so  dass  wir  uns  darauf  beschränken  können,  die  Ziffern 
für  die   Gesamtzahl  der  Arbeiter  zu  geben.     Es  kamen    auf  i  er- 

28* 
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Dr.  Fr,  Prinzing : 


kranktcs    Mitglied    Krankheitsfälle    im    Jahr    (Wiedererkrankiings- 
coefficient)  : 

Frankfurt  (1896)  Oesterreich  (1S91-95)  Bockenheim  (1896-97) 
Krankheiten                       m.          w.  m.  w.  m.  w. 

mit  u.  ohne  Erwerbsunf.  1.7  1.7  —  —  1.8  1.9 

mit  Erwerbsimfähiglvcit  1.2  1.2  1.2  1.2  1.3  1.3 

Die  Schwere  der  lirkrankungen  nimmt  mit  dem  höheren 
Alter  zu  und  diese  dauern  daher  länger;  die  durchschnittliche 
Zahl  der  Krankheitstage  pro  Kopf  (»K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  w  a  h  r - 
s  c  h  e  i  n  I  i  c  h  k  c  it«  Bleichers)  nimmt  mit  dem  Alter  rascher  zu 
als  die  Zahl  der  Erkrankungen.  Es  kamen  mit  alleiniger  Berück- 
sichtigung der  Erkrankungen  mit  Erwerbsunfähigkeit  Krankheits- 
tase 


Aller 

auf  I  Mitglied 

auf  I   Krankheitsfal 

Frankfurt  a.  M.           Oesterreich 

Frankfurt  a.   M. 

Oesterreich 

M. 

W.     i       M.       1     W. 

!l      M. 

W. 

M. 

W. 

unter  15 

6,4 

7,5    1       5,4 

6,2 

i;   16,9 

21,3 

12,6 

14,5 

15—20 

5,8 

7,5    '       5,8 

6,4 

19,5 

22,5 

13,7 

16.1 

20 — 30 

1       6,7 

9,2    t       6,3 

6,9 

ji  22,3 

28,6 

14,3 

18,0 

30—40 

,       9-9 

14,5    i       7,6 

8,9 

ii  25,7 

34,4 

15-9 

20,2 

40—50 

14,2 

12,7    :       9,6 

10,6 

1    29,8 

36,2 

iS,6 

21,6 

50 — 60 

20,8 

21,8    j     12,5 

12,2 

ii     35,8 

50,1 

21,4 

23,9 

über  60 

21,7 

32,9    !     20,3 

17,7 

Ii     41,8 

63,7 

29.8 

31,3 

zusammen 

!       8,6 

9,6    1       7,8  ■ 

7,9 

II     24,7 

28,1 

16,5 

18,8 

Die  Zahl  der  Krankentage  pro  Mitglied  ist  ein  genauer  Wert 
für  die  Beeinträchtigung  der  Mitglieder  einer  Kasse  in  ihrem  Ver- 
dienst durch  das  Kranksein  und  der  Inanspruchnahme  der  Kasse 
infolgedessen,  die  Erkrankungshäufigkeit  dagegen  giebt  uns  nur 
einen  brauchbaren  Anhaltspunkt  über  die  Kränklichkeit  der  Mit- 
glieder, wenn  auch  die  Krankheiten  ohne  Störung  der  Erwerbs- 
fähigkeit bekannt  sind  ;  denn  wie  wir  bald  sehen  werden  und  wie 
jedermann  bekannt  ist,  hindern  viele  schwere  Gesundheitsstörungen 
die  Befallenen  nicht  ihrem  Berufe  nachzugehen ;  Nähterinnen,  Lad- 
nerinnen, Handwerker  aller  Art  sind  jahrelang  krank  und  wenden 
sich  nur  ab  und  zu  einmal  an  den  Arzt,  ohne  jemals  ihre  beruf- 
liche Arbeit  zu  versäumen.  Von  besonderem  Werte  ist  es  da- 
her, wenn  wir,  wie  dies  die  österreichische  Statistik  ermöglicht, 
die  Sterbeziffern  bei  den  einzelnen  Berufsarten  mit  in  Vergleich 
bringen  können.  Freilich  sind  diese  insofern  nicht  ganz  einwand- 
frei, als  sie  nur  die  Sterbefälle  der  aktiven  Mitglieder  umfassen, 
während  die  inaktiven  und  invaliden   nicht  einbezosfen  sind.     Da- 


Die  Erkrankungshäufigkeit  nach  Beruf  und  Alter.  437 

gegen  haben  sie  den  grossen  Vorzug,  dass  Sterbefälle  und  zu- 
grunde liegende  Mitgliederzahlen  in  einheitlicher  Weise  nach  der 
Berufsart  festgestellt  sind. 

Die  österreichische  Statistik  unterscheidet  in  der  obenge- 
nannten Veröffentlichung  fünfjährige  Altersklassen ;  da  aber  die 
Tabellen  der  vorliegenden  Arbeit  bei  Benützung  derselben  zu  um- 
fangreich geworden  wären,  sind  die  Ziffern  in  zehnjährige  Alters- 
klassen umgerechnet  worden  und  die  über  60  Jahre  Alten  wurden 
vereinigt.  Die  etwas  umständliche  Rechnung  brachte  den  Vor- 
teil, dass  die  Tabellen  übersichtlicher  wurden,  und  dass  die  Un- 
sicherheit in  den  höheren  Altersklassen,  die  bei  der  mehrfachen 
Teilung  sich  zeigte,  wenigstens  zum  Teil  beseitigt  werden  konnte. 
Uebrigens  sind  die  Unterschiede  zwischen  5jährigen  Altersklassen 
bezüglich  der  Erkrankungshäufigkeit  meist  so  gering,  dass  durch 
eine  Zusammenfassung  in  iqjährige  Altersklassen  niemals  wichtige 
Differenzen  verwischt  werden. 

Nach  Bleichers  Berechnung  ist  die  Zahl  der  Erkrankungen 
bei  den  Vollmitgliedern  kleiner  als  bei  den  Nichtvoilmitgliedern,  und 
da  die  letzteren  in  vielen  Berufen  stark  vertreten  sind ,  so  muss 
dies  ebenfalls  auf  die  Erkrankungshäufigkeit  derselben  von  Ein- 
fluss  sein.  Da  aber  durch  diese  Trennung  das  Material  sehr  zer- 
splittert wird  und  bei  andern  Kassen  diese  Art  der  Berechnung 
nicht  eingeführt  ist,  so  wurden  von  mir  in  der  Frankfurter  Stati- 
stik stets  beide  Arten  von  Mitgliedern  zusammengenommen.  Es 
gehörten  in  Frankfurt  nur  31,2  Vo  der  Mitglieder  ununterbrochen 
der  Kasse  an  ;  unter  den  älteren  Mitgliedern  sind  mehr  Vollmit- 
glieder als  unter  den  jüngeren ;  von  den  verschiedenen  Berufs- 
arten hatten  die  Bäcker,  Metzger,  Friseure,  Kellner,  Schiffer, 
Bürstenmacher,  Bildhauer  und  die  weiblichen  gewerblichen  Dienst- 
boten am  wenigsten  ständige  Mitglieder. 


A.  Morbidität  männlicher  Personen. 

I.  Handlungsbedienstete  aller  Art. 

Die  Handlungsbediensteten  haben  kleine  Erkrankungsziffern,  die 
Sterblichkeit  dagegen  ist  nicht  ganz  so  günstig.  Nach  der  öster- 
reichischen Statistik  kamen  1891 — 95 
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Alter 

unter  15  Jahre 

15  —  20  » 

21—30  » 

31—40  » 

41—50  » 

51—60  » 

über  60  » 


Dr.  Fr.  Prinzing: 

Krankheitstage 
pro  Mitglied 

auf 
Erkrankun 

100 

gen 

Mitglieder 
Sterbefälle 

1.4 

9.1 

0.21 

3-5 

18.8 

0.52 

3-; 

18.4 

0.60 

3-9 

17.6 

0.82 

4.9 

20.0 

1.27 

6.2 

24.6 

2.50 

12.6 

33-7 

5-15 

zusammen  4.0  18.8  0.83 

Die  Erkrankungsziffern  der  Frankfurter  Tabellen  sind  eben- 
falls klein.  Es  ist  hier  zu  bemerken,  dass  für  die  einzelnen  Be- 
rufsarten in  denselben  nicht  die  Zahlen  der  Krankheitsfälle  ,  son- 
dern die  der  erkrankten  Mitglieder  ausgezählt  sind');  das  Ver- 
hältnis der  letzteren  zu  100  Mitgliedern  bezeichnet  Bleicher  als 
Erkrankungsziffer,  die  stets  erheblich  kleiner  ist  als  die 
Erkrankungshäufigkeit  (Zahl  der  Erkrankungen  auf  100  Mitglieder). 
Die  Ziffern  für  die  -^Kaufleute  aller  Art«  waren  1896  in  Frankfurt 
im  Vergleich  mit  denen  aller  männUchen  Mitglieder 

Krankheitstage  von  loo   Mitgliedern  erkrankt  -) 

Alter  auf  i  Mitglied  Kaufleute  Alle  Berufe^) 

Kaufleute  alle  Berufe  e.  f.        u.   f.  e.   f.  u.   f. 

unter  20  Jahre  5.3  5.8  59.1  21. i  42.1  30.0 

21 — 30     >  4.8  6.J  55.1  21.0  40.7  28.7 

31—40     »  6.5  9.9  41.3  20.2  38.3  34.6 

41—50     >'  16.8  14.2  45.4  33.6  36.8  40.3 

51—60     »  9.7  20.8  60.0  25.7  39.7  47.5 

über  60     »  18.1  21.7  29.8  37.3  38.6  44.1 

zusammen  5.2  8.6  55.0  21.3  40.1  32.1 

Dass  die  Handlungsgehilfen  nicht  infolge  einer  besonders 
guten  Konstitution  weniger  häufig  erkranken,  geht  schon  aus  den 
Sterbeziffern  in  Oesterreich  hervor;  es  ist  dies  vielmehr  darauf 
zurückzuführen,  dass  sie  häufig  in  ihrer  Stellung  nicht  entbehrt 
werden  können  und  daher  im  Falle  der  Erkrankung  eben  das  be- 
sorgen, wozu  sie  imstande  sind,  auch    ist  dies  bei    der  Art  ihres 

1)  1.  c.  S.  38  fif. 

2)  Eine  Addition  der  erwerbsfähig  und  erwerbsunfähig  Erkrankten  ist  nicht  an- 
gängig, da  die  in  demselben  Jahre  mit  und  ohne  Erwerbsfähigkeit  Erkrankten  beiden 
Reihen  zugezählt  sind. 

3)  Die  Abkürzungen  e.  f.  und  u.  f.  bedeuten  erwerbsfähig    und    erwerbsunfäliig. 
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Geschäftes  eher  mögHch.  Dass  aber  der  Beruf  trotz  der  kleinen 
Zahl  erwerbsunfähig  Erkrankter  kein  sehr  gesunder  ist,  infolge 
des  Mangels  an  frischer  Luft,  der  langen  Arbeitszeit  u.  s.  w.,  das 
beweist  die  hohe  Zahl  der  erwerbsfähig  Erkrankten.  Unter  den 
Erkrankungen  der  Handlungsgehilfen  treten  neben  solchen  der 
Atmungs-  und  Verdauungsorgane  die  venerischen  Krankheiten, 
Hautausschläge  (jedenfalls  zum  Teil  auch  syphilitischer  Natur), 
Geschwüre  und  Abscesse,  Nerven-  und  Augenleiden  hervor.  Es 
kamen  1896  in  Frankfurt  auf  je  100  Mitglieder 


j       „  ,        ,                           Handhing 
Art  der  Erkrankung 

e.  f. 

sbedienstete 
u.   f. 

alle  männlichen 

Mitglieder 
e.   f.              u.   f. 

Syphilis 

Krankheiten  der  Geschlechts- 

6.6 

0.9 

3.1 

0.6 

organe 
der  Haut^) 

3-3 
11.7 

0.4 

1-5 

1.2 
6.1 

0.5 
2.8 

Neuralgieen 

2.5 

0.4 

1.2 

0.3 

Andere  Nervenleiden 

2.7 

0.8 

I.I 

0.7 

Geschwüre  und  Abscesse 

4.0 

0.9 

2-3 

I.I 

Augenkrankheiten 

II. 2 

0.8 

6.8 

I.O 

Angina 

Krankheiten  der  Atmungs- 

3.8 

V     2.3 

2.3 

1/ 

organe 
»              der  Verdauungs- 

12.0 

4.2 

8.4 

6.4 

organe 
Zahnleiden 

9.4 
9.9 

3-3 
0.3 

6.9 
6.2 

4.1 
0.3 

II.  Morbidität  im  Kleingewerbe. 

Wenn  wir  hier  vom  Kleingewerbe  reden,  so  ist  eine  Erklä- 
rung nötig,  wie  wir  dies  zu  verstehen  haben.  Den  Ortskranken- 
kassen in  Deutschland  und  ebenso  den  berufseinheitlichen  Ge- 
nossenschaftskrankenkassen in  Oesterreich  gehören  hauptsächlich 
die  Arbeiter  der  kleinen  Betriebe,  des  Handwerks  an,  soweit  sie 
nicht  in  Hilfskassen  u.  dgl.  anderweitig  versichert  sind.  Gross- 
betriebe sind  dabei  nicht  absolut  ausgeschlossen,  sie  sind  aber 
sehr  in  der  Minderzahl,  da  sie  meist  eigene  Betriebskassen  grün- 
den. Es  treten  daher  die  Unterschiede  zwischen  Gross-  und  Klein- 
betrieb deutlich  genug  hervor,  wenn    wir  in    der  österreichischen 
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440 


Dr.  Fr.   Prinzing: 


Statistik  Genossenschafts-   und  Betriebskassen  einander  gegenüber- 
stellen. 

Die  Zahl  der  Erkrankungen  mit  luwerbsunfähigkeit  ist  nun 
mit  wenigen  Ausnahmen  besonders  gefährdeter  Berufe  in  den 
grossen  Betrieben  höher  als  in  den  kleinen.  Es  gilt  dies  aber 
nicht  für  die  Krankheiten  ohne  Störung  der  Erwerbsfähigkeit,  wie 
wir  dies  eben  bei  den  Handlungsgehilfen  gefunden  haben.  Auf 
die  grössere  Zahl  der  Unglücksfälle  in  den  Grossbetrieben  Wiens 
gegenüber  dem  in  den  Genossenschaftskassen  vertretenen  Klein- 
gewerbe hat  5.  Rosenfeld'^)  aufmerksam  gemacht.  Es  hat  dies 
darin  seinen  Grund,  dass  in  den  Fabriken  mehr  Maschinenbetrieb 
herrscht  als  im  Kleingewerbe.  Bezüglich  der  Sterblichkeit  sind 
dagegen  die  Arbeiter  des  letzteren  nicht  in  gleicher  Weise  be- 
vorzugt, namentlich  wird  von  verschiedenen  Seiten  betont,  dass 
die  Schwindsuchtsterblichkeit  im  Kleingewerbe  grösser  sei  -).  Zur 
l^>läuterung  der  eben  besprochenen  Verhältnisse  stellen  wir  hier 
die  Zififern  für  die  männlichen  Mitglieder  der  Betriebs-  und  Ge- 
nossenschaftskassen in  Oesterreich  für  1891—95  einander  gegen- 
über : 


Genossenschaftskassen 

li 

^tiiebskassen 

Alter 

Auf  100  Mitglieder 

auf  100  Mitglieder 

Krankheits- 

Krankheits- 

tage pro 

Erkrank- 

Sterb- 

tage pro 

Erkrank- 

Sterb- 

Mitglied 

ungen 

fälle 

Mitglied 

ungen 

fälle 

unter  15 

4,9 

37,7 

0,37  . 

""6,8 

"^55:8"^ 

0,34 

16— 2ü 

4,7 

29,7 

0,55 

7,6 

57,8 

0,61 

21-25 

4,6 

26,3 

0,67 

7,5 

57,2 

0,67 

26-30 

4,8 

25,8 

0,73 

7,7 

57,5 

0,59 

31-35 

5,6 

28,2 

0,96 

8,1 

566 

0,72 

36—40 

6,5 

31,1 

1,19 

8,7 

55-8 

0,90 

41-45 

7,4 

34,4 

1,46 

9-9 

57,3 

1,14 

46—50 

8,7 

38,4 

1,92 

II, I 

59,5 

1,42 

51-55 

10,2 

42,5 

2,43 

12,8 

61,5 

1,85 

56—60 

12,5 

48,3 

3,00 

15,6 

64,7 

2,54 

61—65 

15,4 

53,1 

4,19 

19,8 

69,4 

3-48 

66-70 

18,7 

57,8 

6,07 

25-9 

74.5 

5,15 

Über  70 

24,9 

60,9 

8,94 

36,9 

81,6 

7,95 

zu.sammen 

1          5-8 

29,9 

1,00 

'          9,4 

SS.3 

1,03 

i)  Betriebsunfälle  im  Wiener  Kleingewerbe.  Stat.  Mon.  1898.  N.  F.  Bd.  3  S.  443. 
2)  Vgl.    W.  Friedrick,   Zur  Frage  der  Lungenkrankheiten   unter  den   industiiellen 
Arbeitern.     Arch.  f.  Unfallheilkunde   1899.   Bd.   3.   S.   I.  und  A.  Voigt  1.  c. 
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I.  B  e  r  u  f  s  a  r  t  e  n  des  Kleingewerbes  mit  geringer 
Morbidität. 
Die  Gewerbe,  die  sich  in  Oesterreicli  durch  besonders  kleine 
Erkrankungszififern  auszeichnen,  sind  die  Metzger,  Schneider,  Schuh- 
macher, Drechsler,  Buchbinder,  Handschuhmacher,  Gold-  und  Silber- 
arbeiter, Lederarbeiter ;  bei  den  Bäckern  sind  sie  in  den  höheren 
Altersklassen  gross.  In  Tabelle  I  sind  die  einschlägigen  Ziffern 
für  diese  Berufe  nach  der  österreichischen  Statistik  gegeben. 


Tabelle  I. 

V 

l 

1 

"rt 

16         20 

30  1  40      50 

•^. 

;;; 

9 

bis    ,  bis 

bis      bis      bis 

.?> 

5 

i 

40 

50 

bü 

:3 

rt 

I,  Erkrankungen  auf  loo  Mitglieder 

Metzger 

16,8 

28,5130,2 

30,1 

29,3 

30,0 

28,6 

29,5 

Schneider 

23,5 

3i>4  23,1 

24-3:29,3 

31-2 

45,1 

2  5,7 

Schuhmacher 

27,8 

36,1  j  27,3 

23>4;23,o 

30,9 

43,8 

28,7 

Drechsler 

24,5 

50,0 

29,6  26,3 

24,9  27,0 

,32,3 

42,4 

26,9 

Buchbinder 

35,5  27,9 

25,5 '26,2 

27-6 

46,0 

29,2 

Handschuhmacher 

22,7 

33.8  32,7 

31,2 

33'^ 

41,6 

64,6 

34,0 

Gold-  und  Sdberarbeiter 

I2,S 

35>o  29,7 

28,3 

24,9 

37,4 

40,3 

30,6 

Sattler  u,   dgl. 

22,4 

32,8  1  24,6 

24,3 

26,9 

31,7 

44,5 

27,1 

Bäcker,   Zuckerbäcker 

20,7 

35.0 

3i>7 

30.7 

38,4 

48,7 

61,6 

33,8 

Alle  Berufe  (Männer) 

II.  Krankheitstage  pro   Kopf 

Metzger 

Schneider 

Schuhmacher 

Drechsler 

Buchbinder 

Handschuhmacher 

Gold-  und  .Silberarbeiter 

Sattler  u.   dgl. 

Bäcker  und  Zuckerbäcker 


1!  43,0  1 42,3 1 43,6 1 47,4  i  52,6 1 58,8 1 


2,5 

4,4 

4,9 

2,8 

4,2 

3,3 

3,0 

5,0 

4,7 

I       2,4 

4,9 

4,9 

6,6 

5,1 

5,1 

3,0 

5,7 

5,7 

2,6 

7-6 

6,6 

3,6 

5,8 

4,6 

I     3,9 

6,4 

6,8 

4,9  i 

5,81 
5,4j 
5,9 

6,3; 

4,8 
7,0;  10,5 


6,7 
5,9 
4,8 
7,4 
5,5 
8,1 
6,4 
5,4 


6,6 

7,8 


8,3 

9,8 

■7:;! 

17,4! 


10,3 
18,8 
12,4 
13,6 
18,8 
19,9 
21.4 
15,8 
27,7 


47,4 


5:0 

4,1 
4,9 
5,6 
5,9 
6,6 
7,3 
5,3 
7,8 


Alle  Berufe  (Männer) 

II     5,4 

5,8 

6,3 1    7,6 

9,6|i2,5J  20,3 

7,8 

III,  Sterblichkeit  in  Prozent 

Metzger 

0,56 

0,20 

0,38 

0,69 

1,31 

1,66 

3,17 

0,45 

Schneider 

,,  0,84 

0,61 

0,66 

1,13 

1,48 

3,07  j  6,00 

0,94 

Schuhmacher 

j:  0,45 

0,6s 

0,79 

1,08 

1,19 

2,49,  3,28 

0,88 

Drechsler 

2,04 

0,55 

0,85 

1,06 

1,55 

1,88    3,60 

0,98 

Buchbinder 

1,47 

0,98 

0,90 

0,82 

1,32 

1,98    3-75 

1,05 

Handschuhmacher 

0,00 

0,91 

i,ii 

1,32 

2,SI 

2,34    5,32 

1,43 

Gold-  und  Silberarbeiter 

— 

1,2^ 

1,19 

1,10 

1,60 

1,83,  3,66 

1,31 

Sattler  u.  dgl. 

!  0,68 

0,68 

1,09 

1,33 

1,77 

2,62  1  8,27 

1,35 

Bäcker,    Zuckerbäcker 

li  0,44 

0,-48 

0,71 

0,96 

1,89 

3,39    5,08 

0,98 

Alle  Berufe  (Männer) 
Die  M  e  t  z  g  e  r  (Fleischl 


0,30 
lauer 


!o,52 
und 


0,66 
Sek 


0,90 

her) 


1,4212,31:  4,93  i   1,03 
haben  in  Oester- 
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reich  vorzügliche  Gesundheitsverhältnisse,  wie  es  bei  einem  Hand- 
werk zu  erwarten  ist,  das  nur  kräftige  Personen  zu  ergreifen  pfle- 
gen, und  bei  dem  meist  eine  sehr  reichliche  Kost  geboten  wird. 
Die  Sterblichkeit  ist  unter  allen  Berufsarten  der  Kassenangehörigen 
die  beste.  In  andern  Kassen  ist  die  Morbidität  nicht  ebenso  klein. 
In   Frankfurt  waren    auf  je    loo  Mitglieder  erkrankt 

erwerbsfähig  ervverljsuii  fähig 

bei  den  Metzgern  29.8  24.7 

bei  allen  männl.  Mitgliedern     40.1  32.1 

Es  betrug  daselbst  die  Zahl  der  Krankentage  bei  den  Metzgern  6.3 
und  bei  allen  Männern  8.6.  Noch  viel  ungünstiger  stellen  sich  die 
Metzger  in  Breslau;  denn  es  kamen  hier  1888—95  auf  100  männ- 
liche Arbeiter  überhaupt  33.1  Erkrankungen  mit  Erwerbsunfähig- 
keit, auf  100  Metzger  39.9 ;  die  hohe  Zahl  der  letzteren  ist  durch 
die  vielen  Verletzungen  bedingt;  es  kamen  auf  100  Metzger  15.6, 
auf  roo  Arbeiter  überhaupt  6.9.  In  Berhn  kamen  1897 — 9^  beim 
Gewerbskrankenverein  Erkrankungen  mit  und  ohne  Ervverbsfähig- 
keit  in  Prozent  der  Mitglieder  \) 

alle  männl.  Mitglieder 

Erkrankungen 

Darunter  Verletzungen  b.  d.  Arbeit 
»   nicht  b.  d.        » 

Schneider  und  Schuhmacher  zeichnen  sich  in  allen 
Altersklassen  durch  kleine  Zahlen  von  Erkrankungen  aus.  Man 
ist  im  allgemeinen  geneigt,  eher  das  Gegenteil  hiervon  zu  erwarten, 
da  doch  zumeist  schwächliche  Leute  diese  Berufe  ergreifen.  Man 
muss  aber  bedenken,  dass  diese  Arbeiter  bei  einer  grossen  An- 
zahl von  Erkrankungen  ihrem  Berufe  nachgehen  können,  wann  dies 
andern  nicht  mehr  möglich  ist,  so  bei  vielen  Erkrankungen  der 
unteren  Gliedmassen,  bei  leichten  fieberhaften  Krankheiten  u.  s.  w., 
da  die  von  ihnen  verlangte  körperliche  Anstrengung  viel  kleiner 
ist  als  die  eines  Schlossers  oder  Schreiners.  Es  ist  daher  auch 
in  der  Frankfurter  Kasse  die  Prozentzahl  der  erwerbsfähig  Er- 
krankten bei  den  Schneidern  fast  in  allen  Altersklassen  grösser 
als  bei  den  männlichen  Mitgliedern  überhaupt,  während  die  Zahl 
der  erwerbsunfähig  Erkrankten  erheblich  unter  dem  allgemeinen 
Mittel  bleibt.     Denn  es  kamen   bei   ihnen 


Schlächter 

III. 5 

108.0 

7-9 

18.5 

2.3 

3.5 

l)   Berechnet  nach   Stat.  Jahrb.   der  Stadt  Berlin   1897   und   1S98. 
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unter  20  Jahre 

21  —  30 

31—40 

41—50  .     « 

51—60 
über  60        » 


rkrankte 

auf  100  Schneider 

Krankheitstage 

e.   f. 

u.  f. 

pro  MitgUed 

40.5 

28.6 

5.8 

44.1 

20.8 

4.8 

51-5 

28.0 

12. 1 

36.8 

31-5 

10.3 

53-0 

37- 1 

10,2 

57-9 

36.8 

19.7 

zusammen  44.1  26.2  7.2 

Besondere  Krankheiten  scheinen  bei  den  Schneidern  und  Schustern 
nicht  hervorzutreten.  In  Breslau  kamen  1888 — 95  auf  je  lOoMitgHeder 


Erkrankungen                  Schneider 

Allgemeine  u.  infektiöse 

2.7 

des  Nervensystems 

0.8 

von  Augen  und  Ohr 

0.7 

der  Atmungsorgane 

6.5 

des  Herzens 

0.4 

der  Verdauungsorgane 

2.7 

»     Harn-  u.  Geschlechts- 

organe 

0.4 

>      Haut 

3-5 

»     Bewegungsorgane 

2.5 

Mechanische  Verletzungen 

1-5 

Andere 

0.7 

Schuh- 

alle männi 

macher 

Mitglieder 

4.2 

4.0 

0.7 

I.O 

0.9 

0.9 

5.8 

6.9 

0.4 

0.3 

3-2 

3-9 

0.4 

0.4 

4-3 

3-6 

2.3 

4.1 

2.8 

6.9 

0.9 

i.i 

Erkrankungen  überhaupt       22.4  25.9  33.1 

In  Frankfurt  a.  M.  kamen  unter  den  erwerbsfähig  Erkrankten  viele 
Augenkrankheiten  vor  (Bindehautkatarrhe  durch  den  Staub  der 
Tuchstofte).  Auf  100  Mitglieder  kamen  dort  1896  Augenerkran- 
kungen 

Schneider  alle  männl.  Mitglieder 

mit  Erwerbsfähigkeit  9.5  6.8 

ohne  »  0.8  1.0 

Die  Krankheiten  der  Atmungsorgane  sind  nicht  häufiger  als  bei 
anderen  Berufen.  Da  hiebei  die  kurzen  Erkrankungen  (Bronchial- 
katarrhe) an  Zahl  bei  weitem  überwiegen,  so  ist  damit  nicht  ge- 
sagt, dass  die  Tuberkulose  bei  den  Schneidern  nicht  häufiger  sein 
könnte,  als  bei  andern  Berufen.  Wie  wenig  gesund  gerade  der 
Beruf  der  Schneider  ist,  geht  aus  der  hohen  Sterblichkeit  der- 
selben hervor,  die  in  allen  Altersklassen  über  dem  Mittel  ist  und 
bei  zunehmendem  Alter  dieses  immer  mehr  übersteigt.     Die  Mor- 
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talität  der  Sclnihmacher  bewegt  .sicli  in  allen  Altersklassen  in 
mittlerer  Höhe. 

Die  Morbidität  der  Drechsler  ist  ebenfalls  klein,  ihre 
Sterblichkeit  ist  stets  nur  wenig  über  oder  unter  dem  Mittel. 
Dasselbe  gilt  von  den  Buchbindern,  doch  ist  ihre  Sterblich- 
keit höher  als  die  der  Drechsler,  sie  nimmt  aber  mit  steigendem 
Alter  nicht  entsprechend  zu,  so  dass  sie  nach  dem  50.  Lebens- 
jahre recht  erheblich  unter  dem  Mittel  ist.  Man  muss  daher  an- 
nehmen, dass  viele  Schwächlinge  diesen  Beruf  ergreifen,  und  dass 
diese  infolge  ihrer  schlechten  Konstitution  frühzeitig  absterben, 
während  die  Kräftigen  dieses  Berufs  durch  ihn  nicht  besonders 
gefährdet  werden.  Viel  ausgesprochener  tritt  diese  Erscheinung 
.bei  den  Gold-  und  Silberarbeitern  hervor,  die  in  allen  Alters- 
klassen nicht  sehr  häufig  erkranken,  aber  im  Alter  von  15 — 25 
Jahren  unter  allen  in  der  österreichischen  Statistik  angeführten 
Berufsarten  des  männlichen  Geschlechts  die  höchste  Sterblichkeit 
haben,  während  diese  sich  später  und  besonders  nach  dem  50.  Le- 
bensjahr ganz  erheblich  bessert.  Die  Sattler  und  andere  Leder- 
arbeiter haben  in  allen  Altersklassen  wenig  Kranke,  dagegen  ist 
die  Sterblichkeit  stets  über  dem  Mittel.  Die  Handschuh- 
macher dagegen  sind  sehr  viel  häufiger  krank  als  die  Arbeiter 
der  bisher  erwähnten  Gewerbe,  auch  haben  sie  eine  sehr  hohe 
Mortalität. 

Die  Kellner,  Köche  und  Zapfjungen  zeichnen  sich  in 
Frankfurt  a.  M.  durch  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Krankheiten 
mit  Erwerbsunfähigkeit  aus;  sie  kommen  in  dieser  Beziehung 
gleich  nach  den  Kaufleuten.  Die  Zahl  der  Erkrankungen  mit 
Erwerbsfähigkeit  ist  dagegen  sehr  gross,  ein  Zeichen,  dass  das 
Gewerbe  sicher  zu  Krankheiten  disponiert,  dass  aber  der  Einzelne 
nicht  so  leicht  abkömmlich  ist  und  daher  noch  bei  manchen  Krank- 
heiten seinen  Dienst  versieht ,  bei  denen  dies  in  andern  Berufen 
nicht  der  Fall  wäre. 


Alter 

Erkrankte  auf  loo  Mitglieder 

Krankheitstag 

e.   f.                             u.   f. 

pro  Kopf 

unter  20  Jahre 

43-3                     21.9 

4-5 

21 — 30        > 

43.8                            21.4 

5-5 

31-40        . 

42.9                            24.5 

6.7 

41—50       » 

50.4                            38.7 

20.6 

51 — 60       » 

42.3                            67.8 

29-3 

über  60       v> 

87.0                           43.5 

14-3 

zusammen 

43.6                            23.2 

6.3 

Erkrankte 

Ulf  100  Mitglieder 

Krankheitstage 

e.  f. 

u.  f. 

pro  Kopf 

42.9 

26.6 

5-9 

40.2 

24.2 

5-0 

45.9 

29.8 

8.6 

51. 1 

30.8 

10.7 

517 

32.6 

15. 1 

44-7 

47.2 

16.5 
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Die  Krankheiten,  die  die  hohe  Zahl  der  erwerbsfähig  Erkrankten 
bedingen,  sind  solche  der  Atmungs-,  Verdauungs-  und  Bewegungs- 
organe und  alle  iVrten  von  Hautaffektionen. 

Was  von  den  Kellnern  gesagt  ist,  gilt  in  gleicher  Weise  von 
den  Dienstboten,  die  wir  hier  einfügen  wollen.  Die  männ- 
lichen Dienstboten,  Ausläufer  und  Packer  sind  in  den  Frankfurter 
Krankheitstabellen  zusammengenommen.  Die  einschlägigen  Zif- 
fern sind 

Aller 

unter  20  Jahre 

21—30 

31—40  » 

41—50  » 

51—60  » 

über  60  » 
zusammen  43.0  27.0  6.9 

Das  Plus  der  Erkrankungen  mit  Erwerbsfähigkeit  wird  durch  solche 
der  Atmungs-  niid  Verdauungsorgane  verursacht. 

Endlich  wären  hier  noch  die  Bäcker  zu  erwähnen.  Das 
Bäckerhandwerk  bringt  ganz  erhebliche  Gefahren  für  die  Gesund- 
heit mit  sich,  die  in  der  langen  Arbeitszeit,  im  Aufenthalt  in 
staubigen  Räumen  und  in  der  Nachtarbeit  bestehen.  Die  Zahl  der 
Erkrankungen  bleibt  in  Oesterreich  allerdings  unter  dem  Mittel, 
da  der  einzelne  Arbeiter  nicht  leicht  abkömmlich  ist  und  lieber 
einigermassen  geschont  als  ganz  entbehrt  wird.  Nach  dem  50.  Le- 
bensjahr wächst  zwar  nicht  die  Zahl  der  Erkrankungen,  aber  die 
Krankheitsdauer  ganz  beträchtlich,  so  dass  die  Zahl  der  Kranken- 
tage pro  Kopf  von  da  an  hoch  über  dem  Mittel  steht  und  in 
Oesterreich  in  der  Altersgruppe  von  50 — 60  Jahren  den  höchsten 
Wert  gegenüber  andern  Berufsarten  erreicht.  In  Frankfurt  und 
Breslau  ist  die  Gesamtmiorbidität  unter  dem  Mittel,  auch  die  Dauer 
der  einzelnen  Erkrankung  ist  nicht  sehr  gross.  Krankheiten  der 
Haut  machen  die  Bäcker  häufig  arbeitsunfähig,  in  gut  geleiteten 
Bäckereien  auch  deshalb,  weil  die  Arbeiter  in  diesem  Falle  nicht 
zur  Arbeit  zugelassen  werden.  In  Breslau  erkrankten  1S88— 95 
unter  100  Arbeitern  überhaupt  3.6  und  von  den  Bäckern  4.9  ^lo 
an  Hautaffektionen.  In  Berlin  erkrankten  1897 — 98  im  Gewerks- 
krankenverein  mit  und  ohne  Erwerbsunfähiekeit 


- 

" 

überhaupt 

15— 20 

Jahi 

c  0.42 

21  —  30 

» 

075 

31— 40 

» 

1.03 

41— 50 

1.49 

s^zz^^^ 

» 

2.61 

zusammen 

1-35 

0.47 

0.09 

0.78 

0.38 

I-3I 

0.50 

1-54 

0.34 

3.28 

0.47 

1-59 

0.39 

I  i5  !->«"•   i''^-  Prinzing  : 

Bäcker  alle  mäniil.  Mitglieder 

alle  Erkrankungen  105.0  in. 5 

chronische  Hautkrankheiten        5.0  3.2 

Die  Sterblichkeit  der  Bäcker  ist  in  Oesterreich  anfangs  klein,  vom 
40.  Lebensjahre  an  aber  beträchtlich  über  dem  Mittel;  im  50.  bis 
60.  Lebensjahre  stehen  die  Bäcker  an  letzter  Stelle.  Aehnliches 
finden  wir  bezüglich  der  Bäcker  in  der  Schweiz.  Nach  A.  Vogt 
starben  daselbst  1879 — 82  auf  je  loo  Lebende^) 

.  ,  ganze  männl.  Bevölkerung  Bäcker,   Zuckerbäcker,   Chocolatiers 

an  Tuberkulose  überhaupt  an  Tuberkulose 

O.II 

0.29 

0.36 

0.35 

_    0.36 

0.31 

Die  Berufsklassen,  die  wir  bisher  betrachteten,  hatten  alle  das 
gemeinsam,  dass  sie  vorwiegend  im  Kleingewerbe  betrieben  wer- 
den. Abgesehen  vom  Metzgergewerbe  und  von  den  Ausgängern 
sind  die  Arbeiter  bei  denselben  fast  dauernd  in  geschlossenen 
Räumen  beschäftigt.  Bei  allen  ist  die  Zahl  der  Erkrankungen  und 
der  Krankheitstage  sehr  gering  und  jedenfalls  fast  in  allen  Alters- 
klassen unter  dem  Mittel;  diese  Erscheinung  hat  aber,  wie  wir 
bereits  mehrfach  nachgewiesen  haben,  ihre  Ursache  nicht  in  einer 
geringeren  Schädlichkeit  der  mittleren  und  kleineren  Betriebe, 
sondern  darin,  dass  die  Art  des  Betriebs  es  dem  Arbeiter  auch 
bei  einer  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit  durch  irgend  eine 
Erkrankung  gestattet,  weiter  zu  arbeiten,  und  des  Weiteren  darin, 
dass  bei  den  kleinen  Betrieben  infolge  der  Schwierigkeit  eines 
schnellen  Ersatzes  ein  Wegbleiben  von  der  Arbeit  nur  in  dringen- 
den Fällen  stattfindet. 

2.  B  e  r  u  f  s  a  r  t  e  n  des  Kleingewerbes  mit  grosser 
Morbidität. 
Auch  im  Kleingewerbe  giebt  es  eine  Anzahl  von  Berufsarten, 
die  höhere  Erkrankungsziffern  haben.  Es  sind  dies  die  Schreiner, 
Schlosser,  Schmiede,  ferner  die  Maler  und  Lackierer,  die  Buch- 
drucker, die  Töpfer,  die  Fuhrleute,  die  Bauhandwerker,  die  Stein- 
hauer, die  Metallschleifer  und  die  Bierbrauer. 

1)  Die  allgemeine  .Sterblichkeit  und  die  .Sterblichkeil  an  Lungenschwindsucht  in 
den  Berufsarten,  welche  in  der  .Schweiz  hauptsächlich  vertreten  sind.  Zeitsch.  f. 
Schweiz.  Stat.  18S7.  Bd.   23.  S.   249. 
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Die  M  a  1  e  r  und  Lackierer  sind  in  der  österreichischen 
Statistik  nicht  berücksichtigt.  In  der  Frankfurter  Ortskranken- 
kasse, in  welcher  ihre  Zahl  allerdings  nur  klein  ist,  weshalb  wir 
sie  hier  beisetzen,  sind  ihre  Morbiditätsziffern  folgende  : 

Zahl  der  Mit- 


Alter 

am   (.icr   i\Lii- 
glieder 

aui    luu   iviiigi 

e.  f. 

euer   erKranKC 
u.   f. 

ivra 
prc 

nKneitstage 

Mitglied 

unter    20 

Jahre 

223 

24.0 

30.2 

4.9 

21—30 

■> 

291 

28.1 

28.7 

7-4 

31—40 

107 

32.7 

34-6 

II. 6 

41—50 

-> 

57 

40.2 

52.5 

24.1 

51—60 

» 

24 

45.8 

58.3 

16.3 

über     60 

'^ 

10 

41.1 

51-5 

45-8 

zusammen  718  29.1  33.2  9.4 

Die  Erkrankungen  mit  Erwerbsunfähigkeit  entsprechen  etwa  in 
allen  Altersklassen  dem  Mittel  oder  sind  etwas  höher,  was  ebenso 
von  der  Zahl  der  Krankentage  gilt,  mit  Ausnahme  der  höheren 
Altersklassen.  In  Breslau  ist  die  Zahl  der  Erkrankungen  ein  wenig 
unter  dem  Mittel.  Es  fehlt  uns  ein  Vergleich  der  Erkrankungs- 
ziffern zur  Sterblichkeit.  Nach  den  englischen  Untersuchungen  ist 
letztere  etwas  grösser  als  bei  der  allgemeinen  Bevölkerung.  Es 
starben  1890 — 92  von  je  100  Personen  ^ 

25—35     35—45     45—55     55—65 
Maler  und  Glaser  0.70  1.48  2.51  4.56 

ganze  männliche  Bevölkerung  0.77  1.30  2.14  3.90 

Nur  Bleivergiftung  und  Nervenkrankheiten,  die  ebenfalls  zum 
grossen  Teil  bei  den  Malern  auf  Bleivergiftung  beruhen,  sind  bei 
diesen  häufiger  als  andere  Krankheiten.  Es  kommen  in  Frankfurt 
auf  100  Mitglieder 

T7  ,        ,  Maler  und   Lackierer 

Erkrankungen  , 

"^  e.   {.  u.   {. 

Bleikolik  1.8  4.2 

Neuralgieen  0.4  0.3 

Andere  Nervenkrankheiten    0.8  i.i 

In  Berlin  erkrankten  1897 — 98  beim  Gewerkskranken  verein  von 
100  Mitgliedern 

Gesamtmorbidität  metallische  Vergiftungen 

Maler  95.2  10.3 

alle  männl.  Arbeiter      11 1.5  0.6 


le  männl 

Arbeiter 

e.   f. 

u.  f 

O.I 

0.5 

1.2 

0.3 

I.I 

0.7 

i)  //.    IVestergaard,  Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbidität.  1901.  2.  Aufl. 
S.  602. 
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Die  Ziffern  für  die  Holz-  und  Metallarbeiter  in  Oester- 
reich  sind  in  der  folgenden  Zusammenstellung  gegeben  : 


Alter 

Krank 

pro 

II0I7.-A. 

heitstage 
Kopf 
Metall-A. 

Auf    100 
Erkrankungen 
Holz-A.      Metall-A. 

Mitglieder 

Slerbefälle 
Holz-A.      Metall-A. 

unter  15   Jahre 

7.0 

4.0 

47 -o 

27.7 

1-52 

0.29 

16—20 

6.2 

6.2 

33-9 

41. 1 

0.67 

0.54 

21—30 

» 

6.1 

6.6 

28.5 

37-;^ 

0.85 

0.89 

31—40 

» 

7-4 

6.6 

29.9 

32.8 

1.32 

1.19 

41-50 

» 

9.2 

«•5 

33-7 

37-1 

1.56 

1.63 

51—60 

» 

14.8 

II-3 

46.3 

41.2 

3-17 

3-fi 

über    60 

» 

28.7 

19.2 

67.3 

63.0 

5.02 

7-32 

zusammen  7.3  7.1  31.5  37.8  1.13  1.12 

Die  Zahl  der  Erkrankungen  ist  bei  den  H  o  1  z  w  a  r  e  n  e  r- 
z  e  u  g  e  rn  in  Oesterreich  (Schreiner,  Fassbinder,  Wagner  u.  s.  \v.) 
in  den  jüngeren  Altersklassen  erheblich  ,  in  den  älteren  wenig 
unter  dem  Mittel,  dagegen  ist  die  Zahl  der  Krankheitstage  diesem 
sehr  nahe  oder  höher,  es  ist  also  die  Dauer  der  einzelnen  Er- 
krankimg eine  längere.  Die  Sterblichkeit  ist  durchweg  erheblich 
über  dem  Mittel.  Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  Staub,  dem  sie 
bei  der  Arbeit  fast  stets  ausgesetzt  sind.  In  England  entspricht 
dagegen  die  Sterblichkeit  der  Schreiner  ungefähr  der  Sterblichkeit 
der  ganzen  Bevölkerung,  während  sie  in  der  Schweiz  wieder  hoch 
zu  sein  scheint.  In  Frankfurt  ist  die  Erkrankungsziffer  der  Schrei- 
ner höher,  wenigstens  bezüglich  der  erwerbsunfähig  Erkrankten. 
Die  Ziffern  für  Frankfurt  im  Jahre  1896  sind  im  Folgenden  ge- 
geben, wobei  zugleich  die  der  Schlosser,  Schmiede  u.  s.  w.  bei- 
gesetzt sind  : 


Alte 


unter    20 

21—30 

31-40 

41  —  50 

51—50 
über     60 

zusammen 


Jahre 


Krankhcilstage 

pro  Mitglied 

Schreiner     -Schlosser 

7.8 

8.2 

8.5 

20.5 

21.9 

73-5 


Erkrankt  auf 
e.   f. 
Schreiner     Schlosser 


00  Mitglieder 
u.   f. 
Schreiner     Schlosser 


8.7 
8.0 

13-3 

7-7 

30.7 

10.4 


3I-I 
39-6 
52.0 
27.1 
42.8 
30.0 


42.7 
49.0 
42.0 

43-3 
41.2 

35-7 


^6. 


00- 


0/ 


.1 
30.2 
53.6 
30.0 


41.8 

35-9 
33.8 
55.1 
47-6 
92.8 


9-5         39-3         45-0        35-i         39-0 
Die  Krankheiten    der  Atmungs-    und    Bewegungsorgane    sind    bei 
den  Schreinern  in  Frankfurt  häufig,    in  Breslau  ist  dies  nicht  be- 
obachtet;   die  Verletzungen    kommen    in    mittlerer  Zahl  vor.     \\s 
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trafen  auf  loo  Mitglieder 

in  Frankfurt  in  Breslau 

Erkrankungen  Schreiner     alle  m.  Mitgl.      Schreiner     alle  m.  Mitgl. 

e.    f.     u.   f.      e.   f.     u.   f. 

der  Atmungsorgane  10.4     7.8     8.4     6.4        7.0  6.9 

»     Bewegungsorgane  5.5     7.4     5.5      5.9        3.9  4-i 

Verletzungen  u.  Unfälle        6.6     7.0     5.7     7.9        6.0  6.9 

Bei  den  Eisen-  und  Metallarbeitern  ist  zwar  die 
Erkrankungshäufigkeit  und  die  Zahl  der  Krankentage  fast  in  allen 
Altersklassen  noch  unter  dem  Mittel  sämtlicher  Kassenmitglieder, 
dagegen  ist  sie  gegenüber  den  oben  betrachteten  Gewerben  gross. 
Die  Sterblichkeit  dagegen  ist  in  allen  Altersklassen  über  dem  Mittel. 
Die  Ursache  der  grösseren  Morbidität  der  Schlosser,  Schmiede 
u.  s.  w.  liegt  in  der  Häufigkeit  der  Verletzungen  und  darin,  dass 
schon  verhältnismässig  leichte  Erkrankungen  zu  dem  schweren 
Geschäft  untauglich  machen.  In  F"rankfurt  kamen  auf  je  100  Mit- 
gheder 


Krankheiten 

Schlosser, 
e.  f. 

Schmiede  etc. 
u.  f. 

alle  männl 
e.   f. 

Mitglieder 
u.   f. 

der  Verdauungsorgane  '') 

7-3 

4.1 

6.9 

4.1 

»     Bewegungsorgane 

5-2 

6.5 

5o 

5-9 

Geschwüre  und  Abscesse 

2-5 

1-5 

2o 

i.i 

Hauterkrankungen 

6.2 

4-5 

6.5 

3-1 

Augenerkrankungen 

II. 6 

2.4 

6.8 

I.O 

Unfälle  und  Verletzungen 

8.0 

12.5 

5-7 

7-9 

Die  Zahl  der  Verletzungen  ist  ungemein  gross,  da  auch  ein  Teil 
der  Augenerkrankungen  auf  Verletzung  beruht  (Fremdkörper  der 
Hornhaut).  Es  ist  demnach  das  Plus  der  Erkrankungen  bei  den 
Schlossern  u.  s.  w.  in  Frankfurt  fast  allein  den  Verletzungen  zuzu- 
schreiben. In  der  Breslauer  Statistik  sind  die  Schlosser,  Sporer, 
Feilenhauer,  Büchsen-  und  Windenmacher  zusammengenommen ; 
hier  ist  die  Zahl  der  Erkrankungen  noch  grösser  als  in  Frankfurt, 
auch  sind  die  Atmungsorgane  häufiger  ergriffen.  Denn  es  kamen 
auf  je   100  männliche   Personen    1888 — 95 


i)  Bei  der  Frankfurter  Statistik  wurden  von  mir  die  Krankheilen  der  Verdau- 
ungsorgane stets  ohne  die  Zahnerkrankungen,  die  der  Atmungsorgane  stets  ohne  die 
Angina  berechnet. 

Zeitschrift   für  die  ges.   Staatswissensch.    1902.   3.  2Q 
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Erkrankungen 

Schlosser 

alle  Berufe 

der  Augen  und  Ohren 

1-7 

0.9 

»     Atmungsorganc 

8.3 

6.9 

>     Verdauungsorgane 

5-2 

3-9 

>     Haut  (mit  Geschwüren 

U.  S.  \V. 

)     6.3 

3-6 

.->     Bevvegungsorgane 

4.6 

4.1 

Verletzungen 

13.2 

6.9 

Erkrankungen  überhaupt 


46.5 


331 


Bekannt  ist  die  grosse  Morbidität  der  Arbeiter  in  poly- 
graphischen Gewerben,  speziell  der  Giesser,  Setzer  und 
Buchdrucker.     Die  Ziffern  der  österreichischen  Statistik  sind : 


Alter 

Krankheitstage 
pro  Mitglied 

Auf  ICO 

Erkrankungen 

:Mitglieder 
Sterbefälle 

unter    1 5 

Jahre 

10.3 

57.7 

— 

16—20 

:> 

9-5 

47-3 

I.II 

21 — 30 

» 

9.4 

38.3 

I-3I 

31-40 

» 

9-3 

36.3 

1.44 

41-50 

» 

9.4 

35-5 

1.87 

51 — 60 

^> 

16.3 

42.9 

3-23 

über     60 

» 

23-9 

45-5 

4-97 

zusammen 

lO.I 

38.9 

1.58 

Die  Erkrankungshäufigkeit  ist  am  grössten  unter  den  bisher 
angeführten  Berufen,  noch  mehr  gilt  dies  von  der  Zahl  der  Kran- 
kentage, so  dass  wir  auf  schwere  und  langdauernde  Krankheiten 
schliessen  müssen,  am  meisten  drückt  sich  aber  die  Gefährlichkeit 
des  Berufs  in  der  Sterblichkeit  aus,  die  in  mehreren  Altersstufen 
am  höchsten  unter  allen  Berufsarten  ist.  Nicht  ganz  so  ungünstig 
sind  die  Verhältnisse  in  Frankfurt: 


Alter 

Krankheit;: 
pro  Mitg 

tage 
ied 

erkr 

inkt  auf 
e.   f. 

100  Mitglieder 
u.   f. 

unter  20  Jahre 

6.6 

39-4 

37-1 

21—30       >. 

8.6 

43-3 

28.5 

31—40       » 

7.8 

49.1 

30.8 

41—50       » 

9.1 

40.6 

36.6 

51—60       » 

18.9 

43-6 

31-4 

über  60       » 

18.0 

42.5 

354 

zusammen 

8.3 

42.8 

32,5 

Für    die    Art    der 

Erkrankung    daselbst 

seien 

einige    Zifl 

angeführt: 

Die   Erkrankungshäufigkeit  nach  Beruf  und  Alter.  aCJ 

Krankheiten 

Si'philis 
Bleivergiftung- 
Nervenkrankheiten 
Erkr.  der  Atmungsorgane 

In  der  Breslauer  Kasse  sind  die  Buchdrucker  nur  mit  kleinen 
Erkrankungsziffern  bedacht.  Es  kamen  hier  1888 — 95  auf  100 
Buchdrucker  23,9  Erkrankungen  (Kr.  der  Atmungsorgane  4.2, 
der  Verdauungsorgane  3.6,  der  Bewegungsorgane  2.5,  Verletzungen 
3.2).  In  Wien  erkrankten  in  4jährigem  Durchschnitt  nach  y^/^Z?-^) 
von  je  100  Mitgliedern  an 


Buchdrucker  u. 
e.   f. 

Lit 

liographen 
u.  f. 

alle  mann 
e.  f. 

.  Mitql 
u.  f. 

3-7 

0.6 

3-1 

0.6 

0.3 

0.9 

O.I 

0.5 

3-- 

I.O 

2-3 

1.0 

10.7 

7.2 

8.4 

6.3 

Erkrankungen 

Drucker 

Giesser 

Setzer 

alle  Gewerbe 

der  Atmungsorgane 

7-4 

10. 1 

II. I 

6.9 

davon   an  Tuberkulose 

1.7 

I7 

2.9 

2.2 

der  Verdauungsorgane 

5-1 

7.2 

7-7 

4.4 

an  Bleivergiftung 

1.0 

7-1 

1.9 

— 

überhaupt 

29.7 

42.1 

45.1 

27.4 

Setzer  und  Giesser  sind  demnach  viel  mehr  gefährdet,  als 
Drucker,  Bleivergiftungen  sind  vor  allem  die  Giesser  ausgesetzt, 
bei  den  Druckern  sind  Verletzungen  häufiger.  Nach  ScJiitler  und 
Burckhardt  waren  unter  238  Erkrankungen  von  Giessern  und 
Setzern  g.S^jo  und  bei  83  Erkrankungen  von  Druckern  15.60/0  Ver- 
letzungen. Ueber  die  Häufigkeit  der  Tuberkulose  im  Buchdruckerei- 
gewerbe liegen  mehrfache  Untersuchungen  vor,  ihr  Auftreten  wird 
durch  die  schlechte  Luft  und  den  Staub  in  den  Arbeitsräumen 
befördert.  Nach  Albreclit  [ScJiviollers  Jahrb.  1891)  waren  1857  bis 
89  bei  der  Berliner  Buchdruckerkasse  4870  der  Todesfälle  hierauf 
zurückzuführen^).  Dasselbe  wurde  von  A.  Vogt  für  die  Schweiz 
nachgewiesen.     Hier  starben  1879 — 82  auf  je  100  Personen 

.,  Buchdrucker  und  Schriftsetzer  ganze  männliche  Bevölkerung 

überhaupt     Lungenschwindsucht        überhaupt     Lungenschwindsucht 


15-20 

Jahre 

0.45 

0.29 

0.42 

O.II 

21^30 

s 

1.06 

0.80 

075 

0.29 

31—40 

« 

1.44 

0.81 

1.03 

0.36 

41—50 

» 

2.03 

0.81 

1.49 

0.35 

51—60 

3-55 

0.96 

2.61 

0.36 

zusammen       [.85  0.78  1.35  0.31 


i)  Die  Gesundheitsverhältnisse    in    dem  Buchdruckergewerbe.      Archiv    f.   Unfall- 
heilkunde 1899.  Bd.   3.   S.  45. 

2)  Vgl.   auch   G.  Heinianii,   die  Berufskrankheiten  der  Buchdrucker.  Jahrb.  f.  Nat. 
und   Stat.   3.   F.   Bd.    10.   1895. 
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Die  Töpfer,  die  in  Breslau  in  grösserer  Anzahl  vertreten 
sind,  haben  dort  eine  sehr  grosse  Morbidität  und  zwar  finden  sich 
die  höheren  Ziffern  bei  fast  allen  Krankheitsgruppen.  Es  hängt 
dies  nun  zum  Teil  damit  zusammen,  dass  die  Ortskrankenkasse 
der  Töpfer  keine  Karenzzeit  hat,  vielmehr  das  Krankengeld  vom 
I.  Krankentag  an  ausbezahlt.  Es  erkrankten  in  Breslau  i8S8  bis 
95   auf  je  loo  Mitglieder 


Erkrankungen 

Töpfer 

alle  männl.   Mitglieder 

Allgemeine  und  infektiöse 

6.7 

4.0 

des  Nervensystems 

1.8 

I.O 

der  Augen  und  Ohren 

0.8 

0.9 

der  Atmungsorgane 

II. I 

6.9 

des  Herzens 

0.6 

0.3 

der  Verdauungsorgane 

5-4 

3.9 

der  Harn-  u.  Geschlechtsorgane 

0.6 

0.4 

der  Haut 

5.6 

3.6 

der  BcAvegungsorgane 

7-3 

4.1 

Verletzungen 

6.7 

6.9 

Andere  Krankheiten 

2.0 

I.I 

Überhaupt  48.6  33.1 

Bekannt  ist  auch  die  kollossale  Sterblichkeit  der  Töpfer  in 
England;  1890 — 92  starben  dort^)  auf  je  100  Lebende  bei  einem 
Alter  von 

Töpfer  ganze  Bevölkerung 

25 — 35   Jahren  0.82  0.77 

35—45        >>  1-96  1.30 

45—55        ■>  4-30  2.14 

55-65        »  7.51  3-90 

Eigentümlich  sind  die  Erkrankungsverhältnisse  bei  den  F  u  h  r- 
1  e  u  t  e  n  und  Kutschern.  Man  sollte  annehmen,  dass  die 
Zahl  der  Erkrankungen  klein  ist,  da  zu  dem  Berufe  meist  von 
Hause  aus  kräftige  Leute  kommen  und  diese  sich  stets  in  frischer 
Luft  aufhalten,  keine  schwere  Arbeit  verrichten  und  sich  gut  zu 
ernähren  pflegen.  In  der  That  ist  die  Erkrankungsziffer  in  Oester- 
reich  am  Anfang  so  gering,  dass  sie  im  Alter  von  16 — 20  Jahren 
sogar  an  erster  Stelle  stehen ;  aber  sie  nimmt  dann  rasch  zu  und 
im  Alter  von  50 — 60  Jahren  stehen  die  Fuhrleute  weit  über  der 
Mitte.  Der  Beruf  muss  demnach  gewisse  Schädlichkeiten  mit  sich 
bringen,  die  bei  längerer  Dauer  immer  mehr  zur  Wirkung  kommen. 

i)  //.    IVestergaard  1.  c.  2.  Aull.  S.  600. 
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Sehr  häufig  sind  bei  den  Fuhrleuten  Verletzungen ;  da  sie  sich 
jedem  Wind  und  Wetter  aussetzen,  sind  Gicht  und  Rheumatismus 
nicht  selten,  endlich  haben  viele  von  ihnen  üble  Gewohnheiten, 
die  die  Gesundheit  schädigen  (starkes  Trinken).  Die  Zahlen  für 
Oesterreich  und  Frankfurt  enthält  die  folgende  Tabelle : 

Oesterreich  Frankfurt 

Alter     Krankheitstage     auf  loo  Mitglieder     Krankheitstage  Erkrankte  auf  loo  Mitgl. 
pro  Mitglied      Erkrank.  .Sterbefälle      pro  Mitglied  e.  f.  u.  f. 

unter  15  J.       5.6  33.3         — 

16 — 20»       4.2  21.6       o.d.8 

21— 30  >       7.4  36.1       0.71  6.6  31.6       31.3 

31 — 40  :>       8.4  41.0       1.16  6.6  27.9       29.5 

41—50  ^>       9.6  45.5       2.42  9.8  25.6       41.4 

51 — 60»      II. 6  55.1        3.21  19.6  34.2        54.8 

über  60  ^>      II. 6  49.9       6.42  30.7  36.4       68.1 

zusammen      8.5  40.9        1.54  8.5  30.3        33.8 

Die  Krankheiten,  die  bei  den  Fuhrleuten  und  Kutschern  mehr 
auftreten,  sind  solche  des  Herzens,  der  Bewegungsorgane  und 
Verletzungen.    Es  kamen  in  Frankfurt  1896  auf  100  Fuhrleute  u.  s.  w. 


5.3  28.1        28.1 


Erkrankungen 

Fuhrleute 
e.  f.          u.  f. 

alle  männl. 
e.  f. 

Mitglieder 
u.  f. 

des  Herzens 

0.7 

I.I 

1.2 

0.8 

der  Bewegungsorgane 

4.1 

7-9 

5-5 

5-9 

Verletzungen 

6.9 

11.6 

5.7 

7-9 

Die  Morbidität  der    B  a  u  h  a  n  d  w  e  r  k  e  r    (Maurer,  Zimmer- 
leute, Maler  u.  s.  w.)  ist  in  den  österreichischen  Kassen  folgende: 


Alter 

Krankheitstage 
pro  Kopf 

auf  100  Mitglieder 
Erkrankungen      Sterbefälle 

unter  i  5   Je 

ihre 

9.1 

76.3 

0.42 

16 — 20 

» 

7.0 

52.1 

0.52 

21—30 

» 

6.1 

39-0 

0.55 

31—40 

- 

7-4 

42.1 

0.86 

41—50 

* 

9.1 

47-9 

1.47 

51—60 

» 

11.4 

53-2 

2.08 

über  60 

> 

14.9 

64.1 

3.90 

zusammen  7.9  45.5  1.07 

Die  Erkrankungen  sind  demnach  bei  den  Bauarbeitern  be- 
sonders vor  dem  20.  Lebensjahre  zahlreich,  die  Ziffern  bleiben 
auch  nachher  noch  hoch,  dagegen  geht  die  Zahl  der  Krankheits- 
tage nach  dem  20.  Lebensjahre  bedeutend  zurück.  Die  Sterb- 
lichkeit ist  in  allen  Altersklassen  eine  o-ünstige  und  hält  sich  stets 


^Ci  Dr.  Fr.  Prinzing  : 

unter  dem  Mittel.  Es  ist  dies  leicht  zu  erklären.  Beim  Bauge- 
werbe treten  meist  kräftige  und  gesunde  Leute  ein,  es  werden 
aber  gleich  anfangs  hohe  Anforderungen  gestellt,  denen  die  jungen 
Bursche  nicht  immer  gewachsen  sind;  später  verursachen  schlechtes 
Wetter,  Staubentwicklung  und  die  Gefährlichkeit  der  Arbeit  häufig 
Arbeitsunfähigkeit.  Es  kommt  ferner  bei  diesem  Berufe  in  Be- 
tracht, dass  die  Arbeiter  oft  weit  vom  Bauplatz  entfernt  oder  auf 
dem  Lande  wohnen,  und  dass  in  Folge  dessen  die  Ernährung 
eine  sehr  unregelmässige  und  oft  unpassende  ist.  In  der  Frank- 
furter und  Bockenheimer  Kasse  kamen  1896,  bezw.  1896 — 97  bei 
einer  durchschnittlichen  Mitgliederzahl  von  570  Maurern  und  235 
Steinmetzen  auf  100  Mitglieder  Erkrankungen  mit  Erwerbsun- 
fähis;;keit 


Krankheiten 

Maurer 

Steinmetzen 

alle  männl.   Mitglieder 

Angina 

2.4 

0.8 

2.1 

der  Atmungsorgane 

6.3 

14.9 

6.8 

der  Verdauungsorgane 

4.0 

47 

5.0 

(ohne  Zähne) 

der  Bewegungsorgane 

9-3 

14-5 

6.3 

der  Haut 

3-9 

3-0 

4.6 

der  Augen 

2.1 

2.5 

I.I 

Verletzungen 

10.9 

11.9 

8.8 

zusammen  48.4  65.1  44.7 

Die  Zahl  der  Augenerkrankungen  wird  durch  das  Eindringen 
von  Fremdkörpern  aller  Art  (Sand,  altem  Verputz  u.  dgl.)  erhöht. 
Wir  ersehen  aus  dieser  Zusammenstellung  zugleich  die  hohen 
Zahlen  der  Erkrankungen  der  Steinmetzen,  deren  Dispo- 
sition zur  Lungenschwindsucht  allgemein  bekannt  ist.  Die  Er- 
gebnisse in  Breslau  sind  ganz  ähnlicher  Art,  hier  war  die  Zahl 
der  durchschnittlich  im  Jahr  beobachteten  Steinmetzen  205  und 
es  kamen  auf  je   100 

Erkrankungen  Steinmetzen  männl.   Älitglieder  überhaupt 

der  Atmungsorgane  13.6  6.9 

»     Verdauungsorgane  4.6  3.9 

»     Haut  2.5  3.6 

»     Bewegungsorgane  3.I  4.1 

Verletzungen  6.8  6.9 

zusammen  41.5  33.1 

Verletzungen  und  Krankheiten  der  Bewegungsorgane  sind  in 

Breslau  weniger  zahlreich  als  in  Frankfurt,  bezüglich  der  Erkran- 
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kung  der  Atmungsorgane  besteht  nur  ein  kleiner  Unterschied. 
Von  240  Steinmetzen,  die  T/i.  Sommerfeld  in  Berlin  untersuchte, 
waren  31^/0  mit  Schwindsucht  behaftet  \).  Die  Sterblichkeit  der 
Maurer  und  Steinmetzen  in  der  Schweiz  war  nach  A.  Vogt  1879 
bis  1882 


Ganze  Bevölkerung 
überhaupt  Phthisis 

Maurer  u 
überhaupt 

Gipser 
Phthisis 

Steinmetze  u. 
überhaupt 

Marmoristen 
Phthisis 

15—20 

Jahre 

0.42 

O.II 

0.82 

0.14 

0.61 

O.IO 

21  —  30 

0.75 

0.29 

0.96 

0.28 

0.85 

0.30 

31—40 

1.03 

0.36 

1.32 

0.35 

1.83 

0.88 

41—50 

» 

1.49 

0.35 

I.9I 

0.41 

2.68 

I.OO 

51  —  60 

» 

2.61 

0.36 

3-55 

0.57 

4-63 

1.29 

zusammen  1.35       0.31  1.81       0.37  2.29         1.49 

Von  168  im  Kgr.  Sachsen  1897 — 98  invalidierten  Steinmetzen 
war  bei  97  (=  52^/0)  Tuberkulose  die  Ursache,  bei  allen  männ- 
lichen Invaliden  20,i''/o  ^). 

Vielbesprochen  ist  ferner  die  grosse  Gefährhchkeit  der  Metall- 
schleiferei  in  Solingen,  auf  die  neuerdings  wieder,  zum  Teil 
wegen  der  bedeutenden  Vermehrung  der  dortigen  Arbeitskräfte, 
die  Aufmerksamkeit  gelenkt  wurde  ^).  Die  Sheffielder  Schleifer 
in  England  haben  zwar  in  Folge  der  etwas  besseren  Lebenshal- 
tung eine  günstigere  Sterblichkeit,  aber  auch  bei  ihnen  ist,  wie 
bei  den  Solingern  die  Lungenschwindsucht  eine  ungemein  häufige 
Todesursache.  Im  Kreise  Solingen  starben  nach  Dönhoff  1885 
bis  95   von  je  100   männlichen  Verstorbenen  an  dieser  Krankheit 


Alter 

Schleifer 

ganze  männliche  Bevölkerung 

14 — 20  Jahre 

25.8 

40.0 

21—30 

» 

84.4 

69.9 

31-40 

» 

75-9 

47.0 

41—50 

79-3 

36.0 

über   50 

» 

68.7 

25-3 

zusammen        72.5  35.3 

Dasselbe    fand  A.   Voo-t    für  die  Schweiz,  wobei  allerdings  die 


i)  Hygiene  der  Steinmetzen  und  Maurer  in  Weih  Hdb.  der  Hygiene  Bd.  8. 
Jena   1897.     S.   956. 

2)  Jahresber.  des  Landes-Med.  Coli,  über  das  Med.-Wesen  im  Kgr.  Sachsen  auf 
1897  S.  90  und  auf  1898  S.  82. 

3)  Moritz  über  die  Gesundheitsgefahren  des  Schleiferberufs  und  ihre  Verhütung. 
Centr.  f.  allg.  Ges.  Bd.  19.  1900.  S.  283.  Röpke,  Was  können  wir  Solinger  in  Be- 
zug auf  die  Besserung  der  Gesundheitsverhältnisse  der  Metallschleifer  von  unserer 
Konkurrenzstadt  Sheffield  lernen.   Daselbst   S.   299. 


A^Ö  l^r.  Fr.   Prinzing: 

Schleifer  und  Feilenhauer  in   eine  Gruppe  zusammengezogen  wur- 
den.    Es  starben   hier  1879 — 82  von  je  100  Lebenden 


Alter 

Feilenhaiier 
überhaupt 

und   Schleifer 
Phthisis 

ganze  männl 
überhaupt 

lievölkernng 
Phthisis 

15  —  20  Jahre 

0.63 

0.21 

0.42 

O.II 

21—30 

» 

1.42 

0.53 

0.75 

0.29 

31—40 

» 

2.40 

1.09 

1.03 

0.36 

41—50 

» 

4.40 

2.78 

1.49 

0.35 

51—60 

» 

6.62 

2.21 

2.61 

0.36 

zusammen         3.37  1.49  1.35  0.31 

Die  Morbidität  im  B  r  a  u  e  r  e  i  g  e  w  e  r  b  e  ist  eine  hohe,  die 
hauptsächHchen  Erkrankungen  sind  solche  der  Atmungsorgane 
(bes.  Tuberkulose),  der  Verdauungs-  und  Cirkulationsorgane,  ferner 
Nierenaffektionen  und  Alkoholismus.  Nach  der  Breslauer  Statistik, 
in  welcher  die  Bierbrauer  und  die  viel  weniger  gefährdeten  Mälzer 
zusammengenommen  sind,  erkrankten  1888  —  95  bei  einer  jährlichen 
Durchschnittszahl  von  417  Bierbrauern  und  Mälzern  unter  je  100 
Personen 

Erkrankungen  Bierbrauer  und  Mälzer     alle  männl.   Mitglieder 

allgemeine  und  infektiöse  5.1  4.0 

der  Nerven  1.4  i.o 

der  Augen  und  Ohren  0.5  0.9 

der  Atmungsorgane  7.6  6.9 

des  Herzens  0.4  0.3 

der  Verdauungsorgane  3.6  3.9 

der  Harn-  u.  Geschlechtsorgane      0.7  0.4 

der  Haut  5.0  3.6 

der  Bewegungsorgane  7.0  4.1 

Verletzungen  13.0  6.9 

Andere  1.2  i.i 


zusammen  45.4  33.1 

Die  Zahl  der  Hautaffektionen  ist  sehr  gross,  weil  vernach- 
lässigte Verletzungen  zu  Geschwüren,  Panaritien  und  Eiterungen 
des  Unterhautzellgewebs  Veranlassung  geben,  die  zu  jenen  ge- 
rechnet werden.  Sehr  wenig  zahlreich  sind  Magen-  und  Darmer- 
krankungen; es  wird  eine  Anzahl  derselben  unter  den  allgemeinen 
Erkrankungen  zu  suchen  sein. 

Auch  nach  den  Frankfurter  Krankheitstabellen  ist  die  Mor- 
bidität   der  Bierbrauer    sehr  hoch,    was    um  so  mehr  ins  Gewicht 
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fällt,   als  ältere  Arbeiter  gar  nicht  mehr  bei  dem  Berufe  sind  :  unter 
490  waren  in  Frankfurt  nur  6  über   50  Jahre  alt. 

Krankheitstage  Erkrankt  auf  100  Mitglieder 

Alter  pro   Kopf  erwerbsfähig  erwerbsunfähig 

Bierbrauer  alle  Berufe  Bierbrauer  alle  Berufe  Bierbrauer  alle  Berufe 

unter  20  Jahre      9.8  5.8  25.6         42.1  46.5  30.0 

21—30       »         ii.i  6.7  32.2  40.7         43.5  28.7 

31—40       >         10. 1  9.9  29.7  38.3          43.0         34.6 

4i_50       »         19.5  14.2  32.4         3Ö.8  59.5          40.3 

zusammen     ii.o  8.6  30.0         40.1  43.9         32.1 

Trotz  der  Kleinheit  der  Grundzahlen  sind  diese  Zahlen  doch 
ein  sehr  guter  Ausdruck  der  grossen  Gefahren,  die  das  Gewerbe 
mit  sich  bringt;  die  Art  der  Krankheit  war  in  Frankfurt  1896  die 
folgende.     Es   kamen  auf  je  100  Mitglieder 

Erkrankungen 

allgemeine 

des  Nervensystems 

des  Herzens  und   der  Gefässe 

der  Atmungsorgane  (ohne  Angina) 

der  Verdauungsorgane  (ohne Zähne)   5.0 

der  Bewegungsorgane 

der  Haut 

an  Geschwäiren  und  Abscessen 

der  Augen  und   Ohren 

Verletzungen 

alle  Erkrankungen  48.1      58.5  64.2     39^9 

Die  geringe  Zahl  der  Erkrankungen  ohne  Störung  der  Er- 
werbsfähigkeit kommt  nicht  davon  her,  dass  die  Bierbrauer  etwa 
schon  bei  leichten  Erkrankungen  der  Arbeit  fern  bleiben,  im 
Gegenteil,  die  Erfahrung  lehrt,  dass  sie  meist  sehr  lange  die  ärzt- 
liche Beratung  vermeiden,  die  so  oft  in  dem  Verbot  i^iberreichen 
Biergenusses  gipfelt. 

Wie  sehr  die  Sterblichkeit  der  Bierbrauer  gegenüber  der  an- 
dern Bevölkerung  sich  erhöht,  geht  aus  der  englischen  Statistik 
hervor.     Hier  kamen  1890—92  auf  je  100  Lebende  Sterbefälle 

Alter  Bierbrauer  ganze  Bevölkerung 

25—35   Jahre  1.08  0.77 


rbrauer 

u.  Mälzer 

alle  männl. 

Mitglieder 

e.  f. 

u.  f. 

e.  f. 

u.  f. 

2.5 

1.6 

4-3 

1.6 

1.6 

I.O 

2.3 

1.0 

1-4 

1.4 

1.2 

0.8 

8.2 

TO.O 

8.4 

6.4 

5.0 

5-5 

6.9 

4.1 

6.0 

9.8 

5-5 

5.9 

3-7 

3-5 

6.5 

3.1 

1.2 

1.0 

2.3 

i.i 

4-3 

1.2 

8.5 

1.2 

5-3 

17.8 

5-7 

7-9 

35—45       » 

1.90 

1.30 

45—55       » 

3.08 

2.14 

55—65       ^> 

5-44 

3-90 

4C8  l^''-  F'-  Prinzing:   üie  Erkrankungshäufigkeit  nach  Beruf  und   Aller. 

Die  österreichische  Statistik  behandelt  nur  die  Grossbetriebe, 
die  Ziffern    finden    sich    unten    in  Tabelle  III.     Auch    dort   treten 
die   grossen  Gefahren    des  Berufs   für  Leben    und   Gesundheit   in 
den  grossen  Mortalitäts-  und   Morbiditätsziffern  zu  Tage. 
(Schluss  im  nächsten  Heft.) 
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ZUR  FORTBILDUNG   DER    OEFFENTLICHEN 
ARMENPFLEGE. 

MIT  BESONDERER  DARLEGUNG   DER   VERHÄLT- 
NISSE IN   WÜRTTEMBERG. 

VON 

PAUL  LECHLER. 


Die  württembergischen  Ausführungsgesetze  und  Vollzugsvor- 
schriften vom  17.  April  und  30.  Mai    1873  zum  Reichsgesetz  vom 

— '  ^. 7s —  über  den  Unterstützungswohnsitz,   die  an  Stelle  der 

12.  Marz  1894 

früheren  Württemberg.  Gesetzgebung  betr.  die  Unterstützungspflicht 
der  Heimatgemeinde  getreten  sind,  hatten  den  Zweck,  eine  der 
Bewegungsfreiheit  der  unteren  Klassen  besser  sich  anpassende 
Regelung  der  gesetzlichen  Armenpflege  zu  erreichen. 

Nach  §  10  des  erwähnten  Reichsgesetzes  erwirbt  den  Unter- 
stützungswohnsitz, wer  innerhalb  eines  Ortsarmenverbandes  nach 
zurückgelegtem  achtzehntem  Lebensjahre  zwei  Jahre  lang  ununter- 
brochen seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt  hat.  Die  Gesetz- 
gebung war  dabei  von  der  Auffassung  geleitet ,  dass  der  so  be- 
messene Aufenthalt  eines  Individuums  mit  wirtschaftlichem  Nutzen 
für  den  Aufenthaltsort  verbunden  und  dass  somit  dem  letzteren 
als  Aequivalent  dieses  Nutzens  die  Armenlast  aufzuerlegen  sei. 
Durch  eine  zweijährige  Abwesenheit  erlischt  aber  diese  Verpflich- 
tung   für    die  Gemeinde,    und    wenn    ein    Hilfsbedürftiger    durch 
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Paul  Lechler : 


anderweitigen  zweiiährigen  Aufenthalt  nicht  wieder  einen  Unter- 
stützungswolinsitz  erwerben  konnte ,  wenn  also  kein  Ortsarnien- 
verband  für  ihn  unterstützungspflichtig  ist,  fällt  er  der  Fürsorge 
des  Landarmenverbandes  anheim. 

Nach  dem  nicht  nur  in  Württemberg,  sondern  in  Deutschland 
überhaupt  geltenden  Grundsatz  ist  die  politische  Gemeinde  als 
solche  die  Trägerin  der  Armenlast  und  hat  als  Ortsarmenverband 
die  Verpflichtung,  alle  diejenigen  Hilfsbedürftigen  zu  versorgen, 
welche  ihren  gesetzlichen  Unterstützungswohnsitz  in  der  Gemeinde 
haben.  Während  somit  die  Organisation  der  Ortsarmenverbände 
im  wesentlichen  an  die  bestehenden  Gemeindeverbände  sich  an- 
schliessen  konnte,  mussten  für  das  Institut  der  Landarmen  beson- 
dere Landarmenverbände  geschaffen  werden.  Zunächst  hatte  jeder 
Oberamtsbezirk  die  Funktionen  des  Landarmenverbandes  zu  über- 
nehmen, wobei  die  Verwaltung  nach  Massgabe  der  für  die  Ver- 
waltung der  Amtskörperschaften  bestehenden  gesetzlichen  Bestim- 
mungen erfolgte,  bis  durch  das  Abänderungsgesetz  vom  2.  Juli 
1889  iii  jedem  der  4  Kreise  des  Landes  die  zu  dem  Kreise  ge- 
hörenden Oberamtsbezirke  (mit  Einschluss  des  Stadtdirektions- 
bezirks Stuttgart)  zu  Einem  Landarmenverband  vereinigt  wurden. 
Auf  dieser  in  kurzen  Zügen  gezeichneten  Grundlage  wird  in  Würt- 
temberg die  öffentliche  Armenpflege  geübt. 

Nachdem  sich  nun  das  Unterstützungswohnsitzgesetz  durch 
die  jahrelange  Gewohnheit  vollständig  eingebürgert  hat,  möge  es 
einem  Armenfreund,  der  zwar  nur  neben  einem  geschäftsreichen 
Berufe,  aber  doch  mit  voller  Anteilnahme  seit  2  Jahrzehnten  in 
der  städtischen  und  ländlichen  Armenpflege  thätig  ist,  gestattet 
sein,  aus  der  Praxis  heraus  auf  Grund  genauer  Beobachtung  und 
vielfacher  Erfahrung  seine  Eindrücke  zu  verzeichnen.  Die  nach- 
stehenden Ausführungen  werden  in  mancher  Hinsicht  Anlass  zu 
dem  Wunsche  geben,  dass  der  Geist  der  sozialen  Gesetzgebung 
mehr  und  mehr  sich  auch  auf  die  öffentliche  Armenpflege  er- 
strecken und  da,  w^o  es  thunlich  ist,  mildernd  und  ausgleichend 
wirken   möee. 


I.   Die  Ausführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  seitens  der 
Ortsarmenverbände. 

Artikel   i    des  Württemb.    Gesetzes    vom   17.   April    1873    zur 
Ausführung  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Juni   1870  über  den  Unter- 
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Stützungswohnsitz  beginnt : 

"Jedem  hilfsbedürftigen  Deutschen  ist  von  dem  zu  seiner 
Unterstützung  verpflichteten  Armenverbande  Obdach,  der  unent- 
behrUche  Lebensunterhah,  die  erforderUche  Pflege  in  Krankheits- 
fällen und  im  Falle  seines  Ablebens  ein  angemessenes  Begräbnis 
zu  gewähren.« 

Der  Gesetzgeber  hat  damit  den  unterstützungspflichtigen 
Armenverbänden  den  Umfang  ihrer  Fürsorge  klar  und  deutlich 
vorgezeichnet.  Aus  den  Instruktionen  ist  zu  ersehen,  dass  Hilfs- 
bedürftigkeit im  armenrechtlichen  Sinne  vorliegt,  sobald  die  betref- 
fende Person  thatsächlich  nicht  in  der  Lage  ist,  das  zum  Lebens- 
unterhalt unumgänglich  Notwendige  für  sich  oder  ihre  nicht 
arbeitsfähigen  Angehörigen  aus  eigenem  V^ermögen  oder  mit  Hilfe 
Anderer  (alimentationspflichtiger  Verwandter,  sonstig  rechtlich 
Verpflichteter  u.  s.  w.)  in  ausreichendem  Masse  sich  zu  verschaf- 
fen. Es  ist  dabei  gleichgiltig,  durch  welche  Ursachen  die  Hilfs- 
bedürftigkeit hervorgerufen  wurde  und  ob  die  Hilfsbedürftigen 
eine  Schuld  an  ihrer  Notlage  (Mangel  an  Sparsamkeit ,  leichtsin- 
niger oder  unsittlicher  Lebenswandel  u.  s.  w.)  triß"t.  Die  Annahme, 
dass  Hilfsbedürftigkeit  vorliege  ,  und  dass  die  öfl'entliche  Armen- 
pflege einzutreten  habe,  wird  auch  dadurch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  der  Hilfsbedürftige  einen  kleinen,  aber  verschuldeten  Grund- 
besitz oder  ein  kleines  Kapitalvermögen  hat  für  den  Fall,  dass 
diese  nicht  sofort  realisierbar  sind ,  oder  dass  die  Realisierung, 
z.  B.  die  Versteigerung  des  Häuschens,  die  Not  nur  vergrössern 
würde. 

Unter  dem  notwendigen  Lebensunterhalt  ist  nicht  bloss  die 
erforderliche  Nahrung  zu  verstehen,  sondern  alles ,  was  zur  Exi- 
stenz unentbehrlich  ist,  also  auch  Kleider,  Betten,  Brennmaterial 
u.  s.  w.  Zur  Pflege  in  Krankheitsfällen  gehört  insbesondere  auch 
die  Fürsorge  für  ärztliche  Beratung  und  für  Medikamente.  Fer- 
ner haben  die  Armenverbände  die  Obliegenheit ,  für  die  aus  der 
Schule  entlassenen  Kinder  durch  entsprechende  Beratung  und 
Thätigkeit  für  die  Vermittelung  eines  Dienstes,  einer  Gewerbelehre 
oder  eines  sonstigen  Arbeitsverhältnisses  für  ihren  Unterhalt  zu 
sorgen.  In  welcher  Art  diese  Armenfürsorge  zu  leisten  ist,  bleibt 
dem  Ermessen  der  betreftenden  Armenbehörde  überlassen ,  da 
dies  naturgemäss  nur  unter  jeweiliger  Berücksichtigung  der  ein- 
zelnen Verhältnisse  bestimmt  werden  kann.  Gaben  in  barem 
Gelde    sollen    überall    da  ausgeschlossen  sein ,    wo  sich  ein  Miss- 
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brauch  derselben  befürchten  lässt,  dagegen  soll  in  solchen  Fällen 
die  Reichung  von  Naturalgaben  und  die  Uebernahme  von  Miet- 
zinsen ,  event.  die  Unterbringung  in  ein  Armenhaus  in  Betracht 
kommen.  Als  unstatthaft  wird  in  Fällen  dringender  Hilfsbe- 
dürftigkeit die  Verweisung  an  die  freiwillige  Armenpflege  be- 
zeichnet. 

Diese  gesetzlichen  Bestimmungen  mit  den  dazu  gehörenden 
Instruktionen  sind  so  einsichtsvoll  und  human,  dass  jeder  Armen- 
freund seine  Freude  daran  haben  und  nur  den  Wunsch  hegen 
kann,  es  mögen  für  deren  Ausführung  überall  der  gute  Wille  und 
die  nötigen  Mittel  vorhanden  sein.  Unsere  grösseren  Städte  sind 
ja  zweifellos  in  der  Lage,  ihre  Armen  in  ausgiebiger  und  liberaler 
Weise  zu  versorgen,  wobei  zudem  noch  die  kirchliche,  private 
und  Vereins-Wohlthätigkeit  ergänzend  eintritt,  so  dass  dort  über 
eine  mangelhafte  Fürsorge  für  Hilfsbedürftige  im  allgemeinen  nicht 
geklagt  werden  kann.  Anders  aber  liegt  der  Fall  in  kleineren 
Gemeinden  und,  abgesehen  von  rühmenswerten  Ausnahmen,  fast 
durchweg  auf  dem  Lande.  Es  ist  ganz  unleugbar,  dass  dort  recht 
oft  unverantwortliche  Engherzigkeit  und  Gleichgiltigkeit,  ja  selbst 
Nachlässigkeit  und  Härte  das  Regiment  führen.  Die  Unter- 
stützungsbedürftigen müssen  sich  häufig  einer  brutalen  Behandlung 
gewärtig  halten,  und  viele  Gemeinden  suchen  ihrer  Unterstützungs- 
pflicht solange  als  nur  irgend  möglich  aus  dem  Wege  zu  gehen. 
Wenn  sie  dann  nach  allen  erdenklichen  und  bedenklichen  Mani- 
pulationen schlechterdings  nicht  mehr  abzuwenden  ist ,  wird  sie 
manchmal  in  einer  verkehrten  ,  das  Ehrgefühl  verletzenden  ,  viel- 
leicht geradezu  demoralisierenden  Weise  geübt.  Gar  manchen 
Armen,  die  trotz  ihrer  Not  sich  soviel  P2hr-  und  Schamgefühl 
bewahrt  haben,  dass  sie  lieber  aufs  bitterste  darben,  ehe  sie  einer 
herben  Kritik  seitens  der  Ortsarmenbehörde  und  dem  Unwillen 
ihrer  Mitbürger  sich  preisgeben  ,  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als 
ihr  Elend  im  Stillen  weiterzutragen  und  sich  die  äussersten  Ent- 
behrungen aufzuerlegen,  um  ja  nicht   »ortsarm«   zu  werden. 

Es  muss  einmal  offen  ausgesprochen  werden,  dass  die  Armen- 
pflege auf  dem  Lande  —  und  zwar  nicht  immer  bloss  in  den 
unbemittelten  Gemeinden  —  vielfach  im  Argen  liegt  und  recht 
ungenügend  gehandhabt  wird.  Dafür,  dass  in  manchen  Fällen 
bei  rechtzeitigem  Eingreifen  leicht  abzuhelfen  wäre,  fehlt  meist  das 
Verständnis  und  der  gute  Wille.  Man  lässt  der  Sache  ihren  Gang 
unbekümmert  darum,  ob  Diese  und   Jene  wirtschaftlich,  gesund- 
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heitlich  oder  sittlich  dabei  zu  Grunde  gehen  und  ob  nicht  später 
der  Fall  zu  einem  verzweifelten  lawinenartig  anwächst,  der  dann 
dem  Staat  oder  der  Gemeinde  unverhältnismässige  Kosten  verur- 
sacht. Es  mangelt  die  Einsicht,  dass  eine  vorbeugende,  zielbe- 
wusste  Fürsorge  und  Beratung,  ganz  abgesehen  vom  humanen 
und  sittlichen,  sogar  vom  rein  rechnerischen  Standpunkt  richtiger 
und  billiger  wäre.  Von  den  Kranken-  und  Invaliditätsversiche- 
rungsanstalten, die  in  einer  rechtzeitigen  Hilfeleistung  ihren  finan- 
ziellen Vorteil  erkannten,  haben  die  Ortsarmenverbände  im  allge- 
meinen noch  recht  wenig  gelernt,  und  wenn  durch  eine  Zusam- 
menstellung erhoben  werden  könnte,  wie  viel  Schaden  den  Staats- 
und Gemeinde-Steuerzählern  durch  solche  Unterlassungen  entstehen, 
und  wie  sich  die  Auslagen  für  eine  einzige  verkommene  Familie 
in  ihren  Nachkommen  multiplizieren,  dann  würden  sich  manchmal 
bedenkliche  Ziffern  ergeben. 

Bei  dem  Selbstverwaltungsrecht  unserer  Gemeinden  kommen 
der  vorgesetzten  Behörde  Missstände  in  der  Regel  nur  etwa  bei 
einer  Gemeindevisitation  oder  dann  zur  Kenntnis,  wenn  Beschwer- 
den eingereicht  werden.  Durch  eine  Klage  gegen  die  Ortsarmen- 
behörde ist  aber  für  denjenigen,  der  sich  benachteiligt  glaubt, 
nicht  immer  mit  Sicherheit  etwas  zu  gewinnen,  dagegen  hat  er 
zu  befürchten,  den  Unwillen  der  Gemeinde  für  alle  Zeiten  auf  sich 
zu  laden.  Die  Ortsarmenbehörde  schaltet  also  nach  eigenem 
Ermessen  ,  das  in  vielen  Gemeinden  bestenfalls  in  einer  äusserst 
kargen  Unterstützung,  vielfach  aber  in  einer  Abweisung  besteht. 
Die  kurze  Antwort  lautet  dann  etwa:  ;>die  Gemeinde  kann  nichts 
thun,  da  sie  ohnehin  mit  Armen-  und  anderen  Lasten  überbürdet 
ist«,  oder:  »von  der  Ortsarmenbehörde  wird  keine  Unterstützung 
gewährt,  da  es  zu  viele  Arme  in  der  Gemeinde  giebt« ,  oder 
kurzweg:  »Unterstützung  wird  abgelehnt  um  der  Konsequenzen 
willen«.  Dann  und  wann  kann  man  auch  die  Begründung  hören 
und  lesen:  >hätten  die  L>eute  früher  mehr  gespart,  so  wären  sie 
nicht  in  der  jetzigen  Notlage.  Die  Gemeinde  wird  deshalb  nichts 
thun«. 

Viele  Ortsarmenbehörden  auf  dem  Lande  bekümmern  sich 
somit  wenig  um  die  gesetzlichen  Pflichten  und  erklären  sich  kurz- 
weg ausser  Stands,  einen  als  noch  so  dringlich  erkannten  Armen- 
aufwand zu  machen.  Bei  solchen  Entscheidungen  bekommt  dann 
der  Bittsteller  den  kalten  Zugwind  der  Unbarmherzigkeit  recht 
empfindlich  zu  spüren,  denn  wenn  die  Abweisung  mit  dem  beliebten 
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Ausdruck  »um  der  Konsequenzen  willen«  geschieht,  so  hat 
das  für  ihn  die  Bedeutung :  eigentlich  ist  die  Gemeinde  zur  Rei- 
chung der  erbetenen  Unterstützung  verpflichtet,  aber  das  könnte 
andere  Arme  zu  gleicher  Bitte  verleiten  und  der  Gemeinde  zu 
teuer  werden.  Vielfach  wird  also  von  gemeindewegen  nicht  ein- 
mal für  den  nötigsten  Lebensunterhalt  gesorgt ,  und  es  ist  dann 
nur  gut,  wenn  es  mitleidige  Herzen  giebt ,  die  zwar  nicht  »ge- 
setzlich verpflichtet«,  aber  doch  bereit  sind,  der  Notleidenden  sich 
zu  erbarmen. 

Und  wie  steht  es  mit  der  Darreichung  von  Brennmaterial, 
von  Kleidern  und  Betten  an  Hilfsbedürftige  ?  Gar  manche  Land- 
gemeinde mutet  ihren  Aermsten  eher  alles  zu ,  als  dass  sie  auf 
die  Bezahlung  der  Steuer  oder  anderer  Verbindlichkeiten ,  z.  B. 
für  aus  dem  Gemeindewald  gekauftes  Brennholz  verzichten  würde. 
Bittgesuche,  in  denen  vom  gemeinschaftlichen  Amt,  vom  Orts- 
vorsteher oder  vom  Gemeinderat  bezeugt  wird,  dass  ein  ortsan- 
sässiger Hilfsbedürftiger  in  grosser  Not  und  gänzlich  vermögens- 
los sei ,  von  der  Gemeinde  aber  nicht  unterstützt  werde ,  sind 
nicht  einmal  eine  Seltenheit,  obgleich  die  Ortsarmenbehörde  unter 
solchen  Umständen  ihrer  gesetzlichen  Unterstützungspflicht  sich 
bewusst  sein  müsste.  Geht  die  Bitte  vom  Hilfsbedürftigen  allein 
aus,  so  wird  häufig  beigefügt,  dass  er  von  der  Gemeindekasse 
nichts  wünsche,  weil  er  es  sonst  infolge  der  schlechten  Behand- 
lung und  der  üblen  Nachreden  im  Ort  nicht  mehr  aushalten 
könnte. 

Dass  eine  Landgemeinde  Kleider  und  Betten  an  ihre  Orts- 
armen verwilligt,  wird  kaum  vorkommen,  wozu  wären  auch  sonst 
wohlthätige  Vereine  und  Armenfreunde  da,  an  die  man  die  Be- 
dürftigen weisen  kann !  Die  Bettennot  auf  dem  Lande  ist  in  sitt- 
licher und  gesundheitlicher  Hinsicht  geradezu  eine  Gefahr,  und 
wer  die  »Bilder  ländlicher  Armut«  beachtet,  die  der  ^Verein  zur 
Hilfe  in  ausserordentlichen  Notstandsfällen  auf  dem  Lande <;  all- 
jährlich in  3  Nummern  auf  Grund  der  bei  ihm  von  den  gemein- 
schaftlichen Aemtern  auf  seinem  Fragebogen  eingelaufenen  Bitt- 
gesuche herausgiebt ,  der  wird  in  ungeahnt  traurige  Zustände 
einen  Einblick  bekommen,  in  Zustände,  die  vielfach  gar  nicht 
möglich  wären ,  wenn  die  Ortsarmenverbände  ihrer  gesetzlichen 
Verpflichtung  nachzukommen  den  guten  Willen  und  die  erforder- 
lichen Geldmittel  besässen.  Diese  Thatsache  wird  niemand  be- 
streiten,   der  z.   B.   die  Schilderung    der  Bettennot    in  Nr.   33  der 
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Blätter  des  erwähnten  Vereins  liest.  Von  den  dort  jeweils  mit 
der  Protokollnummer  angeführten  Fällen  mögen  nur  einige  zur 
Illustration  des  Gesagten  dienen: 

In  einer  Familie,  die  aus  10  Personen  besteht,  den  beiden 
Eltern,  einer  kranken  Tochter  und  7  kleineren  Kindern,  sind  nur 
2  einschläfrige  und  3  Kinderbetten  vorhanden;  die  Mutter  ist 
Wöchnerin  und  schläft  zusannnen  mit  der  kranken  Tochter  und 
einem  kleinen  Mädchen  in  einem  Bett.  —  Die  beiden  Eltern  schla- 
fen mit  8  Kindern  in  3  grossen  und  2  Kinderbetten,  die  geistes- 
kranke Tochter  liegt  mit  2  Schwesterchen  zusammen.  —  In  einem 
armen  Schreinerhäuschen  teilen  u.  a.  2  Knaben  im  Alter  von  9 
und  10  Jahren  die  Lagerstätte  mit  einem  12jährigen  Mädchen, 
Fälle,  wie  sie  in  allen  Variationen  auch  bei  Aelteren  vorkommen 
z.  B.:  3  bis  4  Kinder  liegen  in  einem  Bett,  darunter  2  Knaben 
von  14  und  15  Jahren  mit  ihrer  9jährigen  Schwester.  —  Ein 
armer  Ipser  hat  neben  seiner  Frau  und  5  schwächlichen  Kindern 
auch  noch  seine  tuberkulöse  Schwiegermutter  zu  verhalten.  Der 
13jährige  Knabe  schläft  Werktags  bei  der  Mutter,  Sonntags  da- 
gegen ,  wenn  der  Vater  da  ist,  bei  der  schwindsüchtigen  Gross- 
mutter. Der  alten  Frau,  welche  die  Nächte  sitzend  und  hustend 
zubringt,  ist  es  jedesmal  schrecklich  angst  darauf  und  sobald  der 
Vater  am  Montag  früh  2  Uhr  fortgeht ,  jagt  sie  den  Buben  aus 
ihrem  Bett.  Das  Kleinste  liegt  in  einem  alten  Korb,  mit  Lumpen 
gefüllt,  der  über  Tag  aus  Raummangel  unter  die  Bettlade  gescho- 
ben wird.  —  Ein  Witwer  im  Alter  von  83  Jahren  besitzt  zum 
Lager  nur  einen  Strohsack  und  alte  Kleider,  zur  Decke  etliche 
Säcke,  und  das  in  einem  ungeheizten  Zimmer.  —  Ein  Mann  muss 
mit  seiner  schwindsüchtigen  Frau  zusammenschlafen,  indessen  8 
Kinder  in  2  Betten  und   in  einem  Wägelchen  untergebracht  sind. 

—  Eine  Mutter  muss  ihr  ungemütliches  Lager  mit  3  derzeit  an 
den  Masern    erkrankten ,    bereits    schulpflichtigen  Kindern    teilen. 

—  Von  den  11  lebenden  Kindern  eines  armen  Taglöhners  haben 
einige  bis  vor  kurzem  auf  der  offenen  Bühne  geschlafen  ;  als  der 
Ortspfarrer  einmal  morgens  an  dem  Haus  vorüberkam  ,  war  er 
Zeuge,  wie  zwei  derselben  heulend  herunterkamen  mit  blutenden 
Gesichtern:  die  Ratten  hatten  über  Nacht  dem  einen  die  Nase, 
dem  andern  die  Wange  und  Stirn  angefressen.  —  Eine  Taglöh- 
nersfamilie  von  9  Köpfen  hat  nur  ein  einziges  Bett ;  für  die  7 
Kinder  ist  nur  eine  Bettstatt  mit  Lumpen  ,  ein  Kinderwägelchen 
und  ein  Strohsack  vorhanden.  —  Im  Haus  eines  Webers  sind  2 
Bettladen,  in  der  einen  schlafen  die  Eltern,  die  andere,  mit  Stroh 
gefüllt,  soll  den  4  Kindern  dienen,  da  die  kleine  Wiege  auch  für 
das  Jüngste  nicht  mehr  als  Nachtlager  gerechnet  werden  kann. 
Die  jüngeren  Kinder  leiden  an  Drüsen  und  Augenentzündungen, 
was  mit  schlechter  Ernährung  und  vielfacher  Erkältung  zusammen- 
hängen dürfte.  —  Eine  alte  Frau  muss  mit  ihrem  16jährigen  Enkel 
in  einem  Bett  übernachten,   das  keine  Ueberzüge   hat.  —  Ein  Zim- 
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mermann  hat  7  Kinder,  darunter  3  blödsinnige  ;  das  Nesthäckchen, 
ein  geistig  normaler  4jähriger  Junge,  liegt  in  einer  Wiege,  in  der 
er  sich  nicht  ausstrecken  kann,  die  6jährige  Schwester  in  einem 
für  sie  viel  zu  kleinen  Bettchen  ganz  zusammengekauert,  die  14- 
jährige  Schwester  liegt  mit  der  blödsinnigen  12jährigen  zusammen 
in  einem  Bett ,  ein  löjähriger  Bruder ,  der  total  unreinlich  ist, 
schläft  mit  einem  8jährigen  und  beschmutzt  denselben  in  schänd- 
licher Weise.  —  Ein  Holzhauer  hat  für  sich ,  seine  Frau  und  2 
Kinder  nur  ein  einziges  Bett.  Ueberdies  wohnt  in  derselben  Stube 
eine  zweite  Familie  mit  4  Kindern ! 

Für  diese  und  eine  grosse  Zahl  ähnlicher  Gesuche  seitens 
der  gemeinschaftlichen  Aemter  hat  der  oben  erwähnte  Verein  in 
den  letzten  Jahren  schon  Plünderte  von  neuen  vollständigen  Betten 
mit  doppelten  Ueberzügen  und  von  einzelnen  Bettstücken  in  arme 
Landgemeinden  gesandt.  Die  Abgabe  geschieht  nominell  nur 
leihweise,  damit  die  Betten  vor  Verpfändung,  Verkauf  und  dergl. 
bewahrt  bleiben.  Der  gleiche  Zweck  lässt  sich  auch  durch  eine 
entsprechende  Abstempelung  jedes  einzelnen  Bettstückes  erreichen. 

Können  nun  Fälle  wie  die  geschilderten  in  Einklang  mit  den 
gesetzlichen  Vorschriften  gebracht  werden  ?  Es  lässt  sich  ja  nicht 
leugnen,  dass  sehr  viele  Arme  an  ihrem  Elend  selbst  die  Schuld 
tragen;  aber  die  Kinder  sollte  man  unter  keinen  Umständen  dar- 
unter leiden  lassen ,  denn  wenn  sie  in  solchen  Verhältnissen  auf- 
wachsen, muss  ihnen  jedes  Gefühl  von  Reinlichkeit  und  Sittlich- 
keit abhanden  kommen.  Was  Ordnung  und  gute  Sitte  ist,  können 
sie  nie  lernen,  und  mancher,  der  so  aufwächst  und  später  gericht- 
lich bestraft  wird,  mag  nicht  ganz  unberechtigt  auch  diejenigen  mit- 
verantwortlich machen,  die  ihn  in  solcher  Umgebung  und  mit 
solchen  Eindrücken  haben  aufwachsen  lassen.  Bei  knappem 
Verdienst  und  bei  wachsender  Kinderzahl  werden  selbst  Familien, 
die  zu  den  geordneten  und  sparsamen  gehören,  zu  aussergewöhn- 
lichen  Aufwendungen,  wie  z.  B.  Neuanschaffung  oder  Ergänzung 
von  Betten  ausser  stand  sein;  sie  machen  es  dann,  so  gut  es 
geht,  zwängen  die  Kinder  in  zu  kurze  Bettchen  oder  legen  sie 
ohne  Beachtung  von  krank  oder  gesund  und  ohne  Trennung  der 
Geschlechter  durcheinander.  Die  Unsittlichkeit,  die  auf  dem  Ivande 
im  Schwange  geht,  hat  zweifellos  vielfach  ihren  Ursprung  in  sol- 
chen Verhältnissen,  und  manchem  Schaden  könnte  vorgebeugt 
werden,  wenn  den  Leuten  rechtzeitig  zu  einem  geordneten  Nacht- 
lager verhelfen  würde. 

Auch   mit  der  Gewährung  des  Obdachs  verhält  es  sich  nicht 
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viel  besser  als  mit  den  Betten.  Manche  Landgemeinden  haben 
gar  kein  Armenhaus  und  in  anderen  sieht  es  derart  aus,  dass 
man  es  gerne  verschwinden  sähe.  Arme  Personen  und  Familien, 
die  man  ins  Armenhaus  eingewiesen  hat,  müssen  da  und  dort  an 
die  Gemeinde  Miete  bezahlen  und  werden  aufs  äusserste  gedrängt, 
bis  sie  durch  Entbehrungen  aller  Art  ihrer  Schuldigkeit  nachge- 
kommen sind. 


II.  Die  Hauptursachen  mangelnder  Fürsorge  für  die 
Ortsarmen. 

Die  Ortsarmenbehörde,  welche  in  Armensachen  Beschluss 
fasst,  besteht  aus  dem  Gemeinderat  und  dem  Ortsgeisth'chen.  In 
Gemeinden,  wo  Ortsgeistliche  verschiedener  religiöser  Bekennt- 
nisse angestellt  sind,  ist  von  jeder  Konfession  der  erste  Orts- 
geistliche  oder  sein  Stellvertreter  zur  Mitwirkung  berufen.  Be- 
stehen innerhalb  einer  und  derselben  Gemeinde  mehrere  Paro- 
chien,  so  hat  der  erste  Ortsgeistliche  einer  jeden  Parochie,  deren 
Pfarrsitz  innerhalb  der  Gemeinde  ist,  oder  sein  Stellvertreter,  mit- 
zuwirken. 

Die  gesetzliche  Mitteilnahme  des  Ortsgeistlichen  au  der  Vor- 
standschaft der  Ortsarmenbehörde,  wobei  aber  dem  Ortsvorsteher 
die  Führung  der  Geschäfte  zusteht,  wird  wohl  allenthalben  von 
guter  Wirkung  sein.  Der  Pfarrer  kennt,  wenn  er  einige  Zeit  in 
der  Gemeinde  weilt,  die  Verhältnisse  und  wird  den  Standpunkt 
des  Rechts  und  der  Billigkeit  vertreten,  Avobei  freilich  das  Mass 
seines  Erfolges  nicht  nur  von  seiner  eigenen,  sondern  auch  von 
der  Person  des  Ortsvorstehers  und  der  Kollegialmitglieder  ab- 
hängt. Zwar  hat  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  der  Ortsvor- 
steher die  Pflicht,  über  den  Zeitpunkt  der  Sitzung  der  Ortsarmen- 
behörde sich  mit  dem  Ortsgeistlichen  zu  verständigen ;  aber  gar 
oft  werden  die  Verhandlungen  über  Armensachen  der  Gemeinde- 
ratsitzung angehängt  und  in  dieser  erledigt,  so  dass  der  Pfarrer 
nur  noch  den  schon  vollendeten  Beschlüssen  zuzustimmen  hat.  Dass 
dabei  oft  mehr  die  Auslagen  und  weniger  die  Interessen  der 
Humanität  in  Betracht  kommen,  ist  eine  leidige  Thatsache,  welcher 
der  Pfarrer  vielfach  machtlos  gegenübersteht.  Wo  eben  aus- 
reichende Mittel  fehlen,  ist  die  Möglichkeit  seiner  Fürsprache  zu 
Gunsten  der  Hilfsbedürftigen  naturgemäss  begrenzt  und  er  muss 
bei  solcher  Sachlage,  wenn  auch  schweren  Herzens,  auf  gar  man- 
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clien  Wunsch  verzichten.  So  wertvoll  also  die  Mitwirkung  des 
Ortsgeistlichen  in  der  Armenbehörde  ist,  darf  sein  Einfluss  doch 
nicht  überschätzt  werden. 

Die  Vertretung  der  Steuerträger  in  der  Ortsarmenbehörde, 
wobei  der  Geldpunkt  ausschlaggebend  zu  sein  pflegt,  macht  sich 
also  vielfach  in  einseitiger  Weise  geltend.  Die  pflegerische  Seite 
tritt  zu  sehr  zurück  und  gelangt  in  der  Regel  zu  wenig  oder  auch 
gar  nicht  zu  ihrem  Recht.  Und  doch  handelt  es  sich  nicht  bloss 
um  Fürsorge  und  Pflege  für  die  schon  Verarmten,  sondern  auch 
um  Beratung  so  mancher  Ortsangehöriger,  die  vielleicht  vor  der 
Verarmung  bewahrt  werden  können,  die  aber,  auf  sich  selbst  an- 
gewiesen, ihrer  Unkenntnis  zum  Opfer  fallen. 

Es  ist  ausser  Zweifel,  dass  die  Verschuldung  auf  dem  Lande 
im  Zunehmen  ist.  In  manchen  Landorten  bewegen  sich  die 
Ziffern  in  einer  Höhe,  die  zu  ernstem  Nachdenken  auffordert. 
Häuser  und  Güterstücke  sind  mit  versicherten  und  nichtVersicherten 
Schulden  vielfach  bis  zum  vollen  Werte  belastet,  und  Kapitalisten, 
die  auf  so  schwer  realisierbaren  Grundbesitz  Geld  ausleihen,  ver- 
langen dem  Risiko  entsprechend  in  der  Regel  einen  höheren  als 
den  landläufigen  Zinsfuss  und  wissen  auch  in  vorteilhafter  W^eise 
den  Eingang  der  Zinse  zu  betreiben.  Der  Viehhandel,  oft  die 
einzige  Art,  durch  welche  der  kleine  Mann  auf  dem  Lande  zu 
Bargeld  gelangen  kann,  liegt  vielfach  in  der  Hand  gewissenloser 
Händler,  die  teils  die  Unerfahrenheit  der  Leute,  teils  ihre  Not  in 
oft  schamloser  Weise  ausnützen  und  zu  gelegener  Zeit  ihre  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  bedrohen.  Gar  mancher  Landbewohner 
weiss,  dass  er  auch  bei  Einsetzung  seiner  vollen  Kraft  und  bei 
der  weitgehendsten  Anspruchslosigkeit  jahraus  jahrein  sich  abzu- 
mühen hat,  nur  um  seinen  Gläubigern  den  Zins  und  dem  Vieh- 
händler die  ihm  rätselhafterweise  sich  immer  neu  ergebenden  Schuld- 
raten zu  bezahlen.  Unter  solchem  Joch,  bei  dem  die  Leute  mit 
deutlicher  Gewissheit  erkennen,  dass  ihre  Schuldenlast  nie  weicht, 
und  dass  sie  nur  dem  Kapitalisten  und  Händler  dienstbar  sind, 
seufzt  ein  so  namhafter  Prozentsatz  ursprünglich  konservativ  ge- 
sinnter Landleute,  dass  für  eine  Bessergestaltung  dieser  Zustände 
in  der  Eorm  einer  vorbeugenden  Thätigkeit,  die  auf  die  Verhü- 
tung der  Verarmung  gerichtet  ist,  das  Erforderliche  geschehen 
sollte.  Schon  Massregeln  einfachster  Art  vermöchten  Gutes  zu 
schaffen :  In  jeder  Gemeinde  Hessen  sich  doch  wohl  einige  ver- 
ständige und  vertrauenswürdioe    Männer    finden,    die    bereit  sind, 
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jedem  Gemeindegenossen  auf  Wunsch  z.  B.  beim  Viehhandel  un- 
entgeltlich mit  sachgemässer  Beratung  zu  dienen  und  ihn  dadurch 
vor  verfehltem  Kauf  oder  vor  Ueberlistung  der  Händler  zu  be- 
wahren ;  denn  manchem  wird  eine  kranke  Kuh  als  gesund,  eine 
schlechte  als  gut  verkauft,  und  mancher  geht  auf  Verträge  und 
Wucherbedingungen  ein,  die  ihn  unbewusst  aber  sicher  dem  wirt- 
schaftlichen Ruin  entgegenführen.  Ebenso  gilt  es,  immer  wieder 
darauf  hinzuweisen,  dass  kein  Ortseinwohner  eine  seine  Leistungs- 
fähigkeit übersteigende  Verpflichtung  übernehme  und  sich  hüte 
vor  Unterschrift  von  Bürgschaften  und  von  Wechseln,  die  sogar 
mehr  und  mehr  auf  dem  Lande  vorkommen.  Auch  über  Rechte 
und  Pflichten  im  Versicherungswesen  (Feuer-  und  Hagelversiche- 
rung, Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung)  sollte 
Auskunft  erteilt,  der  Sparsamkeit ,  schon  bei  der  Jugend,  durch 
Spargelegenheit  noch  mehr  Vorschub  geleistet  werden  u,  s.  w. 
Es  ist  bedauerlich,  dass  die  Gemeindegenossen  zu  ihren  Mit- 
bürgern oft  weniger  Vertrauen  zeigen  und  sie  in  wichtigen  Ver- 
mögensangelegenheiten seltener  zu  Rate  ziehen  als  auswärtige, 
vielfach  recht  wenig  zuverlässige  Vermittler.  Oft  fehlt  ihnen  auch 
der  Mut,  sich  mit  ihren  Anliegen  an  den  Ortsvorsteher  zu  wen- 
den und  so  sind  sie  dann  auf  ihre  eigene  EntSchliessung  in  Fällen 
angewiesen,  deren  richtige  Beurteilung  und  Entscheidung  ihnen 
abgeht.  Wenn  die  vorgesetzte  Behörde  hierin  eine  Aenderung 
erstreben  und  Einrichtungen  anregen  könnte,  durch  welche  die 
Wohlfahrt  der  Gemeindeglieder  gefördert  würde,  so  liesse  sich  da- 
mit manches  Gute  erzielen  und  mancher  Schaden  verhüten.  Auch 
sollte  immer  wieder  den  Ortsarmenbehörden  in  Erinnerung  ge- 
bracht werden,  dass  sie  befugt  sind,  vorbeugende  Armenpflege 
zu  treiben,  und  dass  es  häufig  in  ihrem  Interesse  liegt,  einen 
Hilfsbedürftigen,  auch  wenn  rechnerisch  ein  Reinvermögen  sich 
noch  ergiebt,  durch  ein  Darlehen  vor  dem  Verlust  des  letzten 
Eigentums  zu  bewahren,  damit  er  nicht  später  mit  seiner  Familie 
der  Gemeinde  zur  Last  falle.  Aelteren  Leuten,  die  noch  ein  Rein- 
vermögen besitzen,  sich  aber  in  augenblicklicher  Bedrängnis  be- 
finden, sollten  die  Gemeinden  einen  entsprechenden  Vorschuss 
auf  Wiederersatz  nach  dem  Tode  verwilligen.  Zu  den  örtlichen 
Hilfsquellen  sind  insbesondere  neben  den  Darlehenskassen  auch 
die  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Viehleihkassen  und  Viehver- 
sicherungsvereine zu  rechnen,  welch  letztere  gleichzeitig  die  Wir- 
kung haben,   dass  in  Wartung  und  Pflege  des  Viehes  eine  gegen- 
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seitige,  für  den  Einzelnen  sehr  heilsame  Uebervvachung  stattfindet. 
Die  Oberamtsbehörden  würden  sich  durch  die  Erziehung  der  Land- 
gemeinden zu  einer  solchen  Entfaltung  der  Selbsthilfe  und  durch 
fortgesetzten  Hinweis  darauf  zweifellos  ein  grosses  Verdienst  er- 
werben,  denn  die  Ortsarmenbehörden  sollten  ihre  Thätigkeit  nicht 
bloss  erstrecken  auf  die  Verwilligung  von  Armenunterstützungen, 
sondern  sie  sollten  hauptsächlich  der  Aufgabe  sich  widmen,  einen 
drohenden  Notstand  durch  geeigneten  Rat  und  Hilfe  rechtzeitig 
abzuwenden.  Gar  manchen  könnte  auf  solche  Weise  noch  ge- 
holfen werden,  und  auch  die  in  Betracht  kommenden  wohlthätigen 
Vereine  werden  viel  williger  mit  ihrer  Beihilfe  dienen,  wo  es  gilt, 
eine  Familie  über  Wasser  zu  halten,  als  wo  es  sich  nur  darum 
handelt,  für  eine  schon  chronisch  gewordene  Armut  ohne  An- 
zeichen für  Besserung  Gaben  zu  reichen. 

Es  ist  ohne  weiteres  zuzugeben,  dass  die  Ortsarmenbehörden 
allein  nicht  die  Schuld  an  der  Mangelhaftigkeit  der  öffentlichen 
Armenpflege  trifft.  Viele  möchten  gerne  helfen,  aber  es  fehlen  die 
Mittel,  zumal  wenn  knappen  Einnahmen  verhältnismässig  grosse 
Armenlasten  gegenüberstehen,  oder  wenn,  ausserordentliche  Aus- 
gaben für  allgemeine  Zwecke  den  Etat  belasten.  Sie  befürchten 
nicht  ohne  Grund,  dass  die  Berücksichtigung  einzelner  Bedürf- 
tiger den  Anfang  zu  einer  Reihe  von  Gesuchen  bilden  könne, 
die  ohne  eine  Erhöhung  der  Gemeindeumlagen  und  damit  ohne 
Störung  des  guten  Einvernehmens  zwischen  Rathaus  und  Bürger- 
schaft nicht  durchführbar  sei.  Gegen  eine  nicht  zu  weitgehend 
beschränkte  Bemessung  der  Unterstützungen  seitens  der  Orts- 
armenbehörden lässt  sich  deshalb  ein  Einwand  nicht  erheben,  weil 
die  Unterstützten  keinenfalls  besser  gestellt  sein  dürfen  als  solche, 
die  sich,  wenn  auch  noch  so  kümmerlich,  ohne  Beihilfe  durch- 
bringen. Auch  ist  zuzugeben,  dass  die  Mitglieder  der  Ortsarmen- 
behörden auf  dem  Lande  oft  selbst  in  den  denkbar  einfachsten 
Verhältnissen  leben  und  infolgedessen  auch  an  die  der  Unter- 
stützung Bedürftigen  einen  strengen  Massstab  anlegen.  Bei  dem 
und  jenem  hat  man  mit  eigenen  Augen  gesehen,  wie  es  durch 
mancherlei  eigene  Schuld  bergab  ging  und  nun  sollte  gar  die 
Gemeinde  für  ihn  eintreten } 

Der  Erschwerung  der  Eheschliessung  soll  hier  nicht  das  Wort 
geredet  werden,  denn  die  Gründe  für  die  seinerzeitige  Aufhebung 
dieser  Beschränkung  mögen  in  mancher  Hinsicht  zutreffend  sein. 
Wenn    aber    seitens    der  unterstützungspflichtigen    Gemeinde    die 
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Erlaubnis  zur  Ehe  nicht  mehr  versagt  werden  darf  und  die  Ge- 
meinde gegen  ein  Anwachsen  der  Armenlast  sich  nicht  schützen 
kann  selbst  in  Fällen,  in  denen  ein  späteres  Eintreten  der  Armen- 
fürsorge zum  voraus  wahrscheinlich  ist,  wenn  ferner  niemand,  der 
nicht  schon  verarmt  ist,  gehindert  werden  kann,  sich  an  jedem 
Ort  aufzuhalten  oder  niederzulassen  und  nach  2  Jahren  den  Unter- 
stützungswohnsitz zu  erwerben,  ohne  dass  die  Gemeinde  aus  Be- 
sorgnis der  vielleicht  für  später  vorauszusehenden  Verarmung  und 
ihrer  dann  zeitlich  unbegrenzten  Unterstützungspflicht  zur  Abwei- 
sung befugt  wäre,  so  erhebt  sich  doch  die  Frage,  ob  bei  solchen 
Anforderungen  die  ganze  Last  billigerweise  den  Gemeinden  bezw. 
Urtsarmenverbänden  auferlegt  werden  darf  und  ob  nicht  die  All- 
gemeinheit an  der  Tragung  dieser  Kosten  in  entsprechender  Weise 
sich  zu  beteiligen  habe.  Eine  Ausgleichung  nach  dieser  Ricli- 
tung  würde  umsomehr  der  Gerechtigkeit  entsprechen,  als  vielfach 
die  Industrie  die  gesunden,  arbeitsfähigsten  und  selbsterhaltungs- 
fähigsten  Leute  aus  den  Gemeinden,  die  vorher  die  Erziehungs- 
last hatten,  zu  sich  zieht,  dagegen  die  weniger  brauchbaren  Ele- 
mente naturgemäss  den  Gemeinden  belässt,  wodurch  den  letzteren 
gegenüber  früheren  Verhältnissen  eine  vermehrte  Fürsorgepflicht 
erwachsen  ist.  In  Landorten,  die  in  der  Nähe  von  Industrie- 
plätzen oder  grösseren  Städten  liegen,  macht  sich  dieses  Missver- 
hältnis besonders  geltend. 

Zu  Gunsten  der  ärmsten  Gemeinden  ist  zwar  durch  Art.  25 
des  Ausführungsgesetzes  vom  17.  April  1873  den  Landarmenver- 
bänden die  Verpflichtung  auferlegt,  denjenigen  ihrem  Bezirk  an- 
gehörenden Urtsarmenverbänden  eine  Beihilfe  zu  gewähren,  wel- 
che durch  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  über- 
bürdet werden,  sowie  die  Zahlung  und  Erstattung  der  ihnen  auf- 
erlegten Kosten  zu  übernehmen,  welche  sie  ganz  oder  teilweise 
zu  tragen  ausser  stände  sind.  Aber  niemand  wird  behaupten 
können,  dass  diese  einsichtvolle  Absicht  des  Gesetzgebers  durch 
die  Landarmenverbände  in  genügender  Weise  ausgeführt  worden 
sei.  Teils  liegt  die  Schuld  an  den  überbürdeten  Ortsarmenver- 
bänden selbst,  weil  sie  durch  ein  Gesuch  um  Beihilfe  sich  nicht 
als  minderwertig  von  anderen  Gemeinden  wollen  ansehen  lassen, 
weil  sie  sich  scheuen,  als  arm  uud  hilfsbedürftig  sich  hinzustellen 
und  durch  ihre  Unterstützung  die  anderen  Gemeinden  des  Kreises 
noch  mehr  zu  belasten;  teils  macht  der  Landarmenverband  seine 
Beihilfe    von   Voraussetzungen    abhängig,    die    manche  Gemeinde 
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zum  \orau.s  von  der  Einreichung  eines  Gesuchs  abhält.  Der 
Art.  25  mit  seiner  Verpflichtung  für  die  Landarmenverbände  und 
seiner  Berechtigung  für  überbürdete  Ortsarmenverbände  ist  leider 
noch  recht  ungenügend  in  Wirksamkeit  getreten,  und  man  wird 
auf  die  Beseitigung  des  Widerwillens  bedacht  sein  müssen  ,  der 
die  in  Betracht  kommenden  Gemeinden  von  der  Eingabe  ihrer 
Gesuche  abhält.  Ortsarmenverbände,  die  einer  solchen  Beihilfe 
bedürftig  sind,  sollten,  sofern  sie  sich  darum  nicht  selbst  bemühen, 
auf  Grund  des  Gesetzes  von  ihrem  Kreislandarmenverband  zu 
einem  solchen  Gesuch  aufgefordert  werden;  denn  nach  dem  Wort- 
laut des  Gesetzes  wird  doch  wohl  davon  auszugehen  sein,  dass 
es  Sache  der  Armenverbände  ist,  wenn  sie  von  einem  Notstand 
Kenntnis  erhalten,  die  erforderliche  Unterstützung  zu  leisten,  auch 
wenn  der  Bedürftige  unterlassen  sollte,  ihre  Hilfe  anzurufen.  In 
Phallen  aber,  in  denen  überbürdete  Ortsarmenverbände  mit  einer 
Bitte  an  den  Landarmenverband  glauben  zu  Unrecht  abgewiesen 
zu  sein,  sollten  sie  von  dem  ihnen  in  Art.  25  Abs.  3  eingeräumten 
Beschwerderecht  Gebrauch  machen.  Thatsächlich  hat  nur  die 
Landarmenbehörde  des  Neckarkreises  die  gesetzliche  Pflicht,  die 
der  erwähnte  Art.  25  vorschreibt,  und  zwar  bloss  in  engerem 
Rahmen,  ausgeführt,  während  die  anderen  3  Kreislandarmenbe- 
hörden,  wie  aus  den  nachfolgenden  Darlegungen  ersichtlich  sein 
wird,  ihr  nicht  nachgekommen  sind,  ohne  dass  bis  jetzt  die  vor- 
gesetzte Behörde  auf  deren  Erfüllung  bestanden  hätte.  Da  aber 
an  der  Spitze  eines  jeden  Landarmenverbandes  in  Württemberg 
ein  Mitglied  der  Kreisregierung  steht,  so  wird  trotz  der  obwalten- 
den Schwierigkeiten  die  gesetzliche  Vorschrift  auf  die  Dauer  wohl 
nicht  unbeachtet  bleiben  können.  Immerhin  kann  den  ärmsten 
Gemeinden  eine  recht  wohlthuende  Erleichterung  ihrer  Armenlast 
auf  Grund  dieser  Bestimmung  gewährt  werden,  wenngleich  diese 
zu  einer  allgemeinen  Verbesserung  der  ländlichen  Armenfürsorge 
nicht  ausreicht.  Auf  die  Notwendigkeit,  die  fakultativen  Aufgaben 
der  Landarmenverbände  (Art.  21  des  Gesetzes  vom  17.  April  1873) 
betr.  die  Eürsorge  ortsarmer  Geisteskranker,  Geistesschwacher, 
Epileptiker  und  an  ähnlichen  Krankheiten  Leidender,  sowie  Taub- 
stummer und  Blinder  zu  obligatorischen  zu  machen,  wird  in  nach- 
folgendem Abschnitt  zurückzukommen  sein. 

Indem  der  Gesetzgeber  nach  dem  bisher  geltenden  Grund- 
satz die  Gemeinden  als  Träger  der  Armenlast  bestimmte,  hat  er 
nicht  nur  deren  finanzielle  Leistungsfähigkeit,  sondern   auch  deren 
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Einsicht  und  guten  Willen  vielfach  überschätzt.  Zudem  ist  seine 
Absicht  weit  überholt  worden  durch  die  in  den  letzten  Jahrzehnten 
eingetretenen  wirtschaftlichen  Verschiebungen.  Gar  manche 
Gemeindebehörden  auf  dem  Lande  sind  sehr  wenig  befähigt,  eine 
erzieherische  Aufgabe  wie  die  Armenpflege  ohne  entsprechende 
Beaufsichtigung  der  vorgesetzten  Behörden  befriedigend  zu  lösen. 
Wenn  die  konsequente  Durchführung  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen erreicht  werden  soll,  wird  es  sich  nicht  nur  darum  handeln, 
die  Gemeinden  bei  ihren  Armenlasten  so  weit  als  möglich  zu  er- 
leichtern, sondern  man  wird  auch  darauf  bedacht  sein  müssen, 
eine  einheitliche  allgemeine  Norm  für  gewisse,  stets  wiederkehrende 
Fälle  —  selbstverständlich  mit  voller  Freiheit  in  Berücksichtigung 
der  jeweiligen  Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  —  aufzustellen, 
und  die  Ausübung  der  Armenfürsorge  innerhalb  der  Gemeinden 
von  Staatswegen  zu  beaufsichtigen.  Die  vorgesetzte  Behörde  wird 
wohl  in  Aussicht  zu  nehmen  haben,  dann  und  wann  zu  den  Sitz- 
ungen der  Ortsarmenbehörden  einen  Vertreter  zu  entsenden,  der 
die  Grundsätze  der  gesetzlichen  Bestimmungen  erläutert,  dem 
Kollegium  die  nötigen  Ratschläge  und  Belehrungen  erteilt  und 
sich  von   der  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorschriften   überzeugt. 

III.  Die  Landarmenverbände  und  ihre  Aufgaben  für  die  wei- 
tere Ausbildung  der  öffentlichen  Armenpflege. 

Die  Landarmen  sind,  nachdem  die  4  Kreislandarmenverbände 
ihre  Fürsorge  übernommen  haben,  in  eine  gegenüber  den  Orts- 
armen auf  dem  Lande  bevorzugte  Versorgung  getreten,  denn  die 
Landarmenbehörden  bringen  den  Fehlbetrag  ihrer  Etats  auf  den 
ganzen  Kreis  zur  Umlage  und  verfügen  demgemäss  über  die  zu 
ihrer  nächstliegenden  Thätigkeit  erforderlichen  Mittel,  Die  Land- 
armenbehörden sind  dadurch  in  den  Stand  gesetzt ,  den  nach 
Artikel  I  des  Ausführungsgesetzes  vom  17.  April  1873  jedem  Armen- 
verband zugewiesenen  Aufgaben  zur  Fürsorge  ihrer  Landarmen 
in  genügendem  Umfang  zu  entsprechen  ;  aber  die  weiteren  Auf- 
gaben, die  das  Gesetz  zu  Gunsten  der  Ortsarmenverbände  vor- 
gesehen hat,  sind  bis  jetzt  leider  nur  vom  Neckarkreis  voll  auf- 
genommen worden,  während  die  anderen  drei  Kreislandarmen- 
behörden  sie  entweder  in  sehr  zurückhaltender  Weise  oder  gar 
nicht  ausgeführt  haben. 

Die  Landarmenbehörden  haben  durch  den  Artikel  25  des  er- 
wähnten Gesetzes  die  Verpflichtung,  den  ihrem  Bezirk  angehörigen 
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Überbürdeten  Ortsarmenverbänden  Beihilfe  zu  gewäliren.  Mit 
dieser  Bestimmung  hat  der  Gesetzgeber  im  Bewusstsein,  dass  gar 
manche  Ortsarmenverbände  die  ihnen  auferlegten  Pflichten  aus 
Mangel  an  Mitteln  nicht  zu  erfüllen  vermögen,  die  auf  breiteren 
Schultern  ruhenden  Landarmenverbände  zur  Mithilfe  herange- 
zogen. Es  klingt  wie  ein  Zugeständnis,  dass  der  Grundsatz,  der 
politischen  Gemeinde  die  sie  treffende  Armenlast  allein  zuzuweisen, 
nicht  immer  und  überall  aufrecht  erhalten  werden  könne  und 
dass,  wenigstens  in  ausserordentlichen  Fällen,  eine  wenn  auch  noch 
nicht  vollgültige  Ausgleichung  der  Armenlasten  einzutreten  habe. 

Die  Landarmenverbände  haben  aber  neben  ihren  gesetzlichen 
Verpflichtungen  auch  die  Befugnis  (Art.  2i),  die  Kosten  der  öffent 
liehen  Armenpflege  für  gewisse  Kategorien  Hilfsbedürftiger  un- 
mittelbar zu  übernehmen.  Solche  freiwillige  Leistungen  erstrecken 
sich  auf  die  Fürsorge  für  Geisteskranke,  für  Geistesschwache  oder 
an  Epilepsie  und  ähnlichen  Krankheiten  leidende  Personen,  sowie 
für  Taubstumme  und  Blinde,  während  die  im  Gesetz  des  weiteren 
erwähnte  Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  durch  das  neuere 
Gesetz  vom  29.  Dezember  1899  betreffend  die  Zwangserziehung 
Minderjähriger  aus  den  fakultativen  Aufgaben  der  Landarmenver- 
bände ausgeschieden  ist.  Durch  diese  im  Gesetz  vorgesehene  er- 
weiterte Thätigkeit  für  die  Landarmenverbände  hat  ofl"enbar  der 
Gesetzgeber  mit  richtigem  Blick  und  feinem  Empfinden  die  Orts- 
armenverbände erleichtern  und  eine  bessere  Versorgung  jener 
Kategorien  bemitleidenswerter  Hilfsbedürftiger  erstreben  wollen 
zu  Lasten  eines  grösseren  Verbandes,  der  die  Kosten  auf  alle  ihm 
zugehörenden  Oberamtsbezirke  umlegt.  In  vollkommen  zutreffen- 
der Weise  ist  dabei  berücksichtigt  worden,  dass  von  den  Orts- 
armenverbänden, namentlich  in  armen  Landgemeinden,  diese  so 
sehr  nötige  Fürsorge  nicht  immer  genügend  oder  auch  gar  nicht 
geübt  wird,  wenn  der  einzelne  Ortsarmenverband  allein  für  die 
ihn  treffenden  Kosten  aufzukommen  hätte.  Zwar  ist  den  Ober- 
amtsbezirken gestattet,  solche  Kosten  insoweit  zur  Amtsvergleich- 
ung zu  bringen,  als  sie  nicht  von  den  Landarmenverbänden  un- 
mittelbar übernommen  worden  sind;  aber  durch  die  Zuweisung 
an  die  Kreislandarmenverbände  hat  der  Gesetzgeber  im  Prinzip 
wiederum  anerkannt,  dass  der  Aufwand  für  eine  umfassende  Armen- 
fürsorge, wie  sie  das  Gesetz  vorschreibt,  zweckmässiger  auf  mög- 
lichst grosse  Verbände  gelegt  werde. 

Die  vergleichende  Uebersicht  der  Etatssätze  über  die  Gesamt- 
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ausgaben  und  die  Kreisumlage  unserer  4  Landarmenverbände  für 
1900/1  und   190 1/2  wird  ein  Bild  ihrer  Verschiedenheit  geben 


Gesamtausgaben 

i         Kreisumlage 

1900/ I 

1901/2 

1     1900/ 1 

1901/2 

M. 

M. 

M. 

M. 

Neckarkreis  mit  745,669  Einwohne 

rn 

403,864 

414,799 

300,000 

300,000 

(sonach  kommen  auf  looo 

» 

) 

(541.61) 

(556.28) 

(402.32) 

(402.32) 

Schwarzwaldkreis  mit  509,258 

» 

164,609 

1    169,072 

100,000 

100,000 

(auf   1000 

^. 

) 

(323.23) 

(332.-) 

(196.36) 

(196.36) 

Jagstkreis  mit  400,126 

» 

172,352 

1    189,494 

115,000 

126,000 

(auf  1000 

» 

) 

(430.74) 

1  (473.58) 

(287.41) 

(314.90) 

Donaukreis  mit   514,427 

279,10s 

!  296,388 

180,000 

185,000 

(auf  1000 

» 

) 

(542.56) 

(576.15) 

(349.90) 

(359.62) 

Zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Verpflichtung  des  Artikels  25 
des  Ausführungsgesetzes  vom  17.  April  1873  betreftend  die  Bei- 
hilfe an  überbürdete  Ortsarmenverbände  waren  in  den  Etats  der 
Landarmenverbände  vorgeselien : 


1 900/1 

1901/ 

M. 

M. 

Neckarkreis 

3000 

3000 

Schwarzwaldkreis 

100 

100 

Jagstkreis 

400 

400 

Donaukreis 

0 

0 

Das  Rechnungsergebnis  dafür  im  Neckarkreis  beträgt  p.  1900/ 1 
3091  Mark  (das  Ergebnis  p,  1901/2  lässt  sich  derzeit  noch  nicht 
übersehen).  Das  ist  zwar  kein  bedeutender  Ausgabeposten  im 
Hinblick  auf  so  manche  wenig  leistungsfähige  Gemeinde  im  Neckar- 
kreis, aber  immerhin  ist  doch  einzelnen  überbürdeten  Ürtsarmen- 
verbänden  eine  wesentliche  Hilfe  damit  geleistet  worden,  während 
die  Landarmenbehörden  des  Schwarzwald-  und  des  Jagstkreises 
zwar  minimale  Beträge  für  diese  verpflichtete  Leistung  in  ihre 
Etats  eingestellt ,  thatsächlich  aber  nichts  davon  ausgegeben  ha- 
ben. Im  Donaukreis  ist  nicht  einmal  ein  Betrag  dafür  im  Etat 
vorgesehen  ! 

An  dieser  Fürsorge  beteiligt  sich  also  nur  der  Neckarkreis, 
und  wohl  der  Ortsarmenbehörde,  die  ihm  angehört!  Während 
sich  z.  B.  arme  Gemeinden  im  Backnanger  Bezirk  seiner  Beihilfe 
erfreuen  dürfen,  müssen  benachbarte  ebenso  arme  Gemeinden  des 
Gaildorfer  Bezirks  leer  ausgehen  und  zwar  nur  deshalb  ,  weil  sie 
das  —  Missgeschick  haben,  im  Jagstkreis  zu  liegen  ! 
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Die  Landarmenbehürden  des  Schwarzwald-,  Jagst-  und  IDonau- 
Kreises  werden  aber  gewiss  nicht  glauben ,  dass  es  in  ihren 
Kreisen  keine  überbürdeten  Gemeinden  gebe.  Sollte  etwa  die 
Unterlassung  der  Beihilfe  darin  ihren  Grund  haben,  dass  bei  dem 
Eintreten  in  eine  solche  Fürsorge  eine  zu  grosse  Anschwellung 
der  Gesuche  befürchtet  und  dass  es  somit  für  einfacher  erachtet 
wird,  »um  der  Konsequenzen  willen«  gar  keinen  Anfang  damit 
zu  machen?  Die  Vollversammlung  hat  sich  anscheinend  zu  Kon- 
zessionen nach  dieser  Richtung  bisher  nicht  geneigt  gezeigt,  denn 
die  Kreisumlage  soll  in  gewissen  Grenzen  bleiben,  die  Regierung 
hat  keine  Einsprache  erhoben,  und  die  armen  Gemeinden,  die 
die  Stimmung  kennen  und  deshalb  mit  Gesuchen  zurückhielten, 
werden,  wenn  sie  keine  Beihilfe  bekommen,  sich  nach  der  Decke 
zu  strecken  und  ihre  Armenunterstützungen  nach  den  vorhandenen 
Mitteln  zu  bemessen  wissen.  Andere  Gründe  für  die  Nichtbeach- 
tung der  gesetzlichen  Bestimmung  des  Art.  25  lassen  sich  kaum 
vermuten.  Und  doch  —  welches  Beispiel  erhalten  damit  die 
Ortsarmenverbände !  Das  Vorbild  des  Grossen  macht  sich  der 
Kleine  gerne  zu  Nutzen  und  niemand  darf  sich  wundern,  wenn 
die  Gemeinden  bei  ihrer  eigenen  Armenfürsorge  auch  »um  der 
Konsequenzen  willen«  Zurückhaltung  üben.  Da  die  Staatskasse 
den  Kreislandarmenbehörden  je  nach  der  Höhe  ihres  Aufwandes 
einen  Zuschuss  reicht,  der  viel  bedeutender  ist,  als  die  Beihilfe 
an  überbürdete  Ortsarmenverbände  je  betragen  würde,  so  wäre 
es  der  Regierung  ein  Leichtes,  die  Ausführung  des  Art.  25  bei 
den  Landarmenverbänden  auch  dadurch  zu  erzwingen,  dass  sie 
die  Bewilligung  des  Staatsbeitrags  von  der  Erfüllung  dieser 
gesetzlichen  Pflicht  abhängig  machte.  Von  der  Erwägung  der 
Königl.  Staatsregierung  wird  gewiss  eine  Abhilfe  nach  dieser 
Richtung  zu  erhoffen  sein. 

Der  Landarmenverband  des  Neckarkreises  erfüllt  aber  nicht 
bloss  seine  gesetzlichen  Verpflichtungen,  sondern  er  hat  auch  im 
vollen  Umfang  die  gesetzlich  gestattete,  also  freiwillige  Fürsorge 
lt.  Artikel  21  aufgenommen,  indem  er  den  ganzen  Aufwand 
für  ortsarme  Geisteskranke,  sowie  für  Blinde  und  Taubstumme 
übernahm  und  dafür  folgende  Etatssätze  einstellte  : 

1900/ I  1901/2 

M.  M. 

für  ortsarme  Geisteskranke      144,000  144,000 

Taubstumme  und  Blinde     28,500  29,000, 
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und  ausserdem  vom  i.  April  1902    ab    auch    für  Geistesschwache 
und  Epileptiker  in  vollem   Umfang  Fürsorge  übt. 

Dagegen  hat  von  den  3  anderen  Landarmenbehörden  der 
Schwarzwaldkreis  zur  Uebernahme  solch  freiwilliger  Leistungen 
sich  noch  in  keiner  Richtung  herbeigelassen,  und  die  anderen  2 
Kreise  haben  einzig  die  Fürsorge  für  ortsarme  Geisteskranke  und 
zwar  nur  zur  Hälfte  übernommen  und  dafür  in  ihre  Etats  ein- 
gestellt : 

1900/ 1  1901/2 

M.  M. 

Jagstkreis  38,000  38,000 

Donaukreis      43,500  43,500. 

Soweit  die  drei  letztgenannten  Landarmenverbände  ihre  Für- 
sorge zu  Gunsten  der  ortsarmen  Geisteskranken,  Geistesschwachen, 
Epileptiker,  Taubstummen  und  Blinden  beschränken  bezw.  unter- 
lassen, bleiben  diese  Kategorien  Hilfsbedürftiger  der  Pflege  oder 
Nichtpflege  ihrer  Ortsarmenverbände  anheimgegeben.  Wer  aber 
weiss,  wie  Geistesschwache  und  Epilc^ptiker  in  armen  Landge- 
meinden vernachlässigt  werden,  und  wie  wenig  für  Taubstumme 
und  Blinde  gesorgt  wird,  der  wird  aufrichtig  bedauern,  dass  die 
einsichtsvolle  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  zur  Ausführung 
gelangt,  und  dass  die  3  genannten  Landarmenverbände  bisher 
Abstand  nahmen,  von  dieser  ihnen  zustehenden  Befugnis  Gebrauch 
zu  machen.  Die  Kgl.  Staatsregierung  könnte  auch  für  das  Ein- 
treten solcher  Leistungen  ihren  Einfluss  geltend  machen,  zumal 
wenn  neben  den  gemäss  Art,  10  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  2.  Juli 
1889  zu  verwilligenden  Beiträgen  weitere  Mittel  flüssig  gemacht 
würden ,  welche  gestatten  ,  den  Staatszuschuss  nicht  bloss  zu 
bemessen  nach  dem  Aufwand  der  Leistungen,  zu  denen  die  Land- 
armenverbände gesetzlich  verpflichtet,  sondern  auch  derjenigen, 
zu  denen  sie  gesetzlich  befugt  sind.  Die  beste  und  allein 
erstrebenswerte  Lösung  liesse  sich  freilich  nur  darin  erblicken^ 
dass  diese  bis  jetzt  fakultativen  Aufgaben  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung in  den  Pflichtkreis  der  Landarmenverbände  gerückt  wür- 
den, womit  für  diese  gleichzeitig  auch  dafür  der  Beitrag  aus  der 
Staatskasse  erreicht  wäre. 

Solange  aber  Württemberg  in  4  Landarmenverbände  geteilt 
ist,  die  nicht  in  gleicher  Weise  die  Steuerkraft  ihres  Kreises  in 
Anspruch  nehmen  wollen,  und  denen  deshalb  ungleich  bemessene 
Mittel  zur  Verfügung  stehen,   wird   die   bedauerliche  Verschieden- 
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heit  in  den  Leistungen  nicht  aufboren,  denn  die  Auslagen  für 
eine  gleichartige  Fürsorge  in  der  vom  Landarmenverband  des 
Neckarkreises  erfreulicherweise  freiwillig  durchgeführten  Ausdehn- 
ung werden  den  anderen  3  Kreisen  nicht  so  leicht  möglich  sein.  Es 
würde  also,  wenn  eine  Ausgleichung  als  unthunlich  sich  erwiese, 
bei  der  bisherigen  verschiedenartigen  Behandlungsweise  wohl  ver- 
bleiben und  die  leidigen  »Sparsamkeitsrücksichten«  würden  auch 
fernerhin  mancher  guten  Absicht  im  Wege  stehen.  Der  Neckar- 
kreis hat  es  freilich  leicht,  splendid  zu  sein,  denn  zu  ihm  gehören 
die  steuerkräftigen  Städte  Stuttgart,  Heilbronn,  Ludwigsburg,  Cann- 
statt  und  Esslingen. 

Eine  Zusammenlegung  der  4  Landarmenverbände,  von  der 
allein  eine  Uebereinstimmung  und  Gleichmässigkeit  in  der  Armen- 
fürsorge zu  erwarten  ist,  war  schon  früher  Gegenstand  der  Ver- 
handlungen in  der  Kammer  der  Abgeordneten  gewesen.  In  der 
Sitzung  vom  6.  Dezember  1888  sprach  sich  der  dam.alige  Herr 
Staatsminister  des  Innern  dahin  aus,  dass  ein  einziger  Landarmen- 
verband für  das  ganze  Land  gegenüber  den  64  Landarmenver- 
bänden den  Uebergang  von  einem  Extrem  zum  andern  darstellen 
würde.  Wenn  man  das  ganze  Land  zu  Einem  Landarmenverband 
machte,  so  würde  sich  allerdings  die  Ausgleichung  der  Kosten 
in  der  denkbar  richtigsten  Weise  vollziehen,  aber  die  ganze  Ver- 
waltung müsste  eine  rein  bureaukratische  sein,  von  Selbstverwaltung 
wäre  keine  Rede.  Es  gebe  aber  noch  eine  Mitte,  die  darin  be- 
stehe, dass  man  die  4  Kreise,  jeden  für  sich,  zu  einem  Land- 
armenverband gestalte.  Es  bleibe  auch  später  noch  orten,  wenn 
der  Kreis  zunächst  instituiert  sei,  dass  dann,  wenn  einmal  die 
Lage  des  Staates  es  gestatte,  man  dazu  schreiten  könne,  das 
ganze  Land  zum  Landarmenverband  zu  machen,  während  umge- 
kehrt der  Schritt  nicht  rückv/ärts  gethan  werden  könne. 

Von  unüberwindlichen  Bedenken  war  also  schon  im  Jahr  1888 
keine  Rede.  Die  hauptsächlichste  Veranlassung  zur  Bildung  von 
4  Kreislandarmenverbänden  lag  darin,  dass  man  nicht  von  einem 
Extrem  zum  andern  schreiten ,  sondern  zunächst  abwarten  und 
die  Zusammenlegung  der  4  Verbände  in  einen  das  ganze  Land 
umfassenden  Verband  für  später  sich  vorbehalten  wollte.  Die  ein- 
zige Befürchtung  des  Herrn  Staatsministers  war,  dass  die  Verwal- 
tung zu  einer  bureaukratischen,  die  Selbstverwaltung  ausschliessen- 
den  sich  gestalten  werde.  Aber  dieser  Einwand  kann  bei  der 
jetzt  bestehenden  Organisation  als  überwunden  gelten,   denn  eine 
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Zusammenlegung  der  4  Kreislandarmenverbände  in  einen  einzigen 
Verband  mit  einer  Hauptkasse,  aus  der  die  Kreislandarmenkassen 
L^espeist  werden,  würde  keineswegs  eine  Aenderung  in  verwaltungs- 
technischer Richtung  bedingen.  Es  wäre  vielleicht  nicht  einmal 
zu  wünschen,  dass  anstatt  der  4  Verwaltungsbehörden  nur  eine 
einzige  die  Arbeit  für  das  ganze  Land  leistete.  Die  4  Verbände 
könnten  wie  jetzt  kreisweise,  also  dezentralisiert,  ihre  Aufgabe 
erfüllen  ,  aber  so ,  dass  nicht  nur  eine  Gleichmässigkeit  in  den 
gesetzlichen  und  in  den  freiwilligen  Leistungen  einträte  ,  sondern 
auch ,  dass  die  4  Spezialetats  in  einem  Hauptetat  ihre  Ausglei- 
chung fänden,  dessen  Fehlbetrag  gemäss  Art.  9  des  Gesetzes  vom 
2.  Juli  1889  auf  sämtliche  Oberamtsbezirke  auszuteilen  und  in  der 
bisher  üblichen  Weise  zur  Umlage  zu  bringen  oder  aus  allgemeinen 
Staatsmitteln  zu  decken  wäre.  Im  letzteren  Fall  würde  der  Staat 
die  Funktionen  des  Landarmenverbandes  unmittelbar  übernehmen, 
wofür  in  Deutschland  verschiedene  Vorgänge  bestehen.  Wenn 
mit  der  Vorstandschaft  des  Gesamt-Landarmenverbandes  etwa  der 
Vorsitzende  der  Landarmenbehörde  des  Neckarkreises  im  Neben- 
amt beauftragt  würde,  so  könnte  durch  eine  solche  Personalunion 
und  durch  den  regelmässigen  Zusammentritt  der  Vorsitzenden 
dieser  4  Kreisbehörden  die  wünschenswerte  gleichartige  Geschäfts- 
behandlung ohne  weiteres  und  ohne  irgendwelche  bureaukratische 
oder  die  Selbstverwaltung  gefährdende  Beengung  zur  Ausführung 
gelangen.  Aber  ebenso  gut  könnte  auch  ein  von  den  4  Land- 
armenbehörden gewählter  Ausschuss  die  Leitung  des  Gesamt- 
Landarmenverbandes  übernehmen.  Die  4  Selbstverwaltungskörper 
könnten  mit  ihren  getrennten  Betrieben  unter  einheitlicher  Ober- 
leitung bestehen  bleiben  ;  ihre  Interessen  und  Ziele,  ihre  Aufgaben 
und  Leistungen  wären  aber  nicht  mehr  verschieden ,  und  arme 
Gemeinden  im  Schwarzwald- ,  Jagst-  oder  Donaukreis  müssten 
sich  nicht  mehr  vor  gleichartigen  im  Neckarkreis  zurückgesetzt 
und  benachteiligt  fühlen.  Wollte  man  aber  anstatt  der  bisherigen 
4  Verwaltungskörper  nur  einen  einzigen  schaffen  ,  so  liesse  sich 
die  Arbeitsteilung  auch  derart  erreichen,  dass  Sektionen  gebildet 
würden,  die  einerseits  für  die  rechtliche,  andererseits  für  die  ver- 
schiedenen Aufgaben  der  pflegerischen  Seite  die  Arbeit  auf  sich 
nähmen.  Die  Einheitlichkeit  wäre  damit  am  besten  gesichert ; 
aber  vielleicht  lassen  Erwägungen  anderer  Art  den  ersten  Weg 
zunächst  als  geeigneter  erscheinen.  Die  4  Pflegeanstalten  der 
Landarmenverbände   könnten    entweder  wie  bisher    weitergeführt 
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oder  je  nach  Bedürfnis  zur  Aufnahme  spezieller  Kategorien  Hilfs- 
bedürftiger verwendet  werden.  So  z.  B.  besteht  für  Epileptiker 
schon  lange  das  Bedürfnis  zur  Errichtung  einer  gesonderten  An- 
stalt, das  ein  Gesanit-Landarmenverband  sofort  zu  befriedigen 
vermöchte. 

Die  Möglichkeit  einer  vollständigen  Ausgleichung  der  Lasten 
und  einer  Gleichförmigkeit  der  Geschäftsbehandlung,  bei  welcher 
Streitfälle  zwischen  den  Landarmenverbänden  ausgeschlossen 
blieben,  ist  schon  bei  früheren  Kammerverhandlungen  zugegeben 
worden ,  und  auch  die  Ausgleichung  der  Kosten  würde  sich  bei 
einer  solchen  Vereinigung,  wie  der  damalige  Herr  Staatsminister 
des  Innern  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  am  6.  Dezember 
1888  sagte,  jedenfalls  »in  der  denkbar  richtigsten  Weise  vollziehen«. 
Der  Schritt  beim  Uebergang  von  Oberamts-Landarmenverbänden 
zu  Kreis-Landarmenverbänden  war  jedenfalls  viel  grösser,  als  er 
es  jetzt  bei  einer  Gesamt- Vereinigung  sein  würde,  bei  der  es  sich 
nur  um  eine  Ausgleichung   handelte. 

Allerdings  ist  zuzugeben  ,  dass  durch  eine  Vereiniginig  der 
4  Kreis-Landarmenverbände  in  einen  Gesamtverband  der  Geldauf- 
wand steigen  würde ,  aber  doch  nur  deshalb ,  weil  ausser  dem 
Landarmenverband  des  Neckarkreises  die  anderen  3  Landarmen- 
verbände bisher  zu  wenig  geleistet  und  selbst  ihre  gesetzliche 
Verpflichtung  nicht  vollständig  erfüllt  haben.  Auf  solche  Weise 
allein  war  es  möglich,  den  Aufwand  niedrig  zu  halten ;  aber  doch 
liegen  derartige  »Ersparnisse«  weder  im  Sinn  der  Gesetzgebung 
noch  in  dem  des  menschlichen  Empfindens.  Jede  erhöhte  Lei- 
stung der  Landarmenverbände  kommt  den  Ortsarmenverbänden 
bezw.  deren  Hilfsbedürftigen,  also  einer  Verbesserung  der  öffent- 
lichen Armenpflege  zu  gut,  und  durch  den  Staatszuschuss  ver- 
ringern sich  die  Gemeindelasten.  Gerechtigkeit  und  Billigkeit 
sprechen  also  für  eine  solche  Zusammenlegung. 

IV.   Die  Verbesserung  der  öffentlichen  Armenpflege   in    den 
Gemeinden. 

Der  Verfasser  würde  Vorschläge  zur  Aenderung  der  von  ihm 
geschilderten  Verhältnisse  lieber  einer  berufeneren  Feder  überlassen, 
aber  im  Hinblick  darauf,  dass  bei  einer  Kritik  billigerweise  auch 
eine  Andeutung  über  die  Art  und  Weise  der  gewünschten  Ver- 
besserung erwartet  werden  kann,  glaubt  er,  einer  solchen  Pflicht 
sich  nicht  entziehen  zu   dürfen. 


Zur  Fortbildung  der  öffentlichen   Armenpflege.  ^31 

Der  Wunsch  für  die  Zusammenlegung  der  4  Kreislandarmen- 
verbände  in  einen  das  ganze  Land  umfassenden  Armenverband 
ist  schon  vorstehend  ausgesprochen  und  begründet  worden.  Für 
die  Versorgung  der  Landarmen  allein  würde  auch  das  schon 
Bestehende  genügen ;  aber  wenn  die  Ortsarmenverbände  in  ihrer 
öffentlichen  Armenpflege  vom  Landarmenverband  so  unterstützt 
werden  sollen,  wie  es  das  Ausführungsgesetz  vom  17.  April  1873 
zum  Unterstützungswohnsitzgesetz  gewiss  nicht  ohne  guten  Grund 
vorschreibt  (Artikel  25)  und  zulässt  (Art.  21),  so  sollte  auf  eine 
Gleichmässigkeit  in  der  Behandlung,  wie  sie  nur  durch  die  Ver- 
schmelzung der  4  Kreislandarmenverbände  in  einen  Landarmen- 
verband möglich  ist,   nicht  verzichtet  werden. 

Der  Verfasser  könnte  in  der  Erfüllung  dieses  Wunsches,  den 
er  gewiss  nicht  allein  hegt,  zwar  eine  erhebliche  Besserung,  aber 
doch  noch  keine  Ausgestaltung  der  örtlichen  Armenpflege  er- 
blicken, die  dafür  Gewähr  leistet,  dass  der  Artikel  I  des  genann- 
ten württemb.  Ausführungsgesetzes  in  allen  Gemeinden  ausgeführt 
würde  und  ausgeführt  werden  könnte.  Dazu  wäre  eine  noch 
weitergehende  Ausgleichung  der  Armenlasten  erforderlich,  die  eine 
gleichmässige  Ausübung  der  öffentlichen  Armenpflege  in  allen 
Gemeinden  des  Landes  dadurch  ermöglicht,  dass  ein  erheblicher 
Prozentsatz  der  örtlichen  Armenlasten,  d.  h.  des  reinen  Armen- 
aufwandes nach  Abzug  des  Ertrages  des  Armenvermögens,  von 
dem  zu  erhoffenden  Gesamt-Landarmenverband  oder  direkt  aus 
der  Staatskasse,  also  jedenfalls  von  den  breitesten  Schultern  zur 
Ausgleichung  gelangt. 

Damit  die  nachstehenden  Ausführungen  nicht  einem  Missver- 
ständnis begegnen,  sei  zum  voraus  betont,  dass  die  bisherige 
Dezentralisation  der  Gemeinde- Armenpflege  und  die  Selbstverwal- 
tung der  Ortsarmenverbände  in  keiner  W^eise  berührt  werden 
sollen.  Die  Gemeindeverwaltungen  bezw.  Ortsarmenbehörden 
müssen  selbstverständlich  immer  die  Organe  bleiben,  welche  die 
Fürsorge  für  ihre  Ortsarmen  auszuüben  haben.  Die  Untersuchung 
jedes  einzelnen  Falles  und  die  Bemessung  der  Unterstützung  auf 
Grund  näher  festzusetzender  allgemein  giltiger  Normen  müsste 
ihnen  schon  deshalb  überlassen  bleiben,  weil  die  Armenpflege 
umso  sachgemässer  geübt  werden  kann,  je  näher  der  Pflegende 
dem  zu  Verpflegenden  steht,  je  besser  das  Bedürfnis  erkannt, 
und  je  mehr  die  b'ürsorge  individualisiert  wird.  Der  Gesamt- 
Landarmenverband   bezw.   der  Staat  soll  also  keineswegs  die  ört- 
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liehe  Armenpflege  übernehmen,  er  soll  sich  nur  mit  einem  ent- 
sprechenden Zuschuss  zu  den  Kosten  beteiligen,  der  alle  Gemein- 
den in  den  Stand  setzt  ,  den  gesetzlichen  Anforderungen  zu 
entsprechen.  Dem  Staat  kann  es  nicht  genügen,  ein  gutes  Gesetz 
erlassen  zu  haben  ,  das  nicht  zur  vollen  iVusführung  gelangt. 
Wenn  die  Erfahrung  lehrt,  dass  finanzielle  Hindernisse  entgegen- 
stehen, so  wird  er  nicht  umhin  können,  ohne  prinzipielle  Vorein- 
genommenheit und  ohne  fiskalische  Bedenken  diejenigen  Ver- 
fügungen zu  treffen,  ohne  welche  die  Beseitigung  einer  Ungerech- 
tigkeit in  der  Verteilung  der  Armenlast  und  demgemäss  eine 
allerseits  befriedigende  Entfaltung  der  öffentlichen  Armenpflege 
in  den  Gemeinden  nicht  denkbar  ist.  Auf  eine  dementsprechende 
finanzielle  Mitwirkung  und  die  dadurch  bedingte  Oberaufsicht  des 
Staates  mag  der  Satz  in  Sdümberg's  »Handbuch  der  politischen 
Oekonomie«  (i.  Auflage  II.  Bd.  S.  572)  Anwendung  finden:  >Der 
Staat  ist  eben  nicht  nur  eine  Rechtsgemeinschaft,  sondern  er  ist 
eine  Lebensgemeinschaft  des  Volkes  ,  und  seine  Aufgabe  ist  es, 
die  organisierte  Gesamtkraft  des  Volkes  überall  da  zu  verwerten, 
wo  die  nationalen  Zwecke  des  Volkslebens  nicht  durch  die  freie 
Thätigkeit  des  Einzelnen  und  der  Gesellschaft  erreicht  werden 
können«.  Eine  Besserung  in  der  Fürsorge  für  die  Ortsarmen 
wird  nur  dann  eintreten  und  erst  dann  eintreten  können  ,  wenn 
das  Prinzip,  nach  welchem  die  einzelne  Gemeinde  für  ihre  Armen- 
last aus  eigenen  Mitteln  allein  aufzukommen  hat,  verlassen  und 
wenn  dafür  gesorgt  wird,  dass  eine  gerechte  Ausgleichung  durch 
Inanspruchnahme  des  grössten  Verbandes  (Gesamt-Landarmen- 
verband)  stattfindet.  Die  öffentliche  Armenpflege  ist  im  Grund 
doch  eine  Pflicht  der  Gesamtheit  des  Staates ,  der  sie  durch  die 
Gesetzgebung  regelt,  ihre  richtige  Ausführung  verbürgt  und  diese 
nötigenfalls  durch  seine  Beihilfe  ermöglicht.  Thatsächlich  ist  sie 
ja  durch  den  bisher  nicht  genügend  ausgeführten  und  auch  bei 
einer  noch  so  liberalen  Auslegung  nicht  ausreichenden  Artikel 
25  des  Gesetzes  vom  17.  April  1873  in  beschränkter  Weise  schon 
vorgesehen;  aber  eine  völlig  gerechte  Ausgleichung  würde  sich 
tloch  erst  dann  ergeben ,  wenn  diese  Beihilfe  nicht  bloss  einer 
bestimmten  Kategorie  von  Gemeinden  zu  gut  käme,  sondern  wenn 
sie  sich  auf  die  gesamte  Armenlast  aller  Gemeinden  erstreckte. 
Die  Beihilfe  im  Falle  der  Ueberbürdung  würde  alles  ziemlich  beim 
Alten  lassen,  weil  viele  ländliche  Ortsarmenbehörden  ihre  Ent- 
scheidungen einfach  derart  treffen,   dass   durch  das  Fernhalten   der 
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Hilfsbedürftigen  eine  drückende  Armenlast  überhaupt  vermieden 
bleibt.  Soll  darin  eine  Aenderung  eintreten,  soll  die  Armenpflege 
in  Stadt  und  Land  nach  dem  Gesetz  und  nach  gleichartigen,  der 
Billigkeit  und  den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechenden  Normen 
geübt  werden,  sollen  gewisse  Härten,  die  das  Unterstützungswohn- 
sitzgesetz im  Gefolge  hat,  gemildert,  sollen  Missstände,  wie  die 
hässlichen  Abschiebungen  und  so  manch  andere  gesetzwidrige 
Manipulationen  beseitigt  und  die  Armenlasten  gleichmässig  ver- 
teilt werden  ,  so  wird  das  nur  zu  erreichen  sein ,  wenn  die  Orts- 
armenbehörden bloss  für  einen  kleineren  Teil  ihres  reinen  Armen- 
aufwands, sagen  wir  für  ein  Viertel,  aufzukommen  haben,  während 
ein  Viertel  der  Amtskorporation  zur  Deckung  auferlegt  und  der 
Rest,  d.  h.  die  Hälfte,  vom  Gesamt-Landarmenverband  bezw.  aus 
der  Staatskasse  insolange  und  soweit  ersetzt  wird,  als  nicht  neue 
Einnahmequellen  für  die  Ausübung  der  öffentlichen  Armenpflege 
auf  anderem  Wege ,  als  dem  der  allgemeinen  Steuerumlage  er- 
schlossen werden.  Erst  dann,  wenn  von  den  Ortsarmenverbänden 
unmittelbar  nur  ein  Viertel  der  örtlichen  Armenlast  aufzubrin- 
gen wäre,  könnte  eine  rationelle  Armenpflege  von  ihnen  billiger- 
weise erwartet  und  nötigenfalls  auch  erzwungen  werden. 

Man  wird  dagegen  vor  allem  den  Einwand  hören ,  dass  ein 
so  bedeutendes  Eintreten  des  Staates  —  sei  es  direkt  aus  der 
Staatskasse  oder  seitens  des  gleichfalls  mit  Staatsmitteln  unter- 
stützten Landarmenverbandes  —  darmn  gefährlich  erscheine,  weil 
der  Aufwand  unverhältnismässig  wachsen  werde.  Wachsen  wird 
und  soll  er  allerdings,  denn  gerade  das  Fehlen  der  erforderlichen 
Geldmittel  hat  die  jetzigen  Missstände  gezeitigt.  Dagegen  aber, 
dass  er  nicht  ins  Uferlose  sich  ausdehnt,  hat  zum  Teil  die  soziale 
Gesetzgebung  vorgebeugt,  und  im  Uebrigen  werden  zur  Verhütung 
von  Missbrauch  die  erforderlichen  Massnahmen  sich  unschwer 
treffen  lassen.  Die  erste  Kontrolle  darüber,  dass  von  einem  Orts- 
armenverband nicht  zu  viel  geschehe ,  würde  sicherlich  in  ein- 
gehender Weise  von  der  Amtskörperschaft  geübt,  sofern  dieser 
die  Deckung  einer  Rate  von  25^/0  obläge,  und  die  weitere  Beauf- 
sichtigung des  Staates,  die  ihm  bei  einer  Anteilnahme  mit  50^/0 
selbstverständlich  zuzuerkennen  wäre ,  Hesse  sich  gewiss  ohne 
irgendwelche  Bevormundung  oder  Beeinträchtigung  des  Gemeinde- 
Selbstverwaltungsrechts  durchführen. 

Es  würde  sich  aber  nicht  bloss  um  eine  Aufsicht  über  die 
richtige   Verwendung    der  Armengelder,    sondern    auch    über  die 
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sachgemässe  Ausübung  der  öffentlichen  Armenpflege  handeln, 
denn  das  Vorhandensein  der  Mittel  allein  würde  nach  mancherlei 
Erfahrungen  nicht  überall  den  wünschenswerten  Umschwung  her- 
beiführen, sonst  gäbe  es  nicht  Gemeinden,  die  keinen  Ortsschaden 
umlegen,  vielmehr  Bürgernutzen  verteilen,  ihre  Armen  aber  doch 
in  auffallend  karger  Weise  versorgen.  Selbst  bei  einer  Entlastung 
bis  auf  ein  Viertel  der  örtlichen  Armenlast  wird  man  in  vielen 
Landgemeinden  noch  auf  eine  sparsame  Zurückhaltung  in  der 
Unterstützungspflicht  stossen,  und  die  Furcht,  dass  die  Ortsarmen- 
verbände durchweg  vom  Extrem  des  zu  Wenig  in  das  des  zu 
Viel  gelangen  werden,  wird  denjenigen  kaum  befallen,  der  einen 
näheren  Blick  in  die  ländlichen  Verhältnisse  hat.  Auch  städtische 
Ortsarmenbehörden  werden  schon  im  eigenen  Interesse  in  der 
Verwilligung  von  Armenunterstützung  nicht  liberaler  als  bisher 
sein,  weil  sie  sonst  den  Zuzug  vom  Lande  künstlich  fördern  wür- 
den ,  auf  den  jetzt  schon  die  in  der  Stadt  höher  bemessene  Ar- 
menunterstützung von  einigem  Einfluss  sein  dürfte.  Des  weiteren 
ist  ausdrücklich  zu  betonen,  dass  über  die  Erfüllung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  in  Darreichung  des  Notwendigsten  bei  der 
öffentlichen  Armenpflege  nie  und  nirgends  hinausgegangen  werden 
darf  einerseits,  weil  ihr  Aufwand  aus  Steuermitteln,  d.  h.  durch 
Erhebung  von  Zwangsbeiträgen,  gedeckt  wird ,  und  andererseits, 
w^eil  die  freie  Liebesthätigkeit  nicht  gehemmt  werden  darf  und  es 
ihr  überlassen  bleiben  soll,  für  das  den  unentbehrlichen  Lebens- 
unterhalt Ueb erschreitende  einzutreten. 

Die  staatliche  Beaufsichtigung  nach  beiden  angegebenen 
Richtungen  Hesse  sich  etwa  dadurch  erreichen,  dass  bei  den  Be- 
ratungen der  Ortsarmenbehörden  ein  Mitglied  der  vorgesetzten 
Behörde  anwesend  wäre.  In  Stuttgart  und  den  Oberamtsstädten 
dürfte  dies  unschwer  durchzuführen  sein,  während  auf  dem  Lande 
eine  sofortige  Armenunterstützung  nur  zu  gestatten  wäre  bei 
dringenden  Fällen  vorbehaltlich  der  späteren  Genehmigung.  Die 
Sitzungen  der  Ortsarmenbehörden  in  den  Landgemeinden  könn- 
ten dann  in  Vereinbarung  mit  dem  Oberamt  quartaliter  abgehal- 
ten oder  einzelne  Fälle  durch  die  Einsendung  der  Akten  erledigt 
werden.  Die  Anwesenheit  eines  Vertreters  des  Oberamts  bei 
den  Sitzungen  der  ländlichen  Ortsarmenbehörden,  allerwenigstens 
einmal  im  Jahre,  erschiene  schon  deshalb  wünschenswert,  weil 
ihm  dadurch  die  Gelegenheit  sich  böte,  die  Gemeinden  zu  einer 
dem  Recht  und  der  Billigkeit    entsprechenden  Armenpflege    und 
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zur  Einbürgerung  einheitlicher  Grundsätze  zu  erziehen  und  auf 
geeignete  Einrichtungen  zur  Gemeinde  -  Selbsthilfe  hinzuweisen. 
Das  Oberamt  würde  durch  solche  öftere  persönliche  Anteilnahme 
seines  Vertreters  einen  viel  tieferen  Einblick  als  durch  die  erst 
nach  3  Jahren  wiederkehrende  Gemeindevisitation  bekommen  und 
würde  die  Erfahrungen  vom  ganzen  Bezirk  in  rückständigen 
Gemeinden  verwerten  und  diese  zu  denjenigen  Einrichtungen  be- 
stimmen können,  die  sich  anderwärts  als  zweckmässig  und  nütz- 
lich erwiesen  haben.  Für  die  kleineren  Gemeinden  wäre  eine 
solche  Belehrung,  die  sich  nicht  bloss  auf  die  engsten  Grenzen 
der  Armenpflege  erstreckte,  bei  den  mit  der  Zeit  sich  mehren- 
den Erfahrungen  gewiss  von  erfolgreicher  Wirkung ,  denn  sie 
haben  nach  der  erziehlichen  Seite  der  Armenpflege  noch  viel 
zu  lernen.  Auch  in  Zeiten  der  Not  und  der  Krisis  würden  solche 
schon  bestehende  Einrichtungen  eines  hohen  Wertes  nicht  ent- 
behren. 

Sollte  sich  aber  die  Beaufsichtigung  der  örtlichen  Armen- 
verwilligungen  durch  das  Oberamt  als  unthunlich  erweisen,  so  liesse 
sich  der  angestrebte  Zweck  ebenso  gut  oder  noch  besser  durch 
besondere,  dafür  aufgestellte  Beamte  (staatliche  Armeninspektoren) 
erreichen,  von  denen  jeder  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ober- 
ämtern, vielleicht  sogar  für  einen  ganzen  Kreis  die  Arbeit  besor- 
gen und  nebenbei  auch  dem  Landarmenverband  dienstbar  sein 
könnte.  Solche  Beamte  ad  hoc,  mit  nicht  verfügender,  sondern 
nur  mit  inspizierender  und  begutachtender  Befugnis,  würden  mit 
der  Zeit  den  genauesten  Einbhck  in  die  öffentliche  Armenpflege 
bekommen,  der  sie,  zumal  wenn  ein  regelmässiger  Austausch  der 
gegenseitigen  Erfahrungen  stattfände,  zur  Entfaltung  einer  segens- 
reichen Einwirkung  auf  dem  Gebiet  des  gesamten  Armenwesens 
in  den  Stand  setzte.  Die  periodischen  Berichte  dieser  Armen- 
inspektoren würden  auch  der  vorgesetzten  Behörde  die  exakteste 
Beurteilung  der  thatsächlichen  Verhältnisse  ermöglichen.  Die 
Einfügung  von  Armen-Inspektoren  in  den  Behördenorganismus 
der  öffentlichen  Armenpflege  wäre  nicht  ohne  Vorgang.  Auf 
dem  sozialpolitisch  so  nahe  verwandten  Gebiete  der  Handhabung 
des  Arbeiterschutzes  besteht  bereits  in  anerkannt  segensreicher 
und  praktisch  bewährter  Wirksamkeit  der  Fabrik-Inspektor  als 
ausserordentliches  Organ  der  Beaufsichtigung ,  Berichterstattung, 
Anregung  und  Begutachtung,  ohne  Beeinträchtigung  der  Ver- 
fügungsrechte  der  ordentlichen   Verwaltungsbehörden. 
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Auch  eine  andere  Art  der  Organisation,  ohne  Inanspruch- 
nahme des  Oberamts  oder  staatHcher  Armeninspektoren ,  wäre 
etwa  so  denkbar ,  dass  gemäss  §  28  des  U.W. Ges.  die  erste 
Beschkissfassung  und  die  ersten  Unterstützungsmassregeln  Aufgabe 
der  Ortsarmenbehörde  bleiben ,  während  Fälle ,  die  über  einen 
gewissen  Betrag  sich  erheben,  oder  über  die  Dauer  eines  Monats 
sich  erstrecken,  der  Beschlussfassung  einer  Bezirks-Armenkom- 
mission  unterliegen.  Diese  hätte  zu  bestehen :  i)  aus  den  vom 
Staat  (der  Landarmenbehörde)  bezeichneten  Vertretern  (Ober- 
amtmann, Dekan  u.  s.  w.)  und  2)  aus  den  von  der  Amtsversamm- 
lung gewählten  Vertretern  der  Amtskorporation,  welche,  als  von 
den  Gemeindevertretungen  dorthin  entsendet,  zugleich  als  Ver- 
treter der  Ortsarmenbehörden  gelten  würden.  Die  Sitzungen  der 
Bezirks-Armenkommission  wären,  sofern  sie  nicht  zum  voraus  auf 
das  ganze  Jahr  festgesetzt  werden,  jeweils  im  Amtsblatt  rechtzei- 
tig bekanntzugeben.  Zur  Beratung  eines  Armenfalls  könnte  der 
betreffenden  Gemeinde ,  sofern  sie  nicht  ohnehin  in  der  Bezirks- 
Armenkommission  vertreten  ist,  die  Befugnis  eingeräumt  werden, 
zum  Zweck  der  Auskunftserteilung  ein  Mitglied  ihrer  Ortsarmen- 
behörde zu  entsenden.  Die  Bezirks-Armenkommission  könnte 
ein  oder  mehrere  ihrer  Mitglieder  zu  Armeninspektoren  mit  der 
Aufgabe  bestimmen,  in  persönliche  Fühlungnahme  mit  den  Orts- 
armenbehörden und,  soweit  nötig,  auch  mit  den  Armen  selbst 
zu  treten.  Die  Beschlüsse  der  Bezirks-Armenkommission  sollten 
dann,  vorbehaltlich  des  Rechts  der  Beschwerde  an  die  Kreis- 
regierung, sowohl  für  den  Staat  (Landarmenverband)  wie  auch 
für  die  Amtskorporation  und  den  Ortsarmenverband  bindend  sein. 

Durch  eine  solche  Anteilnahme  des  Staates  an  der  Arrnen- 
last  der  Gemeinden  würde  kein  neues  Prinzip  in  unser  öffentliches 
Recht  eingeführt  werden.  Der  Staat  beteiligt  sich  durch  seinen 
Zuschuss  an  die  Landarmenverbände  jetzt  schon  indirekt,  wenn 
auch  in  unerheblichem  Grade,  an  der  Fürsorge  für  Ortsarme,  er 
gewährt  wie  für  die  Armenanstaltspflege,  so  auch  in  Zeiten  gros- 
ser allgemeiner  Not  (Futternot,  Ueberschwemmung,  Hagelschlag 
u.  s.  w.)  seine  Beihilfe  den  Gemeinden,  wenn  die  Mittel  der  ört- 
lichen Armenpflege  nicht  ausreichen.  Die  öffentliche  Unter- 
stützung tritt  zudem  in  erster  Linie  nicht  ein  aus  Interesse  für 
das  betreffende  Individuum,  sondern  aus  Rücksichten  der  allge- 
meinen Wohlfahrt,  so  dass  es  sich  weniger  um  Mildthätigkeit,  als 
zunächst  um  die  Erfüllung  einer  als  notwendig  anerkannten  Pflicht 
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handelt.  Eine  finanzielle  Beteiligung  des  Staates  an  der  Armen- 
last  für  Ortsarme  dürfte  einem  schwerwiegenden  Bedenken  auch 
deshalb  kaum  unterliegen  ,  weil  alle  für  diese  Hilfeleistung  auch 
jetzt  schon  in  Betracht  kommenden  Kassen  lediglich  mit  Steuer- 
mitteln gespeist  werden  ,  allerdings  bisher  einzig  aus  Gemeinde- 
steuern. Aber  gerade  daher  rührt  die  Mangelhaftigkeit  der  öffent- 
lichen Armenpflege  in  den  kleineren  Gemeinden,  die  nur  durch 
eine  gleichmässige  Verteilung  der  Armenlasten  auf  das  ganze 
Landesgebiet,  auf  die  Gesamtheit  der  Steuerzahler,  beseitigt  wer- 
den kann.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  ein  Versagen  der 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen  ,  sondern  nur  um  eine  entspre- 
chende Abänderung  der  landesrechtlichen  Einrichtungen  ,  und 
wenn  dafür  in  anderen  deutschen  Staaten  noch  kein  Vorgang 
besteht,  so  kann  dies  für  die  Kgl.  württ.  Staatsregierung,  sofern 
sie  sich  von  der  Richtigkeit  der  Darlegungen  überzeugen  kann, 
keinen  ernstlichen  Abhaltungsgrund  bilden.  Die  Reichsgesetz- 
gebung hat  durch  ihre  sozialpolitischen  Gesetze  für  Krankheit, 
Unfall,  Invalidität  und  Alter  gesorgt,  während  die  Fürsorge  für 
andere  Kategorien  Hilfsbedürftiger  der  Landesgesetzgebung  an- 
heimgestellt ist.  Nachdem  nun  durch  das  württ.  Gesetz  vom 
17.  April  1873  in  Art.  I  der  Umfang  der  Unterstützung  für  Hilfs- 
bedürftige genau  bestimmt  ist,  wird  kaum  zu  befürchten  sein,  dass 
die  Gesetzgebung  versage,  vv^enn  es  sich  darum  handelt,  sie  zu 
Gunsten  der  öffentlichen  Armenpflege  dem  praktischen  Bedürfnis 
gemäss  derart  zu  gestalten,  dass  sie  bis  in  die  untersten  Schich- 
ten hinab  nachhaltig  und  erfolgreich  zu  wirken  imstande  ist.  Die 
Thatsache,  dass  in  grösseren  Städten  die  Armenpflege  in  richtiger 
Weise  geübt  wird,  ist  ein  sprechender  Beweis  dafür,  dass  nur  er- 
weiterte Verbände,  bei  denen  sich  der  Aufwand  auf  tragkräftige 
Schultern  verteilt,  ihrer  Unterstützungspflicht  nachzukommen  ver- 
mögen. Die  wesentlichen  Gründe,  welche  früher  für  die  Befreiung 
der  Teilgemeinden  von  der  alleinigen  Unterstützungslast  mass- 
gebend waren,  treffen  im  allgemeinen  ebenso  auf  unsere  kleinen 
Landgemeinden  zu.  Nur  durch  eine  Ausgleichung  der  Armen- 
lasten würden  die  erheblichen  Verschiedenheiten  bei  der  öffent- 
lichen Armenpflege  zu  beseitigen,  würde  eine  durchweg  einheit- 
liche und  gerechte  Armenfürsorge  zu  erreichen  sein.  Auf  den 
möglichen  Einwand,  dass  vom  Staat  mit  gleichem  Recht  wie  für 
die  Beteiligung  an  den  Armenlasten  auch  für  andere,  nicht  minder 
wichtige  Kommunalausgaben    eine  Erleichterung  verlangt  werden 
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könne,  wird  hier  nicht  näher  einzugehen  sein.  Und  wenn  etwa 
dem  Verfasser  entgegengehalten  werden  wollte,  dass  der  Antrag 
auf  eine  solche  Reform  im  Armenwesen  nicht  von  privater  Seite, 
sondern  naturgemäss  aus  der  Mitte  der  Gemeindeverwaltungen, 
die  daran  das  erste  Interesse  haben,  hervorgehen  sollte,  so  wäre 
zu  erwidern ,  dass  die  grösseren  Städte  ,  von  denen  eine  solche 
Anregung  hätte  ausgehen  können,  über  eigene  Hilfsquellen  zur 
Bestreitung  ihrer  Armenlast  verfügen,  während  die  kleineren 
Landgemeinden,  denen  eine  solche  Aenderung  in  erster  Linie  zu 
gut  käme,  sich  kaum  in  der  Lage  fühlen  werden,  einen  derartigen 
Antrag  zu  stellen.  Vielleicht  kommt  ihnen  auch  die  Mangelhaf- 
tigkeit ihrer  seitherigen  Armenpflege  erst  nach  Kenntnisnahme 
dieser  Darlegung  zum  klaren  Bevvusstsein. 


Der  Verfasser  ist  sich  dessen  bewusst,  dass  so  weitgehende  Vor- 
schläge, wenngleich  sie  auch  als  die  einzig  durchgreifende  Abhilfe 
für  die  vorhandenen  Missstände  erkannt  werden  mögen,  nicht 
kurzer  Hand  der  Ausführung  entgegenreifen. 

Wenn  nun  die  Kgl.  Staatsregierung  zu  einer  vorbildlichen 
und  bahnbrechenden  Initiative  durch  die  Gewährung  eines  Staats- 
zuschusses für  die  Verbesserung  der  öffentlichen  Armenpflege  in 
den  Gemeinden  die  Zeit  noch  nicht  als  gekommen  erachten  und 
ein  schrittweises  Vorgehen  für  richtiger  halten  sollte,  so  wird  von 
ihrer  Verfügung  vielleicht  doch  die,  einen  erheblichen  Fortschritt 
bedeutende  Zusammenlegung  der  4  Kreislandarmenbehörden  in 
einen  Gesamt-Landarmenverband  erwartet  werden  dürfen.  Aber 
selbst  wenn  auch  diese  Hoffnung  zunächst  unerfüllt  bleiben  müsste, 
darf  um  so  mehr  der  Wunsch  ausgesprochen  werden,  dass  die  4 
Landarmenbehörden  zur  Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  Verpflichtung 
nach  Art.  25  des  Ausführungsgesetzes  vom  17.  April  1873  betref- 
fend die  Beihilfe  an  Ortsarmenverbände  angehalten  werden ,  und 
dass  die  Regierung  Vorschriften  für  eine  thunlichst  weitherzige 
Durchführung  dieser  Bestimmung  erlassen  möge.  Auch  wenn 
unsere  4 Kreislandarmenbehörden  wie  bisher  getrennt  bleiben  müss- 
ten,  wäre  die  VVeiterentwickelung  ihrer  Thätigkeit  zur  vollständi- 
gen Uebernahme  der  im  Gesetz  vorgesehenen  freiwilligen  Lei- 
stungen (Fürsorge  für  Geistesschwache,  Epileptiker,  Taubstumme 
und  Blinde)  im  Interesse  einer  besseren  Armenpflege  wie  einer 
gerechteren  Verteilung    der  Armenlast    als    dringend    vvünschens- 
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wertes  Ziel  zu  erstreben,  das  sich  am  sichersten  erreichen  Hesse, 
wenn  jene  in  Württemberg  dem  freien  Ermessen  der  Landarmen- 
verbände überlassene  Fürsorge  (Art.  21  des  Gesetzes  vom  17.  April 
1873)  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  einer  verpflich- 
teten, ähnlich  wie  in  Preussen  (Ges.  vom  11.  Juli  1891J,  gemacht 
würde.  Zu  Gunsten  der  Landarmenverbände  käme  dann  auch 
hiefür  Art.  10  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  2.  Juli  1889  betreffend 
die  Gewährung  eines  Beitrags  aus  der  Staatskasse  in  Anwendung. 

Nur  durch  die  Umwandelung  der  freiwilligen  Leistung  in  eine 
gesetzliche  wäre  für  die  in  Betracht  kommenden  Unglücklichen 
in  allen  4  Kreisen  eine  befriedigende   Versorgung  zu   erhoffen. 

Der  Verfasser,  dem  zu  den  vorstehenden  Ausführungen  nur 
das  Gefühl  der  Pflicht  und  des  Mitleids  mit  den  oft  so  mangel- 
haft versorgten  Ortsarmen  die  Feder  in  die  Hand  gedrückt  hat, 
hofft,  dass  seine  Anregungen  einer  wohlwollenden  Beachtung  und 
eines  praktischen  Ergebnisses  nicht  entbehren  werden. 
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nes,  welcher  mit  dem  tiefsten  Empfinden  des  Menschenfreundes  vmd 
mit  dem  praktischen  Sinn  des  Grossgeschäftsmannes  jahrzehnte- 
hmg  in  der  öffentlichen  Armenpflege  seines  Landes  thätig  gewesen 
ist,  ermutigt  den  Herausgeber  dieser  Zeitschrift ,  im  Folgenden 
einige  bisher  zurückgehaltene  Ansichten  auszusprechen ,  welche 
ihrerseits  durch  die  Beobachtungen  Lechle7''s  Bestätigung  aus  dem 
Leben  heraus  finden,  aber  auch  Lechler'?,  praktischen  Reformvor- 
schlägen zu  einer  vielleicht  nicht  ganz  wertlosen  wissenschaftli- 
chen Rechtfertigung  gereichen  dürften. 

Voraus  sei  bemerkt,  dass  der  Verfasser  der  nachfolgenden 
zusätzlichen  Ausführungen,  wie  die  Abhandlung  Lechler  s,  weit  da- 
von entfernt  ist,  Schäden  des  engeren  Heimatlandes  vor  der  weiten 
Welt  geschäftig  aufzudecken.  Die  thatsächliche  Erfüllung  der  ge- 
setzlichen Armenunterstützung  ist  in  Württemberg  mindestens  nicht 
mangelhafter  als  in  irgend  einem  anderen  Bundesstaate  des  Rei- 
ches ;  in  Hinsicht  auf  gewissenhafte  und  humane  Gesinnung  hält 
die  Leitung  der  öffentlichen  Armenpflege  in  Württemberg  den 
Vergleich  mit  derjenigen  anderer  Staaten  sicherlich  aus;  der  Sinn 
der  Bevölkerung  für  Wohlthätigkeit  ist  so  rege  wie  irgendwo  in 
deutschen  Landen  vorhanden,  und  die  Leistungsfähigkeit  zu  Opfern 
für  die  Armut  ruht  hierzulande  auf  einer  soliden  Wohlstandsgrund- 
lage. Wenn  dennoch   aus  den  thatsächlichen  Nachweisungen  Lech- 


Dr.  Sch;iffle:   Die  Ueberholung  der    öffentlichen  Ortsarmenpflege  etc.  /igi 

Z^r's  unwiderleglich  hervorgeht,  dass  selbst  unter  so  günstigen 
Voraussetzungen  die  öffentliche  Armenpflege  nicht  einmal  das- 
jenige leisten  kann,  was  sie  zu  leisten  gesetzlich  verpflichtet  ist, 
so  ist  es  nur  desto  mehr  angezeigt,  sie  zugleich  von  den  Erfah- 
rungen des  Lebens  aus,  wie  nach  den  obersten  Gesichtspunkten 
wissenschaftlicher  Sozialpolitik,  einer  Prüfung  zu  unterwerfen,  um 
zu  erkennen,  was  die  Ursachen  ihrer  Mangelhaftigkeit  sind,  und 
in  welche  Richtung  die  Reform  der  öffentlichen  Armenpflege  ge- 
wiesen ist ;  wenn  es  weder  am  guten  Willen  der  wesentlich  in  Be- 
tracht kommenden  Faktoren,  noch  an  den  Bedingungen  der  sach- 
lichen Leistungsfähigkeit  gebricht  und  dennoch  nicht  geleistet 
wird,  was  gesetzlich  geleistet  werden  sollte,  legt  sich  die  Vermu- 
tung nahe,  dass  organische  Fehler  sich  eingestellt  haben.  In 
ihren  Grundzügen  hat  die  öffentliche  Armenpflege  anderwärts  die- 
selbe Ausgestaltung  wie  in  Württemberg;  die  in  der  »Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft«  gepflogene  Gesamterörterung 
wird  daher  auf  allgemeinere  Beachtung  sich  einige  Hoffnung 
machen  dürfen. 

Die  4  Grundsätze,  von  welchen  die  folgende  Auffassung  be- 
herrscht sein  wird,  sollen  voraus  kurz  hiemit  bezeichnet  sein: 

erstens :  Die  alte  Orts  armenpflege  ist  von  der  volkswirt- 
schaftlichen und  sozialen  Entwickelung  auch  unserer  Volksge- 
meinschaft zur  modernen  Gesellschaft  weit  überholt  und  eben 
deshalb,  nicht  so  sehr  infolge  der  Hartherzigkeit  der  Ortsarmen- 
behörden, in  ihrer  jetzigen  Gestaltung  notwendig  leistungsun- 
fähig, ungerecht,  daher  unhaltbar  geworden; 

zweitens  :  Die  Vorbeugung  gegen  Verarmung  ist  nicht  in  dem 
von  der  Neuzeit  geforderten  Masse  zur  Entwickelung  gelangt, 
und  darum  ist  die  Last  der  öffentlichen  Arm.enpflege  wenigstens 
für  die  Ortsgemeinden  zu  einem  Umfang  angeschwollen,  welcher 
die  Gemeindesteuerträger,  wenn  das  gesetzliche  Armenrecht 
wirklich  gewährt  werden  soll,   überbürdet  ; 

drittens  :  Die  Aufbringung  derMittelfür  die  Versorgung  jener  Ar- 
mut, welche  auch  bei  vollkommenerer  Entwickelung  der  Vorbeu- 
gung gegen  Verarmung  dennoch  immer  noch  sich  einstellen  wird, 
ist  viel  zu  einseitig,  ja  in  fast  kommunistischer  Weise  den  öffent- 
lichen Selbstverwaltungskörpern  auferlegt,  während  die  öffent- 
liche Armenpflege  in  erster  Linie  auf  Beiträge  gestützt  werden 
sollte,  welche  den  Armenbehörden  "selbständige  Einnahmen  ver- 
schaft'en  würden  und  zwar  von  den  nächstinteressierten  und  nächst- 
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verpflichteten  Kreisen  her  verschaffen  würden ;  erst  nach  Er- 
schöpfung der  so  geschaffenen  eigenen  Einnahmen  der  üffent- 
Hchen  Armenpflege  wäre  zur  Deckung  der  Armenausgaben  aus 
den  allgemeinen  Steuermitteln  der  Ortsgemeinde  und  der  wei- 
teren Selbstverwaltungskörper  zu  greifen  ; 

viertens :  Der  behördlichen  Organisation  der  öffentlichen 
Armenpflege  wäre  von  der  untersten  örtlichen  Grundlage  bis 
zur  centralen  Selbstverwaltung  und  Oberaufsicht  hin  eine  Ge- 
staltung zu  geben,  welche  wirklich  die  Erfüllung  des  gesetzlichen 
Unterstützungsanspruches  der  Avmen  und  zugleich  den  Schutz 
aller  Träger  der  öffentlichen  Armenlast  gegen  missbräuchliche 
Anrufung  oder  Gewährung  des  öffentlichen  Armenrechts  ge- 
währleisten würde. 

I.   Die   Ueberholung  des  Systems  der  Ortsarmenpflege. 

Die  noch  in  Geltung  stehende  ausschliessend  oder  doch  über- 
wiegend ortsgemeindliche  Armenpflege  hatte  an  jenen  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Zuständen,  in  welchen  sie  entstand,  und  wäh- 
rend welcher  sie  ungefähr  genügte,  unzweifelhaft  eine  völlige  Be- 
rechtigung. 

Das  ganze  Leben  eines  Jeden  lief  ehedem  mehr  oder  weniger 
innerhalb  einer  und  derselben  Lokalgemeinde  ab,  in  welche  er 
hineingeboren  war,  sich  hinein  verheiratete,  in  welcher  er  sich 
nach  Erlangung  der  Reife  und  Volljährigkeit  für  zeitlebens  dauernd 
niedergelassen  hatte.  In  der  Ortsgemeinde  entstand  und  vererbte 
sich  die  Armut,  in  ihr  war  die  Möglichkeit  gegeben,  dem  nicht 
ganz  erwerbsunfähigen  Armen  Verdienst  zu  verschaffen.  Hier  trat 
in  erster  Linie  und  vor  dem  Zugriff  auf  die  Steuerträger  der  Ge- 
meinde die  lebendige  Beihilfe  der  Familie,  der  Verwandten,  der 
Zunft,  der  Glaubensgenossen,  der  frommen  Stiftungen  in  die 
Lücken  der  Selbstversorgung.  Es  bestand  fast  von  Kindesbeinen 
an  ein  wechselseitiges  Sichkennen  und  für  einander  Interessieren 
zwischen  den  pflegenden  und  den  verpflegten  Gemeindegenossen. 
Dabei  bestand  mehr  kräftige ,  gegen  Verarmung  vorbeugende 
Zucht  und  Controle.  Die  Ausgaben  für  die  Bestreitung  der  Unter- 
stützvmg  waren  geringere,  weil  die  Versorgung  sich  auf  die  kom- 
munale und  familienmässige  Naturalwirtschaft  stützen  konnte.  Eine 
Verpflegung  in  grossen  Anstalten  war  nach  dem  Stand  der  Heil- 
kunst und  nach  den  geringeren  Ansprüchen  an  die  Gesundheits- 
Pflege  kaum  schon  in  Frage.  Die  Ortsgemeinden  selbst  waren  in 
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weit  höherem  Grade  gleich,  ohne  die  heutige  Verschiedenheit  und 
Schwankung  der  AngehörigenzahL  Sie  besassen  noch  nicht  die 
kompHzierte  berufliche  Ghederung  der  Bevölkerung,  sie  waren 
kleinbürgerlich,  zugleich  kleinbäuerlich  und  kleingewerblich.  Die 
Mittelklassen  hatten  das  Uebergewicht.  Zwischen  Grosskapital  und 
Proletariat  klaffte  noch  nicht  der  tiefe  Riss.  Der  Unterschied  der 
Belastungstahigkeit  innerhalb  jeder  Gemeinde  und  wieder  zwischen 
den  Gemeinden  selbst  war  nicht  von  der  Grösse  wie  heute.  Unter 
allen  diesen  Umständen  war  nichts  natürlicher,  als  dass  die  Not- 
armenpflege ganz  oder  weit  überwiegend  an  die  Ortsgemeinde 
gewiesen  war  und,  solange  sich  die  alte  kleinbürgerliche  Gesell- 
schaftsverfassung erhielt,  auch  gewiesen  blieb. 

Jener  Gesellschaftszustand,  auf  welchen  die  bisherige  reine 
Ortsgemeinden-Armenpflege  richtig  zugeschnitten  w^ar,  ist  durch 
die  inzwischen  erfolgte  Entwickelung  der  alten  zur  neuzeitlichen 
Gesellschaft  grossenteils  hinweggeschwunden  und  damit  ist  die 
alte  Ortsarmenpflege  überholt ;  sie  musste  leistungsunfähig,  hart 
und  ungerecht  gegen  die  Armen  und  zugleich  eine  Ueberbürdung 
für  die  Steuerträger  werden.  Nicht  als  ob  heute  keinerlei  Gesamt- 
bürgschaft der  Ortsgemeinde  für  ihre  Angehörigen  mehr  Bedürfnis, 
nicht  als  ob  die  ganze  öffentliche  Armenpflege  den  kommunalen 
Selbstvervvaltungskörpern  abzunehmen  wäre !  Allein  im  Ganzen 
ist  die  frühere  wirtschaftliche  und  soziale  Basis  der  noch  in  Gel- 
tung stehenden  Ortsarmenpflege  nicht  mehr  vorhanden,  weder  was 
die  feste  Zugehörigkeit  des  Einzelnen  zu  einer  ganz  bestimmten 
Gemeinde  auf  Lebenszeit,  noch  was  den  Einfluss  der  Ortsgemeinde 
auf  die  die  Armut  bringende  oder  verhütende  Lebenshaltung  der 
einzelnen  Gemeindegenossen,  noch  was  die  Leistungsfähigkeit  für 
den  Armenbedarf,  noch  was  die  Organisation  der  Pflegeanstalten 
für  besondere  Gattungen  von  Armen  (Geisteskranke  u.  s.  w.), 
noch  was  die  Mittel  und  die  Willigkeit  der  P'amilie,  der  Verwandt- 
schaft und  der  örtlichen  Standesgenossen,  noch  was  die  Contro- 
lierbarkeit  der  missbräuchlichen  Anrufung  um  Gewährung  des 
öffentlichen  xArmenrechts  betrifft.  Heute  können  bezüglich  der 
Gefahr  der  Unterstützungsbedürftigkeit  die  Ersten  werden,  welche 
kaum  noch  die  Letzten  waren.  Die  Entwickelung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  xArmengemeinde  hält  keineswegs  immer  und  überall 
gleichen  Schritt  mit  ihrer  Zunahme  der  Armenlast ;  die  leistungs- 
unfähigsten Gemeinden  können  die  mit  der  Armensteuer  meist- 
belasteten werden.   Selbst  die  Entwickelung  des  Eisenbahnverkehrs 
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hat  infolge  des  Fortbestandes  der  stabilen  Kataster  für  jene  Steuern, 
auf  welche  die  Armenlast  hauptsächlich  basiert  ist,  gewiss  nicht 
ausgleichend  für  die  Last  der  Ortsgemeinden  gewirkt,  üie  länd- 
lichen Ortsgemeinden  sind  heutzutage  voraus  zu  Gunsten  der 
Stadtgemeinden  belastet;  denn  sie  liefern  massig  das  Menschen- 
kapital für  das  Wachstum  der  Grossgemeinden,  und  die  Familie 
der  Landgemeinde  trägt  die  Erziehungslast,  um  den  Städten  Ar- 
beitskräfte und  in  diesen  bald  auch  Steuerträger  zu  liefern.  Es 
sind  in  der  Hauptsache  mehr  die  fähigeren  Personen  unter  dem 
Landgemeindennachwuchs,  welche  mit  dem  Eintritt  der  Erwerbs- 
fähigkeit zu  den  industriellen  Gemeinden  abwandern;  es  sind  aber 
die  weniger  tüchtigen,  mehr  indolenten,  weniger  vorsorglichen 
Personen,  welche  an  der  Heimatgemeinde  hängen  bleiben,  und 
gerade  sie  sind  wohl  im  allgemeinen  dieselben,  welche  der  Gefahr 
der  Verarmung  am  meisten  ausgesetzt  sind  und  die  Steigerung 
der  Ortsarmenlast  besonders  herbeiführen.  Die  Bevölkerung  wird 
immer  flüssiger,  der  Aufenthaltswechsel  immer  häufiger,  bei  immer 
weniger  Menschen  verläuft  die  ganze  Lebensbahn  im  Umkreis 
einer  und  derselben  Ortsgemeinde.  Das  Leben  nach  seiner  ganzen 
Dauer  gehört  bei  immer  Mehreren  einer  Mehrheit  von  Gemeinden, 
also  dem  Bezirk,  der  Provinz,  dem  ganzen  Lande  an,  und  die 
Fähigkeit,  Arme  zu  unterstützen,  wie  die  Notwendigkeit,  Unter- 
stützung zu  gewähren,  ist  offenbar  auf  die  weiteren  Verbände 
übergegangen.  Man  kann  sagen:  das  alte  ist  dahin  gegangen 
und  alles  ist  neu  geworden,  entfalteter,  komplizierter,  aus  der  lo- 
kalen Enge  mehr  in  die  provinziale  und  nationale  Weite  gezogen. 
Hienach  ist  es  klar,  dass  die  ausschliessliche  Ortsarmenpflege 
innerhalb  der  modernen  Gesellschaft  den  alten  Boden  verloren 
hat.  Dieser  Verwandelung  der  ganzen  Grundlage  der  öftentlichen 
Armenpflege  ist  der  Uebergang,  welcher  mit  dem  Unterstützungs- 
wohnsitzgesetz gemacht  worden  ist,  und  welcher  an  Stelle  der  Hei- 
mat-Armengemeinde die  Armengemeinde  des  letzten  zweijährigen 
Aufenthalts  gesetzt  hat,  nicht  gerecht  ge\vorden,  denn  immer  noch 
besteht  die  Lokalisation  der  Last  auf  eine  enge  Ortsgemeinschaft 
überhaupt,  noch  immer  bleibt  die  Armenlast  auf  die  Steuerkasse  der 
kommunalen  Selbstverwaltungskörper  gelegt,  noch  immer  sind  selb- 
ständige Einnahmen,  geschöpft  aus  Beiträgen  der  nächstinteres- 
sierten und  nächstverpflichteten  Kreise,  nicht  gewonnen,  noch 
immer  ist  die  Behördenorganisation  der  Armenpflege  nicht  in  der 
Weise  durchgebildet,   um   auch   dem   letzten   Armen    die   wirkliche 
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Erfüllung  seines  gesetzlichen  Anspruchs  und  dem  letzten  Steuer- 
träger die  Sicherheit  gegen   Ueberbürdung  zu  gewährleisten. 


2)   Die  Notwendigkeit  wirksamer  Verhütung  der  Armut. 

Die  für  die  Ortsgemeinde  so  schwer  erträgliche  Armenlast 
wird  nicht  bloss  angemessener  auf  sämtliche  tragfähigen  Kreise 
(Ziffer  4)  zu  verteilen,  sondern  auch  und  in  erster  Linie  durch  Vor- 
beugung gegen  Verarmung,  durch  Bekämpfung  der  Ursachen  der 
letzteren  weit  mehr  als  es  bis  jetzt  gelungen  ist,  einzuschränken 
sein.  Je  mehr  die  Verhütung  der  Armut  gelingt ,  desto  leichter 
wird  die  wirkliche  Gewährung  des  gesetzlichen  Armenrechts,  desto 
unbedenklicher  die  Uebertragung  eines  Teils  der  öfTentlichen  Ar- 
menlast von  der  Ortsgemeinde  nach  weiteren  Verbänden  hin 
werden. 

Nun  kann  man  nicht  sagen,  dass  nicht  Grosses  in  zeitange- 
messenen ,  mehr  individualisierenden  und  spezialisierenden  Or- 
ganisationen zur  Verhütung  der  Armut  geleistet  und  wirklich  ge- 
lungen sei.  Unsere  Zeit  berühmt  und  erfreut  sich  mit  Grund 
einer  umfassenden  Selbstversorgung  präventiver  Art  gegen  Armut 
in  den  Sparkassen,  im  Versicherungswesen,  in  allerlei  Hilfskassen 
u.  s.  w.  Mit  dieser  Entfaltung  der  der  Armut  vorbeugenden  ver- 
einten Selbsthilfe  darf  sich  die  moderne  Gesellschaft  sehr  ruhig 
der  alten  zur  Vergleichung  gegenüberstellen.  Es  sind  Gebilde 
der  Selbstversorgung,  welche  weit  weniger  kommunistisch  sind, 
als  jene  alte  Solidarität  der  auf  die  Familien,  die  Verwandtschaft, 
die  Heimatgemeinde  gestützten  Nächstenunterstützung.  Es  ist 
mehr  Vorbeugung  dabei,  mehr  Individualisierung,  was  die  Leistung 
der  Beiträge  und  den  Anspruch  auf  Bezüge  betrifft ,  eine  viel 
grössere  Weite  der  Unterstützungsverbände ,  mehr  Gliederung 
nach  den  einzelnen  Leiden  der  Armut  wahrzunehmen.  Das  all- 
gemeine Gesetz  der  sozialen  Entwickelung,  welches  wie  dasjenige 
der  Entwickelung  des  organischen  Lebens,  als  fortschreitende 
Gliederung,  Spezialisierung  und  Verknüpfung  —  in  der  Volks- 
wirtschaft als  die  sogenannte  Teilung  und  Vereinigung  der  Ar- 
beit —  sich  darstellt ,  zeigt  sich  auch  in  der  neuzeitlichen  Vor- 
beugung für  den  Fall  der  Verarmung  wirksam. 

Ist  denn  aber  schon  genug  geschehen  und  kann  nicht  noch 
weit  mehr  gethan  werden,  um  der  Verarmung  vorzubeugen  und 
hiedurch    die    Ueberbürdune    der    ortseemeindlichen  Steuerträger 
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für  die  Bestreitung  der  Armenlast  noch  sehr  wesentlich  einzu- 
engen ?  Diese  Frage  wird  man  dennoch  verneinen  müssen  ,  und 
wenn  man  dabei  zugleich  positiv  zu  zeigen  vermag,  dass  weitere 
grosse  Leistungen  zur  Verhütung  der  Armut  imd  hiemit  zur  Ver- 
meidung vermehrter  Ortsarmenlast  noch  ausgeführt  werden  können, 
so  wird  man  auch  sehr  leicht  die  Bedenken  los  werden ,  welche 
bis  jetzt  einer  strengen  und  vollständigen  Erfüllung  des  gesetz- 
lichen Unterstützungsanspruchs  der  Armen  im  Wege  gestanden 
sind  und  vielleicht  selbst  noch  der  Reform  im  Sinn  LecJiler's  wer- 
den entgegengehalten  werden. 

Die  Vorbeugung  gegen  Verarmung  durch  vereinte  Ansamm- 
lung von  Notpfennigen  braucht  eine  Verstärkung  wesentlich  nur 
durch  Verallgemeinerung  dessen,  was  die  Sparkassen,  Un- 
terstützungsvereine, Versicherungsgenossenschaften  u.  s.  w.  in  der 
Beschränkung  auf  engere  Kreise  der  Bevölkerung  bereits  leisten. 
Es  gilt  das  V/erk  der  Selbstfürsorge  für  die  Fälle  der  Verarmung 
auf  die  Masse  der  minderbemittelten  Volksschich- 
ten auszudehnen  und  zu  diesem  Zweck  auch  weder  einen  Bei- 
tragszwang noch  einen  Benützungszwang  gegen  alle  Einzelnen, 
noch  Zuschüsse  aus  den  öffentlichen  Kassen  weiterer  Verbände 
zu  scheuen  ;  selbst  wenn  die  Gemeinwesen  ermunternde  Beiträge, 
auch  wohl  nur  Vorschüsse  und  Garantien  hiezu  leisten,  kann  da- 
mit eine  Ersparung  erreicht  werden,  welche  eine  unvergleichlich 
grössere  Alinderung  der  öffentlichen  Armenlast  zur  Folge  hat. 

Obenan  stünde  wohl  die  Aus  bil  düng  der  Wir  ts  ch  aft  s- 
und  der  Kreditgenossenschaften,  namentlich  aber  der 
letzteren.  Die  Kaufs-  und  Verkaufs-Genossenschaften  geben  Schutz 
gegen  Verarmung,  indem  sie  der  Ausbeutung  der  minderbemit- 
telten Klassen,  insbesondere  dem  Handelswucher  entgegenwirken; 
sie  besitzen  zugleich  einen  erziehlichen  Wert  und  tragen  zu  soli- 
der Wirtschaftsführung,  die  es  nicht  zur  Verarmung  kommen  lässt, 
wirksam  bei.  Wichtig  wäre  vor  allem  die  weitere  Verallgemei- 
nerung der  genossenschaftlichen  Kredit-Organisation  ;  diese  giebt 
die  Mittel  für  die  allgemeine  Beteiligung  an  den  eigentlichen 
Wirtschafts-Genossenschaften,  macht  gegen  den  Leihwucher  wi- 
derstandsfähig, wirkt  in  jeder  Weise  vorbeugend  gegen  Verar- 
mung, trägt  also  zur  Verhütung  der  Steigerung  der  öffentlichen 
Armenlast  mittelbar  bei.  Die  Förderung  der  Wirtschafts-  und 
Kreditgenossenschalt  ist  sonach  als  eines  der  allerbedeutendsten 
Stücke  präventiver  Armenpolitik  anzusehen.     Allgemeiner  Beitritt 
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ZU  solchen  Genossenschaften  wäre  höchst  wünschenswert.  Ein 
Zwang  hiezu  lässt  sich  nun  zwar  gesetzhch  nicht  direkt  ausspre- 
chen ,  aber  Vorschüsse  und  Zinsgarantien  des  Staates  und  son- 
stiger grosser  Körperschaften  können  dennoch  unter  geringen 
Opfern  und  winziger  Verhistgefahr  sehr  wirksam  zu  allgemeinem 
Beitritt  beitragen.  Der  Antrieb,  der  von  der  Staatsverwaltung 
aus  zu  geben  wäre,  müsste  nur  dahin  gerichtet  sein,  auch  den 
minder-  und  mindestbemittelten  Leuten  der  mittleren  und  unteren 
Klassen,  den  von  Verarmung  meistbedrohten  Schichten  den  Bei- 
tritt möglich  und  reizvoll  zu  machen.  Gross  ist  das  Verdienst 
der  Staatsmänner,  welche  neuerlich  die  Vorschüsse  des  Staates 
für  Gentral-Kredit-Genossenschaften  veranlasst  und  durchgesetzt 
haben.  Dieser  Fortschritt  sollte  nur  nicht  rein  »agrarisch«  bleiben, 
sondern  auf  die  Entwickelung  der  Kreditgenossenschaften  auch 
für  den  kleingewerblichen  und  kleinhändlerischen  Mittelstand  aus- 
gedehnt werden;  das  öffentliche  Interesse  präventiver  Entbürdung 
aller,  der  städtischen  wie  der  ländlichen  Armengemeinden  fordert 
die  Verallgemeinerung  wirksamster  Armutverhütung.  Weiter  wurde 
der  Staat  in  der  Gesetzgebung  über  das  Kreditrecht  noch  Be- 
deutendes erzielen  können,  wenn  er  in  der  Einräumung  von  Vor- 
rechten an  die  Genossenschaften  (im  Unterpfands-,  Faustpfands- 
und Zwangsvollstreckungswesen)  die  Teilnahme  an  den  Kreditge- 
nossenschaften besonders  vorteilhaft  macht  und  so  mittelbar  dem 
"Wucher  das  Handwerk  erschwert.  Die  alten  Wuchergesetze  müs- 
sen zwar  abgeschafft  bleiben ,  aber  der  zeitgemässe  mittelbare 
Schutz  gegen  Wucher  durch  entsprechende  Förderung  der  ge- 
nossenschaftlichen Kredit-Organisation  und  durch  wucherfeindliche 
Weiterausgestaltung  des  Kreditrechts ,  kann  gerade  vom  Stand- 
punkt der  Vorbeugung  gegen  stets  wachsende  öffentliche  Armen- 
lasten nicht  angelegentlich  genug  betrieben  werden.  Schon  die 
lokale  Organisation  der  öffentlichen  Armenpflege  müsste  im  Sinn 
der  Ausführung  Lechler  s  darauf  gerichtet  sein,  die  hartköpfigsten 
und  verschlossensten  Individuen  ,  welche  am  schwersten  zur  Be- 
teiligung an  genossenschaftlichem  Leben  zu  bringen  sind  und  in- 
folgedessen am  meisten  die  Armenlast  zu  steigern  drohen ,  der 
Benützung  der  Wirtschafts-  und  Kreditgenossenschaft  zuzuführen 
und  damit  den  Krallen  des  Wuchers  und  dem  Schicksal  des 
Ortsarmen  zu  entreissen.  Sogar  kleinere  Vorschüsse  aus  öffent- 
lichen Mitteln,  gewährt  an  Leute,  die  in  höchster  Bedrängnis  sich 
befinden  und  schon  am  Rand  völliger  Verarmung  schweben,  liessen 
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sich  vielleicht  damit  rechtfertigen,  dass  eine  dauernde,  viel  grös- 
sere Belastung  der  Armenkasse  und  der  Strafrechtspflege  ver- 
hütet werden  würde.  Doch  kann  hier  auf  das  Einzelne  einer 
solchen  Einrichtung  nicht  eingegangen  werden.  Wie  der  Wucher 
unter  der  bäuerlichen  Bevölkerung  durch  eme  positive  Politik  ge- 
nossenschaftlicher Kredit-Organisation  und  wucherfeindlicher  Ge- 
staltung des  Kreditrechts  bekämpft  und  hiemit  dem  Anwachsen 
der  öfifentlichen  Annenlast  vorgebeugt  werden  kann,  hat  der  Ver- 
fasser an  anderem  Orte  (Kern-  und  Zeitfragen«  II.  Band)  ein- 
gehend nachzuweisen  versucht. 

Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn  man  erwartet,  dass  gerade 
die  auf  dem  Boden  der  Kredit-Organisation  und  Kreditrechts- 
Gesetzgebung  sich  bewegende  Vorbeugung  gegen  Verarmung  von 
überragender  Bedeutung  sein  wird,  denn  alle  denkbaren  Wechsel- 
fälle, welche  schwächere  Wirtschaften  treffen  mögen,  werden  den 
in  seiner  Wirtschaftsführung  bisher  isolierten  Schwachen  als  Teil- 
nehmer an  der  Genossenschaft  Widerstands-  und  selbsthilfsfähiger 
vorfinden.  Doch  darf  man  nicht  an  den  besonderen  Veranstal- 
tungen vorübergehen ,  welche  gegen  Verarmung  durch  einzelne 
elementare  und  persönliche  Hauptursachen  wirtschaftlichen  Ver- 
kommens  mit  dem  Erfolg  erheblicher  Entbürdung  der  öffentlichen 
Armenpflege  zu  hoher  Entfaltung  gebracht  werden  können  und 
zwar  unter  Zwang  zu  allgemeiner  Beteiligung  an  der  Beitrags- 
pflicht und  an  den  Massregeln  zur  Bekämpfung  der  Elementar- 
und  Sozialgefahren  der  Verarmung. 

Da  wäre  denn  zuerst  an  den  Zwang  zur  Beteiligung  an  der 
Versicherung  gegen  jegliche  Art  von  Elementar- 
schaden —  Brand-,  Hagel-,  Viehschaden  —  ferner  an  den 
Zwang  zur  Beteiligung  an  allen  Massregeln  gemeinsamer  Be- 
kämpfung pflanzlicher  und  tierischerSchädlinge 
zu  denken.  Ist  darin  auch  schon  manches  erreicht,  so  kann  doch 
noch  mehr  zur  Verhütung  der  Verarmung,  damit  gegen  das  Steigen 
der  Ortsarmenlast  geschehen.  Bei  der  Zwangsversicherung  und 
jeder  Art  von  Zwangsvorkehrungen  gegen  Elementarschaden  sollte 
man  immer  bedenken,  dass  darin  ein  Stück  individualisierter  Selbst- 
hilfe gegen  Armut  liegt  und  dass  ermunternde  Zuschüsse  und 
Garantien  des  Staates  durch  Verhütung  von  Armenlast  wieder 
reichlich  hereinkommen.  Die  ganze  Zwangsbekämpfung  und  Zwangs- 
versicherung gegen  die  hauptsächlichen  Elementarschäden  ist  — 
noch  mehr  als  die  Privatversicheruncf  —  als  ein  wichtiges  Stück 
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vorbeugender  Entbürdung  von  den  Lasten  des  öffentlichen  Armen- 
rechts, ist  daher  auch  als  eine  wichtige  Voraussetzung  für  die  In- 
angriffnahme der  Reform  der  bestehenden  öffentlichen  Armen- 
pflege anzusehen. 

Ein  zweites  Gebiet  besonderer  Massregeln  zur  Verhütung 
der  Armut  und  der  Armenlast  bildet  die  Zwangsversicherung 
gegen  die  Folgen  von  jeder  Art  persönlicher  Erwerbsun- 
fähigkeit und  Erwerbslosigkeit.  In  dieser  Hinsicht 
kommt  hauptsächlich  in  Betracht  die  Unterstützungsbedürftigkeit 
infolge  von  Erkrankung  und  von  Unfällen,  von  Inva- 
lidität und  Altersschwäche,  von  V  e  r  w  i  t  w  u  n  g  und 
Verwaisung,  von  Erwerbslosigkeit,  sei  es  ,  dass 
letztere  aus  allgemeinen  Geschäftsstockungen  (Krisen),  sei  es,  dass 
sie  aus  den  modernen  Klassenkämpfen  zwischen  Kapital  und  Ar- 
beit um  den  Lohn  hervorgehe.  Die  öffentliche  Armenlast  wird 
gegenüber  den  hier  wirksamen  Verarmungsursachen  desto  stärkere 
Einschränkung  erfahren  können,  je  mehr  die  Selbstfürsorge  all- 
gemein durchgeführt  wird.  In  dieser  Richtung  ist  nun  in  Deutsch- 
land durch  die  neuere  »soziale  Gesetzgebung«  ein  gewaltiger 
Fortschritt  zur  Einengung  der  öffentlichen  Ortsarmenlast  bereits 
vollzogen ;  ohne  diese  Vorkehrungen  gegen  die  Folgen  der  Er- 
werbsunfähigkeit und  Erwerbslosigkeit  wären  vielleicht  die  Schritte, 
welche  Lechler  empfiehlt,  ernstlich  zu  bedenken.  Die  soziale  Ge- 
setzgebung leistet  aber  noch  nicht  alles,  was  sie  leisten  könnte 
und  sollte ,  sie  weist  namentlich  noch  zwei  grosse  Lücken  auf, 
welche  erst  auszufüllen  sind,  nämlich  die  noch  ausstehende  Wit- 
wen- und  Waisen-Versicherung,  sodann  die  noch  nicht  gewon- 
nene besondere  Sicherstellung  gegen  die  Not  aus  der  Erwerbs- 
losigkeit. 

Eine  Masse  Verarmung  quillt  daraus  ,  dass  die  W  i  t  w  e  n 
und  Waisen  den  Ernährer  verloren  haben  und  doch  selbst  nicht 
oder  noch  nicht,  oder  nicht  genügend  erwerbsfähig  sind,  um  aus 
eigener  Kraft  sich  der  Not  der  Armut  zu  erwehren.  Die  allge- 
meine zwangsweise  Durchführung  auch  der  Witwen-  und  Waisen- 
Versicherung  würde  die  öffentliche  Armenpflege  um  einen  weite- 
ren Betrag  erleichtern  und  die  finanziellen  Bedenken  gegen  die 
Lechler  sc\\Q  Uebertragung  des  grösseren  Teils  der  Armenlast  auf 
die  weiteren  Verbände  ganz  erheblich  abschwächen.  Allerdings 
braucht  man  mit  der  Reform  des  Armenrechts  im  Leckler  sch&n 
Sinn    nicht    solange  zu  warten,    bis    die  allgemeine  Witwen-    und 
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Waisen-Versicherung  durchgeführt  sein  wird;  man  darf  dessen 
ganz  sicher  sein,  dass,  wenn  einmal  die  Reform  des  bestehenden 
Systems  öffentHcher  Armenpflege  fest  in  die  Hand  genommen 
und  der  grössere  Teil  der  Armenlast  auf  die  weiteren  Verbände 
übertragen  sein  wird ,  die  Gesetzgebung  gerade  unter  dem  An- 
drängen der  Selbstverwaltungskörper  nicht  säumen  wird,  das  An- 
schwellen der  Armenlast  auch  durch  präventive  Versorgung  der 
Witwen  und  Waisen  entsprechend  zu  verkleinern  und  damit  der 
Ueberbürdung  der  kommunalen  Steuerträger  zu  wehren.  Die 
Ausführung  der  Lec/i  1^7'' sehen  Vorschläge  müsste  ein  Keil  werden, 
welcher  die  Weiterentwickelung  und  den  Abschluss  unserer  »so- 
zialen Gesetzgebung«   beschleunigen  würde. 

Die  zweite  schon  bezeichnete  Lücke,  welche  unsere  »soziale 
Gesetzgebung«  noch  unausgefüUt  gelassen  hat,  betrifft  die  Not, 
welche  aus  der  Erwerbslosigkeit,  aus  Krisen ,  aus  Ar- 
beitsausständen und  Arbeitsaussperrungen  entspringt.  Volks- 
freundliche Reformer  sind  bereits  eifrig  bemüht,  auch  gegen  die 
Folgen  der  Erwerbslosigkeit  eine  ausreichende  Fürsorge  mit  ver- 
einten Kräften  zu  organisieren.  Die  Lösung  der  Aufgabe  be- 
gegnet allerdings  den  bekannten  Schwierigkeiten,  und  es  soll  hier 
unentschieden  bleiben,  ob  der  Weg  in  der  einfachen  Weise  von 
Sclianz  durch  Sparzwang  mit  Sperrung  der  Zwangs ersparnisse  bis 
zum  Eintritt  der  Erwerbslosigkeit,  oder  durch  Versicherung  nach 
dem  Vorgang  der  übrigen  Arbeiterversicherungen ,  oder  durch 
Beiträge  der  Gemeinden  an  Arbeiterhilfskassen,  beschritten  wer- 
den soll.  Meines  Erachtens  lässt  sich  die  Durchführung  mittelst 
der  Kommunalbeiträge  kaum  gewinnen  und  ist  an  sich  selbst, 
nicht  deshalb  abzulehnen,  weil  sie  den  Gemeindesteuerträgern  zu 
der  Armenlast  hinzu  eine  weitere  grössere  Last  auferlegen  würde, 
was  die  Reform  der  Ortsarmenpflege  erschweren  müsste.  Die 
Schwierigkeiten  obligater  Erwerbslosigkeit-Fürsorge  erscheinen  je- 
doch weniger  unüberwindlich ,  was  die  eine  Hälfte  der  Aufgabe, 
die  Fürsorge  gegen  die  Not  aus  Geschäftsstockung,  die  soge- 
nannte Krisenversicherung  betrifft;  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber 
könnten  zu  entsprechenden  Einlagen  verpflichtet,  es  könnte  auch 
ein  Organ  konstituiert  gedacht  werden ,  welches  die  Gelder  für 
Erwerbslosen-Fürsorge  in  erwerbsgünstiger  Zeit  ansammeln  und 
gesperrt  halten  und  in  der  Krisis  reichen  würde.  Dagegen  wird 
ein  Zwang  zu  Beiträgen  für  die  Versicherung  gegen  die  Folgen 
der  Ausstände  und  der  Aussperrungen  unter  Beiträgen  auch  der 
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Arbeitgeber  und  der  Gemeindesteuerpflichtigen  Ivaum  verhängt 
werden  können,  ohne  gegen  die  letzteren  Klassen  ungerecht  und 
daher  völlig  undurchführbar  zu  werden.  Immerhin  kann  man  auf 
dem  hier  geltend  zu  machenden  Standpunkt  der  Reform  der 
öffentlichen  Armenpflege  nur  sympathisch  allen  Bestrebungen  der 
organisierten  Selbsthilfe  gegen  die  Folgen  der  Erwerbslosigkeit 
sich  gegenüberstellen;  jeder  Fortschritt  auch  in  diesem  Teil  der 
sozialen  Gesetzgebung  schwächt  in  hohem  Grade  die  Ursachen 
chronischer  Verarmung  und  dauernden  ,  schliesslich  ganze  Gene- 
rationen ins  Armenhaus  führenden  Zurückkommens. 

Wenn  in  der  Erwerbslosigkeits-Versicherung  nur  langsam  er- 
heblichere Erfolge  zu  erzielen  sein  werden ,  so  wird  darum  nur 
destomehr  Veranlassung  vorliegen  ,  im  Sinn  der  Vorschläge  des 
nächsten  Abschnittes  besondere  Einnahmequellen  für  die  öffent- 
liche Armenpflege  mit  Rücksicht  auf  die  aus  der  Erwerbslosig- 
keit hervorgehende  Belastung  der  öffentlichen  Armenverbände  zu 
erschliessen. 

Nicht  ganz  unbeträchtlich  wird  auch  die  Weiterentwickelung 
der  Alters-  und  Invaliditäts- Versicherung  in  der  Richtung  der 
Versorgung  gealteter  Gesindeleute  in  die  Wagschale 
ger  Verhütung  von  Armut  fallen.  Nach  unserer  sozialen  Gesetz- 
gebung hat  das  weibliche  Gesinde ,  welches  aus  der  häuslichen 
Dienstleistung  austritt,  Anspruch  auf  die  Rückerstattung  seiner 
Beiträge  zur  Alters-  und  InvaHditäts-Versicherung  im  Falle  nachheri- 
ger  Verheiratung.  Die  grosse  Mehrzahl  aller  Gesindeleute  pflegt 
mit  dem  40.  Dienstjahr  aus  dem  Gesindeverhältnis  ausgetreten 
zu  sein.  Es  scheint  nun  zweckmässig,  dass  auch  jenen  Dienst- 
boten, welche  nicht  der  Verheiratung  wegen  den  Gesindedienst 
verlassen,  eine  besondere  Unterstützung  und  Versorgung  zuteil 
werde.  Es  ist  Not  genug  für  sie  und  Sorge  genug  um  sie  ge- 
geben, damit  sie  nicht  bei  zunehmenden  Jahren  darben  müssen. 
Es  wäre  gewiss  am  Platze,  nochmals  dem  Gedanken  nahezutreten, 
welcher  vor  der  Verabschiedung  des  Invaliditätsgesetzes  geltend 
gemacht  worden  ist,  dem  Gedanken,  eine  besondere  Versorgung 
für  gealtertes  Gesinde  zu  organisieren  und  zwar  durch  Rücker- 
stattung der  während  der  Gesinde-Dienstzeit  erwachsenden  Ueber- 
schüsse  an  Dienstboten-Invaliditätsgeldern,  welche  teils  für  Rech- 
nung der  Gesindeherrschaft ,  teils  der  Gesindeleute  eingehoben 
worden  sind.  Es  würde  damit  eine  weitere  Schichte  von  Perso- 
nen, welche  Unterstützung  bedürfen,  voraus  aus  dem  Bereich  der 
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ötientlichen  Armenversorgung  ausgeschieden  werden ;  allerdings 
würde  diese  zusätzliche  Dienstboten-Versicherung  eine  Erweite- 
rung bezw.  Ergänzung  der  sozialen  Reichs-Gesetzgebung  voraus- 
setzen. Gewiss  ist,  dass  auch  männliche  Dienstboten  und  sämt- 
liche Dienstboten,  die  nicht  heiraten,  in  der  zweiten,  weniger 
erwerbsfähigen  Hälfte  ihrer  Lebenszeit  der  Versorgung  nicht 
weniger  bedürftig  sind,   als  diejenigen,  welche  zur  Ehe  schreiten. 

Eine  Quelle  chronischer  Verarmung  ist  die  W  o  h  n  u  n  g  s- 
Verwahrlosung  der  unbemittelten  Klassen.  Hier  nistet  der 
\\'ucher  der  Vermieter,  und  mit  diesem  Wohnungselend  verknüpft 
sich  eine  sittliche  Entartung,  welche  unheilbares  Elend  erzeugt  und 
auf  Generationen  der  öffentHchen  Armenpflege  Kostgänger  zuführt. 
Einer  Entbürdung  der  Gemeinden  von  der  Armenlast  würde  auch 
die  Wohnungsreform  wesentlichen  Vorschub  leisten ;  dieselbe  ist 
auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Entlastung  der  Gemeinden 
und  des  Staates  für  Arme  und  Verwahrloste  in  hohem  Grade 
wünschenswert.  Die  eingehenden  Vorschläge  ,  welche  Lechler 
und  der  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  zur  Wohnungsreform  ge- 
macht haben,  sind  bewusst  darauf  angelegt,  die  Wohnungsreform 
nur  sehr  beschränkt  auf  Beiträge  aus  den  öffentlichen  Kassen  zu 
basieren,  also  Gemeinde-  und  Staats-Steuerträger  möglichst  von 
dem  Aufwand  dafür  frei  zu  erhalten. 

Zum  Schluss  dieses  Abschnitts,  welcher  die  INIassregeln  vor- 
beugender Einschränkung  der  öffentlichen  Armenlast  zu  dem 
Zweck  in  Betracht  gezogen  hat,  zu  zeigen,  dass  die  Lechler'sche. 
Reform  die  Ortsarmenlast  nicht  ins  »Uferlose«  gelangen  Hesse, 
sei  noch  hervorgehoben,  dass  auch  Lechler  an  der  Beschränkung 
der  öffentlichen  Unterstützung  auf  das  Ausmass  des  Notwendigen 
vorbehaltslos  festhält.  Würde  man  von  diesem  Grundsatz  ab- 
gehen, so  würden  alle  Massregeln,  die  Armenlast  durch  Vorbeu- 
gung gegen  Verarmung  und  durch  Erschliessung  besonderer  Ein- 
nahmequellen für  die  öffentliche  Armenpflege  niederzuhalten  und 
einzuschränken,  nicht  unbedenklich  sein.  Der  Spielraum  für  die 
Bethätigung  der  freien  Wohlthätigkeit ,  welche  nicht  bloss  mate- 
rielle Versorgung,  sondern  auch  Erziehung  und  innerlicher  Bei- 
stand bleiben  muss ,    soll  in  keiner  W^eise  eingeschränkt  werden. 
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3.  Die  Ermässigung  der  Armenlast  der  Gemeindesteuerträger 
durch  Schaffung  eigener  Einnahmen  für  die  öffentHche  Armen- 
pflege mittelst  Heranziehung  der  nächstinteressierten  und 
nächstverpflichteten  Schichten. 

Durch  die  präventiven  Massregeln  des  vorigen  Abschnittes 
könnte  gewiss  sehr  viel  erreicht  werden,  um  eine  Reform  der 
öffentlichen  Armenpflege  im  Sinn  der  Lee  hie?'' sehen  Vorschläge 
unbedenklich  anfassen  zu  dürfen.  Oeffentliche  Arme  wird  aber 
die  moderne  Gesellschaft  allezeit  bei  sich  haben,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  man  beim  allgemeinen  Anwachsen  der  Ansprüche 
an  die  menschliche  Lebenshaltung  auch  den  Armen  eine  fort- 
schreitend bessere  Notverpflegung  zuzugestehen  hätte. 

Aus  der  Unvermeidlichkeit  öfl"entlicher  Armenpflege  für  alle 
Zeit,  auch  für  die  heutige  Gesellschaft,  geht  aber  noch  lange  nicht 
hervor,  dass  auch  nur  der  letzte  Rest  des  dafür  zu  machenden 
Aufwandes  nur  aus  der  allgemeinen  Steuerkasse  und  nicht  zuerst, 
soweit  die  Zuschüsse  der  Armenstiftungen  unzureichend  sind,  aus 
eigenen  für  die  öfi'entliche  Armenpflege  zu  eröffnenden  Einnahme- 
quellen gedeckt  werde.  Es  liegt  weit  näher,  diejenigen,  welche 
von  der  V^erarmung  erst  bedroht  sind,  sowie  jene  Kreise,  in 
welchen  die  Verarmung  zunächst  erwächst,  zuerst 
heranzuziehen,  und  auf  diesem  Wege,  welcher  für  die  erwerbs- 
fähige Armut  durch  die  »soziale  Gesetzgebung«  bereits  so  glück- 
lich eingeschlagen  ist,  eigene  von  der  Gemeindebesteuerung  los- 
gelöste Deckungsmittel  zu  schaffen.  Kann  dies  geschehen,  so  ver- 
liert die  Reform  der  öffentlichen  Armenpflege  nach  den  Anfor- 
derungen der  Neuzeit  jeden  finanziell  gefährlichen  Charakter,  die 
Verwirklichung  der  Reform  aber  würde  selbst  erhöhten  Antrieb 
zur  Erschliessung  solcher  eigener  Einnahmen  aus  den  nächstinter- 
essierten und  nächstverpflichteten  Kreisen  heraus  erwecken. 

Es  lässt  sich  doch  kaum  leugnen,  dass  das  herrschende  Sy- 
stem der  öffentlichen  Ortsarmenpflege  unter  der  Verwandlung  der 
gesellschaftlichen  Verhältnisse  unversehens  einen  wachsenden  Zug 
ins  Kommunistische  angenommen  hat,  und  dass  die  Leistungs- 
unfähigkeit für  die  volle  Erfüllung  des  gesetzlichen  Anspruchs  der 
Armen  wesentlich  auch  hierauf  beruht.  Dieser  Umschlag  ist  da- 
durch erfolgt,  dass  die  engeren  Verbände  innerhalb  der  ürtsge- 
meinde,  vor  allem  die  Familie,  die  Glaubensgenossenschaft,  in 
früheren    Städten   die    Zunftverbände,    die  Meister-    und  Gesellen- 
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kassen,  die  lokale  Stiftungs- Verwaltung  u.  s.  w.  verhältnismässig 
weit  mehr  leisteten,  leisten  konnten  und  leisten  wollten  als  jetzt, 
bevor  es  zum  äussersten,  zur  ortsgemeindlichen  Notarmenpflege, 
damit  zum  Zugrift"  auf  die  allgemeinen  Steuermittel  der  Gemeinde 
kam.  Die  relativ  stärkere  Heranziehung  der  nächstinteressierten 
Kreise  zur  Armenunterstützung  hatte  darni  eine  feste  Grundlage, 
dass  man  ehedem  für  das  ganze  Leben  in  derselben  Gemeinde  zu- 
sammenwar, dass  das  Fluten  der  Arbeitskräfte  über  die  Heimat 
hinaus  in  weit  geringerem  Umfang  und  weit  mehr  vorübergehend 
stattfand,  dass  die  Familienmitglieder  und  die  Nachbarn  mehr 
zusammenblieben  ,  dass  die  allseitig  mehr  naturwirtschaftliche 
Lebensführung  weit  weniger  die  Bestreitung  der  Armenlast  aus 
Geldsteuern  erforderlich  machte.  Es  würde  also  in  der  Eröfifnung 
selbständiger  Einnahmequellen  für  die  Armenpflege,  bevor  diese 
aus  der  öffentlichen  Steuerkasse  schöpft,  nicht  etwas  völlig  Neues 
liegen,  was  früher  nicht  ähnlich  schon  vorhanden  war,  vielmehr 
würde  nur  dasjenige,  was  früher  in  anderer  Form  aus  der  Familie, 
der  Kirchengemeinde,  der  Nutzungsgemeinde,  dem  Stiftungswesen 
u.  s.  w.  vorab  für  die  Armenfürsorge  zur  Verfügung  stand,  in 
neuerer,  zeitgemässer  Form  seinen  Ersatz  finden. 

Ist  es  nun  möglich,  und  wie  ist  es  möglich,  selbständige  Ein- 
nahmequellen für  die  öffentliche  Armenpflege  zu  eröffnen,  welche 
zuerst  unzureichend  geworden  sein  müssten,  bevor  überhaupt  noch 
zur  Deckung  der  Armenausgaben  auf  die  allgemeine  Gemeinde- 
kasse zugegriffen  wird. 

Hiebei  ist  voraus  zu  bemerken,  dass  ein  Rückschritt,  zu  ver- 
alteten Einrichtungen  vermieden  bleiben  muss.  Ein  solcher  Rück- 
schritt läge  beispielsweise  in  der  Rückkehr  zur  Beschränkung  der 
Verehelichungs-Freiheit  durch  einen  Vermögensnach- 
weis und  durch  Sportein  wie  in  früherer  Zeit.  Gewiss  entspricht 
dem  Rechte  des  Eheschlusses  eine  Pflicht  zur  Familienversorgung 
der  künftigen  Angehörigen.  In  dem  Nachweis  eines  in  die  Ehe 
eingebrachten  Mindestvermögens  lag  ehedem  ein  gewisser  Antrieb 
zum  Sparen,  um  heiraten  zu  dürfen;  in  der  sofortigen  Absonde- 
rung eines  Teils  des  elterlichen  und  verwandtschaftlichen  Vermö- 
gens als  Mitgift  für  die  neuen  Familien  lag  zugleich  eine  gewisse 
Abhaltung  von  allzufrühem  Heiraten  und  zugleich  eine  Veranlas- 
sung, gerade  in  den  jüngeren  Jahren  der  Erwerbsfähigkeit  und 
zugleich  noch  der  geringsten  Aufwendungen  für  die  Familie, 
Mittel  anzusammeln ;     die  Institution    war    für    ihre  Zeit  nicht    so 


Die   Uebeiholung  der  öffentlichen  Ortsarmenpflege   etc.  CQC 

verwerflich  wie  sie  heute  erscheint,  und  der  ihr  zugrund  Hegende 
Gedanke  der  Fürsorge  für  die  Nachkommen  schon  in  jüngeren 
Jahren  ist  auch  heute  nicht  überhaupt  verfehlt.  Angesichts  der 
Thatsache,  dass  viele  frühen  Ehen  unsägliches  Familienelend  trotz 
sicherer  Voraussicht  stiften  und  eine  unheilbare,  generationenweise 
sittliche  und  wirtschaftliche  Verwahrlosung  zu  Lasten  der  öffent- 
lichen Armen-  und  Strafrechtspflege  hinterlassen,  könnte  man  ja 
wohl  daran  denken,  einen  gewissen,  zur  Verehelichung  erforder- 
lichen Vermögensnachweis  durch  das  Sparbuch  oder  die  Ver- 
sicherungspolice führen  zu  lassen.  Die  Heiratslust  Hesse  sich  zu 
dieser  besonderen  Ansparung  wohl  bestimmen,  die  Bildung  von 
Verehelichungs-Sparguthaben  wäre  vielleicht  auch  einfach  durch- 
zuführen und  zu  kontrollieren  ;  die  Simulation  beim  Vermögens- 
nachweis wäre  eher  auszuschliessen  als  es  früher  möglich  war. 
Dennoch  wäre  meines  Erachtens  der  Rückgriff  auf  den  Vermö- 
gensnachweis zur  Ehe,  selbst  in  einer  der  Neuzeit  angepassten 
Form  eine  höchst  bedenkliche  Massregel,  und  selbst  ein  Malthu- 
sianer  könnte  keine  rechte  Freude  daran  haben.  Ein  empfind- 
licher Eingriff"  in  die  individuelle  Freiheit  bliebe  eine  solche  In- 
stitution gewiss ;  ein  für  alle  Fälle  und  nach  den  besonderen  Ver- 
hältnissen des  Individuums  zureichender  nachhaltig  gesicherter 
Familienfond  würde  damit  doch  nicht  geschaffen.  Die  Sperrung 
des  kleinen  Fonds  bis  zum  Eintritt  des  Bedürfnisfalls  w^ird  geradezu 
als  unausführbar  zu  gelten  haben.  Mit  Rücksicht  auf  die  begüter- 
ten Klassen  hätte  die  Forderung  einer  vorzuweisenden  Mindest- 
summe fast  ein  lächerliches  Ansehen.  Die  einfache  und  richtige 
Versorgung  auch  gegenüber  den  aus  der  Familiengründung  her- 
vorgehenden Verarmungsgefahren  und  öffentlichen  Armenlasten 
ist  zu  einem  erheblichen  Teil  durch  die  allgemeinen  Versiche- 
rungs-Organisationen der  »sozialen  Gesetzgebung-  bereits  ge- 
wonnen ;  es  wäre  freilich  noch  viel  mehr  Fürsorge  in  dieser  be- 
sonderen Richtung  zu  wünschen.  Auch  alles  Weitere  wird  eben 
doch  nur  durch  eine  ganz  allgemeine  Beitrags  p  flicht 
für  selbständige  Einnahmen  zur  Deckung  der  Folgen  aller  Ur- 
sachen der  Verarmung,  nicht  bloss  der  Verarmung  aus  dem  Ehe- 
schluss,  aufgebracht  werden  können. 

Eine  andere  partikuläre  Massregel  könnte  etwa  damit  erstrebt 
werden  wollen,  dass  man  die  massige  Verarmung,  welche  aus  der 
Erwerbslosigkeit  der  Krisen  und  der  Klassenkämpfe  um  den  Lohn 
hervorgeht,  durch  besondere  Beiträge  aus  Anlass  der  Aufnahme, 
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Vermehrung  und  Entlassung  des  Arbeiterpersonals ,  durch  A  n- 
s  t  e  1 1  u  n  g  s  -  und  Z  u  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  g  e  1  d  e  r  voraus  decken  würde. 
Es  bedarf  jedoch  keiner  näheren  Ausführung,  dass  solche  Vorkeh- 
rungen vielen  Einwendungen  begegnen  würden. 

Wie  kann  es  nun  und  wie  soll  es  geschehen,  dass  allge- 
meine Sonde  reinnahmen  für  die  Deckung  der 
öffentlichen    Armenlast    erschlossen  werden ? 

Da  ist  nun  zu  allererst  kein  Zweifel,  dass  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen auch  die  in  diesem  Jahr  Reichsten  im  nächsten  Jahr  arm 
geworden  sein  können  und  der  öffentlichen  Armenpflege  unterstütz- 
ungsbedürftige Angehörige  können  hinterlassen  müssen.  Hienach 
ist  also  voraus  die  Allgemeinheit  besonderer  Bei- 
träge für  die  öffentliche  Armenpflege  grund- 
sätzlich gerechtfertigt  und  alle  Bedenken,  welche  z.  B. 
gegen  den  Vermögensnachweis  beim  Eheschluss,  gegen  Arbeits- 
eintritts- oder  Zuwanderungsgelder  erhoben  werden  müssen,  sind 
dann  voraus  überhaupt  nicht  vorhanden. 

Die  allgemeine  Beitragspflicht  zur  Gewinnung  eigener  Deck- 
ungsmittel der  öffentlichen  Armenpflege  könnten  zweitens  deshalb, 
weil  sie  von  jedermann  zu  leisten  wäre ,  und  namentlich  dann, 
wenn  die  Vorbeugung  gegen  Verarmung  (vergl.  Ziffer  2)  zugleich 
zu  voller  Entfaltung  käme,  auf  einem  sehr  geringen,  viel- 
leicht minimalen  Betrag  niedergehalten  werden. 

Ein  drittes  wäre,  dass  der  allgemeine  Beitrag  für  abgeson- 
derte Deckung  der  Armenlast  thunlichst  in  dasjenige  Alter  ver- 
legt würde,  welches  am  leichtesten  erwirbt  und  noch  bei  geringem 
Unterhaltsbedarf  am  leichtesten  zu  leben  hat,  also  im  stärkeren 
Betrage  etwa  für  die  Zeit  vom  i6.  bis  zum  30.  Jahre. 

Ein  viertes  wäre,  ausser  dem  laufenden  Beitrag  während  dieses 
Lebensalters  aus  Anlass  besonderer  Bereicherungen  und  Vermö- 
gensvermehrungen, z.  B.  bei  grösseren  Erb  anfallen  ausseror- 
dentliche einmalige  Beiträge  einzuheben,  und  an  die  öffentliche  Ar- 
menkasse abzuführen. 

Die  eigenen  Mittel  für  die  öffentliche  Armenpflege  könnten 
weiter  durch  eine  an  die  allgemeine  Einkommens-  und  Vermögens- 
steuer angeschlossene  Belastung  gewonnen  werden.  Eine  pro- 
gressive Belastung  wäre  unter  keinem  anderen  Gesichtspunkt 
so  gerechtfertigt,  wie  unter  demjenigen  des  Beitrags  für  die  öffent- 
liche Armenpflege ;  eine  nähere  Erörterung  würde  wohl  zeigen, 
dass  der  ganze  Betrag  der  Progressiv-Procente  bei  der  jüngst  ein- 
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geführten,  bezw.  allgemein  in  Einführung  begriffenen  allgemeinen 
Personal-Einkomiriens-  und  Vermögenssteuer  gleichwie  bei  der  Erb- 
schafts- und  der  Schenkungssteuer  aus  inneren  Gründen  der  öffent- 
lichen Armenpflege  und  etwa  zugleich  noch  der  allgemeinen 
Witwen-  und  Waisen-Versicherung  zuzubilligen  wäre.  Der  Gedanke 
der  Progressiv-Besteuerung  ist  in  unserer  Zeit  ein  sehr  populärer, 
für  die  reichsten  Klassen  freilich  auch  ein  sehr  beschwerender  und 
wenig  angenehmer ;  bei  Verwendung  des  Ertrags  der  Progressiv- 
Procente  für  die  öffentliche  Armenpflege  würde  die  Progressiv- 
steuer ein  viel  milderes  und  erträglicheres  Ansehen  gewinnen. 

Würden  sich  aber  immer  noch  diese  allgemeinen  Zuwendungen 
an  die  öffentlichen  Armenkassen  als  unzureichend  erweisen,  so 
würden  sehr  geringe  und  unter  Umständen  nur  vorübergehende 
Zuschüsse  in  der  Form  leichter  Erhöhung  der  Beiträge 
zur  Invaliditäts-  und  Alters- Versicherung  weitere 
reichliche  Mittel  flüssig  zu  machen  gestatten.  Wenn  das  Bedürf- 
nis es  erfordern  sollte,  so  würden  massige  Zuschläge  zu  dem  genann- 
ten Zweig  der  Arbeiter-Zwangsversicherung  grundsätzlichen  Beden- 
ken schwerlich  begegnen,  obwohl  auch  die  Arbeitgeber  damit  zu 
erhöhten  Beiträgen  für  die  öffentliche  Armenpflege  herangezogen 
werden  würden,  ohne  doch  von  Verarmung  ebenso  stark  bedroht 
zu  sein,  wie  die  ihnen  dienenden  Klassen.  Arbeitnehmer  und  Ar- 
beitgeber tragen  ja  beispielsweise,  die  einen  durch  Arbeitsaus- 
stände, die  anderen  durch  Arbeitsaussperrungen  gelegentlich  sehr 
stark  dazu  bei,  dass  aus  der  Erwerbslosigkeit  des  Klassenkampfes 
die  Gefahr  und  die  Last  der  Verarmung  erwächst,  und  der  Umstand, 
dass  der  Arbeitgeber  genau  in  dem  Verhältnis,  als  er  mehr  Ar- 
beiter aufnimmt,  eine  stärkere  Zusatzbelastung  speziell  für  die 
öffentliche  Armenpflege  erfahren  würde,  scheint  es  zu  empfehlen, 
im  Bedürfnisfall  auch  in  der  Form  der  Zuschläge  zu  den  Ver- 
sicherungsbeiträgen der  neueren  sozialen  Gesetzgebung  zusätzliche 
Einnahmen  der  Armenpflege  zu  erschliessen. 

Eine  letzte  Quelle  eigener  Einnahmen  der  öffentlichen  Armen- 
pflege Hesse  sich  durch  Benützung  des  Apparates  der  indirekten 
Reichs-,  Landes-  und  Gemeindebesteuerung  unschwer  gewinnen.  Ein 
massiger  Anteil  an  den  jetzigen  Erträgnissen 
der  Verzehrungssteuern  oder  ein  massiger  Zuschlag  zu 
jenen  indirekten  Steuern,  welche  nicht  auf  schlechthin  unentbehr- 
Uche  Verbrauchsgegenstände  gelegt  sind,  würde  eine  im  Verhält- 
nis zum  Bedarf  sehr  erhebliche  eigene  Einnahme  der  öffentlichen 
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Armenverwaltung  sicher  erzielen.  Die  Rationalität  einer  derarti- 
gen Mehrung  der  Einnahmen  wird  nicht  leicht  zu  bestreiten  sein. 
Es  sind  die  minderbemittelten  Klassen,  deren  Konsum  die  Masse 
des  Ertrags  der  indirekten  Besteuerung  liefert ;  es  sind  auch  die- 
selben Klassen,  welche  zur  Armee  der  Armen  die  stärksten  Kon- 
tingente stellen  ;  es  sind  wieder  dieselben  Klassen,  welche  von  den 
Armenzuschlägen  auf  die  progressiv  oder  nichtprogressiv  angelegten 
direkten  Einkommens-,  Vermögens-  und  Erbschafts-Steuern  gänzlich 
befreit  sein  würden.  Der  Gedanke  der  sozialpolitischen  Beteiligung 
an  den  Erträgnissen  indirekter  Steuern  ist  jüngst  erst  theoretisch  von 
A.  Wagiier  ausgesprochen,  vom  Reichskanzler  anscheinend  accep- 
tiert,  vom  Centrum  des  Reichstags  (Antrag  Spahn)  zu  einem  Antrag 
im  Reichstag  formuliert  worden.  Es  lässt  sich  kein  Grund  ab- 
sehen, weshalb  dieser  beim  Zolltarif  wohl  nicht  sehr  glücklich 
angebrachte  Gedanke  nicht  für  sämtliche  Objekte  rationeller  in- 
direkter Besteuerung  sollte  angewendet  werden  können.  Die 
Quote,  welche  aus  den  Erträgnissen  der  indirekten  Reichssteuern 
als  Bezug  an  die  öffentliche  Armenpflege  abzuliefern  wäre,  könnte 
nach  der  Bevölkerungszahl  den  Bundesstaaten  überwiesen  und  von 
diesen  nach  ihren  besonderen  Verhältnissen,  Landesgesetzen  und 
Landes-Bedürfnissen  den  Armenbehörden  zugewiesen  werden. 

Die  Einhebung  aller  genannten  eigenen  Einnahmen  der 
öffentlichen  Armenpflege  böte  nicht  die  geringste  praktische  Schwie- 
rigkeit ;  man  brauchte  dafür  einen  besonderen  Finanzapparat  nicht 
zu  schaffen,  nicht  das  kleinste  Rädchen  müsste  in  die  bestehende 
Organisation  des  Einhebungsdienstes  der  öffentlichen  Versiche- 
rungsanstalten und  der  öffentlichen  Steuerkassen  weiter  eingesetzt 
werden ;  die  letzteren  könnten  alles  mitbesorgen  ohne  nennens- 
werte Vermehrung  der  Einhebungskosten;  man  brauchte  dem  Be- 
lasteten nicht  einmal  zu  sagen  ,  wie  viel  von  dem  Ausschlag  auf 
die  Versicherungsbeiträge  bezw.  Steuern  und  wie  viel  auf  den 
Anteil  der  öffentlichen  Armenpflege  entfiele. 

Klar  ist,  dass  trotz  der  Mitwirkung  der  Versicherungsanstal- 
ten und  der  öffentlichen  Steuerbehörden  zum  Einhebungs-  und 
Kassenwesen  die  Abfuhren  an  die  öffentliche  Armenpflege  in 
keiner  Weise  den  Charakter  der  allgemeinen  Ge- 
meinde- und  Staats- Besteuerung  tragen  würden.  Es 
wären  wirklich  eigene  Einnahmen  geschaffen,  es  wäre  der  Gemeinde- 
steuerbeutel soweit  von  dem  Armenaufwand  entlastet,  als  die  Ge- 
samtheit   der    eigenen  Einnahmen    den  Bedarf   der  Armenlast  zu 
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decken  gestattet.  Die  Steuerträger  der  O  rts  gemeinde  könnten 
von  Steuerzuschlägen  nach  Gewinnung  abgesonderter  Dotation  der 
Armenpflege  überhaupt  ganz  entbunden  werden.  Der  letzte  Zug 
kommunistischer  Gestaltung  des  noch  verbleibenden  Restes  der 
öffentlichen  Armenlast  würde  weggetilgt  sein. 

Die  selbständigen  Einnahmen  der  öffentlichen  Armenpflege 
Hessen  sich  in  vollkommen  rationeller  Weise  und  einfachst  an  die 
verschiedenen  Organe  der  öffentlichen  Armenpflege  auch  a  u  s- 
teilen.  In  erster  Linie  würden  gewisse,  besonders  kostspielige 
und  für  weitere  Verbände  gemeinsame  Anstalten  (Irrenhäuser, 
Blinden-  und  Taubstummen-Institute,  Pflegeanstalten  für  Epilepti- 
sche ,  Versorgungshäuser  für  verwahrloste  Kinder  und  Alte)  aus 
eigenen  Einnahmen  der  öftentlichen  Armenpflege  dotiert  werden, 
und  erst  der  darüber  hinausgehende  Bedarf  würde  nach  einfachen 
oder  kombinierten  Massstäben  auf  die  Kassen  der  Selbstverwal- 
tungskörper überwiesen  werden. 

Diese  Ausgestaltung  eigener  Einnahmen  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege würde  auch  den  grossen  Vorteil  bieten,  dass  sie  der 
Reform  der  Armenpflege  von  dem  mehr  oder  weniger  unvoll- 
kommenen und  ungleichartigen  Stand  der  Gemeinde-  und 
sonstigen  Korporationsbesteuerung  unabhängig  ma- 
chen würde.  Zwar  im  Einhebungs-  und  Kassenwesen  an  die 
lokale  Besteuerung  angelehnt ,  würde  die  Fortbildung  der  öffent- 
lichen Armenpflege  von  der  Entwickelung  dieser  Besteuerung  den- 
noch im  wesentlichen  unbeeinflusst  sein. 

4.  Die  zeitgemässe  Verteilung  der  öffentlichen  Armenlast  auf 
die  engeren  und  die  weiteren  Kommunal-Verbände. 

Die  nächste  noch  erübrigende  Frage  ist,  welche  Verbände 
und  wie  sie  sich  in  die  Last  der  öffentlichen  Armenpflege  zu 
teilen  hätten,  wobei  wieder  daran  festzuhalten  sein  würde,  dass 
es  nur  Verbände  der  Selbstverwaltung  sein  können,  welche  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  einer  staatlichen  Oberaufsicht  in  der 
doppelten  Richtung  wirklicher  Erfüllung  der  gesetzlichen  Armen- 
ansprüche und  des  Schutzes  der  zur  Deckung  der  Armenlast  heran- 
gezogenen Interessenten,  unterworfen  sein  würden. 

Bei  der  veränderten  Verteilung  der  Armenlast  wird  das  Reich 
überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen.  Eine  so  weite  Ausdeh- 
nung des  Versorgungskreises  erscheint  auch  heute  noch  kaum 
als  Bedürfnis;    sie    hätte    bei    der   bestehenden    reichsverfassungs- 


5IO 


Dr.  SchälTle: 


massigen  Verteilung  der  Zuständigkeiten  zwischen  Reich  und 
Gliedstaaten  auch  erhebliche  Schwierigkeiten,  welche  kaum  so 
rasch  zu  überwinden  sein  würden;  das  Reich  wäre,  solange  die 
Reichsbesteuerung  eine  befriedigend  abschliessende  Regelung  nicht 
gewonnen  hat,  auch  kaum  als  besonders  leistungsfähiger  Körper 
anzusehen;  endlich  würde  die  Gefahr  drohen,  dass  die  so  wün- 
schenswerte Anpassung  an  die  noch  sehr  ungleiche  Verwaltungs- 
organisation der  verschiedenen  Bundesstaaten  erschwert  sein  würde. 
Die  Reform  kann  also  durchaus  als  partikularstaatliche  Regelung 
im  Anschluss  an  die  bestehenden  politischen  Territorialgliederungen 
vollzogen  werden,  wovon  auch  Lechler  ausgeht. 

Die  unter  staatlicher  Oberaufsicht  thätigen  Selbstverwaltungs- 
körper sind  die  Ortsgemeinde,  der  Bezirk  (Stadtkreis  und  Land- 
kreis in  Preussen,  Amtskörperschaft  in  Württemberg  u.  s.  w.), 
sowie  der  Provinzialverband  (in  anderen  Ländern  Kreis ,  Kreis- 
hauptmannschaft genannt),  bezw.  das  ganze  Land  für  die  mittle- 
ren und  kleineren  Gliedstaaten  des  Deutschen  Reiches.  Die  Glie- 
derung der  Selbstverwaltungs-  und  der  Staatsverwaltungs-Bezirke 
ist  nun  nicht  durch  das  ganze  Deutsche  Reich  eine  gleichmässige. 
Die  parallel  laufenden  Verbände  sind  hier  enger ,  dort  weiter, 
hier  weniger ,  dort  mehr  tragfähig.  Vor  allem  sind  die  Ortsge- 
meinden sehr  ungleich  nach  Grösse  und  nach  Steuerfähigkeit  wie 
nach  Gefahr  der  Verarmung ;  bei  den  durch  Eingememdungen 
und  durch  Bevölkerungszunahme  noch  immer  mächtig  anwachsen- 
den grösseren  Städten,  welche  ausserhalb  Preussens  noch  nicht 
durchgreifend  als  Stadtkreis  vom  Landkreis  abgetrennt  sind,  fällt 
der  engere  Ortsarmenverband  von  selbst  in  den  nächst  weiteren 
Verband  der  Selbstverwaltung  hinein.  Hienach  wird  davon  aus- 
zugehen sein,  dass  nicht  alle  einzelstaatlichen  Gesetzgebungen 
versucht  sein  werden ,  die  veränderte  Verteilung  der  Armenlast 
in  völlig  gleichartiger  Weise  vorzunehmen ;  umgekehrt  wird  aber 
die  andere  Verteilung  der  Armenlast  vermutlich  auch  auf  Ver- 
änderungen in  der  Gliederung  der  Selbstverwaltungsbezirke  hin- 
drängen. Für  die  Zwecke  der  hier  gepflogenen  zusätzlichen  Aus- 
führungen zu  Lechler's  Abhandlung  muss  jedoch  von  der  parti- 
kularstaatlichen Mannigfaltigkeit  in  der  Gliederung  der  Selbstver- 
waltungskörper abgesehen  und  kann  nur  davon  ausgegangen  wer- 
den: als  engsten  Kreis  die  Ortsgemeinde,  als  den  nächst  wei- 
teren Kreis  den  Bezirksverband  (Kreis  in  Preussen ,  Oberamt  in 
Württemberg   u.  s.   w.)    und    als    dritten    weitesten    Verband    die 
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Provinz,  bezw.  das  ganze  Land  (oder  den  3.,  4.,  8.  Teil  des  Lan- 
des) anzusehen.  Für  die  folgenden  Ausführungen  wird  also  von 
dem  Uebereinander  dreier  Selbstverwaltungskörper  unter  der  Be- 
zeichnung Orts-,  Bezirks-  und  Provinzial-Armenverband  ausge- 
gangen mit  Festhaltung  des  Unterschiedes  von  Landbezirks-  und 
Stadtbezirksverbänden . 

Wie  wäre  nun  die  der  veränderten  Struktur  der  modernen 
Gesellschaft  entsprechende  Verteilung  der  öffentlichen 
Armen  last  durchzuführen.^  Für  die  gegenwärtigen  Verhältnisse 
und  die  nächstkommende  Regelung  in  Württemberg  wird  die  von 
LecJikr  vorgeschlagene  Kontingentierung  :  ein  Viertel  für  die  Orts- 
gemeinde, ein  Viertel  für  die  Bezirksgemeinde,  endlich  zwei  Vier- 
tel für  das  Land  wirklich  als  passend  erscheinen  können.  Doch 
wird  der  Verteilungsschlüssel  zwischen  engeren  und  weiteren  Ar- 
menverbänden nicht  überall  der  gleiche  sein  und  nicht  immer  der 
gleiche  bleiben  müssen.  Man  wird  nur  sagen  können,  dass  den 
weiteren  Verbänden  Schritt  um  Schritt  ein  umso  grösserer  Teil 
der  Armenlast  wird  zugeschoben  werden  können ,  je  mehr  einer- 
seits die  Last  für  die  Steuerträger  durch  Entwickelung  der  prä- 
ventiven Armenpflege  (vergl.  Abschnitt  2)  und  durch  Erschlies- 
sung selbständiger  Einnahmequellen  für  das  Armenwesen  (Ab- 
schnitt 3)  eingeschränkt  werden,  und  je  mehr  es  gelingen  würde, 
weiter  (vergl.  Ziffer  5)  eine  behördliche  Ausgestaltung  der  Ar- 
menpflege zu  finden,  welche  die  weiteren  und  weitesten  Verbände 
gegen  Ausbeutung  von  den  engsten  Verbänden  her  sicherstellen 
würde.  Hienach  soll  hier  die  Feststellung  der  definitiven  Armen- 
Matrikularquoten  den  besonderen  Verhältnissen  und  dem  Gang  der 
Armenrechts-Reform  anheimgegeben  bleiben. 

Die  mehr  oder  weniger  erhebliche  Verschiebung  der  Armen- 
last gegen  die  weiteren  Verbände  hin  wird  voraus  an  Bedenk- 
lichkeit verlieren,  aber  zunächst  auch  in  knapperem  Massstab  an- 
gefasst  werden  können,  wenn  denjenigen  Gemeinden,  welche  zur 
öffentlichen  Armenpflege  wenig  leisten  können ,  sagen  wir,  sogar 
im  allgemeinen  selbst  notleidend  sind,  voraus  der  ihre  Leistungs- 
fähigkeit übersteigende  Teil  der  Armenlast  abgenommen  wird  und 
wenn  die  Ausgaben  für  gewisse  Kategorien  von  Armen  und  von 
Pflegeanstalten  für  die  Armen  den  engeren  Verbänden  ganz  oder 
nahezu  ganz  abgenommen  und  auf  die  weiteren,  selbst  weitesten 
Verbände  übernommen  werden. 

Das    führt    einmal    zur   wirklichen  Gewährung  von  Armen- 
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Zuschüssen  an  notleidende  Ortsgemeinden  aus  den 
öffentlichen  Kassen  der  weiteren  Verbände  bezw.  des  Staates.  Es 
kommt  nur  darauf  an,  dass  die  Zuschüsse  an  solche  notleidende 
Gemeinden,  welche  z.  B.  in  Artikel  25  des  Württemb.  Ausfüh- 
rungsgesetzes vorgesehen  sind,  wirklich  überhaupt  gereicht  und 
zwar  so  gereicht  werden  ,  dass  die  Armengemeinden  nicht  erst 
darum  zu  betteln  haben,  nicht  genötigt  sind,  selbst  die  verschämte 
Armut  zu  spielen  ,  wie  das  von  Lechler  als  Thatsache  aus  dem 
Leben  nachgewiesen  ist.  Dafür  aber  wird  gesorgt  sein,  wenn  der 
Begriff  der  notleidenden  Armengemeinde  nach  Prozenten  der  Ge- 
samtsteuerlast, welche  der  Armenaufwand  erreicht  hat,  gesetzlich 
definiert,  wenn  das  Zuschussprozent  gesetzlich  abgestuft,  und  wenn 
das  letztere  von  der  Aufsichtsbehörde  etwa  auf  Antrag  des  Lechler- 
schen  Armeninspektors  von  amtswegen  nicht  erst  auf  Antrag  der 
Ortsarmenbehörde  dem  Gesetz  gemäss  erzwungen  wird.  Die  be- 
treffenden Gedanken  LecJilei'S  sind  unzweifelhaft  praktisch  und 
einer  fruchtbringenden  Ausgestaltung  fähig. 

Nicht  minder  dürfte  die  andere  Forderung  LecJiler  s  gerecht- 
fertigt sein ,  wonach  der  Aufwand  für  öffentliche  Arme  gewisser 
Art :  Geisteskranke,  Blinde,  Taubstumme,  Epilepti- 
sche, verwahrloste  Kinder  u.  s.  w.  der  Ortsgemeinde  ab- 
zunehmen ist  und  zwar  in  gesetzlich  zwingender  (obligatorischer) 
nicht  bloss  in  fakultativer  Weise,  wie  letzteres  durch  Artikel  21 
des  württ.  Gesetzes  in  fast  wirkungsloser  Weise  angeordnet  wor- 
den ist.  Nachdem  dieser  Zweig  der  Armenlast  in  anderen  Staa- 
ten bereits  obligat  auf  die  weiteren  Verbände  übernommen  ist, 
wird  die  Verallgemeinerung  der  fraglichen  Zuteilung  wohl  über- 
all in  Deutschland  zu  erwarten  sein.  Die  Uebernahme  dieser  be- 
sonderen Pflegekosten  auf  die  weiteren  Verbände  ist  durch  Rück- 
sichten der  verschiedensten  Art  begründet.  Ein  Missbrauch  von 
Seiten  der  Armen  und  ihrer  Ortsgemeinde  ist  hier  nicht  zu  be- 
fürchten ;  denn  die  Unterstützungsbedürftigkeit  lässt  sich  nach  Art 
und  Dauer  mit  Beihilfe  der  Medizinalbehörden  und  anderer  Or- 
gane zuverlässig  ermitteln.  Die  Kosten  menschenwürdiger  Pflege 
übersteigen  in  der  Regel  die  Kraft  der  gewöhnlichen  Ortsarmen- 
gemeinde. Hier  sind  besondere  Pflege-  und  Erziehungsanstalten 
erforderlich,  welche  nur  vom  weiteren  Verband  erhalten  werden 
können.  P'ndlich  wird  das  Humanitätsgefühl  unserer  Zeit  gerade 
hier  am  leichtesten  zur  Bestreitung  der  Kosten  aus  allgemeinen 
Mitteln  bereit  sein. 
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Selbstverständlich  verbliebe  die  Unterstützung  derjenigen, 
welche  im  Sinn  des  deutschen  Unterstützungswohnsitzgesetzes 
;  landarm«  sind,  weil  sie  in  keiner  Armengemeinde  armenbe- 
rechtigt, keine  »Ortsarmen«  sind,  den  weiteren  Verbänden  zuge- 
schieden. Im  Institut  der  Landarmenpflege  hat  das  Bedürfnis  des 
Lebens  dem  Gesetzgeber  die  thatsächliche  Anerkennung  der  Un- 
zulänglichkeit der  Ortsarmenpflege  bereits  abgezwungen  und  da- 
bei hat  es  selbstverständlich  sein  Bewenden  zu  behalten;  wo  im 
Sinn  des  Gesetzes  überhaupt  keine  Gemeindezugehörigkeit  wegen 
Mangels  an  mindestens  zweijährigem  Aufenthalt  gegeben  ist,  hat 
es  eben  mit  dem  Charakter  des  Ortsarmen  und  der  Ortsarmen- 
pflege von  selbst  ein  Ende.  Nach  Lechler  sind  die  » Landarmen « 
erheblich  besser  daran,  als  die  Masse  der  sesshafteren  Ortsarmen. 
Wirft  nicht  diese  Thatsache ,  dass  jener  Arme  bei  der  jetzigen 
Armenpflege  am  besten  fährt,  welcher  sich  weniger  sesshaft  ver- 
halten hat ,  ein  grelles  Licht  auf  den  Widerspruch  ,  in  welchem 
die  Ortsarmenpflege  mit  den  Zuständen  und  Bedürfnissen  der 
modernen  Gesellschaft  sich  befindet!  } 

Der  Ortsarmenverband  existiert  aber  überhaupt  auch  nicht 
mehr  bei  den  bedeutendsten  Gemeinden;  denn  diese 
haben  als  städtische  Grossgemeinden  die  Grösse  eines  Bezirks- 
und  selbst  Pro  vinzial- Verbandes  erreicht  und  sind  dem- 
gemäss  auch  in  der  öfifentlichen  Armenpflege  wie  Bezirks-  und 
Provinzialverbände  zu  wirken  berufen  und  befähigt. 

Sofern  und  sobald  im  ganzen  Land  fliessende  eigene  Ein- 
nahmequellen für  die  öfl"entliche  Armenpflege  eröß"net  sein  wür- 
den, wofür  der  vorige  Abschnitt  hinlänglich  greifbare  Andeutungen 
gegeben  haben  wird ,  müssten  die  besonderen  Erträgnisse  aus 
diesen  speziellen  Armeneinnahmen  in  erster  Linie  für  die  Unter- 
stützung der  soeben  erwähnten  Landespflegeanstalten,  für  die  Be- 
streitung der  Zuschüsse  an  notleidende  Ortsgemeinden  und  der 
Kosten  der   »Landarmenpflege«   Verwendung  finden. 

5.  Zur    Fortbildung    der    armenrechtlichen    Behörden  -  Organi- 
sation. 

Wenn  die  bisherige  Ortsarmenpflege  überhaupt  als  überholt 
anzusehen  ist,  so  kann  auch  der  bestehende  Behörden-Organis- 
mus nicht  genügen  und  bedarf  einer  Fortbildung,  welche  den  vom 
fortschreitenden  Leben  gewiesenen  Reformen  vollauf  zu  genügen 
im  Stande  ist.     Zwar    muss    die   Ortsgemeinde    als   unterster  Ver- 
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band  stehen  bleiben   und   nur  zum  Glied  einer  reicher  entfalteten 
Verwaltung  gestaltet  werden. 

Die  Anregungen,  welche  Lec/i/er  auch  für  die  Fortbildung 
der  Behörden-Organisation  giebt,  dürften  ganz  innerhalb  der  Rich- 
tung liegen,  welche  für  die  Reform  des  öffentlichen  Armenrechts 
nach  den  Ergebnissen  der  vorstehenden  allgemeinen  sozial-wissen- 
schaftlichen und  sozial-politischen  Betrachtung  angezeigt  erscheint, 
jedenfalls  würden  sie  in  keiner  Weise  späterer  Weiterentwicke- 
lung der  Reform  hindernd  in  den  Weg  treten.  Lechler  hält  strenge 
an  der  Zuständigkeit  der  Selbstverwaltungskörper  unter  Förde- 
rung und  Überaufsicht  (jus  advocatiae  et  inspectionis)  des  Staates 
fest  und  vermeidet  jede  Vermischung  der  obligaten  Notarmen- 
pflege mit  der  freien  Wohlthätigkeit.  Auch  nach  ihm  wird  es 
selbstverständlich  sein ,  dass  den  weiteren  Verbänden  in  dem 
Masse  ,  als  sie  stärker  belastet  werden  ,  auch  ein  entsprechend 
grösserer  Einfluss  zur  Abwehr  gegen  missbräuchliche  Anrufung 
und  Gewährung  des  öffentlichen  Armenrechts  einzuräumen  ist. 

Die  Behörden-Organisation  der  öffentlichen  Armenpflege  wird 
zeitgemässerweise  wesentlich  in  einer  dreifachen  Abstu- 
fung aufgebaut  und  innerhalb  jeder  Stufe  so  ausgebaut  sein 
müssen  ,  dass  auf  der  einen  Seite  die  Armen  zu  ihrem  Rechte 
gelangen  können  und  auf  der  anderen  Seite  die  mit  dem  Armen- 
aufwand belasteten  Schichten  gegen  Ausbeutung  durch  die  Armen 
und  für  die  Armen  völlig  sichergestellt  sind. 

Der  Staat  wird  nach  allgemeinen  Grundsätzen  gewissenhaft 
beaufsichtigen  und  fördern.  Diese  Mitwirkung  steht  naturgemäss 
den  ordentlichen  Verwaltungsbehörden  mit  verfügender  Gewalt 
zu.  Diese  würden  aber  durch  die  Schaftung  des  von  Lechler  vor- 
geschlagenen Instituts  von  A  r  m  e  n  i  n  s  p  e  k  t  o  r  e  n  für  jede 
Provinz  (Land )  sehr  unterstützt  werden ;  die  Berufung  auf  den  Vor- 
gang der  Einführung  des  Fabrikinspektorats  dürfte  vollkommen 
zutreffend  sein.  Die  ganze  Stellung  des  Armeninspektors ,  wie 
sie  Lechler  vorschwebt,  wird  als  sachgemäss  gedacht  anzuerken- 
nen sein;  der  Armeninspektor  müsste  in  die  Hütte  eines  jeden 
Armen  eintreten  können,  wie  der  Fabrikinspektor  in  jeden  Fabrik- 
raum, aber  er  würde  doch  nur  beaufsichtigen,  die  Ausführung 
des  Gesetzes  überwachen,  begutachten,  berichten  und  beraten,  im 
Verkehr  gleich  sehr  mit  den  Armen ,  mit  den  Armenbehörden 
und  mit  den  Staatsaufsichtsorganen  stehen. 

In    der    untersten     o  r  t  s  g  e  m  e  i  n  d  1  i  c  h  e  n    Instanz    der 
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Öffentlichen  Armenvervvaltung  bliebe  die  Ortsgemeindebehörde 
zugleich  die  lokale  Armenbehörde.  Man  darf  erwarten,  dass  nach 
Entbürdung  der  Ortsgemeinde  von  dem  Druck  der  heutigen  Ar- 
menlast em  erheblicher  Teil  der  Herzenshärte  vieler  Gemeinde- 
behörden gegen  die  Armut  von  selbst  schmelzen  würde.  Es 
bleibt  dennoch  der  Gedanke,  welchen  Lechler  wenigstens  andeu- 
tet, in  jeder  Gemeinde  eine  Art  Pfleger  für  Beratung  der  Orts- 
armen und  derer,  die  es  erst  zu  werden  drohen,  ein  sehr  beher- 
zigenswerter, denn  der  Arme  ist  und  bleibt  für  sich  allein  der 
schwache  und  wehrlose  Teil,  wie  ihn  LecJile^'  aus  dem  Leben 
heraus  darstellt.  In  Ortsarmensachen  wäre  hienach  mit  der  Zeit 
zu  einer  Art  Anwaltschaft  für  die  Armen  der  Gemeindebehörde 
gegenüber  zu  gelangen ;  Lechler  will  mit  Recht  dem  Ortsgeist- 
lichen etwas  mehr  als  blosse  Figurantenstellung  gewahrt  wissen. 
Wahrscheinlich  würde  die  Entwickelung  noch  weiter  drängen  und 
eine  örtliche  Armenpflegerschaft  überhaupt  als  wünschenswert 
erschemen  lassen,  wozu  nicht  bloss  Geistliche,  sondern  alle  in  der 
Sozialpolitik  und  Wohlthätigkeit  bewährten  Personen  berufen 
werden  könnten.  Indessen  mag  man  darin  nichts  übereilen;  so- 
bald die  Entbürdung  von  dem  jetzigen  Druck  der  Armenlast  ge- 
wonnen und  das  Armeninspektorat  in  volle  Wirksamkeit  getreten 
wäre,  wird  sich  die  richtige  und  praktische  Lokalvertretung  für 
die  Armen  schon  finden. 

Für  den  nächsthöheren  Verband  der  öffentlichen  Armenpflege, 
den  Bezirk  (Landkreis  ,  Stadtkreis)  wird  die  Behörden-Organi- 
sation ähnlich  wie  für  die  Ortsarmengemeinde  angelegt  sein  kön- 
nen und  müssen.  Die  nächste  Weiterbildung,  wie  sie  L^echler  für 
Württemberg  sich  denkt,  wird  als  einfach  und  praktisch  anzuer- 
kennen sein.  Mit  der  Zeit  wird  sich  auch  eine  Besetzung  der 
Bezirks-Armenbehörden  finden,  in  welcher  nicht  bloss  die  Steuer- 
träger ,  sondern  auch  die  Freunde  der  Armen  kräftig  zu  Wort 
gelangen  können. 

Für  den  P  r  o  v  i  n  z  i  a  1  -  bezw.  Landes-Armenverband,  wel- 
cher teils  selbständige  Aufgaben  zu  übernehmen,  teils  für  die 
Orts-  und  Bezirksausgaben  beizusteuern  berufen  wäre,  selbst  aber 
eine  gemeinsame  Zentralstelle  der  öffentlichen 
Landes-Armenpflege  über  sich  hätte,  kann  eine  der  Lo- 
kal- und  der  Bezirks-Organisation  ganz  kongruente  Einrichtung 
gewonnen  werden.  Es  bedarf  vielfach  nur  der  Weiterbildung 
schon    bestehender  Ansätze.     Ins  Detail    dieser  Zentral-Organisa- 
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tion  einzugehen,  würde  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen. 

Zu  vermuten  ist,  dass  alhnahlich  die  ganze  sozialpo- 
litische Verwaltung  in  der  Selbstverwaltung 
wie  in  der  Staatsverwaltung  zu  einem  abge- 
sonderten Departement  oder  Ministerium  zu- 
sammengefasst  werden  würde,  in  welchem  die  Ar- 
menpflege nur  ein  mit  den  übrigen  Zweigen  der  sozialen  Ver- 
waltung verwachsenes ,  aber  für  seine  speziellen  Aufgaben  auch 
eigens  durchgebildetes  Glied  darstellen  würde. 

Dem  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  lag  es  bei  den  vorstehen- 
den zusätzlichen  Ausführungen  durchaus  ferne,  über  die  Lechler - 
sehen  Vorschläge  hinaus  in  irgend  einer  Richtung  etwas  über- 
stürzen und  zu  verfrühter  Ausgestaltung  treiben  zu  wollen.  Es 
lag  ihm  nur  daran,  in  erster  Linie  zu  erklären,  weshalb  die 
Ürtsarmenpüege  überholt  ist  und  zu  zeigen,  dass  der  Weg  LecJi- 
ler's  zu  einer  zeitgemässen  Ordnung  zu  gelangen  ohne  Ge- 
fährdung irgend  eines  Interessenkreises,  ohne 
Ueberbürdung  der  Steuerträger  irgend  eines  Selbstverwaltungs- 
körpers, mutig  betreten  werden  kann. 

Die  Auffassung,  welche  hier  kurz  vertreten  worden  ist,  hält 
sich  ferne  sowohl  vom  Extrem  der  stürmischen  Weltverbesserung 
als  vom  Extrem  zähen  Hängenbleibens  am  überlebten  Alten. 
Man  hätte  ja  wohl  erwarten  können,  dass  ein  Umschwung  in  der 
Ordnung  der  Armenpflege  mit  der  völligen  Verwandlung  der  alten 
kleinbürgerlichen  zur  modernen  grosskapitalistischen  Gesellschaft 
Hand  in  Hand  vor  sich  gehen  musste.  Man  kann  nun  freilich 
sagen,  dass  man  von  Seiten  der  Utopisten  des  Kommunismus 
beim  Herannahen  des  neuen  Zustandes  an  radikalsten  Versprechun- 
gen zu  Gunsten  der  Armen  und  Beladenen  es  nicht  hat  fehlen 
lassen.  Aber  wie  wenig  von  den  Versprechungen  von  dieser 
Seite  her  ist  bis  jetzt  durch  radikale  Weltverbesserung  zur  Ver- 
wirklichung gelangt !  Man  ist  versucht,  auf  die  Verkündiger  eines 
Gesellschaftszustandes ,  in  welchem  es  überhaupt  keine  Armen 
mehr  geben  würde  ,  und  auf  die  Verächter  der  neueren  sozialen 
Gesetzgebung,  selbst  das  Wort  Schiller's  anzuwenden:  »Wie  gross 
war  ihre  Welt  gestaltet,  als  in  der  Knospe  sie  sich  barg,  wie 
wenig,  ach!  hat  sich  entfaltet!  dies  Wenige,  wie  klein,  wie  karg!« 
Die  zeitgemässe  Fortbildung  der  öffentlichen  Armenpflege  kann 
eben    nur    Schritt    um  Schritt    und    auf  Grund    vorausgegangener 
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Entfaltung  der  Anstalten  zeitgemässer  Vorbeugung  gegen  die  Ar- 
mut und  zeitgemässer  Aufbringung  eigener  Mittel  für  die  öffent- 
liche Armenpflege  gelingen  ,  sie  kann  eben  daher  erst  jetzt  mit 
grösserem  Erfolge  angefasst  und  dann  schrittweise  zu  Ende  ge- 
führt werden.  Angesichts  des  Zustandes,  \v^\z\\tn  Lechler  in  einem 
für  die  öffentliche  Armenpflege  so  günstig  angelegten  Lande,  wie 
Württemberg  es  ist,  an  das  Tageslicht  gestellt  hat,  wird  das  an- 
dere Extrem  des  einfachen  Beharrens  bei  der  bisherigen  Orts- 
armenpflege sich  nicht  festhalten  lassen,  und  man  wird  sich  nicht 
länger  m^ehr  gegen  eine  entschiedene  Fortbildung  auch  des  öffent- 
lichen Armenrechts  im  Geiste  und  in  den  Organisationsformen  der 
neuen  Gesellschaft  stemmen  dürfen. 

Man  darf  die  Reform  mutig  wagen  ,  wenn  man  in  ähnlicher 
Weise  die  Reform  des  Armenwesens  anfasst,  wie  man  in  der  so- 
zialen Gesetzgebung  die  Versorgung  der  erwerbsfähigen  Arbeiter 
angefasst  hat.  Es  wird  sich  dann  nicht  »wenig«  entfalten  und 
das  Einzelne  »nicht  klein,  nicht  karsf.« 
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GESCHICHTLICHER  ERKLÄRUNG  UND 
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HANDLUNG   UNSERER   LANDWIRTSCHAFTS- 
BEDRÄNGNIS. 

VON 

Dr.   SCHÄFFLE. 


Zweiter   Artikel. 

DER    PRODUKTIONS-,    VERKEHRS-    UND    UNTERNEH- 
MUNGSUMSCHWUNG SEIT  AUSBRUCH  DER  KRISIS. 


IV.   Vier  Aufgaben  exakter  Feststellung  und  Erklärung  des 
neueren  Entwickelungsganges    der   deutschen  Landwirtschaft. 

Im  ersten  Artikel  ist  nach  einer  allgemeinen  Charakteristik 
des  Posadowsky-Tarifes  und  nach  Klarlegung  der  grossen  Lücken, 
welche  die  bisherige  öffentliche  Kritik  dieses  Tarifentwurfes  un- 
ausgefüUt  gelassen  hat,  die  Ueberzeugung  gewonnen  und  begründet 
worden,  dass  die  Bedrängnis  der  Landwirtschaft  als  Folge  einer 
weltwirtschaftlichen  E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  s  k  r  i  s  i  s  a  nzusehen  und  zu 
behandeln  sei. 

Die  Erkenntnis  dieser  Thatsache  genügt  nun  nicht  für  die 
praktische  Agrarpolitik,  auch  nicht  speziell  für  die  Entscheidung 
über    die  ZoUtariffragen,    zu    deren  Aufwerfung    im    Posadowsky- 
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Tarife  die  chronische  Bedrängnis  des  deutschen  Ackerbaues  den 
Anlass  gegeben  hat.  Feststellung  und  exakte  Erklärung  des  neueren 
Entwickelungsganges  ist  als  unumgängliche  Voraussetzung  für  die 
Auffindung  der  richtigen  Massregeln  anzusehen.  Solche  Feststel- 
lung und  Erklärung  soll  in  diesem  und  einem  folgenden  Artikel 
versucht  werden,  um  zum  Schluss  die  »wahre  und  volle  Landwirt- 
schaftspflege« im  Sinne  von  Abschnitt  III  des  ersten  Artikels 
zu  gewinnen.  Man  muss,  um  einen  Ausdruck  des  vierten  Herrn 
Reichskanzlers  zu  gebrauchen  —  genau  wissen,  wie  in  der  Land- 
wirtschaft »der  Hase  läuft«,  um  sagen  zu  können,  wie  er  in  der 
Landwirtschafts-  und  Handelspolitik  laufen  sollte. 

Ist  denn  aber  die  exakte  Feststellung  und  Erklärung,  welche 
notwendig  erscheint,  auch  möglich }  Wenn  hiefür  nur  das  That- 
sachenmaterial  vorläge,  welches  die  »Begründung  des  Posa- 
dowsky-Tarifes  für  sich  zu  verwerten  bemüht  ist,  so  müsste  man 
daran  zweifeln.  Die  »Begründung«  hat  jedoch  nicht  alle  Statistik, 
die  ihr  zu  Gebot  gestanden  wäre,  herbeigezogen  und  was  sie  un- 
benutzt liegen  gelassen  hat,  ist  nicht  gerade  dürftig,  hat  aber  da- 
durch, dass  es  nicht  für  den  voraus  feststehenden  Zweck  des 
Agrarhochschutzes  zur  Erhebung  gelangt  ist,  eher  die  Vermutung 
grösserer  Zuverlässigkeit  für  sich.  Indessen  spricht  auch  dasjenige 
Material,  was  die  »Begründung«  für  allgemeine  Verstärkung  des 
Agrarhochschutzes  sich  ausgelesen  hat,  im  Zusammenhang  mit 
demjenigen,  was  bei  Seite  liegen  geblieben  ist,  bei  genauerer  Un- 
tersuchung für  eine  agrarpolitische  Auffassung,  welche  dem  Posa- 
dowsky-Tarif  fremd  ist. 

Die  exakte  Feststellung  und  Erklärung  jenes  Entwickelungs- 
ganges, in  welchen  die  deutsche  Landwirtschaft  durch  eine  welt- 
landwirtschaftliche Entwickelungskrisis  von  kaum  dagewesener 
Heftigkeit  und  Plötzlichkeit  gedrängt  worden  ist,  wird  sich  m.  E. 
auf  vier  Hauptgesichtspunkte  erstrecken  müssen. 

Einmal  wird  festzustellen  sein,  ob  sich  seit  dem  Herein- 
brechen der  Entwickelungskrisis  in  den  Betriebsgrössen-Verhält- 
nissen  und  in  den  Besitzformen  des  deutschen  Ackerbaues,  in  der  so- 
genannten »V  e  rt  e  i  1  u  ng  des  Grundb  e  s  i  tz  es«  Aenderungen 
vollzogen  haben,  welche  den  deutschen  Grundbesitz  in  seiner  gan- 
zen ständischen,  wirtschaftlichen  und  politischen 
Stellung  zugleich  erschüttert  und  angegriffen  er- 
weisen. Vom  Agrarismus  wird  nämlich  behauptet  ,  dass  Sein 
und  Nichtsein  des  deutschen  Baurenstandes  in  Frage  stehe.    Nicht 
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bloss  höhere  Z()lle  als  mittelbaren  Schutz  für  die  konservative 
Standesverfassung  der  Nation,  sondern  unmittelbare  Eingriffe  im 
Erb-  und  Fideikommissrecht  sind  gefordert.  Sollte  nun  eine  exakte 
Untersuchung  herausstellen,  dass  der  Bauernstand  unter  dem  Ein- 
fiuss  der  gewaltigen  Entwickelungskrisis  nicht  nur  keine  Einbusse, 
sondern  Verstärkung  erfahren  hat,  sowohl  was  seinen  Anteil  an 
der  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Betriebe,  als  an  der  Landwirt- 
schaftsfläche betrifft,  so  wäre  zwar  noch  nicht  völlig  widerlegt, 
dass  die  Landwirtschaft  im  Ganzen  und  der  Bauernstand  im  Be- 
sonderen notleidend  sei,  wie  es  die  Agrarier  so  bestimmt  be- 
haupten ;  denn  unser  Ackerbau  überhaupt  und  die  bäuerliche 
Schichte  desselben  insbesondere  könnte  in  allgemeine  Ueberschul- 
dung  geraten  sein  und  erst  wenn  auch  die  Thatsache  solcher 
Ueberschuldung  exakt  widerlegt  sein  wird,  ist  man  befugt,  die 
ganze  Notstandsbehauptung  als  Einbildung  zurückzuweisen.  Allein 
schon  die  Thatsache,  dass  die  Betriebsgrössen-  und  die  Besitz- 
formen-Verhältnisse von  der  Entwickelungskrisis  kaum  merklich 
berührt  sind,  und  dass  sie,  soweit  sie  schwache  Aenderungen 
erfahren  haben,  nicht  in  der  Richtung  der  Schwächung,  sondern 
der  Stärkung  des  massigen  eigentlichen  Bauernstandes  (2 — 20  ha) 
geändert  worden  sind,  würde  für  die  positive  Landwirtschaftspflege 
voraus  eine  starke  Vermutung  gegen  radikale  Eingriffe,  eine  War- 
nung vor  gegenstandsloser  Grundbesitz-  und  Bauernstands-Rettung 
ergeben.  Die  stattgehabte  Besitzerstarkung  des  Bauernstands  wird 
wirklich  an  der  Hand  unserer  beiden  Berufs-  zugleich  Landwirt- 
schafts- und  Gewerbezählungen  von  1882  und  1895  wirklich  er- 
wiesen werden. 

Ein  zweiter  Thatsachenkreis  muss  möglichst  mit  zahlen- 
mässiger  Genauigkeit  festgestellt  und  erklärt  werden.  Er  erschliesst 
sich  mit  der  Frage :  Hat  sich  ein  bedeutender  Umschwung 
in  den  Produktions-  und  Verkehrsverhältnissen  der 
deutschen  Landwirtschaft  vollzogen  und  worin  hat  sich 
ein  solcher  geäussert.?"  An  den  Veränderungen,  welche  die 
Produktions-  und  Marktverhältnisse,  ausserdem  die  Rückwirkungen 
auf  und  durch  Staat  und  Gemeinde  erfahren  haben,  muss  es  zur 
Erscheinung  kommen,  ob  die  Krisis  unsere  Landwirtschaft  vor- 
wärts getrieben  oder  zurückgebracht  hat,  müssen  die  praktischen 
Gesichtspunkte  für  das  agrarpolitische  Einschreiten  des  Staates, 
muss  alles  Für  oder  Wider  auch  erhöhten  Zollschutzes  sich  ergeben, 
wird  erkennbar,  was  entweder    abstirbt,    oder   noch    fortbestands- 
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fähig  oder  im  Werden  begriffen,  bezw.  zu  beseitigen,  zu  pflegen 
und  zu  entwickeln  ist. 

Den  dritten  Gegenstand  exakter  Feststelking  werden  die 
Wertverschiebungen  zu  bilden  haben,  welche  den  Produk- 
tions- und  Verkehrsumschwung,  d.  h.  den  neuerlichen  Entwicke- 
lungsgang  der  Produktions-  und  der  Verkehrswirtschaft  unseres 
Ackerbaues  bewirkt  haben.  Dabei  werden  die  Veränderungen  in 
den  Produktenpreisen  und  in  den  Produktions  k  oste  n  und  bei 
den  Produktionskosten  die  aus  dem  Betriebe  und  die  aus  dem 
Verkehr  entspringenden  Kosten,  die  aus  dem  Markt  und  die  aus 
dem  Transport  entspringenden  Ausgaben  auseiranderzuhalten  sein. 
Ohne  exakte  Feststellung  der  Verschiebungen  in  den  Erlösen  und 
in  den  Kosten  ■ —  nach  dem  Unterschied  der  Produktions-,  Fracht- 
und  Waren-Gattungen  sowohl  als  auch  der  Betriebsgrössenklassen 
—  lässt  sich  praktisch  so  wenig  wie  theoretisch  die  richtige  Dia- 
gnose und  Behandlung  unserer  chronischen  Landwirtschaftsbe- 
drängnis gewinnen.  Es  genügt  nicht,  bei  den  Umwälzungen  in  den 
Produktenpreisen  nur  den  Sturz  der  Getreidepreise,  nicht  auch  die 
Preissteigerung  anderer  Ackerbauerzeugnisse,  und  bei  den  Um- 
wälzungen in  den  Kosten  nur  die  Steigerung  der  Arbeitskosten, 
die  bekannte  »Leutenot«  ins  Auge  zu  fassen.  Der  Sturz  der  Ge- 
treidepreise und  das  Steigen  der  Landarbeiterlöhne  machen  zwar 
das  Erwachen  der  agrarischen  Bewegung  und  —  da  sie  für  den 
grösseren  Grundbesitz  am  empfindlichsten  geworden  sind  —  auch 
die  Führung  dieser  Bewegung  durch  Grossgrundbesitz  und  Gross- 
bauernschaft vollkommen  erklärlich;  für  die  vorurteilsfreie  und 
leidenschaftslose  Agrarpolitik  ist  jedoch  eine  weit  vollständigere 
Feststellung  der  in  den  Absatzpreisen  und  in  den  Kosten  statt- 
gehabten Veränderungen  unerlässlich. 

Wenn  die  genaue  Feststellung  der  einzelnen  Preis-  und  Ko- 
stenverschiebungen selbst  viel  vollständiger  gelingen  würde,  als 
der  dermalige  Stand  der  Statistik  es  gestattet,  wenn  eine  tief  ein- 
dringende Enquete  die  stattgehabten  Aenderungen  völlig  klarge- 
legt hätte,  was  in  so  schwer  begreiflicher  Weise  unterlassen  wor- 
den ist,  so  wäre  der  ganze  Umschwung  m  den  Produktions-  und 
Marktverhältnissen  doch  nicht  richtig  zu  würdigen,  wenn  nicht  zu- 
gleich eine  vierte  Ermittelung  vorausgeht,  welche  die  Frage  zu 
beantworten  hätte:  ob  die  deutsche  Landwirtschaft  trotz  allen  Preis- 
und  Lastenverschiebungen,  die  sie  neuerlich  erfahren  hat,  d  i  e 
Rentabilität  bewahrt  habe  oder  nicht. 
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Höchst  wünschenswert  wäre  es,  dass  eine  exakte  Beantwortung 
dieser  vierten  Frage  unmittelbar  aus  einer  zureichenden  Statistik 
der  Bewegung  in  den  durchschnittlichen  Reinerträgen 
und  Güterpreisen  selbst  geschöpft  werden  könnte. 
Eine  solche  Statistik  steht  jedoch  nicht  zu  Gebote.  Auch  die  ein- 
dringendste landwirtschaftliche  Enquete  ,  welche  der  Agrarismus 
dem  Aufklärungsverlangen  der  Nation  nicht  auf  die  Dauer  wird  vor- 
enthalten können,  wird  diese  Statistik  in  vollständiger  Weise  kaum 
zu  liefern  vermögen.  Nun  wären  freilich  schon  Typen-  und  Stich- 
probenermittelungen von  grossem  Werte.  Immerhin  ist  es  gut  ge- 
fügt, dass,  während  die  unmittelbare  Ermittelung  versagt,  eine 
Methode  zu  Gebote  steht,  mittelbar  über  die  Rentabilitätsbewe- 
gung des  deutschen  Ackerbaues  feste  Anhaltspunkte  zu  gewinnen 
und  die  Probe  auf  die  Richtigkeit  dieser  Ermittelung  kann  ge- 
macht werden,  indem  gezeigt  wird,  dass  die  Ergebnisse  der  mittel- 
baren Feststellung  mit  den  Thatsachen  des  Produktions-  und  Ver- 
kehrsumschwungs stimmen.  Es  lässt  sich  wirklich  auf  indirekte  Weise 
mit  genügender  Vollständigkeit  feststellen,  ob  im  Durchschnitt  die 
Landwirtschaftsrenten,  bez.  Güterwerte  gestiegen,  gleich  geblieben 
oder  gesunken  sind.  Der  Grundbesitz  kann  nicht  20  Jahre  lang  un- 
rentabel gewesen  sein,  ohne  sich  zu  über  schulden.  Der 
fragliche  Zahlenbeweis  wird  daher  mit  Hülfe  der  Statistik  der  länd- 
lichen Verschuldung  zu  führen  sein.  Hierüber  besitzt  man 
ein  m.  E.  zureichendes  Material,  namentlich  nachdem  jüngst  (1901) 
die  Arbeit  Zimmermann  s  über  die  ländliche  Verschuldung  in 
Braunschweig  hiezu  erschienen  ist.  Die  fortschreitende  Verschul- 
dung überhaupt  würde  freilich  noch  Nichts  für  den  Niedergang 
beweisen;  denn  die  Gutswerte  können  mindestens  ebenso  stark 
im  Werte  gestiegen  sein ,  wie  die  darauf  gelegten  Schulden,  so 
dass  die  steigende  Verschuldung  nur  auf  Kreditentwickelung  hindeu- 
tet. Nur  Zu-  oder  Abnahme  der  Ueb  er  schuldung  und  zwar  all- 
gemeinere Ueberschuldung  wird  als  beweiskräftig  erachtet 
werden  dürfen.  Wenn  die  nähere  Untersuchung  auf  Grund  der 
Verschuldungsstatistik  die  Thatsache  zunehmender  Ueberschuldung 
nicht  ergiebt,  dann  wird  die  Agrarpolitik  von  dem  Getreidepreis- 
sturz und  der  Leutenot  sagen  müssen :  sie  waren  zum  Heil,  sie 
reissen  nach  oben.  Von  einer  Verzweiflungspolitik  des  Agrar- 
hochschutzes  durch  etwas  wie  künstlich  geschaffene  Hungersnot- 
preise darf  alsdann  keine  Rede  sein  !  Hiernach  wird  an  der  Hand 
der  landwirtschaftlichen  Verschuldungsstatistik  geprüft  werden,  ob 
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fortschreitende  Ueberschuldung  aus  unserer  chronischen  Landwirt- 
schaftsbedrängnis hervorgegangen  ist.  Die  leidenschaftslose  und 
vorurteilslose  Untersuchung  dieses  Punktes  wird  —  es  sei  voraus- 
bemerkt —  in  der  Hauptsache  mit  einem  bestimmten  Nein  ant- 
worten. 

Die  vierfache  Untersuchung 
i)  über  die  Bewegung  der  landwirtschaftlichen  Betriebsgrössen- 
und  Besitzformenverhältnisse, 

2)  über  die  einzelnen  Thatsachen  des  stattgehabten  Produktions-, 
Verkehrs-  und  Unternehmungs-Umschwunges, 

3)  über  die  Preis-  und  Kostenverschiebungen, 

4)  endlich  über  die  mittelbar  d.h.  verschuldungsstatistisch  erkenn- 
bare Rentabilitätsbewegung  der  deutschen  Landwirtschaft 

wird  durch  die  nächstfolgenden  Abschnitte  gepflogen  werden. 

Das  Hauptergebnis  wird  sein,  dass  der  seit  dem  Hereinbruch 
der  x^grarkrisis  stattgehabte  Produktions-  und  Verkehrsumschwung 
in  der  Landwirtschaft  allen  Uebergangswehen  zum  Trotz  einen 
Fortschritt  nicht  einen  Rückgang  der  Entwickelung  darstellt.  Die 
Veränderungen,  welche  den  Entwickelungsfortschritt  ausmachen, 
werden  mit  Hülfe  der  sonst  gewonnenen  Feststellungen,  nämlich 
über  Preis-  und  Kostenverschiebungen,  sowie  über  den  Gang  der 
Grundbesitzverschiebung  auch  die  kausale  Erklärung  des  ganzen 
Entwickelungsganges  gestatten. 

Eine  letzte  Ausführung,  mit  welcher  die  Artikelserie  schliessen 
wird,  soll  den  praktischen  Folgerungen,  welche  aus  den  vier  P^est- 
stellungen  für  die  Agrar-  und  Handelspolitik  sich  ergeben,  vom 
festen  Boden  der  Thatsachen  aus  zu  ziehen  und  begründen  suchen. 
Zur  Verzweiflungspolitik  eines  Tarifes ,  nach  dem  Wunsche  des 
Agrarismus  und  seiner  Verbündeten  aus  der  Grossindustrie  wird  auch 
diese  abschliessende  Betrachtung    nicht  zu    bestimmen  vermögen. 

V.   Die  thatsächliche  Erstarkung  des  bäuerHchen  Betriebes 
seit  dem  Hereinbruch  der  Agrarkrisis. 

Die  fast  unerschütterliche  Grundlage  für  die  Entwickelung 
der  Landwirtschaft  ist  die  sog.  »Verteilung  des  Grundeigentums«, 
d.  h.  die  Gestaltung  der  Grössenschichten  und  der  Betriebsfor- 
men des  landwirtschaftlichen  Betriebes. 

Auf  die  Betriebsgrössen-  und  Besitzformen-Statistik  hat  sich 
die  folgende  Untersuchung  zu  stützen,  da  die  eigentliche  Eigen- 
tumsverteilung auch  für  Deutschland  nicht  direkt  ermittelt  ist  und 
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nur  beiläufig  aus  den  Betriebsgrössenklassen  und  den  Besitzformen 
(Eigenbau,  Pacht  u.  s.  w.)  erschlossen  werden  kann. 

Die  nach  Abschnitt  IV  zu  pflegende  vierfache  Untersuchung 
muss  mit  der  statistischen  Bezifferung  unserer  landwirtschaftli- 
chen Betriebsgrössen  und  Besitzformen  schon  deshalb  beginnen,  weil 
die  zififermässigen  Ermittelungen  über  den  thatsächlich  stattgehab- 
ten Produktions-  und  Marktumschwung  (VI),  über  die  stattge- 
habten Preis-  und  Kostenverschiebungen  (VII),  endlich  über  den 
Gang  der  Verschuldung  (VIII)  ohne  die  Gliederung  nach  Betriebs- 
grössenklassen, d.  h.  nach  Grossgrundbesitz,  gross- 
bäuerlicher, mittelbäuerlicher,  kleinbäuerlicher, 
parzellenhafter  Wirtschaftsführung,  in  einer  volle  Erkenntnis 
bringenden  Weise  nicht  durchgeführt  werden  können. 

Die  Untersuchung  des  Entwicklungsganges  in  den  Betriebs- 
grössen- und  Besitzformen-Verhältnissen  hat  aber  auch  deshalb 
an  die  Spitze  zu  treten ,  weil  sie  einer  wesentlich  politischen, 
nämlich  agrar-  und  handelspolitischen  Abhandlung  angehört.  Er- 
fahrungsmässig  ist  die  gegebene  »Verteilung  des  Grundeigentums« 
in  jedem  Lande  ein  der  Veränderung  wenig  unterworfener,  mit 
ihren  Wurzeln  bis  in  Vorzeiten  zurückreichender  Thatbestand. 
Rein  politische  Ereignisse  haben  ihn  im  allgemeinen  mehr  aus- 
gewirkt als  die  wirtschaftliche  Entwickelung  mit  ihrem  Wechsel 
in  den  Kulturen  und  Züchtungen  und  mit  ihren  wechselnden  Gra- 
den der  Betriebsintensität.  Nun  wird  dennoch  behauptet,  die  feste 
Grundlage  unserer  historischen  Grundbesitzverteilung  sei  durch 
die  Agrarkrisis  ins  Wanken  gekommen,  ganz  besonders  aber  die 
Existenz  des  Bauernstandes  bedroht ,  und  durch  diese  Ansicht 
werden  die  konservativ  und  reaktionär  radikalsten  Forderungen 
agrar-  und  handelspolitischen  Inhaltes  gestützt.  Da  liegt  denn 
doch  die  Frage  am  nächsten,  ob  es  wirklich  sich  so  verhält,  wie 
der  Restaurationsradikalismus  es  darstellt. 

Was  sagen  denn  in  dieser  Richtung  die  Thatsachen.?  Sie 
bestätigen  die  alte  Erfahrung.  Ein  grosser  Wirtschaftsumschwung 
scheint  nur  kleine  und  mähliche  Aenderungen  in  der  »Verteilung  des 
Grundbesitzes«  zur  Folge  gehabt  zu  haben  und  die  geringe  Aende- 
rung  hat  nicht  eine  Schwächung  sondern  dieBetriebs- 
erstarkung  des  deutschen  Bauernstandes  an  Grund- 
besitz im  Eigenbau  und  im  Pachtbetrieb  wäh- 
rend der  Zeit  zwischen  den  zwei  berufsstatistischen  Erhebungen 
von  1882  und  1895  bewirkt.    Nichts  kann  dafür  angeführt  werden. 
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dass  seit  1895  ^lie  Besitzerstarkung  rückgängig  geworden  wäre; 
eine  dahingehende  Behauptung  ist  m.  W.  zu  erweisen  überhaupt 
nicht  versucht  worden.  Diese  grosse  Thatsache  einer  Betriebs-  und 
wahrscheinUch  auch  Besitzerstarkung  des  eigenthchen  Bauernstan- 
des kontrastiert  sehr  auffällig  gegen  den  Jammerruf  bevorstehen- 
den Zusammenbruchs  des  deutschen  Bauernstandes,  des  konser- 
vativen Grundpfeilers  nationaler  Erhaltung  und  Wehrkraft.  Es 
gilt,  diese  Thatsache  genau ,  selbstverständlich  mit  dem  Vorbe- 
halte festzustellen,  auch  die  mitentscheidende  Grundfrage,  ob 
die  Flächenerstarkung  des  Bauernstandes  etwa  durch  Ueberschul- 
dung  erkauft  ist  oder  nicht,  nicht  minder  zu  exakter  Entscheidung 
zu  bringen  (VIII). 

Die  Nachvveisung  thatsächlicher  Besitzerstarkung  des  Bauern- 
standes hat,  wie  bemerkt,  an  die  Betriebsg rossen k lassen 
der  am  t  liehen  Berufsstatistik  anzuknüpfen.  Diese  Statistik 
unterscheidet  nach  der  Zahl  der  Hektare,  also  nach  der  Flächen- 
grösse,  sieben  verschiedene  Betriebsklassen : 

i)  Betriebe  bis  zu  2  ha  — •  im  weiteren  Sinn  Parzellenbesitz 
genannt ; 

2)  Betriebe  von  2  —  5  ha  oder  Betriebe  der  Kleinbauern- 
schaft <;  ; 

3)  Betriebe  von  5 — 20  ha,  für  die  Regel  als  »mittlere  Bauern- 
schaft«  anzusehen; 

4)  Betriebe  von  20 — 50  ha  und 

5)  von  50 — 100  ha,  welche  beide  zusammen  auch  als  »Gross- 
bauernschaft«  gelten; 

6)  Betriebe  von  100 — 500  ha  und 

7)  solche  von  500  und  mehr  ha,  beide  letzteren  gewöhn- 
lich der  Grossgrundbesitz  genannt. 

Die  Betriebszählung  vom  14.  Juni  1895  hat  den  Parzellenbe- 
sitz (bis  2  ha)  weiter  gegliedert  in  Grössenklassen:  unter  2  ar, 
2  bis  5  ar,  5  bis  20  ar,  20  bis  50  ar,  50  ar  bis  i  ha  und  i  ha  bis 
2  ha.  Die  Betriebe  bis  50  ar  werden  von  den  Einen,  bis  zu  20  ar 
von  Andern  als   »Zwergbetriebe«   bezeichnet. 

Nochmals  sei  betont,  dass  die  Betriebseinheiten  unserer  Sta- 
tistik keine  Eigentumseinheiten  darstellen.  Nur  86  Proz.  der  ge- 
samten Wirtschaftsfläche  stehen  im  Eigentum  der  Betriebsinhaber 
und  nur  40,6  Proz.  aller  Betriebe  sind  Eigenbau,  die  andern  teils 
Pachtbetriebe,  teils  Pacht-  und  Eigenbau  zusammen. 

Im  folgenden  wird,   wo  nicht  Anderes   besonders  bemerkt  ist. 
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unter  dem  Kleinbetrieb  nur  der  Parzellenbetrieb,  unter  mittlerem 
Grundbesitz  der  ganze  bäuerliche  Besitz  (2 — loo  ha),  unter  Bauern 
schlechtweg  die  Mittelbauern  (5 — 20  ha),  unter  grossem  Grundbe- 
sitz der  Inbegriff  der  Betriebe  von  100  und    mehr  ha  verstanden. 

Die  Scheidelinien  sind  in  der  Reichsstatistik  lediglich  nach 
der  Grösse  der  Betriebsfläche  gezogen.  Man  darf  daher  nicht  ver- 
gessen, dass  Güter  derselben  Betriebsgrössenklasse  je  nach  Lage, 
Bodenbeschaffenheit,  Betriebsintensität  sich  wirtschaftlich  und  so- 
zial als  sehr  ungleiche  Wirtschaftseinheiten  darstellen  können;  klein- 
bäuerliche Betriebe  können  dem  Parzellenbesitz ,  grossbäuerliche 
dem  Grossgrundbesitz  wirtschaftlich  und  sozial  näher  stehen ,  je 
nachdem  die  ersteren  den  Betriebsinhaber  nicht  ernähren,  so  dass 
letzterer  zugleich  ausserhalb  der  Landwirtschaft  erwerbsthätig  auf- 
treten muss  ,  oder ,  je  nachdem  die  mittel-  und  grossbäuerlichen 
Betriebe  schon  überwiegend  mit  fremder  Arbeit  und  mit  Ma- 
schinen den  Betrieb  führen.  Die  preussische  Statistik  sah  früher 
5  ha  als  Untergrenze  der  bäuerlichen  Wirtschaft   an. 

Die  Klassifikation  nach  der  Fläche  fällt  auch  mit  der  Grenze 
und  Grössenabstufung  der  Spannfähigkeit  nicht  zusammen.  Nur 
21  Proz.  der  Betriebe  von  2 — 5  ha  halten  Pferde  oder  Ochsen 
zur  Ackerarbeit;  die  Mehrzahl  würde  also  zur  spannfähigen 
Bauernschaft  nicht  gehören.  Mit  dem  Vorwiegen  der  einen  oder 
andren  Kultur  oder  Züchtung  deckt  sich  die  Flächengrössen- 
Klassifikation  selbstverständlich  auch  nicht,  wenn  auch  der  Gross- 
besitz mehr  Kornbau,  der  bäuerliche  Betrieb  mehr  die  Viehzucht 
nach  dem  heutigen  Entwicklungsstadium  des  deutschen  Acker- 
baues aufweist. 

Zur  Erklärung  und  agrarpolitisch  praktischen  Beurteilung  der 
Betriebsveränderungen,  welche  für  Deutschland  durch  die  welt- 
landwirtschaftliche Entwickelungskrisis  bewirkt  worden  sind,  wird 
voraus  festzustellen  sein,  wie  sich  die  landwirtschaftliche  Betriebs- 
fläche Deutschlands  auf  die  verschiedenen  Betriebsgrössenklassen 
verteilt.  Da  die  Verteilung  nicht  in  allen  Teilen  des  deutschen 
Reiches  dieselbe  ist,  wird  weiter  die  geographische  Gliederung 
der  Betriebsgrössenverhältnisse  innerhalb  Deutschlands  nachge- 
wiesen werden  müssen,  je  mit  der  Unterscheidung,  wie  gross  der 
Anteil  des  Eigenbaues  und  wie  derjenige  des  Pachtbetriebes  an 
den  verschiedenen  Grössenklassen  in  den  verschiedenen  Bundes- 
staaten, bzw.  Provinzen  sich  darstellt. 

Um  zu  erkennen,  ob  die  Agrarpolitik  durch  die  Entwickelungs- 
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krisis  voraus  eine  zwingende  Veranlassung  erlitten  hat ,  auf  die 
Betriebsgrössen-  oder  sog.  Grundeigentums-Verteilung  selbst  ein- 
zuwirken, wird  festzustellen  sein,  ob  die  Verteilung  des  Grund- 
besitzes nach  Betriebsgrössen  und  Besitzformen  (Eigenbau  oder 
Pacht)  während  der  letzten  Jahrzehnte  chronischer  Ackerbaube- 
drängnis wesentliche  Veränderungen  erlitten  hat  oder  nicht. 

Die  Betriebsaufnahme  der  Berufsstatistik  von  1895  hat  5  558317 
Betriebe  mit  einer  landwirtschaftlichen  Betriebsfläche  von  32,5 
Mill.  ha  (einschl.  Weinberge,  Gärten)  und  mit  einer  Gesamtfläche 
von  43,2  Mill.  ha  ergeben.  Auf  den  emzelnen  Betrieb  entfallen 
5,9  ha  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  und  7,8  ha  Gesamt- 
fläche. Von  den  Inhabern  der  5,5  Mill.  Betriebe  gehören  nur 
57,8  Proz.  mit  ihrem  Hauptberuf  der  Landwirtschaft  an. 

Gegenüber  der  Betriebszählung  hat  die  Berufszählung  nur 
4,6  Mill.  Landwirte  (876172  weniger)  ergeben,  was  teils  daraus 
erklärt  wird,  dass  bei  der  Zählung  zahlreiche  Zweigbetriebe  nicht 
genannt  oder  von  den  Inhabern  nicht  als  Beruf  angesehen  wor- 
den sind. 

Auf  die  sieben  Betriebsgrössenklassen  verteilen  sich  der 
Zahl  nach  sämtliche  Betriebe,  wie  folgt: 
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Die  Parzellenbetriebe  überwiegen  also  mit  58,2  Proz.  der 
Zahl  nach  weit.  Unter  den  3,2  Mill.  Parzellenbetrieben  befin- 
den sich  jedoch  über  i  Mill.  Betriebe  mit  bis  20  ar.  Lässt  man 
diese  ausser  Rechnung,  so  machen  die  Parzellenbetriebe 
kaum  40,  die  bäuerlichen  nicht  viel  weniger  als  60 
Proz.  der  Gesamtzahl  der  Betriebe  aus. 

Wesentlich  anders  verhält  sich  der  Anteil  der  Betriebsgrössen- 
klassen  an  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche. 
70  Proz.  der  Fläche  gehörendem  bäuerlichen,  25  Proz.  dem  gros- 
sen, nur  5,4  Proz.  dem  Parzellenbetriebe  an.  Näher  entfallen  auf 
die  58,2  Proz.  des  Betriebs  bis  2  ha  5,4  Prozent  der  Fläche.  Die 
vier  bäuerlichen  Grössenklassen  haben:  2 — 5  ha  m.it  18,28  Proz. 
aller  Betriebe  10,11  Proz.,  die  17,3  Proz.  aller  Betriebe  von  5 — 20ha 
haben  29,9  Proz.,  die  4,3  Proz.  aller  Betriebe  mit  20 — 50  ha  haben 
21,9  Proz.,  die  Betriebe  von  50 — 100  ha  mit  nur  0,7  Proz.  aller 
Betriebe  haben  8,5  Proz.  der  Fläche.  Auf  die  Betriebe  von  100 
bis  500  ha  mit  nur  0,4  Proz.  aller  Betriebe,  fallen  15,2  Proz. 
der  Gesamtfläche  ,  endlich  auf  die  grössten  Güter  von  500  und 
mehr  ha,  welche  nur  noch  ein  -^/lo  Proz.  aller  Betriebe  ausmachen, 
10,3  Proz.  der  Fläche. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  das  Verständnis  der 
1  a  n  d  s  m  a  n  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Interessengegensätze  in 
den  Zolltarifkämpfen  der  Gegenwart,  wie  für  die  Wirkungen 
der  K r i s i s  ist  das  Verhältnis  der  geographischen 
Verteilung  der  sieben  Besitzgrössenklassen  über  d  i  e  v  e  r- 
schiedenen  Teile  des  deutschen  Reiches.  Dieses  Ver- 
hältnis lässt  sich  dahin  bezeichnen  : 

Das  östliche  Deutschland  (Ost-  und  Westpreussen,  Pommern, 
Mecklenburg,  Posen,  Schlesien,  Brandenburg)  sieht  43,9  Proz. 
seiner  landwirtschaftlichen  Fläche  vom  Grossbetriebe  ein- 
genommen; Parzellenbetrieb,  klein-  und  mittelbäuerlicher  Betriebe 
besitzen  dort  nur  27,6  Proz.  der  Fläche.  Am  stärksten  ist  der 
Grossbetrieb  vertreten  in  Mecklenburg-Strelitz  mit  61,  in  M. -Schwe- 
rin mit  60,   in  Pommern  mit   55,  in  Posen  52,  Westpreussen  44, 
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Ostpreussen  40,  Brandenburg  35,  Schlesien  34,  Pr.  Sachsen  28, 
in  Braunschweig  sind  es  nur  noch  19,  Schi. -Holstein  16,  im  Kgr. 
Sachsen    14,  in   Hannover   7,   in  Bayern  2V2  Proz. 

Der  grossbäuerliche  Betrieb  hat  an  der  gesamten  land- 
wirtschaftlich benutzten  Fläche  Anteil :  in  Schleswig-Holstein  mit 
61  Proz.  (der  Grossbesitz  und  der  Mittelbauer  gleich  stark  neben 
ihm),  Oldenburg  49,  Hannover  42,  Westfalen  37  (letztere  3  Län- 
der neben  starker  Vertretung  des  Mittelbauers),  Braunschweig  36, 
Brandenburg  und  Provinz  Sachsen  je  35  (neben  viel  Grossbetrieb 
und  mittelbäuerlichem  Besitz),  in  Bayern  31,  Kgr.  Sachsen  30, 
beide  Mecklenburg  26,  Weimar,  Pommern,  Schlesien  noch  mit 
29 — 22,  in  Rheinprovinz,  Posen,  Württemberg,  Hessen-Nassau  mit 
21  —  18,  Baden  nur  mit  13   Proz. 

Der  mittlere  Bauernstand  (5 — 20  ha)  überwiegt  im  Gr. - 
H.  Hessen  mit  50  Proz.  des  Areals,  Bayern  49  Proz.  ,  Württem- 
berg und  Sachsen-Weimar  je  45  Proz.,  Hessen-Nassau  und  Rhein- 
provinz je  43  Proz.  des  Areals,  in  Baden,  Kgr.  Sachsen,  Elsass- 
Lothringen^  W'estfalen.  Hannover,  Oldenburg,  wo  er  mit  42  bis 
32  Proz.  des  Areals  stattlich  neben  dem  Grossbauer  dasteht.  In 
Oldenburg,  Schlesien,  Braunschweig,  Pr.  Sachsen,  Posen,  Bran- 
denburg besitzt  der  mittlere  Bauernstand  immer  noch  29 — 21  Proz. 
der  landwirtschaftlichen  Betriebsfiäche. 

Die  Kleinbauern  sind  nach  dem  Betriebsflächenanteil 
am  stärksten  vertreten  in  Baden  mit  29,  Württemberg  23,  Elsass- 
Lothringen  23,  Grossh.  Hessen  21,  Hessen-Nassau  21,  Rheinpro- 
vinz 20  Proz.  der  Fläche.  In  Westfalen,  Oldenburg,  Bayern,  Han- 
nover, Schi. -Holstein ,  Kgr.  Sachsen  besitzen  sie  immer  noch  14 
Proz.  bis  herab  zu  10  Proz.  der  Fläche.  Das  Uebergewicht  hat 
der  Kleinbauer  nur  in  einzelnen  Landesteilen  Badens  und  Würt- 
tembergs. Im  Landkommissariat  Karlsruhe  erreicht  mit  26,45  Pi'oz. 
der  Parzellenbetrieb  den   Höhepunkt. 

Der  Landwirtschaftsbetrieb  ist  teils  Eig  enb  au,  teils  Pacht- 
betrieb; die  weiteren  Besitzformen  —  auf  Ertragsantheil ,  De- 
putat, Dienstland,  Gemeindelandsanteil  —  können  hier  ausser  Be- 
tracht bleiben.  Die  Ergebnisse  der  sorgfältigen  Erhebung  von 
1895  sind  für  die  Beurteilung  der  neue.sten  Entwickelungstendenz 
auch  was  die  Besitzformen  betrifft ,  von  Interesse  und  sollen  da- 
her nach  der  kurzen  Zusammenfassung  von  Rauchberg''')  ersicht- 
lich gemacht  sein.      Von  den  5,5   Mill.  Betrieben  haben 

i)  Die  Berufs-  und  Gevverbezählung  im  Deutschen  Reich  1901. 
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Die  Verteilung  der  Gesamtfläche  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe auf  diese  Kategorien  ist  die  folgende: 

Proz. 

eigenes  Land 86,11 

Pachtland 12,38 

Hienach  ninnmt  die  Eigenwirtschaft  den  breitesten  Raum  ein 
und  es  bebauen  nur  40,68  Proz.  aller  Betriebe  ausschliesslich  eige- 
nes Land. 

Ueber  die  geographische  Gestaltung  der  Eigenbau-  und 
Pachtverhältnisse  soll  die  nachstehende  Uebersicht  Auskimft  erteilen. 
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Der  Südosten  ist  hienach  das  Gebiet  der  ganz  überwiegen- 
den Eigen  bewirtschaftung.  Insbesondere  in  Bayern  lassen  die 
geschlossen  enBauernhöfe  geringen  Spielraum  für  Pachtbe- 
triebe ;  06,59  Proz.  der  Betriebe  und  95,82  Proz.  ihrer  Fläche  be- 
stehen daselbst  aus  eigenem  Land.  Aber  auch  in  Sachsen  und 
Württemberg,  um  nur  die  grösseren  Staaten  zu  nennen,  hält  sich 
der  Eigenbetrieb  weit  über  dem  Reichsdurchschnitt.  Hingegen 
ist  der  Norden  und  Westen  das  Hauptgebiet  der 
Pachtbetriebe.  Sie  erreichen  in  Mecklenburg-Strelitz  mit 
58,45  Proz.  der  Betriebe  und  43,14  Proz.  der  Fläche  ihre  weiteste 
Verbreitung. 

Die  vorstehende  Betrachtung  der  Betriebsgrössen  und  der 
Besitzformen  in  der  deutschen  Landwirtschaft  ist  zwar  auch  des- 
halb erforderlich  gewesen,  weil  ohne  genaue  Kenntnis  von  beiden 
die  für  den  Hauptzweck  dieser  Abhandlung  erforderliche  Fest- 
stellung und  Erklärung  des  neuerlichen  Betriebsumschwunges,  da- 
mit die  gründlichere  Entscheidung  über  den  Agrartarif  nicht  zu 
gewinnen  sein  würde.     Der  nächste  Zweck  war  dennoch,  den  et- 
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waigen  Umschwung  in  den  Betriebsgrössen  und  Besitzformen  selbst 
festzustellen.  Es  wäre  an  sich  denkbar,  dass  die  Krisis  an  der 
Grundlage  der  wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen  Kraft  des 
ganzen  Grundbesitzerstandes  gefährliche  Veränderungen  herbeige- 
führt habe,  so  dass  die  Agrarpolitik  in  erster  Linie  und  hauptsächlich 
auf  Massregeln  zur  Erhaltung  der  bisherigen  im  Ganzen  nicht 
ungesunden  »Verteilung  des  Grundeigentums«  Bedacht  zu  neh- 
men hätte.  Das  eingestandene  oder  nicht  eingestandene  Interesse 
jener  Konservativen,  welche  den  Bauernstan  d  »gerettet«  und  den 
Grossgrundbesitz  stärker  fundiert,  in  beiden  die  nationale  Wehr- 
kraft und  die  aristokratische  Führung  der  Nation  gehoben  sehen, 
die  Verallgemeinerung  des  Intestatanerbenrechts  und  der  Fidei- 
kommisse  bewirkt  haben  möchten,  will  wirklich  auf  die  Annahme 
einer  eingetretenen  oder  drohenden  Erschütterung  des  Grundbe- 
sitzerstands sich  stützen.  Hienach  ist  es  von  Wichtigkeit  für  die 
bevorstehenden  Entscheidungen  der  Agrarpolitik,  in  diesem  Zu- 
sammenhang zuerst  festzustellen,  ob  in  der  Grössenschichtung 
und  in  den  Besitzformen  des  deutschen  Landwirtschaftsbetriebs 
selbst  seit  Hereinbruch  der  Krisis  erhebliche  Veränderungen  statt- 
gehabt haben  oder  nicht,  und  jene  Richtungen  zu  erkennen,  in 
welchen  etwaige  Veränderungen  vor  sich   gegangen  sind. 

Von  der  Vergleichung  der  Betriebsgrössenklassen  in  1895 
mit  denjenigen  in  1882  soll  der  Umstand  nicht  abschrecken,  dass 
die  Zahl  der  Betriebe  für  1S95  mit  5,5  Mill.  von  der  Zahl  für 
1882  mit  5,2  Mill.  erheblich  abweicht,  ohne  mit  Sicherheit  bloss 
als  Folge  von  Parzellierungen,  Erbteilungen,  Pachtabsonderungen 
u.  s.  w.,  nicht  auch  aus  »formellen«  Ursachen,  d.  h.  durch  Un- 
terschiede des  Aufnahmeverfahrens  erklärt  werden  zu  müssen.  Die 
bloss  formellen  Zahlenveränderungen  dürften  für  den  hier  ver- 
folgten Gesichtspunkt  ohne  erhebliche  Bedeutung  sein.  Der  F\ä- 
chendurchschnitt  auf  den  Betrieb  —  5,9  ha  gegen  6,0  ha  landwirt- 
schaftlich benutzte  Fläche  und  7,8  ha  gegen  7,6  ha  Gesamtfläche 
—  hat  sich  nicht   erheblich   verschoben, 

Ueberraschend  ist  nun  schon  auf  den  ersten  Blick  die  Gering- 
fügigkeit der  V^  e  r  ä  n  d  e  r  u  n  g  e  n  ,  welche  sich  fiu'  1 895 
gegen  1882  ergeben.  Wie  wenig  oder  wie  stark  die  bloss  for- 
mellen Ursachen  der  Veränderung  mitgewirkt  haben  mögen,  so 
ist  doch  die  Umbildung  in  den  Betriebsgrössenklassen  seit  dem 
Hereinbrechen  der  Entwickelungskrisis  in  keinem  Falle  bedeutend 
gewesen.     Von  einer  Erschütterung    des    Bauernstandes    in 
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seinem  Anteil  nn  der  vaterländischen  Landwirtschaftsfläche  kann 
hiernach  überhaupt  nicht  die  Rede  sein.  Schon  in  dieser  nega- 
tiven Fassung  wäre  das  Ergebnis  gegenüber  dem  Ungestüm  der 
Landpolitik  des  Agrarismus  von  grosser  Bedeutung. 

Man  ist  jedoch  berechtigt,  eine  positive  E  rs  t  a  r  k  u  n  g 
des  bäuerlichen  Anteils  am  Grundbesitz  als  die,  wenn 
auch  massige  Entwickelungstendenz  in  der  Grundbesitzerteilung 
seit  1882  anzunehmen.  Im  Durchschnitt  des  ganzen 
Reiches  hat  sich  der  Parzellen  betrieb  der  Zahl  nach  nur 
im  Verhältnis  von  58  :  58,2,  nach  der  Fläche  von  5,4  auf  5,5  ge- 
steigert. Der  kleinbäuerliche  Betrieb  (2 — 5  ha)  hat  der 
Zahl  nach  etwas  abgenommen,  von  18,6  auf  18,3  Proz.,  der 
Fläche  nach  z  u  g  e  n  o  m  m  e  n  von  9,5  auf  9,6  Proz. ;  auch 
diese  Veränderung  ist  hienach  aufwärts,  bezw.  abwärts  eine  sehr 
geringfügige  gewesen.  Der  mittelbäuerliche  Betrieb, 
welcher  das  Gros  des  eigentlichen  Bauern- 
standes mit  rund  einer  Million  Betriebe  —  gegen  eine  Viertel- 
million Betriebe  von  20  —  50  ha  und  gegen  0,04  Million  Betriebe 
mit  50  bis  100  ha  umfasst,  hat  sowohl  nach  der  Z  a  h  1  de  r 
Betriebe  als  nach  der  Fläche  zugenommen,  näm- 
lich im  Verhältnis  von  17,6  ;  18,  bezw.  von  28,6  :  29,  was  zwar 
auch  nur  eine  geringfügige  Aenderung  darstellt,  aber  gegen  die 
Abnahme  der  Masse  jenes  bäuerlichen  Betriebes  spricht,  welcher 
wirklich  oder  angeblich   das  tüchtigste  Soldatenmaterial  stellt. 

Der  grossbäuerliche  Betrieb  (20 — lOO  ha),  welcher 
sehr  überwiegend  mit  Taglöhnern  und  Wanderarbeitern  die  Wirt- 
schaft führt,  hat  nur  ein  klein  wenig  an  Zahl  der  Betriebe  und  an 
Fläche  abgenommen,  nämlich  von  5,3  auf  5  Proz.,  bezw.  von  30,9 
auf  30,4.  Von  den  Grossgrundbesitzklassen  (über  100  ha)  ist  die 
eine  (lOO—  500  ha)  der  Zahl  nach  (0,4  Proz.)  sich  gleichgeblieben, 
der  Fläche  nach  (15,1  auf  15,2)  schwach  gewachsen,  während  die 
Schichte  von  500  und  mehr  ha  der  Zahl  nach  sich  gleichblieben, 
der  Fläche  nach  aber  von   10,5  auf  10,3  Proz.  zurückgegangen  ist. 

Eine  auf  anderem  Wege  durchgeführte  Untersuchung  über 
Zu-  und  Abnahme  der  Betriebe  nach  sieben  G  r  u  n  d  s  t  e  u  e  r- 
re  i  n  e  r  t  r  a  g  s-Klassen  ist  für  Preussen  möglich  und  von  Gross- 
mann {ß'Ieitzen  VI)  jüngst  angestellt  worden ;  sie  hat  jedoch  ein 
anderes  Hauptergebnis   nicht  geliefert. 

Grösser  als  im  Durchschnitt  des  ganzen  Reiches  und  des 
grössten  Bundestaates  Preussen  sind  nun   freilich   die  1882  bis  1895 
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Stattgehabten  Verschiebungen  zwischen  den  Betriebsgrössenklassen 
nach  e  i  n  z  e  1  n  e  n  P  r  o  V  i  n  z  e  n  und  Regierungsbezirken 
gewesen.      Sehr    bedeutend    sind    aber    auch    sie    nicht ^). 

in  der  Grössenklasse  bis  2  ha  ist  die  Zunahme  am  grössten 
im  Stadtkreis  Berhn,  wo  die  auf  loo  Betriebe  entfallenden  P  a  r- 
z  e  1 1  e  n  b  e  t  r  i  e  b  e  von  91,2  auf  97,9  Proz.,  die  auf  lOO  ha  ent- 
fallenden Betriebe  mit  2—5  ha  von  11,6  auf  19,4  gestiegen  sind. 
In  Ostpreussen  hat  die  Zunahme  des  Parzellenbesitzes  53,8  auf 
57,6,  bezw.  2,10  auf  2,35  Proz.,  in  Posen  hat  sie  56,9  auf  61,1, 
hezw.  2,37  auf  2,82  betragen  (Wirkung  der  Generalkommissionen.?). 
Dagegen  ist  in  mittel-  und  grossbäuerlichen  Provinzen,  wie  Schles- 
wig-Holstein und  Hannover  der  Parzellenbetrieb  massig,  im  klein- 
bäuerlichen Hohenzollern  sogar  stark  von  39,7  auf  32,  bezw.  6,9 
auf  5,2  —  zurückgegangen.  Alle  bäuerlichen  Grössenklassen  (2 
bis  100  ha)  haben  der  Zahl  nach  zugenommen  in  Ostpreussen, 
die  Bauernbetriebe  von  2 — 20  ha  in  Westpreussen  und  Branden- 
burg. In  Sachsen,  Schleswig-H.,  Hannover,  Hessen-Nassau  und 
Rheinland  sind  bei  den  bäuerlichen  Besitzklassen  die  Verschie- 
bungen aufwärts  und  abwärts  obwohl  grösser  als  im  Mittel  doch 
nicht  erheblich  gewesen. 

Nicht  bloss  bezüglich  der  Betriebsgrössen,  sondern  auch  der 
B  e  s  i  t  z  f  o  r  m  e  n  erweist  sich  die  stattgehabte  Verschiebung  als 
geringfügig  und  als  Verstärkung  der  P  a  c  h  t  f  1  ä  c  h  e 
des  Bauernstandes,  vermutlich  durch  einige  Betriebsflächenminde- 
rung der  grösseren  Betriebe. 

Zugenommen  gegen  1882  haben  die  Pachtbetriebe  der  Zahl 
nach  um  12,3,  der  Fläche  nach  aber  nur  um  3,6  Proz.  Dabei 
haben  freilich  die  Betriebe  ohne  Pachtland  der  Zahl  nach  abge- 
nommen, so  dass  deren  Durchschnittsfläche  um  8,32  Proz.  er- 
weitert erscheint.  Zur  Beurteilung  der  zwischen  1882 — 1895  in  den 
Besitzformen  stattgehabten  Veränderungen  diene  die  folgende 
Uebersicht!     Es  entfiel  in  Prozenten: 

im   Ja  li  r   1S95  1S82 

nach    Grössenklassen  .'^      ,  Facht  land  Pachtland 

unter  2   ha  65,22  24,79  27,71 

2  ha  bis       5     >  81,23  I5>93  I4,6i 

5    »      >       20    >  90,55  8,17  7,25 

20        V  »  100        !>  91,98  7,30  7,09 

100    »     und   darüber  80,45  I9il8  22,39 

Durch  Verpachtung  hätten  hie  nach  die  bäuerlichen  Grössenklassen 

i)   Das  Nähere   bei   Gyossmaini  a,    a.   O.,   Tabellen   B. 
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relativ  an  Fläche  gewonnen,  der  Parzellen-  und  der  Grossbesitz 
dagegen  verloren. 

Auch  Raiiclibei'g^  welcher  in  Uebereinstiminung  mit  Kollniann 
die  in  »formellen«  Gründen  gelegenen  Abweichungen  ängstlich 
berücksichtigt  und  den  »Beziehungszahlen«  misstrauisch  gegen- 
übersteht ^ ),  kommt  zu  dem  Ergebnis  :  »Im  Verhältnis  zu  den  Er- 
gebnissen von  1882  haben  die  Pachtbetriebe  in  sämtlichen 
Grösse nkategorien  sowohl  absolut  wie  auch  anteilsweise  der 
Zahl  nach  zugenommen.  Der  Fläche  nach  haben  sie  zwar, 
mit  Ausnahme  der  Grossbetriebe,  absolut  gleichfalls 
zugenommen  ;  verhältnismässig  aber  sind  die  Prozentanteile 
des  Pachtlandes  in  der  Kategorie  sowohl  der  Parzellen-  als  auch 
der  Grossbetriebe  zurückgegangen.  Allerdings  ist  das  mehr  eine 
Reflexwirkung  der  Veränderungen  in  der  Flächenausstattung  der 
Eigenbetriebe.  Aber  auch  nach  den  absoluten  Zahlen 
ist  die  Pachtfläche  der  Parzellenbetriebe  eigentlich  unverändert 
geblieben,  jene  der  Grossbetriebe  ist  um  1S4912  ha  zurückge- 
gangen und  die  Erweiterung  ist  hauptsächlich  den 
kleineren  und  m  i  1 1 1  e  r  e  n  B  a  u  e  r  n  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  e  n  zu  stat- 
ten gekommen,  die  auch  d  e  r  Z  a  h  1  n  a  c  h  d  i  e  g  r  ö  s  s  t  e  n 
Fortschrite  aufweisen.  Wir  sehen  also,  dass  sich  auch  die 
PIntwicklung  der  Pachtbetriebe  der  allgemeinen  Bewegungstendenz 
einfügt,  wonach  die  Bedeutung  der  mittleren  Wirt- 
schaften den  Parzellen-  und  Grossbetrieben  gegen- 
über gehoben  erscheint.«  Raiichberg  fügt  wohl  richtig 
bei:  »Wenn  diese  Bewegung  bei  den  Pachtbetrieben  sogar  noch 
deutlicher  zutage  tritt  als  bei  den  Eigenbetrieben,  so  erklärt  sich 
das  daraus,  dass  hier  die  Eigentumsverhältnisse  retardierend  wirken, 
wohingegen  die  Verpachtung  eben  eine  Handhabe  bietet,  um  die 
Betriebsverhältnisse  ohne  Aenderung  im  Eigentum  in  einer  den 
wirtschaftlichen  Bedürfnissen  entsprechenden  Weise  umzugestalten. « 

Auf  Preussen  für  sich  allein  trifft  die  allgemeine  Tendenz 
wohl  ebenfalls  zu.  Es  hat  im  fraglichen  Zeitraum  die  Pachtfläche 
überhaupt  von  3,5  auf  3,7  Millionen  ha  zugenommen.  Eine  Ver- 
gleichung  der  Tabellen  für  35  Reg.-Bez.  Preussens  {Meitsen  VI, 
Tab.  H  II  u.   12)  ergiebt  annähernd  das  Folgende: 

in  den  Provinzen  mit  starkem  Kleinbetrieb  (Hohenzollern, 
Rheinland,  Nassau-Hessen)  ist  der  j^rozentuale  Anteil  an  der 
Pachtfläche    für  die    P  a  r  z  e  1 1  e  n  k  1  a  s  s  e  (bis   2   ha)   mehr  oder 

l)  a.   a.  O.   S.   201   ff. 
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weniger  erheblicli  gesunken,  besonders  stark  in  dem  indu- 
striell   wenig  entwickelten  HohenzoUern  ; 

in  den  Landesteilen  mit  vorwiegendem  Grossbetrieb  und  wenig 
Industrie  hat  derselbe  Anteil  ebenfalls  mehr  oder  weniger  erheb- 
lich abgenommen ; 

in  den  vorwiegend  gross-  und  mittelbäuerlichen  Bezirken 
scheinen  diejenigen,  welche  von  der  Industrie  weniger  ergriffen 
worden  sind,  an  Pachtfläche  verloren  zu  haben ; 

die  zwxi  Grössenklassen  des  klein-  und  des  mittelbäuerlichen 
Betriebes  (2 — 5  und  5 — 20  ha),  d.  h.  diejenigen,  in  welchen  der  Be- 
bauer  den  Handarbeitsbedarf  selbst  deckt,  haben  pachtweise  von 
der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  grössere  Beträge  weiter  in 
sich  aufgenommen ; 

weniger  ist  dies  der  Fall  bei  den  grossbäuerlichen  Grössen- 
schichten  (20 — lOO  ha),  bei  welchen  Gewinne  und  Verluste  an 
Fläche  einander  gegenübertreten  ; 

die  Betriebe  von  100  und  mehr  ha  haben  w^eit  überwiegend, 
mehr  oder  w'eniger  stark,  namentlich  in  den  an  und  für  sich  (S.  530) 
pachtreichsten  Grossgrundbesitzprovmzen,  den  Prozentanteil  an 
der  Pachtfläche  sinken  sehen. 

Für  den  preussischen  Staat,  wie  für  das  ganze  Reich  stellt 
sich  also  dieselbe Thatsache  heraus:  die  Zunahme  gehört  hauptsäch- 
lich den  bäuerlichen  Betriebsklassen  an.  Sehr  stark  sind  aber  auch 
hinsichtlich  der  Besitzform  die  eingetretenen  Veränderungen  nicht. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  eine  Meinung  über  die  relativ 
grössere  Schwierigkeit,  welche  in  Deutschland  die  Ueberwindung 
der  Krisis  dem  kleineren  und  mittleren  Grundbesitz  darum  bieten 
soll,  weil  hier  der  Stoss  nicht  einen  reichen  Verpächter- 
stand sondern  den  Bebauer  hauptsächlich  treffe,  abzulehnen.  Die 
an  den  Besitzformen  vor  sich  gegangenen  Verschiebungen  sprechen 
nicht  zu  Gunsten  jener  Tariffreunde,  welche  den  Tarifgegnern  den 
Vorwurf  machen,  dass  man  nicht  auf  den  Unterschied  Deutschlands 
und  Grossbritanniens  bezüglich  der  thatsächlichen  Ausdehnung 
der  beiderlei  Besitzformen  Rücksicht  nehme,  dass  man  nicht  ein- 
sehen wolle,  wie  viel  schwerer  in  Deutschland  infolge  vorwiegenden 
Eigenbaues  die  Agrarkrisis  auf  der  ländlichen  Mittelklasse  laste 
als  in  Grossbritannien  mit  seinem  weit  stärkeren  Pachtbetrieb.  Die 
soeben  erwiesene  thatsächliche  Verschiebung  des  Pachtbetriebes 
nach  den  bäuerlichen  Schichten  hin,  dürfte  eher  darauf  hinweisen, 
dass  der    Bauernstand    über   seine  Eigenlandbaufläche    hinaus  die 
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Risiken  der  Krisis  übernehmen  konnte  und  übernommen  hat.  So- 
bald der  zur  selben  Zeit  vor  sich  gegangene  Betriebsumschwung 
festgestellt  sein  wird,  wird  man  das  auch  ebenso  begreiflich  fin- 
den, wie  den  eingetretenen  Rückgang  in  der  Verpachtung  der 
Grossbetriebsflächen.  Das  Uebergewicht  des  Eigenbaues  über 
den  Pachtbetrieb  scheint  sich  hienach  nicht  als  Moment  der  Er- 
schwerung, sondern  als  Moment  der  Erleichterung  bei  Ueberwin- 
dung  der  Krisis  zu  erweisen.  Nicht  das  besondere  Mitleid  mit 
dem  Bauernstand,  sondern  die  Rücksicht  auf  die  grösseren  Schwie- 
rigkeiten ,  welche  der  notleidende  Teil  des  Grossgrundbesitzes 
hat,  um  die  Krisis  zu  überwinden,  hätte  die  Agrarpolitik  zu  üben, 
freilich  nicht  durch  Massregeln  der  Ermunterung  zu  unrentablem 
Getreidebau. 

Hienach  ergiebt  die  Betrachtung  sowohl  der  Betriebsklassen- 
als  der  Besitzformen-Verschiebungen  das,  was  der  gegenwärtige 
Abschnitt  festzustellen  hatte ;  derbäu  er  liehe  Betrieb  ist 
nicht  bedroht,  braucht  durch  drastische  Mittel 
nicht  »gerettet«  zu  werden;  er  ist  an  Besitz  erstarkt, 
mindestens  nicht  geschwächt  aus  der  Krisis  hervorgegangen, 
höchstens  vom  grossbäuerlichen  Besitz  aufwärts  kann  von  einer 
freilich  minimalen  Schwächung  des  grösseren  Betriebs  die  Rede  sein  ; 
doch  ist  nicht  der  Grossbauern-  und  Grossgrundbesitz,  sondern 
der  mit  Familienkraft  arbeitende  eigentliche  Bauernstand  als  der 
Träger  der  ländlichen  Bevölkerungstüchtigkeit  und  als  Schichte 
der  wirklich  oder  angeblich  tüchtigeren  Wehrkraft  anzusehen. 
Nicht  die  Rettung  des  Bauernstandes,  sondern  die  Erbreite- 
rung  der  Grundlagen  für  eine  führende  Grossgrundbesitz-  und 
Grossbauernaristokratie  könnte  durch  die  obigen  Zahlen  angeregt 
werden.  Hier  muss  es  dahin  gestellt  bleiben,  ob  und  wie  stark 
hieran  im  agrarischen  Lager  gedacht  wird.  Die  bürgerlichen 
Schichten  unserer  nationalen  Gesellschaft  haben  an  der  Verstär- 
kung der  verhältnismässig  schon  sehr  starken  Stellung  dieser  Ari- 
stokratie kein  Interesse.  Eher  die  konservative  Geistlichkeit  beider 
Konfessionen,  welche  den  festesten  Boden  ihrer  Macht  in  den- 
jenigen Reichsteilen  hat,  welche  sich  im  Folgenden  auch  als  die 
Gebiete  des  grösseren  Landv^'irtschaftsbetriebes  erweisen.  Wie  weit 
bei  der  agrarischen  Mehrheit,  welche  gegenwärtig  im,  Reichstag 
besteht,  der  kirchlich-grundaristokratische  Zusammenhang  gewirkt 
hat,  lässt  sich  jedoch  nicht  beziffern  und  soll  hier  dahin  gestellt 
bleiben.     Begreiflich  und  daher  nach    dem    französischen  Spruch- 
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wort  —  allseitig  v^erzeihbar  würde  die  politische  Reflexwirkung 
des  kirchlich-grundaristokratischen  Bündnisses  sich  darstellen. 

Wenn  die  freilich  massige  Besitzerstarkung  der  bäuerlichen 
Betriebsschichten  als  sehr  beruhigende  Erscheinung  angesehen 
werden  darf,  so  ist  der  geringfügige  Verlust  der  grösseren  Betriebe 
nicht  besorgniserregend. 

Auf  den  ersten  Eindruck  hin  hätte  man  zwar  meinen  sollen, 
dass  der  Grossgrundbesitz  und  die  Grossbauernschaft  stark  an 
Boden  haben  verlieren  müssen ;  denn  auf  sie  hauptsächlich  ist  durch 
Sturz  der  Getreidepreise  und  durch  Steigen  des  Arbeitsverdienstes 
die  Ungunst  der  Zeit  gefallen.  Indessen  werden  wir  alsbald  wahr- 
nehmen, dass  auch  Momente  wirksam  gewesen  sind,  ihre  Wider- 
standskraft zu  stärken  und  dass  die  Entwickelungstendenz  nicht 
gegen  den  Grossbetrieb  überhaupt,  sondern  nur  gegen  gewisse 
Kulturen  und  Züchtungen  im  Grossbetrieb  zu  gehen  scheint.  Der 
Grossbetrieb  hat,  wie  der  nächste  Abschnitt  zeigen  wird,  gleich- 
sehr  im  Pflanzenbau,  in  der  Thierzucht  und  in  der  ersten  Roh- 
stoffverarbeitung einen  weiten  Spielraum  und  Zeitberuf.  Es  wird 
dieser  Abhandlung-  auch  im  weiteren  nicht  beigehen,  ihm  die  Zu- 
kunft absprechen  oder  durch  staatliche  Dismembration  rauben  zu 
wollen.  Nicht  einmal  das  volkswirtschaftlich  starke  Zeitmotiv  für 
Mehrung  des  Bauernstands  auf  dem  flachen  Lande  ,  welches  für 
Verdichtung  der  Arbeitskräfte  und  Lokal konsumenten  spricht, 
wird  im  Folgenden  die  Veranlassung  geben,  den  grösseren  Grund- 
besitz im  allgemeinen  künstlich  ausgeschlachtet  zu  wünschen  ^). 

Die  anscheinend  oder  wirklich  bedeutendste  und  allgemeinste 
Veränderung  hat  sich  am  Parzellenbetrieb  vollzogen.  So 
weit  die  Zunahme  der  Zahl  nach  nicht  auf  Ungleichmässigkeit 
der  Angaben  bei  der  einen  oder  anderen  der  beiden  Betriebs- 
zählungen zmlickzuführen,  sondern  thatsächlich  vor  sich  gegangen 
ist,  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dass  weder  der  Preissturz  von 
Getreide,  noch  die  Leutenot ,  sondern  der  Aufschwung  der  In- 
dustrie und  das  Wachstum  der  Städte  die  Veränderung  be- 
wirkt haben.  Das  zeigt  sich  schon  am  stark  nebenberuflichen 
Charakter  des  Parzellenbetriebes.    W^ährend  in  Preussen  schon  im 


i)  Mein  im  »Votum«  ausgesprochener  Wunsch  ,  die  nocli  immer  führende  Stel- 
hmg  des  grösseren  Grundbesitzes  möge  dieser  sich  nicht  selbst  durch  agraristische 
Uebertreibungen  untergraben,  war  ein  völlig  aufrichtiger.  Eine  »eng  schwäbische«  An- 
tipathie gegen  den  Grossgrundbesitz  habe  ich  mein  ganzes  Leben  lang  nicht  gehabt 
und  kein  Wort  der  genannten  Schrift  kann  Grund  gegeben  haben,   sie  mir  zuzuschreiben. 
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kleinbäuerlichen  Betrieb  60,  in  den  höheren  Grössenklassen  über 
90*^/0  der  Betriebsinhaber  die  Landwirtschaft  als  Hauptberuf  be- 
treiben, sind  im  Parzellenbetrieb  fast  öo^/o  der  Inhaber  Nichtland- 
wirte  und  von  diesen  Nichtlandwirten  gehört  die  grosse  Mehrzahl 
der  Industrie  und  weiter  dem  Handel  an.  Ebendaselbst  bewirt- 
schaftet das  gewerbliche  Dienstpersonal ,  der  Stand  der  gewerb- 
lichen Gesellen,  Gehilfen  und  Arbeiter,  nebenberuflich  hauptsäch- 
lich ein  Zwerggut  (bis  0,5  ha)  und  die  Parzellen  (i.  e.  S.  mit  0,5 
bis  2  ha),  nämlich  zu  67,9*70  je  ein  Zwerggut  und  zu  26,6^7o  je 
eine  Parzelle.  Kleinbäuerliche  Güter  wurden  schon  nur  noch  zu 
5,6,  mittelbäuerliche  zu  0,30*70  von  gewerblichem  Dienstpersonal 
nebenberuflich  bewirtschaftet. 

Hiemit  ist  die  Aufgabe  erledigt,  welcher  dieser  Abschnitt 
gegolten  hat.  Die  thatsächlichen  Verschiebungen  in  den  Grössen- 
schichten  und  an  den  Besitzformen  sind  festgestellt.  Erklären 
lassen  sie  sich  erst,  wenn  auch  der  neuerliche  Betriebsumschwung 
samt  den  Wertverschiebungen,  welche  ihn  vermittelt  haben,  eine 
thunlichst  exakte  Nach  Weisung  gefunden  haben  wird.  Das  an- 
fängliche Erstaunen  jedoch  über  die  Geringfügigkeit  der  Verän- 
derungen, welche  bezüglich  der  Betnebsgrössen  und  der  Besitzfor- 
men sich  ergeben  haben,  lässt  sich  sogleich  niederschlagen.  Die 
Geringfügigkeit  der  Wirkung  der  Krisis  an  den  Betriebsgrössen 
und  den  Besitzformen  dürfte  lediglich  eine  neue  Bestätigung  dafür 
sein ,  dass  der  Betriebsfortschritt  zu  höherer  Intensität  wie  der 
Bewirtschaftungsrückschritt  an  der  Verteilung  des  Grundbesitzes 
einen  verhältnismässig  geringen  Anteil  besitzt.  In  den  zwei 
Jahr  t  a  u  s  e  n  d  e  n  ,  welche  wir  an  der  Hand  der  Ale itseji  sehen 
Untersuchungen  überblicken  können ,  haben  allgemeine  staatliche 
Ereignisse,  Eingriffe  und  Zulassungen,  offenbar  weit  überwiegen- 
den Einfluss  geübt.  Man  darf  sich  daher  nicht  wundern ,  wenn 
die  letzten  zwei  Jahr  zehnte  einer  selbst  scharfen  Entwickelungs- 
krise  so  wenig  Spuren  in  der  Grundbesitzverteilung  hinterlassen 
haben.  Die  heutige  Verteilung  des  Grundbesitzes  reicht  mit  ihren 
Wurzeln  selbst  in  die  alte  Volkszeit  zurück  mit  ihren  Wanderun- 
gen, Eroberungen,  Markgenossenschaften,  in  die  Feudalzeit  mit 
ihren  Lehensvergabungen  und  Schutzuntervverfungen  zwischen 
Adel,  Kirche  und  Bauernstand,  in  die  politischen  Bedürfnisse  des 
Territorialstaates  für  Hofschutz,  Bauernerhaltung,  Kolonisation,  in 
Säkularisationen  der  Reformation  und  die  Revolutionen  u.  s.  w. 
zurück.     Die    tiefsten  Spuren    haben  Entwickelungsvorgänge    hin- 
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terlassen,  welche  mit  dem  stufenweisen  Aufsteigen  der  Landwirt- 
schaft zu  höheren  Betriebsintensitäten  und  mit  den  Veränderungen 
in  den  Kulturen  und  Züchtungen,  d.  h.  mit  der  Entwickelung  des 
Betriebes  nichts  oder  nicht  viel  noch  unmittelbar  zu  thun 
gehabt  haben.  Man  wird  wohl  daran  thun,  die  heutige  Entwicke- 
lungskrisis  nicht  zum  Vorwand  für  grundstürzende  Eingriffe  in  die 
gegebene  Verteilung  des  Grundeigentums  zu  nehmen. 

VI.   Der  neuerliche  Betriebsumschwung  in   der  deutschen 
Landwirtschaft. 

Zunächst  sind  die  stattgehabten  Veränderungen  als  solche, 
als  U  m  s  c  h  w  u  n  g  s  e  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g  e  n  überhaupt  in  Betracht 
zu  ziehen.  Sie  müssen  erst  festgestellt  sein,  bevor  man  ein  ganz 
sicheres  Urteil  darüber  fällen  kann,  ob  der  Umschwung  als  Fort- 
schritt oder  als  Rückschritt  anzusehen,  ob  die  deutsche  Landwirt- 
schaft durch  die  Agrarkrisis  zu  weiterem  Aufsteigen  gedrängt  oder 
dem  Niedergang  zugeführt  worden  ist. 

Die  Betrachtung  des  Umschwungs  wird  zuerst  die  Einzel- 
veränderungen feststellen  und  dann  erst  durch  die  Zusammen- 
fassung der  bezüglich  der  drei  Faktoren  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  ■ —  Boden,  Kapital,  Arbeit  —  gemachten  Wahrnehmun- 
gen die  Allgemeinheiten  des  Umschwunges ,  um  hiebei 
eine  feste  Ansicht  darüber  zu  gewinnen,  ob  und  inwieweit  über- 
haupt, ob  und  wieweit  bei  den  einzelnen  Betriebsgrössenklassen 
der  arbeitsreichere  oder  der  kapitalintensivere  Betrieb,  oder  der 
eine  und  der  andere  zugleich  zugenommen  oder  abgenommen  hat. 

Der  Umschwung  im  Einzelnen  und  im  Ganzen  wird  in  drei 
Richtungen  zu  verfolgen   sein,  nämlich  : 

erstens  als  P  r  o  d  u  kti  on  s  u  m  s  c  h  w  u  n  g  im  Pflanzenbau 
und   in  der  Viehhaltung, 

zweitens  als  V  e  r  k  e  h  r  s  u  m  s  c  h  w  u  n  g  ,  welcher  selbst 
sich  in  zwei  grossen  Komplexen  von  Erscheinungen  —  dem  Markt- 
umschwung, dem  Transportumschwung  —  sich  darstellen  wird, 

drittens  als  Umschwung  im  Verhältnis  zu  den  nicht 
volkswirtschaftlichen  Sphären  der  Volksgemein- 
schaft ,  namentlich  im  Verhältnis  zum  Staat  und  der  Gemeinde 
und  zwar  wieder  in  der  Doppelrichtung  der  Leistungen  durch 
die  Gesamtheit  und  der  Leistungen  an  die  Gesamtheit. 

A.    Der    P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  u  m  s  c  h  w  u  n  g . 
Das  erste   Gebiet  von  Umschwungserscheinungen  wird  selbst 
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in  zwei  Ilauptrichtungen  besonders  zu  verfolgen  sein:  nach  den 
Aenderungen  im  Pflanzenbau  und  nach  den  Aenderungen  in  der 
Viehhaltung,  d.  h.  als  Ackerbau-  und  als  Viehzuchtsumschwung. 
In  jeder  der  beiden  Richtungen  wird  sogleich  auch  die  Rohstoff- 
verarbeitung, einerseits  die  der  pflanzlichen,  andererseits  die  der 
tierischen  Roherzeugnisse  je  bis  zu  der  Grenzlinie ,  wo  der  land- 
wirtschaftliche in  den  gewerblichen  Betrieb  übergeht ,  ins  Auge 
zu  fassen  sein ;  auch  die  Herausgestaltung  von  Gewerben  in  Ver- 
bindung mit  der  Landwirtschaft,  teils  im  individuellen,  teils  im 
genossenschaftlichen  Betrieb ,  ist  für  die  Beurteilung  der  gegen- 
wärtigen Entwickelungstendenz  in  der  That  von  grosser  Bedeu- 
tung. 

Bei  der  Untersuchung  des  Umschwunges  im  Pflanzenbau 
einerseits  und  in  den  Viehhaltungen  andererseits  wird  man  so 
wenig  wie  beim  Verkehrsumschwung  den  entscheidenden  Gesichts- 
punkt aus  dem  Auge  verlieren  dürfen,  dass  aller  Fortschritt  und 
aller  Rückschritt  auch  in  der  Landwirtschaft  nur  als  Fortschritt 
oder  als  Rückschritt  in  der  Arbeitsteilung  und  in  der 
A  r  b  e  i  t  s  v  e  r  e  i  n  i  g  u  n  g  z  u  g  1  e  i  c  h  sich  äussern  kann.  Beide 
Hauptzweige  der  Landwirtschaft  gliedern  und  verästeln  sich  nicht 
nur  beim  Fortschritt  immer  mehr,  sondern  versetzen  sich  auch  in 
immer  grössere,  wechselseitige  Abhängigkeit.  Als  eines  der  zu- 
verlässigsten Merkmale  aufsteigender  Bewegung  unserer  Landwirt- 
schaft wird  es  anzusehen  sein ,  wenn  die  Thatsachen  nicht  bloss 
eine  wachsende  Arbeitsteilung,  sondern  auch  eine  Zunahme  in 
der  wechselseitigen  Bedingtheit  der  zwei  grossen  Zweige  des 
Landwirtschaftsbetriebs  und  wieder  bei  jedem  der  beiden  Zweige 
zwischen  der  Rohstoft'erzeugung  (Urproduktionen),  und  der  Roh- 
stofifverarbeitung  aufweisen.  Voraus  sei  daher  mit  Nachdruck  auf 
zwei  Kriterien  des  Fortschrittes  hingewiesen,  einmal  darauf,  dass 
im  Pflanzenbau  selbst  der  Getreidebau,  nicht  bloss  der  Bau  der 
Futtermittel  die  Viehhaltung  stützt  und  hienu't  aus  der  Vieh- 
h  a  1 1  u  n  g  die  steigend  intensive  Vieh  z  u  c  h  t  auswirken  hilft, 
zweitens  darauf,  dass  umgekehrt  die  Viehzucht  einen  Futter- 
pflanz e  n  b  a  u  bewirkt,  ohne  welchen  die  wider  Erwarten  her- 
vortretende Intensität  des  Getreidebaus  unbegreiflich  sein  würde. 
Beide  Thatsachen,  wachsende  Verfütterung  von  Getreide  als  Be- 
dingung intensiverer  Viehzucht  und  wachsender  Anbau  von  Fut- 
ter- und  Wurzelgewächsen  als  Bedingung  steigender  Intensität  des 
Getreidebaus,   werden  als  zwei  Haupterscheinungen  an  der  gegen- 
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wärtigen  Entwickelungstendenz    der  deutschen  Landwirtschaft  im 
Folgenden   wirkhch   hervortreten. 

1 )   D  e  r  U  m  s  c  li  w  u  n  g    i  m    P  f  1  a  n  z  e  n  b  a  u    und    in    d  e  r  V  e  r  a  r  Ij  e  i  t  u  n  g 
pflanzlicher   Rohstoffe. 

Zunächst  wäre  7A1  fragen,  ob  seit  Hereinbruch  der  Krisis  die 
landwirtschaftliche  Bodennutzung  gegeni_iber  der  forstlichen  fort- 
geschritten ist;  eine  Zunahme  der  forstlichen  Kultur  würde,  wenn 
sie  allgemeiner  und  in  grösserer  Ausbreitung  auftreten  würde,  als 
Zeichen  des  Rückganges  überhaupt  anzusehen  sein.  Umgekehrt 
wäre  die  Abnahme  der  Forstfläche  ein  Zeichen  des  Fortschritts 
zu  intensiverem  Bodenanbau.  Die  Zahlen  beider  Betriebszählungen 
gestatten  wegen  der  formellen  Dififerenzen  leider  eine  exakte  Fest- 
stellung des  Fortschrittes  der  Landwirtschaft  dem  Forstbetrieb 
gegenüber ,  wenigstens  mit  voller  Sicherheit  nicht.  Würde  aber 
auch  die  Zunahme  der  Landwirtschaftsfläche  eine  sehr  geringe 
gewesen  sein,  so  wäre  daraus  nicht  auf  Stockung  des  Fortschrittes 
in  der  Landwirtschaft  zu  schliessen ;  denn  die  grosse  Masse  der 
Forstfläche  gehört  der  »toten  Hand  ,  und  diese  lässt  den  Boden 
aus  dem  forstlichen  Betrieb  ,  in  welchem  sie  Grundeigentum  am 
ehesten  festhalten  kann ,  nur  sehr  schwer  fahren.  Nahezu  die 
Hälfte  des  Forstlandes  gehört  den  2449  Forstbetrieben  mit  1000 
und  mehr  ha  ,  Avährend  neun  Zehntel  der  Forstbetriebe  weniger 
als  10  ha  inne  haben.  Die  Forstwirtschaft  überhaupt  wird,  ob- 
wohl die  Forstfläche  absolut  sich  nicht  stark  verändert  haben 
wird,  doch  relativ  an  Intensität  gewonnen  haben.  Die  Betriebe 
mit  Waldland  sind  1882  bis  1S95  ^o'^  180  auf  16, 770  zurückge- 
gangen, während  Betriebe  ohne  Waldland  um  7  zugenommen 
haben.  Dass  die  Landwirtschaftsfläche  nur  in  beschränktestem 
Masse  an  den  Forstbetrieb  verloren  gegangen  sein  kann,  wird 
man  annehmen   dürfen. 

Die  verhältnismässige  Bedeutung  der  einzelnen 
Zweige  der  landwirtschaftlichen  Pflanzenerzeugung  für  sich  selbst 
erhellt  aus  dem  Anteil  jeder  Kulturgattung  an  der  landwirtschaft- 
lich benutzten   Fläche. 

Die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  macht  rund  zwei  Drit- 
tel der  Gesamtfläche  Deutschlands  aus.  Sie  besteht  zu  26^2 
Mill.  ha  aus  Acker-  und  Gartenland,  zu  fast  6  Mill.  ha  aus  Wie- 
sen, zu  3  Mill.  ha  aus  ständigen  Weiden,  Hutungen  und  Weinbergen. 

In  Prozenten  gehörten  von  der  gesamten  Acker-  und 
Gartenfläche     1893     54,37    den    4    Hauptgetreidearten     gegen 
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Preussen 

i7oO 

Bayern 

3,03 

Sachsen 

0,79 

Württemberg 

0,86 

im  ganzen  Reich 

25.7 

52,5970  im  Jahr  1882.  Die  grösste  Fläche  hatte  der  Roggen  mit 
22,93,  dann  der  Hafer  mit  14,88,  der  Weizen  mit  7,79,  die  Gerste 
mit  6,20*'/o.  Die  anderen  stärkmehlhaltigen  Körnerfrüchte:  Buch- 
weizen, Hirse,  Mais,  Hülsenfrüchte  nahmen  nur  5,32''/o  der  Acker- 
und  Gartenfläche  ein.  In  Mill.  Hektares  bewegte  sich  das  Acker- 
land  wie  folgt : 

1S78  1883  1893 

17.31  17.34 

2,97  2,98 

7,97  6,8698 

0,86  0,8692 

25.7  25,770 

Die  Getreideflächen  zeigen  grössere  Fluktuationen, 
als  das  Gesamtackerland ,  die  stärkste  beim  Hafer.  Sehr  stark 
sind  jedoch  die  Veränderungen  der  viererlei  Getreideflächen  nicht; 
denn  sie  betrugen  in  Mill.  ha  für  das  Reich: 

1878  1893  1900 

Weizen  und  Winterspelz               2,213  2,395  2,366 

Roggen  5,934  6,016  5,954 

Gerste  i.549i  1.5944  1,6700 

Hafer  3,743  3,905  4,122 

Die  relativ  grösste  Flächenzunahme  hat  der  Hafer  erfahren. 

Die  Zahlen  zusammen  zeigen,  dass  der  Getreidebau  die  Haupt- 
kultur nicht  nur  war ,  sondern  trotz  der  »Ueberschwemmung 
mit  überseeischem  Getreide«  auch  geblieben  ist.  Dabei  ist  nur 
sogleich  nicht  zu  vergessen,  dass  Getreide  nicht  rein  und  ganz  Brot- 
frucht ist;  nicht  bloss  Hafer  und  Gerste  sind  Futtermittel,  sondern 
auch  der  Roggen,  und  als  Material  gewerblicher  Verarbeitung 
dienen  alle  Getreidearten. 

Dem  Getreidebau  am  nächsten  kommt  der  Hackfrucht- 
bau  samt  feldmässigem  Gemüsebau.  Er  nahm  1893  16,5  Proz.  der 
Ackerfläche  ein.  Die  Zunahme  gegen  1878  (13,64  Proz.)  ist  er- 
heblich. Gegenüber  steht  eine  Abnahme  der  Brache  von 
8,89  Proz.  im  Jahre  1878  auf  5,91  Proz.  im  Jahre  1893.  In  Mil- 
lionen Hektares  betrugen  : 

1878  1893  1900 

der   Kartoffelbau  2,75  3,03  3,21 

der  Runkelrübenbau  0,32  0,43  0,47 

Möhren,   weisse  Rüben,  Kohlrüben     0,09  0,54  0,49 

Zuckerrüben  besassen  1878  nur  0,68,  1893  1,51  Proz.  der  Fläche. 

Hienach  fand  für  Wurzelfrüchte  eine  sehr  bedeutende  Zunahme 
statt,  welcher  die  Abnahme  der  Brache  von  2,308  auf  1,550  Mill.  ha 
gegenübersteht. 

Den  Hackfrüchten  kommen  der  Fläche  nach  s^leich  die  Fut- 
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t  e  r  g  e  w  ä  c  h  s  e  ,  der  Klee-  und  W  i  e  s  e  n  b  a  u.  Beide 
haben  der  Fläche  nach  nur  geringe  Veränderungen  erfahren.  Die 
Kleefiäche  hat  1878  1,86  und  1900  1,88  Mill.  ha  betragen;  der 
Wiesenbau  besass  1900  5,9  Mill.   ha  wie  im  Jahre  1878. 

Hienach  bilden  der  Getreidebau,  der  Hackfruchtbau  und  der 
Futterkräuterbau  die  drei  Hauptgebiete,  auf  welchen  der  Produk- 
tionsumschwung der  Landwirtschaft  zu  verfolgen   ist. 

Der  Zweck  dieser  Arbeit  erfordert  es  nicht,  den  Umschwung 
im  Weinbau,  Tabakbau,  Obstbau,  Hopfenbau,  Rapsbau,  Hanf- 
und Flachsbau,  der  Gärtnerei  ins  Einzelne  genauer  zu  verfolgen. 
Diese  Zweige  des  Pflanzenbaues  besitzen  heute  wie  zu  Beginn  der 
Krisis  eine  relativ  geringfügige  Ausdehnung.  Von  der  landwirt- 
schaftlich benutzten  Fläche  kamen  1893  zu:  dem  Hopfenbau  0,6 
Proz.,   dem  Flachsbau  0,23  Proz.,   dem  Rapsbau  0,40  Proz. 

Ehe  man  zur  Betrachtung  der  einzelnen  Haupt-Kulturgattun- 
gen schreitet,  hat  man  voraus  zwei  irrige  Vorschwebungen  gründ- 
lich abzulegen.  Einmal  die  Vorstellung,  dass  Abnahme  und  Zu- 
nahme der  Fläche  bei  den  einzelnen  Kulturgattungen  einen 
Rückschritt  oder  Fortschritt  bedeute,  da  es  vielmehr  darauf  an- 
kommt, ob  auf  der  zurückgegangenen  oder  gewachsenen  Fläche 
der  Betrieb  intensiver  oder  extensiver  geführt  wird.  Sodann  die 
andere  Vorstellung,  dass  der  Rückgang  einzelner  Kultur- 
arten und  nicht  die  Abnahme  aller  zusammen  die  Rentabilität 
beherrsche  imd  den  P'ortschritt,   bezw.  Rückschritt  erkennen  lasse. 

Der  Produktionsumschwung   im  Getreidebau. 

Der  Getreidebau  ,  welcher  über  die  Hälfte  des  Ackerlandes 
einnimmt,  steht  zur  Betrachtung  obenan.  Nach  den  Klima-  und 
den  Bodenverhältnissen  Deutschlands  w^rd  der  Getreidebau  — 
freilich  nicht  bloss  notwendig  der  Brotgetreidebau  —  den  weitaus 
vorwiegenden  Anbau  immer  bilden. 

Nach  zwanzigjähriger  Bedrängnis  durch  die  Getreidekonkur- 
renz der  »Neuländer«  und  gegenüber  der  Behauptung,  dass  die 
bisherigen  Zölle  ausreichenden  Schutz  dem  Getreidebau  nicht  ge- 
währt haben,  sollte  man  bestinnnt  vermuten,  dass  gerade  der  Ge- 
treidebau absolut  zurückgegangen  sei.  Man  ist  daher  schon  da- 
durch überrascht,  dass  die  mit  Getreide  bebauten  Flächen 
nicht  bloss  nicht  zurückgegangen  sind  ,  sondern  sich  ausgedehnt 
haben.  Allerdings  nur  ein  wenig  und  nicht  im  Masse  des  stei- 
genden   Brot-    und  Futtergetreidebedarfes    der    zunehmenden  Be- 
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völkerung'.      Die  Tliatsachen  sind   näher  die  folgenden  : 
die  Anbaufläche  betrug  in  Mill.  ha 

Roggen  Weizen  Spek  Gerste  Hafer 

1880  5,93  1,82  0,38  1,62  3,75 

1880— 1898  5,86  1,92  0,32  1,69  3,88 

1S98  allein  5,94  1,96  0,35  1,66  3,99 

Die  Frage,  ob  der  Getreidebau  an  Fläche  abgenommen  haben 
würde,  wenn  die  Getreidezölle  seit  1879  bis  heute  nicht  gewesen 
w^ären,  ist  eine  Doktorfrage,  welche  sich  so  wenig  rückwärts  beant- 
worten lässt,  wie  vorwärts  die  andere  Frage,  welche  Zollerhöhung 
nötig  sein  würde,  um  dem  Getreidebau  die  ganze  Fläche  zuzuführen, 
welche  er  erlangen  müsste,  um  den  vollen  Bedarf  an  Brot-,  Futter-, 
Bier-  und  anderen  Gewerbe-Getreiden  zur  Erzeugung  im  Inland  zu 
bringen.  Da  sind  nur  unbekannte  Grössen.  Weder  weiss  man,  wel- 
ches die  Gestehungskosten  des  ungünstigsten,  aber  noch  erfor- 
derlichen Getreidebaues  sein  müssten,  noch  wie  stark  die  Bevöl- 
kerung und  ihr  Ernährungs- ,  Verfütterungs-  und  Gewerbebedarf 
anwachsen  wird.  Man  müsste  auch  wissen,  was  nicht  wissbar  ist, 
—  ob  nicht  andere  Kulturen  und  Züchtungen  trotz  höherer  Ge- 
teidezölle  und  wieder  höher  getriebener  Getreidepreise  noch  ren- 
tabler sein  würden;  der  Landwirt  erstrebt  nur  den  höchsten 
Reinertrag,  gleichviel  ob  solchen  der  Getreidebau  oder  ein  anderer 
Produktionszweig  liefert. 

Thatsache  der  Erfahrung  aber  ist  es ,  dass  bisher  die  Wei- 
zen- und  Roggenzölle  keine  wesentliche  Ausdehnung  des  Ge- 
treidebaues und  keine  erhebliche  Einschränkung  der  Getreideein- 
fuhr bewirkt  haben;  man  begreift  daher  leicht,  dass  sogar  die 
»Begründung'  ,  von  ihrer  w^eiteren  Erhöhung  des  Weizenzolles, 
35  auf  55  M.  p.  T. ,  die  Verdrängung  des  »Weltkornes«  durch 
»Nationalkorn«  im  Sinne  chauvinistischer  Agrarier  selbst  nicht  er- 
wartet. Schwer  zu  verstehen  ist  es,  dass  genau  die  Zölle  des  Po- 
sadowsky-Tarifs  eine  Verschlechterung  im  bisherigen  Verhältnisse 
zwischen  Eigenerzeugung  und  Einfuhr  sicher  verhindern  sollen. 

Hat  nicht  für  Deutschland  der  Getreidebau  bis  auf  Weiteres  den 
höchsten  Punkt  erreicht.?"  Die  Bejahung  dieser  Frage  wird  zu  sehr 
ernster  Erwägung  darüber  auffordern,  ob  denn  Getreidezölle  über- 
haupt die  Macht  haben  w^erden,  weit  über  diesen  toten  Punl^t  den 
Getreidebau  auszudehnen ;  thatsächlich  ist  der  Ackerbau  trotz 
der  Höhe  der  schon  bestehenden  Zölle  dem  schutzzöllnerisch  erteil- 
ten Antrieb  im  wesentlichen  nicht  gefolgt.  Dass  Zölle  von  55  oder 
75   AI.  p.  T.  zur  Erzeugung  des  vollen  Eigenbedarfs  einer  im  bis- 
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herigen  Masse  wachsenden  Bevölkerung  führen  müssten,  ist  eine 
Willkürbehauptung,  welche  wenigstens  von  der  bisherigen  Erfah- 
rung keine  Unterstützung  findet. 

Der  Getreidebau  hätte  der  Fläche  nach  selbst  bedeutend 
zurückgehen  können,  ohne  dass  darin  ein  Rückschritt  des  deut- 
schen Ackerbaues  zu  finden  gewesen  wäre ;  denn  schon  die  ganze 
Viehzucht,  der  Hackfruchtbau,  der  Einbau  der  Brache,  der  Han- 
delspflanzenbau würden  dafür  einen  reichen  Ersatz  gegeben  haben. 
Und  ebenso  hätte  der  Getreidebau  auf  einem  Teil  seiner  bisheri- 
gen Fläche  sogar  auf  extensiveren  Betrieb,  d.  h.  auf  geringeren 
Flächenertrag  zurücksinken  können,  ohne  dass  die  Landwirtschaft 
im  Ganzen  damit  als  verfallend  erwiesen  wäre.  Auf  der  ziem- 
lich gleichgebliebenen  Fläche  wird  jedoch 
heute  weit  mehr  erzeugt,  als  vor  20  Jahren. 
Sogar  der  Getreidebau  ist  intensiver  gewor- 
den und  auch  er  hat  eine  aufsteigende  Tendenz 
b  e  w  a  h  r  t. 

Hiefür  sollen  zunächst  die  Thatsachen  sprechen  1 
Für  1900  wird  der  Ertrag  an  Roggen  auf  5.53,  an  Weizen 
auf  3.84,  für  Winterspelz  auf  O.46,  Sommergerste  auf  3.06,  Hafer 
7.09  Mill.  T.  angegeben  ,  zusammen  auf  rund  20  Mill.  Tonnen. 
Der  Ertrag  vom  ha  war  in  Tonnen;  Roggen  1.44,  Weizen  1.87, 
Winterspelz  1.47,  Sommergerste  1.80,  Hafer  1.72.  Dagegen  war 
der  Ertrag  im  Ganzen  in  1880  Mill.  Tonnen:  4.97  in  Roggen, 
2.35  in  W^eizen,  0.48  in  Winterspelz,  2.14  in  Gerste,  4.24  in  Hafer 
also  erheblich  niedriger.  Da  die  Ernten  bis  1898  weniger  streng 
eingeschätzt  sind,  so  lassen  sich  die  Zahlen  für  1880  und  1900 
nicht  sicher  vergleichen;  Roggen  mag^)  früher  um  18,  Weizen  um 
12,  Spelz  um  27,  Gerste  um  19,  Hafer  um  21  Proz.  zu  niedrig 
eingeschätzt  sein.  Allein  bei  voller  Fehlerberichtigung  ergiebt 
sich  dennoch  eine  bedeutende  Steigerung  des  mittleren  Ertrages 
auf  den  ha,  welche  sich  ungefähr  in  folgenden  Zahlen  darstellen 
dürfte  (Tonnen   p.   ha): 


1880/98 

1900  (um  20  "/o  reduziert) 

Der    dem    Getre 
jedenfalls    gestiegen. 

i)  Vgl.    ;»Begr.«    An).   65. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1902.    3.  35 
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bestritten  sein.  Für  Weizen  und  Roggen  ist  eine  Steigerung  des 
Ernteertrages  in  Deutschland  für  1900  gegen  1880  von  7.2  auf 
12.3  Mill.  T.,  also  um  70  Proz,  ermittelt,  während  die  mit  Roggen 
und  Weizen  bestandene  Fläche  sich  1880  gegen  1900  verhielt 
wie  ']J  :  79,  also  fast  gleich  geblieben  ist.  In  allen  einzel- 
n  e  n  Jain-en  von  1892  bis  1898  hielt  sich  der  jährliche  Ernteertrag 
erheblich  über  dem   Durchschnittsertrag  von  1880/98. 

Die  Steigerung  des  mittleren  Ernteertrages  in  Brot- 
getreide ist  sogar  stärker  gewesen,  als  die  Zunahme  der  Bevöl- 
kerung in  derselben  Zeit,  welche  nur  25  0/0  betragen  hat.  Der 
Konsum  muss  also  —  durch  unmittelbare  menschliche  Verzehrung 
und  durch  mittelbaren  Verbrauch  (Verfütterung  zu  Milch,  Fleisch 
u.  s.  w.,  gewerbliche  Verwendung)  beträchtlich  gestiegen  sein. 
Beim  früheren  Verbrauch  hätte  die  Inlandproduktion  dem  Bedarf 
der  wachsenden  Bevölkerung  durch  intensivere  Inlandproduktion 
mehr  als  genügt.  Hatte  Dieterici  für  1831  erst  160  kg  Roggen- 
und  Weizenverbrauch  pro  Kopf  und  Jahr  ermittelt,  so  rechnet 
jetzt  die  Reichsstatistik  242  kg,  an  Fleisch  entfielen  18,5  kg  pro 
Kopf,  jetzt  nach  der  Annahme  der  Begründung  30  kg. 

Im  Vorstehenden  ist  nur  in  Durchschnittszahlen  für 
das  ganze  Reich  eine  fortschreitende  Intensität  des  Getreide- 
baues festgestellt  worden.  Für  den  Entwickeln ngsgang  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  Reiches  und  nach  dem  Unterschiede 
der  Besitzgrössen  (Gross-,  Mittel-,  Kleinbetrieb)  ist  es  nicht  ge- 
schehen. Die  gegliederte  Feststellung  nach  Gebieten  und  Besitz- 
klassen ist  unmittelbar  auch  nicht  möglich.  Die  Statistik  bietet 
das  erforderliche  Material  nicht  dar;  denn  es  ist  nicht  erhoben, 
wie  sich  die  verschiedenen  Kulturgattungen  auf  die  verschiedenen 
Betriebsgrössenklassen  in  jedem  Reichsgebiete  verteilt  haben.  Be- 
kannt ist  dagegen,  wie  sich  für  ganze  Bundesstaaten  und  Provin- 
zen die  Getreideflächen  geändert  haben,  und  da  man  weiss,  welche 
Gebiete  vorwiegend  Gross-  oder  Mittel-  oder  Kleinbetrieb  haben, 
so  lässt  sich  mittelbar  und  wenigstens  mit  einiger  Sicherheit  fest- 
stellen, ob  der  Gross-  oder  der  Mittel-  oder  der  Kleinbetrieb  im 
Getreidebau  gewonnen  oder  verloren  hat.  Die  anonyme,  sehr 
bedeutende  Schrift  »Der  deutsche  Bauer  und  die  Getreidezölle« 
hat  diese  Methode  verdienstvoll  angewendet,  um  die  Wirkung 
der  Krisis  auf  den  Getreidebau  im  Gross-,  Mittel-  und  Kleinbe- 
trieb  vergleichsweise  zu   ermitteln. 

Es  waren  bestanden  mit  Weizen   und   Winterspelz 
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looo   ha 

1000  ha 

1000  ha 

1S78 

1893 

1900 

im  Königreich  Preussen 

1045 

1217 

1224 

Ostpreussen 

91 

104 

103 

Westpreussen 

75 

81 

82 

Brandenburg 

47 

57 

62 

Pommern 

51 

63 

66 

Posen 

90 

106 

94 

Schlesien 

161 

215 

218 

Pr.   Sachsen 

129 

166 

181 

Schlesw.-Holstein 

46 

46 

50 

Hannover 

72 

93 

97 

Westfalen 

75 

79 

79 

Hessen-Nassau 

62 

68 

69 

Rheinland 

124 

121 

102 

Hohenzollern 

14 

14 

14 

Danach  ist  in  Gesamtpreussen  die  Weizenfläche  gestiegen  im 
Verhältnis  von  104  :  122,  in  den  einzelnen  Provinzen  aber  teils 
gestiegen,  teils  gesunken;  erheblicher  gestiegen  in  Brandenburg, 
Pommern,  Schlesien,  Pr.  Sachsen,  Hannover,  dagegen  stark  zurück- 
gegangen im  Rheinland,  am  meisten  gleichgeblieben  in  den  gross- 
und  mittelbäuerlichen  Provinzen  Schleswig -Holstein,  Westfalen 
Hessen-Nassau,  Hohenzollern, 

Eine  übereinstimmende  Wahrnehmung  ergiebt  sich  für  das 
Königr.  Bayern,  wo  Rheinpfalz  und  Unterfranken  am  Weizen- 
bau am  meisten  eingebüsst  haben  von  30  auf  18,  bezw.  45  auf 
40,  während  Niederbayern  (65  auf  71)  und  Oberpfalz  (43  auf 
47)  noch  am  ehesten  gewannen ;  Gesanitbayern  ist  in  der  Wei- 
zenfläche fast  unverändert  geblieben.  Im  Königr.  Sachsen  haben 
die  Kreishauptmannschaften  Dresden  und  Leipzig  an  Weizenfläche 
erheblich  gewonnen  (12  auf  17,  bezw.  19  auf  29),  während  Zwickau 
von  5,6  auf  2,4  zurückgegangen  ist;  das  ganze  Sachsen  hat  sich 
von  45   auf  62  gehoben. 

In  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Elsass-Lothringen  hat  die 
Weizenfläche  massig  abgenommen,  relativ  am  meisten  im  Neckar- 
und  Donaukreis,  in  Elsass-Lothringen  von  192  auf  174.  Stark  zu- 
genommen hat  die  Weizenfläche  in  Braunschweig  von  17  auf  33 
Altenburg  5   auf  11,  ^Anhalt  6  auf  12. 

Für  das  ganze  Reich  ist  die  Veränderung  der  Weizenfläche 
eine  geringe  gewesen:   2213  in  1878  gegen  2366  in  1900. 

Die  R  oggenfläche  hat  massig  zugenommen  im  Königr. 
Preussen  von  4476  auf  4547,  ist  stark  in  Pommern  gestiegen 
(515  auf  601),  ferner  in  Oldenburg,  Elsass-Lothringen.  Sie  hat  er- 
heblicher abgenommen  in  Schlesien,  Pr.  und  Kgr.  Sachsen;  Hohen- 
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zollern,  Kraunschweig,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden 
haben  massige  Abnahmen  erfahren.  ZiemHch  gleich  geblieben  ist 
der  Roggenbau  in  Schi. -Holstein,  Hannover,  Westfalen.  Die  Ent- 
wickelungstendenz  für  Roggen  stimmt  nach  der  Verteilung  über 
das  Reich  mit  derjenigen  für  Weizen  im  Ganzen  überein. 

Der  Verfasser  von  »Der  deutsche  Bauer  etc.«  macht  auf 
Grund  obiger  Ziffern  folgende  Aufstellung  über  die  neuere  Ent- 
wickelung  des  Brotgetreidebaues  nach  den  verschiedenen  Reichs- 
teilen: 

Reichsteile  mit  einer  von  1878  b  i  s  1900  anhalten- 
den S  t  e  i  o-  e  r  u  n  e  der  B  r  o  t  g.  -  F  1  ä  c  h  e  n  i.  T.  ha  : 


18-8 

1893 

1900 

Ostpreussen 

488 

531 

541 

Westpreussen 

429 

451 

461 

Brandenburg 

654 

6S1 

682 

Pommern 

462 

487 

488 

Posen 

606 

673 

695 

Mecklenburg-Schwerin 

208 

214 

215 

Schleswig-Holstein 

188 

105 

196 

Hannover 

491 

519 

522 

Oldenburg 

67 

72 

75 

Hessen-Nassau 

207 

211 

212 

Braunschweig 

62 

65 

62 

Mecklenburg-Strelitz 

38 

40 

38 

Reichsteile    mit    1878    auf    1 893     fallender    oder 
stabiler,    aber    nicht    unter    den    Stand    von   1 878 


1878 

1893 

1900 

Provinz  Sachsen 

489 

511 

507 

Westfalen 

306 

317 

314 

Anhalt 

39 

44 

42 

Reichsteile    mit    sinkender    Brotgetreidefläche,    aber 
zwischen  zeitiger    Steigerung  von  1878 — 1893  : 
1878  1893  1900 

Schlesien  799  820  784 

Königr.  Sachsen  269  279  267 

Reichsteile  mit  einem  von    1878  —  19OÜ  u  n  u  n  t  e  r- 
brechen  anhaltendem  G  e  t  r  e  i  d  e  f  1  ä  c  h  e  n  r  ü  c  k  g  a  n  g  : 


1878 

1893 

1900 

Bayern 

972  000 

960  000 

945  000 

Rheinland 

383  000 

370  000 

354000 

Württemberg 

257  000 

252  000 

240  000 

Baden 

1 65  000 

1 5  I  000 

I  39  000 

Grossherzogtum 

Hessen 

1 1  5  000 

107  000 

1 0  I  000 

Elsass-Lothringen 

234  000 

225  000 

203  000 
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Der  Anbau  von  Roggen  und  Weizen  stieg  h  i  e- 
nach  an  hallend  von  1878  bis  1900  in  jenen  Provinzen 
bezvv.  Staaten,  in  welchen  der  G  r  os  s  g  r  u  n  d  b  es  i  tz  die 
erste  Stelle  einnimmt:  in  Ost-  und  Westpreussen,  Branden- 
burg, Pommern,  Posen,  den  beiden  Mecklenburg,  ferner  dort,  wo 
der  Grossbauer  überwiegt,  aber  gleichzeitig  der  Gross- 
betrieb in  erheblicher  Stärke  daneben  auftritt,  wie  in 
Schleswig-Holstein,  Braunschweig,  ferner  Hannover,  Westfalen  und 
Oldenburg. 

Der  Roggen-  und  Weizenbau  nimmt  wohl  bis  zum  Jahre  1893 
zu,  geht  aber  seither  z  u  r  ü  c  k  m  Ländern  bezw.  Provinzen,  in 
welchen  der  Grossbetrieb  oder  der  Grossbauer  vor- 
herrscht, nebenher  aber  der  M  ittelbauer  sich  geltend 
machen  kann,  wie  in  Schlesien,  dem  Königreich  Sachsen,  der 
Provinz  Sachsen,  Westfalen  und  Anhalt. 

Der  Anbau  von  Brotgetreide  ist  seit  3,  ja  4  Jahrzenten  überall 
dort  in  ausgesprochenem  R  ü  c  k  g  a  n  g  e  ,  wo  der  M  i  t- 
t  e  1  b  a  u  e  r  ,  der  wirkliche  »Bauer«  im  Lande  o  b  e  n- 
an  steht:  d.  i.  in  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen  und 
den  Reichslanden.  Für  den  ersten  Bauernstaat  des  Reiches, 
Bayern,  werden  (in :  Die  Landwirtschaft  in  Bayern,  Denkschrift 
u.  s.  w.,  II.  Aufl.  1862)  für  den  Anfang  der  sechziger  Jahre  an 
Anbaufläche  für  Roggen,  Weizen  und  Dinkel  i  016  000  ha  ausge- 
wiesen, im  Jahre  1878  zeigt  unsere  Uebersicht  nur  mehr  972  000 
und  1900  nur  945  000  ha;  die  dem  Brotgetreide  gewidmete  Fläche 
hat  sich  demnach  in  den  abgelaufenen  40  Jahren  in  Bayern  um 
7  Proz.  vermindert. 

Man  sieht  hiermit,  dass  lediglich  der  Grossbetrieb  und  viel- 
leicht der  grossbäuerliche  Betrieb,  welcher  sich  ja  zum  Teil 
mehr  oder  weniger  sozial  und  wirtschaftlich  dem  ersteren 
nähert,  den  Anbau  des  Brotgetreides  ausdehnt,  w  ä  h- 
rend  der  Bauer  denselben  langsam  aber  stetig 
einschränkt.  Es  ist  klar,  dass  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Getreidezölle  den  Uebergang  der  bäuerlichen  Betriebsklassen 
zu  anderen  Kultm'en  nur  aufhalten  kann  und  daher,  wenn  dieser 
Uebergang  rentabler  ist,  ungünstig  auf  das  Gedeihen  der  bäuer- 
lichen Wirtschaft  wirken  würde.  Der  Uebergang  zu  mehr  Vieh- 
zucht giebt  dort  mehr  Reinertrag  und  ist  der  weiteren  Ausdeh- 
nung fähig. 

Es  wäre  sehr   wünschenswert,    dass    die    Erntestatistik    nach 
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Betriebsgiössenklassen  und  Kulturgattungen  gesondert  Durch- 
s  c  h  n  i  1 1  s  e  r  tr  ä  g  e  ausweisen  würde.  Es  kann  aber  auch  ohne 
das  ein  Zweifel  darüber  kaum  bestehen,  dass  für  den  Getreidebau 
der  grössere  Betrieb  höhere  Flächenerträge  bei  gleicher  Boden- 
qualität erzielt.  Der  grössere  Betrieb  muss  der  Träger 
des  Ertragsfortschrittes  im  Getreidebau  gewesen 
sein.  Nach  Reichsteilen  stellt  die  Statistik  fest,  dass  in  derselben 
Zeit  im  Osten  des  Reiches  die  relativen  Getreideerträge  gestiegen, 
dagegen  in  Bayern,  Württemberg,  Baden  erheblich  zurückgegan- 
gen sind. 

Eine  tief  eindringende  amtliche  Untersuchung  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  Reiches  über  die  vergleichsweise  Rentabi- 
lität des  Getreidebaues  und  der  Viehzucht  nach  Betriebsgrössen, 
auf  Grund  der  heutigen  Preis-  und  Kostenverhältnisse,  wäre  in 
hohem  Grade  zu  wünschen.  Die  wenigen  festen  Anhaltspunkte, 
welche  man  besitzt,  drängen  zu  der  Annahme,  dass  der  Getreide- 
bau für  Grossgüter  rentabler  ist  als  die  Viehzucht. 

Bis  jetzt  sind  bloss  Roggen  und  Weizen  —  die  sog.  Brot- 
früchte in  Betracht  gezogen  worden.  Die  Gerste,  welche 
Futter-  und  Getränkegetreide,  und  der  Hafer,  welcher  fast  aus- 
schliesslich Futtergetreide  ist,  machen  keine  Ausnahme  von  der  all- 
gemeinen Richtung  des  Getreidebaues  auf  intensiveren  Betrieb,  Es 
ist  bereits  gezeigt,  dass  auch  für  sie  der  Ertrag  p.  ha  gestiegen  ist. 
Eigen  ist  dem  Hafer,  dass  auch  seine  Fläche  etwas  ansehnlicher 
gestiegen  ist,  und  zwar  fast  im  ganzen  Reich ,  auch  ununterbro- 
chen. Jedoch  nicht  auf  Kosten  der  Weizen- und  der  Roggenfläche. 
Darin  liegt  ein  weiterer  Beweis,  dass  der  Getreidebau  nicht  rück- 
gängig geworden  ist.  Die  thatsächliche  Bewegung  der  Gersten-  und 
Haferfläche  erhellt  aus  den  folgenden  Zahlen  in  Tausend   ha : 


G 

erste. 

1S78 

1887 
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Preussen 

823 

840 

889 

Bayern 

317 

347 

360 

Württemberg 

88 

97.9 

98,9 

Baden 

57.0 

57,1 
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Grossh.  Hessen 

51 

54 

57 

Elsass-I.othringen 

49 

53 

Kleine  Rückgänge  sind  bem^ 

1S7S 
Königreich  Sachsen  34 

Oldenburg  7,3 

Braunschweig  9.6 

Anhalt  2 1 
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45 

49 

22 
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887 

1900 

29 

29 

6,1 

4,4 

7.2 

6,7 

16 

16 
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Nach  den  einzelnen  Reichs  und  Landesteilen  sind  die  Ab- 
weichungen nach  oben  und  unten  z.  T.  bedeutend.  Innerhalb 
Preussens  war  die  Vergrösserung  des  Gersten  bodens  erheblicher 
in  Westpreussen  und  Posen  neben  stärkeren  Rückgängen  in  West- 
falen und  Hessen-Nassau.  In  Bayern  hat  Oberbayern  an  Gersten- 
fläche verloren,  während  Pfalz  und  Oberpfalz  bedeutender  ge- 
wannen. Die  Hafer  fläche  hat  fast  in  allen  Provinzen  Preussens, 
namentlich  in  Ostpreussen,  Schlesien,   Rheinland  gewonnen. 

Zunahme  in  den  G  r  o  s  s  b  e  t  r  i  e  b  s-  und  eine  Abnahme  in 
B  a  u  e  rn  -  Landschaften,  wie  beim  Weizen  und  Roggen  tritt  für 
Gerste  und  Hafer  nicht  hervor,  was  sich  leicht  daraus  erklären 
wird,  dass  der  Bedarf  von  Futtergerste  überall  gegeben,  und  die 
Braugerste  allgemein  verarbeitet,  Hafer  aber  überall  gefragt  ist, 
ohne  in  demselben  Grad  Weltware  geworden  zu  sein,  wie  es  na- 
mentlich vom  Weizen  gilt.  Im  Absatz,  von  Hafer  und  Gerste  hat 
auch  der  Bauer  einen  festeren  Stand  behauptet,  worauf  weiterhin 
zurückzukommen  ist. 

Die  Einfuhr  aller  vier  G  e  t  r  e  i  d  e  a  r  t  e  n  ist  mächti"- 
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21 
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16 
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186 
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67 
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II 

43 

479 

Nach  der  Begründung«  (S.  69)  deckte  die  heimische  Land- 
wirtschaft vom  Gesamtbedarf  1 899/1900  an  Roggen  92,6,  an  Wei- 
zen und  Spelz  73,7  Prozent.  Die  Hafe  reinfuhr  ist  1880/4 
auf  1900  angewachsen  von  265126  auf  462351  Tonnen,  haupt- 
sächlich aus  Russland.  Die  Einfuhr  von  Gerste  ist  ganz  be- 
deutend gestiegen,  nämlich  seit  1880  bis  1900  von  320867  auf 
781458  T.,  zumeist  aus  Russland  (381  000  T.  i.  J.  1900)  und  aus 
Oesterreich-U.  (285  210  T.).  Nur  von  der  österr.  Einfuhr  ist  der 
grösste  Teil  als  Braugerste  anzusehen;  die  PZinfuhr  aus  Russland 
wird  ganz  überwiegend,  nach  Schätzungen  zu  %  als  Futtergerste 
zu  betrachten  sein.  Dazu  kommt  die  Einfuhr  von  Mais,  welcher 
so  gut  wie  keine  Ausfuhr  gegenüber  steht;  die  Maiszufuhr  ist  von 
1888  auf  1900  gestiegen:  im  Wert  von  10.4  auf  129  Mill.  M.,  der 
Menge  nach  von  94204  auf  1 384157  T.  (1124602  T.  aus  den 
Verein.  Staaten),  und  so  sehr  ist  fremder  Mais  zum  Bedürfnis 
der  heimischen  Viehzucht  geworden,  dass  selbst  die  »Begründung«, 
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obwohl  sie  für  erhöhten  Maiszoll  ist,  /.ugiebt,  »in  vielen  Gegen- 
den und  besonders  da,  wo  die  Schweinemast  in  ausgedehntem 
Masse  betrieben  wird«,  könne  »der  Mais  als  billiges  Futtermittel 
nicht  mehr  entbehrt  werden   . 

Wir  werden  ebenso  eine  starke  Steigerung  zugleich  der  In- 
landproduktion und  der  Einfuhr  für  Vieh  und  Fleisch  wahrneh- 
men Dank  dem  Aufblühen  der  Industrie.  Der  Industrieauf- 
schwung ist  es  gewesen,  welcher  noch  über  d  i  e  V  o  1  k  s- 
zunähme  hinaus  die  K  o  n  s  u  m  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  der  Nation 
gesteigert  hat.  Jede  künstliche  Leugnung  des  Industriestaates 
aus  Reaktion  auf  den  Agrarstaat  bedroht  also  selbst  den  Ge- 
treidebau. Wenn  der  Gesamtkonsum  nicht  noch  stärker 
oder  wenigstens  ebenso  stark  gestiegen  wäre,  als 
der  mittlere  Ernteertrag,  so  wäre  Deutschland  ein 
Getreide,  Vieh,  Fleisch  ausführendes  Land  geblie- 
ben. Würde  der  Jahreskonsum  an  Getreide,  Fleisch  u.  s.  w.  wieder 
stark  gegen  den  Stand  von  1870 — 1880  rückwärts  gedrängt  werden 
und  geriethe  durch  verfehlte  Handelspolitik,  Krieg  u.  s.  w.  die  Indu- 
strie in  starken  Verfall,  so  könnte  die  Getreidemehreintuhr  wie- 
der aufhören,  sogar  in  Mehrausfuhr  zurückschlagen;  der  Land- 
wirtschaft wäre  damit  nicht  gedient  und  die  Agrarier  müssten  sich 
wieder  zu  Freihändlern  umhauten.  Trotz  viel  weniger  intensivem  und 
weniger  rationellem  Getreidebau  oder  besser  gesagt  wegen  solchen 
Betriebes  bei  dünner  Bevölkerung  hatte  Preussen  noch  zu  Beginn 
des  Zollvereins  (1837/44)  Getreidemehrausfuhr.  Das  hielt  an;  noch 
i.  J.  1860  waren  nur  351  000  T.  Weizen  eingeführt  worden  gegen 
630000  T.  Ausfuhr  und  Roggen  fast  ebenso  stark  ein-  als  aus- 
geführt. Erst  seit  Anfang  der  70er  Jahre,  d.  h.  seit  Beginn  des 
grossen  Industrieaufschwunges  erfolgte  der  Umschlag  zur  Mehr- 
einfuhr. 

Das  Hauptergebnis  ist  hinsichtlich  des  Umschwunges  im  Ge- 
treidebau das  folgende  :  seit  dem  Hereinbruch  der  Agrarkrisis  hat 
der  Getreidebau,  namentlich  der  Futtergetreidebau  selbst  an  Fläche 
eher  gewonnen  als  verloren.  Er  ist  überdies  nicht  extensiver  ge- 
worden. Auch  im  Getreidebau  hat  ein  Fortschritt  stattgefunden, 
und  soweit  die  Statistik  exakte  Feststellung  gestattet,  muss  sich 
die  Flächenausdehnung  und  die  Flächenertragssteigerung  durch 
den  grösseren  Grundbesitz  vollzogen  haben,  während  der  kleinere 
vom  Getreidebau  sich  eher  zurückgezogen  bezw.  der  Getreidever- 
fütterung sich  zugewandt  hat.  Sohin  ist  nicht  einmal  der  Getreide- 
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bau  im  Verfall  begriffen.  Die  E  r  k  1  ä  r  u  n  g  dieser  Vorgänge, 
wie  sie  in  einem  folgenden  Abschnitt  über  die  Absatzpreis-  und 
Kostenverschiebungen  sich  ergeben  wird,  dürfte  als  gewiss  machen, 
dass  der  Fortschritt  nicht  trotz,  sondern  infolge  des 
Sturzes  d  e  s  G  e  t  r  e  i  d  e  p  r  e  i  s  e  s  und  d  e  r  L  e  u  t  e  n  o  t 
und  wegen  des  einen  und  des  anderen  mit  e  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g  s- 
gesetzlicher  Notwendigkeit    sich    vollzogen  hat. 

Der  P r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  u  m  s  c  h  w  u  n  g  im  Hackfrucht- 
und  Futterpflanzenbau. 

Die  bedeutendste  Hackfrucht  ist,  wie  schon  bezitTert,  die 
Kartoffel.  Ihr  Anbau  ist  von  1878  bis  1900  im  ganzen  deut- 
schen Reich  nach  der  Fläche  gestiegen  von  2,752  auf  3,218  Mill. 
ha  und  dem  Ertrage  nach  von  1878/87  auf  88/97  von  95  auf 
99,5  dz  p.  ha.  Der  Kartofifelbau  hat  also  nicht  bloss  an  Ausdeh- 
nung gewonnen ,  sondern  auch  an  Ertragsfähigkeit,  was  nur  als 
Fortschritt  gedeutet  werden  kann. 

Diese  Zahlen  bezeichnen  jedoch  nur  den  Fortschritt  für  das 
ganze  Reich.  Nach  den  einzelnen  Provinzen  und  Bundesstaaten 
verhält  sich  der  Fortschritt  sehr  verschieden. 

Nach  Fläche  und  Ertrag  erscheint  der  Fortschritt  am  grössten 
in  den  Provinzen,  in  welchen  die  Kartoffelbrennerei  ihren  haupt- 
sächlichen Sitz  hat  und  der  Grossbetrieb  die  Maschine  in  Bewe- 
gung setzen  kann.  Die  Statistik  zeigt  in  der  geographischen  Ver- 
breitung des  Kartoffelbaues  folgenden  Fortschritt  von  1878/ 1 900 
in  Tausenden  ha  und   dz  p.   ha  : 


T 

ausend 

ha 

dz 

pr. 

ha 

1S7S 

1900 

1878:87 

188S/1900 

Ostpreussen 

134 

170 

54,8 

68,2 

Westpreussen 

151 

189 

66,0 

-    78,1 

Pommern 

153 

196 

79>i 

91.3 

Posen 

227 

284 

69:7 

83.5 

Es  ist  klar,  dass  hier  ein  gewaltiger  Fortschritt  des  Grossbe- 
triebes vorliegt,  aber  auch  ein  Beweis  für  den  Fortschritt  durch 
die  Industrie  und  die  Städte ;  der  Agrarstaat  zeigt  sich  gerade  mit 
seinem  blühendsten  Gewerbe  auf  die  Schultern  des  Industrie- 
staates gestellt. 

Die  Zunahme  des  Kartoffelbaues  ist  aber  auch  in  den  Gegen- 
den des  mittleren  und  kleineren  Bauernbetriebes,  selbst  des  Par- 
zellenbetriebes teilweise  eine  sehr  erhebliche  gewesen ;  die  Kar- 
toffel dient  auch  zur  Viehnahrung  und  Mästung.     Das  Verhältnis 
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der  Verfütterung  /Air  menschlichen  Ernährung  lässt  sich  allerdings 
nicht  angeben;  aber  die  zweifellose  Zunahme  sowohl  der  Verfüt- 
terung  als  der  Verspeisung  hat  den  Aufschwung  der  Industrie  und 
die  Zunahme  der  städtischen  Bevölkerung  zur  Voraussetzung.  Einige 
Ziffern  der  Zunahme  in  grossbäuerlichen  und  in  Kleinbetriebs- 
Ländern  dürften  hier  anzuführen  sein.   —   Der  Kartoffelbau  stieg 

in   dz  Ertrag  pro  ha 
1878  87  1888/1900 


in  Tausend^ 

en   ha 

1878 

1900 

Schleswig-Holstein 

29 

32 

Hannover 

107 

130 

Rheinland 

161 

175 

Hohenzollern 

4>o 

4,6 

Bayern 

2S1 

316 

Württemberg 

77 

95 

Königr.  Sachsen 

114 

125 

Baden 

84 

S7 

Grossh.   Hessen 

64 

66 

69,3 

74,0 

78,8 

79,2 

77,1 

89 

48,6 

57,5 

49-7 

101,3 

84,2 

91,4 

;oi,i 

108,0 

88,2 

92,1 

[01,5 

106,8 

Im  Hackfruchtbau  kommt  nächst  der  Kartoffel  die  Futter- 
rübe. Entsprechend  der  Zunahme  der  Viehzucht  hat  der  Bau 
der  Futterrübe  einen  mächtigen  Aufschwung  genommen.  Die 
Produktion  stieg  der  Fläche  nach  in  1000  ha  wie  folgt,  für  das 
ganze  Reich  : 

1878  1900 

Runkelrüben  328  471 

Möhren,  w.  R.,   Kohlrüben         389  499 

^  ,  f     Runkelrüben,  8,3  19,6 

üstpreiissen         s   ^,..,  ^  ' 

'^  [  Möhren  u.  s.  w.  2,9  10,5 


(     Runkelrüben  8,3  19,0 

17,0 


Westpreussen       {    ,,..,  7 

'^  [   Mohren  u.  s.  w.  9,6 

Brandenbur 


Posen 
Pommern 
Hannover 
Westfalen 


(     Runkelrüben  '5,1  26,0 

(  Möhren  u.  s.  vv,  7,8  13,0 

(     Runkelrüben  11,4  17,9 

\  Möhren  u.  s.  w,  6,8  11,8 

j     Runkelrüben  3,3  6,5 

(  Möhren  u.  s.  w.  12,1  23,4 

f     Runkelrüben  9,2  11,8 

\  Möhren  u.  s,  w.  20,1  30.3 

f     Runkelrüben  8,5  15,2 

I  Möhren  u.  s.  \v.  28,2  33,3 


Im  Ganzen  ergiebt  die  Statistik ,  dass  die  starke  Steigerung 
des  Viehstandes,  w^elche  nach  dem  Folgenden  auch  der  grosse 
und  grossbäuerliche  Betrieb  erfahren  hat,  vorzugsweise  auf  der 
Zunahme  des  Rüben-,  Möhren-  u.  a.  Wurzelgewächsbaues  beruht. 
Die  Schrift  »Der  deutsche  Bauer«  beziffert  den  Fortschritt  (-f-l 
und  Rückschritt  ( — )  nach  Betriebsgrössenklassen  wie  folgt : 
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Kartoflel:  187S/93  93/1900 

Grossbetiieb  ~f"   '  2  -[-7 

grossbäuerlicher  Betrieb  -j-   10  "f-     7 

mittelbäuerlicher  Betrieb  ~i~     ^  "j"      4 

Futterrüben  : 

Grossbetrieb  +49  +6 

grossbäuerlicher  Betrieb  -f-  1 6  +6 

mittelbäuerlicher  Betrieb  H~"   34  ~r     ^ 

Möhren,  weisse  R.   und  Kohlrüben  ; 

Grossbetrieb  -+-96  —      I 

grossbäuerlicher  Betrieb  +39  —      i 

niittelbäuerlicher  Betrieb  +27  —    14 

Danach  hat  sich  sogleich  in  der  ersten  Hälfte  der  Krisenzeit 
der  Umschwung  zum  Hackfruchtbau  \ollzogen.  Er  ist  anhaltend 
geblieben  bei  der  Kartoffel  und  der  Futterri^ibe,  hat  im  Kartoffel- 
bau hauptsächlich  beim  Grossbetrieb  und  grossbäuerlichen  Betrieb 
sich  vollzogen,  im  Futterrübenbau  beim  Grossbetrieb  und  mittel- 
bäuerlichen Betrieb.  Im  Bau  von  Möhren  u.  s.  \v,  fand  er  ganz 
vorwiegend  beim  Grossbetrieb  statt.  Von  der  R  u  n  k  e  1  r  ü  b  e 
bemerkt  der  Verfasser  von  ;>Der  deutsche  Bauer«:  »Die  Runkel- 
rübe ist  die  Hackfrucht  des  Rindviehstapels ;  sie  scliliesst  sich 
enge  an  die  Rindviehhaltung  an,  und  wir  finden  sie  daher  am 
stärksten  vertreten  in  den  Ländern  mit  vorwiegend  mittelbäuer- 
lichen Wirtschaften.  In  diesen  hat  ihr  Anbau  von  187S  bis  1898 
um  44  Proz.  zugenommen ,  während  die  Länder  mit  grossbäuer- 
lichen Betrieben  an  erster  Stelle  nur  ein  Anwachsen  um  22  Proz. 
aufweisen.  Innerhalb  der  Domäne  des  Grossgrundbesitzes  hat  der 
Anbau  dieser  Hackfrucht  eine  bedeutende  Steigerung  in  Ost- 
preussen  (137  Proz.)  und  in  Brandenburg  (73  Proz.)  erfahren,  wo 
neben  dem  Grossbetriebe  zum  Teil  der  Bauer  noch  erheblich 
vertreten  ist. 

Das  mächtige  Anschwellen  des  Hackfruchtbaues  fand  haupt- 
sächlich auf  Kosten  der  Brache  statt.  Diese  nahm  nach  Prozen- 
ten ab: 


von 

1S78/83 

od. 

per 
Jahr 

von          .     per 
1SS3/93   °     Jahr 

24 
I  5 
16 

4.8 
30 

3-2 

17                 1,7 
16                 1,6 
15                 lö 

in  Ländern  mit  vorherrsch.   Grossbetrieb 
^^  »  >'  »  grossbäuerl.   Betrieb 

»  »  "  >  mittelbäuerl. 

Bei  der  gewaltigen  Ausdehnung  des  Hackfruchtbaues  kam 
das  Stehenbleiben  des  F  u  1 1  e  r  k  r  ä  u  t  e  r  b  a  u  e  s,  welches  daneben 
zu  bemerken  ist,  die  Bedeutung  steigender  Intensität  des  nicht  in 
Getreide  bestehenden  Pflanzenbaues  nicht  verkleinern ,  so  dass 
der  Aufschwung  der  \'iehzucht  dennoch  sehr  erklärlich   ist. 
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Die  Wiesen  fläche  hat  abgenommen  in  den  vorwiegenden 
Grossbetriebs-Provinzen  in  looo  ha  von  485  auf  412,  in  den  Reichs- 
teilen mit  grossbäuerlichem  Betrieb  fiel  sie  nur  von  1889  auf  1884, 
in  den  Reichsteilen  mit  dem  sonstigen  bäuerlichen  Betrieb  stieg 
sie  von  2560  auf  2650  in  der  Zeit  von  1878  auf  1900.  Aehnlich 
war  die  Bewegung  für  die  Futtergewächse  —  Klee ,  Luzerne, 
Esparsette  —  deren  Fläche  während  derselben  Zeit  sich  wie  folgt, 
bewegt  hat  (1000  ha): 


1878 

1900 

Grossbetriebs-Länder 

936 

902 

grossbäuerliche  Länder 

284 

235 

mittelbäuerliche  Länder 

900 

882 

Hienach  haben  der  Grossbetrieb  und  die  Grossbauerschaft 
den  F"uttergewächsbau  um  ca.  4  Proz.  eingeschränkt,  während  der 
mittlere  Bauer  den  Kleebau  und  VViesenbestand  ein  wenig  aus- 
gedehnt hat.  Das  ist  begreiflich  ;  der  Grossbetrieb  hauptsächlich 
hat  dafür  den  ganzen  Rübenbau  desto  mehr  ausgedehnt. 

Der  Knollengewächs-  und  Wurzelgewächsbau  auf  Kosten  der 
Brache  hat  hienach  dem  Entwickelungsgang  des  Futterbaues  die 
Signatur  gegeben  und  diese  Signatur  ist  ausgesprochenste  Steige- 
rung der  Intensität  des  landwirtschaftlichen  Pflanzenbaues. 

Die  »Begründung  <  zum  Posadowsky-Tarif  selbst  kann,  sosehr 
sie  die  Bedrängnis  der  Landwirtschaft  beklagt  und  von  der  Strö- 
mung des  »lückenlosen  Tarifes«  sich  forttragen  lässt ,  den  mäch- 
tigen Fortschritt  nicht  verschweigen,  welcher  sich  im  Hackfrucht- 
bau vollzogen  hat;  denn  sie  bemerkt  (S.  43) :  Durch  die  im  Lauf 
des  19.  Jahrhunderts  durchgeführte  Einschiebung  der  Hackfrucht 
in  die  Fruchtfolge  wurde  allein  schon  annähernd  eine  Verdop- 
pelung der  Produktion  des  Ackerlandes  —  auf  Trocken- 
substanz zurückgeführt  —  erzielt.  Diese  Früchte  sind  im  Wesent- 
lichen an  Stelle  der  bisherigen  Brachhaltung  getreten;  ihr  Anbau 
verringert  sonach  die  dem  Getreidebau  dienende 
Fläche  nicht,  steigerte  dagegen  die  Erträge  nach- 
haltig durch  die  damit  in  die  Wirtschaft  eingeführten  verbes- 
serten K  u  1 1  u  r  m  e  t  h  o  d  e  n  (Tiefkultur,  Drillkultur,  Hack- 
kultur).« Mit  noch  grösserem  Nachdruck  hebt  eine  zweite  amtliche 
Aussprache  die  günstige  Rückwirkung  des  Hackfruchtbaues  gleich- 
sehr  für  die  Hebung  des  Getreidebaues  und  für  die  g e- 
werbliche  Verarbeitung  pflanzlicher  Rohstoffe  her- 
vor. Das  halbamtliche  Werk  von  Schwarrj  11.  Striitz  bemerkt: 
/>Der  intensiv    wirtschaftende  I^andwirt  ist,    von  einzelnen   Aus- 
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nahmen  abgesehen,  zur  besseren  Verwertung  des  Bodens  ge- 
zwungen, auch  andere  Gewächse  als  Körnerfrüchte,  wie  nament- 
Hch  Futterkräuter  und  Behackfrüchte  —  Rüben.  Kartoffeln  — 
anzubauen  und  die  letzteren  mit  jenen  angemessen  abwechseln 
zu  lassen.  Dadurch  erreicht  er  den  Vorteil,  die  Bestandteile  des 
Bodens  bis  in  dessen  tiefere  Schichten  dem  Pflanzenbau  zugäng- 
lich zu  machen;  die  flach  wurzel  nden  Körnerfrüchte  er- 
nähren sich  in  der  oberen,  voin  Pfluge  berührten  Ackerkrume, 
die  F  u  1 1  e  r  k  r  ä  u  t  e  r  ,  Knollengewächse  und  Rüben 
dringen  mit  ihren  Wurzeln  tief  in  den  Untergrund  und  fördern 
aus  den  durch  sie  eröffneten  Schachten  die  Nährstofte  empor, 
aus  Bodenschichten  also ,  die  sich  sonst  an  der  Pflanzenproduk- 
tion nicht  beteiligen  könnten;  auch  die  P  fl  a  n  z  e  n  n  ä  h  r  s  toffe 
d  e  r  A  t  m  o  s  p  h  ä  r  e  wissen  sie  sich  besser  wie  Körnerfrüchte 
anzueignen.  Es  ist  daraus  ersichtlich,  welche  hohe  Bedeu- 
tung die  Kultur  der  Futterkräuter  und  Wurzelfrüchte  für  den 
Ackerbau  besitzt  und  wie  sich  ohne  sie  nur  in  den  seltensten 
Fällen  eine  rationelle ,  die  vorhandenen  Pflanzennährstoffe  hin- 
länglich in  Bewegung  setzende  Fruchtfolge  gestalten  lässt.  Da- 
mit ist  aber  zugleich  wieder  die  Tragweite  der  landwirtschaft- 
lichen Haustierzucht  für  die  gewerbliche  Seite  der  Landwirtschaft 
ausgesprochen.  Denn  die  in  Menge  auftretenden  Bodenerzeug- 
nisse, welche  sich,  wie  Futterkräuter  und  manche  Rübenarten, 
zur  Ernährung  des  Menschen  nicht  eignen,  geben  für  die  Vieh- 
bestände wertvolle  Futtermittel  ab.  Dazu  treten  Schoten  ,  Scha- 
len und  Spreu  der  Körnerfrüchte  und  derjenige  Teil  des  Strohes 
derselben,  welcher  als  Einstreu  für  die  Tiere  nicht  erforderlich 
ist.  Auch  gesellen  sich  diesen  Substanzen  die  Abgänge  tech- 
nischer Gewerbe  zu,  welche  u.  A.  Kartoffeln,  Rüben,  Oelsaaten 
verarbeiten  und  in  ihren  Rückständen  wertvolle  Futtermittel  lie- 
fern. Etwa  ^/4  der  Gesamtmasse  vegetabilischer  Stoffe,  welche 
wir  dem  Boden  abgewinnen ,  ist  nicht  verkäuflich  und  muss  erst 
eine  Wanderung  durch  den  Leib  der  Tiere  machen,  um  nutzbar 
zu  werden.  Das  Futter  liefert  also  bald  Arbeitskraft,  bald  kör- 
perlichen Zuwachs  der  Tiere  (Fleisch,  Fett,  Milch,  Wolle) ,  bald 
Düngemittel.  <: 

Was  hier  amtlich  gerühmt  wird,  ist  unwiderleglich.  Es  ist 
aber  zu  sagen  ,  dass  an  dem  gewaltigen  Aufschw^ung  nicht  bloss 
das  19.  Jahrhundert  im  allgemeinen,  sondern  gerade  das  letzte 
Fünftel  desselben,   also  die  Zeit  seit  Ausbruch  der  neuesten  Ent- 
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wickelungskrisis  den  grössten  Anteil  gehabt  hat  und  von  den  22 
Jahren  1878 — 1900  wieder  mehr  die  ersten  15  Jahre,  darunter  auch 
diejenigen,  da  die  Getreidezölle  nur  i  und  3  M.  p.  dz.  betrugen. 
Die  Folgerungen  für  die  Getreide-  und  Hackfruchtzölle  werden 
weiterhin  gezogen  werden. 

D  e  r  U  m  s  c  h  w  u  n  g  i  ni  W  e  i  n  b  a  u  ,  Obstbau  und  im 
Bau  der  Handelspflanzen  (Tabak-,  Hopfen-,  Zuckerrüben.) 

Den  Verschiebungen ,  welche  sich  hierin  mehr  oder  weniger 
vollzogen  haben,  fordern  für  den  Zweck  der  gegenwärtigen  Unter- 
suchung ein  näheres  Eingehen  nicht.  In  den  sehr  schwankenden 
Gang  der  Entwickelung  des  Weinbaues,  des  Tabackbaues,  des 
Zuckerrübenbaues  wirken  besondere  Umstände  der  Besteuerung 
herein,  welche  hier  ausser  Betracht  bleiben  müssen;  bei  der  Ein- 
führung und  Erhöhung  von  Zöllen  auf  die  betreffenden  Objekte 
wird  dem  Finanzzoll  noch  mehr  als  dem  Schutzzoll  ein  Mitspre- 
chen einzuräumen  sein.  Ein  Aufschwung  im  Verhältnis  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  und  der  Zahlungsfähigkeit  wird  sich  nicht 
wohl  konstatieren  lassen.  Der  Obstbau  hat  nicht  die  Ausdehnung 
und  Höhe  erlangt,  die  er  haben  könnte.  Die  Einfuhr  an  Obst,  frisch 
und  gebrochen,  ist  eine  beträchtliche  und  hat  sich  gesteigert,  wo- 
bei was  Südfrüchte,  frische  Trauben  u.  s.  w.  betrifft,  auch  Rück- 
sichten der  hohen  Politik  sich  geltend  gemacht  haben.  Eher  wird 
ein  Zurückgeblieben-  als  ein  Zurückgekommensein  als  die  richtige 
Annahme  erscheinen.  Die  Thatsache  freilich,  dass  im  Weinbau 
die  schlechten  Lagen  und  irrationellen  Weinbaugevvohnheiten  an- 
deren Kulturen  mit  rationellerem  Betrieb  weichen  und  dass  bei 
guten  Lagen  mit  reichlichem  Anbau-  und  Kellereikapital  auf  Er- 
zielung höherer  Qualität  ausgegangen  wird,  kann  nur  als  Erschei- 
nung stattgehabter  Fortschritte  gelten. 

Als  sicher  wird  anzunehmen  sein,  dass  ohne  den  Aufschwung 
der  Industrie  der  Wein- ,  Obst-  und  Handelspflanzenbau  nicht 
besser  gefahren  wäre,  und  einleuchtend  ist  es,  dass  wenn  die 
notwendigen  Lebensmittel  theurer,  die  industriellen  Gewinne  klei- 
ner würden,  jene  heute  beim  Bund  der  Landwirte  eingeschvvore- 
nen  Wein-,  Obst-,  Taback-  und  Hopfen-Agrarier,  keinen  besseren 
Absatz,  keine  höheren  Preise  erlangen  könnten. 

D  e  r  U  m  s  c  h  w  u  n  g  in  der  Gärtnerei  und  i  m  G  e- 
m  ü  s  e  b  a  u  —  ist  als  glänzender  Aufschwung  zu  bezeichnen.    In 
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der  Abteilung  A  der  Gewerbe^ählung,  in  welcher  Gärtnerei  das 
Hauptgewerbe  ist,  wuchs  1882 — 95  das  Personal  für  den  Klein- 
betrieb (i — 5  Pers.)  um  36,  Rir  den  Mittelbetrieb  (6—50  Pers.) 
um  126,  für  den  Grossbetrieb  um  50  Proz.  Der  Transportauf- 
schwung hat  zu  diesem  Fortschritt  erheblich  beigetragen ;  der  Ab- 
satz in  frischem  Zustande  verlangt  rasche  und  wohlfeile  Versen- 
dung. Der  Aufschwung  beruht  in  der  Gärtnerei,  dem  Gemüsebau, 
der  Blumenzucht  auf  der  Zunahme  der  Bevölkerung  an  Zahl  und 
Wohlstand,  der  »Agsarstaat<  bringt  es  dazu  nicht.  Die  Vermeh- 
rung der  kleinen  Parzellen  für  Gärtnerei  und  Gemüsebau  bedeutet 
nicht  schädliche  »Bodenzersplitterung«,  sondern  ein  kerngesundes 
Wachstum  eines  intelligenten,  arbeits-  und  kapitalintensiven  Pflan- 
zenbaues. Einen  höhern  Grad  der  Intensität  der  Bodennutzung 
als  sie  in  der  mächtig  emporgekommenen  Gärtnerei,  dem  Gemüse- 
bau und  der  Blumenzucht  erreicht  wird,  lässt  sich  nicht  finden. 
Der  glänzende  Aufschwung  hierin  seit  dem  Hereinbrechen  der 
Agrarkrisis  ist  ein  letztes  glänzendes  Zeugnis  für  den  im  Indu- 
striestaat sich  vollziehenden  Fortschritt  auch  der  Landwirtschaft. 
Und  die  Arbeitskräfte  für  diesen  intensivsten  Bodenanbau  sind 
nicht  dem  Getreide-  und  Futterbau  entgangen  ,  sondern  den  Ar- 
beitszeitreserven der  kleinen  Leute  in  der  Stadt  und  Industrie 
entnommen  worden,  ein  Stück  Leutenot  hat  hier  der  Industrie- 
staat dem  Agrarstaat  abgenommen ! 

Der    Umschwung    in    der    gewerblichen    Verar- 
beitung d  e  r  R  o  h  e  r  z  e  u  g  n  i  s  s  e   des  landwirtschaft- 
lichen Pflanzenbaues. 

Der  Entwickelungsgang,  welchen  die  Rohstoffverarbeitung  ge- 
nommen hat,  kommt  für  die  gegenwärtige  Untersuchung  nur  so- 
weit in  Betracht,  als  darin  ein  neuerlicher  Fortschritt  oder  Rück- 
schritt unseres  landwirtschaftlichen  Pflanzenbaues  zur  Erscheinung 
gelangt. 

Die  Thatsachen  ergeben  nun  auf  den  ersten  Blick,  dass  seit 
Hereinbrechen  der  landwirtschaftlichen  Entwickelungskrisis  die  In- 
dustrie sich  als  hauptsächliche  Stütze  der  Landwirtschaft  erwie- 
sen hat. 

Zunächst  in  der  Branntweinbrennerei!  An  Tausen- 
den hl  reinen  Alkohols  betrug  nach   Hubei-^)  der   Anteil 


i)   »Deutschland  als  Industriestaat«. 


560  I^i'-  -Schaff le: 

der  Kartoffel-,  der  Getreide-,  der  Melasse-,  Rüben-  u.  s.  w.  Brennerei 

1860  1167  139  1,7 

1877/S2  1763  394  58 

1S98/99  3106  58 1  125 

Also  eine  gewaltige  Entwickelung  der  Brennerei  überhaupt !  Von 
der  Weltproduktion,  die  etwa  14  Mill.  hl  beträgt,  erzeugt  die 
deutsche  Brennerei  ungefähr  ein  Viertel  und  steht  mit  3,2  Mill. 
hl  unmittelbar  nach  Russland  (3,4  Mill.  hl)  an  zweiter  Stelle.  Die 
stärkste  Kartofifelbrennerei  haben  die  Grossbetriebsprovinzen 
Preussens,  bedeutendste  Getreidebrennerei  haben  auch  die  süd- 
lichen Staaten  des  deutschen  Reiches.  Der  Spritverbrauch  zu 
gewerblichen  Zwecken  hat  sich  in  1887 — 88  auf  1900  von  388 
auf  1043  Tausend  hl  gehoben.  Als  Brenner  und  Brenngutliefe- 
ranten haben  hienach  die  Agrarier  keinen  Grund  zur  Scheelsucht 
gegen  den  Industriestaat. 

Der  nächste  grosse  Zweig  der  Verarbeitung  pflanzlicher  Roh- 
produkte ist  die  Bierbrauerei.  Die  deutsche  Jahresproduk- 
tion hat  sich  seit  1888  von  30  auf  70  Mill.  hl  (1899)  erhoben. 
Der  Braugetreideverbrauch  des  Brausteuergebietes  stieg  im  selben 
Zeitraum  von  430000  auf  781 000  Tonnen.  Der  Verbrauch  pr.  Kopf 
erhob  sich  von  84,6  auf  124,9  Liter.  Die  zeitweilig  zurückge- 
gangen gewesene  Bierausfuhr  steht  1899  wieder  auf  iioooo  T. 
gegen  73000  T.  Einfuhr.  Der  Hauptverbrauch  an  Bier  ist  ge- 
wiss ein  städtischer  und  ohne  den  Aufschwung  der  Industrie  wäre 
auch  der  Aufschwung  im  Absatz  von  Braugerste  nicht  möglich 
gewesen.  Sehr  umstritten  ist  im  gegenwärtigen  Tarifstreit  auch 
der  Zoll  für  Hopfen;  auch  dieses  Produkt,  welches  mit  der 
Braugerste  ein  unzertrennliches  Absatzpaar  bildet ,  kann  seinen 
Markt  nur  behalten,  wenn  die  Industrie-  und  das  Städtew^achstum 
nicht  rückgängig  wird  ;  den  Hopfenbauern  unter  den  Agrarstaat- 
lern wäre  mit  dem  Rückgang  des  Industriestaates  sehr  schlecht 
gedient.  Dem  Ackerbau  wäre  zugleich  »Hopfen  und  Malz  ver- 
loren« im  Inland  verloren  und  bei  Zollretorsionen  des  Auslandes 
sehr  leicht  möglich  auch  die  Hopfenausfuhr,  welche  stärker  ist 
als  die  Hopfeneinfuhr. 

Während  der  letzten  20  Jahre  hat  sich  weiter  die  Produktion 
von  R  ü  b  e  n  z  u  c  k  e  r  verdoppelt.  Sie  hat  hiemit  entsprechend 
dem  Hackfruchtbau  Vorschub  geleistet;  die  Menge  der  verarbei- 
teten Rüben  ist  von  6,3  auf  12,4  Mill.  T,  gestiegen.  Deutschland 
stand  1899 — 1900  obenan  mit  einer  Zuckererzeugung  von  1791 
Tausend  Tonnen   gegen  Oesterreich-Ungarn    mit    1090,    Russland 
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830,  Frankreich  918.  In  der  Ausfuhr  steht  Deutschland  obenan; 
der  Verbrauch  deutschen  Zuckers  in  England  ist  zuletzt  grösser 
geworden  als  der  Verbrauch  in  Deutschland.  Zur  Entwickelung 
der  Rübenzuckerindustrie  hat  eine  stimulierende  Steuergesetzgebung 
beigetragen,  freilich  nicht  ohne  ungünstige  Rückwirkung  auf  den 
inländischen  Verbrauch,  welcher  1890 — 1900  bei  Kartellsteigerung 
des  Preises  nicht  sehr  erstarken  konnte. 

Nicht  ganz  zu  verachten  ist  auch  als  Stütze  der  Landwirt- 
schaft die  Fabrikation  von  K  a  f  f  e  e  s  u  r  r  o  g  a  t  e  n  ,  wenn  auch 
nur  IIOOO  ha  (mit  einem  ha-Ertrag  von  20 — 30000  kg)  mit  Cicho- 
rienwurzeln  bebaut  sind.  Die  fremde  Zollgesetzgebung ,  welche 
zur  Verpflanzung  der  Fabrikation  ins  Ausland  nötigte  (Linz,  Mai- 
land u.   s.   w.),   hat   den    Export  um  75   Proz.  verringert. 

Weiter  sind  die  Früchte-,  Beeren-  u  n  d  G  e  m  ü  s  e  - 
K  o  n  s  e  r  v  e  n  f  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n  zu  nennen,  welche  für  Gerste, 
Hafer,  Gurken,  Beeren,  Obst  eine  wachsende  Bedeutung  erlangt 
haben,  nachdem  das  frühere  Vorurteil  gegen  Konserven  über- 
wunden ist. 

Es  genügt  aber  nicht ,  an  der  neuerlichen  Mengenzunahme 
der  gewerblich  verarbeiteten  einzelnen  Rohstoffe  den  Fortschritt 
des  deutschen  Landbaues  zu  entnehmen.  Eine  zweite  grosse 
und  allgemeine  Fortschrittsthatsache  hat  sich 
trotz  der  Absatzkrisis  vollzogen  :  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
hat  seine  ältere  n  a  t  u  r  a  1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  -  k  1  e  i  n  g  e- 
werbliche  V  e  r  k  n  ü  p  f  u  n  g  und  V  e  r  m  i  s  c  h  u  n  g  v  o  n 
Boden  produktions-  und  Gewerbebetrieb  aufgege- 
ben; damit  wurde  mehr  Kapital  und  Arbeit  ganz  dem  Land- 
wirtschaftsbetrieb vorbehalten.  Die  Qualität  verlor  dabei  nicht, 
sondern  wird  im  Durchschnitt  gewonnen  haben  ;  soweit  sie  durch 
Dazwischentreten  eines  fälschenden  Handels  bedroht  ist ,  sah 
man  genossenschaftlichen  Widerstand  der  Produzenten  auftreten, 
wie  in  der  Kellerei  der  Winzervereine,  in  der  Molkerei,  in  Kaufs- 
und Verkaufsgenossenschaften  verschiedener  Art.  Man  wird  in 
der  Gesamitheit  dieser  Erscheinungen  nur  einen  grossen  Fortschritt 
zu  einem  höheren  Grad  d  e  r  A  r  b  e  i  t  s  t  e  i  1  u  n  g  erblicken 
dürfen.  Dieser  Fortschritt  ist  auch  da  gegeben,  wo  eine  bisherige 
Gewerbethätigkeit  in  der  Landwirtschaft  nach  der  Menge  des  Er- 
zeugnisses zurück-  aber  an  Handel  und  Industrie  übergeht. 

Es  ist  unmöglich,  diesen  allgemeinen  Entwickelungsgang  in 
alle  Einzelheiten  zu   verfolgen.    An   Beispielen   dafür  ist  aber  kein 
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Mangel,  während  kaum  ein  einziger  Fall  der  Rückwärtsbewegung 
auf  Verquickung  von  landwirtschaftlicher,  gewerblicher  und  händ- 
Icrischer  Betriebsführung  nachzuweisen  sein  wird.  Der  Produk- 
tionsumschwung ist  also  auch  bezüglich  der  Rohstoffverarbeitung 
als  entschiedener  Fortschritt  zu  deuten  und  er  hat  sich  nicht 
vor,  sondern  wesentlich  seit  Eintritt  der  Ackerbaukrisis  vollzogen. 
Teilweise  ist  der  Pflanzenbau  sogar  unter-  und  eingeordnetes  Glied 
der  Industrie  geworden.  Hier  seien  nur  einige  wenige  der  stattge- 
habten Loslösungen  und  Uebergänge  hervorgehoben  :  die  Land- 
wirte fahren  wenig  mehr  zur  Mühle,  um  ihr  Getreide  selbst  zu 
mahlen  oder  aus  ihrem  Oelsamen  ihren  Oelbedarf  selbst  zu 
schlagen  ;  eine  besondere  Konservenindustrie  für  Obst  und  Gemüse 
aller  Art  hat  sich  entwickelt  und  die  Zubereitung  durch  den  Pro- 
duzenten selbst,  das  »Einmachen«  mehr  oder  weniger  verdrängt; 
Aehnliches  hat  sich  mit  der  Erzeugung  von  Speiseessig  ereignet, 
indem  der  Hausessigkrug  der  Essig-  und  Essigessenzfabrik  ge- 
wichen ist;  in  der  Weinbereitung  hat  sich  eine  besondere  ge- 
nossenschaftliche und  händlerische  Kellerei  losgelöst  und  wird  der 
Rebbau  für  beste  Qualität  weniger  mehr  zusammen  mit  allerlei  son- 
stiger Pflanzen-  und  Viehzucht  betrieben;  die  P^igenbrauerei  der 
Bauernwirtschaft  ist  so  gut  wie  gewichen;  die  landwirtschaftliche 
Kleinbrennerei  in  Kartoffeln  ist  in  der  Klasse  kleinster  Betriebe  zu- 
rückgegangen, bez.  durch  die  Besteuerung  eingeschränkt  worden; 
die  Getreidebrennerei  ist  vorwiegend  Gewerbebrennerei  geworden; 
die  landwirtschaftliche  Grossbrennerei  hat  in  Kartoffeln  den  bäuer- 
lichen Brennhafen  verdrängt,  namentlich  seit  die  Erfindung  des 
Druckkessels  zum  Dämpfen  von  Kartoffeln  die  ostelbischen  Gross- 
brennereien ermöglichte ;  auch  die  Erzeugung  von  Branntwein 
aus  Steinobst,  Kernobst,  Beerenobst  hat  sich  in  besonderen  Einzel- 
und  Genossenschaftsbetrieben  mehr  verselbständigt. 

Dieser  grosse  Fortschritt  hat  z.  T.  die  früheren  an  die  Land- 
wirtschaft unmittelbar  sich  anschliessenden  Gewerbebetriebe  in 
ihrem  alten  Bestand  vernichtet.  Der  Landwirtschaft  selbst  aber  im 
Ganzen  hat  er  doch  förderlich  sein  können,  namentlich  der  grös- 
seren. Der  Dampfbetrieb,  die  Konzentration  in  den  Städten,  nament- 
lich See-  und  Flusshäfen,  die  Konzentration  in  Aktienfabriken  mit 
grosskapitalistischem  Millionenbetrieb  hat  sich  der  Brauerei,  teil- 
weise der  Brennerei,  der  Zuckerfabrikation,  der  Stärkeerzeugung, 
der  Konservenbereitung  bemächtigt. 

Für  die  schwebenden  Tariffragen  ist  namentlich  jene  Uniwäl- 
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zung  bedeutsam,  welche  sich  im  Müllereigewerbe  vollzogen  hat; 
die  Entwickelung  der  Müllerei  zur  Grossindustrie  ist  während  der 
letzten  20  Jahre  Agrarkrisis  gewaltig  weiter  geschritten.  Die  Los- 
lösung des  landwirtschaftlichen  Betriebes  von  der  Verarbeitung 
von  Getreide  zu  Mehl,  die  Ausgestaltung  der  Müllerei  zu  einer 
Industrie  für  sich  hat  sich  im  letzten  Viertel  des  vorigen  Jahr- 
hunderts vollendet.  Die  Selbstvermahlung  und  die  Kundenmüllerei 
sind  fast  verschwunden.  Darin  kann  nur  ein  gesunder,  der  Land- 
wirtschaft mindestens  nicht  nachteiliger  Fortschritt  erblickt  werden. 
Für  die  kleineren  und  mittelgrossen  Mühlen  allerdings  ist  die 
völlige  Revolutionierung  des  Müllereigewerbes  in  der  Richtung  auf 
den  Grossbetrieb  mit  Dampf,  Turbine,  Porzellanwalze  (seit  1875), 
Reinigungsmaschinen,  Elevatoren,  Massenanfuhr  des  Mahlguts  zu 
Schiff  und  per  Eisenbahn  in  die  Grossstädte,  See-  und  Flusshafen- 
plätze so  schmerzensreich  wie  nur  irgend  ein  anderer  Prozess  der 
Verdrängung  des  kleineren  und  mittleren  durch  den  Riesen-Indu- 
striebetrieb gewesen  ist.  Man  begreift  es,  dass  die  kleineren 
Muller  (i.  J.  1895  noch  30,000,  die  unter  10  Personen  beschäftigen) 
mit  den  Getreideagrariern  Agitationsgemeinschaft  eingegangen 
sind,  ähnlich  wie  es  Kleinbrenner,  Kleinbrauer  u.  s.  w.  ebenfalls 
thun.  Es  wird  auch  verständlich,  dass  bäuerliche  Getreideagrarier 
der  Grossmüllerei  in  Missbehagen  gegenüber  stehen ;  die  Gross- 
müllerei leistet  der  Macht  des  Getreidegrosshandels  Vorschub 
und  trägt  mittelbar  zur  Schwächung  des  isolierten  Getreidebauers 
dem  Handelskapital  gegenüber  wirklich  oder  scheinbar  bei.  Dennoch 
kann  darin  kein  Verfall  der  Landwirtschaft  erkannt  werden  und 
genossenschaftliche  Gegenwehr  ist  mit  Erfolg  möglich.  Bei  der 
Erörterung  des  Verkehrsumschwunges  der  Landwirtschaft  wird 
hierauf  zurückgekommen  werden;  der  Sozial-  und  Steuerpolitik  in 
Gestalt  der  sog.  Mittelstandspolitik  hat  solche  Industrierevolution, 
weiche  unmittelbar  zur  Seite  der  Landwirtschaft  als  zugehöriger 
Vorgang  fortschreitender  Arbeitsteilung  sich  vollzogen  hat,  nicht 
geringe  Schwierigkeit  erweckt  und  der  Agrarismus  hat  diese  agi- 
torisch  zu  verwerten  verstanden. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  noch  kurz  des  Anteils  zu  ge- 
denken, welchen  die  Steuerpolitik  und  die  Lebensmittelpolizei  an- 
regend und  hemmend  auf  die  Entwickelung  der  Rohstofferzeugung 
und  Rohstoffverarbeitung  geübt  haben.  Sieht  man  ab  vom  Gersten- 
und  Hopfenzwang  und  von  der  Staffelmalzsteuer  in  der  Bierbrauerei, 
von    der  Erschwerung    des  Margarinabsatzes,    der  Einschränkung 

36* 


564  Dr..  Schäffle: 

des  Saccharinijjebrauches,  so  l<ommen  namentlich  die  Inlandsteuern 
und  Zölle  für  Zucker,  Bier,  Branntwein  in  Betracht. 
Und  zwar  in  der  doppelten  Richtung,  die  ihre  Entwickelung  ge- 
nommen hat,  einmal  in  der  Richtung  der  Verteuerung  des  Fabri- 
kats durch  die  Steuern,  sodann  in  der  Richtung  künstlicher  Ein- 
schränkung des  Fabrikatangebotes  im  Einverständnis,  d.  h.  durch 
Kartell-  und  Ringbestrebungen.  Man  begegnet  der  Ansicht,  dass 
eine  die  Fabrikation  und  den  Export  stimulierende  Zoll-  und 
Steuergesetzgebung  das  Wachstum  des  Kartoffel-,  Zuckerrüben- 
und  Tabakbaues  begünstigt,  dagegen  eine  die  Weinberge,  Hopfen- 
gärten, Gerstenbauer  vernachlässigende  Zoll-  und  Steuergesetzge- 
bung der  Landwirtschaft  Abbruch  gethan  habe.  Danach  wäre  der 
oben  festgestellte  Aufschwung  teilweise  nicht  trotz  der  Agrarkrisis, 
sondern   wegen  der  Steuerbegünstigung  erfolgt. 

Wir  teilen  diese  x^nsicht  nicht,  lassen  sie  aber  dahingestellt. 
Handelt  es  sich  doch  bei  unseren  gegenwärtigen  Tariffragen  um 
Erhöhung  der  Branntwein-,  Bier-,  Wein-,  Tabak-  und  Zuckerzölle 
überhaupt  nicht.  Die  betreffenden  Industrien  sind  erstarkt  und  nicht 
bedroht.  Die  Beibehaltung  der  bestehenden  Zölle  aber  lässt  sich 
steuerpolitisch  rechtfertigen.  Praktisch  ist  nur  die  andere  Frage, 
wie  die  offenen  oder  verdeckten  Prämie  n  für  die  Ausfuhr  und 
wie  die  »Kontingentierungen <^  in  der  Erzeugung  auf  unsere  Land- 
wirtschaft weiter  einwirken  würden. 

M.  Erachtens  haben  die  Prämien  für  die  Zuckerausfuhr  ge- 
rade das  herbeigeführt,  was  die  Agrarier  im  Uebrigen  verab- 
scheuen: Ueberproduktion  mit  der  Folge  gedrückter  Rohstoffpreise 
und  »Abhängigkeit  vom  Ausland«,  genauer  gesagt  Zoll- 
retorsionen  des  letzteren  zu  Gunsten  des  Rohrzuckers.  Die  Aufhe- 
bung der  Zuckerprämien,  welche  Grossbritannien  uns  aufzuzwingen 
Aussicht  hat,  wird  unsern  Zuckerrübenbau  selbst  im  Falle  eines 
Ausfuhrrückganges  doch  nur  dann  schädigen,  wenn  die  Inland- 
zuckerpreise, sei  es  durch  den  Steuersatz,  sei  es  durch  Begünsti- 
gung des  Zuckerringes  —  direkt  oder  mittelst  Produktions-»Kontia- 
gentierung«  der  Verarbeitungsmengen  —  so  hoch  gehalten  blei- 
ben ,  um  den  Inlandverbrauch  nicht  im  Masse  des  etwaigen 
Ausfuhrrückganges  sich  entwickeln  zu  lassen.  Die  Landwirtschaft 
wird  bezüglich  des  Zuckerrübenbaues ,  der  übrigens  wenig  über 
I  Proz.  der  landwirtschaftlichen  Fläche  im  Ganzen  —  in  einzelnen 
Reichsteilen  (Anhalt,  Hannover  u.  s.  w.)  allerdings  weit  mehr  — 
eingenommen   hat,   ruhig  der  Zukunft  entgegensehen   dürfen. 
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Die  Landwirtschaft  selbst,  der  Rüben-  und  Kartoffelbau,  hat 
m.  E.  mindestens  weder  ein  Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  der 
Zucker-Exportprämien,  noch  an  den  Kontingentierungen  des  Kar- 
toffel- und  des  Rübenbaues.  Die  Kontingentierungen  wären  auch 
den  Sprit-  und  Zuckerfabriken  nicht  zum  Bedürfnis  geworden, 
wenn  nicht  die  Steuergesetzgebung  der  Ueberproduktion  und  der 
Ringbildung  Vorschub  geleistet  hätte.  Denkt  man  sich,  dass  die 
Züchtung  der  Ueberproduktion  nicht  stattgehabt  hätte  und  ein 
Tei  1  der  heutigen  Spritlatifundien  und  Rübenfelder  in  bäuerlichen 
Händen  der  Rindviehzucht  zur  Verfügung  gestanden  wären,  so 
wäre  darin  kaum  ein  Unglück  zu  erblicken  gewesen.  Für  eine  streng 
rationelle  Steuerpolitik  steht  die  Bahn  frei,  ohne  die  ganze  deutsche 
Landwirtschaft  rückgängig  machen  oder  zwei  so  starke  Steuerquellen 
der  Reichsfinanzen  in  ihrer  möglichen  viel  höheren  Ergiebigkeit 
verstopft  halten  zu   müssen. 

2)   Der  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  u  m  s  c  h  w  u  n  g  in  der  Viehzucht. 

Unter  Viehzucht  wird  im  Folgenden  die  ganze  Zucht  und 
Pflege  der  Haustiere  zum  Zweck  der  Erzielung  von  Fleisch,  Milch, 
Fett,  Käse,  Eiern,  Häuten,  sowie  zur  Gewinnung  von  Spanndienst 
und  von  Dünger  verstanden. 

Die  eigentliche  F"rage  für  diese  Abhandlung  besteht  darin, 
üb  die  ganze  Nutzviehhaltung,  welche  in  der  Vorzeit  mit  exten- 
sivster Weidewirtschaft  begonnen  hat  ,  dann  immer  arbeits-  und 
kapitalintensiver  wurde,  ihre  bisherige  Entwicklungsrichtung  weiter 
fortgesetzt  hat,  d.  h.  noch  intensiver,  noch  mehr  Vieh  z  u  c  h  t,  statt 
blosser  Vieh  h  a  1  t  u  n  g  geworden  ist  oder  nicht.  Wenn  sich  die 
Viehzucht  stärker  entwickelt  hat,  als  der  Körnerbau,  so  wird  die 
Landwirtschaft  im  Ganzen  den  zeitgemäss  kapitalintensiven  Fort- 
schritt vollzogen  haben. 

Die  Viehhaltung  gehört  zwar  nicht  ausschliesslich  aber  doch 
ganz  vorwiegend  dem  Ackerbau  an.  Im  Jahre  1895  besass  die 
grosse  Mehrzahl  aller  Betriebe  Nutzvieh,  selbst  die  Parzellenbe- 
triebe zu  74  Proz.,   schon  die  kleinbäuerlichen  zu   g"   Proz. 

Den  allgemeinen  Einblick  in  den  A  u  f  s  c  h  w  u  n  g  der  Vieh- 
zucht —  mit  Ausnahme  der  Schafzucht  —  gewähren  ,  was  die 
einzelnen  Gattungen  Nutzvieh  und  weiter  was  den  länderweisen 
Anteil  am  gesteigerten  Viehstand  bet-rifTt,  die  folgenden  Haupt- 
zahlen. Der  Viehstand  des  deutschen  Reiches  betrug  in  Millio- 
nen Stück  1895:    3,3  Pferde,    17,0  Rindvieh,    12, S    Schafe,     13,5 


Deutsches  Reich 

29,4 

Preussen 

18,0 

Bayern 

4-4 

Sachsen 

1,0 

Württemberg 

1,30 

Baden 

0,87 

Elsass-Lothrmgen 

0,82 

566  1>.   Schaff le: 

Schweine,  3,1  Ziepten.  Gegen  den  Stand  von  1882  ergab  sich  also  — 
vom  bedeutenden  Rückgang  in  der  Schafzucht  abgesehen  —  eine 
allgemeine  Zunahme  der  Nutzviehlialtung.  Diese 
Zunahme  betrug  bei  Pferden  8,2,  Rindvieh  10,35,  Schweinen  60,86, 
Ziegen  26,16  Proz.;  der  Rückgang  bei  den  Schafen  betrug  40 
Proz.  In  den  verschiedenen  Staaten  des  deutschen 
Reichs  betrug  (i  Stück  Rindvieh  =  -/-  Pferden  =:  10  Schafen 
=  4  Schweinen  =  12  Ziegen  gerechnet)  der  Viehstand  : 

Millionen   Stück    !    auf  loo  ha  landw.   benutzter  Fläche  Stück 

84 
78 
98 
1,03 
1,04 
1,62 
0,88 

Hienach  ist  der  Viehstand  von  1882  auf  1895  überhaupt  mäch- 
tig gewachsen  und  Württemberg,  Sachsen,  Baden,  Bayern  haben 
einen  erheblich  dichteren  Viehstand  als  ganz  Deutschland  und  als 
Preussen  für  sich. 

Der  Viehstand  ist  jedoch  nicht  bloss  nach  der  Stückzahl 
sondern  auch  nach  der  Qualität  fortgeschritten.  Einen  voll- 
ständigen Massstab  für  die  exakte  Bezifferung  der  Qualität  giebt 
es  zwar  nicht.  Als  ein  hauptsächlicher  Massstab  wird  aber  die 
Steigerung  des  Lebendgewichtes  gelten  dürfen.  Dieses 
hat  nach  den  Schätzungen  für  die  Viehzählungen  von  1883  und 
1892  eine  Zunahme  beim  Rindvieh  um  18,  bei  den  Schweinen  um 
38,9  Proz.  ergeben.  Diese  Qualitätssteigerung  verstärkt  die  That- 
sache  entschiedensten  Aufschwunges  der  deutschen  Viehzucht  seit 
Hereinbruch  der  Krisis.  Selbst  wenn  die  Qualitätszunahme  es 
noch  nicht  bewirkt,  dass  —  ausser  bei  den  Schweinen  —  auch 
beim  übrigen  Vieh  die  Viehstandszunahme  mit  der  Bevölkerungs- 
zunahme Schritt  gehalten  hat,  was  hier  dahingestellt  bleiben  kann, 
so  geht  daraus  noch  nicht  hervor,  dass  der  Fortschritt  in  der 
Rindviehzucht  schwach  gewesen  ist  ,  sondern  nur  das  Andere, 
dass  er  eine  starke  weitere  Steigerung  voll- 
ziehen   kann    und    soll. 

Der  F"ortschritt  der  Viehzucht  lässt  sich  auch  im  Kapi- 
talwert des  Viehstands  ausdrücken.  Nach  den  Verkaufs- 
werten, welche  anlässlich  der  Viehzählungen  von  1882  und  1893 
festgestellt  worden  sind,  hat  sich  der  Wert  des  Viehstandes  sämt- 
licher   landwirtschaftlicher  Betriebe    gehoben    von    5312    auf   6106 
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Mill.  M.,  d.  h.  um  794  Mill.  Mark.  In  elf  Jahren  angeblichen  Nieder- 
ganges der  Landwirtschaft,  gleichzeitig  des  grossgrundbesitzlichen 
und  des  bäuerlichen,  hat  also  die  Landwirtschaft  allein  am  leben- 
den Inventar  ii  Proz.  weiter  anhäufen  können!  Das  ist  um  so 
bemerkenswerter,  als  die  Wertzunahme  sich  weniger  am  Spann- 
vieh vollzogen  hat. 

Für  Preussen  hatte  Engel  den  Verkaufswert  des  gesamten 
Viehbestandes  auf  1154  Mill.  berechnet.  Für  1883  beziffert  ihn 
das  statistische  Amt  auf  3386,  1892  auf  3820  Mill.  M.  und  zwar 
nach  den  einzelnen  Tiergattungen  für 

1883  1892 

Pferde  1124  1240 

Rinder  1706  1952 

.Schafe  223  157 

Schweine  311  439 

Ziegen  25  31 

Die  VVertsteigerung  in  1883  bis  1892  betrüge  hinach  im  Gan- 
zen 13  Proz.  Während  in  derselben  Zeit  der  Rindviehstand 
Preussens  um  12,9  Proz.  zunahm,  hatte  sich  der  Verkaufswert 
um  14,7,  das  Lebendgewicht  um  18  Proz.  gesteigert.  Nach  den 
vorläufigen  Zahlen  der  Viehzählung  von  1900  hat  sich  der  deutsche 
Viehstand  in  den  8  Jahren  1892  auf  1900  noch  weiter  gehoben 
in  Mill.  Stück  bei  Pferden  von  3,0  auf  4,03,  bei  Rindvieh  von  17,5 
auf  18,4,  bei  Schweinen  von  12,1  auf  14,24.  Das  Lebendgewicht  wird 
in  derselben  Zeit  eher  weiter  zugenommen  als  abgenommen  haben. 

Hienach  würde  sich  für  die  ganze  Zeit  von  1883 — 1900  eine 
fortgesetzte  Stückzahl-  und  vermutlich  auch  Qualitätssteigerung 
ergeben.  Für  die  Zeit  von  1873  an,  d.  h.  seit  der  Zeit  kurz  vor 
Eintritt  des  Sturzes  der  Getreidepreise  erscheint  der  Fortschritt 
im  Viehstand  noch  erheblicher;  denn  in  Mill.  Stück  ist  seit  der 
Zählung  vom  10.  Januar  1873  der  Viehstand  wie  folgt  gewachsen : 
Pferde  von  3,35  auf  4,63,  Rindvieh  von  15,7  auf  18,4,  an  Schwei- 
nen von  7,1  auf  14,2  ,  an  Ziegen  von  2,3  auf  3,0  Mill.  St.  Ein 
andauernder  und  bedeutender  Fortschritt  in  der  Viehhaltung 
während  der  ganzen  Zeit  der  chronischen  Ackerbaubedrängnis  lässt 
sich  hienach  nicht  leugnen. 

Der  starke  Rückgang  der  Schafzucht  ist  bezüglich  des 
Fortschrittes  in  der  Viehhaltung  eine  Thatsache,  welche  den  Fort- 
schritt bestätigt.  Allerdings  waren  wir  vor  noch  kurzer  Zeit  Woll- 
züchter. Noch  1836  bis  1840  wurde  70 — 80  Proz.  der  VVolleinfuhr 
auf  dem  englischen  Markt  durch  Deutschland  gedeckt.    Die  Woll- 
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zucht  bedeutet  jedoch  eine  viel  extensivere  wirtschaftliche  Vieh- 
haltung und  setzte  weit  mehr  Weide-  und  Brachland  voraus,  wel- 
ches nun  grossenteils  für  intensiven  Getreide-  und  Hackfruchtbau 
erobert  ist.  Es  ist  ein  Zeichen  intensiveren  Betriebes  der  jetzi- 
gen Schafzucht,  dass  -keine  der  gegenwärtigen  Zuchtrichtungen 
mehr  die  Rücksicht  auf  die  Produktion  guten  Fleisches  vernach- 
lässigen^) darf«.  Preussen  hatte  1867  22,3  Mill,  Stück  gehabt;  im 
Jahre  1900  waren  es  nur  noch  6,9  ,  wovon  über  18  Proz.  auf 
Pommern,  11 — 12  Proz.  auf  Sachsen,  Brandenburg  und  Hannover, 
8 — 9  Proz.  auf  Posen  und  die  beiden  Preussen,  5,7  auf  Schlesien 
entfallen,  während  alle  übrigen  Provinzen  unter  5  Proz.  aufweisen. 
Die  Schafviehzucht  muss  in  weit  höherem  Grade,  als  es  früher  der 
Fall  war,  Fleischviehzucht  geworden  sein. 

Wie  verhält  es  sich  mit  der  Zunahme  dessen,  was  hier  kurz 
Bevölkerungsintensität  des  Viehstandes  heissen  mag,  nämlich  mit 
dem  Verhältnisse  der  Stückzahl-  zur  Bevölkerungszunahme.  Darüber 
sollen  die  Zahlen  für  Preussen  Aufschluss  geben.  Danach  kamen 
auf   tausend    Einwohner 


1S16 

1858 

1873 

1900 

Pferde 

120,4 

91.7 

90,7 

84,5 

Rinder 

38s, I 

312 

343 

315 

Schweine 

136 

136 

170 

317 

Scliafe 

833 

833 

564 

204 

Ziegen 

13.9 

37>6 

58,9 

57.9 

Danach  ist  nur  bezüglich  der  Schweine  eine  Zunahme  in  der 
Bevölkerungsintensität  des  Viehstandes  wahrzunehmen.  B  e  i 
allen  anderen  Viehgattungen,  nicht  bloss  bei 
den  Schafen,  ist  die  V  1  e  h  s  t  a  n  d  s  m  e  h  r  u  n  g  hin- 
ter der  Bevölkerungszunahme  zurückge- 
blieben. 

Die  Thatsache  wird  ziemlich  allgemein  als  eine  »bedauerliche« 
bezeichnet,  auch  im  halbamtlichen  Werke  von  ScJizuarz  und  Strtitz, 
Ein  »Bedauern«  wird  jedoch  bei  näherem  Zusehen  kaum  begrün- 
det erscheinen.  Bei  einem  so  reissenden  Aufschwung  der  Indu- 
strie, wie  ihn  die  beiden  Berufszählungen  festgestellt  haben,  wäre 
zu  verwundern  gewesen  ,  wenn  die  Landwirtschaft  trotz  der 
hohen  Kornzölle  von  1887  ^'^  \om.  Getreidebau  sich  mit  gleicher 
Raschheit  losgerissen  und  dafür  in  stets  gleichem  Tempo  der 
Viehzucht  zugewendet  hätte.  Hätte  denn  nur  das  Viehkapi- 
t  a  1  hiefür  so  rasch  sich  beim  mittleren  und  kleinen  Bauernstand, 
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dem  eigentlichen  Träger  der  Rindviehzucht,  mehren  können!? 
Allerdings  hat  die  Schafzucht  sogar  abgenommen.  Das  hat  aber 
als  Zeichen  fortschreitender  Intensität  der  Landwirtschaft  sich  er- 
wiesen. Die  geringe  Zunahme  des  Spannviehs  bedeutet  an  sich 
auch  keinen  Rückschritt;  eine  der  Zunahme  der  Bevölkerung  nicht 
folgende  Zunahme  des  Pferdestandes  kann  sogar  ein  Zeichen  des 
Fortschrittes  sein,  da  der  Pferdebedarf  in  der  Zeit  des  Dampfes 
nicht  genau  im  Verhältnis  der  Bevölkerung  wächst.  Man  wird 
hienach  bezüglich  des  Zurückbleibens  der  Bevölkerungsintensität 
des  Viehstandes  sehr  zurückhaltend  im  Urteil  sein  müssen.  Rich- 
tig ist  jedoch,  dass  der  Uebergang  zu  intensiverer  Viehzucht  auch 
beim  Rindvieh,  sowie  beim  Borstenvieh  eine  noch  stärkere  und 
raschere  hätte  sein  können  und  dass  ein  grosse  r 
Spielraum  weiterer  Ausdehnung  für  die  Vieh- 
zucht erst  noch  auszufüllen,  dass  stärkerer 
Fortschritt  möglich  und  angezeigt  ist.  Die  be- 
dauerliche <  Thatsache  wird,  wie  sich  zeigen  wird  ,  nicht  einmal 
für  eine  weitere  wesentliche  Verstärkung  der  Vieh-  und  Fleisch- 
zölle ,  ganz  entschieden  aber  gegen  die  geplante  starke  Erhöh- 
ung der  Getreide-  und  Futterzölle,  sprechen  ;  denn  letztere  Zölle 
können  nur  dem  Grossbetriebsgetreidebau  einigen  weiteren  An- 
trieb geben,  für  die  Steigerung  der  Viehzucht  dagegen  nur  als 
Hemmschuh  wirksam  werden. 

Um  hiefür  später  den  Beweis  antreten  zu  können,  sei  in  die- 
sem Zusammenhang  weiter  die  Gestaltung  der  P2in-  und 
Au  s  f  u  h r  in  Produkten  de  r  V  i  e  h  z  u  c  h  t  statistisch  zur  An- 
schauung gebracht.  Die  Anlagen  i6  und  17  der  »Begründung« 
teilen  nur  für  die  Ein-  und  Ausfuhrbewegung  des  Zeitraums 
1897 — 1900  alle  Zahlen  mit.  Um  weiter  zurückblicken  zu  können, 
ziehen  wir  auch  die  Daten  heran,  welche  fürPreussen  bei  ^Sclnvar.-: 
und  Stnttz«.  halbamtlich  vorgeführt  sind.  Für  Rindvieh  hatte 
man  nicht  bloss  im  alten  Zollverein,  sondern  auch  noch  im  deut- 
schen Reich  eine  erhebliche  Mehrausfuhr  gehabt.  Im  alten 
Zollverein  stand  für  das  Jahr  1867  eine  Einfuhr  von  88  214  Stück 
Rindvieh  einer  Ausfuhr  von  129239  Stück  gegenüber.  Die  Mehr- 
ausfuhr betrug  also  41025  Stück.  Noch  bis  zum  Jahr  1885  än- 
derte sich  in  den  Ein-  und  Ausfuhrzahlen  wenig,  die  Mchrausfuhr 
stieg  noch  weiter  bis  zu  45  400  Stück.  Im  Jahr  1890  haben  wir 
eine  starke  Mehreinfuhr.  Es  ergiebt  sich  nämlich  in  Stücken 
Rindvieh  : 
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als  Einfuhr  Ausfuhr  Mehr  ein  fuhr 

für   1890                               180376  1 1  208                            169  168 

»     1895                              264  161  14265                            249896 

"     1900                              194  114  6132                             1S7982 

Die  grosse  Steigerung  der  Einfuhr  und  der  starke  Rückgang" 
nach  1883  erklärt  sich  allerdings  wesentlich  aus  dem  Zollanschluss 
Hamburgs  im  Jahre  1888.  Dennoch  hat  auch  später,  1890  bis 
1895,  eine  erhebliche  Steigerung  der  Mehreinfuhr  stattgefunden 
und  diese  ist  auch  1900  immer  noch  grösser  als  1890.  Dem 
Werte  nach  ist  die  Mehreinfuhr  im  Jahre  1900  noch  eine  sehr 
beträchtliche,  wie  aus  folgender  Uebersicht  erhellt  (in  Mill.  Mark)  : 

Einfuhr  Ausfuhr 
Kühe                                         21,58  0,49 

Jungvieh  II,8  0,68 

Ochsen  26,9  1,37 

Rindfleisch  13,1  1,7 

Relativ  grosse  Mehreinfuhr  ist  auch  bei  Stieren  und  Kälbern 
wahrzunehmen.  Die  »Begründung«  bezilTert  den  Wert  der  Ge- 
samteinfuhr von  Stieren  ,  Kühen,  Jungvieh  ,  Kälbern,  Ochsen  für 
1892  mit  88,  für  1896  mit  83,  für  1900  mit  63  Mill.  M.  Das  ist 
eine  sehr  ansehnliche  Summe.  Wie  stark  bei  der  Veränderung 
die  Massregeln  der  Seuchenpolizei  mitgewirkt  haben ,  kann  hier 
ausser  Frage  bleiben.  Die  Mehreinfuhr  beweist,  dass  die  in- 
ländische Produktion  dem  inländischen  Bedarf 
nicht  genügt.  Die  Viehhaltung  ist  gewachsen  und  wenn  den- 
noch weniger  an  Vieh  hinausging,  so  beweist  dies  nur,  dass  die 
Viehzucht  schon  im  Inland  einer  mehr  als  genügenden  Nachfrage 
zu  günstigen  Preisen  begegnet.  Das  wird  für  die  Tariffrage  von 
grösster  Bedeutung  sein. 

Der  Auslandverkehr  in  Schweine  n  ist  ein  geringer,  na- 
mentlich P>nde  der  90er  Jahre  infolge  der  Schweineeinfuhrver- 
bote. Seit  1892  ist  die  Einfuhr  von  861  253  St.  im  Werte  von 
98  Mill.  M.  auf  68  563  Stück  im  Werte  von  5  Mill.  Mark  zurück- 
gegangen. 

Bei  der  Vieheinfuhr  kommen  nicht  bloss  die  lebenden,  son- 
dern auch  die  toten  Werte  an  frischem  und  an  »einfach  zube- 
reitetem« Fleisch,  Fetten,  Milch,  Butter,  Käse,  sehr  in  Betracht. 
Allgemein  ist  auch  hier  ein  bedeutendes  Uebergewicht  der  P2in- 
fuhr  wahrzunehmen,  wie  die  folgenden  Zahlen  für  1900  auf  den 
ersten  Blick  erweisen. 

Die  Einfuhren,  welchen  sehr  geringe  Ausfuhren  gegenüber- 
stehen, betrugen 
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in  looo  dz 

Marktausend 

Rindfleisch,  frisch 

154,1 

13  129 

Schweinefleisch,   frisch 

73,8 

6783 

Rindfleisch,   einfach  zubereitet 

25,1 

1952 

Schweinefleisch,    »               » 

61,7 

5  086 

Schweineschinken 

25.0 

3  "4 

Schweinespeck 

77.08 

6045 

Tierische  Fette  : 

Schweineschmalz 

1016 

70  209 

Oleomargarine 

217,6 

'7  335 

Talg 

274:4 

15  097 

Milch 

150,3 

I  474 

Butter 

157,1 

24191 

Käse 

166,4 

21  359 

Bei  näherem  Einblick  in  die  Handelsstatistik  nimmt  man 
wahr,  dass  das  näher  gelegene  Ausland  —  Oesterreich,  Nieder- 
lande, Dänemark  mehr  die  frische  Waare  liefert,  wogegen  die 
haltbaren  und  haltbar  gemachten  Produkte  massig  aus  dem  ent- 
fernten Ausland  kommen.  Unsere  nächste  Aufgabe  ist  offenbar 
eine  zweifache  ;  Erzeugung  von  Qualitätsware  in  jeder  Wertform, 
und  Absatz  in  frischem  Zustande  bis  zur  Volldeckung  des  In- 
landbedarfes. 

Auch  in  Pferden  findet  eine  erhebliche  und  seit  i8<So  un- 
unterbrochen steigende  Mehreinfuhr  statt.     Es  betrug  in  Stücken 

die  Einfuhr  die  Ausfuhr  die  Mehreinfuhr 


1880 

59786 

17983 

41 S03 

1885 

69763 

15770 

53  993 

1900 

III  336 

I09I2 

100424 

Der  Ueberschuss  der  Ein-  über  die  Ausfuhr  betrug  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1893 — 1900  107  558  St.  im  Werte  von  rund 
76  Mill.  M. 

Der  Rückblick  auf  die  Entwickelung  des  Gesamtviehstandes 
macht  es  fast  sicher,  dass  insolange  als  der  Industrie-  und  Städte- 
aufschwung anhält,  der  mächtig  begonnene  Aufschwung  der  Vieh- 
haltung noch  erheblich  zunehmen  kann.  Ob  die  Mehrausfuhr  von 
ehedem  wieder  zu  erreichen  ist,  bleibt  eine  andere  Frage  ;  jenes 
ältere  Uebergewicht  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  wird  ja  als 
Folge  der  geringeren  Bevölkerungs-  und  Flächenintensität  der 
früheren  Viehzucht  zu   deuten  sein. 

Weiter  ist  der  Umschwung  in  der  Intensität  der  Viehzucht 
der  Fläche  nach  festzustellen.  Im  allgemeinen  geht  er  aus 
den  nachstehenden  Zahlen  hervor.  Auf  je  100  ha  landwirtschaft- 
lich benutzter  Fläche  kamen  im  Deutschen   Reiche 


57: 


Dr.  Schäffle: 

1895 

1882 

Pferde 

10,36 

9,77 

Rindvieh 

52,44 

48,49 

Schafe 

38,73 

66,26 

Schweine 

41,71 

26,46 

Ziegen 

9,55 

7,7 

D  e  r  F 1  ä  c  h  e  n  a  c  h  ist  also  —  von  der  Schafzucht  abgesehen  — 
die  Viehzucht  eine  durchgreifend  intensivere  geworden. 

Für  die  Zwecke  der  gegenwärtigen  Untersuchung  ist  von 
grösster  Bedeutung  die  Steigerung  in  der  Flächenintensität  der 
Nutzviehhaltung  nach  Betriebsgrössenk  lassen  und  zwar 
mit  Unterscheidung  der  V  i  e  h  g  a  1 1  u  n  g  e  n. 

Die  Parcellenbetriebe  und  die  kleinen  Bauernwirtschaften 
haben  auf  je  100  Betriebe  an  Rindvieh  ein  wenig  abgenom- 
men;  der  Ausfall  trifft  die  Betriebe  kleinster  Art,  ist  aber  durch 
Zunahme  der  Ziegen-  und  Schweinehaltung  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  ausgeglichen.  Umfassend  tritt  die  Bewegung  zu 
Tage ,  wenn  man  das  Verhältnis  des  Viehstands  zur 
landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  nach  G  r  ö  s- 
senklassen  untersucht.  Auf  je  100  ha  landwirtschaft- 
lich benutzter  Fläche  kommen  Stücke 


im  Jahre 

1895 

Pferde 

Rinder 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

unter   2   ha 

4,91 

78,26 

31,39 

191,66 

137,43 

2  ha    bis       5    » 

6,88 

85,30 

14,89 

71,17 

8,98 

5     »       »      20    > 

11,80 

64,05 

19,25 

43,31 

2,59 

20    >-       »    100    >• 

12,71 

47,12 

35,45 

26,93 

0,65 

00    »   und  darüber 

8,31 

24,99 
im  Ja  h  r  e 

78,73 
1882 

11,35 

0,1  I 

unter  2   ha 

3,11 

88,44 

41,1 

114,12 

108,21 

2  ha  h\r.       5     » 

6,38 

81.80 

22,83 

46,64 

7,06 

5    »      >       20     .. 

11,63 

60,24 

29,38 

28,90 

2,12 

20    »      »     100     » 

12,13 

42,14 

55,46 

17,49 

0-53 

00    >    und  darüber 

7,54 

19,75 

147,07 

6,17 

0,07 

Hienach  hat  die  s  p  e  c  i  f  i  s  c  h  e  Dichtigkeit  (Flächen- 
intensität) aller  genannten  Arten  von  Nutzvieh  in  sämtlichen  fünf 
Grössenklassen  überhaupt  zugenommen,  nur  im  Parcel- 
lenbetrieb  ist   der  Rindviehstand  zurückgegangen. 

Im  allgemeinen  steht  die  Flächen-Intensität  der  Viehhaltung 
im  umgekehrten  Verhältnis  zum  B  e  t  r  i  e  b  s  u  m- 
fang  der  Wirtschaften,  ganz  besonders  bei  Ziegen  und 
Schweinen,  aber  auch  bei  Rindern  mit  Ausnahme  der  Par- 
cellenbetriebe. Dagegen  steigt  die  Flächenintensität  der  Pferde- 
haltung von  Stufe  zu  Stufe,  bis  sie  beim  Grossbetrieb  wieder 
stärker  sinkt. 
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Dieses  umgekehrte  Verhältnis  zwischen  Flächenintensität  des 
Viehstandes  undBetriebsgrösse  kommt  fiir  die  sämtlichen  Nutzvieh- 
gattungen zur  Erscheinung.  Es  hat  sich  von  1882  auf  1895  der 
Wert  gehoben,  wie  folgt : 


895 

[882 

in  den 
Betri  ebs- 

auf  I   ha 

auf  I   ha 

Zunahme  des 

Mill. 
Mark 

landwirt. 
Fläche 

Mill. 
Mark 

landwirt. 
Fläche 

Wertes  pro  ha 

1882— 1895 

Mark 

grössenk  lassen 

Mark 

Mark 

unter  2   ha 

57-',4 

316 

492,0 

269 

47 

2  ha  bis        5     » 

820,4 

247 

698,4 

219 

28 

5     .      p       20     >. 

2089,9 

213 

1767.4 

192 

21 

20      »       -.y      100     » 

1760,0 

178 

1566,2 

158 

20 

100    »      u.   darüber 

862,8 

HO 

788,3 

102 

8 

Der  Viehstand  ist  auch  hienach  für  den  kleineren  Landwirt  von 
weit  erheblicherer  Bedeutung  als  für  den  grossen ;  der  grösste 
Rindviehstand  findet  sich  bei  den  mittelbäuerlichen  Wirtschaften, 
auf  welche  18  Proz.  der  Betriebe,  30  Proz.  der  landwirtschaft- 
lichen Fläche  aber  34  Proz.  des  Viehkapitalwertes  entfallen.  Auch 
der  Wertzuwachs  war  desto  stärker,  je  kleiner  der  Betrieb  ist. 

Aus  der  Wertübersicht  geht  hervor,  dass  der  Ausfall  in 
der  Rinderhaltung  beim  P  a  r  c  e  1 1  e  n  b  e  t  r  i  e  b  reich- 
lich aufgewogen  worden  ist  durch  die  W  e  r  t  v  e  r- 
m  e  h  r  u  n  g  des  Viehstandes  an  Schweinen  und  Ziegen. 
Aber  auch  bei  den  anderen  Betriebsklassen  hat  die  Schweine- 
haltung zur  Vergrösserung  des  Vermögens  erheblich  beigetragen, 
wie  die  folgende  Uebersicht  zeigt:  auf  je  i  ha  landwirtschaftliclier 
Fläche   entfiel  ein  Wertbetrag  in  Mark : 

Betriebsgrössen-  Rinder  .Schweine 


klassen 

1895 

18S2 

1895 

188 

unter  2   ha 

158 

172 

107 

59 

2   ha   bis        5     » 

172 

160 

39 

24 

5     .      »       20     . 

129 

117 

24 

I  5 

0     »      1-     100    » 

95 

82 

I  5 

9 

0    >y    und   darüber 

SO 

39 

6 

3 

Fasst  man  die  Ergebnisse  der  vorstehenden  Feststellungen 
zusammen,  so  kann  man  mit  dem  Verfasser  von  »Der  deutsche 
Bauer  etc.«  sagen:  »Der  Grossgrundbesitzer  steht  an  erster  Stelle 
in  der  Schafhaltung  und  der  Grossbauer  in  der  P  f  e  r  d  e  h  a  l- 
t  u  n  g.  Der  Bauer  jedoch  reicht  schon  in  der  letzteren  sehr  nahe 
an  den  Grossbauer  heran,  und  in  den  beiden  wichtigsten  Zweigen 
der  Viehhaltung,  der  Rindvieh-  und  Schw^einehaltung,  ist  seine 
Stellung  dominierend :  sein  Rindviehstapel  und  sein  Schweine- 
bestand ist  nahezu  so  gross,  wie  der  des  Gross-  und  Kleinbauern 
zusammengenommen,  den  des  Grossgrundbesitzes  und  des  Gross- 
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beuierii  lässt  er  hinsichtlich  der  Schweinehaltung  zurück.  D  i  e 
Veränderungen  von  1882  bis  1895  gestalten  sich 
weniger  günstig  für  den  ni  i  t  1 1  e  r  n  Bauer.  Während 
der  Kleinbauer  seinen  relativen  Rindviehstand  trotz  dessen  Um- 
fanges  noch  um  4  Proz.,  der  Grossbauer  denselben  um  12  Proz. 
und  der  Grossgrundbesitzer  um  26  Proz.  gesteigert  hat,  vermag 
der  mittlere  Bauer  nur  eine  Zunahme  von  6  Proz.  aufzuweisen. 
Auch  auf  dem  Gebiete  der  Schweinehaltung  ist  er  von  1882  bis 
1895  relativ  im  Rückstande  geblieben.  Während  der 
Schweinebestand  in  den  kleinbäuerlichen  Betrieben  um  52  Proz., 
in  den  grossbäuerlichen  um  54  Proz.  und  in  den  Grossbetrieben 
um  84  Proz.  gestiegen  ist,  hat  der  Bauer  den  seinigen  nur  um 
50  Proz.  vergrössert.  Für  die  Bauern  des  Südens,  Südwestens 
und  Westens  liegt  im  e  i  g  e  n  e  n  L  a  n  d  e  noch  ein  sehr 
grosses  Arbeitsfeld  offen.  Wenn  der  bayerische  Bauer 
die  Schweinezucht  in  dem  Umfange  betreiben  würde,  wie  er  kann 
und  soll,  dann  hätten  ihm  die  aus  Norddeutschland  importierten 
Schweine  nicht  die  Trichinose  eingeschleppt  ( »Die  Landwirtschaft 
in  Überbayern«)  und  wenn  der  Bauer  im  Königreich  Sachsen 
seinen  Boden  und  seine  Arbeitskraft  weniger  dem  Getreidebau 
als  der  Viehzucht  widmen  würde,  so  wäre  ihm  durch  die  Schweine 
vom  Rummelsburger  Markt  die  Maul-  und  Klauenseuche  nicht  so 
oft  ins  Land  geführt  worden  (v.  Längs  dorff.  Die  Landwirt- 
schaft im  Königreich  Sachsen,  i888j.  Es  genügt  nicht  festzu- 
stellen, '  'dass  die  Aufzucht  von  Schweinen  in  Sachsen  noch  einer 
weiteren  Ausdehnung  fähig  sei««,  sondern  man  muss  sie  auch 
wiiklich  ausdehnen.  Man  ändert  die  Verhältnisse  auch  dadurch 
nicht,  dass  man  über  die  »»beträchtlichen  Summen««  klagt,  welche 
»»für  den  Ankauf  von  Milchvieh  ausser  Landes  gehen««  (ebenda- 
selbst), sondern  dadurch,  dass  der  Getreidebau  eingeschränkt  und 
der  Futterbau  ausgedehnt  und  so  die  Unterlagen  für  eine  ange- 
messene Ausdehnung  der  Viehzucht  geschaffen  werden.  Aber 
nicht  bloss  in  cjuantitativer  sondern  auch  in  qualitativer  Beziehung 
zeigt  die  bäuerliche  Viehhaltung  relativ  sehr  verbesserungsbedürf- 
tige und   verbesserungsfähige  Mängel.« 

Der  kapitalreichere  Grossbetrieb  hatte  es  leichter,  den  rela- 
tiv kleineren  Rindviehstand  rascher  zu  steigern.  Ihm  stand  mehr 
Kraftfutter  von  Abfällen  der  Mälzerei,  Brauerei,  Brennerei  zu  Ge- 
bote und  zum  Ankaufe  von  K  r  a  f  t  futtermitteln  hatte  er  mehr 
Betriebskapital.      Er  kaufte  im  Grossen  zu   niedrigen  Preisen  eine 
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auf  ihre  Qualität  hin  untersuchte  preiswerte  Ware.  Anders 
der  Bauer!  Diesem  fehlte  einmal  das  Betriebskapital, 
dann  die  Möglichkeit  des  Bezuges  im  Grossen,  also  zu  angemes- 
senen Preisen,  und  die  Sicherheit,  eine  ordentliche  Ware  gelie- 
fert zu  erhalten.  Wie,  wenn  er  kapital-  und  kreditreicher  ge- 
wesen wäre  ! } 

Das  Hauptergebnis  für  den  neuerlichen  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  Um- 
schwung im  Getreidebau  und  in  der  Viehzucht  ist  hienach  dieses: 
der  grössere  Betrieb  strebt  stärker  dem  rationellen  Körnerbau  zu, 
die  Betriebe  vom  Grossbauern  abwärts  scheinen  immer  mehr  der 
ausgedehnteren  und  intensiveren  Viehzucht  zuzusteuern.  Die  volle 
Erklärung  hiefür  wird  sich  finden;  diese  Erklärung  wird  gege- 
ben sein,  nachdem  auch  die  stattgehabten  Verschiebungen  in  den 
Absatzpreisen  und  in  den  Betriebskosten  nachgewiesen  sein  werden 

Der  nachgewiesene  G  e  s  a  m  t- Aufschwung  der  Viehhaltung 
ist  wesentlich  ermöglicht  worden  durch  den  festgestellten  Um- 
schwung im  Pflanze  nbau,  sowie  durch  Mitverfütterung  f rem- 
den  Getreides  und  der  Nebenprodukte  aus  der  ge- 
werblichen Verarbeitung  pflanzlicher  Rohstoffe.  Die  Futtermittel 
für  den  erhöhten  Viehstand  sind  hauptsächlich  aus  drei  Quellen 
gewonnen  worden:  einmal  aus  der  nachgewiesenen  gewaltigen 
Steigerung  des  Hackfruchtbaues,  welche  den  Boden  auch  für 
intensiveren  Getreidebau  fähig  gemacht  hat,  sodann  aus  der  Ver- 
bitterung in-  wie  ausländischen  Getreides,  drittens  aus  Kraftfutter 
(insbesondere  aus  Nebenprodukten  der  in-  und  ausländischen  Ver- 
arbeitung von  Roherzeugnissen  der  Landwirtschaft:  aus  den  Rück- 
ständen der  Brennerei,   Brauerei,   Molkerei,   Mälzerei). 

Eine  höchst  beachtenswerte  Thatsache  ist  die  zunehmende 
V  e  r  f  ü  1 1  e  r  u  n  g  von  in-  und  ausländischem  Ge- 
treide, Gerste,  Hafer,  Mais  u.  s.  w.  P3s  ist  klar,  dass  die  Wohl- 
feilheit fremder  Futtermittel  einer  Verdichtung  der  Viehzucht 
günstig  ist,  und  zwar  desto  mehr,  je  stärker  der  Getreidebau  ver- 
lassen wird.  Unsere  F'olgerung  hieraus  wird  sein  :  erhöhte  Zölle 
auf  Futtergetreide,  Mais  u.  s.  w.  können  für  jene  Viehhaltungen, 
welchen  die  Viehzucht  nicht  Nebenbetrieb  ist  —  und  das  gilt 
von  der  grossen  Masse  aller  Betriebsinhaber  bis  zur  grossbäuer- 
lichen Schicht  hin  —  nur  nachteilig  sein.  Der  extensive 
Getreidebau  des  Auslandes  ist  geradezu  eine 
Stütze  für  den  Uebergang  zu  intensivem  Be- 
triebe  der  Viehzucht  im  Inland. 
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Es  ist  schon  hicnach  eine  sehr  anfechtbare  Voraussetzung, 
dass  der  Bauernstand  and  Grossgrundbesitz  ein  sohdarisches  In- 
teresse an  weiterer  Steigerung  der  Getreidezölle  haben. 

So  weit  die  zunehmende  Getreide-,  namentlich  Roggen-Ver- 
futterung sich  übersehen  lässt ,  findet  sie  namentlich  im  bäuer- 
lichen Betrieb  statt,  nicht  bloss,  weil  dieser  die  Viehzucht  haupt- 
sächlich in  Händen  hat,  sondern  wohl  auch  deshalb,  weil  die 
Verfütterung  den  Bauer  vom  Getreidehändler  unabhängiger  macht 
und  ihm  im  Viehprodukt  den  umgeformten  Wert  seines  Getreides 
ohne   Abgabe  an  den   Zwischenhandel  sichert. 

Die  zunehmende  Roggenverfütterung  wird  wohl  sehr  mit  Un- 
recht beklagt.  Zwar  will  sie  auf  den  ersten  Blick  fast  sündig  er- 
scheinen. Doch  ist  kein  Grund,  weshalb  Roggen  in  Fleisch  zu 
verwandeln  eine  schlimmere  Sache  sein  sollte,  als  die  Verwand- 
lung von  Gerste  in  Bier  und  von  Kartoffeln  in  Schnaps.  Ein 
Verbrechen  gegen  die  »nationale  Sicherheit«  kann  auch  nicht  darin 
liegen  ;  für  den  Kriegsfall  ist  Roggen  in  Fleischwert  aufgestapelt 
statt  auf  dem  Schüttboden  liegend,  —  die  koncentriertere  und 
dauerhaftere  Proviantform.  Wenn  die  Preise  von  Roggen  einer- 
seits und  von  Vieh  andererseits  die  Verfütterung  rentabler  machen, 
so  ist  diese  Verwendung  wirtschaftlich  geboten,  keineswegs  ein 
Symptom  des  Verfalles  der  Landwirtschaft.  Wie  gross  der  zur 
Verfütterung  gelangende  Teil  der  Roggen-  und  Gerstenernte  ist, 
lässt  sich  freilich  in  zuverlässigen  Zahlen  nicht  nachweisen.  Auch 
nicht ,  wie  es  sich  damit  bei  den  verschiedenen  Betriebsgrössen- 
klassen,  Gross-,  Mittel-  und  Kleinbetrieb  verhält.  Nach  einer 
neuerlichen  freilich  unsicheren  Erhebung  des  >Deutschen  Land- 
wirtschaftsrats« wäre  anzunehmen,  dass  mindestens  27^/2  Proz.  der 
Roggen-  und  5  Proc.  der  Weizenernte  verfüttert  werden.  Nach 
derselben  Erhebung  würden  im  Grossbetrieb  nur  geringe  Mengen 
der  Roggenernte  verfüttert  werden,  während  der  bäuerliche  Be- 
sitz weit  grössere,  mit  der  Abnahme  der  Besitzgrösse  steigende 
Mengen  des  Ernteertrages  im  Stall  verwerte.  Das  Letztere  be- 
hauptet auch  die  wiederholt  erwähnte  Schrift'). 

Das  Hauptergebnis  ist :  D  e  r  P  f  1  a  n  z  e  n  b  a  u  und  die 
Viehzucht,  haben  trotz  dem  Hereinbrechen  der  Krisis  mit- 
einander und  durcheinander  einen  mächtigen 
Aufschwung  weiter  vollzogen. 

(Fortsetzung  im  nächsten  Heft.) 
i)  Der  deutsche  Bauer  S.   5. 


577 


I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  VERWALTUNGSRECHTLICHE  STELLUNG 
DES  MITTELSCHULWESENS  IN  SEINEM  VER- 
HÄLTNIS ZU  STAAT,  GEMEINDE  UND  KIRCHE 
IN  WÜRTTEMBERG  \). 

VON 

GYMNASIALREKTOR  HIRZEL 

IX  ULM. 


Einer  denkenden  Betrachtung  der  Gegenwart  kann  nicht  ver- 
borgen bleiben ,  dass  im  deutschen  Volke  eine  tiefe  Bewegung 
geht  durch  die  Lehrerschaft  aller  Richtungen  und  Stufen,  welche 
ihren  Grund  hat  in  der  Ueberzeugung  von  der  unbefriedigenden 
und  vielfach  unsachgemässen  Ordnung  ihrer  äusseren  dienstlichen 
Stellung  im  Ganzen  unseres  Staatsorganismus  und  von  der  un- 
günstigen Rückwirkung,  welche  die  Mangelhaftigkeit  dieser  Ord- 
nung auch  auf  das  innere   Leben  und  Wirken  der  Schule   ausübt. 

Der  Lehrerschaft  der  Volksschule  gebührt  das  unbestrittene 
Zeugnis,  den  Anstoss  zu  dieser  Bewegung  gegeben  zu  haben; 
allerlei  Unreifes  und  mancherlei  Auswüchse  mögen  sich  auf  dieser 
Seite  mit  jener  Bewegung  verbunden  haben,  wie  es  so  gerne  ge- 
schieht, wenn  ben  chtigte  Interessen  und   wohlbegründete  Bestre- 

i)  Unter  Mittelschulen  werden  hier  und  im  Folgenden  nach  zwar  nicht  württem- 
bergischem ,  aber  sonst  allgemein  angenommenem  Sprachgebrauch  die  zwischen  der 
Volksschule  und  der  Hochschule  in  der  Mitte  stehenden  Lehranstalten  verstanden. 

Zeitschrift    fiir   die   ges.    Staatswissensch.     1902.   4.  ^7 
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bungen  allzulange  unbeachtet  bleiben  oder  hintangesetzt  werden, 
sie  mag  in  ihren  praktischen  Erfolgen  dadurch  gehemmt  und  be- 
einträchtigt worden  sein.  Ihr  innerer  Kern  wird  davon  im  wesent- 
lichen nicht  berührt,  wie  denn  auch  der  äussere  Erfolg  ein  lang- 
sames, aber  stetiges  Fortschreiten  zeigt.  Zögernd  und  nicht  ebenso 
zielbewusst  und  weitblickend,  minder  einmütig  und  charaktervoll, 
ist  die  Mittelschule  der  Volksschule  nachgefolgt.  Die  schwächere 
Empfindung  der  Uebelstände,  unter  welchen  auch  sie  leidet,  die 
Meinung  grösserer  Vornehmheit,  der  es  nicht  zieme,  ebenso  ofifen 
und  rückhaltslos  aufzutreten,  auch  der  grössere  Mangel  an  innerer 
Gleichförmigkeit  und  Einheit  hat  hier  eine  stärkere  Zurückhaltung 
bewirkt,  die  erst  neuerdings  einem  kraftvolleren  Selbstbewusstsein 
Platz  macht.  Selbst  die  Hochschule  endlich  ist  von  dieser  Bewe- 
gung nicht  ganz  frei  geblieben.  Doch  hat  sie  bei  ihr  vermöge 
des  höheren  Ansehens,  das  sie  geniesst,  und  der  weit  grösseren 
Selbständigkeit  ihrer  äusseren  Stellung  wie  ihres  inneren  Wirkens 
den  schwächsten  Wellenschlag  erzeugt,  und  wenn  Fragen  der  äus- 
seren Organisation  sie  auch  keineswegs  ganz  unberührt  gelassen 
haben  —  es  sei  in  dieser  Beziehung  erinnert  an  die  Doktorats- 
ordnung, an  das  Honorarwesen,  an  die  Berufungsgrundsätze  und 
die  hier  hervortretenden  Reibungen  zwischen  Selbstverwaltung  und 
Staatsgewalt,  an  das  Privatdozententum  und  seine  disziplinare  Be- 
handlung - —  so  wird  man  doch  wohl  kaum  fehlgehen  mit  der  An- 
sicht, dass  diese  oberste  Stufe  unseres  Volksbildungswesens  das 
beneidenswerte  Glück  geniesst ,  mit  grösserer  Ausschliesslichkeit 
der  Pflege  und  Ausbildung  der  inneren ,  geistigen ,  idealen  Seite 
ihrer  hohen  Aufgabe  sich  widmen  zu  können.  Es  sei  hiefür 
—  von  der  in  erster  Linie  stehenden  wissenschaftlichen  Seite  ganz 
abgesehen  —  auf  die  in  aller  Stille  und  doch  in  weitem  Umfange 
erfolgte  Einführung  und  Ausdehnung  der  seminaristischen  d.  h. 
eben  mehr  schulmässigen  Lehrmethode  neben  der  Vortragsform, 
auf  die  Beziehungen  der  Hochschule  zur  Frauenbewegung,  auf  die 
neuerdings  praktisch  gewordene  P'rage  der  sog.  Volkshochschul- 
kurse hingewiesen. 

Da  es  nun  aber  nicht  in  der  Absicht  der  folgenden  Ausfüh- 
rungen liegt,  in  diesen  doch  mehr  den  rechtlichen  Grundlagen, 
den  Verwaltungsformen,  den  wirtschaftlichen  Zusammenhängen 
der  verschiedenen  Aeusserungen  unseres  Volks-  und  Staatslebens 
gewidmeten  Blättern  jene  mehr  innerliche,  dem  Geiste  zugekehrte 
Seite    unseres  Unterrichtswesens   unmittelbar  zu    besprechen,    für 
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welche  vielmehr  die  besonderen,  dem  Schulwesen  in  seinen  manch- 
fachen  Verzweigungen  und  den  Bildungsfragen  speziell  gewidmeten 
Zeitschriften  eine  geeignetere  Stelle  zu  bieten  scheinen,  so  soll 
im  Folgenden  von  der  Hochschule  ganz  abgesehen  werden. 

Viel  grösser  jedenfalls  ist  die  Verwandtschaft ,  welche  die 
die  Lehrerschaft  der  Mittelschule  allüberall  in  Deutschland  und 
darüber  hinaus  erfüllende  Bewegung  mit  den  Bestrebungen  der 
Volksschullehrer  zeigt.  Beide  Kreise  vermissen,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenem Masse  und  nach  verschiedenen  Seiten,  doch  mitein- 
ander die  grundsätzliche  Anerkennung  und  die  thatsächliche  Durch- 
führung der  Selbständigkeit  und  der  Ebenbürtigkeit  —  das  erstere 
Wort  natürlich  nur  relativ,  das  zweite  nicht  mechanisch  verstanden 
—  ihrer  beruflichen  Aufgabe  und  Stellung  im  Kreise  der  übrigen 
organisch  geregelten  Funktionen  unseres  öffentlichen  Lebens. 
Wenn  diese  Verwandtschaft  bisher  auch  kaum  je  zur  Aussprache, 
meist  nicht  einmal  zu  klarem  Bewusstsein  gekommen  ist ,  wenn 
der  Gedanke  einer  gewissen  Solidarität,  welcher  sonst  überall  da 
zu  entstehen  pflegt,  wo  eine  tiefere  Gemeinschaft  des  Vermissens 
und  des  Erstrebens,  der  Interessen  und  der  Ziele  vorhanden  ist, 
in  diesem  Falle  noch  fast  ganz  latent  bleibt,  so  rührt  das  eben 
von  der  Verschiedenheit  des  ganzen  Bildungsganges  her,  den 
diese  beiden  Lehrergruppen  zu  durchlaufen  haben  ,  und  von  der 
im  wesentlichen  eben  dadurch  —  weit  mehr  als  etwa  durch  die 
Verschiedenheit  der  beruflichen  Aufgabe  an  sich  —  begründeten 
Spärlichkeit  persönlicher  Berührung  und  der  Verschiedenheit  der 
ganzen  sozialen  Stellung.  Das  Gefühl  sei  es  berechtigten  Stolzes, 
wie  die  einen ,  sei  es  hochmütiger  Ueberhebung,  wie  die  andern 
meinen,  auf  ihre  »akademische«  Bildung  hält  die  Lehrerschaft  der 
Mittelschule  von  der  der  Volksschule  mindestens  ebenso  fern,  wie 
sie  selber,  trotz  der  Gleichartigkeit  des  früheren  Bildungsganges, 
vom  Hochschullehrer  sich  ferngehalten  fühlt.  Und  diese  Trennung, 
welche  auf  beiden  Stufen  nicht  als  berechtigte  Gliederung  und 
Abstufung,  sondern  als  eine  unnatürliche  Spaltung  und  Absonde- 
rung erscheint  und  nur  auf  der  obersten  Stufe  den  späten  und 
schwachen  Vereinigungspunkt  einer  persönlichen  Spitze  findet,  ist 
für  die  ganze  Entwicklung  unseres  Volksbildungswesens  nicht  von 
wohlthätigen  Folgen  gewesen.  Für  eine  eindringende  sachliche  Er- 
wägung aber  ist  zwar  vielleicht  nicht  die  innere  Verwandtschaft  der 
beruflichen  Aufgabe,  wohl  aber  die  Gemeinsamkeit  der  Unvoll- 
kommenheiten  und  Schmerzen,    über  die  man    auf  beiden' Seiten 
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ZU  klaf^^en  hat,  zwischen  Volksschule  und  Mittelschule  viel  i^rösser 
als  zwischen  dieser  und  der  Hochschule.  Und  so  kann  man  schon 
jetzt  einer  freilich  erst  in  der  Ferne  liegenden  Entwicklung  ent- 
gegensehen, in  welcher  eine  wachsende  Annäherung  beider  Seiten 
sich  vollziehen  wird.  Das  kann  zum  Segen  beider  und  des  über 
ihnen  stehenden  Gesamtwohles  ausschlagen ,  wenn  sie  sich  be- 
mühen, der  eine  Teil  vom  andern  nur  das  anzunehmen,  was  er 
Gutes  vor  ihm  voraus  hat,  die  tiefere  wissenschaftliche  Durchbil- 
dung hier,  den  sicheren  Gang  einer  wohl  durchdachten  und  er- 
probten Methodik  dort ,  das  aber ,  was  ihnen  als  Schwäche  an- 
haftet, Zerfahrenheit  und  Kleinmütigkeit  auf  der  einen,  ein  ge- 
wisses Ueberlehrertum  auf  der  andern  Seite  von  sich  ferne  zu 
halten  wissen. 

Trotz  dieser  unleugbaren  Verwandtschaft  der  Lage  und  der 
aus  ihr  entspringenden  Bestrebungen  werden  die  vorstehenden 
Ausführungen  auch  von  der  Rücksichtnahme  auf  die  Volksschule 
absehen,  da  trotz  der  Gemeinsamkeit  so  vieler  die  beiden  Schul- 
kreise berührenden  Fragen  sich  beide  verschieden  zu  ihnen  stellen. 
Wodurch  die  Volksschule  in  erster  Linie  sich  gedrückt  und  in 
ihrer  Entwicklung  gehemmt  sieht,  die  Abhängigkeit  von  Bestre- 
bungen und  Interessen ,  die  sie  als  ihrer  eigentlichen  Aufgabe 
fremd  erachtet  —  sie  versteht  darunter  namentlich  die  von  der 
Kirche  als  solcher  ausgehenden  — ,  davon  ist  zwar  auch  die  Mit- 
telschule nicht  so  frei,  wie  sie  es  wünschen  möchte,  aber  sie  fühlt 
sich  nicht  so  unmittelbar  davon  betroffen,  ihre  Freiheit  ist  grösser. 
Umgekehrt,  woran  es  jener  nicht  gerade  zu  fehlen  scheint,  einer 
klaren  und  fest  geregelten  Stellung  zu  den  andern  Zweigen  des 
öffentlichen  Lebens  und  ihrer  Organe ,  einer  sicheren  Formulie- 
rung der  dienstrechtlichen  Befugnisse  ihrer  Leiter  und  Lehrer, 
kurz  einem  einigermassen  entwickelten  Verwaltungsrecht  dieser 
Sphäre,  den  Mangel  daran  hat  die  Mittelschule  schwerer  zu  tragen, 
ihre  Macht  —  Macht  im  Sinne  von  potestas,  von  s^ouata  gefasst  — 
ist  kleiner.  Es  ist  kaum  zu  bezweifeln,  dass  wie  hier,  bei  der  Mit- 
telschule, die  frühere  und  stärkere  Emanzipation  von  der  so  viel 
mächtigeren  Mutter,  der  Kirche,  die  Ursache  der  Schwäche,  so 
dort,  bei  der  Volksschule,  die  viel  grössere  Langsamkeit  des  glei- 
chen Prozesses  eine  Quelle  der  Ordnung  und  damit  der  Stärke 
geworden  ist.  Denn  mit  dem  uralten  festgefügten  Bau  der  kirch- 
lichen Organisation,  der  so  lange  auch  die  Schule  in  seinen  Schutz 
aufgenommen  hat,    kann  sich  der  Notbau   der  letzteren  als  einer 
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selbständigen  Einrichtung  noch  lange  nicht  messen.  So  ist  also 
doch  die  beiderseitige  Lage  eine  wesentlich  verschiedene.  Dazu 
kommt  noch  ein  anderer  Grund,  warum  hier  von  der  Volksschule 
abgesehen  werden  soll.  Gerade  weil  der  Streit  um  die  Volks- 
schule gegenwärtig  ein  besonders  aktuelles  Interesse  hat,  weil  sie 
in  hervorragendem  Masse  das  Objekt  bildet  für  den  Kampf  der 
politischen  und  der  kirchlichen  Parteien ,  ist  es  in  diesen  nicht 
dem  agitatorischen  Eingreifen  in  die  unmittelbaren  Tageskämpfe 
gewidmeten ,  sondern  auf  die  höhere  Warte  allgemeiner ,  sei  es 
wissenschaftlicher,  sei  es  praktischer  Erörterungen  von  dauerndem 
Werte  sich  stellenden  Zeitschrift  angemessener,  in  diesen  Zeitläuf- 
ten gerade  diese  durch  die  Leidenschaft  der  Parteien  so  leicht 
verwirrte  und  getrübte  PVage  bei  Seite  zu  lassen.  Und  so  werden 
die  folgenden  Ausführungen  auch  des  besonderen  Eingehens  auf 
die  Verhältnisse  der  Volksschule  sich  enthalten  und  sich  auf  die 
Mittelschule  beschränken.  Weil  aber  die  Mittelschule  eben  doch 
auch  eine  Schule  ist,  so  kann  es  nicht  fehlen,  dass  manche  der 
folgenden  Ausführungen,  soweit  sie  der  Stellung  der  Schule  im 
allgemeinen  gelten,  stillschweigend  oder  ausdrücklich  ihre  Geltung 
auch  für  die   Volksschule  behaupten. 

Es  muss  nun  zuvörderst  als  bemerkenswert  bezeichnet  wer- 
den, wie  gering  das  Interesse  ist,  das  die  von  diesen  Verhält- 
nissen in  erster  Linie  berührten  Kreise,  nämlich  die  Lehrerschaft 
der  Mittelschulen  selbst,  dieser  Seite  ihrer  Stellung  widmen.  Zwar 
ist  ja  die  erregte  Agitation,  welche  die  gesamte  deutsche  Lehrer- 
schaft dieser  Stufe  seit  Jahren  bewegt,  um  einen  auskömmlichen, 
würdigen,  der  Stellung  anderer  Zweige  des  Dienstes  an  den  Auf- 
gaben des  Staatslebens  entsprechenden  äusseren  Lohn  ihrer  Ar- 
beit zu  erhalten  ,  bekannt  genug  und  findet  in  Zustimmung  und 
Tadel  manch  einseitige  Beurteilung.  Auch  ist  ein  gewisser  innerer 
Zusammenhang  zwischen  den  vielfach  beklagten  Unbilligkeiten  in 
der  materiellen  Seite  der  äusseren  Stellung  und  den  Mängeln  der 
verwaltungsrechtlichen  Organisation  leicht  erkennbar.  Für  beides 
scheint  eine  wesentliche  Ursache  wenigstens  darin  zu  liegen,  dass 
die  Vertretung  der  Schule  und  ihrer  inneren  und  äusseren  Le- 
bensinteressen und  Lebensbedürfnisse  in  der  obersten  Spitze  der 
Verwaltung  entweder  eine  zu  schwache  oder  zu  beschränkte  oder 
überhaupt  nicht  vorhanden  ist.  Aber  doch  ist  jene  Gehaltsfrage 
eine  Sache  für  sich  und  entspringt  zunächst  eben  —  offen  gesagt 
—  dem   Kampf  ums  äussere   Dasein,    d.  h.   um   eine   würdige  Ge- 
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Staltung  desselben.  Eine  umfassende  und  höhere  Betrachtungs- 
weise ist  dabei,  wie  es  scheint,  nicht  oder  nur  vereinzelt  und 
nebenbei  anstossgebend  gewesen. 

Abgesehen  davon,  darf  man  wohl  sagen,  beschäftigt  sich  diese 
Lehrerschaft  nach  wie  vor  fast  ausschliesslich  mit  der  inneren 
Ausgestaltung  ihres  Berufs  und  seiner  Aufgaben.  Die  unablässi- 
gen Bemühungen  um  Verbesserung  der  Lehrpläne  und  der  Lehr- 
methoden, auch  ■ —  obwohl  in  minderem  Grade  —  der  damit  zu- 
sammenhängende Streit  um  das  Berechtigungswesen  sind  abge- 
sehen von  der  noch  immer  regen  Anteilnahme  auch  dieser  Leh- 
rerschaft an  den.  Aufgaben  der  wissenschafthchen  Forschung  doch 
ein  Beweis,  wie  ungerecht  der  Vorwurf  ist,  es  fehle  ihr  an  Sinn 
und  Interesse  für  die  innere,  feinere,  ideale  Seite  ihrer  beruflichen 
Aufgabe.  Im  Gegenteil,  es  ist  und  bleibt  so :  vielmehr  ist  gerade 
der  Sinn  für  jene  Mängel  der  äusseren,  rechtlichen  Organisation 
des  Mittelschulwesens  in  der  Lehrerschaft  im  ganzen  schwach  ent- 
wickelt, mehr  auf  eine  Art  von  Ahnung  und  vereinzelte  Erfahrung 
als  auf  klar  überschauende  Erkenntnis  gegründet.  Die  Forderung, 
ein  z  e  i  t  g  e  m  ä  s  s  e  s  M  i  1 1  e  1  s  c  h  u  I  r  e  c  h  t  zu  schaffen, 
ist  vielen  fast  unverständlich,  im  besten  Falle  etwas,  was  den  ein- 
zelnen nichts  angehe.  Man  überlässt  es  den  Schulleitern,  deren 
Aufgabe  es  ja  auch  in  erster  Linie  ist,  den  Kampf  mit  den  vielen 
Schwierigkeiten  und  Widerwärtigkeiten  zu  führen,  die  daraus  ent- 
springen. Selbst  unter  diesen  begnügen  sich  die  meisten,  sich  da- 
mit abzufinden,  so  gut  es  geht,  und  halten  es  für  überflüssig,  sich  mit 
diesen  Dingen  anders  als  etwa  anlässlich  einzelner  vorkommender 
Fälle  zu  beschäftigen,  wo  dann  freilich  in  der  Regel  nicht  mehr 
viel  zu  machen  ist. 

Eine  grundsätzliche,  allgemeine ,  zusammenfassende  Beleuch- 
tung haben  diese  Fragen  des  Verwaltungsrechtes  der  Mittelschu- 
len kaum  je  erfahren.  Auch  in  der  Schmidschen  Encyklopädie 
des  gesamten  Erziehungs-  und  Unterrichtswesens  gilt  ihrer  Behand- 
lung eine  grosse  Anzahl  einzelner,  zusammenhangsloser,  von  ver- 
schiedenen Verfassern  und  deshalb  auch  von  verschiedenen  Stand- 
punkten ausgeschriebener  Artikel  zerstückelt,  die  ganz  überwiegend 
nur  eine  positive  Darstellung,  nicht  aber  eine  kritische  Beleuchtung 
der  bestehenden  Zustände  geben.  Unter  diesen  Umständen  dürfte 
es  nicht  als  überflüssig  erscheinen,  wenn  sie  einmal  im  Zusammen- 
hang und  zwar  von  einer  Seite  zur  Besprechung  gebracht  werden, 
welche  freilich  nicht  die  berufsmässige  rechts- und  Staatswissenschaft- 
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liehe  Fachbildung  für  die  Behandlung  solcher  Fragen,  aber  doch  viel- 
leicht ausser  einem  bischen  gesunden  Menschenverstand  eine  reiche 
Summe  von  praktischer  Erfahrung  für  sich  in  Anspruch  nehmen 
kann.     Wer  sollte  sich  auch  sonst  dieser  Sache   annehmen } 

Bei  der  vielfachen  und  teilweise  engen  Verflechtung  der  Schule 
und  ihrer  Aufgabe  in  die  verschiedenen  grossen  Rechtsgebiete 
und  Interessengruppen  unseres  gesamten  Volkslebens  ist  eine  Schei- 
dung notwendig,  nacheinander  sind  zu  besprechen  einmal  die  Be- 
ziehung derselben  zu  Staat  und  Gemeinde,  sodann  —  in  kürzerer 
Ausführung  —  zur  Kirche.  Wenn  es  sich  nach  diesen  beiden 
Seiten  um  Verhältnisse  handelt,  die  einer  formellen  rechtlichen 
Regelung  unterworfen  sind  oder  doch  unterworfen  sein  könnten 
und  deswegen  auch  sollten,  so  gesellt  sich  dazu  endlich  noch  die 
Erörterung  einer  Beziehung,  die  der  Natur  der  Sache  nach  einen 
freieren  und  einen  feineren  Charakter  hat  und  für  eine  fest  for- 
mulierte Ordnung  weniger  fassbar,  aber  darum  doch  keineswegs 
unwichtig  ist,  nämlich  die  Beziehung    der  Schule  zur  Gesellschaft. 

Wenn  es  sich  nun  in  erster  Linie  um  das  Verhältnis  der 
Schule  zum  Staate  handelt,  so  kann  an  dieser  Stelle  der  grund- 
sätzlichen Frage  nicht  ganz  ausgewichen  werden,  welche  in  der 
öffentlichen  Diskussion  in  der  Regel  in  die  etwas  rohe  Formulie- 
rung gebracht  wird :  wem  gehört  die  Schule }  Aus  der  Beant- 
wortung dieser  Frage  ergeben  sich  dann  auch  die  weiteren  Fol- 
gerungen über  die  rechtliche  Stellung  der  Personen  ,  welche  im 
Dienste  dieser  Einrichtung   stehen. 

Zunächst  ist  festzustellen,  dass  der  Staat  es  ist,  der  durch 
die  Forderung  eines  Mindestmasses  von  elementarer  Bildung,  die 
er  an  alle  seine  Glieder  stellt,  und  durch  die  Bereitstellung  der 
Mittel  und  Wege,  dieses  Mindestmass  von  Bildung  zu  erwerben, 
d.  h.  durch  die  Durchführung  des  Schulzwangs  erst  die  Voraus- 
setzung geschaffen  hat,  auf  welcher  der  Bestand  der  Schule  als 
einer  allgemeinen  und  notwendigen,  seinem  Wesen  immanenten, 
von  den  besonderen  Neigungen  und  Interessen  einzelner  Kreise 
der  ihm  Angehörigen  unabhängigen  Einrichtung  beruht.  Damit 
ist  auch  ihr  eminent  staatlicher  Charakter  von  vorneherein  ge- 
wahrt. Der  Satz,  mit  dem  dieser  Charakter  im  Kampfe  der  Par- 
teien nicht  selten  bestritten  wird,  »die  Kinder  gehören  den  Eltern« 
—  nämlich  im  Gegensatze  zum  Staate  —  ist  ein  blosses  Schlag- 
wort und  in  dem  allein  hier  beweiskräftigen  Sinne  gar  nicht  rich- 
tig.   Das  Recht    der  Eltern    wie    an    alles,    insbesondere    an    sich 
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selbst,  SO  auch  an  die  Kinder  ist  auch  nach  dieser  Seite  be- 
schränkt durch  die  Rücksicht  auf  das  vom  Staate  vertretene  Ge- 
meinwolil.  Diejenigen,  welche  jenen  Satz  als  wirksames  Mittel  im 
Kampfe  gegen  die  Staatsschule  gerne  verwenden  —  es  sind  na- 
mentlich gewisse  kirchliche  Kreise  —  erkennen  selbst  seine  un- 
beschränkte Anwendbarkeit  nicht  an;  denn  sie  lassen  ihn  erfah- 
rungsgemäss  nur  insoweit  gelten,  als  die  Eltern  sich  ihrer,  der 
kirchlichen  Ordnung  unterwerfen  und  scheuen  sich  nicht,  da,  wo 
das  nicht  geschieht,  gegen  jenes  Recht  der  Eltern  auf  die  Kinder 
auch  ihrerseits  die  Mittel  des  äusseren  Zwangs  und  zwar  gerade  mit 
Hilfe  des  Staates  anzuwenden.  Diesem  Grund  Verhältnis  entsprechend 
beherrscht  auch  der  Staat  thatsächlich  die  Gestaltung  dieser  Einrich- 
tung im  einzelnen  nach  allen  Seiten,  nach  der  sachlichen  wie  nach  der 
persönlichen,  und  die  einzige  Ausnahme,  die  er  bezüglich  des  katholi- 
schen Religionsunterrichtes  zulässt,  entspricht  nicht  einer  prinzipiell 
verschiedenen  Auffassung,  sondern  nur  dem  praktischen  Bedürfnis 
nach  einem  modus  vivendi :  der  Staat  bestimmt  die  ganze  Organisa- 
tion, er  stellt  die  Lehrpläne  auf,  giebt  die  Normen  für  die  äussere 
Einrichtung  und  Ausstattung  der  Schulen,  regelt  die  Vorbildung  der 
Lehrer,  vollzieht  ihre  Anstellung,  bestimmt  den  Kreis  ihrer  dienst- 
lichen Pflichten,  weist  ihnen  wichtige  Funktionen  Staats-  und  selbst 
reichsrechtlicher  Natur  zu,  übt  das  Aufsichtsrecht  auf  allen  Stufen 
durch  seine  Organe,  ordnet  das  Besoldungswesen  auch  über  das 
hinaus,  was  er  selber  leistet,  begrenzt  die  Teilnahme  an  den  all- 
gemeinen Formen  dienstlicher  Anerkennung  für  pflichttreue  und 
erfolgreiche  Amtsführung ,  er  spricht  die  Enthebung  der  Lehrer 
von  ihrem  Dienste  aus  und  unterwirft  sie  endlich  auch  noch  in 
diesem  letzten  Stadium  einer  gewissen  Aufsicht  und  Ordnung, 
überdem  vollzieht  er  die  wichtigeren  dieser  Funktionen  unmittel- 
bar durch  sein  persönliches  Oberhaupt,  den  König.  Es  ist  frei- 
lich wahr,  nach  verschiedenen  Seiten  entspricht  das,  was  der  Staat 
in  dieser  Weise  an  der  Schule  und  den  in  ihrem  Dienste  stehen- 
den Personen  übt  und  leistet  oder  durch  andere  leisten  lässt,  nicht 
dem  ,  was  sie  nach  ihrer  Ansicht  im  Hinblick  auf  die  Bedeutung 
und  die  Schwierigkeit  ihrer  Aufgabe  im  Verhältnis  zu  andern  Ar- 
beitern im  Dienste  des  Staats  glauben  erwarten  zu  dürfen.  Aber 
damit  ist  doch  nur  ein  thatsächliches  ,  k-ein  grundsätzliches  Ver- 
hältnis, höchstens  ein  gradueller,  kein  wesentlicher  Unterschied 
bezeichnet;  und  gerade  der  Umstand,  dass  eben  der  Staat  es  ist, 
der  diese  Stellung  so   oder  so,    in  befriedigender    oder  nicht  be- 


Die  verwaltunfrsrechtliche  Stellun£r  des  .Mittelschulwesens  etc. 


585 


friedigender  Weise,  nach  seinem  Ermessen  bestimmt,  ist  doch 
ein  Beweis,  dass  er  diesen  ganzen  Komplex  von  Einrichtungen 
und  Personen  als  einen  Teil  seines  eigenen  I>ebens,  als  ein  Glied 
an  seinem  eigenen  Leibe  betrachtet.  Es  ist  deshalb  völlig  unver- 
ständlich ,  wie  immer  wieder  von  Seiten  mancher  Angehöriger 
und  auch  hochstehender  Vertreter  der  staatlichen  Bureaukratie 
der  staatliche  Charakter  der  in  Rede  stehenden  Einrichtung  und 
der  staatsbeamtenrechtliche  Charakter  der  ihr  dienenden  Perso- 
nen in  Zweifel  gezogen  werden  kann.  Bezüglich  der  Lehrer  der 
Volksschule  ist  ja  diese  Bestreitung  nach  den  formellen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  anders  zu  beurteilen,  da  diese  von  der  Ein- 
beziehung in  das  staatliche  Beamtengesetz  ausgeschlossen  sind; 
und  wenn  ihr  Bestreben  ,  unter  die  Staatsbeamten  aufgenommen 
und  so  aus  der  unklaren  Zwischenstellung,  in  der  sie  sich  befin- 
den, befreit  zu  werden,  auch  eine  gute  sachliche  Begründung  hat, 
sofern  die  oben  entwickelten  allgemeinen  Erwägungen  und  die 
angegebenen  besonderen  Merkmale  in  allem  Wesentlichen  auch 
auf  sie  und  ihre  Thätigkeit  Anwendung  finden,  so  kommt  das  nur 
in  Betracht,  sofern  es  sich  de  lege  ferenda  handelt,  und  dann  ha- 
ben jene  Ansprüche  allerdings  den  grössten  Anspruch  auf  Beach- 
tung. Anders  bei  der  Mittelschule,  deren  Vorstände  und  Lehrer 
auf  allen  ihren  Stufen  in  die  Geltung  des  Beamtengesetzes  vom 
28.  Juni  1876  einbezogen  und  in  der  Beilage  I  zu  diesem  Gesetze 
aufgezählt  sind ;  wenn  auch  im  Titel  dieses  Gesetzes  zwischen 
Staatsbeamten-  und  »Angestellten  an  Latein-  und  Realschulen« 
—  also  einem  kleineren  und  in  der  Dienststufe  niedriger  stehen- 
den Teile  der  Lehrer  der  Mittelschulen  —  unterschieden,  und 
dieser  Unterschied  in  Art.  1  desselben  durch  die  Bestimmung 
»Person,  welche  im  Staats-  oder  öft'entlichen  Schuldienste  — 
angestellt  ist«,  übrigens  in  einer  mit  der  Fassung  des  Titels  nicht 
übereinstimmenden  Weise  festgehalten  wird,  so  kann  diese  for- 
melle und  beiläufige ,  sowohl  in  sich  selbst  als  mit  der  Gesamt- 
tendenz des  Gesetzes  in  Widerspruch  stehende  Unterscheidung 
gegenüber  der  erdrückenden  Gesamtheit  der  oben  aufgestellten 
sachlichen  Merkmale  nicht  ins  Gewicht  fallen. 

Trotzdem  hienach  der  staatliche  Charakter  der  IMittelscluile 
gegenüber  der  Volksschule  in  ganz  anderer  und  formell  unan- 
fechtbarer Weise  gesichert  erscheint,  soll  eine  beachtenswerte  sach- 
liche Erwägung  nicht  verschwiegen  werden ,  mit  der  neuerdings 
ab  und  zu  aus  den  Kreisen  der  Volksschule  selbst  der  staatliche  Cha- 
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rakter  für  diese  in  höherem  Grade  geltend  gemacht  wird.  Da  die 
Volksschule,  so  etwa  lautet  der  Gedankengang,  das  für  alle  Glie- 
der des  Staatskörpers  erforderliche  Mindestmass  von  Bildung  ge- 
währe, die  Mittelschule  dagegen  ein  höheres  Mass,  dessen  Aneig- 
nung keine  unerlässliche  Voraussetzung  der  Teilnahme  an  der 
Staats-  und  Volksgemeinschaft  sei,  so  müsse  doch  jener  in  noch 
höherem  Grade  der  Charakter  einer  staatlichen  Einrichtung  zuge- 
schrieben werden.  Dieser  Erwägung  steht  aber  die  andere  gegen- 
über, dass  die  Volksschule  eben ,  weil  sie  auf  das  Bedürfnis  der 
grossen  Masse  des  Volkes  begründet  ist,  in  jeder  der  vielen  ein- 
zelnen kleinsten  Körperschaften,  in  die  der  Staat  zerfällt,  einen 
genügenden  und  in  sich  geschlossenen  Kreis  von  Teilnehmern 
findet  und  so  als  Ganzes  mit  diesen  Körperschaften,  den  Gemein- 
den, in  engster  Verbindung,  in  einer  Art  von  Personalunion  steht. 
Unter  diesen  Umständen  ist  es  zwar  nicht  notwendig,  aber  natür- 
lich und  überaus  naheliegend,  dass  der  Staat  zu  ihrer  Gründung 
und  Verwaltung  der  Vermittlung  der  Gemeinden  sich  bedient,  wie 
das  ja  auch  sonst  vielfach  geschieht  in  andern  Fällen,  wo  die  Ge- 
meinden Aufgaben  des  Staates  besorgen ;  die  Gemeinde  ist  eben 
ein  Stück  des  Staates  selber.  Anders  bei  der  Mittelschule,  welche 
den  Kreis  ihrer  Teilnehmer  zwar  in  wechselndem  Umfange,  oft 
ganz  überwiegend,  immer  aber  zu  einem  Teile  aus  einem  weite- 
ren Umfange  an  sich  zieht,  nur  zum  Teile,  oft  nur  zum  kleineren 
Teile  lokalen  Bedürfnissen  dient  und  damit  von  selber  mit  ihren 
Aufgaben  und  ihren  Interessen  dem  engeren  Kreise  der  Gemeinde 
mehr  oder  weniger  enthoben  wird.  Schon  dadurch  ist  ihr  Cha- 
rakter als  der  einer  Einrichtung  von  allgemeinerer  Bedeutung 
schärfer  ausgeprägt.  Noch  mehr  aber  durch  den  weiteren  Um- 
stand, dass  die  Mittelschule,  insbesondere  —  aber  nicht  ausschliess- 
lich —  die  gymnasiale  Seite  derselben,  den  Weg  bietet,  durch 
welchen  die  künftigen  Organe  der  allgemeineren  und  öffentlichen 
Interessen,  insbesondere  die  Beamten  des  Staates  diejenige  Vor- 
bildung erlangen,  welche  die  vom  Staate  selbst  festgesetzte  Voraus- 
setzung für  ihre  speziellen  Berufsstudien  bildet.  Dadurch  erscheint 
sie  auch  nach  Seiten  ihrer  Zweckbestimmung  als  ganz  überwie- 
gend und  in  viel  bestimmterer  Weise  als  die  Volksschule  staat- 
lichen Interessen  dienend.  Die  Ansicht,  als  ob  der  Anspruch  der 
Volksschule,  als  eine  staatliche  Einrichtung  behandelt  zu  werden, 
besser  begründet  wäre  als  der  der  Mittelschule ,  kann  hienach 
doch  nicht  anerkannt  werden,  und  für  eine  verschiedene  Behand- 
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hing  beider  lassen  sich  immerhin  beachtenswerte  Gründe  anführen. 
Nun  aber  ist  bis  jetzt  ein  einziger  zwar  sehr  wichtiger,  aber 
doch  nicht  eigentlich  grundsätzhcher  Gesichtspunkt  absichtlich  bei 
Seite  gelassen  worden,  der  alle  die  bisherigen  Erwägungen  auf 
den  Kopf  zu  stellen  droht.  Die  bestehende  staatliche  Ordnung 
schiebt  nemlich  einen  sehr  grossen ,  meist  den  weit  überwiegen- 
den Teil  des  Aufwands  auch  für  das  Mittelschulwesen,  trotzdem 
es  zweifellos  in  erster  Linie  allgemeinen  staatlichen  Interessen 
dient  und  in  allem  Uebrigen  auf  das  engste  in  den  Staatsorganis- 
mus verflochten  ist,  den  Gemeinden  zu,  nur  einen  kleinen  Teil  der 
Schulen  unterhält  er  ganz  oder  weit  überwiegend  selber.  Für 
nicht  grundsätzlich  ist  dieser  Gesichtspunkt  deswegen  zu  halten, 
weil  es  auch  sonst  v^orkommt,  dass  der  Staat  die  Gemeinden  bei- 
zieht zur  Teilnahme  an  dem  Aufwand  für  Einrichtungen,  deren 
staatlichen  Charakter  er  selber  nicht  bestreitet.  Klare  Grundsätze 
für  jene  Unterscheidung  von  »Staats«-  und  »Gemeinde<;anstalten, 
wie  man  ungenau  gerne  sagt,  sind  freilich  nicht  erkennbar,  und 
so  herrschen  hierüber  ausserhalb  der  engsten  und  obersten  amt- 
lichen Kreise  nicht  bloss  im  grossen  Publikum,  sondern  auch  bei 
der  nächstbeteiligten  Lehrerschaft  vielfach  unsichere  oder  schwan- 
kende Vorstellungen;  auch  der  Staatshaushaltsvoranschlag,  wie 
er  der  Volksvertretung  vorgelegt  wird  ,  gewährt  hierüber  keinen 
klaren  Aufschluss ,  wie  er  überhaupt  kein  deutliches  Bild  giebt 
von  der  Verteilung  des  Aufwands  für  diesen  Zweig  des  Staats- 
lebens. Es  wäre  äusserst  dankenswert,  wenn  hievon  einmal  eine 
authentische  und  gemeinverständliche  Darstellung  gegeben  würde» 
und  man  kann  sich  wundern,  dass  aus  den  Kreisen  der  sonst 
alles  wissenwollenden  Volksvertreter  dieses  Verlangen  nicht  schon 
erhoben  worden  ist.  Zunächst  erscheint  jene  Unterscheidung  als 
Folge  teils  mehr  oder  weniger  zufälliger  und  willkürlicher  ge- 
schichtlicher Thatsachen,  teils  praktischer  Erwägungen  :  die  klei- 
neren und  mittleren  Schulen  sämtlich,  ebenso  die  alle  erst  im 
Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  entstandenen  oder  doch  selb- 
ständig gewordene!!  Realschulen  gelten  vom  finanziellen  Stand- 
punkt aus,  um  den  es  sich  hier  allein  noch  handelt,  als  Gemeinde- 
anstalten ,  wohl  weil  sie  in  höherem  Grade  lokalen  Interessen  zu 
dienen  scheinen,  ebenso  die  Schulen  realgymnasialen  Charak- 
ters mit  Ausnahme  des  Stuttgarter  Realgymnasiums;  von  den 
Gymnasien  gilt  das  einzige  aus  der  altwürttembergischen  Zeit 
übernommene  Stuttgarter,  aus  dem  seitdem  zwei  geworden  sind, 
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als  reine  Staatsanstalt ,  wobei  jedoch  bei  dem  jüngeren  eine  ge- 
wisse Anteilnahme  der  Gemeinde  stattfindet  und  weiterhin  durch 
die  neueste  Besoldungsordnung  und  die  durch  sie  geschafifenen 
Ortszulagen  beide  mit  einem  Tropfen  kommunalen  Oeles  gesalbt 
worden  sind.  Von  den  aus  den  neuwürttembergischen  Landes- 
teilen übernommenen  sind  die  ehemals  reichsstädtischen  teils  von 
Anfang  an  den  Gemeinden  überlassen  worden,  teils  eingegangen, 
um  nach  ihrem  Wiederaufleben  dieselbe  Behandlung  zu  erfahren, 
die  durch  geistlichen  Ursprung  gedeckten  und  demgemäss  von  Haus 
aus  katholischen  aber  wurden  seiner  Zeit  entweder  ganz  oder  im 
wesentlichen  vom  Staate  übernommen.  Die  ungünstige  Behand- 
lung, welche  seinerzeit  bei  der  Erweiterung  des  württembergischen 
Staatswesens  die  Reichsstädte  bei  ihrem  Anfall  an  Württemberg 
gegenüber  den  geistlichen  Gebieten  erfahren  haben  und  deren 
innere  Nachwirkung  bis  heute  noch  nicht  ganz  verwunden  ist, 
tritt  auch   in   diesem  Punkte   hervor. 

Endlich  sind  die  jüngeren  Gymnasien,  die  im  Laufe  der  zwei- 
ten Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  auf  Anregung  der  Gemein- 
den nach  einander  aus  kleineren  Anstalten  erwachsen  sind,  eben 
durch  die  Art  ihrer  Entstehung  von  vorne  herein  in  die  Stellung 
von  Gemeindeanstalten  gerückt  w^orden.  Man  sieht ,  eine  plan- 
mässige  Regelung  nach  klaren  Grundsätzen  ist  hier  nicht  erkenn- 
bar, man  müsste  denn  das  je  länger  je  mehr  hervortretende  Be- 
streben mit  dem  schönen  Namen  eines  Grundsatzes  bezeichnen, 
die  aus  diesen  Einrichtungen  erwachsenden  Lasten  auf  die  Ge- 
meinden überzuwälzen.  Damit  setzt  sich  der  Staat  nicht  nur  in 
Widerspruch  mit  dem  inneren  Charakter  dieser  Einrichtung,  wie 
er  oben  näher  bestimmt  wurde,  sowie  mit  der  früheren  geschicht- 
hchen  Entwicklung  der  altwürttembergischen  Zeit,  welche  die  ein- 
zige neben  den  Klosterschulen  damals  als  notwendig  erscheinende 
Bildungsanstalt  dieser  Art ,  das  Gymnasium  illustre  in  Stuttgart, 
als  Staatsanstalt  eingerichtet  hat,  sondern  indem  er  die  Gründung 
dieser  Schulen  der  Initiative  der  Gemeinden  überlässt ,  denen  er 
die  Genehmigung  gegen  Uebernahme  des  Hauptteils  der  Lasten 
nicht  zu  versagen  pflegt,  giebt  er  die  Bemessung  der  Ausdehnung 
des  Bildungsprinzips,  auf  dem  diese  Schulen  ruhen,  also  eine  un- 
gemein wichtige  Entscheidung  thatsächlich  aus  der  Hand ,  ohne 
doch  der  moralischen  Verantwortlichkeit  dafür  vor  dem  Richter- 
stuhle der  Geschichte  sich  entschlagen  zu  können.  Die  gegen- 
wärtige Schulbewegung  zeigt,  zu  welchen  Rückschlägen  das  führen 
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kann ,  unter  denen  dann  schliesslich  nicht  bloss  die  Uebertrei- 
bung,  sondern  auch  die  berechtigte  Anwendung  jenes  Bildungs- 
prinzips not  leiden  kann.  Die  Befürchtung  liegt  nahe,  dass  nun 
in  entgegengesetzter  Richtung  dieselben  Fehler  gemacht  werden 
könnten.  Man  sieht,  wie  auch  die  innere  Seite  des  Schulwesens 
unter  dem  Gemeindeprinzip  notleiden  kann. 

Andrerseits  niuss  nun  freilich  hervorgehoben  werden ,  dass 
diese  grundsätzliche  Uebernahme  der  Unterhaltungspflicht  durch 
die  Gemeinden  da,  wo  sie  durchgeführt  ist  —  und  das  ist  die 
ganz  überwiegende  Mehrzahl  der  Fälle  — ,  nur  eine  grundsätz- 
liche, thatsächlich  aber  keine  ausschliessliche  ist.  Wie  an  den  als 
Staatsanstalten  geltenden  Mittelschulen  da  und  dort  die  Gemeinde 
doch  kleinere  Lasten  auf  sich  nimmt  und  der  Staat  bei  der  letzten 
Gehaltsregulierung  diese  Anteilnahme  der  Gemeinden,  teilweise 
mit  Erfolg ,  noch  zu  erweitern  gesucht  hat ,  so  trägt  andrerseits 
in  viel  höherem  Masse  der  Staat  bei  den  Gemeindeanstalten  in 
Form  von  teils  einmahgen ,  teils  regelmässigen  Beiträgen  einen 
sehr  ansehnlichen  Teil  des  Aufwandes.  Es  wird  von  den  Ver- 
fechtern der  Gemeindeinteressen  dieser  Umstand  nicht  selten  all- 
zusehr ausser  Acht  gelassen  oder  jene  Leistung  des  Staates  zu 
niedrig  taxiert.  Diese  Leistung  ist  so  gross  ,  dass  ohne  sie  diese 
»Gemeinde«anstalten  wohl  überhaupt  nicht  bestehen  könnten.  Auch 
bei  diesen  Beitragsleistungen  aber  fehlt  es  zu  einem  guten  Teile 
an  einer  klaren  und  festen  Regelung.  Im  allgemeinen  scheint 
zwar  zunächst  die  Scheidung  durchgeführt ,  dass  der  Staat  den 
sachlichen  Aufwand ,  insbesondere  die  Baulast ,  den  Gemeinden 
zuschiebt,  womit  aber  dann  doch  wieder  im  einzelnen  Falle  eine 
Unterstützung  durcji  den  Staat  in  Form  von  regelmässigen  oder 
einmaligen  Beiträgen,  insbesondere  bei  Neubauten  nicht  ausge- 
schlossen ist.  Da  aber  über  das  Mass  einerseits  der  Verpflich- 
tung der  Gemeinden ,  andrerseits  der  Höhe  dieser  freiwilligen 
Staatsbeiträge  keine  allgemeinen  Normen  bestehen ,  so  ergiebt 
sich  dann,  dass  stets  von  Fall  zu  Fall  schwierige  und  unerquick- 
liche Verhandlungen  geführt  werden  müssen,  welche  häufig  nicht 
zum  Ziele  führen ,  unter  allen  Umständen  aber  der  Würde  und 
dem  Ansehen  der  Einrichtung,  die  den  Gegenstand  dieses  Marktens 
bildet,  abträglich  sind.  Man  fragt  sich  vergeblich,  warum  nicht 
auch  für  diese  fachlichen  Leistungen  allgemeine  Normen  und  Ver- 
teilungsgrundsätze mit  verbindlichem  Charakter  und  auf  gesetz- 
licher Grundlage    aufgestellt    werden  ,    wie    sie    für    die  Personal- 
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leistiingen  bestehen.  Hier  liegt  nemlich  die  Sache  wesentlich 
anders;  es  fehlt  nicht  an  allgemeinen  Normen,  nur  ist  der  Rechts- 
boden nicht  zweifellos  sicher  gestellt.  Bisher  wurde  als  Regel 
ausgesprochen  ,  dass  für  die  Lehrstellen  der  Oberstufe  der  Staat 
ein  Drittel ,  für  die  der  Unterstufe  ein  Viertel  des  Personalauf- 
wandes trage  ;  doch  haben  in  früheren  Zeiten  auch  andre  für  die 
Gemeinden  günstigere  Proportionen  bestanden ,  und  es  scheint 
überhaupt  nicht,  dass  diese  Verteilung  auf  etwas  andrem  beruhe 
als  auf  einer  einseitigen  und  vor  Schwankungen  nicht  gesicherten 
Verfügung  der  Staatsbehörde.  Durch  die  neueste  Ordnung  der 
Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer  an  diesen  Schulen  ist  nun  freilich 
hiefür  eine  formelle  gesetzliche  Grundlage  in  andrem  Sinne  ge- 
troffen, sofern  die  Gemeinden  für  jede  Lehrstelle  den  in  den  sog. 
Grundgehalt  verrechneten  Teil  des  Gesamtgehaltes  zu  tragen  haben 
nebst  dem  VVohnungsgeld  und  etwaigen  Ortszulagen,  den  auf  die 
Dienstalterszulagen  zu  verrechnenden  Teil  aber  der  Staat  über- 
nimmt. Nach  der  Ansicht  der  Gemeinden  ist  für  sie  durch  diese 
neue  Ordnung  eine  weitere,  wenn  auch  nicht  sehr  erhebliche 
Mehrbelastung  herbeigeführt  worden ,  und  da  nun  einzelne  die 
sachliche  Rechtmässigkeit  dieser  ganzen  Ordnung  trotz  ihrer  for- 
mellen GesetzHchkeit  in  aller  F'orm  bestritten  haben  ,  so  ergiebt 
sich  auch  nach  dieser  Seite  der  Sache  eine  höchst  unerfreuliche 
Lage  für  diejenigen  Einrichtungen  und  Personen ,  welche  von 
diesen  umstrittenen  Verhältnissen  betroffen   werden. 

Die  nächste  Folge  ist,  dass  nunmehr  die  Gemeinden,  da  sie 
die  Macht  nicht  haben,  von  den  durch  die  eben  dargestellte  Ord- 
nung der  Verhältnisse  auf  sie  gewälzten  Lasten  sich  zu  befreien, 
als  Korrelat  hiefür  eine  gewisse  Mitwirkung  ipi  Regimente  bean- 
spruchen. Es  fehlt  hiefür  nicht  an  einer  Reihe  von  Symptomen 
im  einzelnen  ,  auf  welche  hier  eben  wegen  dieses  ihres  konkre- 
ten Charakters  nicht  eingegangen  werden  soll.  Aber  offene  Kund- 
gebungen allgemeiner  Natur  sind  ebenso  dafür  anzuführen.  Eine 
durch  tiefgehende  Begründung  und  ins  einzelne  gehende  Aus- 
führung eine  eindrucksvolle  Wirkung  sich  sichernde  Formulierung 
dieser  Ansprüche  ist  zwar  noch  nicht  versucht  worden,  wohl  weil 
zunächst  die  ganze  Forderung  als  eine  Art  von  Schreckschuss, 
als  ein  Pressionsmittel  zur  Durchführung  von  Zugeständnissen  auf 
dem  finanziellen  Gebiete  gemeint  ist.  Immerhin  hat  die  Frage 
doch  schon  zu  einer  Verhandlung  im  Kreise  der  Volksvertretung 
geführt;   und  wenn  auch   damals  diese  Ansprüche  seitens  der  Re- 
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gierungsvertreter  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen  worden  sind, 
so  lässt  sich  vorn  Standpunkte  der  BiiHgkeit  doch  so  viel  für  sie 
geltend  machen,  dass  vollends  angesichts  der  Möglichkeit  eines 
Wechsels  der  persönlichen  Ansichten  in  den  Kreisen  der  Staats- 
regierung der  Eventualität  einer  stärkeren  Einflussnahme  der  Ge- 
meindeorgane auf  das  ganze  Leben  dieser  Schulen  auch  nach 
seiner  inneren  Seite  als  nicht  unmöglich  und  deshalb  einer  Prü- 
fung gerade  vom  besonderen  Standpunkte  der  Schulinteressen 
selbst  bedürftig  erscheint.  Zunächst  wäre  die  Folge  hievon  eine 
Spaltung  der  betreffenden  Schulen  in  zwei  Klassen,  solche,  welche 
unter  Mitwirkung  der  Gemeinden  verwaltet  werden,  und  solche, 
die  in  rein  staatlicher  Verwaltung  stehen.  Das  wäre  immerhin 
etwas  ganz  anderes,  als  die  jetzt  schon  bestehende  Scheidung  in 
solche  Anstalten,  welche  vom  Staat  allein,  und  in  solche,  welche 
überwiegend  von  den  Gemeinden  unterhalten  werden ;  denn  diese 
letztere  Scheidung  berührt  das  innere  Leben  der  Schule  gar  nicht, 
das  äussere  nur  noch  in  den  zwar  keineswegs  gleichgiltigen,  aber 
doch  nicht  grundsätzlichen  und  nicht  in  erster  Linie  stehenden 
Fragen  der  sachlichen  Ausstattung.  Eine  solche  S|)altung  aber, 
die  ohnedem  sich  leicht  auswachsen  könnte  zu  einer  Abstufung 
in  Schulen  erster  und  zweiter  Ordnung,  wäre  für  den  Geist  in- 
nerer Emheit  dieses  ganzen  Gebietes ,  der  ohnedem  eher  einer 
Stärkung  als  einer  Schwächung  bedürftig  ist,  in  hohem  Grade  ge- 
fährlich. Man  vetvveise  hiefür  nicht  auf  Preussen,  wo  eine  solche 
Spaltung  seit  alter  Zeit  bestehe.  Denn  einmal  sind  auch  hier  die 
Befugnisse  der  Gemeinden  den  Mittelschulen  gegenüber  zwar 
stärker  entwickelt  als  in  Württemberg,  aber  doch  in  allen  grund- 
sätzlichen Fragen  und  in  der  inneren  Organisation  der  Lehrver- 
fassung an  die  staatliche  Genehmigung  gebunden ;  dann  aber 
ist  auch  in  Preussen  diese  Spaltung  in  den  externa  lange  Jahr- 
zehnte und  bis  auf  den  heutigen  Tag  als  ein  Unsegen  empfunden 
worden,  in  den  interna  aber  macht  sich  der  Einfluss  der  grossen 
Gemeinden  neuestens  —  soweit  er  freien  Spielraum  erhält  — 
mehr  und  mehr  im  Sinne  einer  mit  schönen  Worten  verbräm- 
ten und  mit  phantastischen  Zielen  markierten  Untergrabung  und 
Zerrüttung  der  alten  staatlich  festgelegten  Lehr-Ordnung  be- 
merklich. 

Weiterhin  aber  besitzt  auch  die  grosse  Mehrzahl  unsrer  Ge- 
meinden ,  so  ziemlich  alle  ausser  etwa  denen  von  wirklich  gross- 
städtischer P2ntwicklung,  keine  Organe ,   denen  die  innere  Befahl- 
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gung  ZU  einer  näheren  Befassung  mit  dem  Leben  und  der  Auf- 
gabe dieser  Art  von  Schuleinrichtungen  zuerkannt  werden  könnte. 
Unser  Stimmrecht  sorgt  dafür,  dass  bei  den  Wahlen  in  die  städti- 
schen Vertretungskörper  die  Rücksichten  auf  das  materielle,  ins- 
besondere das  wirtschaftliche  Gedeihen  durchaus  ausschlaggebend 
sind ;  Handwerker  und  Kleinkaufleute  in  den  kleineren ,  Fabri- 
kanten und  Bautechniker,  daneben  noch  Advokaten  in  den  grösse- 
ren Gemeinwesen ,  das  sind  ganz  überwiegend  die  Elemente,  aus 
denen  sie  sich  zusammensetzen  ;  kaum  je  hat  ein  Schulmann, 
selten  ein  Vertreter  der  sog.  freien  Berufsarten  Eintritt  in  ein 
Rathaus  gefunden,  wenn  ihm  nicht  etwa  einmal  die  Krücke  des 
politischen  Parteilebens  zu  Gebote  stand.  So  begreiflich  das 
einerseits  ist,  so  wenig  es  an  sich  getadelt  werden  soll,  so  sehr 
weist  es  andrerseits  darauf  hin,  dass  man  diese  Organe  nicht  mit 
Aufgaben  betrauen  soll ,  für  die  sie  schon  durch  die  Art  ihrer 
Zusammensetzung  nicht  geeignet  sind.  Auf  andern  Gebieten  des 
geistigen  und  sittlichen  Lebens,  die  in  dieser  Weise  an  die  Or- 
gane der  Gemeinde  gebunden  sind,  steht  die  Sache  anders;  diese 
—  die  Kirche  und  die  Volksschule  —  erfreuen  sich  einer  ge- 
setzlich geregelten  Ordnung,  die  ihnen  eine  Mitwirkung  bei  den 
Entscheidungen  der  Gemeindeorgane  auf  ihrem  Gebiete  ermög- 
licht ;  bei  der  Mittelschule  ist  das  sonderbarer  Weise  nicht  der 
Fall,  und  ohne  gesetzlichen  Zwang  sträuben  sich  die  Gemeinden 
ihren  Vertretern  einen  gangbaren  Weg  dieser  Mitwirkung  zu  eb- 
nen. Ohne  eine  solche  aber  ist  insbesondere  in  Personalfragen 
die  Gefahr ,  dass  persönliche  Gunst-  und  Abgunst  mitsprechen 
könnte,  bei  den  Gemeinden  zweifellos  viel  grösser  als  beim  Staate; 
für  die  Würdigung  sachlicher  Fragen  und  Bedürfnisse  aber 
fehlt  es  in  diesen  Kollegien,  so  wie  die  Sache  nun  einmal  steht, 
sicherlich  an  dem  nötigen  Verständnis ,  vielfach  auch  an  dem 
wünschenswerten  Interesse.  Kann  es  ja  vorkommen,  dass  seitens 
einer  Gemeindevertretung  die  Bereitwilligkeit,  zweifellos  nachgewie- 
senen sachlichen  Bedürfnissen  gerecht  zu  werden,  offiziell  und  pro- 
tokoUmässig  nach  dem  Grundsatze  des  do  ut  des  behandelt  und  an 
Voraussetzungen  geknüpft  wird,  nach  denen  die  Leitung  der  Schule 
auf  amtliche  Rechte ,  deren  Wahrung  für  sie  zugleich  eine  amt- 
liche Pflicht  enthält,  verzichten  müsste.  Heutzutage  darf  nach 
dieser  Seite  wohl  zu  besonderer  Vorsicht  gemahnt  werden.  Da- 
zu tritt  noch  eine  gewichtige  in  Erwägung,  die  auf  dem  Gebiete 
der  Bildungspolitik  liegt.     Schon  bisher  haben  in  dem  Nebenein- 
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ander-  und  leider  oft  auch  Gegeneinanderwirken  der  beiden  Rich- 
tungen, in  welche  das  Mittelschulwesen  sich  teilt,  der  gymnasia- 
len und  der  realistischen  ,  die  Neigung  und  der  Einfluss  der  Ge- 
meinden wenigstens  in  unseren  kleineren  und  mittleren  Städten 
ganz  überwiegend  zu  Gunsten  der  letzteren  gewirkt.  Das  würde 
jetzt ,  wo  die  demokratische  Zeitstimmung  auf  dem  Gebiete  der 
höheren  Schulbildung  an  mächtigen  und  höchststehenden  Ein- 
flüssen eine  so  kräftige  Stütze  gewonnen  hat,  noch  in  weit  höherem 
Masse  zu  verspüren  sein,  wenn  den  Gemeinden  die  auf  Grund 
ihrer  Leistungen  beanspruchte  Mitwirkung  an  der  Leitung  auch 
dieses  Zweiges  des  Schulwesens  eingeräumt  würde  ;  dadurch  würde 
der  Schulfrieden,  dessen  wir  uns  in  Württemberg  im  wesentlichen 
erfreuen,  in   entschiedenster  Weise  gefährdet. 

Aus  den  bisherigen  Betrachtungen  ergiebt  sich  einerseits, 
dass  die  Mittelschule  nach  ihrem  ganzen  inneren  Zweck  und  Cha- 
rakter als  eine  staatliche  Einrichtung  erscheint,  wie  sie  denn  auch 
schon  jetzt  nach  allen  Seiten  ausser  nach  der  finanziellen  als 
solche  behandelt  wird ;  andrerseits,  dass  die  Gemeinden  nicht  die 
geeigneten  Organe  sind ,  um  an  der  positiven  inneren  Lebensge- 
staltung dieser  Einrichtungen  mitwirkend  teilzunehmen,  wie  denn 
selbst  das  einzige  äussere  Band ,  das  die  beiden  Teile  noch  an- 
einander knüpft ,  das  finanzielle ,  auf  beiden  Seiten  nicht  als  se- 
gensreich empfunden  wird:  die  Gemeinden  haben  im  wesentlichen 
eben  die  Aufgabe  zu  zahlen  und  die  Möglichkeit,  wenn  sie  die 
Mittel  verweigern,  die  normale  Entwicklung  zu  stören;  es  ist  klar, 
dass  Beides  ihnen  nicht  zur  Befriedigung  und  das  Letztere  der 
Einrichtung  nicht  zum  Vorteil  dient.  Nicht  selten  wird  zwar  im 
Sinne  einer  entgegengesetzten  Anschauung  der  Hebel  der  ma- 
teriellen Interessen  bei  der  Lehrerschaft  selbst  angesetzt  durch 
Hinweis  auf  die  Ortszulagen,  die  ja  freilich  eine  neue  Trübung 
des  natürlichen  Verhältnisses  herbeigeführt  haben.  Aber  diese 
Ortszulagen,  welche  in  einem  beschränkten  Teile  der  Gemeinden 
den  Lehrern  zufliessen  ,  können  doch  gegenüber  einer  so  hoch- 
wichtigen grundsätzlichen  Frage  des  Wohles  der  Sache  nicht  in 
Betracht  kommen,  und  schliesslich  müsste,  falls  sie  in  Wegfall 
kämen,  durch  irgend  welche  andre  allgemeinere  Regelung  in  viel- 
leicht gerechterer  und  sachgemässerer  Weise  ein  Ersatz  geschaffen 
werden.  So  wird  man  mit  zwingender  Notwendigkeit  darauf  hin- 
geführt, dass  der  Staat  zu  den  Rechten  und  Befugnissen,  die  er 
in  Bezug  auf  diese  Schulen    schon    lange    ausschliesslich    ausübt, 
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nun  auch  die  Lasten  grundsätzlich  auf  sich  nimmt  und  dadurch 
aufs  wirksamste  der  MögHchkeit  vorbeugt,  dass  die  Gemeinden 
in  grösserem  Umfange  als  bisher  Anteil  an  der  Leitung  derselben 
gewinnen. 

Sehen  wir  uns  nun  nach  den  Hindernissen  um,  welche  der 
Verwirklichung  dieses  Gedankens  im  Wege  stehen,  so  liegen  sie 
für  eine  grundsätzliche  Betrachtung  der  Sache  eigentlich  auf  keiner 
der  beiden  Seiten,  welche  dabei  in  erster  Linie  in  Frage  kommen. 
Die  Gemeinden  würden  eine  solche  Lösung  mit  Freuden  be- 
grüssen;  haben  sie  ja  doch  selbst  darum  nachgesucht  und  damit 
zum  ersten  Mal  den  Anstoss  gegeben ,  dass  diese  Sache  einmal 
zur  öftentlichen  Erörterung  in  den  zuständigen  Kreisen  gebracht 
wurde;  zweifellos  haben  sie  sich  dadurch  ein  Verdienst  um  die 
Klärung  dieser  wichtigen  Angelegenheit  erworben.  Dem  Staat 
aber  kann  es  nur  als  ein  Gewinn  erscheinen ,  wenn  auf  diesem 
für  ihn  selber  so  überaus  wichtigen  Gebiete  seine  Stellung  nach 
allen  Seiten  klar  gestellt ,  sein  Recht  über  alle  Anfechtung  er- 
hoben wird;  diesen  Fortschritt  auch  mit  Opfern,  wenn  sie  nicht 
allzugross  sind,  zu  erkaufen  ,  wird  er  kein  Bedenken  tragen.  So 
sollte  man  meinen.  Und  doch  stellen  sich  gerade  von  dieser 
Seite  jener  Lösung  zwei  Bedenken  entgegen,  denen  im  folgenden 
näher  getreten  werden  soll ,  ein  politisches  und  ein  finanzielles. 
Das  politische  liegt  darin,  dass  man  gegenüber  einer  gesetzgeberi- 
schen Aktion  in  dem  bezeichneten  Sinne  mit  dem  Widerstreben 
mächtiger  politischer  Parteien  rechnen  zu  müssen  glaubt,  welche  in 
dem  Band,  das  die  Schule  mit  der  Gemeinde  verknüpft,  eine 
starke  Garantie  für  eine  entschiedene  Wahrung  des  Einflusses 
der  Kirche  auf  die  Schule  erkennen.  Es  sind  die  Parteien  und 
Kreise,  die  sich  die  kirchlichen  nennen,  insbesondere  die  auf  der 
katholischen  Seite.  Nun  sollte  es  aber  nicht  so  schwierig  sein, 
diesen  klar  zu  machen,  dass  der  Einfluss  der  Gemeinden  auf  die- 
jenigen Schulen,  um  die  es  sich  hier  handelt,  schon  jetzt  ein 
ganz  illusorischer  ist ,  wie  denn  gerade  die  von  ihnen ,  welche 
einen  überwiegend  katholischen  Charakter  tragen  und  in  welchen 
der  kirchliche  Geist  im  Sinne  des  Katholizismus  am  entschieden- 
sten gewahrt  wird,  keine  Gemeindeschulen,  sondern  Staatsschulen 
sind,  ein  Beweis  ,  dass  wenigstens  für  sie  jenes  Band  diese  ver- 
meintliche Bedeutung  einerseits  nicht  hat ,  andrerseits  nicht  zu 
haben  braucht.  So  scheint  es  auch  fast  als  ob  mehr  die  Konse- 
quenzen ,    welche    man    von    einer  solchen     Verstaatlichung«   der 
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Mittelschule,  wie  man  es  seltsamer  Weise  nennt  —  »verstaat- 
licht« sind  sie  alle  schon  längst  bis  auf  den  Geldbeutel  — ,  für 
die  Volksschule  befürchtet,  als  die  Sache  selbst  für  diese  Haltung 
bestimmend  wären.  Dass  aber  eine  solche  Konsequenz  in  der 
besonderen  Natur  dieser  beiden  Schulgattungen  nicht  mit  Not- 
wendigkeit begründet  ist,  ist  oben  nachgewiesen  worden.  Hienach 
dürfte  das  Widerstreben  auf  dieser  Seite,  soweit  überhaupt  mit 
Gründen  etwas  zu  erreichen  ist,  kein  unüberwindliches  sein.  Das 
andere  Bedenken,  das  finanzielle,  liegt  freilich  zunächst  auf  Seite 
des  Staates.  Der  Gedanke,  die  sehr  bedeutende,  in  die  Millionen 
sich  belaufende  Summe,  welche  nach  der  bestehenden  und  über- 
lieferten Ordnung  alljährlich  von  den  Gemeinden  für  diese  Schulen 
aufgewendet  u'ird ,  nun  ohne  weiteres  auf  den  Staat  zu  überneh- 
men ,  wird  begreiflicher  Weise  auch  in  Zeiten  einer  grösseren 
Blüte  der  Staatsfinanzen,  als  wir  sie  gegenwärtig  haben,  mit  einem 
bedenklichen  Schütteln  des  Kopfes  aufgenommen  werden.  Die 
Erwägung ,  dass  wenn  ein  Bedürfnis  als  notwendig  und  seine 
Deckung  durch  den  Staat  als  im  Interesse  der  Sache  und  des 
Gemeinwohls  gelegen  erscheint,  es  befriedigt  werden  muss,  auch 
wenn  es  viel  Geld  kostet,  dürfte  hier  leider  nicht  durchschlagen. 
Sie  ist  zwar  schon  wiederholt  für  manche  weit  kostspieligere  Re- 
formforderungen in  Reich  und  Staat  von  hoher  Seite  an  hervor- 
ragender Stelle  ausgesprochen  worden  ;  aber  die  Erfahrung  lehrt, 
dass  sie  gegenüber  den  Bedürfnissen  der  Schule  leicht  versagt. 
Auch  ist  ja  für  diese  Bedürfnisse  ,  wenn  auch  vielfach  in  unvoU- 
komm.ener  Weise  —  wohl  eben  deswegen  unvollkommen ,  weil 
die  Deckung  sich  auf  zwei  Steilen  verteih,  die  häufig  über  die 
Abscheidung  ihrer  Verpflichtung  nicht  einig  sind  —  gesorgt  und 
es  handelt  sich  nur  darum  einen  sachgemässeren  und  damit  auch 
ausreichenderen  Vollzug  dieser  Deckung  herbeizuführen.  Auch 
dem  Gedanken  möchte  ich  mich  nicht  anschliessen  ,  dass  es  für 
die  Gesamtheit  keinen  Unterschied  mache,  ob  die  Deckung  dieser 
oder  der  anderen  Seite  zugeschoben  werde  ;  zahlen  müsse  es  ja 
doch  das  »Volk«.  Das  stimmt  nicht.  Denn  die  Haushalte  dieser 
beiden  Gemeinschaften,  der  grossen  staatlichen  und  der  klemen 
kommunalen,  beanspruchen  doch  für  sich  Berücksichtigung;  sie 
sind  beide  so  komplizierte  Organismen,  dass  sie  durch  den  Zu- 
wachs, bezw.  Abgang  so  bedeutender  Posten  ganz  wesentlich 
aheriert  werden.  Dagegen  erscheint  andrerseits  der  grundsätz- 
liche Einwand  gegen  jene  Verschiebung  der  Lasten  nicht  zutref- 
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fend ,  sie  enthalte  eine  Benachteiligung  derjenigen  Gemeinden, 
welche  bisher  keine  derartigen  Schulen  unterhalten  haben,  zu 
Gunsten  der  wenigeren  andern,  welche  sich  solcher  Einrichtungen 
erfreuen  ,  da  jene  an  dem  Aufwand  für  diese  mitzutragen  haben 
ohne  an  dem  dadurch  erzielten  Vorteil  teilzunehmen.  Wäre  das 
so,  so  würde  diese  Ungerechtigkeit  jetzt  schon  eintreten.  Denn 
auch  bei  dem  bisherigen  Verfahren  erhalten  diejenigen  Gemein- 
den ,  w^elche  Mittelschulen  unterhalten  ,  sehr  erhebliche  Beiträge 
aus  den  allgemeinen  Staatsmitteln ,  zu  denen  auch  die  übrigen 
Gemeinden  beisteuern;  es  handelt  sich  also  höchstens  um  ein 
mehr  oder  weniger.  Damit  ist  doch  anerkannt,  dass  die  Ueber- 
nahme  solcher  Leistungen  seitens  des  Staates  an  sich  nichts 
liegt ,  was  der  Gerechtigkeit  als  der  allgemeinsten  und  tiefsten 
Grundlage  des  staatlichen  Lebens  zuwiderläuft.  Unterhält  er  ja 
auch  sonst  ausschliesslich  aus  seinen  Mitteln  Einrichtungen  und 
behördliche  Organisationen  aller  Art  in  zahlreichen  grossen  und 
kleinen  Gemeinden ,  mit  denen  für  diese  unleugbar  ein  gewisser 
Vorteil  gegenüber  den  andern  verbunden  ist,  während  an  den 
Kosten  alle  zu  tragen  haben ;  hat  er  ja  doch  schon  Hunderte  von 
Millionen  für  Eisenbahnen  aus  den  allgemeineren  Staatsmitteln 
verwendet  und  fast  alljährlich  infolge  von  Unterbilanzen  die  Ver- 
zinsung des  Aufwands  für  diese  Einrichtungen  zu  decken,  welche 
für  weite  Landesteile  ein  direktes  Interesse  Jahrzehnte  lang  nicht 
hatten  und  teilweise  jetzt  noch  nicht  haben.  Er  geht  eben  mit 
Recht  von  der  Anschauung  aus ,  dass  diese  Einrichtungen  im 
Interesse  des  Ganzen  liegen  und  dass  sie  dadurch  schliesslich  in- 
direkt auch  denen  zu  Gute  kommen ,  welche  unmittelbar  davon 
nicht  berührt  sind.  Sollte  der  gleiche  Gedanke  seine  Geltung 
nicht  auch  haben  für  die  Volksbildung,  insbesondere  für  die  Bil- 
dung der  künftigen  leitenden  Kreise ,  vor  allem  für  die  Heran- 
bildung der  Staatsbeamten.? 

Abgesehen  davon  aber  lässt  sich  ein  Weg  jener  Lastenver- 
schiebung denken ,  durch  den  auch  vom  finanziellen  Standpunkt 
aus  das  Bedenkliche,  das  an  sich  in  ihr  gesehen  werden  könnte, 
beseitigt  oder  doch  erheblich  gemildert  wird.  Die  Sache  braucht 
doch  nicht  so  durchgeführt  zu  werden  ,  dass  der  Staat  die  bis- 
herigen Leistungen  der  Gemeinden  einfach  ihrem  ganzen  Um- 
fange nach  pure  übernimmt.  Schon  dadurch  würde  für  diese  viel 
gewonnen  sein,  wenn  ihr  Conto  auf  diesem  Gebiete  einmal  end- 
giltig  abgeschlossen  würde ,    so    dass    sie    wenigstens  für  die  Zu- 
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kunft  gegen  die  Gefahr  weiterer  Verpflichtungen  oder  Zumutungen 
gesichert  wären.  FreiUch  würde  ihnen  und  der  Sache  das  nicht 
genügen.  Ein  weiterer  Weg  zur  Verschiebung  Hesse  sich  gerade 
im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  im  Zusammenhang  mit  der  neuen 
Ordnung  der  Gemeindebesteuerung  denken.  Diese  sieht  bekannt- 
hch  die  Ueberweisung  weiterer  Steuerquellen  vom  Staate  an  die 
Gemeinden  vor.  Wenn  nun  für  diejenigen  Gemeinden,  denen  der 
Staat  die  bisher  von  ihnen  getragenen  Leistungen  für  diesen 
Zweig  des  Schulwesens  ganz  oder  zum  Teil  abnähme,  ein  Bruch- 
teil der  zur  Ueberlassung  vorgesehenen  Steuerquote  in  einem  für 
die  verschiedenen  Gemeinden  je  nach  der  Verschiedenheit  dieser 
Leistungen  verschiedenen  Verhältnis  vom  Staate  einbehalten  würde, 
so  wäre  damit  ein  Weg  gegeben  ,  dessen  Ausgestaltung  im  ein- 
zelnen für  die  Technik  der  Steuergesetzgebung  gewiss  keine  un- 
überwindlichen Schwierigkeiten  böte,  ein  Weg,  der  einen  Rahmen 
schüfe,  innerhalb  dessen  jede  beliebige  Proportion  der  Ueber- 
weisung Platz  hätte,  und  der  andrerseits  den  Organen  des  Staates 
den  Umfang  des  von  diesen  zu  übernehmenden  Anteils  anheim- 
stellte. Vorausgesetzt  wäre  dabei  freilich  zweierlei;  vor  allem 
müsste  das  bisherige  Verhältnis  sich  umkehren,  wonach  grund- 
sätzlich die  Gemeinden  für  unterhaltungspflichtig  gelten,  der  Staat 
aber  nur  subsidiär  mit  unterstützenden  Beiträgen  eintritt ,  dahin, 
dass  nunmehr  dieser  nach  allen  Seiten  als  der  grundsätzliche 
Gründer  und  Träger  dieses  Zweigs  des  Schulwesens  erschiene 
und  die  Gemeinde  eine  nach  dem  verschiedenen  Verhältnis  ver- 
schieden zu  bemessende  Beitragspflicht  hätte.  Damit  wäre  end- 
lich der  zutreffende  Ausdruck  für  die  Stellung  und  Bedeutung 
dieser  ganzen  Einrichtung  im  Organismus  des  Staatslebens  auch 
nach  der  finanziellen  Seite  hergestellt.  Sodann  aber  müsste  dem 
entsprechend  der  vom  Staate  zu  übernehmende  Anteil  verhält- 
nismässig reichlich  angesetzt  werden  und  auch  dem  Umfang  nach 
als  der  Hauptteil  erscheinen.  Ja  es  liegt  in  der  ganzen  Natur 
dieses  Verfahrens  und  ergiebt  sich  aus  der  vorausgeschickten  Be- 
gründung, dass  für  enie  fernere  Entwicklung  die  allmähliche  voll- 
ständige Ablösung  dieser  Last  von  den  Gemeinden  durch  den 
Staat  in  Aussicht  zu  nehmen  wäre,  wofür  sich  dieser  dann  immer 
wieder  durch  die  Gestaltung  des  Steuerwesens  in  billiger  Weise 
schadlos  halten  könnte. 

Aus  den  vorstehenden  Betrachtungen    entspringt  als  wesent- 
liches Ergebnis,  einmal  dass  die  Pflege  des  Mittelschulwesens  nach 
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seiner  inneren  Natur  und  seinem  überwiegenden  Zwecke  Aufgabe 
des  Staates  ist,  dass  der  Staat  das  insofern  auch  anerkennt,  als 
er  thatsächlich  die  Leitung  derselben  nach  allen  wesentlichen 
Seiten  führt,  und  dass  es  hienach  als  ein  Widerspruch  erscheint, 
wenn  er  die  Lasten,  welche  aus  jener  Aufgabe  und  aus  dieser 
Thätigkeit  der  Gesamtheit  erwachsen,  zu  einem  sehr  grossen,  zu 
dem  ganz  überwiegenden  Teile  auf  die  Gemeinden  überwälzt.  Es 
ist  aber  sodann  auch  ein  Weg  gezeigt,  auf  dem  sich  die  vermeint- 
lichen grundsätzlichen  Bedenken  und  die  praktischen  Schwierig- 
keiten überwinden  lassen ,  welche  sich  der  klaren  Fassung  jenes 
Widerspruches  in  den  Weg  zu  stellen  scheinen.  Trotzdem  ist 
mit  der  Möglichkeit ,  ja  vielleicht  mit  der  Wahrscheinlichkeit  zu 
rechnen ,  dass  der  natürliche  und  wahre  Gedanke  nicht  durch- 
dringt und  dass  die  Enge  unsres  wirtschaftlichen  Lebens  auf  der 
einen,  die  Zerklüftung  und  die  Engherzigheit  unsrer  Parteiverhält- 
nisse auf  der  andern  Seite  Staat  und  Parteien  davon  abhalten, 
aus  den  gegebenen  Voraussetzungen  die  innerlich  notwendigen 
Folgerungen  zu  ziehen,  und  dass  so  die  Halbheit  der  bestehenden 
Ordnung  auch  noch  weiterhin  andauert.  Liegt  es  ja  in  der  ver- 
hängnisvollen Eigenart  der  Entwicklung  unsres  öffentlichen  Lebens 
beschlossen  ,  dass  man  Massregeln  des  Fortschritts ,  mögen  rein 
sachliche  Erwägungen  auch  noch  so  entschieden  für  sie  sprechen, 
nur  dann  durchsetzen  oder  auch  nur  zu  gründlicher  und  ein- 
drucksvoller Erörterung  bringen  kann,  wenn  man  die  herrschen- 
den Parteien  des  politischen  oder  des  wirtschaftlichen  Lebens  für 
sie  ins  Interesse  zu  ziehen  vermag.  Welche  dieser  Parteien  aber 
sollte  sich  für  eine  Frage  interessieren  oder  gar  erwärmen,  bei 
der  es  sich  um  nichts  Grösseres  handelt  als  um  das  Wohl  und 
Wehe  einer  Einrichtung,  aus  deren  Pflege  sich  ein  Gewinn  für 
die  Parteiziele  nicht  erwarten  lässt  ? 

Sollte  es  demgemäss  im  wesentlichen  beim  Alten  bleiben,  so 
bedarf  mindestens  das  verwaltungsrechtliche  Verhältnis  zwischen 
Mittelschule  und  Gemeinde  irgend  einer  formellen  dienstlichen 
Regelung,  deren  es  bis  jetzt  gerade  für  den  wichtigeren  und 
schwierigeren  Teil  der  fraglichen  Schulen  vollständig  entbehrt, 
mag  nun  hiezu  der  Weg  der  Gesetzgebung  nötig  sein  ,  der  eben 
dann  zu  betreten  ist,  oder  mag  dazu  —  was  freilich  kaum  der 
P'all  sein  dürfte  —  der  einfachere  Weg  der  Verordnung  oder 
Verfügung  genügen.  Bezüglich  der  Mängel  der  bestehenden  Ord- 
nung oder  vielmehr  NichtOrdnung  jenes  Verhältnisses  darf  an  dieser 
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Stelle  auf  einen  kürzeren  Aufsatz  hingewiesen  werden  ,  der  hier- 
über im  Aprilheft  des  Jahrgangs  1901  der  Zeitschrift  für  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  und  Gemeindeverwaltung  (S.  129  ff.)  erschie- 
nen ist.  Die  dort  ausgesprochenen  Gedanken  sollen  hier  nur  in 
ihrem  wesentlichen  Ergebnis  wiederholt,  nach  einer  euizelnen  Seite 
erweitert  und  durch  Eingehen  auf  einige  besondere  Gebiete  der 
einschlägigen  Verwaltungsgeschäfte  beleuchtet  werden.  Der  erste 
und  wesentlichste,  der  eigentliche  Grundmangel  in  der  bestehen- 
den Ordnung  —  wenn  man  diesen  Ausdruck  hier  gebrauchen 
darf  —  ist  der,  dass  es  überhaupt  nur  auf  einem  ganz  engen  Ge- 
biete feste,  rechtlich  geregelte  Formen  der  geschäftlichen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  lokalen  Vertreter  der  staatlichen  Schul- 
verwaltung und  der  Gemeinde  giebt.  Für  einen  kleinen  Teil  der 
Mittelschulen  nemlich  ,  für  die  i — 2  klassigen  Anstalten  der  klei- 
neren Städte .  ist  allerdings  durch  das  Gesetz  vom  i.  Juli  1876 
unter  Aufhebung  der  hieher  gehörigen  Bestimmungen  des  Ver- 
waltungsedikts eine  Behörde,  die  diesem  Zwecke  dient,  geschaffen 
und  durch  mehrere  eingehende  dienstliche  Instruktionen  ins  Leben 
eingeführt  worden,  soweit  durch  papierene  Vorschriften  überhaupt 
etwas  ins  wirkliche  Leben  eingeführt  werden  kann.  Diese  Be- 
hörde, Studienkommission  genannt,  unter  andrem  dazu  bestmimt, 
jene  kleineren  Landschulen  von  der  von  ihren  Lehrern  beklagten 
und  bekämpften  Unterordnung  unter  das  kirchliche  Gemeindeober- 
haupt zu  befreien,  hat  ihnen  dafür  eine  Aufsicht  gebracht,  welche 
thatsächlich  und  rechtlich  überwiegend  in  den  Händen  des  welt- 
lichen Ortsvorstehers  liegt ,  der  in  diesen  Gemeinden  fast  regel- 
mässig aus  dem  Kreise  der  niederen  Verwaltungsbeamten  hervor- 
zugehen pflegt.  Es  muss  anerkannt  werden,  dass  gleichzeitig 
diese  lokale  Unterordnung  eine  erhebliche  Einschränkung  erfahren 
hat  nach  zwei  Seiten ,  einmal  nach  dem  Umfange  des  von  ihr 
betroffenen  Schulgebiets,  sofern  die  grösseren  mehr  als  zwei 
Klassen  zählenden  Schulen  dieser  Art,  unter  Aufrechterhaltung 
einer  organischen  Verbindung  mit  der  Gemeindeverwaltung,  von 
der  Aufsicht  einer  solchen  Studienkommission  befreit  sind,  sodann 
nach  der  Bemessung  der  Zuständigkeit,  sofern  alle  Fragen  schul- 
technischer Natur  der  Entscheidung  der  Studienkommission  ent- 
zogen und  einem  aus  der  Zahl  der  benachbarten  Rektoren  oder 
erfahreneren  Lehrer  der  grösseren  Anstalten  aufgestellten  sog.  tech- 
nischen Inspektor  übertragen  sind,  der  hiefür  als  eine  Art  Hilfs- 
beamter der  staatlichen  Zentralaufsichtsbehördc  ,   aber  ohne  selb- 
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Ständige  Verfügungsgewalt  und  ohne  behördlichen  Charakter  funk- 
tioniert. Immerhin  sind ,  abgesehen  von  der  Schwierigkeit  einer 
klaren  Abgrenzung  des  schultechnischen  vom  verwaltungsrecht- 
lichen Gebiete,  die  Befugnisse  dieser  Studienkommission  und  ihres 
Vorstandes,  der  zugleich  als  Vorstand  der  Schule  erscheint,  den 
Personen  und  dem  inneren  Wirken  der  akademisch  gebildeten 
Lehrer  gegenüber  einerseits  immer  noch  so  gross ,  dass  sie  von 
diesen  als  eine  drückende  und  geradezu  demütigend  wirkende 
Last  empfunden  werden  und  wohl  geeignet  sind,  die  Freudigkeit 
des  Wirkens  in  einem  ohnedem  ausserordentlich  schwierigen  Be- 
rufe bei  ihnen  zu  lähmen ;  andrerseits  ist  die  Höhe  allgemeiner 
Bildung  und  im  Zusammenhang  damit  die  Stärke  der  morali- 
schen Auktorität  bei  den  Mitgliedern  der  Gemeindekollegien  un- 
serer kleineren  Städte  einschliesslich  des  Ortsvorstehers  gegen- 
über der  Lehrerschaft  häufig  eine  so  geringe,  dass  eine  wirkliche 
Aufsichtsstellung  damit  doch  nicht  vereinbar  ist.  Der  Wider- 
spruch zwischen  der  formellen  rechtlichen  Stellung  und  der  in- 
neren geistigen  und  moralischen  Kraft  zur  Geltendmachung  der- 
selben ist  ein  zu  grosser.  So  können  aus  der  ganzen  Einrich- 
tung gesunde  Verhältnisse  und  ein  gedeihliches,  lebensvolles  Zu- 
sammenwirken nur  unter  ganz  besonders  günstigen  persönlichen 
Umständen  hervorgehen,  und  das  grösste  ,  aber  doch  etwas  son- 
derbare Lob ,  das  ihr  von  Seiten  der  beteiligten  Kreise  gezollt 
wird,  ist  das,  dass  sie  in  der  Hauptsache  ein  latentes  Dasein  führt 
und  überwiegend  als  Speditionsbehörde  funktioniert.  Darum  ist 
sie  auch  seit  ihrem  Bestehen  einer  fortgesetzten  teils  stillen,  teils 
lauten  Kritik  seitens  derjenigen  unterlegen,  die  mit  ihr  und  in  ihr 
leben  müssen;  wiederholt  sind  Vorschläge  einer  Abänderung  ge- 
macht worden,  welche  teilweise  bis  zu  einer  völligen  Beseitigung 
der  Studienkommissionen  gegangen  sind ,  und  es  darf  wohl  für 
absehbare  Zeit  mit  der  Eventualität  einer  ganz  wesentlichen  Mo- 
difikation derselben  gerechnet  werden  ^).  So  wichtig  nun  diese 
Sache  für    den    kleineren  von    ihr  betroffenen  Kreis    von  Schulen 


i)  Nachdem  diese  Abhandlung  schon  niedergeschrieben  war,  ist  die  erwartete 
Revision  der  Instruktion  vom  19.  Okt.  1876  eingetreten  und  bekannt  gegeben  worden. 
Sie  bringt  in  mehreren  nicht  unwichtigen  Punkten  Erleichterungen  für  den  Lehrer  und 
eine  schonendere  Behandlung  ihrer  Stellung.  Am  Grundsatz  der  Ortsschulaufsicht  hält 
sie  fest  und  ebenso  an  der  Ausübung  derselben  durch  die  Studienkommission  in  ihrer 
seitherigen  Organisation  und  Zusammensetzung,  insbesondere  an  der  Stellung  des  Orts- 
vorstehers innerhalb  derselben. 
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ist,  so  überschreitet  es  doch  den  Rahmen  dieser  Abhandlung,  in 
eine  nähere  Prüfung  des  einzehien  einzugehen  und  es  mag  ge- 
nügen, diese  mehr  grundsätzHchen  als  technischen  Gesichtspunkte 
hervorzuheben.  Um  was  es  sich  hier  handelt  ist  vielmehr  das: 
immerhin  existiert  für  diesen  beschränkten  und  verhältnismässig 
weniger  bedeutenden  Teil  des  Mittelschuiwesens  eine  geregelte 
Ordnung  der  Beziehungen  zur  Gemeinde.  Mag  sie  auch  mangel- 
haft und  einer  gründlichen  Umgestaltung  aufs  dringendste  be- 
dürftig sein,  es  ist  doch  etwas  da,  woran  man  sich  halten  kann. 
Merkwürdiger  Weise  fehlt  es  dagegen  den  zahlreichen  grösseren 
Lehranstalten  ,  die  ebenso  wie  diese  kleineren  mit  ihren  Bedürf- 
nissen an  die  Gemeinde  gebunden  sind ,  völlig  an  jeder  gesetz- 
lich normierten  Einrichtung,  durch  welche  die  dienstlichen  Be- 
ziehungen zwischen  den  beiden  Seiten  geregelt  würden.  Ein  Weg 
steht  ja  freilich  immer  offen ,  der  durch  die  höhere  Instanz  der 
staatlichen  Schulaufsicht,  die  ja  ihrerseits  für  ihr  Gebiet  eine  Auf- 
sichtsstellung auch  der  Gemeinde  gegenüber  einnimmt.  Ob  sie 
hiefür  den  Weg  unmittelbarer  Eröffnung  an  die  Gemeinde  oder 
die  Vermittlung  durch  die  regelmässige  nächste  Aufsichtsbehörde 
der  Gemeindeverwaltung,  das  Oberamt,  oder  die  durch  die  lokale 
Schulbehörde  wählen  will,  ist  zwar  nicht  ganz  gleichgiltig ,  prak- 
tisch aber  nicht  von  erheblichem  Belang ;  der  letztere  Weg  er- 
scheint der  natürliche,  der  zweite  der  fernliegendste,  da  das  Ober- 
amt zu  diesem  Zweig  des  Schulwesens  in  gar  keiner  sachlichen 
Beziehung  mehr  steht.  Aber  dieser  Weg  durch  die  höhere  In- 
stanz ist  ein  Umweg,  der  nur  in  Angelegenheiten  von  grösserer 
Bedeutung ,  bei  denen  ohnehin  die  Mitwirkung  dieser  Instanz  in 
Aussicht  genommen  werden  muss  und  die  keine  sofortige  Erle- 
digung erheischen,  eingeschlagen  werden  und  dann  auch  beson- 
ders wirksam  sein  kann.  Nicht  selten  wird  aber  auch  in  solchen 
Fällen  die  lokale  Schulbehörde  auf  den  Weg  unmittelbarer  Ver- 
handlung mit  den  Gemeindebehörden  hingewiesen.  Vollends  für 
die  Werktagsbedürfnisse  des  Alltagslebens  ist  dieser  Weg  als  viel 
zu  umständlich  und  zeitraubend  nicht  gangbar.  Soweit  nun  nicht 
für  regelmässig  wiederkehrende  äusserliche  Geschäfte,  welche 
aus  den  beiderseitigen  Beziehungen  entspringen,  eine  traditionelle 
Schablone  sich  gebildet  hat,  welche,  wenn  gleich  auch  sie  auf 
einem  festen  Rechtsboden  nicht  ruht,  doch  thatsächlich  dem  Be- 
dürfnisse genügt,  soweit  es  sich  um  Aenderimgen  und  Verbesse- 
rungen   des  Bestehenden    und    Herkömmlichen    auf   dem   Gebiete 
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der  äusseren  Organisation  iiandelt,  wo  die  Initiative  naturgemäss 
auf  der  Seite  der  Schulleitung  liegt,  die  Entscheidung  aber  in  die 
Hände  der  Gemeindeverwaltung  gelegt  ist,  steht  der  ersteren  kein 
anderer  Weg  often  als  der  des  schriftlichen  Anbringens,  der  Bitte, 
der  Vorstellung,  der  Begründung,  der  Mahnung.  Ob  und  wann 
solche  Anbringen  überhaupt  Beachtung  finden  und  zur  Verhand- 
lung gebracht  werden ,  darauf  steht  ihm  ein  anderer  als  ein  mo- 
ralischer Einfluss  nicht  zu,  und  so  kann  es  vorkommen,  dass  wich- 
tige Angelegenheiten  sich  Jahre  lang  hinausziehen,  ohne  dass 
gerade  notwendig  eine  absichtliche  Verschleppung,  die  ja  freilich 
auch  vorkommen  kann ,  vorausgesetzt  werden  müsste.  Es  liegt 
das  zu  einem  guten  Teile  begründet  in  der  natürlichen  Schwer- 
tälligkeit,  welche  der  Gemeindeverwaltung  gegenüber  der  Staats- 
verwaltung überall  da  eigen  ist,  wo  es  sich  nicht  um  unmittelbare 
praktische  Fragen  der  materiellen  Interessen  handelt.  Wenn  aber 
auch  das  Anbringen  zur  Verhandlung  gebracht  wird,  so  hängt 
das  Gewicht  der  schriftlich  vorgebrachten  Gründe  sehr  von  der 
Art  ab ,  wie  der  Leiter  der  Verhandlung  sie  vorträgt  und  inter- 
pretiert ,  sie  empfiehlt  oder  bekämpft ,  und  so  ist  das  Schicksal 
der  Sache  in  hohem  Grade  der  Loyalität,  der  Diskretion,  dem  per- 
sönlichen Wohlwollen  des  letzteren  überantwortet.  Der  hierin  even- 
tuell liegenden  Gefahr  entgegenzuwirken,  ist  durchaus  persönliche 
Anwesenheit  und  Vertretung  durch  das  lebendige  Wort  notwendig. 
Ob  eine  solche  wirksam  werden  kann,  ist  wiederum  ganz  in  das 
Belieben  der  Gemeindeleitung  gestellt,  und  es  ist  für  die  Beach- 
tung, welche  die  Interessen  der  Schule  in  der  Gesetzgebung  fin- 
den, überaus  charakteristisch,  dass  man  den  heutzutage  sonst  so 
hochgestellten  Grundsatz  der  Mündlichkeit  hier  ganz  vergessen  zu 
haben  scheint.  Es  ist  ja  anzunehmen,  dass  in  der  Regel  die  kom- 
munale Geschäftsleitung  sich  dem  Wunsch  eines  Schulvorstands, 
zu  mündhcher  Verhandlung  über  eine  ihm  wichtig  erscheinende 
Schulfrage  etwa  vor  einer  Kommission  zugelassen  zu  werden,  sich 
nicht  entziehen  wird.  Aber  ein  Recht  darauf  existiert  nicht,  und  es 
lassen  sich  doch  auch  Fälle  denken ,  wo  ein  Schulvorstand  sehr 
triftige  Gründe  hat,  um  eine  derartige  Zulassung,  falls  sie  ihm 
nicht  angeboten  wird,  nicht  nachzusuchen  auf  die  Gefahr  hin,  dass 
sie  ihm  verweigert  wird.  Betrachten  wir  nun  aber  den  Gang  der 
Sache  auch  vom  umgekehrten  Ende  aus,  dass  die  Gemeindeorgane 
die  Initiative  ergreifen  zu  Massnahmen,  welche  das  Interesse  der 
Schule  direkt  oder  indirekt  berühren.    Dann  ist  es  doch  wohl  das  Ge- 
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gebene ,  dass  die  lokale  Schulbehörde  im  voraus ,  ehe  ein  förm- 
licher Beschluss  gefasst  wird,  darüber  gehört  wird,  je  nach  Umstän- 
den wiederum  in  mündlicher  Verhandlung,  und  zwar  mit  der  Mass- 
gabe, dass  ihr  unter  Umständen  ein  mindestens  suspensives  Veto- 
recht zusteht.  Ein  Recht  hierauf  aber  existiert  wiederum  nicht ;  und 
wenn  jene  Rücksicht  häufig  geübt  wird,  so  wird  sie  doch  häufig 
auch  bei  Fragen  selbst  von  hervorragendem  Interesse  unterlassen. 
Wie  weit  die  Beiseiteschiebung  der  lokalen  Schulverwaltung  gehen 
kann,  sei  nur  an  einem  Beispiele  gezeigt.  Die  jüngste  Regelung 
der  Gehaltsverhältnisse  stellte  Staat  und  Gemeinde  unter  ande- 
rem auch  vor  die  Frage  des  Schulgeldes ,  die  ja  freilich  schon 
längst  einer  grundsätzlichen  Regelung  bedurft  hätte.  Staatlicher- 
seits  wurde  ein  Normativ  aufgestellt,  das  den  Gemeinden  zur  An- 
nahme empfohlen,  aber  nicht  auferlegt  wurde.  Bei  der  Entschei- 
dung darüber,  ob  dieses  Normativ  angenommen  oder  abgelehnt 
w'erden  solle,  wurde  von  den  Gemeindeorganen  für  eine  Reihe 
von  Schulen,  wahrscheinlich  für  alle,  die  Schule  selber  gar  nicht 
gehört,  geschweige  denn  zur  Beratung  beigezogen,  obwohl  diese 
Frage  ersichtlich  keineswegs  bloss  vom  finanziellen  Gesichtspunkt 
aus  zu  beurteilen  und  zu  entscheiden  ist.  Die  Folge  ist ,  dass 
entweder  —  w'enn  die  Schule  das  ruhig  hinnimmt  — ,  die  Sache 
notleidet,  deren  Vertretung  die  amtliche  Pflicht  des  Schulleiters  ist, 
oder  der  gefasste  Beschluss  wieder  zurückgenommen  werden 
muss  oder  ein  Konflikt  entsteht.  In  beiden  letzteren  Fällen  ent- 
stehen leicht  Verstimmungen,  die  oft  lange  nachwirken  und  deren 
Kosten  die  Schule  tragen  muss,  weil  sie  auf  das  Wohlwollen  und 
nicht  auf  rechtlich  normierte  pflichtmässige  Leistungen  der  Ge- 
meinde angewiesen  ist.  Man  sieht,  diese  ganze  geschäftliche  Stel- 
lung entspringt  nicht  der  Wichtigkeit  der  Sache  noch  der  Würde 
einer  staatlichen  Einrichtung  ;  sie  muss  geradezu  als  eine  subal- 
terne bezeichnet  werden,  und  wenn  das  in  den  äusseren  Formen 
nicht  hervortritt,  so  ist  das  eben  wohl  der  Einsicht  in  die  Bedeu- 
tung der  Sache  und  vielleicht  auch  dem  Gewicht  der  Persönlich- 
keiten, nicht  aber  dem  Rechte  der  dienstlichen  Stellung  zu  ver- 
danken. Es  ist  leicht  zu  ermessen,  wie  sehr  durch  solche  Ver- 
hältnisse gerade  einem  einsichtsvollen,  denkenden,  thatkräftigen 
Schulamtsvorstande ,  der  gerne  dem  Schlendrian,  wie  er  sich  in 
alle  Verwaltung,  insbesondere  in  die  Gemeindeverwaltung  leicht 
einschleicht,  entgegenwirken,  die  äusseren  Einrichtungen,  in  denen 
er  von  andern  abhängig  ist,   den  veränderten  inneren  Bedürfnissen, 
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die  er  am  besten  kennt ,  angepasst  wissen  möchte ,  der  Mut  des 
Schaffens,  die  Freudigkeit  des  Wirkens,  das  Vertrauen  in  den  Er- 
folg, also  der  Nerv  einer  jeden  menschlichen  Thätigkeit  gelähmt 
werden  muss.  Der  Routinier  und  der  Schablonenmensch  —  die 
freilich  leiden  nicht  darunter.  Nun  steht  ja  freilich  nach  und  aus 
all  dem  noch  der  Weg  an  die  höhere  Instanz  offen,  wenn  es  nicht 
anders  sein  kann ,  auch  in  der  Form  der  Beschwerde.  Aber  da 
greifen  ähnliche  Erwägungen  Platz,  wie  sie  oben  schon  sich  auf- 
drängten. In  wichtigen  Fragen  und  da,  wo  das  Recht  der  lokalen 
Schulbehörde  ganz  ausser  Zweifel  steht,  wird  die  Aufsichtsbehörde 
sicherlich  der  auch  ihrer  Fürsorge  und  ihrem  Schutze,  nicht  bloss 
ihrer  Kontrolle  anvertrauten  Sache  das  Recht  schaffen,  das  ihr 
gebührt ;  in  Fällen  von  geringerer  Bedeutung  und  unsicherer  Rechts- 
lage aber  wird  auch  sie  geneigt  sein,  die  Stimmung  der  kommu- 
nalen Kreise  zu  schonen  und  ihr  Wohlwollen,  auf  das  nun  eben 
einmal  die  Sache  selbst  angewiesen  ist  —  hier  tritt  das  Tipwiov 
ijjcOSo;  wieder  ans  Licht  —  nur  im  Falle  dringender  Notwendig- 
keit aufs  Spiel  zu  setzen.  So  kann  der  Vertreter  der  örtlichen 
SchuHnteressen  leicht  als  der  Querulant  oder  als  der  Unfrieden- 
stifter erscheinen,  und  in  dieser  Voraussicht  verzichtet  gar  mancher 
lieber  auf  das,  was  er  für  sein  Recht  hält,  das  zugleich  auch  seine 
Pflicht  ist.  Hat  er  aber  den  Mut,  das  über  seine  Person  ergehen 
zu  lassen,  so  leidet  schliesslich  doch  auch  die  Sache  darunter,  die 
er  zu  vertreten  hat. 

Diese  ganze  gegenseitige  Stellung  erinnert  in  schlagender 
Weise  an  ein  Verhältnis,  mit  dem  sie  eine  innere  Verwandtschaft 
lediglich  nicht  hat  und  auch  nicht  haben  soll,  an  die  Art  der  inter- 
nationalen Geschäftsgebahrung :  da  ist  beiderseits  völlige  Unab- 
hängigkeit die  erste  Voraussetzung,  das  Mittel,  zum  Ziele  zu  kom- 
men ist  das  gegenseitige  7i£''9'£cv,  kommt  nichts  dabei  heraus,  so 
lässt  man  den  angesponnenen  Faden  fallen  mit  dem  stillschwei- 
genden Vorbehalt,  ihn  bei  gelegener  Zeit  wieder  aufzunehmen  ;  im 
schlimmsten  Fall  tritt  zeitweiliges  Abbrechen  der  diplomatischen 
Beziehungen  ein  und  schliesslich  kann  man  ja  auch  zur  ultima 
ratio  regum  greifen  ,  wenn  auch  in  andern  als  den  zwischen  Na- 
tionen üblichen  Formen.  Und  dabei  ist  von  vorne  herein  die 
Schule  zweifellos  der  schwächere  Teil.  Das  ist  doch  nicht  der  Fuss, 
auf  den  zwei  Gebiete  normaler  Weise  zu  einander  gestellt  sein 
sollten,  die  doch  einigermassen  auf  einander  angewiesen  sind, 
welche  beide  ein  mit  dem  Körper  eines  und  desselben  Volks-  und 
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Staatslebens  organisch  verbundenes  Glied  bilden.  Ein  solches  Ver- 
hältnis erfordert  auch  Eigenschaften  der  leitenden  Personen,  welche 
auf  beiden  Seiten  nicht  ohne  weiteres  vorausgesetzt  werden  dür- 
fen. Wenn  auch  von  diplomatischem  Geiste  eine  c6a'.:  o/J^(■t^  zz 
cpcÄTj  x£  für  jedermann  einen  gewissen  Wert  hat,  so  wird  und  soll 
man  doch  weder  die  Bürgermeister,  noch  die  Stadträte,  noch  die 
Schulvorstände  in  erster  Linie  mit  Rücksicht  auf  die  Fähigkeit  und 
Neigung  zum  Diplomatisieren  oder  gar  Antichambrieren  bestellen. 

Es  seien  im  folgenden  noch  in  der  Kürze  einige  besondere 
Geschäftsgebiete  besprochen,  in  denen  erfahrungsmässig  die  Mängel 
der  bisherigen  Ordnung  oder  vielmehr  Nichtordnung  vorzugsweise 
hervortreten  ;  es  ergeben  sich  daraus  die  konkreten  Belege  zu  den 
im  Vorstehenden    geltend    gemachten  allgemeinen  Ausführungen. 

I.  Ein  solches  Gebiet  bilden  die  Fragen  betr.  die  V^erfügung 
über  die  dem  Unterricht  zur  Benützung  überlassenen  Räumlich- 
keiten und  die  Beaufsichtigung  derselben.  Diese  Räume  gehören 
für  diejenigen  Lehranstalten,  um  die  es  sich  hier  handelt  —  ich 
möchte  sie  als  die  gemischten  bezeichnen  — ,  teilweise  auch  für 
andere,  die  als  rein  staatliche  gelten,  der  Gemeinde.  Es  fehlt  nun 
an  einer  ganz  zweifellosen  und  über  alle  Anfechtung  erhabenen, 
ein  für  allemal  giltigen  Bestimmung  darüber,  dass  diese  Räumlich- 
keiten nur  mit  Zustimmung  der  lokalen  Schulbehörde  zu  andern 
als  Schulzwecken  verwendet  werden  dürfen.  In  allererster  Linie 
gilt  dieser  Anspruch  für  diejenige  Zeit ,  in  welcher  diese  Räume 
nach  dem  Unterrichtsplan  für  den  Unterricht  selbst  notwendig 
sind.  Es  scheint  das  selbstverständlich  zu  sein.  Thatsächlich  ha- 
ben sich  schon  mehrfach  Konflikte  darüber  erhoben,  weil  die  Ge- 
meindeverwaltung diese  Räume  vorübergehend,  einnial  sogar  mit 
Androhung  von  Gewaltanwendung,  den  Unterrichtszwecken  ent- 
ziehen wollte.  Wenn  auch  solche  Eingriffe  schliesslich  abgewehrt 
werden  können,  führt  das  doch  stets  zu  peinlichen  und  widerwär- 
tigen Verhandlungen  ,  welche  leicht  die  oben  charakterisierten 
Übeln  Folgen  nach  sich  ziehen  können.  Aber  auch  ausserhalb  der 
Schulzeit  unterliegt  die  Verwendung  von  Räumen,  welche  für 
Schulzwecke  bestimmt  sind,  zu  andern  als  Schul-  und  eben  diesen 
bestimmten  Schulzwecken  manchen  Bedenken.  Vor  allem  wird 
dadurch  das  Heimatsgefühl,  das  Bewusstsein,  dass  man  Herr  in 
seinem  Hause  ist  —  my  house  is  my  Castle  —  also  etwas  ,  was 
von  ungeheurem  moralischen  Werte  ist,  empfindlich  beeinträch- 
tigt.    Man    sollte    doch    denken ,     es    habe    keine    Schwierigkeit, 
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einer  öffentlichen  Einrichtung  bezüglich  der  ihr  zur  Bethätigung 
ihres  Wirkens  und  Lebens  eingeräumten  Wohnung  dieselben  Rechte 
einzuräumen,  wie  sie  etwa  der  Mieter  gegenüber  dem  Hausbesitzer 
hat.  Weiterhin  aber  führt  auch  in  concreto  eine  solche  Verwen- 
dung leicht  zu  Schwierigkeit  und  Unordnung ;  insbesondere  wird  nicht 
selten  über  die  Verwendnng  der  Lehrzimmer  der  Lateinschulen 
in'den  kleineren  Städten  zu  Zwecken  des  abendlichen  Fortbildungs- 
unterrichts, von  dem  die  Lehrer  jener  Schulen  in  der  Regel  ferne 
gehalten  werden,  geklagt,  da  mancherlei  Unart  und  Unfug  sich  da- 
mit verbindet,  dem  seitens  der  kommunalen  Schulorgane  nicht  mit 
der  nötigen  Strenge  gesteuert  wird.  Diejenigen  Räume  aber, 
welche  am  meisten  unter  den  Gefahren  eines  gewissen  Kondomi- 
nats leiden,  sind  die  Turnhallen  und  die  Festsäle ,  welch  letztere 
meist  nicht  bloss  zu  Festlichkeiten,  sondern  auch  zu  Prüfungs-  und 
selbst  Unterrichtszwecken  dienen.  Nun  ist  andererseits  zu/Aigeben, 
dass  die  örtlichen  Bedürfnisse  nicht  selten  eine  Inanspruchnahme 
gerade  dieser  Räume  auch  für  andere  als  Schulzwecke,  für  Zwecke 
gemeinnütziger  oder  selbst  geselliger  Natur  als  ein  Bedürfnis  er- 
scheinen lassen;  und  so  würde  sich  ein  allgemeines  Sperrverbot 
hiegegen  nicht  empfehlen ,  wie  überhaupt  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete die  Verschiedenheit  der  lokalen  Verhältnisse  Berücksichti- 
gung erheischt.  Wohl  aber  sollte  eine  solche  Einräumung  stets 
an  die  Zustimmung  der  lokalen  Schulbehörden  gebunden  sein  in 
dem  Sinne,  dass  ihr  ein  Vetorecht  zusteht,  und  zwar  ein  solches, 
von  dem  unter  Umständen  auch  Gebrauch  gemacht  werden  kann, 
das  nicht  bloss  auf  dem  Papier  steht,  so  dass  sich  sofort  ein  Lärm 
erhebt,  wenn  es  einmal  aus  wohlerwogenen  Gründen  praktisch 
geltend  gemacht  wird.  Dies  ist  für  die  kleinen  Landschulen  mit 
Studienkommission,  welche  ja  ihrerseits  die  lokale  Schulbehörde 
darstellt ,  so  zu  verstehen  ,  dass  für  diesen  Fall  dem  beteiligten 
Lehrer  nicht  bloss,  wie  gewöhnlich,  Sitz  und  Stimme,  sondern 
ein  förmliches  Einspruchsrecht  bezüglich  des  ihm  speziell  zugewie- 
senen Raumes  zustehen  sollte. 

Eine  andere  Seite  dieser  wohnrechtlichen  Verhältnisse  betrifft 
die  an  und  in  den  Schulräumen  und  ihrer  Ausstattung  als  not- 
wendig erscheinenden  Verbesserungen.  Da  die  Durchführung  der- 
selben Mittel  oft  von  bedeutendem  Umfange  in  Anspruch  nimmt, 
so  sind  sie  nicht  immer  leicht  durchzusetzen,  und  es  kann  bei- 
spielsweise vorkommen,  dass  in  einer  unter  Uebereinstimmung 
aller  zuständigen  Stellen,  auch  der  Gemeindeorgane,   gegründeten 
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neuen  Schulklasse  den  Schülern  die  Sitze,  die  sie  doch  brauchen, 
erst  nach  Monaten  und  Jahren  verwilligt  werden  und  man  in  der 
langen  Zwischenzeit  sich  mit  Auskunftsmitteln  behilft,  die  den  ele- 
mentarsten F^orderungen  der  Schulgesundheitspflege  Hohn  spre- 
chen. Solche  Uebelstände  lassen  sich  freilich  schwer  vermeiden, 
so  lange  die  Abscheidung  der  Unterhaltungspflicht  nicht  sachge- 
mässer  geregelt  ist  als  bisher  und  so  lange  die  Schulbehörde,  sei 
es  in  welcher  Form  auch  immer,  nicht  eine  selbständige  Ver- 
fügungsgewalt auch  gegenüber  der  Gemeinde  hat  und  von  ihr  Ge- 
brauch macht.  Anders,  wenn  es  sich  um  Verbesserungen  handelt, 
die  von  allen  mitwirkenden  Stellen  beantragt,  empfohlen,  verwil- 
ligt sind  und  nur  noch  der  Ausführung  harren,  oder  um  Repara- 
turen, die  —  häufig  dringlicher  Natur  und  mit  keinerlei  Umständ- 
lichkeiten verknüpft  —  nicht  besonders  beantragt  und  verwilligt 
sind,  aber  —  weil  selbstverständlich  —  auch  diesen  formellen  Ge- 
schäftsgang weder  bedürfen  noch  ertragen;  es  handelt  sich  da 
etwa  um  zerbrochene  Fensterscheiben ,  um  das  Abhobeln  von 
Schülersitzen  ,  um  das  Anstreichen  von  Wandtafeln,  das  Oeffnen 
von  Schlössern,  die  Anfertigung  von  Schlüsseln,  leichte  Aende- 
rungen  und  Ergänzungen  der  Beleuchtung ,  lauter  Dinge  von  ge- 
ringfügiger Natur,  die  kein  besonderes  technisches  Sachverständ- 
nis voraussetzen  ,  deren  Mangelhaftigkeit  oder  Unvollkommenheit 
aber  den  Gang  des  Alltagslebens  empfindlich  stören  kann.  Ohne 
irgend  welche  böse  Absicht  kann  sich  die  Erledigung  solcher 
Ouisquilien  oft  Wochen  und  Monate,  ja  selbst  Jahre  hinausziehen  ; 
die  technischen  Aemter  schon  unserer  mittleren  Städte  lassen  gegen- 
über der  Grösse  und  Wichtigkeit  ihrer  sonstigen  Aufgaben  solche 
Kleinigkeiten  begreiflicherweise  leicht  in  Vergessenheit  geraten. 
Sollte  es  unter  diesen  Umständen  nicht  das  Sachgemässe  und 
Einfachste  sein  ,  dass  die  Schulbehörde  selbst  das  Recht  erhält, 
von  sich  aus  eine  Ausführung  anzuordnen.?  Die  Meinung  der  Tech- 
niker, dass  ihr  hiezu  das  nötige  »technische  Sachverständnis« 
fehle,  dürfte  für  derartige  Fälle  nicht  zutreffen;  andere  Gründe 
dagegen,  die  bisweilen  aus  dem  ganzen  Geschäftsbetrieb  der  Ge- 
meindeverwaltungen abgeleitet  werden,  sind  zu  kleinlich,  um  hier 
berücksichtigt  werden  zu  können.  Die  gewerblichen  Kreise  selber 
aber  verkehren  sicherlich  ebenso  gerne  mit  dem  Schulvorstande 
als  mit  dem  technischen  Bureau  der  Gemeinde. 

Ein  zweites  Gebiet,  auf  welchem  aus  der  mangelhaften  Ord- 
nung   des  Verhältnisses    zwischen    der  ?klittelschule    und    der    Gc- 


(5o8  J''-   H"-^el: 

meinde  Unzuträglichkeiten  entspringen,  ist  die  Stellung  des  Schul- 
dieners, lis  wird  wohl  kaum  grundsätzlich  bestritten,  dass  dieser 
in  erster  Linie  der  Dienstaufsicht  des  Schulvorstands  unterstellt 
ist.  Demgemäss  sollte  freilich  diesem  letzteren  auch  auf  die  Be- 
stell'.mg  der  Person,  welche  für  ihn  und  seine  amtliche  Wirksam- 
keit in  manchen  nicht  ganz  unwichtigen  Dingen  von  Bedeutung, 
von  grösserer  Bedeutung  ist,  als  manche  andere  derartige  Subal- 
ternbedienstete für  ihre  Amtsvorstände  es  sind,  nicht  bloss  jure 
precario ,  sondern  in  aller  Form  eine  Einwirkung  gesichert  sein  ; 
auch  bezüglich  des  Umfangs  seiner  Verpflichtungen  und  des  Mas- 
ses seiner  Bezüge  müsste  er,  so  sollte  man  meinen,  ein  gewich- 
tiges Wort  mitzusprechen  haben  ;  sonst  tritt  die  Gefahr  von  Kom- 
petenzstreitigkeiten ein.  Denn  andererseits  hat  dieser  Schuldiener 
ja  in  der  Regel  manche  Geschäfte  zu  besorgen,  für  welche  er  von 
kommunalen  Behörden  in  Anspruch  genommen  wird  ;  meist  sind 
solche  Geschäfte  die  Einziehung  des  Schulgeldes  und  die  Reini- 
gung und  Instandhaltung  des  Gebäudes  und  seiner  Ausstattung, 
durch  die  er  einerseits  zu  der  städtischen  Finanzverwaltung,  andrer- 
seits wiederum  zu  dem  technischen  Amte  in  einem  gewissen  Ver- 
hältnisse dienstlicher  Unterordnung  steht.  So  ergiebt  sich  auch 
hier  die  Schwierigkeit  einer  Art  von  Kondominat  ,  was  überall 
leicht  Anlass  zu  Reibungen  giebt  und  namentlich  für  die  dienst- 
liche Stellung  des  davon  zunächst  betroffenen  Dieners  recht  wi- 
derwärtig werden  kann ;  konkrete  Erfahrungen,  die  leicht  geltend 
gemacht  werden  können,  w'erden  besser  verschwiegen.  Es  lassen 
sich  freilich  diese  Gefahren,  wo  beiderseits  Takt  und  guter  Wille 
vorhanden  ist,  vermeiden  oder  doch  so  abmindern,  dass  sie  kaum 
empfindlich  werden.  Bei  der  Schwäche  der  menschlichen  Natur 
dürfen  aber  solche  Bedingungen  nicht  ohne  weiteres  vorausgesetzt 
werden;  jedenfalls  sind  sie  thatsächlich  nicht  überall  erfüllt.  Eine 
über  die  Garantie  persönlicher  Eigenschaften  hinausgehende  Siche- 
rung liegt  viel  mehr  darin,  dass  eine  klare  Dienstanweisung  ge- 
schaffen wird ,  bei  deren  Entwerfung  die  Ansprüche  der  lokalen 
Schulbehörde  in  erster  Linie  Berücksichtigung  finden  sollten 
und  welche  der  Genehmigung  der  staatUchen  Aufsichtsbehörde 
unterliegen  muss.  Diese  Dienstanweisung  wird  w^ohl  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  örtlichen  Verhältnisse  in  einzelnen  Punkten  auch 
verschieden  lauten  müssen,  gemeinsam  aber  muss  darin  enthalten 
sein  die  zweifellose  Unterstellung  des  Schuldieners  unter  die  Schul- 
behörde.   Als  ganz  besonders  unzweckmässig  erscheint  es  .   w^enn 
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zwei  verschiedene  Instruktionen  nebeneinander  bestehen,  von  de- 
nen die  eine  staatlich  anerkannt,  die  andere  rein  kommunalen  Ur- 
sprungs ist  und  welch  beide  nicht  durchaus  im  Einklang  mit  ein- 
ander stehen. 

Ein  weiteres  Gebiet,  auf  dem  die  Schulbehörde  mit  der  Ge- 
meindebehörde nicht  selten  zusammenzuwirken  hat,  ist  das  der  Stif- 
tungen. Wohl  nicht  an  allen,  aber  doch  an  einer  ziemlichen  An- 
zahl von  Mittelschulen,  namentlich  den  in  älterer  Zeit  wurzelnden, 
bestehen  solche  Stiftungen,  teilweise  in  mehrfacher  Anzahl,  zum 
Besten  der  Schüler.  Häufig  sind  sie  den  Lehrerkollegien  auch  zur 
Verwaltung  übertragen  ;  noch  nie  ist  über  eine  solche  Verwaltung 
durch  ein  Lehrerkollegium  eine  Unregelmässigkeit  ruchbar  gewor- 
den, was  man  bekanntlich  keineswegs  von  allen  andern  Stiftungs- 
verwaltungen sagen  kann.  Nicht  selten  sind  sie,  namentlich  die 
aus  älterer  Zeit  stammenden  ,  zu  der  man  die  Lehrerschaft  noch 
für  unfähig  zu  allen  praktischen  Verwaltungsgeschäften  hielt,  teil- 
weise jedoch  auch  solche  neueren  Datums  unter  dem  Einfluss 
dieser  verkehrten  traditionellen  Anschauung,  unter  die  Verwaltung 
der  Gemeindebehörden  gestellt.  Diese  Gemeindebehörden  waren 
früher  die  gemischten  weltlich-kirchlichen  Kollegien,  die  sog.  Stif- 
tungsräte, welche  eben  wegen  dieses  gemischten  Charakters  und 
wegen  des  starken  Einflusses,  den  die  Geistlichen  in  ihnen  hatten, 
zu  solchen  Geschäften  auch  wirklich  mehr  innere  Befähigung 
hatten.  Seit  der  sog.  Ausscheidung  des  Stiftungsvermögens  ist 
dieses  Geschäft  jedoch ,  soweit  es  nicht  kirchliche  Stiftungen  be- 
trifft ,  an  die  rein  weltlichen  Gemeinderäte  übergegangen.  Viel- 
fach ist  es  diesen  auch  ausdrücklich  und  stiftungsmässig  übertragen. 
Zum  Vorteil  der  Sache  ist  das  zunächst  nach  der  finanziellen  Seite 
nicht.  Wo  derartige  Stiftungen  unter  der  Verwaltung  der  Schul- 
behörde stehen,  wird  das  Geschäft  unentgeltlich  besorgt,  da  die 
Lehrer  ein  persönliches,  gewissermassen  ein  gemütliches  Interesse 
an  der  Sache  nehmen  und  seit  alter  Zeit  gewohnt  sind ,  solche 
mit  ihrem  Hauptberuf  verbundene  Nebengeschäfte  ohne  die  An- 
sprüche zu  besorgen,  welche  die  Mitglieder  der  staatlichen  und 
namentlich  der  kommunalen  Bureaukratie  hiebei  zu  erheben  pfle- 
gen ;  die  Gemeindebehörden  dagegen  übertragen  die  Verwaltung 
irgend  einem,  häufig  einem  ihrer  sulbalternen  Gemeindebeamten, 
die  dafür  die  regulativmässigen  Gebühren  oder  Honorare  beziehen. 
Das  geht  auf  Kosten  der  Stiftungseinkünfte  und  damit  der  Schüler, 
um    deren    willen    die  Stiftung   doch    gemacht    ist.    So    dürfte  es 
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schon  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sich  empfehlen  ,  die  Ver- 
waltung, falls  der  Stiftungsbrief  es  gestattet,  der  Schulbehörde  zu 
übertragen,  und  falls  in  Zukunft  einmal  die  Absicht  auf  eine  solche 
gerichtet  sein  sollte,  sie  ebenfalls  nicht  dem  Gemeinderate,  son- 
dern der  Schule  oder  —  sofern  diese  keine  rechtsfähige  Persön- 
lichkeit ist  —  dem  jeweiligen  Schulvorstande  zuzuweisen.  Bei  der 
für  die  einzelne  Schule  geringen  Zahl  und  dem  geringen  Umfang 
dieser  Stiftungen  dürfte  die  damit  verbundene  Arbeitslast  keine 
allzu  grosse  sein  und  sich  mit  der  ja  so  wie  so  nicht  zu  vermei- 
denden Arbeit,  die  bezüglichen  Vorschläge  festzustellen ,  am  na- 
türlichsten verbinden.  Noch  weiter  geht  die  Ausdehnung  der  Ge- 
meindebefugnisse dann,  wenn  solche  Stiftungen,  wie  es  auch  schon 
geschehen  ist,  einfach  »inkorporiert«,  d.  h.  dem  Gemeindevermögen 
einverleibt  und  mit  ihm  zusammen  verwaltet  werden  mit  der  Mass- 
gabe, dass  eine  dem  Ertrage  der  Stiftung  entsprechende  Summe  zu 
den  Stiftungszwecken  verwendet  werden  muss.  Nach  der  finanziellen 
Seite  macht  das  ja  nichts  aus  ,  wohl  aber  für  die  ganze  Art  der 
Geschäftsbehandlung,  da  die  Neigung  zu  einer  schablonenmässigen, 
über  die  ursprünglichen  Intentionen  der  Stiftung  leicht  hinweg- 
sehenden Besorgung  in  diesem  Falle  sich  besonders  leicht  ent- 
wickelt. 

Das  führt  schliesslich  auf  das  Wichtigste,  auf  die  Art  der 
Vergebung  der  aus  diesen  Stiftungen  fliessenden  Benefizien.  Es 
versteht  sich  von  selber  ,  dass  die  Schulbehörde  darüber  gehört 
wird,  und  so  hat  sie  es  in  der  Regel  in  der  Hand,  Schüler,  die  sie  für 
unwürdig  hält ,  davon  auszuschliessen.  Doch  ist  die  Möglichkeit 
vorhanden  und  hat  sich  auch  schon  verwirklicht,  dass  die  Ge- 
meindeinstanz Vergebungen  vornimmt  im  Widerspruch  mit  der 
vorgeschriebenen  Ordnung  ,  ohne  die  Schulbehörde  vorher  zu 
hören,  und  dabei  wirklich  fehlgreift.  Noch  weniger  ist  die  Schul- 
behörde positiv  in  der  Lage,  diese  Benefizien  gerade  denen  zuzu- 
wenden, die  sie  als  die  hiezu  Geeignetsten  ansieht.  In  der  Regel 
ist  die  Kompetenz  so  verteilt,  dass  die  Schulbehörde  die  Würdig- 
keit, die  Gemeindebehörde  die  Bedürftigkeit,  die  dabei  doch  stets 
mehr  oder  weniger  zur  Erwägung  kommt,  zu  begutachten  hat,  und 
dass  aus  dem  Zusammenwirken  dieser  beiden  Gesichtspunkte  und 
der  sie  vertretenden  Behörden  die  Resultante  entspringt.  Nun  ver- 
steht sich  das  Erstere,  die  Beurteilung  der  Würdigkeit  durch  die 
Schule,  doch  von  selbst;  wer  sonst  wäre  denn  dazu  befähigt.^ 
Viel  weniger  selbstverständlich  ,    wenn  auch  allgemein  üblich  ,  ist 
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das  zweite,  die  Beurteilung  der  Bedürftigkeit  durch  die  Gemeinde- 
organe. Zu  dieser  Aufgabe  ist  aber  das  Lehrerkollegium  nach 
der  einen  Seite  ebenso  befähigt;  wo  eigene  Kenntnis  und  An- 
schauung nicht  ausreicht,  ist  auch  die  Schulbehörde  in  der  Lage, 
auf  amtlichem  Wege  Erkundigungen  bei  staatlichen  oder  kommu- 
nalen Stellen  einzuholen;  anders  macht  es  ein  Schultheissenamt 
ja  auch  nicht,  und  es  ist  überdem  genugsam  bekannt,  wie  oben- 
hin und  schablonenmässig  die  Auskunft  oft  ist,  die  die  Gemeinde- 
behörden ihrerseits  zu  erteilen  pflegen.  Andererseits  sind  die  Lehrer 
viel  mehr  in  der  Lage,  die  individuellen  Verhältnisse  und  die  innere 
Lage  einer  Familie  —  Zahl,  Alter,  Bildungsgang  der  Kinder  und 
daraus  erwachsender  Aufwand,  Krankheiten  u.  dgl.  —  zu  würdi- 
gen; denn  sie  stehen  doch  wohl  nach  ihrer  ganzen  persönlichen 
Stellung  zum  Schüler  dieser  intimeren  Seite  seiner  Existenz  näher 
als  ein  Bürgermeister  oder  ein  Gemeinderat.  So  sind  die  beider- 
seitigen Befugnisse  von  Haus  aus  nicht  sachgemäss  abgeschieden. 
Entstehen  nun  Meinungsverschiedenheiten ,  so  ist  die  Möglichkeit 
mündlicher  Verständigung  nicht  oder  nur  ausnahmsweise  gegeben ; 
die  schriftliche  wird  unter  Berufung  auf  das  formelle  oder  tradi- 
tionelle Recht  abgeschnitten.  Da  hienach  die  Gemeindebehörde  die 
thatsächliche  Entscheidung  in  Händen  hat,  so  ist  begreiflicherweise 
die  Schule  auch  in  dieser  das  Interesse  ihrer  Pflegebefohlenen 
aufs  nächste  betreffenden,  das  der  Gemeinde  lediglich  nicht  berüh- 
renden Sache  von  vorneherein  der  schwächere  Teil  und  der  Ge- 
fahr ausgesetzt,  häufig  oder  gar  regelmässig  ihre  Vorschläge  unter 
Berufung  auf  das  Bedürftigkeitsmoment  zurückgev/iesen  oder  we- 
sentlich abgeändert  zu  sehen ;  hiegegen  bietet  der  Takt  der  andern 
Seite  nicht  die  nötige  Sicherheit.  Dadurch  ist  sie  in  eine  pein- 
liche, ihrer  Stellung  nicht  würdige,  unter  Umständen  sogar  ihrer 
Auktorität  bei  den  Schülern  abträgliche  Lage  versetzt.  Und  wenn 
sich  nun  gar  herausstellt,  dass  die  kommunale  Verwaltung  solcher 
Stiftungen  über  die  Bestimmungen  der  Stiftungsurkunden  oder  der 
auf  Grund  dieser  aufgestellten  Normative  leichthin  sich  hinweg- 
setzt, wenn  sie  jähre-  und  jahrzehntelang  ein  Verfahren  befolgt, 
das  mit  diesen  in  klarem  Widerspruch  steht,  in  den  Kreis  der  Be- 
rechtigten Personen  hineinzieht,  die  durch  sie  ausgeschlossen  sind, 
andere  ausschliesst,  die  berücksichtigt  werden  sollen,  bei  mehreren 
berechtigten  Gruppen  Proportionen  einhält ,  die  von  den  vorge- 
schriebenen abweichen,  Leistungen  unterlässt,  die  als  Last  auf  der 
Stiftung  ruhen  und  klar  und  deutlich  als  solche    bezeichnet  sind, 
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sich  dafür  auf  die  veränderten  Verhältnisse  beruft,  nur  nach  jahre- 
langem Bemühen  dazu  gebracht  werden  kann,  durch  Beantragung 
eines  neuen  Normativs  wenigstens  die  formell  gesetzliche  Grund- 
lage für  eine  den  veränderten  Verhältnissen  entsprechende  Be- 
handlung der  Sache  zu  schaffen ,  aber  keine  Miene  macht ,  die 
Schädigungen  und  Unterlassungen,  welche  durch  lange  vorschrifts- 
widrige Behandlung  entstanden  sind,  wenigstens  nachträglich  wieder 
gut  zu  machen,  und  wenn  endlich  für  alle  diese  Saumseligkeiten 
und  Unregelmässigkeiten  mit  Vorliebe  der  Mangel  an  Zeit  als  Er- 
klärungsgrund geltend  gemacht  wird  —  muss  das  Alles  nicht  den 
Eindruck  hervorrufen,  dass  zu  der  äusseren  Macht  die  innere  Be- 
fähigung oder  Neigung  hier  nicht  hinzutritt  und  dass  das  Wort 
doch  nicht  in  allwege  gilt ,  wem  der  Herr  das  Amt  giebt ,  dem 
giebt  er  auch  den  Verstand?  Ein  Mittel,  im  einzelnen  Falle  gegen 
dieses  Wesen  Abhilfe  zu  suchen,  ist  ja  freilich  gegeben;  es  ist 
wiederum  die  Anrufung  einer  höheren  Instanz.  Aber  abgesehen 
von  den  oben  schon  angedeuteten  Widerwärtigkeiten  und  Beden- 
ken, welche  dieser  Weg  mit  sich  zu  führen  pflegt,  namentlich 
wenn  er  wiederholt  und  häufig  betreten  wird ,  erhebt  sich  eine 
grundsätzliche  Schwierigkeit:  was  ist  das  für  eine  höhere  Instanz.' 
Ist  es  die  durch  das  allgemeine  Verwaltungsrecht  den  Gemeinden 
in  Stiftungssachen  vorgesetzte  Behörde,  die  Kreisregierung .^  Ist 
es,  da  es  sich  um  eine  Schulstiftung,  also  eine  spezielle  Schulver- 
waltungsangelegenheit  handelt,  die  Oberstudienbehörde.?'  Soll  man 
sich  gar  der  Gefahr  aussetzen,  dass  der  Kompetenzkonflikt  erhoben 
wird?  Kann  durch  die  Voraussicht  dieser  Gefahr  nicht  sogar  das 
materielle  Urteil  derjenigen  Behörde  mitbestimmt  werden,  an  die 
man  sich  zunächst  wendet  ?  Man  sieht,  zu  welch  sonderbarer  und 
schwieriger  Lage  auch  hier  der  Mangel  an  einer  klaren  und  sach- 
gemässen  Abscheidung  der  Befugnisse  führt  und  wie  aus  solchen 
Verhältnissen  der  lebhafte  und  dringende  Wunsch  der  Schulbe- 
behörde  entspringen  kann,  von  dieser  Lage,  in  der  sie  eigentlich 
nur  die  Funktionen  einer  sulbalternen  Instanz  zu  erfüllen  hat, 
lieber  ganz  loszukommen,  und  sich  auf  die  Einsendung  etwa  ge- 
wünschter Zeugnisse  zu  beschränken,  als  auch  fernerhin  durch 
Mitwirkung  eine  gewisse  moralische  Verantwortlichkeit  zu  über- 
nehmen in  einer  Sache,  wo  sie  doch  keine  wirksamen  Rechte  hat. 
Noch  manche  andere  Punkte  giebt  es,  in  welchen  bei  der  be- 
stehenden Ordnung  der  Dinge  einerseits  Gemeinde  und  Schule 
sich  berühren  und  in  einander  greifen,   andrerseits  dem  Vertreter 
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der  letzteren  nicht  diejenigen  Befugnisse  und  diejenige  Stellung 
eingeräumt  sind,  welche  er  im  Interesse  seines  Amtes  nicht  bloss 
nach  der  persönlichen,  sondern  auch  nach  der  sachlichen  Seite 
eigentlich  beanspruchen  muss.  Wie  peinlich  ist  es  /..  B.,  dass  bei 
lokalen  Festlichkeiten  einerseits,  wie  natürlich,  die  Jugend  und 
selbst  die  Lehrerschaft  auch  dieser  Schüler  zur  Mitwirkung  in  ir- 
gend einer  Form  beigezogen,  andrerseits  ihr  Vertreter  bei  der 
Vorbereitung  doch  eigentlich  nur  pro  forma  gehört  wird  ,  wenn 
die  Sache  im  wesentlichen  so  gut  wie  erledigt  ist.  Welcher  Lärm 
aber  würde  sich  erheben,  wenn  die  Schule  dann  für  ihre  Mitwir- 
kung Schwierigkeiten  machte,  obwohl  diese  unter  solchen  Umstän- 
den gewiss  berechtigt  wären  !  Wie  unangenehm  ist  es  weiterhin 
für  einen  Schulvorstand  ,  dass  er  den  Gemeindebehörden  beim 
Einzug  des  Schulgelds  in  mehrfacher  Weise  behilflich  sein  muss, 
falls  Unordnung  und  Schwierigkeiten  für  diese  Sache  oder  für  die 
Schule  vermieden  werden  sollen,  und  dass  man  ihm  doch  darüber, 
wie  dieser  Einzug  am  sachgemässesten  ausgeführt  wnrd,  auch  bei 
vollem  Einklang  mit  den  Vollziehungsorganen  der  Gemeinde  sel- 
ber, kein  Gehör  und  noch  weniger  Nachfolge  schenkt.?  Doch  es 
mag  an  dem  Angeführten  genügen.  Schlagend  ergiebt  sich  dar- 
aus, dass  wenn  das  Band,  das  diese  beiden  Einrichtungen, 
die  Mittelschule  und  die  Gemeinde ,  aneinander  knüpft,  nicht  ge- 
löst werden  kann  ,  was  nach  wie  vor  als  die  einzige  völlig  sach- 
gemässe  Regelung  erscheint,  ein  behördliches  Organ  geschaffen 
werden  muss ,  in  welchem  dem  Vertreter  der  Schule  eine  gesi- 
cherte und  für  die  Geltendmachung  ihrer  Interessen  ausreichende 
Stellung  eingeräumt  und  die  prekäre  Lage,  mit  der  er  sich  bis 
jetzt  abfinden  musste,  in  eine  rechtlich  begründete  und  mit  selb- 
ständigen  Vollmachten  ausgestattete  verwandelt  wird. 

Wie  die  Organisation  einer  solchen  Behörde  im  einzelnen  zu 
denken  wäre,  soll  hier  nicht  näher  ausgeführt  werden;  das  mag 
der  Technik  der  Gesetzgeber  von  Beruf  überlassen  bleiben.  Einige 
wichtige  Grundzüge  mögen  jedoch  festgelegt  sein.  Vor  allem 
nehme  man  nicht  die  Studienkommissionen  der  kleinen  Land- 
schulen zum  Vorbilde ;  diese  haben  in  ihrer  besonderen  Gestal- 
tung ihre  raison  d'etre  in  erster  Linie  in  etwas  ganz  anderem,  in  der 
Notwendigkeit,  um  die  man  nicht  herumkommen  zu  können  glaubt, 
für  die  Lehrer  dieser  Schulen  irgend  eine  wenn  auch  noch  so  dis- 
kret bemessene,  wirkliche,  örtliche  Aufsichtsinstanz  zu  besitzen. 
Davon  ist  ja  hier  keine  Rede,  und  noch  niemand  ist  einem  solchen 
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Gedanken  auch  nur  von  ferne  nahe  getreten ,  wenn  auch  leise 
Anwandlungen  der  Lust  nach  einem  gewissen  Mitregiment  von 
kommunaler  Seite  nicht  ganz  verborgen  bleiben.  Hier  handelt  es 
sich  lediglich  um  eine  möglichst  wirksame  Vertretung  der  Bedürf- 
nisse und  der  Interessen  der  Schule  und  ihre  sachverständige  Be- 
gründung. Eben  deswegen  muss  auch  die  Initiative  und  die  ganze 
Geschäftsleitung  in  dieser  Behörde  beim  Schulvorstand  liegen; 
sonst  bleibt  die  Sache  die  alte.  Nicht  bloss  gilt  auch  sonst  beim 
Zusammenwirken  von  Staats-  und  Gemeindeorganen  die  Regel, 
dass  dem  staatlichen  Elemente  —  ohne  dass  es  deswegen  gerade 
als  vorgesetzte  Stelle  erscheinen  soll  —  die  Leitung  zusteht,  son- 
dern insbesondere  hier  steht  die  nötige  Uebersicht  über  den  Um- 
fang der  geschäftlichen  Bedürfnisse  und  Interessen  nur  dem  Schul- 
leiter zu  Gebote.  Ausser  diesem  mögen  dieser  gemischten  Schul- 
kommission noch  etwa  je  zwei  Vertreter  von  Schule  und  Ge- 
meinde angehören;  mehr  ist  vom  Uebel.  Dass  unter  den  zwei 
Gemeindevertretern  auch  der  Gemeindevorstand  sich  befinde,  ist 
wünschenswert,  aber  nicht  notwendig.  Das  Uebergewicht  des  schul- 
männischen Elementes  scheint  eigentlich  selbstverständlich.  Die 
Thätigkeit  dieser  Behörde  ist  durch  eine  kurze  Dienstinstruktion 
zu  regeln.  Wenn  Geldverwilligungen  Bedürfnis  sind,  steht  ihr  na- 
türlich nur  die  Befugnis  der  Antragstellung  zu ;  die  Verwilligung 
selbst  ist  nach  wie  vor  abhängig  von  den  hiefür  zuständigen  Or- 
ganen der  Gemeindeverwaltung,  Damit  ist  das  Interesse  der  Ge- 
meindeautonomie genügend  gewahrt.  Eine  Vertretung  der  An- 
träge dieser  gemischten  Schulbehörde  vor  den  Gemeindekollegien 
mit  beratender  Stimme  durch  deren  schulmännischen  Vorsitzen- 
den ist  sachgemäss  und  sollte  sich  wohl  ermöglichen  lassen  ohne 
die   »Gemeindeautonomie«   zu  beeinträchtigen. 

Das  führt  auf  die  möglichen  Einwendungen ,  welche  gegen 
diesen  Gedanken  erhoben  werden  könnten.  Es  lassen  sich  solche 
denken  einmal  vom  Standpunkte  der  Schule  aus.  Erwächst  hier- 
aus nicht  unnötige  Umständlichkeit  und  Geschäftsvermehrung  .^ 
Unnötig  wäre  sie  auf  keinen  Fall ,  wie  oben  zur  Genüge  darge- 
legt wurde;  vielmehr  erscheint  sie  als  ein  entschiedenes  Bedürfnis 
für  die  Erledigung  der  Geschäfte  und  für  die  Wahrung  der  Stel- 
lung der  Schule.  Eine  Vermehrung  der  Geschäfte  gegenüber  der 
bisherigen  Behandlung  der  Sache  aber  entspringt  daraus  gewiss 
nicht,  vielmehr  das  Gegenteil,  da  erfahrungsgemäss  mündliche 
Verhandlung  rascher,    leichter  und  namentlich  auch  erfolgreicher 
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zum  Ziele  Rihrt  als  Schreibereien,  welche  unter  Umständen  ziem- 
lich umfangreicher  Natur  sein  müssen  und  um  so  lästiger  sind,  als 
den  Vorständen  dieser  Schulen  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen 
keine  Schreibhilfe  zu  Gebote  steht.  Dazu  kommt,  dass  gar  manche 
Gemeindevorstände  eine  entschiedene  Abneigung  zeigen  gegen 
die  Durcharbeitung  oder  gar  Durchforschung  des  Aktenmaterials, 
das  bisweilen  eben  doch  die  Grundlage  einer  Beschlussfassung 
bilden  muss ;  schon  mancher  Missbrauch  ist  dadurch  entstanden, 
dass  ein  Gemeindevorstand  zu  bequem  war,  in  der  Registratur 
gründlich  Umschau  zu  halten.  Das  kann  dann  durch  den  münd- 
lichen Vortrag  des  sachverständigen  Schulmanns  ersetzt  werden. 
Also  mit  diesem  Bedenken  ist  es  nichts.  Ein  anderes  könnte  vom 
Standpunkte  der  Schule  aus  geschöpft  werden  aus  der  Besorgnis 
vor  einer  stärkeren  Abhängigkeit  der  Schule  von  der  Gemeinde- 
verwaltung ;  dabei  schwebt  wohl  der  Gedanke  an  die  mehrer- 
wähnte Studienkommission  vor.  Bei  einer  solchen  Einrichtung 
jener  gemischten  Behörde,  wie  sie  hier  vorgeschlagen  wird,  kann 
aber  daran  gar  nicht  gedacht  werden.  Vielmehr  würde  dadurch 
erst  ein  Verhältnis  voller  Parität  geschaffen  und  eine  etwaige  Nei- 
gung zum  Hineinregieren  seitens  des  Rathauses  am  wirksamsten 
abgewehrt  werden.  Mehr  Eindruck  könnte  vielleicht  ein  anderer 
Einwurf  machen ,  der  vom  Standpunkte  der  Gemeinde  aus  erho- 
ben werden  könnte  :  eine  solche  Einrichtung  Verstösse  gegen  die  \-iel- 
berufene  Gemeindeautonomie,  ein  Einwand,  der  auch  von  staatlicher 
Seite  ab  und  zu  vorgebracht  wird,  wenn  man  sich  an  eine  delikate 
Aufgabe  nicht  gerne  heranmacht;  sie  tangiere  das  Palladium  der 
Selbstverwaltung.  Auch  dieser  Einwurf  trifft  nicht  zu.  Um  die 
Autonomie  der  Gemeinde  handelt  es  sich  hier  überall  nicht ,  da 
die  betreffenden  Schulen  nicht  reine  Gemeindesachen,  sondern 
nach  allen  Seiten  ausser  der  finanziellen  Sache  des  Staates  sind  ; 
im  Finanziellen  aber  soll  ja  gerade  die  » Autonomie <;  gewahrt 
bleiben.  Die  Selbstverwaltung  aber  würde  durch  die  vorgeschla- 
gene Einrichtung  erst  zur  vollen  Wahrheit  gemacht.  Erst  dann 
verwaltet  der  zu  verwaltende  Körper,  die  Schule,  sich  selbst,  so- 
weit das  überhaupt  möglich  ist,  wenn  ihrer  Vertretung,  Vorstand 
und  Lehrerkollegium,  wirksame  Verwaltungsbefugnisse  eingeräumt 
werden. 

Als  wesentliches  Ergebnis  der  bisherigen  Ausfuhrungen  fassen 
wir  zusammen  : 

I)  die  in  der  Hauptsache  thatsächlich  schon  längst  bestehende 


6 1 6  l^r.  Hirzel  : 

> Verstaatlichung«  der  Mittelschule  ist  durch  die  grundsätzliche 
Uebernahme  der  Schullasten  auf  den  Staat  vollends  durchzuführen. 

2)  Stellen  sich  dem  unüberwindliche  Hindernisse  in  den  Weg, 
so  ist  für  die  Schulen ,  die  nach  der  finanziellen  Seite  als  nicht- 
staatliche behandelt  werden,  eine  aus  staatlichen  und  kommunalen 
Mitgliedern  gemischte  Lokalbehörde  einzusetzen,  welche  die  An- 
gelegenheiten, in  denen  Schule  und  Gemeinde  sich  berühren,  unter 
Leitung  des  lokalen  Schulvorstandes  zu  erledigen  hat.  Falls  Geld- 
mittel von  der  Gemeinde  hiezu  nötig  sind ,  sind  ihre  Beschlüsse 
an  die  Zustimmung  der  Gemeindekollegien   gebunden. 

Nachdem  im  Vorstehenden  ausgeführt  worden  ist,  was  das 
Mittelschulwesen  in  seinem  Verhältnis  zur  Gemeinde,  soweit  und 
solange  ein  solches  überhaupt  von  rechtlicher  Bedeutung  für  dieses 
ist,  zu  vermissen  hat ,  was  es  demgemäss  wünscht  und  etwa  er- 
warten kann,  mögen  im  Anschluss  daran  noch  einige  Gedanken 
ausgesprochen  werden  über  die  Art  und  Weise,  wie  dieses  Schul- 
wesen dem  Staate  selbst  und  seiner  Organisation  eingegliedert 
ist.  Schon  am  Beginne  dieser  Abhandlung  ist  die  Zusammen- 
hangslosigkeit,  in  der  die  verschiedenen  Zweige  unseres  Volksbil- 
dungswesens zu  einander  stehen,  als  etwas  bezeichnet  worden, 
was  nicht  von  wohlthätigen  Folgen  für  dieses  begleitet  sei.  Man 
betrachtet  ja  heutzutage  alles  unter  dem  sozialen  Gesichtswinkel ; 
warum  nicht  auch  dieses  Gebiet  ?  Es  liegt  ja  doch  auf  der  Hand, 
von  welcher  Bedeutung  für  die  Abschwächung  der  sozialen  Gegen- 
sätze eine  Annäherung  der  verschiedenen  Bildungsformen  und 
Bildungskreise  nach  der  persönlichen  und  nach  der  sachlichen 
Seite  aneinander  werden  könnte.  Ansätze  dazu  sind  ja  vorhan- 
den; aber  alles  hat  den  Charakter  des  Vereinzelten  und  Zufälli- 
gen; es  fehlt  an  umfassender  Ueberschau  ,  klaren  Zielen,  fester 
Leitung.  Und  doch  können  die  sozialen  Strebungen  wie  überall 
so  auch  auf  diesem  Gebiete  nur  dann  segensreich  wirken ,  wenn 
die  feste  Hand  des  Staates  über  und  in  ihnen  waltet.  Wie  ver- 
schiedenartig ist  schon  die  Form,  in  welcher  die  einzelnen  Haupt- 
gebiete des  Volksbildungswesens  dem  Organismus  des  Staates  ein- 
gegliedert sind!  Da  haben  wir  zuerst  die  verschiedenen  Zweige 
des  Hochschulwesens  ,  das  in  seiner  dem  alten  Ideal  der  univer- 
sitas  litterarum  so  gründlich  entfremdeten  Manchfaltigkeit  den 
Eindruck  einer  zufälligen  Willkürlichkeit  nicht  verleugnen  kann. 
Als  eine  Art  von  Körperschaften  mit  zwar  geminderten  und  ver- 
schieden abgestuften,  aber  doch  bei  der  bedeutendsten  unter  ihnen, 
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der  Universität,  noch  sehr  erheblichen  Selbstverwaltungsbefugnissen 
sind  diese  Hochschulen  nur  der  obersten  Zentralstelle  der  Unter- 
richtsvervvaltung,  dem  Ministerium,  unterstellt.  Dann  haben  wir 
die  Mittelschulen,  auch  »höhere«  Schulen  genannt,  die  zwar  zu- 
nächst unter  einem  besonderen  Kollegium,  und  erst  durch  die  Ver- 
mittlung dieses  letzteren  weiterhin  unter  dem  Ministerium  stehen. 
Da  aber  dieses  Kollegium  nicht  als  eine  eigentliche,  selbständige 
Mittelstelle,  sondern  als  eine  Abteilung  des  Ministeriums  selbst 
erscheint  und  durch  mehrfache  persönliche  Bindeglieder  mit  dem 
Ministerium  unmittelbar  organisch  verknüpft  ist,  vor  allem  dadurch, 
dass  der  Minister  persönlich  in  wichtigeren  Angelegenheiten  an 
den  Verhandlungen  dieses  Kollegiums,  natürlich  dann  in  leitender 
Stellung  teilnimmt,  so  entsteht  daraus  eine  wenigstens  für  die  Aus- 
senstehenden  unklare  Zwischenstellung,  welche  zu  dem  Zweifel 
führen  kann,  ob  man  sich  in  einem  bestimmten  Einzelfall  an  das  Mi- 
nisterium oder  an  die  Abteilung  zu  wenden  habe,  oder  in  welchem 
Umfange  und  für  welche  Angelegenheiten  es  vorkommendenfalls 
eine  rechtliche  Möglichkeit,  einen  vernünftigen  Sinn  und  eine  prakti- 
sche Aussicht  hat,  von  der  kollegialen  Instanz  an  die  ministerielle  zu 
appellieren.  Endlich  haben  wir  die  beiden  grossen  konfessionell  ge- 
trennten Gruppen  der  evangelischen  und  der  katholischen  Volks- 
schule —  von  der  israelitischen  kann  hier  abgesehen  werden  — , 
welche  jede  für  sich  unter  zwei  verschiedenen,  völlig  selbständigen 
Kollegien  stehen,  bei  welchen  eine  solche  unmittelbare  Verbindung 
mit  dem  Ministerium  wie  bei  dem  Mittelschulkollegium  nicht  statt- 
findet. Diese  Verschiedenheit  der  Eingliederung  in  den  Staats- 
organismus hat  natürlich  in  mehr  oder  weniger  tief  wurzelnden 
historischen  Entwicklungen  ihren  Grund ,  und  da  ein  Bedürfnis 
schematischer  Gleichmässigkeit  nicht  vorliegt  und  praktische  Un- 
zuträglichkeiten aus  dieser  Verschiedenheit,  wie  es  scheint,  nicht 
entspringen,  so  werden  diese  Dinge  hier  erwähnt  nur  um  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  zu  charakterisieren,  nicht  um  irgend  welche 
praktische  Vorschläge  daran  zu  knüpfen.  Aber  eine  wichtige  und 
und  zugleich  unerfreuliche  Folge  dieser  ganzen  Organisation  darf 
doch  nicht  übersehen  werden,  dass  nämlich  jene  verschiedenen 
Kreise  des  Volksbildungswesens  nun  ohne  Zusammenhang  neben 
einander  hergehen  und  jeder  in  seiner  Sonderentwicklung  auf  die 
parallele  Entwicklung  des  andern  keine  Rücksicht  zu  nehmen 
braucht.  Eine  Berührung  ist  ja  freilich  vorhanden  ,  sofern  diese 
verschiedenen  Gebiete   alle   nach    einer    einheitlichen  Spitze    kon- 
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vergieren,  in  der  sie  schliesslich  einen  persönlichen  Vereinigungs- 
punkt finden,  nach  dem  Ministerium  und  dem  Minister.  Nun  findet 
aber  das  eigentümliche  Verhältnis  statt,  dass  diese  oberste  Instanz 
des  ganzen  Schulwesens ,  dieses  »Ministerium  des  Kirchen-  und 
Schulwesens«,  wie  es  sich  selber  nennt,  nur  rechtsverständige 
Mitglieder  in  sich  schliesst,  keine  solchen,  welche  die  inneren  und 
äusseren  Bedürfnisse  der  Schule  durch  eigene  frühere  Mitarbeit 
an  ihrer  Aufgabe  kennen  ,  also  doch  wohl  die  Sachverständigen 
in  hervorragendstem  Sinne  des  Wortes  sind.  Dasselbe  gilt  bei- 
läufig von  der  Kirche.  Es  mag  sein,  dass  durch  anderweitige  Ord- 
nungen im  Geschäftsgange  der  obersten  Behörden  und  ihrer  dienst- 
lichen Beziehungen  zum  Ministerium,  für  das  Mittelschulwesen  ins- 
besondere durch  die  Stellung  des  obersten  Kollegiums  für  »Gelehr- 
ten- und  Realschulen«  als  einer  Abteilung  des  Ministeriums  selbst 
dieser  Mangel  einigermassen  gedeckt  wird.  Es  ist  für  den,  der 
nicht  in  der  Sache  selbst  drin  steht,  überaus  schwer,  hierüber  ein 
sicheres  Urteil  zu  gewinnen;  vielleicht  meint  der  und  jener  auch, 
es  sei  gar  nicht  nötig,  dass  der  Aussenstehende  oder  Untergeord- 
nete hierüber  überhaupt  etwas  wisse,  was  aber  doch  für  eine  weit- 
blickende und  weitherzige  Auß"assung  des  dienstlichen  Verhält- 
nisses zwischen  vorgesetzten  und  untergeordneten  Stellen  kaum 
richtig  sein  dürfte.  Immerhin  wird  man  es  als  auffallend  bezeich- 
nen dürfen,  dass  in  der  obersten  Behörde  für  das  Kirchen-  und 
Schulwesen  weder  ein  Mann  der  Kirche  noch  ein  Mann  der  Schule 
einen  Platz  hat,  und  kaum  fehlgehen  mit  der  Ansicht,  dass  in  die- 
sem Verhältnis  eine  gewisse  Gefahr  des  Uebergewichts  formal- 
juridischer Geschäftsbehandlung  über  die  sachlichen  Schulinteressen 
begründet  ist  und  dass  eine  gewisse  Rückständigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  äusseren  Organisation,  in  den  finanziellen  und  verwal- 
tungsrechtlichen Fragen  —  die  schultechnischen  und  die  persön- 
lichen werden  ja  wohl  der  Abteilung  überlassen  —  teilweise  we- 
nigstens hierin  ihre  Erklärung  findet.  Mancher  Fortschritt  auf  die- 
sem Gebiete  aus  dem  abgelaufenen  Jahrzehnt  ist  unumwunden 
anzuerkennen ;  er  ist  wesentlich  der  freiwilligen  Anregung  und 
Mitarbeit  der  Lehrerschaft  selbst  und  der  freundlichen  Aufnahme, 
welche  diese  bei  den  massgebenden  Stellen  gefunden  hat,  zu  ver- 
danken. Vielleicht  wäre  diese  nicht  in  dem  Grade  nötig  gewesen, 
wenn  die  innere  dienstliche  Organisation  es  ermöglicht  hätte, 
jenen  teilweise  überaus  dringenden  Bedürfnissen  früher  Rechnung 
zu  tragen.    Tritt  ja  ein  gewisser  Vorrang  des  rechtskundigen  Mit- 
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glieds  sogar  noch  innerhalb  der  Ministerialabteilung  selber  hervor, 
die  doch  mehr  den  Charakter  einer  technischen  Schulbehörde  hat, 
sofern  dieses,  das  regelmässig  zugleich  Ministerialreferent  ist,  nach 
der  aus  dem  amtlichen  Staatshandbuch  ersichtlichen  Reihenfolge 
unabhängig  von  seinem  Dienstalter  eines  gewissen  Vorranges  vor 
den  schultechnischen  Mitgliedern  sich  zu  erfreuen  scheint.  Nie- 
mand darf  und  niemand  will  ja  daran  zweifeln ,  dass  diese  im 
Staatsdienst  hervorragenden  Männer  die  reiche  Summe  ihres  Wis- 
sens, den  Einfluss  ihrer  hohen  Stellung,  die  volle  Arbeit  eines 
verantwortungsvollen  Berufes  zum  Wohle  der  Sache  verwenden, 
deren  Dienst  sie  —  aus  einem  ganz  anders  gearteten  Berufe  erst 
in  der  Reife  des  Mannesalters  an  sie  herantretend  —  nun  in  der 
Regel  die  Kraft  ihres  ganzen  künftigen  Lebens  zu  widmen  haben. 
Niemand  aber  sollte  auch  leugnen,  dass  diejenige  wertvollste  Erfah- 
rung, welche  aus  dem  Selbsterleben,  dasjenige  (j,ai)'£:v,  welches  aus 
dem  Tzixd-zlv,  diejenige  warme  Empfindung,  diejenige  klare  Einsicht, 
dasjenige  zielbewusste  Streben,  das  aus  dem  eigenen,  persönlichen 
Leiden  unter  vorhandenen  Unvollkornmenheiten,  Mängeln,  Vernunft- 
widrigkeiten entspringt,  hier  in  der  Regel  nicht  vorhanden  ist  und  auch 
kaum  vorhanden  sein  kann,  dass  diejenigen  Einseitigkeiten,  die  man 
mit  der  Bezeichnung  des  grünen  Tisches  zu  charakterisieren  pflegt, 
hier  leichter  einreissen  können,  dass  also  eine  Ergänzung  durch 
die  vielbegehrte  und  vielbekämpfte  Fachaufsicht  —  das  Wort  im 
weitesten  und  höchsten  Sinne  genommen  —  auch  auf  diesem  Ge- 
biete und  auf  dieser  Stufe  geboten  erscheint  und  zwar  keines- 
wegs bloss  für  die  eigentlich  schultechnischen  Fragen ,  sondern 
auch  für  die  äusseren  Lebensbedingungen  und  die  organisatori- 
schen Formen,  unter  und  in  denen  sich  dieses  ganze  Wesen  und 
Leben  entwickeln  soll. 

Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Sache  lohnt  es  sich  wahrlich  der 
Mühe  ,  darauf  zu  sinnen  ,  wie  eine  solche  Ergänzung  könnte  ge- 
wonnen werden.  Bekanntlich  wird  seit  langem  in  der  schulmän- 
nischen Fachpresse  der  verschiedensten  Stufen,  überwiegend  aller- 
dings in  derjenigen  Richtung  derselben,  w^elche  man  als  die  »ra- 
dikale« zu  bezeichnen  und  damit  zu  —  diskreditieren  liebt,  der 
Gedanke  erörtert,  dieses  ganze  Gebiet  des  Volksbildungswxsens 
unter  die  oberste  Leitung  eines  Schulmanns  von  Beruf  zu  stellen,  das 
Wort  Schulmann  auch  hier  in  denkbar  weitestem  Umfange  genom- 
men ,  wonach  schulmännische  Thätigkeit  an  den  Unterrichtsan- 
stalten aller  Stufen  von  der  Hochschule  bis  zur  Volksschule  ohne 
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grundsätzliche  Ausschliessung  auch  der  Geistlichkeit  dabei  in  Frage 
käme.  Unerhört  ist  ja  ein  solcher  Gedanke  nicht.  Er  ist  bei  meh- 
reren bedeutenden  Kulturvölkern  schon  wiederholt  verwirklicht 
worden,  und  auch  im  kleinen  Lande  Württemberg  ist  der  einzige 
Schulmann,  der  zur  Leitung  des  Kultministeriums  berufen  worden 
ist,  trotz  des  äusseren  Misserfolgs  in  der  Frage,  die  ihm  als  nächste 
Aufgabe  gestellt  worden  war,  nicht  der  Geringsten  einer  gewesen 
in  der  Reihe  seiner  Vorgänger  und  seiner  Nachfahren.  Ja,  im  In- 
teresse des  Schuhvesens  hat  man  es  vielleicht  nur  aufrichtig  zu 
beklagen,  dass  der  spätere  Kanzler  Rilmelin  in  der  Konkordats- 
frage über  seine  Eigenschaft  als  oberster  staatlicher  Leiter  des 
Kirchenwesens  zu  Falle  gekommen  ist,  ehe  er  seine  reichen  Ga- 
ben und  seine  starke  Kraft  auch  in  seiner  Eigenschaft  als  ober- 
ster Leiter  des  Schulwesens  in  dauernden  Schöpfungen  bewähren 
konnte.  Trotzdem  lassen  sich  die  grossen  Schwierigkeiten  der 
Durchführung  dieses  Gedankens  nicht  verkennen,  So  lange  die 
enge  Verbindung  von  Kirche  und  Schule  aufrecht  erhalten  wird, 
die  für  Württemberg  in  einer  Jahrhunderte  alten  Vergangenheit 
wurzelt ,  und  deren  Beseitigung  nur  das  Ergebnis  einer  tiefgrei- 
fenden entweder  langsamen  und  darum  auch  langdauernden  oder 
stürmischen  Umwälzung  sein  kann,  erscheint  die  erfolgreiche  Lei- 
tung dieses  Komplexes  staatlicher  Einrichtungen  durch  emen 
Mann  von  gründlicher  fachmännisch  juridischer  und  staatswissen- 
schaftlicher Bildung,  die  freilich  durch  eine  umfassende  Allgemein- 
bildung insbesondere  auf  dem  historischen  und  philosophischen 
Gebiete  ergänzt  sein  sollte,  als  eine  Notwendigkeit,  die  höchstens 
in  vereinzelten  Ausnahmsfällen  ignoriert  werden  kann. 

Abgesehen  davon  bieten  sich  zwei  Wege  dar ,  von  denen 
jeder  in  besonderer  Weise  dazu  dienlich  sein  könnte,  einmal  dem 
schulmännischen  Element  in  der  obersten  Verwaltungsinstanz  einen 
breiteren ,  den  ihm  gebührenden  Einfluss  zu  sichern  und  sodann 
die  beklagte  Isolierung  der  verschiedenen  Zweige  des  Volksbil- 
dungswesens zu  beseitigen  oder  doch  zu  mindern.  Der  eine  Weg 
bewegt  sich  in  der  Richtung  der  bureaukratischen  Formen  und 
würde  darin  bestehen  ,  dass  einige  wenige  Schulmänner  als  vor- 
tragende Räte  in  das  Ministerium  selber  aufgenommen  würden, 
um  in  dieser  Instanz  neben  den  formal  juridischen  Gesichtspunkten 
auch  die  sachlichen  Interessen  der  verschiedenen  Zweige  der  Volks- 
bildung zu  vertreten  und  in  einer  gewissen  inneren  Beziehung  zu 
einander  zu  halten.    Ob  und  in  wie  weit  das  eine  Vereinfachung 
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der  Organisation  der  Zwischenstellen  zur  Folge  haben  müsste,  ist 
eine  Frage  für  sich ,  welche  als  mehr  der  Technik  der  Verwal- 
tungsorganisation angehörig,  hier  nicht  erörtert  werden  soll  und 
nur  deshalb  erwähnt  wird ,  um  den  Vorwurf  abzuwehren ,  dass 
diese  Konsequenz  übersehen  worden  sei.  Dieser  Weg  würde  auch 
den  weiteren  sachlichen  Vorteil  bieten,  dass  die  Kraft  älterer,  in 
der  Leitung  grösserer  Anstalten  und  den  aus  ihr  sich  ergebenden 
Verwaltungsfragen  erfahrener  Schulmänner  auch  für  die  oberste 
Zentralstelle  nutzbar  gemacht  werden  könnte,  während  durch  die 
bisherige  Einrichtung,  nach  welcher  die  schultechnischen  Mitglie- 
der der  Schulverwaltungskollegien  von  der  untersten  Stufe  der  Kolle- 
gialräte sich  ein-  und  aufzuarbeiten  haben,  gerade  diese  besonders 
brauchbaren  Elemente  erfahrungsmässig  so  gut  wie  ausgeschlos- 
sen sind.  In  einer  halbhundertjährigen  Geschichte  des  obersten 
Schulkollegiums  auf  dem  Gebiete  des  Mittelschulwesens  sind  ehe- 
malige Leiter  von  Vollanstalten  eine  ganz  seltene  und  vereinzelte 
Erscheinung;   das   scheint  weder  natürlich  noch  zweckmässig. 

Ein  zweiter  Weg,  der  den  ersten  zu  ergänzen  oder  —  falls 
diesem  zu  grosse  Bedenken  im  Wege  stünden  —  wenigstens  eini- 
germassen  zu  ersetzen  vermöchte ,  folgt  dem  Typus  der  Selbst- 
verwaltung und  bestünde  in  der  Schöpfung  eines  obersten  Bei- 
rates für  das  gesamte  Gebiet  des  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
wesens, der  —  nicht  mit  behördlichen  Befugnissen,  aber  mit  einer 
starken,  in  seiner  Zusammensetzung  begründeten  moralischen  Auk- 
torität  ausgestattet  —  zunächst  über  die  ihm  vorzulegenden  Fra- 
gen sich  gutachtlich  zu  äussern  hätte,  weiterhin  aber  auch  mit 
einer  vorsichtig  abzumessenden  Initiative  der  Beratung,  Beschluss- 
fassung und  Beantragung  auszustatten  wäre.  Für  grosse  und  wich- 
tige Verwaltungsgebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  bestehen 
schon  längst  solche  Einrichtungen,  und  es  scheint,  dass  man  sie 
bewährt  findet.  Allerdings  ruhen  diese  auf  dem  Grunde  einer  brei- 
teren Organisation  von  Selbstverwaltungskörpern ,  die  hier  fehlt 
und  nicht  leicht  geschaffen  werden  könnte  ,  aber  auch  nicht  als 
unentbehrliche  Voraussetzung  erschiene  ,  da  sie  durch  die  Form 
der  Notabeinberufung  ersetzt  werden  könnte.  Auch  für  die  Be- 
dürfnisse des  kirchlichen  Lebens ,  wenigstens  auf  evangelischer 
Seite  ist,  wenn  auch  ihrer  selbständigeren  Stellung  entsprechend 
in  ganz  anderer  Form  und  mit  viel  bedeutenderen  Befugnissen, 
ein  Weg  geschaffen  worden,  mittelst  dessen  der  Kirche  und  ihren 
Organen  eine  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  ihrer  Lebensbeding- 
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ungcn  und  Lebensnormen  auch  über  die  Formen  des  bureaukra- 
tischen  Regiments  hinaus  mogHch  ist.  Auch  das  Schul-  und  Bil- 
dungswesen eines  Volkes  ist  ein  Gebiet  von  so  grosser,  tief  ein- 
schneidender und  selbständiger  Bedeutung,  dass  auch  ihm  ein 
solcher  Zusammenhang  mit  den  unteren  Kreisen  des  Volkslebens 
nicht  auf  die  Dauer  versagt  bleiben  kann.  Das  wäre  auch  ein  ge- 
eignetes Mittel,  die  in  gewissen  Kreisen  bis  zur  Abneigung  sich 
steigernde  Gleichgiltigkeit  gegen  das  Leben  und  Wirken  der  Schule, 
namentlich  der  höheren  Schule,  die  in  der  Neigung  zu  voreiliger 
und  oberflächlicher  Kritik  keineswegs  einen  erfreulichen  Ausgleich 
findet,  zu  heilen  und  zu  überwinden.  Dann  vollends,  wenn,  wie 
gegenwärtig,  grosse  Bildungsfragen  der  Entscheidung  harren,  dürfte 
durch  eine  solche  Einrichtung  eine  gewisse  Gewähr  gegeben  sein, 
dass  diese  Entscheidung  nicht  mit  bureaukratischer  Einseitigkeit 
und  nicht  ohne  den  legitimen  Einfluss  der  sachverständigen  und 
doch  nicht  fachmännisch  beschränkten  ,  der  zunächst  beteiligten 
und  doch  nicht  egoistisch  interessierten  Kreise,  kurz  dass  sie  nicht 
ohne  Zusanmienhang  mit  den  Regungen  der  Volksseele  erfolgt. 
Dass  etwas  Derartiges  Bedürfnis  ist,  ergiebt  sich  auch  aus  dem  Ein- 
fluss, den  die  freiwilligen,  ganz  ausseramtlichen  beruflichen  Ver- 
einigungen der  Lehrerschaft  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  ver- 
schiedenen Ländern  gewonnen  haben.  Gerecht  werden  aber  kön- 
nen diese  jenem  Bedürfnis  nicht,  schon  weil  sie  rein  berufsgenos- 
senschaftlich organisiert,  weil  sie  überwiegend  auf  die  Vertretung 
der  äusseren  Standesinteressen  zugeschnitten  sind  und  weil  sie  in 
gar  keiner  geregelten  Verbindung  mit  den  staatlichen  Organen 
stehen. 

Ein  solcher  dauernd  konstruierter  Grossrat  der  Volkserziehung 
und  Volksbildung  dürfte,  richtig  organisiert,  jedenfalls  ein  weit 
grösseres  moralisches  Gewicht  in  Anspruch  nehmen  können,  als 
die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  auf  das  allgemeine  Stimm- 
recht basierten,  ganz  überwiegend  von  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Interessen  geleiteten  Volksvertretungskörper  in  Staat  und 
Gemeinde;  die  auf  diesem  Gebiete  deutlich  hervortretende  Nei- 
gung unserer  grossen  und  kleinen  Parlamente ,  auch  in  die  Ver- 
waltung sich  einzumischen,  könnte  hierin  ein  unverächtliches  Ge- 
genwicht finden.  Aber  auch  den  ad  hoc  berufenen  sachverstän- 
digen >Schulkonferenzen«,  wie  man  sie  nun  mehrfach  in  Preussen 
erlebt  hat,  wäre  die  vorgeschlagene  Einrichtung  vorzuziehen. 
Denn  schon  durch   die  ad  hoc-Berufimg  an  sich  steht  eine  solche 
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Konferenz  von  vorneherein,  ganz  abgesehen  von  ihrer  Zusammen- 
setzung, mit  Recht  oder  Unrecht,  unter  dem  V^erdacht  einer  ge- 
wissen vorgefassten  oder  doch  vorgezeichneten  Tendenz,  die  das 
Gewicht  ihrer  Entscheidungen  notwendig  abschwächen  muss. 

Ueber  die  Zusammensetzung  eines  derartigen  Beirats  sei  hier 
nur  soviel  gesagt,  dass  in  ihm  vertreten  sein  sollten  diejenigen 
Lebens-  und  Berufskreise,  bei  denen  ein  ernstliches  Interesse  und 
ein  tieferes  Verständnis  für  die  inneren  und  weiteren  Bedürfnisse 
der  Volksbildung ,  ausserdem  eine  gewisse  Unabhängigkeit  von 
politischen  und  wirtschaftlichen  Parteiinteressen  vorausgesetzt  wer- 
den kann.  Den  Kern  derselben  müsste  bilden  eine  stärkere  An- 
zahl von  Schulmännern  aller  Stufen  vom  Universitätsprofessor  bis 
zum  Volksschullehrer  ;  um  diese  würden  sich  gruppieren  auf  der 
einen  Seite  erfahrene  und  durch  eine  über  die  unmittelbaren  Be- 
dürfnisse ihres  Berufes  hinausgehende  allgemeinere  Bildung  aus- 
gezeichnete Verwaltungsbeamte  aus  Staat  und  Gemeinde,  auf  der 
andern  Seite  eine  Anzahl  Geistlicher  der  verschiedenen  Konfes- 
sionen; unentbehrlich  für  den  ganzen  Gedanken  der  Einrichtung 
wäre  endlich  eine  beschränkte  Vertretung  von  Notabein  aus  den  Krei- 
sen der  Eltern.  Eine  Gesamtzahl  von  24 — 30  Mitgliedern  für  ein 
solches  Kollegium,  das  keine  Exekutivbefugnisse  hätte,  erscheint 
nicht  zu  gross.  Festzuhalten  für  die  innere  Proportion  der  ein- 
zelnen Gruppen  wäre  der  Gedanke,  dass  das  Element  der  Schul- 
männer, von  denen  ja  gewiss  anzunehmen  ist,  dass  sie  selten  ge- 
schlossen auftreten  werden ,  ein  sehr  starkes  ,  aber  nicht  gerade 
überwiegendes  Gewicht  haben   müsste.   — 

An  die  vorstehenden  Erörterungen  über  die  Stellung  des  Mittel- 
schulwesens zu  Staat  und  Gemeinde  mögen  sich  einige  kürzere  Be- 
merkungen über  sein  Verhältnis  zur  Kirche  anschliessen,  wobei  es 
sich  wiederum  nur  um  die  äussere  Ordnung  handelt.  Es  ist  schon 
oben  angedeutet  worden,  dass  in  dieser  Beziehung  sich  die  höhere 
Schule  einer  grösseren  Freiheit  erfreut  als  die  Volksschule,  sofern  sie 
nicht  konfessionell  eingerichtet  und  —  vom  Religionsunterricht  abge- 
sehen —  keiner  kirchlichen  Aufsicht  unterstellt  ist.  Bezeichnend 
hiefür  ist  ,  dass  —  wie  ebenfalls  oben  erwähnt  —  die  kleinen 
Landschulen  schon  vor  Jahrzehnten  von  der  Lokalaufsicht  in  der- 
jenigen Form  ,  in  welcher  der  Geistliche  die  leitende  Stelle  ein- 
nahm und  welche  dadurch  einen  gewissen  kirchlichen  Charakter 
an  sich  trug,  befreit  und  einer  andern  unterstellt  worden  sind,  in 
welcher  der  Ortsgeistliche    zwar    auch    noch    vertreten  ist,    aber 
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nicht  an  erster  Stelle  und  nur  als  mitwirkender  Iviktor  der  all- 
gemeinen Gemeindeverwaltung.  Dass  diese  Aenderung  ,  diese 
»Abschaft'ung  der  geistlichen  Schulaufsicht«,  für  die  betreffenden 
Schulen  auch  ihre  Kehrseite  hat ,  darauf  sei  nur  beiläufig  hinge- 
wiesen. Vollends  die  grossen  Schulen  und  die  umfassenden  Lehr- 
komplexe, sogar  diejenigen,  welche  es  mit  der  Vorbildung  der  künf- 
tigen evangelischen  Kirchendiener  auf  dieser  Stufe  zu  thun  haben, 
sind  von  jeher  von  jeder  eigentlich  kirchlichen  Aufsicht  losgelöst. 
Eine  gewisse  Mitwirkung  der  Kirche  liegt  nur  darin,  dass  zur  Wahr- 
nehmung der  Interessen  des  religiösen  Unterrichts  Vertreter  der 
beiden  Oberkirchenbehörden  ,  die  aber  auch  einen  staatlichen 
Charakter  haben,  der  oberen  Schulaufsichtsinstanz  als  ordentliche 
Mitglieder  angehören. 

Trotz  dieser  Unzweideutigkeit  der  grundsätzlichen  Stellung  ist  in 
der  praktischen  Durchführung  nach  manchen  Seiten  die  wünschens- 
werte volle  Klarheit  noch  zu  vermissen.  Aeusserlich  zwar,  aber  doch 
bezeichnend  ist,  dass  in  weiteren  Kreisen  des  Publikums  und  der 
Elternschaft,  ja  sogar  in  der  ausseramtlichen  Schulstatistik  nicht 
selten  noch  von  »katholischen«  und  »evangelischen«  Schulen  die- 
ser Art  gesprochen  wird  und  darauf  Ansprüche  bezüglich  kon- 
fessioneller Rücksichten  bei  der  Besetzung  der  Lehrstellen  sich 
gründen  ,  die  oft  mit  dem  Tone  des  gekränkten  Rechtes  vorge- 
tragen werden.  Dem  gegenüber  wäre  zu  wünschen ,  dass  offen 
und  unzweideutig  bei  sich  darbietenden  Gelegenheiten  der  Be- 
lehrung z.  B.  in  der  übersichtlichen  Darstellung  der  württember- 
gischen Behördenorganisation  am  Schlüsse  des  ersten  Teiles  des 
Staatshandbuchs  ausgesprochen  würde,  dass  diese  Anstalten  zwar 
nicht  »konfessionslos«  sind,  wie  einmal  eine  Gemeindeverwaltung 
irrtümlicher  Weise,  wo  es  gerade  ihren  Zwecken  passte  ,  ausge- 
sprochen hat;  denn  sie  nehmen  auf  die  konfessionellen  Bedürf- 
nisse reichliche  Rücksicht  und  tragen  insbesondere  Sorge  für  den 
konfessionellen  Religionsunterricht  der  Schüler;  wohl  aber  sind 
sie  simultan.  Sämtliche  dieser  Schulen  nehmen  ihre  Schüler  auf 
ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession  .  evangelische  ,  katholische, 
israelitische,  altkatholische,  freikirchliche,  die  grösseren  meist  in 
ziemlich  starker  Mischung  der  Hauptkonfessionen.  Auch  die 
Lehrerschaft  ist  in  der  Regel ,  wenn  auch  in  geringerem  Masse, 
gemischt ;  nur  wenige,  wenigstens  von  den  älteren  Anstalten,  wird 
es  geben  ,  welche  nicht  im  Laufe  ihrer  Geschichte  auch  nach 
Seiten  der  Zusammensetzung    der  Lehrerschaft    ihren    simultanen 
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Charakter  grundsätzlich  bewahrt  haben.  Selbstverständh'ch  ist 
dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  je  nach  den  lokalen  und  ge- 
schichtlichen Verhältnissen  der  Zusammenhang  mit  der  einen  oder 
der  anderen  kirchlichen  Gemeinschaft  stärker,  vielleicht  ganz  über- 
wiegend betont  wird.  Das  begründet  aber  kein  rechtliches,  son- 
dern nur  ein  thatsächliches  Verhältnis,  und  wenn  auch  im  ganzen 
zu  wünschen  wäre,  dass  in  der  Mischung  der  Lehrerschaft  nach 
beiden  Seiten  noch  etwas  weitherziger  verfahren  würde  ,  so  ist 
jene  Rücksicht  doch  gewiss  im  allgemeinen  in  den  Forderungen 
prak-tischer  Klugheit,  vielleicht  darf  man  sagen  staatsmännischer 
Weisheit  begründet. 

Dagegen  giebt  es  nun  doch  einige  besondere  Gebiete,  auf  denen 
der  grundsätzliche  Standpunkt  nicht  mit  wünschenswerter  Klarheit 
und  Entschiedenheit  hervortritt.  Das  eine  Gebiet  betrifft  die  Schüler 
und  ihre  kirchlichen  Pflichten,  das  andere  die  Stellung  des  Religions- 
unterrichtes und  seiner  Lehrer.  In  ersterer  Hinsicht  darf  es  wohl  als 
auffallend  bezeichnet  werden,  dass  es  immer  noch  zahlreiche  Schulen 
giebt,  in  denen  die  Schüler  durch  Mittel  der  im  Namen  des  Staates 
geübten  Schulzucht,  zu  der  nicht  bloss  die  eigentlichen  Strafen,  son- 
dern insbesondere  das  Zeugnis  mit  seiner  Sittennote  gehört,  zur  Teil- 
nahme an  den  verschiedenen  Aeusserungen  des  kirchlichen  Le- 
bens ihrer  Konfessionen  genötigt  werden.  Auch  wer  den  höch- 
sten Wert  legt  auf  die  Pflege  religiösen  Geistes  und  jene  Teil- 
nahme der  Schüler  an  der  Bethätigung  des  kirchlichen  Lebens 
als  eine  unerlässliche  Voraussetzung  solcher  Pflege  betrachtet, 
wird  sich  doch  der  Einsicht  nicht  verschliessen  können,  dass  sie 
durch  solche  Mittel  schulmässiger  Polizei-  oder  Strafgewalt  durch- 
geführt den  Wert,  den  sie  an  sich  hätte,  nun  geradezu  verlieren 
und  die  entgegengesetzte  Wirkung  erzeugen  muss.  Erfahrungen, 
die  in  dieser  Beziehung  schon  gemacht  worden,  Mitteilungen, 
welche  in  späteren  Jahren  von  Männern,  welche  als  Schüler  diesem 
Zwang  unterlagen,  über  die  Wirkung  dieser  Praxis  gegeben  wor- 
den sind,  können  dieses  Urteil  nur  bestätigen.  Vor  allem  aber 
ist  eine  Frage  aufzuwerfen,  mit  welchem  Rechte  der  Staat  seine 
Bürger  zwingen  kann,  die  Teilnahme  an  seinen  Bildungsanstalten 
mit  der  Unterordnung  unter  kirchlichen  Zwang  zu  erkaufen.  Es 
kommt  dazu,  dass  die  Praxis  in  dieser  Sache  an  den  einzelnen 
Anstalten  eine  sehr  verschiedene  ist,  ja  dass  sogar  innerhalb  der- 
selben Anstalt  die  eine  Kirchengemeinschaft  sich  dieses  Danaer- 
geschenks schulpolizeilicher  Massregelung    gegenüber   »religiöser« 
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Pflichtversäumnis  erfreut,  der  andere  aber  —  gerne  oder  un- 
gerne  —  darauf  verzichtet.  Eine  solche  Ungleichmässigkeit  ist 
schon  an  sich  vom  Uebel,  vom  Uebel  gerade  für  die  Sache  selbst, 
in  deren  vermeintlichem  Interesse  sie  geübt  wird.  Also  überlasse 
man  dieses  ganze  Gebiet  lediglich  der  moralischen  Einwirkung 
der  hiefür  wirklich  zuständigen  Faktoren,  insbesondere  der  Reli- 
gionslehrer, hüte  sich  aber  davor,  dass  diese  moralische  Einwir- 
kung den  Charakter  einer  drohenden  Pression  annimmt.  Es  dürfte 
sich  sogar  empfehlen,  die  auf  diese  Dinge  bezüglichen  Bestim- 
mungen, wie  sie  sich  in  der  Regel  in  den  von  den  meisten  An- 
stalten geführten  gedruckten  Schülerstatuten  finden  ,  wenn  nicht 
ganz  zu  beseitigen,  so  doch  statt  in  eine  imperative  in  eine  sua- 
sorische  Form  zu  kleiden. 

Im  Zusammenhang  damit  mag  auch  noch  die  Erfahrung  Er- 
wähnung finden,  dass  namentlich  an  kleineren  Landschulen  nicht 
selten  die  Ansprüche  an  Berücksichtigung  des  Gottesdienstes, 
kirchlicher  Feierlichkeiten  oder  besonderen  kirchlichen  Vorberei- 
tungsunterrichts seitens  der  Schule  das  Mass  des  allgemein  Ueb- 
lichen  und  Anerk-annten  erheblich  überschreiten  und  so  zu  einer 
merkbaren  Beeinträchtigung  und  Erschwerung  der  Schularbeit 
führen.  Das  gilt,  wenn  auch  in  verschiedener  Weise,  für  alle  die 
grossen  kirchlichen  Gemeinschaften  ,  die  in  unserem  Volke  ver- 
treten sind,  ohne  Unterschied.  Bei  Kollisionen  ist  es  stets  die 
Schule,  welche  sich  unterordnen  muss,  und  bei  ihrer  staatlichen 
Aufsichtsbehörde  nicht  die  wünschenswerte  Unterstützung  findet. 
Es  kann  zwar  eine  feste  und  charaktervolle  Haltung  der  Lehrer 
und  eine  moralische  Einwirkung  der  unteren  Aufsichtsorgane  hie- 
gegen  manches  wirken.  Aber  bei  der  abhängigen  Stellung  des 
Lehrers  der  Gemeinde  gegenüber,  wie  sie  durch  die  Gemeinde- 
organisation dieser  Schulen  begründet  ist,  ist  jene  feste  Haltung 
nicht  immer  leicht  und  kann  nur  beim  Vorhandensein  eines  starken 
Rückhalts  verlangt  werden.  Diese  moralische  Einwirkung  aber 
reicht  nicht  immer  aus.  Es  giebt  Fälle,  wo  man  nur  mit  ent- 
schiedener Betonung  von  Recht  und  Pflicht  weiter  kommt.  So 
erscheint  es  als  eine  der  Aufgabe  der  Schule  und  der  Würde 
ihrer  Stellung  geschuldete  Rücksicht,  dass  feste,  unzweideutige 
Normen  von  allgemeiner  Giltigkeit  aufgestellt  werden  über  das 
Mass,  in  welchem  der  Schulunterricht  durch  derartige  Ansprüche  ein- 
geschränkt werden  darf  und  dass  jeder  Versuch  einer  Durchbrech- 
ung dieser  Normen  sofort  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen  wird. 
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Eine  zweite  Seite,  nach  der  die  Beziehungen  der  fraglichen 
Schulen  zum  kirchlichen  Wesen  Bedenken  hervorrufen,  betrifft 
die  Stellung  des  Religionsunterrichtes,  nicht  nach  seinem  inneren 
Gehalt  und  Leben,  wovon  hier  völlig  abgesehen  werden  soll,  son- 
dern nach  seiner  persönlichen  Vertretung  durch  die  Lehrer. 
Dieser  Unterricht  wird  häufig  —  nicht  bloss  für  die  konfessionellen 
Minderheiten,  für  die  es  die  Regel  ist,  sondern  auch  für  die  Mehr- 
iieiten,  in  nebenamtlicher  Form  in  die  Hände  von  Geistlichen  ge- 
legt, welche  dem  ganzen  Wesen  der  Schule,  dem  Lehrkörper, 
dem  beides  erfüllenden  Geiste  nicht  bloss  äusserlich,  sondern  viel- 
fach auch  innerlich  fremd  gegenüberstehen.  Ob  es  zum  Segen 
dient,  wenn  —  wie  es  vielfach,  auch  von  Seiten  der  Lehrerschaft 
selbst,  aus  kirchenpolitischen  Gründen  angestrebt  wird  —  dieses 
System  noch  weitere  Ausdehnung  findet,  dürfte  darum  doch  sehr 
zu  überlegen  sein.  Die  Ursache  dieser  seit  der  Emanzipation  des 
lehramtlichen  Studiums  vom  kirchenamtlichen  viel  entschiedener 
hervortretenden  Notwendigkeit  liegt  in  dem  Umstände,  dass  unsere 
Lehramtsprüfungen  keine  Möglichkeit  bieten,  das  Zeugnis  der  Be- 
fähigung für  den  Religionsunterricht  an  den  höheren  Schulen  zu 
erlangen,  dass  also  hiefür  auf  Geistliche  zurückgegriffen  werden 
muss,  welche  nur  in  den  seltensten  Fällen  eine  besondere  Vor- 
bildung oder  gar  Prüfung  für  diesen  Zweig  des  Lehramts  durch- 
gemacht haben.  Nun  ist  aber  doch  mit  der  allgemeinen  Befähi- 
gung zum  geistlichen  Amte  die  zum  Lehramte  an  höheren  Schulen 
nicht  ohne  weiteres  gegeben.  Auch  sorgfältige  Auswahl  der  Per- 
sonen kann  fehlgreifen  und  jedenfalls  den  Mangel  einer  durch 
eine  gewisse  Gleichartigkeit  der  Vorbildung  und  der  ihren  Ab- 
schluss  bildenden  Prüfung  begründeten  inneren  Berufsgemeinschaft 
nicht  ersetzen.  Man  darf  wohl  fragen,  warum  man  bei  der  erst 
vor  wenigen  Jahren  durchgeführten  Neuordnung  des  Dienstprü- 
fungswesens nicht  auch  eine  Kombination  geschaffen  hat,  welche 
die  Lehrbefähigung  für  den  Religionsunterricht  in  Verbindung  mit 
andern  verwandten  Fächern  zu  einem  organischen  Bestandteil 
des  ganzen  Prüfimgskomplexes  gestaltete,  wobei  ja  auf  die  durch 
Studium  oder  Prüfung  aufs  geistliche  Amt  früher  gewonnenen  Er- 
gebnisse eine  billige  Rücksicht  hätte  genommen  werden  können.^ 
So  wie  es  jetzt  ist,  stehen  diese  Religionslehrer  schon  vermöge 
ihrer  wesentlich  verschiedenen  früheren  Bildungs-  und  Amtslauf- 
bahn, die  der  Minderheiten,  die  ihren  Auftrag  regelmässig  im 
Nebenamt  vollziehen,  auch  schon  vermöge  ihres  Hauptamtes   dem 
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Gesamtleben  dieser  Schule,  ihrem  besonderen  Geiste  und  Be- 
dürfnisse meist  fremd,  vielleicht  sogar  einmal  mit  Abneigung 
gegenüber.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  sie  nicht  selten 
nur  ungerne  oder  auch  gar  nicht  der  dienstlichen  Aufsicht  der 
Schulleitung  auch  nur  in  der  äusseren  Ordnung  des  Schullebens 
—  vom  Inhalte  der  Lehrthätigkeit  ist  hier  ganz  abgesehen  — 
sich  unterordnen,  indem  sie  zwar  gerne  ihre  Fürsorge  für  Stunden- 
plan und  Lehrzimmeranweisung  oder  auch  einmal  ihre  Unter- 
stützung für  Aufrechterhaltung  der  äusseren  Disziplin,  wie  ganz 
in  der  Ordnung,  in  Anspruch  nehmen,  ihrerseits  aber  etwa  —  und 
das  ist  nicht  in  der  Ordnung  —  ohne  weiteres  ihre  Stunden  ver- 
legen, auch  einmal  ausfallen  lassen,  einen  mit  der  allgemeinen 
Ferienordnung  nicht  übereinstimmenden  Urlaub  nehmen,  die  Teil- 
nahme an  den  Lehrerkonferenzen  verschmähen,  weil  sie  —  wie 
einer  einmal  sagte  —  nicht  als  Untergebene  des  Schulvorstandes 
erscheinen  wollen,  was  sie  nun  aber  jedenfalls  nach  dieser  Seite 
doch  sind,  eine  Vertretung  aufstellen,  ohne  sich  durch  vorherige 
Anfrage  oder  auch  nur  nachherige  Anzeige  mit  der  Schulleitung 
ins  Benehmen  zu  setzen,  kurz  über  die  äussere  Ordnung  der 
Schule  sich  mehr  oder  weniger  erhaben  glauben.  Auch  in  diesem 
Verhältnis,  das  nicht  etwa  bloss  in  vereinzelten  Wahrnehmungen 
ausnahmsweise  hervortritt,  sondern  einen  gewissen  typischen  Cha- 
rakter zeigt,  der  um  so  bemerkenswerter  ist,  als  gewiss  keinerlei 
Absicht  oder  auch  nur  Bewusstsein  einer  Pflichtverletzung  dabei 
zu  Grunde  liegt,  ist  der  Schule  wiederum  nicht  diejenige  würdige  Stel- 
lung gewahrt,  welche  sie  doch  eigentlich  in  Anspruch  nehmen  muss. 
Es  sei  endlich  gestattet  noch  einen  letzten  Blick  auf  ein  Ge- 
biet zu  werfen,  das  einer  amtlichen  Regelung  nicht  unmittelbar 
unterworfen  ist  noch  unterworfen  werden  kann  und  doch  einer- 
seits in  einem  symptomatischen,  andrerseits  auch  in  einem  gewissen 
funktionellen  Verhältnis  zur  amtlichen  Stellung  der  Schule  steht. 
Es  ist  ihr  Verhältnis  zur  Elternschaft,  zum  Publikum,  zur  Gesell- 
schaft oder  noch  besser  das  Verhalten  dieser  letzteren  Kreise  zur 
Schule.  Es  ist  hier  nicht  eigentlich  das  gemeint,  was  man  in  den 
internen  standespolitischen  Erörterungen  der  Lehrerkreise  mit  dem 
Ausdruck  »soziale  Stellung«  zu  bezeichnen  pflegt.  Es  ist  zwar 
nicht  richtig,  was  manchmal  ausgesprochen  wird,  dass  das,  was 
man  so  nennt,  nur  durch  persönliche  Eigenschaft  und  Haltung 
bestimmt  werde.  Dazu  ist  unser  Volk,  namentlich  in  den  Kreisen, 
um  die  es  sich  hier  in   erster  Linie  handelt,    in  denen  der  söge- 
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nannten  guten  Gesellschaft,  viel  zu  sehr  bureaukratisch  und  höfisch 
verbildet,  als  dass  dieser  natürliche  und  wünschenswerte  Zustand 
wirlclich  der  herrschende  wäre.  Vielmehr  wird  man  wohl  sagen 
können,  wenn  Angehörige  andrer  Berufsstände  das  Manko  per- 
sönlicher Qualitäten  durch  den  Ueberschuss  amtlichen  Ansehens 
decken  können  und  nicht  selten  auch  müssen,  so  ist  derjenige 
Beruf,  um  den  es  sich  hier  handelt,  darauf  angewiesen,  das  ge- 
ringe äussere  Gewicht  der  amtlichen  Stellung  durch  persönliche 
Eigenschaften  zu  ersetzen.  Kann  der  Einzelne  das  nicht  —  und 
das  wird,  wie  überall,  so  auch  hier  nicht  selten  eintreten  — ,  so 
ist  er  nach  aussen  übel  daran,  übler  als  andre.  Das  ist  neben 
anderem  die  Ursache,  warum  persönliche  Schwächen  hier  viel 
stärker  bemerkt  und  viel  schärfer  beurteilt  werden  als  anderwärts, 
und  dieses  Verhältnis  ist  gewissermassen  auch  amtlich  dadurch 
anerkannt,  dass  Verfehlungen  oder  was  man  dafür  halten  zu  müssen 
glaubt,  von  der  amtlichen  Disziplin  leichter  hervorgehoben  und 
härter  geahndet  werden.  Aber  es  handelt  sich  in  diesen  Aus- 
führungen nicht  um  die  Stellung  der  Personen,  sondern  um  die 
Würdigung  der  Sache,  der  Einrichtung,  der  die  Personen  zu  dienen 
haben.  Und  da  ist  nun  bemerkenswert,  wie  sehr  die  Organe  der 
unteren  Schulverwaltung  Mühe  haben,  den  behördlichen  Charakter 
ihrer  Stellung  und  ihrer  Massregeln  bei  ihrem  Publikum  zur  An- 
erkennung zu  bringen.  Schon  äusserlich  ist  bezeichnend,  dass 
Mitteilungen,  Anzeigen,  Anliegen  aller  Art  immer  wieder  nicht  an  die 
behördliche  Stelle  der  Schulverwaltung,  sondern  an  die  Person 
ihres  Vertreters  gerichtet  werden  und  dass  fortgesetzte  Hinweise 
nicht  genügen,  um  dieser  missbräuchlichen  Gewöhnung  allseitig 
zu  steuern.  Und  das  ist  doch  keineswegs  gleichgiltig  und  nicht 
bloss  eine  Formalität.  Denn  die  Form  des  persönlichen  Appells 
gestattet  einerseits  delikate  Rücksichten  zu  beanspruchen  und  in- 
timere Gesichtspunkte  geltend  zu  machen,  die  einer  amtlichen 
Stelle  gegenüber  kaum  vorgebracht  würden  —  das  Wort  eines 
höheren  Staatsbeamten  bleibt  unvergessen  »den  Sohn  eines  . .  .  rats 
behandelt  man  doch  nicht  so«,  nämlich  nach  den  Erwägungen 
einer  sachlichen  Gerechtigkeit  — ,  andrerseits  vielleicht  auch  ein- 
mal einen  Ton  anzuschlagen,  der  Behörden  gegenüber  sonst  nicht 
gewagt  zu  werden  pflegt.  Teilweise  und  in  einzelnen  Fällen  mag 
diese  Unterschiebung  der  persönlichen  Beziehung  an  Stelle  der 
amthchen  eine  edle  und  hochachtbare  Deutung  nach  der  Seite 
zulassen,    dass  eben  in  der  Stellung    des  Lehrers  zum  Kinde    als 
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einem  zarten  Vertrauensverhältnisse  das  persönliche  Element  der 
Natur  der  Sache  nach  mehr  hervortritt,  und  man  mag  dafür  auf 
die  Analogie  des  geistlichen  Amtes  und  seiner  seelsorgerischen  Wirk- 
samkeit hinweisen.  Wenn  man  das  so  hört,  möchts  leidlich  scheinen 
und  in  manchen  Fällen  auch  wirklich  zutrefi'en.  Aber  im  ganzen 
stimmt  es  mit  den  Thatsachen  nicht;  denn  gar  häufig  nimmt 
dieser  persönliche  Appell  mehr  den  Ton  der  Kritik  an  als  den 
des  Vertrauens ;  jedenfalls  aber  müsste  er  sich  dann  auf  das  Ver- 
hältnis zum  Lehrer  beschränken,  der  ja  wirklich  eine  »Behörde« 
nicht  repräsentiert  und  eine  solche  persönliche  Stellung,  wenn 
sie  in  den  richtigen  Formen  zum  Ausdruck  kommt,  gerne  aner- 
kennen wird,  die  Adresse  an  die  Schulverwaltung  aber  und  ihre 
Amtshandlungen  strenge  vermeiden. 

In  einem  zweifellosen  inneren  Zusammenhang  mit  diesen  schein- 
baren Aeusserlichkeiten  steht  weiterhin  die  Thatsache,  dass  keine 
öffentliche  Einrichtung  so  viel  Mühe  hat,  ihre  Ordnung  in  den- 
jenigen Kreisen,  die  auf  sie  angewiesen  und  ihr  in  gewissem  Masse 
eingegliedert  sind,  zur  Anerkennung  und  praktischen  Geltung  zu 
bringen  als  die  Schule.  Schon  die  bei  aller  durch  keine  Sach- 
kenntnis getrübten  Oberflächlichkeit  oft  heftige  und  rücksichtslose 
Kritik,  die  in  der  Tagespresse  nicht  selten  gegen  sie  geübt  wird, 
ist  hiefür  charakteristisch.  Es  ist  ja  selbstverständlich,  dass  auch 
dieses  Glied  am  Körper  unsres  Volkslebens  wie  jedes  andre  eine 
Kritik,  wenn  sie  mit  Ernst  und  Sachverständnis,  in  der  richtigen 
Form  und  am  richtigen  Orte  geübt  wird,  nicht  bloss  ertragen, 
sondern  sogar  wünschen  muss;  sie  ist  ein  wirksames  Mittel,  vor 
Verknöcherung  zu  bewahren.  Und  wirklich  hat  die  Schule  in  den 
letzten  Jahrzehnten  das  reichlich  über  sich  ergehen  lassen  und 
auch  selber  dazu  mitgeholfen;  glücklicherweise  ist  sie  stark  ge- 
nug das  auszuhalten.  Nur  sollte  die  Vorsicht  nicht  unterlassen 
werden,  dass  durch  den  Ton  und  den  Ort  derselben  in  den  Herzen 
der  ihrer  Pflege  anvertrauten  Unmündigen,  die  eine  solche  Kritik 
nicht  verstehen  noch  verdauen  können,  das  Vertrauen  nicht  er- 
schüttert wird,  das  eine  der  wichtigsten  Voraussetzungen  für  das 
Gedeihen  der  also  kritisierten  Arbeit  ist.  Gegen  diese  Rücksicht 
aber  ist  von  hoch  und  nieder  schon  in  unbegreiflicher  Weise  ge- 
sündigt worden.  Bedenklicher  als  diese  öffentliche  Kritik ,  aber 
gewiss  mit  ihr  zusammenhängend  ist  der  Umstand,  dass  auch  im 
einzelnen  Falle  die  Eltern  nicht  selten  geneigt  sind,  die  Ordnung 
des  Ganzen,   die  doch  auch  für  ihren  Lebenskreis  eilt,  in  Zweifel 
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ZU  ziehen  oder  gar  zu  bekämpfen.  Es  scheint  in  dieser  Hinsicht 
nicht  ohne  Bedeutung,  dass  in  den  für  die  Schüler  bestimmten 
Statuten  und  in  den  die  gedruckten  und  veröffentlichten  Schulbe- 
richte häufig  begleitenden  Mitteilungen  an  die  Eltern  in  zu- 
nehmendem Umfange  die  Bemerkung  sich  findet,  mit  der  Auf- 
nahme des  Schülers  in  die  Schule  seien  auch  die  Eltern,  soweit 
es  für  sie  in  Betracht  kommen  könne,  an  die  Bestimmungen  der 
Schulordnung  gebunden.  Daraus  ergiebt  sich  doch,  dass  die  Er- 
fahrung einen  solchen  Hinweis  nicht  überflüssig  erscheinen  lässt 
und  dass  die  Schule  einen  gewissen  Grund  hat  einzelnen  Eltern 
—  glücklicherweise  ist  das  ja  nicht  das  überwiegende  Verhalten  — 
das  Gewissen  zu  schärfen.  Insbesondere  ist  kein  Zweifel ,  dass 
die  Schule  für  die  Schwierigkeiten  der  äusseren  sittlichen  und  so- 
zialen Zucht,  die  da  und  dort  hervortreten  und  in  der  herrschen- 
den mehr  die  Rechte  als  die  Pflichten  der  Menschen  betonenden 
Zeitrichtung  eine  Verstärkung  finden,  in  der  Haltung  des  Eltern- 
hauses nicht  immer  diejenige  Stütze  findet,  die  ihr  freilich 
kaum  entbehrlich  ist.  Auch  die  überaus  peinlichen  Unterhaltungen, 
fast  muss  man  sagen  Unterhandlungen,  denen  Lehrer  und  Schul- 
vorstände in  gewissen  Phasen  des  Schullebens  sich  nicht  selten 
ausgesetzt  sehen,  um  mit  allen  möglichen  und  unmöglichen  Grün- 
den zur  Zurücknahme  einer  nach  reiflicher  Ueberlegung  und 
bestem  Wissen  und  Gewissen  einmütig  getroffenen  amtlichen  Ent- 
scheidung gedrängt  zu  werden,  finden  ihr  Analogen  wohl  in  keinem 
andern  Berufe.  Es  ist  vorauszusehen,  dass  diese  Schwierigkeiten 
und  Widerwärtigkeiten  infolge  der  nun  im  Zuge  befindlichen  so- 
genannten Gleichberechtigung  sämtlicher  Gattungen  von  Mittel- 
schulen sich  noch  steigern ;  die  Gefahr,  dass  der  Segen  von  sitt- 
licher Zucht  und  geistiger  Bildung  und  ihr  verhängnisvolles  Korre- 
lat, die  Wohlthat  der  äusseren  Berechtigungen,  nun  im  Abstreich 
vergeben  und  dabei  den  Mindestfordernden  die  Lieferungen  zu- 
geschlagen werden  —  während  man  sonst  überall  das  Submis- 
sionswesen als  ein  verfehltes  zu  erkennen  beginnt  —  diese  Gefahr, 
die  einer  schärferen  Beobachtung  schon  bisher  nicht  ganz  ent- 
gehen konnte,  wird  in  verstärktem  Masse  auftreten.  Um  so  not- 
wendiger ist  es,  dass  dieses  ganze  Wesen  und  die  Einrichtungen, 
in  denen  es  lebendig  wirkt,  über  den  Schein  bloss  individueller 
Meinungen  und  persönlicher  Massnahmen  mehr  als  bisher  er- 
hoben und,  gerade  weil  persönliche  Auffassung  und  Behandlung 
sich  hier    besonders    leicht    einnistet,    mit    einem    starken  Schirm 
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amtlicher,  gesetzlicher  Auktorität  gedeckt  werden.  Dazu  kann 
die  Stellung,  welche  diesem  ganzen  Zweige  unsres  Staats-  und 
Volkslebens  in  den  vorstehenden  Ausführungen  vorgezeichnet 
worden  ist,  ein  Mittel  von  unverächtlicher  Wirkung  sein.  Dann 
wird  endlich  auch  aufhören,  was  schon  seit  Jahrzehnten  nicht  mit 
Gefühlen  persönlicher  Empfindlichkeit,  die  jedermann  ferne  liegen, 
wohl  aber  mit  dem  weit  bedenklicheren  Staunen  über  eine  solche 
Hintansetzung  eines  hochwichtigen  und  durchaus  ebenbürtigen 
Gliedes  unsres  staatlichen  Organismus  aufgenommen  wird,  dass 
bei  den  Gelegenheiten,  da  das  Staatsoberhaupt  die  Vertreter  der 
einzelnen  Zweige  des  staatlichen  Dienstes  in  huldvoller  Weise,  um 
sich  zu  sammeln  pflegt,  sei  es  durch  das  Gesetz  der  höfischen 
Sitte,  sei  es  durch  die  Veranstaltungen  der  höfischen  Umgebung, 
die  Schule,  au  die  doch  vor  allem  für  die  Pflege  von  Vaterlands- 
liebe, Staatsgesinnung  und  Königstreue  appelliert  wird,  sich  grund- 
sätzlich ausgeschlossen  sieht.  Unmöglich  kann  eine  solche  Son- 
derstellung innerhalb  des  Beamtentums  und  der  ihm  nahe  stehen- 
den gesellschaftlichen  Kreise  förderlich  für  das  äussere  Ansehen 
der  Schule   wirken. 

Den  vorstehenden  Ausführungen  liegen  keinerlei  Regungen 
derjenigen  Empfindlichkeit  und  desjenigen  Strebens  zugrunde,  wie 
sie  die  Menschen  gerne  geneigt  sind  bei  einem  ungeschminkten 
Hinweis  auf  vorhandene  Unvollkommenheiten  und  Mängel  als 
richtunggebend  vorauszusetzen.  Ihr  Verfasser  weiss  sich  von  diesen 
Sachen  frei  nach  allen  Seiten.  Sie  sind  lediglich  eingegeben  von 
dem  Wunsche,  auf  dessen  Erfüllung  er  ein  Recht  zu  haben  glaubt, 
dem  Wunsche,  in  dem  Amts-  und  Pflichtenkreise,  in  dem  er  seine 
Laufbahn  beschlossen  sieht,  sich  und  andre  von  Verhältnissen  be- 
freit zu  sehen,  die  er  als  hemmende  Fessel  für  die  Entfaltung 
einer  nach  allen  Seiten  möglichst  fruchtbaren  Thätigkeit  empfindet 
und  die  er  als  eine  Schädigung  desjenigen  Gebietes  des  Gemein- 
wohles betrachtet,  für  das  er  zunächst  zu  wirken  hat.  Darum 
sind  sie  auch  an  einen  Leserkreis  gerichtet,  der  diesem  Gebiete 
und  seinen  Bedürfnissen  in  der  Regel  von  Haus  aus  fremd  und 
oft  gleichgiltig  gegenübersteht,  in  dem  aber  die  persönlichen  Fak- 
toren vertreten  sind,  deren  Mitwirkung  für  eine  durchgreifende 
Besserung  dieser  teils  unbefriedigenden  teils  geradezu  verworrenen 
Zustände  unerlässlich  ist. 

Und  so  seien  zum  Schlüsse  jene  Gedanken  noch  unter  einen 
umfassenderen    Gesichtspunkt    gestellt,    der    dem     Aufgabenkreis 
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dieser  Blätter  unmittelbarer  angehört  und  es  neben  dem  eben 
Gesagten  rechtfertigen  mag,  warum  gerade  sie  zum  Sprachrohr 
für  dieselben  gewählt  wurden.  Uie  ganze  Entwicklung  unsres 
öftentlichen  Lebens  nimmt  in  zunehmendem  Masse  die  Richtung, 
dass  die  Interessen  und  die  aus  ilmen  entspringenden  Strebungen 
einzelner  Gesellschaftsk-reise  die  im  Staate  geeinigte  Macht  des 
Ganzen  sich  dienstbar  zu  machen  suchen,  gegeneinander  aus- 
spielen und  so  den  Staat  schliesslich  aufzulösen  drohen  in  eine 
Anzahl  von  Interessengruppen,  welche  nicht  mehr  das  Ganze  ver- 
treten, sondern  die  Teile.  Damit  soll  der  hohe  Wert,  das  Recht 
und  die  Notwendigkeit  sozialer  Strebungen  nicht  verkannt  oder 
gar  bestritten,  wohl  aber  auf  eine  grosse  Gefahr  hingewiesen 
werden,  welche  eine  einseitige  Verfolgung  derselben  in  sich  birgt. 
Die  Geschichte  lehrt  uns  diesen  Entwicklungsgang  kennen  in 
wichtigen  Phasen  des  Lebens  der  Vorzeit  von  der  Zersetzung  des 
altathenischen  und  altrömischen  Staates  bis  zu  den  letzten  Aus- 
läufern des  Feudalsystems  in  den  ständischen  Formen  des  poli- 
tischen Lebens.  Auch  die  Gegenwart  zeigt  uns  bei  einer  Reihe 
von  Kulturvölkern  in  erschreckender  Raschheit  das  Fortschreiten 
dieses  Zersetzungsprozesses,  der  in  den  Körperschaften  der  Ge- 
meinde- und  der  Volksvertretungen  besonders  wirksame  Hebel 
findet.  Auch  die  Schule  sucht  man  ihm  dienstbar  zn  machen,  in- 
dem man  sie  je  länger  je  mehr  einseitig  zuschneidet  nach  den 
Bedürfnissen  des  wirtschaftlichen  Lebens  und  der  erwerbenden 
Stände.  Möge  man  nicht  versäumen,  diesen  in  gewissen  Grenzen 
berechtigten,  ja  unvermeidlichen,  grossenteils  noch  in  der  Form 
des  Unbewussten  auftretenden  Strebungen  gegenüber  das  starke 
Gewicht  der  die  Einheit  und  Gemeinsamkeit  des  Ganzen  ver- 
tretenden Staatsgewalt  zu  sichern,  die  eben  doch  der  rocher  de 
bronce  bleiben  niuss,  .soll  nicht  das  Volksleben  dem  Chaos  der 
Interessenkämpfe  rettungslos  preisgegeben  sein.  Und  so  soll  auch 
über  der  Schule,  aus  der  die  Ströme  lebendigen  Wassers  in  Geist 
und  Herz,  in  Gemüt  und  Willen  der  künftigen  Generationen  ge- 
leitet werden,  nicht  bloss  zum  Scheine,  im  Grundsatze,  nach  den 
Formen  der  Gesetzgebung,  sondern  in  der  Wahrheit  des  wirken- 
den und  schaffenden  Lebens,  nicht  bloss  abw^ehrend,  beaufsich- 
tigend, leitend,  sondern  auch  erfüllend,  schützend,  sorgend,  die 
Macht  des  Staates  kräftiger  gebietend  thronen  als  bisher.  Möge 
ihr  der  Hüter,  der  Vater,  der  Heiland  endlich  erscheinen,  den  sie 
schon  so  lange  sich  ersehnt. 
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DIE  ERKRANKUNGSHÄUFIGKEIT  NACH 
BERUF  UND  ALTER. 

VON 
Dr.  FR.  PRINZING 

in  Ulm  a.lD. 


ZWEITER  ARTIKEL. 

III.  Die  Morbidität  in  der  Grossindustrie. 

Die  bisherigen  Ausführungen  haben  uns  gezeigt,  dass  die 
Höhe  der  Erkrankungsziffern  keinen  direkten  Massstab  der  Ge- 
fährdung der  Gesundheit  durch  eine  Berufsart  giebt,  da  sie  oft  der 
Höhe  der  Sterbeziffern  nicht  entsprechen.  Wir  haben  gefunden, 
dass  manche  Berufe,  die  gewiss  lebensverkürzend  wirken,  wie  z.  B. 
Schneiderei  und  Bäckerei  entweder  überhaupt  oder  doch  in  gewissen 
Ahersstufen  sehr  kleine  Erkrankungsziffern  haben,  da  diese  Ar- 
beiter, wenigstens  in  kleinen  Betrieben,  nur  schwer  abkömmlich 
sind  ;  sie  können  im  Falle  der  Erkrankung  leichtere  Arbeiten  ver- 
richten und  werden  von  ihren  Arbeitgebern  veranlasst,  das  zu 
thun,  was  ihnen  möglich  ist. 

Ganz  anders  verhält  sich  dies  in  den  grossen  Betrieben. 
Hier  kann  der  Erkrankte,  wenn  er  nicht  eine  besonders  verant- 
wortliche Arbeitsleistung  zu  besorgen  hat,  ruhig  wegbleiben,  da 
dies  keine  Störung  im  ganzen  Betrieb  verursacht.  Auch  muss 
der  Arbeitgeber  hier  darauf  sehen,  dass  der  Arbeiter  seine  volle 
Arbeitskraft  einsetzt,  namentlich  da,  wo  es  sich  um  Besorgung 
von  Maschinen  handelt.  Ist  dieser  daher  infolge  leichter  Erkrank- 
ung nur  teilweise  arbeitsfähig,  so  kann  er  überhaupt  nicht  mit- 
machen, da  von  einer  Schonung  keine  Rede  sein  kann.  Denn 
je  grösser  die  Anforderungen   sind,   die  der  Beruf  an  den  Arbeiter 
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stellt,  je  mehr  er  die  ganze  Aufmerksamkeit  desselben  erfordert, 
desto  höher  wird  auch   die  Erkrankungsziffer  sein. 

Wie  beim  Kleingewerbe  giebt  es  auch  in  der  Grossindustrie 
eine  Anzahl  Betriebe,  die  mehr  Verletzungen  mit  sich  bringen, 
z.  B.  die  Maschinenfabriken,  Hüttenwerke  u.  s.  w.,  ferner  sind 
viele  Industriezweige  durch  ungesunde  Arbeitsräume,  Entwicklung 
von  Staub  und  Gasen  der  Gesundheit  direlct  schädlich  (chemische 
Industrie,   Hüttenwerke). 

Die  höhere  Erkrankungsziffer  in  den  grösseren  Betrieben  haben 
wir  schon  oben  aus  den  österreichischen  Ziffern  ersehen  können, 
dasselbe  ergiebt  sich,  soweit  es  sich  um  Krankheiten  mit  Erwerbs- 
unfähigkeit handelt,  aus  der  Frankfurter  Statistik,  wo  allerdings 
Fabrikarbeiter  und  Taglöhner  zusammengenommen  sind. 


Alter 

Krankheitsta^e  pro 
Mitglied 

auf 

00 

Mitglieder  sind  erkrankt 

Fabrik- 
arbeiter 

alle 
Berufe 

Fabrikarbeiter 

alle  Berufe 

e.  f. 

u.  f. 

e.  f. 

u.  f. 

unter  20  Jahre 

6,1 

S,8 

33ii 

31,7 

"^,r" 

30,0 

21  —  30        - 

8,0 

6,7 

33,1 

34,0 

40.7 

1      28,7 

31—40 

II, q 

9.9 

33-5 

40,7 

3«-3 

34,6 

41  —  50        . 

14.7 

14,2 

30.0 

45,1 

36,8 

40,3 

51—60 

24,2 

20,S 

30,7 

56,4 

39,7 

47,5 

über  60        '- 

26.0 

21,7 

33.7 

44,5 

3=5,6 

44,1 

zusammen 

10,7 

S,ö 

32,6 

37,9 

40,1 

32,1 

Während  demnach  in  allen  Altersklassen  die  Zahl  der  er- 
werbsfähig Erkrankten  erheblich  unter  dem  allgemeinen  Mittel 
bleibt,  tritt  bei  den  erwerbsunfähig  Erkrankten  das  Gegenteil  her- 
vor und  zwar  sind  die  Unterschiede  zu  Ungunsten  der  Fabrikar- 
beiter und  Taglöhner  sehr  bedeutend.  Dasselbe  gilt  natürlich 
von  der  Zahl  der  Krankentage.  Wegen  der  Unsicherheit  der  Be- 
zeichnung Fabrikarbeiter  und  Taglöhner  lassen  wir  die  einzelnen 
Krankheitsformen  dieser  Gruppe  unbeachtet,  nur  so  viel  sei  er- 
wähnt, dass  Krankheiten  der  Atmungs-  und  Bewegungsorgane,  so- 
wie Verletzungen  sehr  häufig  sind  und  allein  die  höhere  Morbi- 
dität verursachen. 


I .  G  r  o  s  s  b  e  t  r  i  e  b  e  mit  mittlerer  Morbidität. 

Wir  trennen  die  Grossbetriebe  in  solche  mit  mittlerer  und 
hoher  Morbidität ;  wir  halten  uns  bei  dieser  Trennung  an  die  österrei- 
chische Statistik,  die  ein  einheitliches  Material  bietet.  Die  Betriebe, 
in  denen  auf  je  100  [Mitglieder  überhaupt  mehr  als  60  Erkrankvmgen 
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mit  Erwerbsunfähigkeit  im  Jahr  kommen,  nehmen  wir  zu  denen 
mit  hoher,  die  anderen  zu  denen  mit  mittlerer  Morbidität.  Klein 
ist  dieselbe  bei  keiner  der  angeführten  österreichischen  Betriebs- 
kassen. 

Die  Ziffern  für  die  Betriebe  mit  mittlerer  Morbidität    sind  in 
Tabelle  II  gegeben. 

Tabelle  II. 


1 

0 

0  ., 

0 

0 

TT-^- 

S  ^ 

Arbeiter  in  den  Industriezweigen 

I-i 

Vi 

Tl 

Tl 

vo  9 

x^  "— > 

< 

r 

0  (— , 

?>^ 

^^ 

'"'s 

I.  Erkrankungen   zu  loo  Mitgl. 

i 

i 

Textilfabriken 

45-3 

42,2  37,1 

34,6  37,4 '41,4  53,9 

39.0 

Fabriken  für  Bekleidungszwecke 

50,6142,0  ;38,5  i40,2  4i>9  '45>2  51-9 

41,0 

Lederfabriken 

47-7155.4  47,6  43,6J5i,9  48,1  !66,8 

48,8 

Holzwarenfabriken 

44,6:50,5  146,4  51,7  154,1   57,1   70,0 

50,6 

Polygraphische   Gewerbe 

35,047,9149,3  46,9  47,2  51,5  ;8i,7 

48,6 

Zündhülzfabriken 

43,6  49,0  46,4  48,6  144,7  |5o,9  158,7 

47,8 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

60,648,4  42,1   39,6 '44,9  52,9  64,6 

45,3 

Ziegeleien,  Zementfabriken   etc. 

56,5:45,0  46,4  147,2  '49,3  5  1,6  63,9 

48,4 

Glasfabriken 

69-1  56,0  59-9:56,5  54,2  51,7  ^54,8 

57,7 

Zuckerfabriken 

61,460,6  62,6  56,5  55,2  57,2  63,2 

59,0 

Alle  Berufe  (^Männer) 

43-042,3  43,6 '47,4  52,6  58,8  68,2 

47,4 

II.   K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  t  a  g  e  pro  Mitglied; 

i 

Textilfabriken 

:    5,9    6,4  1  5,8 

5,9 

7,4  9,517,8 

6,9 

Fabriken  für  Bekleidungszwecke 

1    6,i|   5,2  i   5,7 

6,9 

8,6 

11,2  117,4 

7,2 

Lederfabriken 

3-7 

6,8 

6,1 

6,5 

9,3 

9,3    17,3 

7,5 

Holzwarenfabriken 

5,3 

6,6 

6,2 

7,6 

9,2 

11. 9   19,8 

7,7 

Polygraphische  Gewerbe 

4-7 

7,7 

9,8 

10,1 

10,5 

16,6   34,8 

10,5 

Zündholzfabriken 

6,1 

7,6 

8,1 

8,8 

10,4 

13,0  16,0 

9,1 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

7,3;  6,6 

6,6 

7,3 

1 1,2 

I4>6  23,4 

8,5 

Ziegeleien  etc. 

6,6|   5,3 

5,8 

6,2 

7,3 

8,7   15,7 

6,8 

Glasfabriken 

7,9i   5,9 

6,9 

7,6 

9,2  Iio,o  15,0 

7,5 

Zuckerfabriken 

7,8    7,9 

8,4 

8,6;   9,5  i  11,9  >9,2 

9,1 

Alle   Berufe 

5,4    5,8     6,3 

7,6  !   9,6   12,5  20,3 

7,8 

III.   .Sterblickkeit   in   "jn: 

i          ■ 

Textilfabriken 

0,31 

0,68 

0,77 

0,92 '1,33  12,27  4,71 

i,ii 

Fabriken   für  Bekieidungszwecke 

0,32 

0,44 

0,74   1,06  !i,64  12,96  15,39 

1.21 

Lederfabriken 

—  |o,82  0,82   1,18  1 1,62  2,39  3,49 

1,31 

Holzwarenfabriken 

o,46!o,63  |o,58  ,0,93  !  1,47  !i,99  '4,05 

0,99 

Polygraphische  Gewerbe 

;0,87;i,i5 

1,03  !i,27   2,44  4,28  9,30 

1,39 

Zündholzfabriken 

,o,85|o,4i 

0,79  o,Si   1,27  ^1,37  4,13 

0,97 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

0,290,49 

c,74ji,i2  12,25  :4,29|7,2i 

1,38 

Ziegeleien  etc. 

0,3610,75 

0,77    0,98     1,64   12, 02  15,70 

1,29 

Glasfabriken 

0,30.0,47 

0,84  '1,26  11,78  12,44  15,83 

1,12 

Zuckerfabriken 

o,5i|o,65 

0,63  ,0,85    1,36   2,30   5,60 

1,08 

Alle  Berufe 

0,30 

0,52 

0,66 

0,90 

1,42 

2.31 

4,93 

1,03 

Unter    denselben    haben    die  Textilindustrie  und    die 
F'  a  b  r  i  k  e  n   für  B  e  k  1  e  i  d  u  n  g  s  z  w  e  c  k  e    die  geringste  Mor- 
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bidität.  Gross  ist  die  Erkrankungshäufigkeit  vor  dem  20.  Lebens- 
jahre, wie  auch  sonst  vielfach  bei  den  Grossbetrieben.  Es  handelt 
sich  hiebei,  wenigstens  bei  der  Textilindustrie,  nicht  etwa  um 
kleine  Zahlen  von  Mitgliedern  :  es  waren  bei  dieser  im  Durchschnitt 
von  1891—95  im  Alter  von  unter  15  Jahr  4285  und  im  Alter  von 
16 — 20  Jahren  12845  Mitglieder,  in  den  Fabriken  für  Bekleidungs- 
zwecke allerdings  nur  62,  bezw.  365.  Die  Sterblichkeit  hält  sich 
in  mittlerer  Höhe,  in  den  jüngeren  Altersklassen  ist  sie  nur  wenig 
über  dem  Mittel.  Es  geht  daraus  hervor,  dass  viele  im  jugend- 
lichen Alter  zur  Textilindustrie  kommen  und  dass  sich  zu  dieser 
hauptsächlich  auch  schwächliche  junge  Leute  drängen,  die  dann 
bei  der  anstrengenden  und  langdauernden  Arbeit  häufig  er- 
kranken. Ich  möchte  hier  an  die  Worte  NeoHtzkys  erinnern: 
»Im  allgemeinen,  äussert  er  sich  in  seiner  Hygiene  der  Textilin- 
dustrie ^),  lässt  sich  sagen,  dass  die  Gesundheitsverhältnisse  der 
Textilarbeiter  mit  den  technischen  Fortschritten  im  Fabrikbetriebe 
sich  wesentlich  gebessert  haben,  und  dass  namentlich  das  sprich- 
wörtliche sanitäre  und  soziale  Elend  der  Weber  heute  nur  noch 
bei  der  Hausweberei  in  Gebirgsgegenden,  wo  jeder  andere  Er- 
werb ausgeschlossen  ist,  angetroffen  wird.  Es  darf  nicht  aus 
dem  Auge  gelassen  werden,  dass  bei  den  Textilarbeitern  die 
minder  günstigen  Gesundheitsverhältnisse  darauf  zurückzuführen 
sind,  dass  von  Haus  aus  Personen  mit  schwächerem  Organismus 
mit  Rücksicht  auf  die  weniger  anstrengende  Arbeit  diesem  Indu- 
striezweige sich  zuwenden.'; 

Auch  nach  den  Berechnungen  von  Schüler  und  BurckJiai'dt 
haben  die  männlichen  Textilarbeiter  mit  Ausnahme  der  Sticker 
keine  sehr  hohen  Erkrankungszififern : 


Männliche  Arbeiter 

erkrankt  auf 

100  Mitglieder 

Kran 

kheitstage  pro  Kopf 

I4-I8| 

19-30I31-50 

über  50 

14-18 

19-303 

I  — 5o|über5o 

Baumwoll-Spinner 
„        -Weber 
»Drucker 
Färber,   Bleicher 
Sticker 
Seidenweber 

14.3   ' 
17,1 

10,2 
11,2 

18,2 
22,5 
21,1 
23,1 
23,9 
16,4 

!  .7,, ' 

23,0 
23,7 
30,7 
29,5 
12,9 

35,0 
34,0 
40,3 
37,2 
51,8 
13,9 

3,5 

2,7 

0,8 

1,3 

1,8 

4,7! 

3,4 
3,8 
4,0 
4,6 
3,4 

4.4  I     12,5 
3,9          7,3 
6,7        14,9 

7.5  12,2 
7,3        12,8 
3^0    :      5,6 

alle  beobachteten  Berufe 

16,4! 

25,8 

31,5 

43,7 

3'2 

4,7 

6,8    1    12,4 

Wie  in  Oesterreich  sammeln  sich  in  der  Schweiz  ebenso  bei 
der  Baumwollindustrie  eine  Menge  körperlich  und  geistig  mangel- 

i)  In    IVejl's  Handb.   der  Hygiene.    Bd.  8,   1897,   S.    1203. 
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haft  entwickelter  Leute  {Schiller  u.  Jhircklinrdt  1.  c.  S.  68)  ;  die 
immerhin  zahlreichen  Erkrankungen  werden  auf  die  schädliche 
Haltung  und  auf  schlechte  Arbeitsräume  zurückgeführt.  Die  hohe 
Morbidität  der  jüngeren  Altersklassen  finden  wir  hier  nicht  wieder; 
es  ist  anzunehmen,  dass  dies  irgendwie  durch  die  Bestimmungen 
der  Fabrikkassen  bedingt  wird.  Bezüglich  der  Zahl  der  Krank- 
heitstage ist  zu  bemerken,  dass  die  durchschnittliche  Unterstütz- 
ungsdauer etwa  9  Monate  betrug.  Für  eine  Anzahl  der  genannten 
Berufszweige  konnte  auch  die  Art  der  Erkrankungen  nach  Ge- 
schlecht getrennt  erhoben  werden,  w^obei  sich  die  Ziffern  auf  er- 
werbsfähig und  erwerbsunfähig  Erkrankte  beziehen ;  die  Zahn- 
krankheiten und  Mandelentzündungen  (Angina)  sind  den  Krank- 
heiten der  Verdauungsorgane  beigerechnet.  Von  je  100  Krank- 
heitsfällen waren  ^). 

„  ,        ,  Baumwolle- 

=•  Spinner  Weber  Drucker 

der  Verdauungsorgane  22,4        35,1         27,1 

»     Atmungsorgane  21,7  18,5         25,9 

»     Bewegungsorgane  15,4  io,S         14,3 

:>     Haut  7.9          7,2            5,4 

Verletzungen  13,4          8,4           9,5 

Sehr  wenig  zahlreich  sind  die  Krankheiten  der  Atmungsor- 
gane bei  den  BaumwoU-  und  Seidenwebern,  häufig  dagegen  bei 
den  Baumwolldruckern  und  Stickern. 

In  England  ist  die  Sterblichkeit  bei  der  Textilindustrie  keine 
sehr  hohe;    es    kamen    1890 — 92   auf  je   lOO  Lebende  Todesfälle-) 

25-35 
Wollmanufaktur  0,70 

Seidenindustrie  0,6g 

Baumwoll-  u.  Flachsindustrie  0,72 
die  ganze  Textilindustrie  0,75 
Allgemeine  Bevölkertmg  0,77 

Die  Arbeiter  in  den  Lederfabriken  haben  in  Oester- 
reich  in  den  jüngeren  Altersklassen  eine  erhöhte  Morbidität,  nach 
dem  30.  Lebensjahre  ist  sie  unter  dem  Mittel.  Da  die  Erkrank- 
ungen keine  langdauernden  sind,  so  ist  die  Zahl  der  auf  i  Mit- 
glied im  Jahr   entfallenden  Krankheitstage    auch    in   den  jüngeren 


Färber, 

Seiden- 

zu- 

Sticker 

Bleicher 

weber 

sammen 

31,8 

23.1 

32,1 

29-3 

24J 

19-3 

i8,4 

22,3 

14,0 

12,2 

12,1 

13-7 

6,7 

11,9 

9-5 

7-6 

6,0 

i4o 

4-7 

9,0 

35-45 

45-55 

55-65    J^lire 

1,20 

2,04 

4,34 

1,04 

1.93 

4,02 

1,28 

2,47 

5-25 

1.23 

2,23 

4,60 

1,30 

2,14 

3-90 

i)  Da   für  die  Erkrankungen   die  Ziffern  nicht   vollständig  vorliegen,  ist  eine   Be 
rechnung  auf  100  Mitglieder  nicht  möglich. 
2)    Westergaard  1.   c.   2.   Aufl.  S.    591. 
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Altersklassen  (ohne  die  des  i6. — 20.  Jahres)  kleiner  als  das  Mittel. 
Die  Sterblichkeit  ist  dagegen  in  allen  Altersklassen  erheblich  über 
dem  Mittel.  Es  wäre  von  Wert,  die  Ursachen  dieser  höheren 
Sterblichkeit  in  den  österreichischen  Lederfabriken  kennen  zu 
lernen;  nach  den  Ergebnissen  der  englischen  Statistik  ist  die 
Sterblichkeit  der  Gerber  daselbst  eine  günstige  und  es  ist  daher 
anzunehmen,  dass  die  hohe  Sterblichkeit  in  Oesterreich  durch 
lokale  oder  soziale  Verhältnisse  bedingt  wird. 

Bei  den  Arbeitern  in  H  o  1  z  w  a  r  e  n  f  a  b  r  i  k  e  n  (Brettsägen, 
Rahmenfabriken,  mechanische  Tischlereien  und  Möbelfabriken) 
ist  die  Morbidität  in  Oesterreich  in  allen  Altersklassen  über  dem 
Mittel,  dagegen  ist  die  Sterblichkeit  nur  in  den  jüngeren  Alters- 
klassen ein  wenig  über  diesem  ;  durchweg  ist  sie  erheblich  unter 
dem  der  Lederarbeiter.  Vergleicht  man  diese  Berufsgruppe  mit 
den  obengenannten  Holzwarenerzeugern  der  österreichischen  Sta- 
tistik, die  zu  den  Genossenschaftskassen  gehören,  so  ergiebt  sich, 
dass  bei  diesen  die  Erkrankungsziffer  nach  dem  15.  Lebensjahre 
in  allen  Altersklassen  viel  kleiner  ist  als  bei  den  Holzarbeitern  in 
den  Betriebskassen  ,  und  dass  dagegen  umgekehrt  die  Sterblich- 
keit der  letztern  durchweg  unter  derjenigen  der  Holzarbeiter  in 
kleinen  Betrieben  bleibt.  Bei  den  letzteren  sind  eben  die  Räum- 
lichkeiten, in  denen  die  Arbeit  stattfindet,  hygienischer  Verbesse- 
rungen meist  sehr  bedürftig,  sie  sind  überfüllt,  können  nicht  ge- 
hörig gelüftet  werden  und  sind  daher  mit  Staub  und  üblen  Ge- 
rüchen geschwängert. 

Die  Arbeiter  in  den  grossen  B  u  c  h  d  r  u  c  k  e  r  e  i  e  n  haben 
eine  mittlere  Erkrankungshäufigkeit,  dagegen  ist  die  Krankheits- 
dauer lang  und  die  Zahl  der  Krankentage  in  allen  Altersklassen 
recht  erheblich  über  dem  Mittel,  ein  Zeichen,  dass  schwere  chro- 
nische Krankheiten  bei  ihnen  häufig  sind.  Es  findet  dies  seine 
Bestätigung  in  der  hohen  Sterblichkeit  dieser  Arbeiter,  die  in 
allen  Altersklassen,  namentlich  aber  in  den  höheren,  sich  zeigt.  Die 
Unterschiede  zwischen  der  Morbidität  und  Mortalität  in  den  grossen 
und  kleinen  Betrieben  sind  nur  gering;  die  Nachteile  der  Be- 
schäftigung sind  schon  oben   näher  ausgeführt. 

Die  Erkrankungen  der  männlichen  Arbeiter  in  den  Z  ü  n  d- 
h  o  1  z  f  a  b  r  i  k  e  n  sind  vor  dem  40.  Lebensjahre  über  dem  Mittel, 
nachher  unter  diesem  ;  die  Zahl  der  Krankentage  dagegen  ist  bis 
zum  60.  Lebensjahre  über  dem  Mittel.  Die  Sterblichkeit  ist  klein, 
im  Alter  von    50  —  60  Jahren    ist    sie    die    kleinste    unter    allen  in 
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der  österreichischen  Statistik  angeführten  Berufsarten.  Wie  wir 
später  sehen  werden,  sind  die  Gesundheitsverhältnisse  bei  den 
weiblichen  Arbeitern  dieser  Branche  sehr  ungünstige;  es  kann 
dies  kaum  anders  als  durch  verschiedenartige  Verwendung  der 
beiden  Geschlechter  bei  der  Fabrikation  zu  erklären  sein. 

In  den  Ziegeleien,  Kalk-  und  Cementfabriken 
Oesterreichs  ist  die  Erkrankungshäufigkeit  bei  den  männlichen 
Arbeitern  bis  zum  30.  Lebensjahre  über,  nachher  unter  dem 
Mittel,  die  Zahl  der  Krankheitstage  ist  in  allen  Altersklassen 
erheblich  über  dem  Mittel.  Die  Sterblichkeit  ist  anfangs  hoch, 
nimmt  aber  nur  langsam  zu  und  ist  im  Alter  von  50 — 60  Jahren 
sogar  unter  dem  Mittel,  sonst  stets  über  diesem.  Nach  Schiller 
und  Biirckhardt,  denen  allerdings  nur  kleine  Zahlen  zur  Ver- 
fügung standen,  ist  die  Zahl  der  erkrankten  Ziegelarbeiter  vom 
19. — -50.  Lebensjahre  stets  über  dem  Mittel.  Unter  den  Er- 
krankungen derselben  sind  Rheumatismen  sehr  häufig^);  die  Ar- 
beit in  den  Ziegeleien  ist  eine  schwere  und  oft  lang  andauernde, 
so  dass  schwächliche  Individuen  schnell  ausgeschieden  werden, 
entweder  durch  den  Tod  oder  durch  den  Uebertritt  zu  anderen 
Berufsarten.  Nur  so  erklärt  es  sich,  wenn  die  höheren  Alters- 
klassen bessere  Gesundheitsverhältnisse  bei  dieser  Berufsart  haben. 

Die  Morbidität  der  Arbeiter  in  den  T  h  o  n  w  a  r  e  n  -  und 
P  o  r  z  e  1 1  a  n  -  F  a  b  r  i  k  e  n  ist  in  Oesterreich  nur  vor  dem  20. 
Lebensjahre  gross,  nachher  kleiner,  dagegen  ist  die  Zahl  der 
Krankheitstage  in  allen  Altersklassen,  mit  Ausnahme  der  von  31 
bis  40  Jahren  über  dem  Mittel.  Die  Sterblichkeit  ist  anfangs 
zwar  gering,  aber  schon  nach  dem  20.  Lebensjahre  über  dem 
Mittel;  in  den  höheren  Altersklassen  ist  sie  recht  erheblich.  Im 
Alter  von  50  —  60  Jahren  haben  diese  Arbeiter  die  höchste  Sterb- 
lichkeit unter  allen  Berufen  der  österreichischen  Statistik.  Es 
geht  daraus  hervor,  dass  zwar  die  in  diesen  Fabrikationszweig 
eintretenden  Arbeiter  von  Natur  gesund  und  kräftig  sind,  dass  sie 
aber  ganz  erheblichen  Schädlichkeiten  ausgesetzt  sind,  denen  auch 
die  kräftigen  Arbeiter  zum  Opfer  fallen.  Diese  bestehen  vor  allem 
in  dem  scharfkantigen  Staub,  in  dem  die  Arbeiter  den  Tag  über 
aushalten  müssen  und  der  schwere  Erkrankungen  der  Atmungs- 
organe   hervorruft    oder    deren   Entstehung   wenigstens    befördert. 


l)  H.  Berger ,    Die   Gesundheitsverhältnisse    der  Ziegelarbeiter.     D.   Viertj.   f.  off. 
Ges.   Bd.   27,  1S95,  .S.  187. 
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Nach   77/.  Sommerfeld^)  war  bei   323  Sterbfällen  von  Porzellanar- 
beitern die  Ursache 

Lungenkrankheiten  74,3  •'/o 

davon  Tuberkulose  59,1 

Nervenleiden  5,6 

Krankheiten  der  Verdauungsorgane        4,0    .■ 
Am    meisten    mit    Lungenkrankheiten    sind    die  Schleifer   be- 
haftet, dann  folgen   die  Glasirer,  Schlämmer,   Ofenarbeiter,  Thun- 
treter,  endlich  die  Dreher  und  Maler. 

Die  Arbeiter  in  Glasfabriken  und  Zuckerfabriken  nähern  sich 
durch  die  Höhe  ihrer  Morbidität  schon  sehr  der  folgenden  Gruppe, 
hl  den  Glasfabriken  Oesterreichs  (einschliesslich  der  Spiegel- 
glasfabriken) ist  sie  bis  zum  50.  Lebensjahre  sehr  hoch,  nach 
diesem  ist  sie  unter  dem  Mittel ;  die  Zahl  der  Krankheitstage  da- 
gegen ist  fast  in  allen  Altersklassen  unter  diesem.  Die  Sterb- 
lichkeit ist  vor  dem  20.  Jahre  klein,  später  grösser.  Am  meisten 
bedroht  sind  in  den  Glasfabriken  die  Glasschleifer  und  Glasbläser, 
erstere  durch  den  gefährlichen  Glasstaub,  der  zu  Lungentuber- 
kulose Veranlassung  giebt,  letztere  durch  die  Anstrengung  der 
Lungen  und  durch  die  grossen  Temperaturunterschiede.  Auch 
die  Glasschmelzer  sind  Staub  und  Hitze  sehr  ausgesetzt^).  Mehr- 
fach konstatiert  wurde  das  häufige  Auftreten  des  grauen  Stares 
bei  Glasarbeitern,  das  auf  die  Einwirkung  der  grossen  Hitze  zu- 
rückgeführt wird.  Auch  in  England  ist  die  Sterblichkeit  der  Ar- 
beiter der  Glasindustrie  sehr  gross;  es  starben  daselbst  1890  bis 
92    von  100  Personen  durchschnittlich  im  Jahr  bei  einem  Alter  von 

25—35       35-45       45—55       55—65  J- 
Arbeiter  der  Glasindustrie  1,13  1,7g  3,21  6,oS 

in  den  Industriebezirken     0,86  1,59  2,78  5,01 

Ganze  Bevölkerung  0,77  1,30  2,14  3,90 

Es  wäre  hiebei  noch  an  die  grosse  Gefahr  der  Q  u  e  c  k- 
silberbelege  zu  erinnern,  über  die  Wollner  in  Fürth  mehr- 
fach berichtet  hat.  Die  Gefahren  bestehen  in  schweren  Störungen 
des  Organismus,  in  Mund-  und  Zahnaffektionen,  Verdauungsstö- 
rungen, Zittern  und  anderen  nervösen  Erscheinungen  (Merkurialis- 
mus).  P^s  waren  1885  in  Fürth  bei  den  Gemeindekrankenkassen 
von  allen  Versicherten  34,0  und  von  den  Ouecksilberbelegern 
103,0  ''/o  erkrankt.      Die  Zustände    daselbst    haben    sich    übrigens 

i)  Berufskrankheiten  der  Porzellanarbeiter.    Viertelj.  für  off.  Ges.  Bd.  25,  1893,  H.  2. 
2)  H.  Schäfer,  Hygiene  der  Glasarbeiter  und  Spiegelbekger.     WeyV^  Handb.  d. 
Hygiene  Bd.  8,  1897. 
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seitdem  erheblich  gebessert. 

Noch  höher  als  in  den  Glasfabriken  ist  die  Erkrankungshäu- 
figkeit in  den  Zuckerfabriken,  namentlich  ist  auch  die 
Dauer  der  Erkrankung  in  ihnen  eine  längere,  dagegen  ist  die 
Sterblichkeit  nur  vor  dem  20.  Lebensjahre  hoch,  nach  diesem  bis 
zum  60.  Lebensjahre  unter  dem  Mittel,  so  dass  man  annehmen 
muss,  dass  sich  mehr  der  minderkräftige  Teil  der  Jugend  den 
Zuckerfabriken   zuwendet. 

2)   G  r  o  s  s  b  e  t  r  i  e  b  e  mit  hoher  Morbidität. 

Tabelle   III. 


!-.      S 

u 

^E 

^sis,»'5.L| 

1 

Arbeiter  in   den   Industriezweigen 

.1— 

J-ä 

1-s  13, 

in 

0 

< 

I.   Erkrankungen  auf  loo  Mitgl.: 

Heizung  und   Beleuchtung 

47,4 

71,6 

60,6 

58,5  59.6 

63.4 

76,4 

6i,i 

Papierfabriken 

69,1 

64,1 

59,8  58,7  61.9:66,3 

76,0 

61,9 

Eisen-  und  Metallvvaren 

67,6 

70,3 

65,6  58,7  62,9  65,1 1  77,2 

64,8 

Brauerei  und  Spiritusbrennerei 

lUo 

80,2 

69,9158,4!  59,6  65,11  75.0 

66,1 

Chemische  Industrie 

87,4 

100,2  82, s'  70,6'  70,1   71,9'  87,0 

77.5 

Hüttenwerke  u.  s.  w. 

86,1 

93,1:  91,9  78,5  76,8  85,2  91,8 

85,6 

Alle  Berufe  (Männer) 

43.0 

42,3 

43,6 

47,4 

52,6^  58,8  68,2 

1          1 

47-4 

IL   K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  t  a  g  e  pro   Kopf: 

1     1 

Heizung  und  Beleuchtung 

5-2 

9.4 

8,1 

9,8 

12,5  17,0  25,8 

I  1,2 

Papierfabriken 

8,6 

8,3 

7,6 

8,2 

9,3!  12,7  18,9 

9=0 

Eisen-  und  Aletalhvaren 

8,4 

9.4 

9,4 

10,1 

13,3 

17,0  37,1 

I  1,1 

Brauerei  und  Brennerei 

12,2 

9.1 

9,4 

8,4 

11,4 

14,5,20,7 

9.8 

Chemische  Industrie 

7.8 

9,9 

9,2 

8,6 

10,3 

13-7' 26,6 

10,1 

Hüttenwerke  u.  s.   w. 

9.2 

10,8!  IM 

10,6 

I2,ll  15,9    23,5 

11,8 

Alle  Berufe 

5-4 

5,8      6,31     7,6     9.6   12,5   20,3 

'  7,8 

III.   Sterbeziffern  in  "/o : 

Pleizung  und  Beleuchtung 

— 

0,97   0.57 

1,12 

1,98    3.17    6,32 

1,55 

Papierfabriken 

0,42 

0,47   0,64 

0,67 

1,01    2,1  I    4,46 

0,95 

Eisen-   und  Metallwaren 

0,34 
0,67 

0,70'  0,80 

0,86   i,57|  2,51;  5,04 

1,08 

Brauerei  und  Brennerei 

0,68  0,58 

1,3312,43  2,89  6,12 

1,37 

Chemische  Industrie 

— 

0,74  0,61 

0,76  1,31  2,05  4,48 

0,99 

Hüttenwerke   u.   s.   w. 

0,38 

0,60  0,74!  1,00   1.49   2,76   4.54 

i,iS 

Alle   Berufe 

0-30 

0,52 

0,66 

0,90 

1:42 

2,3' 

4,93 

1.03 

In  den  österreichischen  Fabriken  für  Heizungs-  und 
B  e  1  e  u  c  h  t  u  n  g  s  z  w  e  c  k  e  ,  worunter  allerdings  sehr  verschie- 
denartige Betriebe  zusammengefasst  sind  (Gasanstalten,  Gel-,  Ker- 
zen-, Wachsfabriken  u.dgl.)  ist  die  Morbidität  hoch;  dasselbe  gilt 
von  der  Sterblichkeit  mit  Ausnahme  der  21  —  30jährigen.  Zum 
Vergleiche  seien  die  Zittern  der  Breslauer  Gas- ,  Wasser-  und 
Elektrizitätswerke   angeführt,  in   denen   die  Zahl  der   Arbeiter  von 
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516  im  Jahr  1891  sich  auf  592  im  Jahre  1895  erhob.  Diese  haben 
ganz  kolossale  Ziffern  der  Erkrankungen  der  Atmungsorgane ;  es 
kamen  1888 — 95   auf  100  männliche  Personen 

Erkrankungen                        Gas-   und   Wasserwerke  alle  Berufe 

der  Atmungsorgane                           13,9  6,9 

»     Verdauungsorgane                      7,6  3,9 

»     Bewegungsorgane                        9,3  4,1 

Verletzungen                                        8,9  6,9 

Erkrankungen  überhaupt                  53,1  33,1 

In  England  ist  die  Sterblichkeit  der  Arbeiter  in  Gasfabriken 
nur  in  den  höheren  Altersklassen  über  der  der  ganzen  Bevölke- 
rung. Es  sind  zugleich  die  Ziffern  für  die  Papierfabriken  hier 
beigefügt. 

Es  starben  auf  je    lOO  Personen  im  Alter  von 
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Arbeiter  der  Gaswerke  0,72  1,10  2,37  5,02 

»  :>     Papierfabriken      0,56  0,93  1,88  4,46 

Ganze  Bevölkerung  0,77  1,30  2,14  3,90 

In  den  P  a  p  i  e  r  f  a  b  r  i  k  e  n  Oesterreichs,  zu  welchen  dort 
auch  Holzstoff-,  Pappefabriken  u.a.  zugezogen  wurden,  sind  die 
Erkrankungsziffern  von  ähnlicher  Höhe  wie  bei  den  vorigen  Be- 
trieben, dagegen  ist  die  Dauer  der  einzelnen  Erkrankung  kürzer, 
so  dass  die  Zahl  der  Krankheitstage  geringer  ist.  Auch  die  Sterb- 
lichkeit ist  niedrig  und  in  allen  Altersklassen  nach  dem  15.  Le- 
bensjahre unter  dem  Mittel.  Aehnliches  gilt  für  England,  wie 
aus  den  obigen  Ziffern  ersichtlich  ist.  In  der  Schweiz  kamen 
nach  Schiller  und  Biirckhardt,  deren  Beobachtungen  sich  im  gan- 
zen  auf  474  Arbeiter  im  Jahre  stützten, 


Alter 

auf  100   Arbeiter  1 
Papierfabriken 

>rkrankte 
überhaupt 

auf  I  Arbeiter  K 
Papierfabriken 

rankheitstage 
überhaupt 

14 — 18  Jahre 

10,5 

16,4 

0,8 

3.2 

19^^30       => 

29.3 

25,8 

4-3 

4.7 

31—50       ^> 

28,9 

31.5 

4,6 

6,8 

über  50      » 

50-7 

43.7 

11,0 

12,4 

zusammen 

31.9 

29,1 

5.4 

6,2 

und  unter  3500 

Krankheitsfällen  kamen 

nach 

ihnen  auf 

Erkrank 

jngen  der  Atmungsorgane 

24,3  7o 

»     Verdauungsorgane 

30,6  » 

» 

>     Bewegungsorgane 

11,6  ■> 

» 

»     Haut 

5.6  ■> 

, 

Verletzungen 

11,6  » 
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Die  Metall-  und  Eisenwar  enfabriken  (mit  Ma- 
schinenfabriken, Eisengiessereien,  Nägel-,  Sensen-,  Uhrenfabriken, 
Waggonfabriken  u.  a.)  haben  in  Oesterreich  hohe  Erkrankungs- 
zififern,  besonders  vor  dem  30.  Lebensjahr  ;  die  Krankheiten  sind 
aber  vor  diesem  nur  von  kurzer  Dauer ,  so  dass  die  Zahl  der 
Krankentage  trotzdem  regelmässig  mit  dem  zunehmenden  Alter 
steigt.  Die  Sterblichkeit  ist  in  allen  Altersklassen  nur  ganz  we- 
nig über  dem  Mittel.  Wenn  wir  die  Verhältnisse  bei  den  Eisen- 
und  Metallarbeitern  der  Genossenschaftskassen  zum  Vergleiche 
heranziehen,  so  fällt  auf,  dass  sich  bei  diesen  die  Erkrankungs- 
ziffern  stets  unter  dem  Mittel  halten,  dass  aber  die  Sterblichkeit 
in  allen  Altersklassen  höher  ist  als  bei  den  Betriebskassen ;  in 
einigen  Altersperioden  ist  der  Unterschied  sogar  sehr  bedeutend. 
Wie  schon  oben  bemerkt  spielen  bei  diesem  Berufszweige  die 
Verletzungen  eine  grosse  Rolle,  auch  müssen  verhältnismässig 
leichte  Erkrankungen  bei  der  Schwere  der  Verrichtung  arbeits- 
unfähig machen.  In  der  Schweiz  kamen  in  den  Giessereien  und 
Maschinenfabriken  nach  ScJniler  und  Bui-ckJiardt 

Alter  Erkrankte  auf  loo  Mitglieder        Krankheitstage   pro   Mitglied 
14—18                                          22,2  4,5 

19—30  35J  6,1 

31—50  43>6  9>i 

über  50  56,2  16,4 

zusammen  40,4  8,6 

Die  Ziffern  sind  demnach  höher  als  bei  allen  anderen  von 
ihnen  untersuchten  Fabrikationszweigen.  Je  nach  der  Art  des 
Geschäfts  ist  die  Morbidität  verschieden,  am  höchsten  ist  sie  bei 
den  Giessern ,  Holzarbeitern,  Schlossern  und  Drehern.  ScJiuler 
und  Burckhardt  geben  hiefür  die  folgenden  Ziffern.  Auf  je  100 
Arbeiter  kommen  (s.  Tabelle  S.  645). 

Ganz  enorm  ist  die  Zahl  der  Verletzungen  (Brandwunden) 
bei  den  Giessern.  Die  vielen  Krankheiten  der  Verdauungsorgane 
smd  jedenfalls  durch  unvorsichtiges  Trinken  nach  starker  Erhitzung 
zu  erklären.  Auch  in  Breslau  ist  in  den  Betriebskassen  dieser 
Branche  die  Morbidität  gross.  Es  sind  im  folgenden  die  Ziffern 
für  die  Aktiengesellschaft  für  Eisenbahnwagenbau  (durchschnitt- 
lich im  Jahr  141 1  Arbeiter)  und  für  die  Waggonfabrik  von  Gebr. 
Hofmann  (D.  M.  601)  getrennt  und  für  5  kleinere  Fabriken  (C. 
Heckmann,  Ernst  Hofmann,  Kemma,  Breslauer  Metallgiesserei, 
Pringsheim,  zusammen  D.  M.  468)  vereinigt  gegeben.     \is  kamen 
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c 

E  r  k  r  a  n  k  u  n  g  e  n 

S 

1 

,11 

^  ä 

1  ä)ii 

p 

^ 

0 

1° 

I^  ; 

S  ^  "^ 

1 

der  Verdauungsorgane 

4,6 

.3,, 

ii>3 

8,0 

12,6 

8,7 

10,1 

»     Atmungsorgane 

4,2 

8,7 

7,6 

8,0 

12,2 

7,9 

7,7 

»     Zirkulationsorgane 

0,5 

0.2 

0,4 

— 

1,3 

0,3 

0,4 

»     Bewegungsorgane 

2,3 

9,« 

4,8 

5,0 

7,8 

5,2 

5,1 

»     Nerven 

0,1 

0,4 

0,4 

- 

1,3 

0,6 

0,5 

.     Haut 

2,2 

3-8 

3,5 

4,2 

3,1 

3,0 

3,3 

»     Augen 

i      0.5 

0,2 

1,0 

0,8 

1,0 

0,7 

0,8 

»     Harn-  u.  Geschlechtsorgane 

0,2 

0,7 

0,6 

0,4 

0,6 

0,4 

0.5 

Ansteckende 

0,8 

0,8 

1,7 

1,7 

0,8 

0,9 

Konstitutionelle 

0.5 

1,0 

0,6 

0,4 

0,6 

0,6 

0,6 

Verletzungen 

4,6 

23,9 

10,7 

5.9 

9,8 

10,3 

10,8 

Verschiedene 

1,1 

2,8 

1,0 

2,5 

1,7 

1,4 

1,3 

Alle  Erkrankungen 

21,6 

66,5 

42,7 

36,9 

53,7 

39,9 

42,0 

1888- 


Erkrankungen 

A.-G.   für 
Eisenbahn- 
Wagenbau 

Gebr.  Hof- 
mann,Wag- 
gonfabrik 

Fünf 
Fabriken 

alle 
]]erufe 

ansteckende  und  allgemeine 

5,1 

8,2 

6,5 

4,0 

der  Augen  und  Ohren 

1,0 

0,8 

1,7 

0,9 

>    Atmungsorgane 

6,5 

7,7 

8,1 

6,9 

des  Herzens 

0'3 

0,6 

0,5 

0,3 

der  Verdauungsorgane 

5,6 

5,1 

6,6 

3,9 

»    Harn- und  Geschlechtsorgane     0,5 

0,9 

1,0 

0,4 

»    Haut 

4,3 

3,7 

5,0 

3>6 

»    Bewegungsorgane 

6,7 

5,9 

8,0 

4,1 

Verletzungen 

11,5 

10,3 

14.3 

6,9 

zusammen 


43,7 


45-7 


55,1 


33>i 


Ganz  ungewöhnlich  gross  ist  die  Morbidität  in  der  chemi- 
schen Industrie,  welche  in  der  österreichischen  Statistik 
getrennt  von  Zündholz-  und  Zündwarenfabriken  behandelt  wird. 
Es  sind  hiebei  die  Farbwaren-,  Bleiweiss-,  Soda-,  Kunstdünger- 
fabriken u.  a.  einbezogen.  Nach  der  Erkrankungshäufigkeit  stehen 
die  Arbeiter  dieser  Branche  in  den  meisten  Altersklassen  an  vor- 
letzter, vor  dem  20.  Lebensjahr  sogar  an  letzter  Stelle.  Bei  der 
Zahl  der  Krankentage  zeigen  sie,  entsprechend  der  etwas  kürze- 
ren Krankheitsdauer,  ein  wenig  bessere  Verhältnisse.  Dagegen  ist 
die  Sterbhchkeit  nicht  sehr  hoch  und  abgesehen  vom  16. — 20.  Le- 
bensjahr stets  unter  dem  Mittel.  Die  Schädlichkeiten  bestehen 
in  der  Einatmung  gefährlicher  Gase  und  Staubarten,  auch  Ver- 
letzungen  aller  Art  sind  häufig.     In   der  Schweiz  ist  die  Morbidität 


646  l-'r.  Fr.  Prinzing  : 

in  den  chemischen  Fabriken  ebenfalls  hoch,  aber  lange  nicht  in 
dem  Masse  wie  in  Oesterreich ,  die  Zahl  der  Krankheitstage  ist 
hier  sogar  erheblich  unter  dem  Mittel.  Die  Zififern  waren  nach 
Schulei'  und  BurckJiardt  bei  einer  jährlichen  Durchschnittszahl  von 
.423  Arbeitern: 

.,                   Arbeiter  in  chemischen  Fabriken  alle  Arbeiter 

Erkrankte  in   "/o    Krankheitstage  Erkrankte  in  '^/o  Krankheitstage 

14 — 18  Jahre               18,0                    1,9  16,4                    3,2 

19—30       »                  32,3                    4-4  25,8                    4,7 

31—50       »                  36,7                    5.5  31.5                    6,8 

über  50     » 41^ 5,2 43^7 12,4 

zusammen           33,3                   4,6  29,1                   6,2 

Die  Hüttenwerke  (einschliesslich  der  Drahtziehereien, 
Hammer-  und  Walzwerke  u.  s.  w.)  haben  die  grösste  Morbidität 
unter  den  österreichischen  Grossbetrieben,  besonders  gilt  dies  für 
die  Arbeiter  unter  30  Jahren.  Dagegen  entspricht  die  Sterblich- 
keit durchaus  nicht  der  hohen  Morbidität,  vielmehr  ist  dieselbe 
verhältnismässig  gering  und  in  allen  Altersklassen  nur  ganz  wenig 
über  dem  Mittel.  Ueber  die  Gefahren  der  Hüttenwerke  hat  sich 
0.  Saegei^'^)  eingehend  verbreitet:  sie  beruhen  vor  allem  in  den 
zahlreichen  Unfällen ,  in  der  schweren  Arbeit ,  die  zu  Ueberan- 
strengung  führt,  in  der  grossen  Hitze,  in  der  durch  Gas  und  Staub 
aller  Art  verunreinigten  Luft.  Doch  haben  sich  auch  hier  die 
Verhältnisse  bedeutend  gebessert.  Es  kamen  z.  B.  nach  Saeger 
bei  der  Friedrichshütte  in  Oberschlesien 

auf  100  Arbeiter  Erkrankungen  Krankheitstage  pro  Arbeiter 

überhaupt         Bleivergiftung  überhaupt       Bleivergiftung 

1884 — 87                       58,7                      39,0  8,0                      4,7 

1887 — 91                       40,9                     21,2  6,1                       2,7 

1891—95                       28,9                        8,7  5,1                       1,4 

IV.   Morbidität  im   Bergbau  und  Eisenbahndienst. 

Es  sollen  diese  beiden  Berufsarten ,  deren  Erkrankungsver- 
hältnisse längst  näher  bekannt  sind,  der  Vollständigkeit  wegen 
kurz  besprochen  werden.  Beide  haben  das  gemeinsam,  dass  hiezu 
nur  ärztlich  untersuchte  und  gesund  befundene  Leute  zugelassen 
werden. 

Bei  den  Bergleuten  sind  Erkrankungen  häufig,  infolge 
der  vielen  Verletzungen,   des  langen  Aufenthalts   in  schlechter,  mit 

\)  Hygiene  der  Hüttenwerke  in    WeyP^  Hanclb.   der  Hygiene,   Bd.   8. 
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Wasserdampf  gesättigter  Luft,  der  schweren  Arbeit  u.  s.  w. 
Doch  ist  die  Morbidität  lange  nicht  so  gross  wie  in  den  Hütten- 
werken. Es  kamen  z.  B.  beim  oberschlesischen  Knappschafts- 
verein in  den  Jahren   1896 — 97  auf 

Erkrankungen   überhaupt  Verletzungen 

100  Bergleute  27,9  7,3 

100  Hüttenleute  46,9  11,3 

In  den  einzelnen  Gruben  verhält  sich  die  Morbidität  sehr  ver- 
schieden ,  doch  muss  man  stets  dabei  im  Auge  behalten,  dass 
hiebei  häufig  soziale  Verhältnisse  massgebend  sind.  Nach  G. 
Wäc/iter-)  kamen  im  Königreich  Sachsen  18S1 — 88  bei  den  akti- 
ven Bergleuten 


Krankentage 

A 

uf  100 

Mitglieder 

Sterblichkeit 

Altei 

pro 

Kopf 

Erkrank 

ungen 

Sterbfälle 

aller  Männer 

Stein- 
kohlen 

Erze 

Stein- 
kohlen 

Erze 

Stein- 
kohlen 

Erze 

in  Sachsen 

(1872—80) 

21- 

-25 

Jahre 

6,8 

5>i 

63 

53 

0,38 

0-57 

0,68 

26- 

-30 

7,3 

5J 

63 

55 

0,43 

0,65 

0,80 

31- 

-35 

y 

7-9 

6,0 

63 

52 

0,49 

1,08 

0-95 

36- 

-40 

» 

9>i 

6,2 

67 

52 

0,84 

1,31 

1.15 

41- 

-45 

10,6 

7>5 

7 1 

57 

1,02 

1,81 

1.47 

46- 

-50 

13-4 

9-9 

79 

(>3 

1,44 

3.26 

1-93 

51- 

-55 

>' 

16,7 

12,1 

84 

67 

2,48 

4,66 

2-5 

56- 

-60 

» 

21,8 

15.6 

91 

65 

3-3S 

7,15 

3-4 

Die  Verschiedenheiten  können,  wie  JVächhr  meint,  in  den 
Abweichungen,  die  zwischen  den  beiden  Betriebsarten  bestehen, 
begründet  sein,  sie  hängen  aber  sicher  auch  mit  äusseren  Um- 
ständen zusammen,  da  beim  Steinkohlenbergbau  ein  viel  grösserer 
Wechsel  der  Mitglieder  stattfindet  als  beim  Erzbergbau;  denn  es 
war  z.  B.  1881 — 88  die  Summe  aller  Eingetretenen  beim  letzteren 
7,02^/0  der  Aktiven,  beim  Steinkohlenbergbau  dagegen  25,64^/0 
{IVäc/iter  1.  c.  S.  9).  Beim  Saarbrücker  Knappschaftsverein  war 
die  Zahl  der  Erkrankungen  1886 — 90  61,5^/0,  bei  den  preussischen 
Knappschaftsmitgliederu  überhaupt  in  dieser  Zeit  53,2^/0.  In  den 
Saarbrücker  Kohlenwerken  ist  die  Erkrankungshäufigkeit  höher 
als  z.  B.  in  den  oberschlesischen,  da  die  Kohlen  dort  sehr  staub- 
und  gasreich  sind.  Bei  den  Saarbrücker  Bergleuten  kommen  da- 
her viel  Erkrankungen  der  Atmungsorgane  vor;    1876 — 87  waren 

l)  Sächsische  Knappschaftsstatistik,  umf.  Untersuchungen  über  Sterblichkeit,  Invali- 
dität und  Krankheit.  Dresden  1893,  S.  27  ff.  Vgl.  auch  Westergaard  1.  c.  2.  Aull., 
S-   579  "■  583- 


es  12,1  auf  loo  Mitglieder  daselbst,  beim  oberschlesischen  Knapp- 
schaftsverein 1868 — 75  4,5  M- 

Bei    den    österreichischen  Bruderladen    ist    die    Erkrankungs- 
häufigkeit hoch.     Es  kamen   1896^). 


auf  100 

Mitglieder  Erkrankungen 

auf  I   Mitgl 

ied   Krar 

ikheitstage 

Alter 

Stein- 

Braun- 

alle 

Stein- 

Braun- 

alle 

kohlen         kohlen 

Betriebe 

kohlen 

kohlen 

Betriebe 

20—24    J 

82 

86 

80 

10,1 

9.7 

9-7 

25-29     . 

74 

84 

76 

9,2 

9,8 

9,4 

30—34     > 

68 

84 

72 

9-0 

10,3 

9,4 

35—39 

67 

83 

72 

9-8 

11,6 

10,3 

40—44 

65 

90 

76 

10,1 

12,5 

11,4 

45-49 

69 

92 

77 

12,5 

15,2 

13,4 

50—54    > 

79 

92 

82 

15,2 

15,9 

15,7 

55-59    ' 

)         72 

96 

84 

15.9 

19,6 

17,0 

Die  Tuberkulose  ist  selten  bei  den  Bergleuten  ,  diese  That- 
sache  wurde  überall  konstatiert.  Die  Anchylostomiasis  hat  sich  in 
Deutschland  nur  vereinzelt  gezeigt,  in  Belgien  ist  sie  sehr  heftig 
aufgetreten^).  Bei  dem  oberschlesischen  Knappschaftsverein  ka- 
men  1896 — 97  auf  100  Mitglieder*) 


Erkrankungen 

Bergleute 

Hiittenleute 

Infektiöse 

1-3 

1,9 

Allgemeine 

5,5 

9-5 

des 

Nervensystems 

0,6 

1,0 

der 

Ohren 

0,5 

0,9 

Augen 

2,0 

4,6 

;> 

Atmungsorgane 

3>5 

4,7 

V 

Zirkulationsorgane 

0,4 

0,4 

» 

Verdauungsorgane 

4.4 

9,0 

» 

Harn-  und  Geschlechtsoi 

•gane 

0-3 

0,4 

Haut 

1,4 

2,4 

» 

Bewegungsorgane 

0,4 

0,6 

Mechanische  Verletzungen 

7-3 

11,3 

Andere  Krankheiten 

0,3 

0,2 

zusammen 

27,9 

46,9 

1)  Füller ,  Hygiene  der  Berg-,  Tunnel-  und  Hüttenarbeiter  in  IJ'tyl's  Hdb.  der 
Hygiene  Bd.   8. 

2)  Nach   Westei-gaard  1.  c.   2.  Aufl.  1901,  S.   583. 

3)  k'ttborn,  Die  Erscheinung  und  die  Entwicklung  der  Anchylostomiasis  in  Bel- 
gien. Vortrag  auf  dem  10.  intern.  Kongr.  f.  Hyg.  u.  Dem.  in  Paris.  Ref.  Viertj.  f. 
öff.    Gesundheitspflege  1900.    Bd.   32,   S.   711. 

4)  Nach  dem  Sanitätsbericht  des  oberschlesischen  Knappschaftsvereins  für  1896 
und  1897. 
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Wie  schon  aus  den  oben  für  Sachsen  angeführten  Ziffern 
hervorgeht,  ist  die  Sterblichkeit  der  Bergleute  nicht  sehr  hoch. 
Nach  den  in  der  Zeitschrift  für  Berg-,  Hütten-  und  SaHnenwesen 
veröffenthchten  jährUchen  Ausweisen  über  die  Knappschaftsvereine 
wurde  von  mir  die  SterbHchkeit  der  aktiven  preussischen  Berg- 
leute aus  den  Jahren  1895  —  97  berechnet,  und  der  Sterblich- 
keit in  ganz  Preussen  1894 — 97  nach  Stadt  und  Land  gegenüber- 
gestellt.    Es  starben   auf  je   lOO  Lebende 


Alter 

(1895— 97) 

Städte 

Land 

zusammen 

16 — 20  Jahre 

0,38 

0-45 

0,42 

0.43 

21—25 

>^ 

0,43 

0,56 

0,64 

0.59 

26—30 

» 

0,50 

0,67 

0-53 

0-59 

31—35 

» 

0,63 

0,87 

0.59 

0,72 

36—40 

» 

0,91 

I.17 

0-74 

0.93 

41—45 

» 

1,32 

1-54 

o>97 

1,21 

46—50 

» 

1.37 

1,98 

1.30 

1,58 

51—55 

» 

1.58 

2,51 

1,69 

2,01 

über  55 

^> 

2,36 

— 

— 

— 

zusammen 

o,7Q 







55-45 

45-55 

55—65 

1,30 

2,14 

3.90 

0,96 

1,94 

4,38 

0,82 

1,70 

3'33 

0.97 

1,96 

4.43 

In  England  kamen  auf  lOO  Personen  jeder  Altersklasse  1890 
— 92  Sterbfälle  im  Jahr 

20-25  25—35 

Ganze  Bevölkerung         0,55  0,77 

Kohlenbergbau                 0,56  0,63 

Eisenbergbau                    0,46  0,60 

Alle  Bergleute                  0,57  0,64 

Da  thatsächlich  beim  Bergbau  viele  gesundheitsschädliche 
Faktoren  vorhanden  sind ,  so  müssen  wir  die  verhältnismässig 
kleine  Sterblichkeit  der  Bergleute  zum  grossen  Teil  auf  die  sorg- 
fältige Auslese  nur  gesunder  Personen  beim  Eintritt  in  den  Beruf 
zurückführen  ;  es  macht  sich  diese  Auslese  vor  allem  vor  dem 
40.  Lebensjahre  in  den  günstigen  Sterbeziffern  bemerklich. 

Die  häufige  Erkrankung  der  Eisenb  ahnbedien  steten^) 
ist  eine  bekannte  Thatsache.  Die  früher  von  den  deutschen 
Eisenbahnverwaltungen  durchgeführte  Morbiditätsstatistik  ist  im 
Jahre  1888  aufgegeben  worden,  nur  Bayern  hat  sie  fortgeführt. 
Von  je   100  Bediensteten  sind  1885 — 87 


l)   0.  Briihmcr^  Eisenbahnhygiene  in    IVtyl's  Handb.   der  Hygiene,   Bd.   6,   1896. 


'rinzing : 

erkrankt 

gestorben 

85 

i>5 

65 

1,4 

53 

1,3 

50 

1,1 

40 

1,1 

34 

1,0 

24 

0,8 

650  IJ'--  F' 

Lokomotivführer,  Heizer 

Zugmeister,  Schaffner,  Bremser 

Niederes  Stationspersonal 

Weichenwärter 

Bahnwärter 

Stationsbeamte 

Bureaupersonal 

Die  Reihenfolge  der  Beamtengattungen  ist  auch  in  den  ein- 
zelnen Lebensabschnitten  dieselbe.  Die  Sterblichkeit  ist  nicht 
gross.  Nach  Zimmermmm  war  diese  1877 — 84  bei  den  Bahnbe- 
diensteten (einschl.  der  Pensionierten)  im  Vergleich  mit  der  deut- 
schen Sterbtafel  des  männlichen  Geschlechts 

bei  einem  Alter  von           Bahnbedienstetete  1877 — 84         Deutschland  (1871 — 80) 

30  Jahren  0,71                                       0,93 

40         -.'  1,08                                         1,36 

50         »  1,80                                        2,15 

60         »  3,21                                        3,82 

70         »  6,69                                        8,11 

Diese  günstige  Sterblichkeit  ist  die  Folge  der  sorgfältigen 
Auslese  vor  der  Anstellung  im  Bahndienst. 

Wenn  die  einzelnen  Beamtengattungen  eine  sehr  verschiedene 
Erkrankungshäufigkeit  haben,  so  hängt  dies  nicht  bloss  mit  der 
mehr  oder  weniger  grossen  Gefährdung  durch  den  Dienst  zu- 
sammen, sondern  auch  mit  den  Ansprüchen,  die  der  jeweilige 
Dienst  an  den  Beamten  stellt;  so  kann  ein  Bahn-  oder  Weichen- 
wärter mit  leichtern  Erkrankungen  noch  gut  seinen  Dienst  ver- 
sehen, während  dies  dem  Zugspersonal  nicht  mehr  möglich  ist. 
Das  letztere  ist  allerdings  durch  die  Art  des  Dienstes  Schädlich- 
keiten am  meisten  ausgesetzt;  Verletzungen,  Erkältungen  sind  bei 
ihm  häufig,  namentlich  aber  Verdauungskrankheiten,  da  das  stän- 
dige Unterwegssein  Unregelmässigkeiten  in  der  Lebensweise  mit 
sich  bringt.  Es  waren  z.  B.  1887  von  je  100  Eisenbahnbediensteten 
erkrankt  an  (s.  Tab.  S.  651). 

Ueber  die  Verbreitung  der  Lungentuberkulose  beim  Bahn- 
personal   hat    ZeitlniaiDi  ^)    interessante    Angaben    für  Bayern  ge- 


( 


l)  Die  Lungentuberkulose  in  ihrer  Verbreitung  beim  Eisenbahnpersonal  und  ihre 
Bekämpfung.  Vortr.  auf  d.  V.  deutscher.  Bahnärzte  zu  Baden-Baden.  1900.  Prot.  d. 
Vers.  S.   i-v 
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«  Erkrankungen  Verletzungen 


.2 

1    § 

11 

rt   0/; 

1 

II 

Lokomotivführer  u.   s.   w. 

19,3 

4.7 

10,8 

1:3 

20,9 

7,5 

6,6 

Zugmeister,  Schaffner  u.  s.  \\ 

.    II, I 

3o 

11,4 

i>3 

14,9 

7,4 

6,7 

Niederes  Stationspersonal 

10,2 

3'i 

9.6 

1-3 

I  1,6 

6,0 

5-3 

Weichenwärter 

91 

2,8 

8,2 

0,9 

1 1,2 

4,5 

4,0 

Bahnwärter 

7.0 

2,3 

7,1 

0,9 

8,2 

2,9 

2,3 

Stationsbeamte 

5.3 

2,7 

5.6 

1,0 

7-7 

1,8 

1,1 

Bureaupersonal 

3,0 

_3'0_ 

4A_ 

1,1 

5-7 

1,2 

0,04 

zusammen 

9.0 

3-1 

7,9 

1,1 

I  1,0 

4,2 

~T,4 

irkrankte 

Ausscheidungsfälle 

0,62 

0,51 

0,68 

0,53 

0,47 

o>39 

0,57 

0,42 

0,41 

0,32 

0.35 

0,26 

0,31 

0,26 

macht.     Nach    demselben    kamen  in  Bayern   1878 — 97  auf  je    100 
Bedienstete  infolge  dieser  Erkrankung 

Erkrankungsfälle 

Niederes  Stationspersonal  j,o8 

Btu'eaupersonal  0,94 
Zugmeister,  Schaffner,  Bremser    0,81 

Stationsbeamte  0,81 

Lokomotivführer,  Heizer  0,72 

Bahnwärter  0,54 

Weichenwärter  0,50 

Dieses  verschiedene  Befallenwerden  von  Tuberkulose  ist  auf 
allerlei  Umstände  zurückzuführen.  So  leben  die  Bahnwärter  auf 
dem  Lande,  das  Bureau-  und  Fahrpersonal  in  der  Stadt;  das 
Bureaupersonal  ist  den  ganzen  Tag  in  geschlossenen,  oft  schlecht 
ventilierten  Räumen,  ebenso  das  niedere  Stationspersonal,  das  ab- 
wechselnd damit  seinen  Dienst  bei  jedem  Wetter  im  Freien  zu  be- 
sorgen hat.  Die  Schaffner  verbringen  einen  grossen  Teil  der  Fahrt 
in  mit  schlechter  Luft  erfüllten  Dienstcoupes. 

Auch  bei  den  Eisenbahnbetriebskassen,  die  das 
Taglohnpersonal  umfassen  (Ankuppler,  Hilfsheizer,  Hilfswärter, 
Bahnarbeiter,  Werkstättenarbeiter  u.s.  w.)  ist  die  Zahl  der  Erkran- 
kungen sehr  gross  und  erhebt  sich  weit  über  das  Mittel,  während 
die  Sterblichkeit  unter  diesem  bleibt.  In  Oesterreich  waren  1891 
bis  95   die  Ziffern  hiefür  (s.  Tabelle  S.  652). 

B.  Morbidität  weiblicher  Personen. 

Das  weibliche  Geschlecht  wird,  wenigstens  zur  Zeit  der  Ilaupt- 
geburtsthätigkeit,  mehr  von  Krankheiten  heimgesucht  als  das  mann- 
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tinzing : 

Alter 

Krankheitstage 
pro  Kopf 

Auf  100 
Erkrankungen 

Mitglieder 

Sterbfälle 

unter  15 

Jahre 

10,6 

90,8 

0.43 

16 — 20 

9>i 

75-8 

0,47 

21—30 

» 

7.9 

63.7 

0,44 

31—40 

» 

9.2 

63.9 

0'59 

41—50 

» 

11,8 

65,2 

0,97 

51—60 

» 

i5>7 

70.7 

1,70 

über  60 

27,8 

82,0 

3,58 

zusammen 

10,6 

66,1 

0,84 

liehe,  besonders  wenn  wir  die  bei  letzterem  viel  zahlreicheren 
Verletzungen  in  Abrechnung  bringen.  Beim  weiblichen  Geschlecht 
ist  die  Dauer  der  Erkrankungen  eine  längere  als  beim  männlichen, 
so  dass  bei  allen  Kassen  die  Zahl  der  Krankentage  bei  den  Frauen 
grösser  ist  als  bei  den  Männern.  Die  Krankheiten,  die  das  weib- 
liche Geschlecht  mit  Vorliebe  befallen,  sind  Blutarmut  und  Chlo- 
rose, Erkrankungen  der  Verdauungsorgane,  die  sehr  häufig  eine 
Begleiterscheinung  der  Blutarmut  sind,  ferner  Krankheiten  der 
Nerven  und  des  Genitalsystems.  Krankheiten  der  Atmungsor- 
gane befallen  beide  Geschlechter  annähernd  gleich,  während 
solche  der  Bewegungsorgane  (Rheumatismus)  beim  männlichen 
viel  häufiger  sind^).  Die  durch  Geburten  entstandene  Er- 
werbsunfähigkeit ist  hier  nicht  berücksichtigt. 

Beim  weiblichen  Geschlecht  kehrt  die  geringere  Häufigkeit 
der  Erkrankungen  in  den  Kleinbetrieben  nicht  im  gleichen  Masse 
wieder,  wie  beim  männlichen.  Man  findet  Ausnahmen  bei  man- 
chen Berufsarten  (z.  B.  Handschuhmacherinnen  in  Oesterreich). 
Die  in  der  österreichischen  Statistik  behandelten  Berufsarten  wur- 
den in  Tab.  IV  (S.  653)  zusammengestellt.  Für  die  Kleinbetriebe 
sind  nur  3  Berufsarten  bearbeitet ;  bei  allen  ist  die  Zahl  der  Mit- 
glieder nach  dem  40.  Lebensjahr  sehr  gering,  so  dass  die  be- 
treffenden Verhältniszahlen  wenig  beweiskräftig  sind. 

Die  Schneiderinnen  (Kleidernähterinnen)  haben  in  Oester- 
reich kleine  Erkrankungs-  und  Sterbeziffern;  die  hohen  Ziffern 
nach  dem  50.  Lebensjahre  beweisen  nichts,  da  die  durchschnitt- 
liche Mitgliederzahl    nur  9  beträgt.     In    der   Frankfurter    Statistik 


l)  Fr.   Prmzing ,    Erkrankungshäufigkeit  nach   Geschlecht  und   Alter.    Zeitschrift 
Hyg.  und  Infektionskr.  1902.    Demnächst  erscheinend. 
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Tabelle   IV. 


tr  s 

0 

0      1  0        0 

1 
0       0 

2 

Gewerbe-  und   Industrie- 

S 2 

fo  1» 

rf    0      u^   <U 

5  «  0  2j 

-  i= 

-5 

1  -= 

1^1-5 

u=  ^.  ^ 

< 

zweige 

f- 

i'^ 

'     CS  \  V   a 

I.  Erkrankungen  auf  i  o  o  Mitgl. 

i 

Schneiderinnen 

'i2,5;27,3 

23.3 

2  1,6  133,2  ,67,4    — 

24,6 

Buchbinderinnen 

132,238,6 

38,1 

42,4  133.6 

23.1  ,62,5 

37.8 

Handschuhmacherinnen 

33,6 

31,3 

35.3 

51.1 

57.2 

45.8  162,7 

40,9 

Arbeiterinnen  in  : 

Holzwarenfabriken 

51,8 

47^7  '36,2 

42,6 

48,1  i6o,8  i52,7 

42,4 

Textilfabriken 

45,3 

42,3  j40,6 

42,6  47.1  150,2  156,5 

42,9 

Fabriken  für   Bekleidung 

37^1 

42,7  47,1 

46,2  J43, 5  41,8  153,1 

44,6 

Ziegeleien  etc. 

60,4 

44,6  [39,5 

46,1  J44,9  138,6  j43,i 

43,4 

Thon-   und  Porzellanfabriken 

48,1 

46,4  43,8 

49,1    53,7  172,0,56,2 

46,9 

Zündhülzfabriken 

37,7  48,0  !53,2  ■47,3146,8  3  1,3 '59,1 

48,7 

Tabakfabriken 

44,846,5   51,0   53.2 '5  1,7   55.3  72,8 

50,9 

Alle  Berufe  (weiblich; 

42,839,5   38,4  44>o  :49>2   51.0   56,6 

41,9 

II.   K  r  a  n  k  h  e  i  t  s  t  a  g  e  pro   Kopf. 

Schneiderinnen 

2,7 

4,2 

3,8 

3.9 

9,7 

28,1 



4.1 

Buchbinderinnen 

4,6 

7,0 

8,3 

9-5 

7.3 

3.8 

18,7 

7.3 

Handscliuhmacherinnen 

5,0 

6,0 

6,0 

6,6 

10,7 

12,4 '23,0 

7.2 

Arbeiterinnen  in  : 

j 

Holzwarenfabriken 

8,3 

8,0 

6,3     8,5|io,7|i7,3 

17,8 

8,0 

Textilfabriken 

6,9 

7,3 

7,8     9,5 

ii,i   13,0 

19,8 

8.5 

Fabriken  für  Bekleidung 

5-2 

6,9 

8,8   10,2 

9.9  10.3 

16,2 

8,3 

Ziegeleien  etc. 

6,8 

6,4 

5,1  1  6,5 

6,3     5;8 

10,0 

6,1 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

6,8 

7'2 

8,9!  9,9 

12,1   17,6 

20,5 

8,5 

Zündholzfabriken 

4,9 

6,8 

9,5  |io,6 

10,9     8,5 

18,2 

8,6 

Tabakfabriken 

6,o|   7,4     9,7  lii,6  !i2,i  !i5,2 

26,7 

10,3 

Alle  Berufe  (weiblich) 

6,2 

6,4     6,9 

8,9  10,6  12,2 

17,7 

7-9 

III.   Sterbeziffern  in   "/o. 

1 

Schneiderinnen 

0,37 

0.59 

0,53 

0,78    1,25  9,30 



0,61 

Buchbinderinnen 

0,26 

1,26 

1,20  {1,51 

1,82  1  — 



1.15 

Handschuhmacheriimen 

0,84 

0,89 

1,01  10,82 

1.72  3,47 

5.99 

1,21 

Arbeiterinnen   in  : 

1 

Holzwarenfabriken 

0,41  0,82 

0,86 

1,12  |i,47  13,24  [3,57 

1,04 

Textilfabriken 

0,61  0,98 

1,13 

1,09  |i,22  !i,64  4,04 

1,10 

Fabriken  für  Bekleidung 

0,32  0,86 

1,18  li,04  0,63  11,13 

1,24 

0,97 

Ziegeleien 

0,66  0,97 

0,64  0,65 

1,02 

1,06 

2,77 

0,87 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

0,640,77 

1,03    1,08 

1.57 

2,42 

1,78 

0,94 

Zündholzfabriken 

0,66  0,67 

0,72    1,00 

0,41 

— 

9,09 

0,75 

Tabakfabriken 

o,47!i,io  ;i,33    1,27  !i,i4  '1,55 

3,75 

1,26 

Alle  Berufe  (weiblich) 

0,48 

o,Si 

0,92 

1,00 

1,24 

1,71 

3-79 

1,00 

weisen  die  Schneiderinnen  nur    wenig  bessere  Ziffern  auf  als  die 
N  ä  h  t  e  r  i  n  n  e  n  (s.  Tab.   S.  654). 

Unter  den  Erkrankungen  der  Schneiderinnen  und  Nähterinnen 
sind  in  Frankfurt  besonders  häufig  Anämie  und  Chlorose,  Krank- 
heiten  der  Atmungsorgane  und  der  Augen;  in  der  folgenden  Ta- 
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1 


Schneiilerinnea 

Nfihlerinneii 

alle 

rw.  G.1 

A  1  l  c  r 

ei  krankt  in  "/o 

Krank- 
heitstage 

,        ...     f,.       Krank- 
erkrankt  m  «/o    ^^^^^^^^ 

erkrankt  in  '•/o 

Krank- 
heitstage 

e.f. 

u.  f. 

pro  Kopf 

e.  f.       u.  f.     pro  Kopf 

e.  f. 

u.  f. 

pro  Kuji! 

unter  20  Jahre 
21  —  30      » 
31—40      » 
41-50       » 

51-60          :> 

46,8 
71,8 

28,3 
35>4 
43,6 

8,7 

9,7 

25,6 

49-1 
52,6 
61,6 
49,1 
29,4 

31,5   1         7,6 

31,1     i         12,5 

39,5  j       17,2 

40,0  ;     2o,b 

53,9    :         24,6 

48,2 
50,7 
50,9 
41,8 
40,9 

3r,6 
30,9 
35,9 
32,8 
40,3 

7,5 
9,2 

14,5 
12,7 

2  1,8 

zusammen 

50,3 

33,2 

10,7 

50,5 

33,1   !        11,8 

49,1 

32,0 

9,6 

belle  sind  zugleich  die  Ziffern  für  die  Ladnerinnen  beigesetzt.    Es 
kamen  auf  je   100  weibliche  Personen: 


Nähte- 

Schnei- 

Lad 

ne- 

Alle 

Erkrankungen 

rinnen 

derinnen 

rinnen 

Berufe 

e.  f.    u.  f. 

e.f. 

„.f. 

e.  f. 

u.f. 

e.  f. 

u.  f. 

an  Anämie  und  Chlorose 

17,1 

6,2 

17,6 

7,6 

23,9 

6,2 

14,6 

5'0 

der  Nerven 

4,4 

1,8 

6,4 

2,6 

7,3 

1-7 

4,5 

1,2 

der  Atmungsorgane   (ohne  Angina) 

8,2 

7,0 

7,8 

7-4 

10,7 

5,8 

7,8 

5,8 

■>     Verdauungsorgane  (ohne  Zähne) 

9,8 

6,7 

7,8 

4,4 

10,2 

5,5 

9,5 

6,1 

■>     Geschlechtsorgane 

2,6 

1,0 

2,8 

1,6 

3,7 

1-4 

3,0 

1,6 

-     Bewegungsorgane 

4,7 

4,0 

6,4 

2,8 

5,0 

2,5 

4,9 

3,9 

Geschwüre  mid  Abscesse 

1.3 

0,4 

2,2 

0,4 

3-2 

1.2 

1,9 

0,8 

Andere  Hautkrankheiten 

5.4 

1,8 

5,8 

2,2 

8,r 

1,8 

5,6 

2,6 

Krankheiten   der  Augen 

6,5 

0,6 

4,6 

0,6 

8,0 

0,6 

5,8 

0,6 

Verletzungen 

1,6 

1,2 

0,6 

1,2 

2.8 

1,0 

2,4 

1,9 

zusammen 

80,8 

40,8 

81,6 

41,2 

110,3 

37,9 

79,0 

39,3 

Während,  wie  eben  erwähnt,  die  Schneiderinnen  in  Oester- 
reich  eine  günstige  Sterblichkeit  zeigen,  was  bei  der  bessern  so- 
zialen Lage  vieler  derselben  leicht  erklärlich  ist,  ist  sie  bei  den 
Nähterinnen  nach  dänischen  Untersuchungen  gross ^). 

Die  H  a  n  d  s  c  h  u  h  m  a  c  h  e  r  i  n  n  e  n  haben  nach  dem  25. 
Lebensjahre  in  Oesterreich  eine  sehr  hohe  Morbidität,  auch  die 
Sterblichkeit  ist  sehr  gross  und  fast  in  allen  Altersklassen  über 
dem  Mittel;  es  werden  hier  wohl  ungünstige  soziale  Verhältnisse 
allgemeinerer  Art  mitwirken. 

Die  Ladnerinnen  haben  in  Frankfurt  vor  dem  40.  Lebens- 
jahr viele  Erkrankungen.      Es  kamen   (s.  Tab.   S.  655). 

Die  Ladnerinnen  erkrankten  demnach,  wenn  man  Krankheiten 
mit  und  ohne  Erwerbsfähigkeit  zusammennimmt,  weitaus  am  häu- 
figsten.    Die  Erhebungen  über  die  lange  Arbeitszeit,   das  ständige 

i)    Westergain-d  ].   c.   2.   Autl.   S.    5S9. 
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Alter 
unter  20 

Jahre 

Erkrankte  zu  100  -Mit<^liedern 
e.   f.                           u.   f. 
6o,S                         29,5 

Krankheitstage 
pro  Mitglied 

6,7 

21—30 

62,9 

30-4 

8,1 

31—40 

» 

64.2 

36,9 

10,4 

41  —  50 

» 

32,9 

19,7 

10,1 

51  —60 

» 

46,7 

37>4 

25,1 

zusammen 

61,4 

30,4 

7,Q 

Stehen,  ungesunde  Lokale  u.  s.  w.,  die  in  neuester  Zeit  stattge- 
funden haben,  geben  die  Erklärung  hiezu.  Insbesondere  muss 
das  Auftreten  von  Anämie  und  Bleichsucht  durch  die  ungenügende 
Ernährung  befördert  werden,  die  teils  als  die  Folge  der  Armut 
und  der  mangelhaften  Bezahlung,  teils  als  die  Folge  der  kurzen 
Fristen,  die  für  die  Mahlzeiten  bewilligt  werden,  anzusehen  ist. 
Dass  die  Ladnerinnen  unter  den  erwerbsunfähig  Erkrankten  keine 
ebenso  ungünstige  Stelle  einnehmen,  hängt  davon  ab ,  dass  sie 
nur  schwer  abkömmlich  sind  und  Sorge  haben,  ihren  Platz  zu 
verlieren.  Nach  den  obigen  Ziffern  sind  unter  den  Erkrankungen 
der  Ladnerinnen  Blutarmut  und  Bleichsucht,  Krankheiten  der  Ver- 
dauungs-,  Atmungs-  und  Geschlechtsorgane,  der  Haut  (Frostbeulen) 
und  der  Augen  sehr  häufig. 

Die  weiblichen  Dienstboten,  Köchinnen  und 
Kellnerinnen  haben  in  Frankfurt  keine  besonders  hohe  Mor- 
bidität, nur  bei  den  letzteren  ist  sie  im  Alter  von  unter  20  Jahren 
sehr  hoch ;  es  ist  natürlich ,  dass  die  Gesundheit  der  Mädchen 
beim  Eintritt  in  diesen  Beruf  mit  dem  ständigen  xA.ufenthalt  in 
schlechter  Luft,  mit  dem  unregelmässigen  Schlaf  u.  dgl.  sehr  an- 
gegriffen werden  muss.    Es    waren    die  Ziffern    1896    in  Frankfurt 

Kellnerinnen,   Köchinnen  u.  s.  \v.  weibliche  Dienstboten 


Alter 

erkrank 

t  in  "/o 

Krankheitstage 

erkrank 

t   in   0/0 

Krankheit 

e.   f. 

u.   f. 

pro  Kopf 

e.   f. 

u.   f. 

pro  Kc 

unter  20 

Jahre 

62,5 

41,1 

9-5 

39,2 

22,9 

5,4 

21—30 

46,4 

20,8 

4-7 

43-0 

23,8 

6,9 

31—40 

34,8 

18,2 

9,7 

43.0 

30,2 

''3,'' 

41—50 

» 

52,6 

34,0 

14,6 

30,1 

25,6 

7,0 

51 — 60 

» 

24,6 

40,9 

11,6 

42,2 

37-5 

12,9 

zusammen 

46,7 

25.6 

7,3 

41,3 

24,6 

7,3 

Auffallend  selten  ist  bei  beiden  Berufsarten  die  Anämie  und 
Chlorose,  da  bei  ihnen  die  Ernährung  eine  bessere  ist  und  meist 
auch  nur  kräftigere  Mädchen  diese  Berufe  ergreifen.  Auch  die 
Krankheiten    der  Atmunfjsor^ane    sind    wenii^er  häufiq;.    Dajjesfen 


5c(5  I-^r-   Fr-   Piinzing: 

kommen  bei  den  Kellnerinnen  Krankheiten  der  Verdauungs-,  Be- 
wegungs-  und  Geschlechtsorgane  oft  vor,  auch  Geschwüre  und 
Abscesse  sind  nicht  selten.  Verletzungen  sind  beim  weiblichen 
Geschlecht  überhaupt  sehr  selten;  Dienstboten  werden  etwas  mehr 
damit  betroffen  (Fingerwunden  durch  Zerbrechen  von  Gläsern,  Ein- 
dringen von  Nadeln  u.  dgl.).   Es  kamen  auf  je  lOO  Mitglieder  bei  den 


Kellnerinnen,  Köchin- 

weibl. 

Dienst- 

Alle 

Berufe 

ErUrankungen 

nen   i 

l.    s.   w. 

boten 

(w, 

.  G.) 

e.   f. 

u.    f. 

e.  f. 

u.   f. 

e.  f. 

u.   f. 

an  Anämie  und  Chlorose 

9.2 

1.7 

9,6 

1,9 

14,6 

5.0 

»    Syphilis 

— 

0,2 

0-3 

0,5 

0,4 

0,2 

des  Herzens  u.  der  Gefässe 

-'3 

1-5 

0,9 

0.5 

1,2 

0,8 

»    Atmungsorgane 

5-5 

4.4 

6,0 

3>3 

7.S 

5.8 

»    Verdauungsorgane 

12,6 

4.3 

8,3 

4,1 

9.5 

6,1 

»    Geschlechtsorgane 

3.7 

2,2 

2,1 

1,0 

3,0 

1,6 

>..    Bewegungsorgane 

7.6 

2,5 

4,7 

4,1 

4,9 

3.9 

Verletzungen 

2.3 

2,5 

3,2 

.._^'3„ 

2,4 

1,9 

zusammen 

65,1 

31.3 

58,6 

29,6 

79.0 

39.3 

Die  Erkrankungen  der  B  u  c  h  b  i  n  d  e  r  i  n  n  e  n  sind  in  Oester- 
reich  nicht  sehr  zahlreich;  sie  sind  auch  in  Berlin  unter  dem 
Mittel.  1897 — 98  erkrankten  im  Gewerkskrankenverein  daselbst 
von  5805  durchschnittlichen  Mitgliedern  dieser  Branche  68,7  Proz., 
von  den  weiblichen  Mitgliedern  überhaupt  75,1  Proz.  mit  und  ohne 
Erwerbsunfähigkeit.  Die  Sterbhchkeit  ist  dagegen  bei  allen  Alters- 
klassen in  Oesterreich  sehr  hoch.  Es  sind  jedenfalls  traurige  so- 
ziale Zustände  die  Ursache  hievon,  was  schon  daraus  hervorgeht, 
dass  allein  12  Prozent  der  Buchbinderinnen  in  Oesterreich  unter 
15  Jahre  alt  sind,  während  dies  für  sämtliche  weibliche  Kassen- 
mitglieder nur  bei  5,4  Proz.  der  Fall  ist.  Es  ist  daher  anzuneh- 
men, dass  die  Buchbinderinnen  den  niedersten  Gesellschaftsschich- 
ten entstammen,  in  denen  die  Kinder  so  frühzeitig  als  möglich  ihr 
Brot  verdienen  müssen. 

Die  Arbeiterinnen  in  der  Textilindustrie,  in  den  Fa- 
briken für  B  e  k  1  e  i  d  u  n  g  s  z  w  e  c  k  e  und  für  H  o  1  z  v  e  r  - 
arbeitung  haben  in  Oesterreich  annähernd  gleich  hohe  Er- 
krankungsziffern, grösser  sind  die  Unterschiede  nur  vor  dem  20. 
und  nach  dem  50.  Lebensjahre.  Bei  allen  entsprechen  die  Ziffern 
ungefähr  dem  Mittel  oder  sind  etwas  über  demselben  ,  während 
wir  bei  der  Textilindustrie  und  in  den  Bekleidungsfabriken  für 
das    männliche  Geschlecht    erheblich   günstigere  Ziffern    gefunden 
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haben ,  wenigstens  für  die  Arbeiter  nach  dem  20.  Lebensjahre. 
Grösser  sind  die  Unterschiede  bezüglich  der  SterbHchkeit.  Bei  der 
Textihndustrie  und  in  den  Bekleidungsfabriken  ist  sie  bis  zum  40. 
Jahre  über,  nachher  unter  dem  Mittel,  in  den  Holzwarenfabriken 
dagegen  anfangs  unter  ihm,  vom  40. — 60.  Lebensjahre  über  ihm. 
In  der  Schweiz  kamen  nach  Schuler  und   BurkJiardt  auf 

Erkrankte  in  "/o  Krankheitstage  pro  Mitglied 

wpihlirhe  oc  O  O  .  00  O  O 

Arbeiterinnen  |  |  ]  J  ^  |  I  I  :|  O 

Baumwollspinnerei      19,7       22,6      26,3      39,0  5,5      6,1      7,1       14,2 

Weberei        20,5      32,4      33,7      41,4  2,9      5,8      7,4        9,7 

druck  3,3       14,5      22,6      34,2  0,5      4,1      8,5      13,2 

Stickerei  13,7      34,1      34,6      20,0  3,9      8,2      9,6        6,2 

Seidenspinnerei  8,1      16,4      20,1      10,0  2,8      5,5      6,4        4,9 

Seidenweberei i7>5      i7.3      25,3 27,3 4,3      4.5      7.2        9,9 

alle  Fabrikarbeite- 
rinnen 17,4  24,8  29,2  39,8  3,9  6,0  7,6  11,9 
Am  wenigsten  der  Gesundheit  zuträglich  sind  demnach  die 
Stickerei  und  Baumwollindustrie,  wie  wir  dies  schon  oben  für  die 
männlichen  Textilarbeiter  in  der  Schweiz  gefunden  haben  ;  beim 
weiblichen  Geschlecht  machen  sich  die  schlimmen  Folgen  jedoch 
viel  intensiver  geltend.  Die  Art  der  Krankheit  ist  in  der  folgen- 
den Tabelle  zu  ersehen.  Von  je  100  Erkrankungen  waren  in  der 
Schweiz 

Baumwoll-  '5  ,    r- 


._ 

'S 

-3 

■^  i 

Erkrankunge 

1 

z 

t 

^ 

%. 

^ 

:-  '5 

-T 

~ 

■7: 

3 

_ü  "3 

der  Verdauungsorgane 

27.1 

36,6 

28,9 

35,0 

2g, i 

32,7 

»     Atmungsorg 

ine 

iS,9 

18,3 

17,4 

15,8 

18,8 

18,3 

des  Kreislaufs 

1,2 

1.7 

0,4 

0.5 

^,3 

1.3 

der  Bewegungso 

■gane 

9.5 

6,2 

6,8 

6.7 

8,2 

7.4 

»     Nerven 

2-7 

2,1 

1,7 

0,9 

0,7 

1-9 

»     Haut 

6,2 

4.1 

10,6 

12,5 

4,5 

5,7 

»     Augen 

2,7 

3.6 

2,9 

5.1 

2.8 

3.3 

»     Harn-  u.  Geschlechts- 

organe 

3.2 

5.6 

9.3 

3.4 

4,8 

4,8 

Ansteckende 

3.9 

3.5 

2.5 

4,3 

7,1 

4,3 

Konstitutionelle 

15.0 

I3.-I 

13.2 

12,1 

17,1 

i4,x 

Verletzungen 

5.3 

1,9 

3,8 

0,8 

2,2 

2.7 

Verschiedene 

4,3 

_J'3l 

2,5 

2,9 

.    3'4 

__3i5 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Zeitschrift    fiir  die 

ges.  Staatswis 

sensch.   I 

902.  4. 
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Ganz  besonders  auffallend  ist  die  grosse  Zahl  der  Krankheiten 
der  Verdauungsorgane,  die,  wie  schon  erwähnt,  eng  mit  Anämie 
und  Chlorose  zusammenhängen ;  ihre  Entstehung  wird  auch  durch 
den  bei  Fabrikarbeiterinnen  eine  grosse  Rolle  spielenden  Kaffee- 
genuss  befördert,  durch  den  zwar  ein  Sättigungsgefühl  hervorge- 
rufen, aber  dem  Körper  nicht  die  genügende  Quantität  von  Nah- 
rungsstotf  zugeführt  wird.  Bei  den  Stickerinnen  sind  Erkrankungen 
der  Haut  sehr  häufig,  worunter  die  Panaritien  und  ähnliche  auf 
Verletzungen  der  Finger  beruhende  Afifektionen  miteinbegriften 
sind. 

Die  Arbeiterinnen  in  den  Ziegeleien  haben  vor  dem  30. 
Lebensjahre  eine  grosse  Morbidität ;  die  Dauer  der  Erkrankungen 
ist  eine  kurze  und  daher  ist  die  Zahl  der  Krankentage  klein.  Die 
Sterblichkeit  ist  bereits  nach  dem  20.  Jahre  unter  dem  Mittel ;  die 
Ursache  wird  vor  allem  darin  zu  suchen  sein,  dass  schwächliche 
Arbeiterinnen  aus  den  Ziegeleien  wegen  der  Schwere  des  Ge- 
schäfts bald   ausscheiden   und  nur  die  kräftigen  bleiben. 

Die  Arbeiterinnen  in  den  T  h  o  n  -  und  P  o  r  z  e  1  1  a  n  f  a  b  r  i- 
k  e  n  haben  in  allen  Altersklassen  eine  sehr  grosse  Zahl  von  lu'- 
krankungen  und  Krankheitstagen :  die  Sterblichkeit  ist  meist  über 
dem  Mittel.  Die  Arbeiterinnen  sind  demnach  in  ihrer  Gesundheit 
durch  diesen  Beruf  sehr  gefährdet ;  die  Hauptursache  ist  der  dau- 
ernde Aufenthalt  in  mit  scharfkantigen  Staubkörnchen  erfüllten 
Arbeitsräumen. 

In  den  Z  ü  n  d  h  o  1  z  f  a  b  r  i  k  e  n  sind  Erkrankungen  der  Ar- 
beiterinnen im  Alter  von  16 — 30  Jahren  ganz  kolossal  häufig;  sie 
stehen  in  diesem  Alter  in  der  österreichischen  Statistik  an  letzter 
Stelle  unter  den  verschiedenen  Berufsarten.  Die  Sterblichkeit  ist 
anscheinend  nicht  sehr  hoch  ,  doch  ist  das  Resultat  der  Berech- 
nung wegen  der  kleinen  Mitgliederzahlen  schwankend  und  jeden- 
falls auch  deshalb,  weil  die  an  chronischer  Phosphorvergiftung 
Erkrankten  dauernd  ausscheiden.  Dieselbe  zeigt  sich  vor  allem 
in  einer  Schwächung  des  ganzen  Organismus  und  in  grosser  Blut- 
armut; bekannt  ist  die  Phosphornekrose  des  Unterkiefers,  deren 
Entstehung  jedenfalls  durch  kariöse  Zähne  befördert  wird. 

Ebenfalls  sehr  schlimm  sind  die  Gesundheitsverhältnisse  der 
Arbeiterinnen  in  den  T  a  b  a  k  f  a  b  r  i  k  e  n  ,  namentlich  vor  dem 
40.  Lebensjahre.  Die  Erkrankungen  sind  ausserdem  von  sehr 
langer  Dauer,  so  dass  die  Berufsgruppe  bezüglich  der  Zahl  der 
Krankentage    in   verschiedenen  Lebensaltern   am   schlimmsten   da- 
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Rlenstruations- 

Krankheiten 

anomalien 

der 

Geschlechtsorgane 

OÖ9 

0,62 

0,43 

0,51 

1,02 

1,04 

0-39 

0,65 

Steht.  Die  Sterblichkeit  ist  vom  16. — 40.  Lebensjahre  ganz  be- 
deutend über  den\  Mittel,  in  den  späteren  Jahren  unter  diesem. 
Nach  Seile llenberg'^')  rekrutieren  sicli  die  Arbeiterinnen  in  den  Ta- 
bakfabriken aus  dem  schwächsten  Teil  der  Bevölkerung  und  sind 
zudem  schlecht  bezahlt,  doch  ist  sicher  der  Tabakstaub  von  schäd- 
licher Einwirkung  auf  den  Organismus,  und  zwar  nicht  bloss  durch 
seine  mechanische,  sondern  auch  durch  seine  chemischen  Eigen- 
schaften. Häufig  sind  unter  den  Arbeiterinnen  Blutarmut,  Tuber- 
kulose, überhaupt  Erkrankungen  der  Atmungsorgane,  ferner  solche 
des  Magens  und  der  Geschlechtsorgane  (Menstruationsstörungen). 
Nach  .S".  Rosenfeld-)  kamen  1890  in  Oesterreich  auf  je  lOO  weib- 
liche Kassenmitglieder 


Fabrikarbeiterinnen  überhaupt 
Arbeiterinnen  b.  Textilindustrie 

»  in  Tabakfabriken 

»  im  Kleingewerbe 

Allerdings  sind  unter  den  Tabakarbeiterinnen  viel  mehr  ver- 
heiratete Frauen  als  in  andern  Fabriken,  was  sicher  auf  diesen 
Umstand  nicht  ohne  Einfluss  ist;  es  kamen  daher  auch  1890  auf 
je  100  Fabrikarbeiterinnen  überhaupt  8,46  und  auf  100  Tabak- 
arbeiterinnen 13,43  Geburten.  Die  Häufigkeit  der  Tuberkulose 
unter  den  Tabakarbeitern  geht  auch  aus  den  folgenden  Zittern 
hervor;  auf  je  lOO  Arbeiter  (m.  u.  wj  starben  nach  S.  Rosenfeld 
im  Jahre    1890  an  Lungentuberkulose 

Fabrikarbeiter  überhaupt  0,44  "/o 

Eisenbahnbetriebskrankenkasse  0,25   » 

Textilindustrie  0,52   >/ 

Tabakfabriken  0,82   » 

Alle  Handwerksgesellen  0,37   » 

Schluss. 

Bei  der  Untersuchung  über  die  Erwerbsmifähigkeit  der  ein- 
zelnen Berufe  haben  sich  allerlei  Thatsachen  ergeben ,  die  wir 
nochmals  hervorheben   wollen. 

Zu  den  wichtigsten  Sätzen   der  Morbiditätsstatistik  gehört  die 


i)  Hygiene  der  Tabakarbeiler  in    Weyl'^s  Hdb.   d.   Hyg.   Bd.   8,   Gevverbehygiene. 
2)  Die  Arbeiter  in  den  österreichisclien  Tabakfabriken.    Stat.   Mon.   189S,    N.   F. 
Bd.  3,  S.  575. 
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Erfahruni^,  dass  Morbidität  und  Sterblichkeit  der  einzelnen  Berufe 
einander  nicht  proportional  sind,  dass  vielmehr  nicht  so  selten  auf 
Berufe  mit  hoher  Sterblichkeit  kleine  Erkrankungsziffern  fallen  und 
umgekehrt.  Wir  finden  ferner  bei  verschiedenen  Berufsarten,  dass 
die  Kurve  der  Erkrankungshäufigkeit  für  die  einzelnen  Lebens- 
alter einen  ganz  anderen  Verlauf  nimmt  als  die  der  Sterbzififern  ^). 
Es  ändert  sicli  an  dieser  Thatsache  nichts,  wenn  wir  statt  der 
Zahl  der  Erkrankungen  die  Zahl  der  Krankheitstage  in  Rechnung 
nehmen.  Denn  die  Erkrankungsziffer  ist  nicht  wie  die  Sterblich- 
keit eine  Grösse  ,  auf  die  der  Wille  der  Einzelnen  olme  Einfluss 
ist;  vielmehr  hängt  es  bei  einem  grossen  Teil  der  Erkrankungen 
einzig  von  dem  Erkrankten  ab,  ob  seine  Krankheit  zur  statisti- 
schen Aufnahme  kommt  oder  nicht.  Bei  diesen  Entschliessungen 
der  Kranken  machen  sich  allerlei  Einflüsse  geltend ,  teils  solche 
individueller  Art  (Energie,  Mangel  an  Krankheitsgefühl,  grosse 
Widerstandsfähigkeit),  teils  berufliche,  wirtschaftliche  und  soziale. 
Vor  allem  ist  die  Art  des  Berufs  von  einschneidender  Bedeutung, 
wie  oben  mehrfach  auseinandergesetzt  wurde.  Schneider  und  Schuh- 
macher können  ihrem  Beruf  bei  leichten  Erkrankungen  noch  nach- 
kommen, wo  dies  einem  Schreiner  oder  Schlosser  nicht  mehr  mög- 
lich ist.  Ferner  wird  der  Bezug  eines  hohen  Lohns  manchen  ab- 
halten von  der  Arbeit  wegzubleiben,  wenn  das  Krankengeld  im 
Verhältnis  zu  demselben  nur  klein  ist ,  und  umgekehrt  wird  ein 
hohes  Krankengeld  den  Entschluss  erleichtern,  sich  im  Fall  des 
Erkrankens  zu  schonen.  Es  kommt  dies  besonders  bei  der  Mor- 
bidität der  Eisenbahnbediensteten  zum  Ausdruck,  die  im  Fall  des 
Erkrankens  ihren  vollen  Gehalt  (selbstverständlich  ohne  die  Kilo- 
metergelder) weiterbeziehen.  Endlich  haben  wir  mehrfach  gesehen, 
dass  die  Stellung,  die  der  Arbeiter  im  Betrieb  einnimmt,  auf  den 
Entschluss,  die  Arbeit  zu  versäumen,  von  ungemein  grossem  Ein- 
fluss ist,  und  dass  die  schwere  Abkömmlichkeit  der  Arbeiter  im 
Kleingewerbe,  der  Dienstboten,  der  Kellner  und  Kellnerinnen,  der 
Handlungsgehilfen,  der  Ladnerinnen  u.  s.  w.  sich  in  kleinen  Er- 
krankungsziffern ausspricht,  wenigstens  soweit  sich  diese  auf  Krank- 
heiten mit  Erwerbsunfähigkeit  beziehen. 

Dass  aber  viele  Berufe  auch  direkt  die  Erkrankungshäufigkeit 
beeinflussen,   haben  wir  in  unseren  obigen  Ausführungen  oft  genug 

i)  Es  ist  daher  aussichtslos  für  das  Verhältnis  zwischen  Morbidität  und  Mortali- 
tät nach  einem  Gesetz  zu  suchen,  wie  das  Scratchley  und  Edinoiids  versuclit  haben, 
s.    VVestergaard  1.  c.   2.  Aufl.   S.  89  u.   201. 
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ersehen.  Es  giebt  eine  grosse  Anzahl  von  Gewerben  und  Fabrik- 
betneben,  die  sehr  schwere  Schädigungen  der  Gesundheit  mit 
sich  bringen;  es  tritt  dies  allerdings  bei  einem  Teil  derselben  nur 
in  den  Sterbeziffern  zu  tage,  bei  einem  andern  jedoch  auch  in 
den  Erkrankungsziffern ,  namentlich  wenn  wir  zugleich  die  Zahl 
der  Erkrankungen  kennen,  die  ohne  Störung  der  Erwerbsfähigkeit 
verlaufen.  Es  wird  dies  bei  einigen  Berufsarten  dadurch  verschuldet, 
dass  sie  viele  Verletzungen  zur  Folge  haben,  bei  einem  sehr 
grossen  Teil  dadurch,  dass  sie  lebenswichtige  innere  Organe  be- 
drohen, vor  allem  die  Atmungs-  und  Verdauungsorgane,  oder  dass 
sie  Ernährungsstörungen  hervorrufen;  die  letzteren  sind  entweder 
mehr  allgemeinerer  Natur  und  rühren  von  dauerndem  Aufenthalt 
in  schlechter  Luft,  von  langer  Arbeitszeit,  Nachtdienst  u.  s.  w. 
her  (Blutarmut  der  Ladnerinnen  und  Nähterinnen)  oder  sind  eine 
direkte  Vergiftungserscheinung  (Maler,  Arbeiter  in  Zündholz-  und 
Tabakfabriken). 

Dass  das  soziale  Milieu,  dem  der  Arbeiter  entstammt,  auf 
die  Höhe  der  Erkrankungsziffern  von  Einfluss  ist,  haben  wir  eben- 
falls mehrfach  zu  berühren  Gelegenheit  gehabt.  Es  ist  natürlich, 
dass  diese  von  dem  Mass  der  Gesundheit  abhängt,  das  der  Ar- 
beiter von  zu  Hause  mitbringt.  Ebenso  muss  eine  Auslese  nur 
gesunder  und  kräftiger  Personen  bei  der  Wahl  eines  Berufs  gün- 
stig auf  die  Erkrankungs-  und  Sterbeziffer  desselben  wirken,  mag 
diese  Auslese  nun  ein  freiwilliger  Akt  sein  (wie  bei  Schmieden, 
Metzgern  u.  dgl.)  oder  die  Folge  einer  voi'geschriebenen  ärztlichen 
Untersuchung  (Bergleute,  Eisenbahndienst). 

Mehr  auf  die  Mortalität  als  auf  die  Kränklichkeit  einer  Be- 
rufsart ist  es  von  Einfluss,  wenn  viele  Arbeiter  infolge  schwerer 
Erkrankung  aus  einem  Betrieb  austreten,  der  grössere  Anforde- 
rungen stellt  oder  durch  gewisse  Schädlichkeiten  die  Ursache  der 
Erkrankung  war.  Wenn  somit  die  höheren  Altersklassen  eines 
solchen  Berufs  günstige  Sterbe-  und  Erkrankungsverhältnisse  zei- 
gen, so  darf  daraus  nicht  ohne  weiteres  geschlossen  werden,  dass 
jene  auf  die  älteren  Arbeiter  weniger  ungünstig  einwirken  ;  es  kann 
ebensogut  nur  ein  Zeichen  davon  sein,  dass  die  Widerstandsfähi- 
gen allein  bei  dem  Berufe  bleiben ,  die  Schwächlichen  aber  bei 
Zeiten  ausscheiden  und  in  andern  Berufen,  invalidiert  oder  unter- 
stützt von  der  Armenpflege  ihr  Dasein  hinfristen.  Auch  die  letz- 
teren vollständig  in  die  Berufsstatistik  miteinzubeziehen,  wird  stets 
unmöglich  sein,   da  die  Austritte  aus  den  Betrieben  nur  zum  klein- 
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sten  Teil  durch  die  Gesundheit  des  Arbeiters,  in  der  Hauptsache 
jedoch  durch  ganz  andere  Gründe  bedingt  werden.  Eine  Ausdeh- 
nung der  Krankheits-  und  Sterblichkeitsstatistik  auf  die  Invaliden 
ist  bisher  nur  da  versucht  worden,  wo  die  Arbeiter  und  Bedien- 
steten im  Falle  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  Pensionen  beziehen. 

Da  demnach  der  Erkrankungsstatistik  so  viele  Schwierigkeiten 
im  Wege  stehen,  so  ist  grosse  Vorsicht  bei  der  Verwertung  der 
Morbiditätsziffern  geboten  und  wir  dürfen  sie  niemals  allein  zu 
Rate  ziehen,  wenn  wir  über  die  Gefährdung  von  Gesundheit  und 
Leben  durch  bestimmte  Berufe  uns  zahlenmässige  Nachweise  ver- 
schaffen wollen ,  vielmehr  müssen  wir  hiebei  die  Sterbzififern  in 
Vergleich  bringen.  Ein  anderes  Mittel,  die  Morbiditätszififern  zu 
diesem  Zwecke  mehr  nutzbar  zu  machen,  wäre  die  gleichzeitige  Erhe- 
bung der  Kra  nkhei  tsart.  Hier  stehen  wir  aber  noch  in  den  er- 
sten Anfängen  der  Statistik.  Die  in  den  Krankenscheinen  eingetra- 
genen Diagnosen  sind  häufig  ganz  unbestimmter  Art,  da  hiebei  Rück- 
sicht auf  den  Erkrankten,  Bequemlichkeit  des  Arztes,  nicht  so  selten 
die  Unmöglichkeit,  schon  in  den  ersten  Tagen  der  Erkrank'ung  die 
richtige  Diagnose  zu  stellen,  und  manches  andere  ins  Spiel  kommt. 
So  ist  z.  B.  die  Häufigkeit  der  Lungenschwindsucht  nach  den  Kran- 
kenscheinen nicht  sicher  zu  erheben,  da  dieselbe  oft  als  Lungen- 
katarrh,  Lungenleiden,  Lungen-  und  Brustfellentzündung  u.  dgl. 
bezeichnet  ist.  Auch  die  Art  der  Einteilung  ist  nicht  immer  ganz 
richtig;  so  finden  sich  die  Verletzungen  des  Auges  unter  den 
Augenerkrankungen,  Verletzungen,  die  zu  Eiterung  führen,  unter 
den  Hautkrankheiten  (Geschwüre  und  Abscesse)  oder  unter  den 
Gefässerkrankungen  (Lyrnphgefässentzündung).  Die  Zähne  sollten 
für  sich  behandelt  und  nicht  unter  die  Verdauungsorgane  einge- 
reiht werden;  die  Mandelentzündung  (Angina)  gehört  nicht  unter 
die  Erkrankungen  der  Atmungsorgane,  da  sie  sehr  häufig  infek- 
tiöser Natur  ist. 

Ein  Punkt,  der  von  hervorragender  Bedeutung  ist,  ist  noch  gar 
nicht  erwähnt  worden ,  die  W  i  e  d  e  r  e  r  k  r  a  n  k  u  n  g  e  n  dersel- 
ben Mitglieder.  Schon  innerhalb  ein  und  desselben  Jahres  er- 
kranken viele  Mitglieder  mehrmals;  die  bisherige  Krankenkassen- 
statistik nahm  hierauf  nur  insoweit  Rücksicht,  dass  sie  die  Zahl 
der  erkrankten  Mitglieder  und  die  Zahl  der  Erkrankungen  fest- 
stellte, ohne  zu  erheben,  wie  oft  ein  und  dasselbe  Mitglied  inner- 
halb des  betreffenden  Jahres  erkrankte.  So  kanien  z.  B.  auf  eine 
erkrankte  Person  Krankheitsfälle 
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Alter 

Alle   Erkrankungen 

Frankfurt 

(1896) 

Erkrankungen  mit 
Oesterreichische 
Kassen 

Erwerbsfähigkeil 
Leipziger 
Gegenseitigkeit*) 

m. 

V. 

m. 

w. 

m. 

vv. 

unter   15 

Jahre 

''5         ^ 

.4 

1,2 

1,2 

— 

— 

16 — 20 

» 

1,6         I 

'7 

1,2 

1,2 

1,1 

21  —  30 

» 

1,7          I 

,8 

1,2 

1,2 

1,1 

31-40 

» 

1.7          I 

,8 

J  '3 

1,2 

1,2 

41  —  50 
51 — 60 

» 

i>7          I 
1,8          I 

>7 
,8 

^'3 
'  '3 

1,2 
I>2 

1,2 
1,2 

über    60 

» 

1.7            T- 

,6 

1.3 

'.3 

1.3 

zusammen 

1,7          I 

,7 

1,2 

1,2 

1,2 

Diese  Zififern  beziehen  sich  alle  nur  auf  ein  Jahr;  würde  cla- 
geg-en  eine  Anzahl  \'on  Jahren  speziell  hierauf  untersucht,  so  würde 
natürlich  die  Zahl  der  auf  eine  Person  entfallenden  Erkrankungen 
eine  viel  höhere  sein.  Denn  es  tritt  bei  allen  Kranlcenkassen  die 
Erscheinung  auf,  dass  gewisse  Mitglieder  alle  Jahre  mit  Krank- 
meldungen wiederkehren,  während  eine  grosse  Anzahl  überhaupt 
nie  oder  doch  ganz  selten  erkrankt.  Diese  Rück  fällig  keit 
in  der  Erkrankung  ist  noch  bei  keiner  Morbiditätsstatistik 
genügend  gewürdigt  worden;  es  würde  aber  ein  ganz  neues  Licht 
auf  die  körperliche  BeschafTenheit  der  Mitglieder  einer  Kasse  wer- 
fen ,  wenn  solche  Untersuchungen  angestellt  würden,  wobei  vor 
allem  Abstufungen  bezüglich  der  Häufigkeit  der  Inanspruchnahme 
der  Kasse  durch  einzelne  Mitglieder  erhoben  werden  sollten.  Solche 
Untersuchungen  können  natürlich  bei  allgemeinen  Kranlcenkassen 
eher  mit  Aussicht  auf  ein  sicheres  Resultat  unternommen  werden, 
als  \'on  Betriebskassen,  aus  welchen  die  unständigen  Elemente  oft 
in  kurzer  Zeit  wieder  austreten,  während  sie  bei  einer  Ortskran- 
kenkasse auch  in  neuen  Betrieben,  so  weit  sie  dieser  angehören, 
verfolgt  werden  können.  Denn  eine  solche  Untersuchung  darf  sich 
nicht  nur  auf  die  ständigen  Mitglieder  einer  Kasse  beschränken, 
da  die  unständigen  Mitglieder  viel  häufiger  erkranken  und  eben 
wegen  ihrer  geringeren  Widerstandsfähigkeit  oder  wegen  chroni- 
scher Krankheiten  in  allen  Betrieben  sobald  wie  möglich  abgescho- 
ben werden. 

Wenn  nun  alle  oben  genannten  Schwierigkeiten  berücksich- 
tigt und  die  daraus  entspringenden  Fehler  vermieden  werden,  so 
werden  sich  im  Laufe  der  Zeit  bei  einer  besseren  Entwicklung 
der  Erkrankungsstatistik  wertvolle  wissenschaftliche  Resultate  er- 
zielen lassen,  die  mitbestimmend  für  hygienische  Massregeln  sein 
werden.    Unsere  Untersuchung  hat  vorerst  hauptsächlich  dazu  ge- 
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führt  darzulegen,  wie  verschieden  I^rkrankungshäufigkeit  und  Sterb- 
hchkeit  sein  können,  und  worin  wir  die  Ursachen  dieser  Erschei- 
nung zu  suchen  haben.  Es  hat  sich  ausserdem  als  positives  Er- 
gebnis herausgestellt,  dass  eine  grosse  Anzahl  von  Berufen  direkt 
schädlich  auf  die  Gesundheit  wirkt ;  wenn  in  dieser  Beziehung  die 
vorliegende  Untersuchung  nicht  speziell  Neues  bringen  konnte,  so 
ist  es  doch  sicher  von  grossem  Wert,  für  den  Grad  der  Gesund- 
heitsgefährdung durch  einzelne  Berufe  im  Vergleich  mit  andern 
Berufen  einige  Anhaltspunkte  gewonnen  zu  haben.  Wir  stellen 
daher  zum  Schluss  eine  Skala  auf,  die  sich  auf  die  Morbidität  auf- 
baut, und  wobei  wir  die  einzelnen  Berufsarten  innerhalb  der  ähn- 
lichen Erkrankungszififern  nach  der  Grösse  der  Sterblichkeit  ordnen. 

So  fanden  wir,  dass  unter  den  männlichen  H  a  n  d  w  e  r- 
k  e  r  n  mit  kleiner  Morbidität  nur  die  Metzger  auch  eine  kleine 
Sterblichkeit  haben  ;  mittelgross  ist  sie  bei  den  Handlungsgehilfen, 
Drechslern,  Buchbindern  und  Schuhmachern,  hoch  bei  den  Schnei- 
dern, Sattlern,  Gold-  und  Silberarbeitern,  Bäckern  und  besonders 
bei  den  Handschuhmachern.  Unter  den  Gewerben  mit  hoher  Mor- 
bidität findet  sich  nur  beim  Bauhandwerk  eine  kleine  Sterblich- 
keit, mittelgross  ist  sie  bei  den  Malern,  gross  bei  den  Eisen-  und 
Metallarbeitern,  Schreinern,  Fuhrleuten,  ganz  bedeutend  bei  den 
Töpfern,  Buchdruckern,  Bierbrauern,  Steinmetzen  und  Metallschlei- 
fern. 

Bei  der  Gross  Industrie  haben  unter  den  Betrieben  mit 
mittelgrosser  Morbidität  die  Zündholzfabriken  eine  kleine  Sterb- 
lichkeit (nur  das  männliche  Geschlecht),  eine  mittlere  die  Ziege- 
leien und  Holzwarenfabriken,  die  Textilindustrie,  die  Fabriken  für. 
Bekleidungszwecke  und  die  Zuckerfabriken ,  eine  hohe  dagegen 
die  Lederfabriken,  Glasfabriken,  Thon-  und  Porzellanfabriken  und 
die  fabrikmässig  betriebenen  Buchdruckereien.  Unter  den  Gross- 
betrieben mit  hoher  Morbidität  haben  eine  Anzahl  eine  geringe 
Sterblichkeit,  so  die  chemischen  und  die  Papierfabriken,  die  Eisen- 
bahnen, der  Bergbau,  niittelgross  ist  sie  bei  den  Eisen-  und  Me- 
tallwarenfabriken und  in  den  Hüttenwerken ,  sehr  gross  in  den 
Fabriken  für  Heizungs-  und  Beleuchtungszwecke. 

Beim  weiblichen  Geschlecht  sind  die  Ziffern  nicht 
so  sicher,  weil  die  Zahl  der  Mitglieder,  auf  die  sich  die  Berech- 
nungen stützen,  manchmal  recht  klein  ist ;  es  gilt  dies  namentlich 
für  die  oberen  Altersklassen,  da  sehr  viele  Arbeiterinnen  mit  der 
Verheiratung  aus    dem  bisherigen  Beruf   ausscheiden.    Kleine  Er- 
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krankungsziffern  haben  die  Buchbinderinnen  und  Schneiderinnen,  von 
denen  die  letzteren  eine  kleine,  die  ersteren  dagegen  eine  recht  hohe 
Sterblichkeit  haben.  Unter  den  weiblichen  Arbeiterinnen  mit  vie- 
len Erkrankungen  ist  die  Sterblichkeit  nur  in  den  Ziegeleien  klein ; 
von  mittlerer  Höhe  ist  sie  in  den  Holzwaren-,  Textil-  und  Zünd- 
holzfabriken (bei  letzteren  unsichere  Zahlen) ;  gross  ist  die  Sterb- 
lichkeit bei  den  Nähterinnen,  Handschuhmacherinnen,  in  den  Thon-, 
Porzellan-  und  Tabakfabriken. 

Es  besteht  also  bei  vielen  Berufsarten  ein  entgegengesetztes 
Verhältnis  zwischen  Erkrankungshäufigkeit  und  Sterblichkeit,  und 
es  ist  uns  für  eine  Anzahl  von  Fällen  gelungen,  die  Gründe  hie- 
für aufzufinden ,  so  die  geringe  Abkömmlichkeit  des  Arbeiters 
beim  Kleingewerbe,  die  Möglichkeit,  gewisse  Berufe  auch  im  Fall 
der  Erkrankung  ausüben  zu  können  u.  a.  Von  Einfluss  auf  die 
Gesundheit  einer  Berufsart  ist  ferner  die  freiwillige  Auslese  der 
Kräftigen  bei  der  Wahl  des  Berufs  oder  die  vorgeschriebene  durch 
die  ärztliche  Untersuchung,  das  Ausscheiden  der  Kranken  oder 
Schwächlichen  aus  dem  Berufe.  Gerade  durch  das  letztere  können 
für  gefährliche  Berufe  anscheinend  gute  Sterbeverhältnisse  vorge- 
täuscht werden.  Hier  verschafft  nur  die  gleichzeitige  Verfolgung 
der  Invaliden  Klarheit  und  mit  der  Zeit  kann  vielleicht  durch  die 
Bearbeitung  der  Ergebnisse  der  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rungsanstalten in  Verbindung  mit  der  Erkrankungsstatistik  Klar- 
heit in  diese  Verhältnisse  gebracht  werden.  Vorbedingung  hiezu 
bleibt  immer,  dass  die  Untersuchungen  sich  nicht  auf  die  Gesamt- 
heit der  Arbeiter  eines  Berufs  beschränken,  sondern  eine  Eintei- 
lung nach  Altersklassen  dabei  zu  Grunde  gelegt  wird. 

So  stossen  wir  bei  einer  Untersuchung  über  den  Einfluss  des 
Berufs  auf  die  Morbidität  überall  auf  grosse  Schwierigkeiten  und  auf 
ungelöste  Fragen,  da  die  Erkrankungsstatistik  noch  eine  sehr  junge 
Wissenschaft  ist.  Aber  die  Anfänge,  die  bis  jetzt  gemacht  wur- 
den, sind  so  vielversprechend  und  die  Ergebnisse,  die  von  einer 
grösseren  Gemeinde,  deren  Untersuchungen  sich  nur  auf  ein  Jahr 
ausdehnten,  so  wichtig,  dass  wir  hoffen  dürfen,  dass  der  Erkran- 
kungsstatistik künftig  viel  mehr  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird, 
als  dies  bisher  der  Fall  war. 
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Anhang. 

Tabelle   V. 
Durchschnittliche  Mitgliederzahl  einzelner  Berufe  der  Frankfurter  Ortskranken- 


kasse 

1896. 

Berufe 

s 
o 

0 
1  -^ 

in'"' 

über 

E60  Jahre 
Alter 
(bekannt 

c75 

Fabrikarbeiter,   Taglöhner 

1266 

2374 

1542 

819 

394 

155     61 

661 1 

Dienstboten,  Packer   etc. 

988 

1421 

525 

220 

147 

80     25 

3406 

Fuhrleute,   Kutscher 

54 

333 

261 

82 

73 

22 

12 

S37 

Kellner,   Köche  etc. 

359 

500 

162 

52 

12 

2 

14 

I  lOI 

Kaufleute 

1079 

II  68 

241 

68 

47 

14 

15 

2632 

Buchdrucker,   Lithographen 

336 

350 

175 

74 

41 

14 

4 

994 

Schneider 

184 

244 

68 

38 

38 

19 

5 

596 

Schreiner 

214 

346 

148 

96 

56 

10 

II 

881 

Maler,   Lackierer 

223 

291!  107 

57 

24 

10 

6 

718 

Schlosser,   Schmiede   etc. 

890 

1084  1   387 

127 

63 

14 

17 

2582 

Brauer,   Mälzer 

43 

239     158 

37 

6 

— 

7 

490 

Fabrikarbeiterinnen  etc. 

1362 

1239     291 

158 

61 

26 

22 

3159 

Weibliche  Dienstboten 

574 

9691   179 

67 

21 

9 

5 

1824 

Kellnerinnen 

56 

225 :    61 

32 

12 

3 

4 

393 

Verkäuferinnen 

■846 

849    146 

30 

11 

I 

18 

1901 

Nähterinnen 

465 

436       86 

55 

20 

6 

7 

1075 

Schneiderinnen 

233 

189!     39 

24 

6 

" 

4 

497 

Alle  männlichen  Mitglieder 

7423 

I  1027  4909 

2311 

12651487 

239 

27  661 

»     weiblichen            » 

3938 

4  337 

952 

457 

176 

60 

67 

9987 
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Zahl  dei 
1891- 


T  ab  eile   VI. 
beobachteten  Personen  in  den  österreichischen  Krankenkassen 
95  überhaupt  und  in  den  unteren  und  oberen  Altersklassen. 


Berufsarten 

zusammen 

bis 
15   Jahre 

16  —  20 
Jahre 

51—60 
Jahre 

über 
60  Jahre 

A.   Genossenschafts- 

1 

k  a  s  s  e  n. 

1 

1 

Handlungsbedienstete 

i      67371 

471 

13686 

2477 

873 

Metzger 

!    20448 

179 

5601 

240 

63 

Schneider 

61824 

119 

10727 

2341 

750 

Schuhmacher 

60S91 

223 

15043 

1365 

274 

Drechsler 

36204 

49 

6  099 

I  219 

249 

Buchbinder 

12592 

68 

2561 

554 

213 

Handschuhmacher 

17645 

44 

3742 

I  067 

432 

Gold-  und   Silberarbeiter 

14850 

8 

2950 

655 

355 

Lederarbeiter 

:        15929 

147 

3068 

838 

291 

Bäcker,   Zuckerbäcker 

,        34516 

227 

7656 

I  299 

354 

Holzarbeiter 

1        56799 

66 

II  058 

2208 

658 

Eisen-  und  Metallarbeiter 

50786 

350 

12047 

2316 

546 

Polygraphische   Gewerbe 

19857 

26 

2422 

I  145 

402 

Fuhrleute,   Kutscher 

1        15227 

9 

629 

I  399 

405 

Bauarbeiter 

9725S 

953 

10  084 

10023 

3536 

Buchbinderinnen 

9498 

I  14S 

3956 

52 

16 

Schneiderinnen 

24  994 

273 

8290 

43 

— 

Handschuhmacherinnen 

14530 

23S 

2798 

662 

217 

1!.  B  e  t  r  i  e  b  s  k  a  s  s  e  n. 

a)   Arbeiter   in 

Textilfabriken 

356095 

21425 

64223 

28925 

13293 

Fabriken  für  Bekleidung 

16087 

Sio 

1824 

I  045 

464 

Lederfabriken 

12  070 

264 

1096 

1088 

486 

Holzwareiifabriken 

40  270 

875 

4572 

2559 

666 

Polygraphische   Gewerbe 

10467 

440 

1606 

549 

32S 

Zündholzfabriken 

6  305 

236 

979 

436 

218 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

48571 

2433 

8932 

3358 

I  291 

Ziegeleien,  Zementfabriken 

32  112 
49460 

552 

3486 

3556 

1068 

Glasfabriken 

3729 

I  I  761 

2904 

1081 

Zuckerfabriken 

129623 

3711 

17569 

9912 

3637 

Fabriken    für    Heizung ,    Be- 

leuchtung 

16  764 

78 

725 

1607 

712 

Papierfabriken 

4641  I 

I  202 

5  553 

3670 

I  629 

Eisen-  u.  Metallwarenfabriken 

116  97s 

5526 

21764 

8212 

2417 

Brauerei   etc. 

17  183 

ISO 

I  918 

I  141 

392 

Chemische  Industrie 

24510 

484 

2430 

I  902 

602 

Hüttenwerke 

48067 

'  305 

6462 

4096 

I  342 

Eisenbahnen 

665  603 

I  403 

33037 

7072S 

23306 

b)  Arbeiterinnen  in 

Holzwarenfabriken 

14378 

4q2 

3032 

493 

112 

Textilfabriken 

421  316 

33  82 1 

1 19  160 

l6U2 

2759 

Fabriken  für  Bekleidung 

i      18136 

I  261 

5592 

528 

241 

Ziegeleien,   Zementfabriken 

13893 

3*^3 

I  860 

1608 

361 

Thon-  und  Porzellanfabriken 

20  530 

2  042 

8461 

371 

112 

Zündholzfabriken 

7850 

607 

2  529 

169 

44 

Tabakfabriken 

,    1 48  074 

6589 

30977 

8203 

2481 
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DER  AUSGANGSPUNKT  DER  THEORETISCHEN 
ÖKONOMIE. 

VON 

Dr.  G.  CASSEL. 

I,  Das  Ziel  der  freien  Konkurrenz. 

Bei  all  der  scharfen  Kritik,  die  heutzutage  gegen  die  Frei- 
handelsschule gerichtet  wird,  findet  man  wohl  zu  wenig  Verständ- 
nis für  das  ,  was  diese  Schule  eigentlich  im  Grunde  hat  sagen 
wollen.  Es  ist  doch  nicht  anzunehmen  ,  dass  die  bedeutenden 
Geister,  die  sich  der  Ausbildung  der  Theorie  der  freien  Konkur- 
renz widmeten,  schlechthin  geirrt  und  eine  theoretische  Konstruk- 
tion ohne  einen  Kern  von  Wahrheit  geschaffen  haben  sollten. 
Und  diesen  Kern  zu  finden,  das  sollte  eben  die  Aufgabe  sein  für 
eine  fruchtbare  Kritik,  eine  Kritik,  die  etwas  für  weitere  positive 
Arbeit  lernen   will. 

Es  ist  nun  vor  allem  selbstverständlich,  dass  die  freie  Kon- 
kurrenz niemals  Selbstzweck  gewesen  ist,  sondern  nur  ein  Mittel 
zum  Ziel.  In  diesem  Ziel  muss  man  also  erwarten,  den  Kern  der 
Theorie  zu  finden.  Wir  müssen  uns  deshalb  zuerst  fragen:  Was 
haben  die  Freihandelsökonomen  geglaubt  mittels  der  freien  Kon- 
kurrenz zu  erreichen  ?  Ich  glaube ,  die  Antwort  ergiebt  sich  am 
leichtesten,  wenn  wir  direkt  auf  den  grössten  Mann  der  Schule, 
den  alten  Adaiii  Smith  ,  zurückgehen.  Geben  wir  zunächst  die 
Antwort  selbst  in  möglichst  kurzer  Formulierung  und  überzeugen 
wir  uns  sodann  von  ihrer  Richtigkeit. 

Die  Volkswirtschaft  der  freien  Konkurrenz  führt  zu  einer 
Preisbildung,   bei  der 
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1.  für  jedes  Produkt  nur  ein  Preis  besteht; 

2.  der  Preis  mit  den  Produktionskosten  übereinstimmt ; 

3.  für  jeden  Produktionsfaktor  nur  ein  Preis  besteht; 

und  zu  einer  solchen  Leitung  der  Produktion,  dass  einerseits  jede 
effektive  Nachfrage  (d.  h.  jede  Nachfrage,  die  den  Preis  bezahlen 
will)  befriedigt,  andrerseits  auch  jede  produktive  Leistung  vollauf 
in  Anspruch  genommen  wird.  Der  Produktionsfaktor  Arbeit  kann 
von  einem  gewissen  Gesichtspunkt  aus  als  produziert  betrachtet 
werden  ;  es  wird  angenommen  ,  dass  die  freie  Konkurrenz  auch 
hinsichtlich  dieses  Produkts  auf  eine  Uebereinstimmung  zwischen 
Preis  und  Produktionskosten  hinwirkt,  wenigstens  in  dem  Sinne, 
dass  die  Differenzen  des  Arbeitslohnes  den  Verschiedenheiten  der 
Ausbildungskosten  entsprechen.  Ich  will  im  folgenden  diese 
Prinzipien  kurz  als   »das  Kostenprinzip«   bezeichnen. 

Um  sich  zu  überzeugen,  dass  in  diesem  Programm  der  Zweck 
der  ganzen  5;///V//'schen  Wirtschaftspolitik  enthalten  ist  ,  braucht 
man  sich  nur  einiger  der  wichtigsten  Stellen  des  »Wealth  of  Na- 
tion s«  zu  erinnern. 

Gleich  im  Anfang  des  siebenten  Kapitels  wird  der  Satz  von 
der  Uebereinstimmung  des  »natürlichen«  Preises  mit  den  Produk- 
tionskosten aufgestellt :  »When  the  price  of  any  commodity  is 
neither  more  nor  less  then  what  is  sufficient  to  pay  the  rent  of 
the  land,  the  wages  of  the  labour,  and  the  profits  of  the  stock, 
employed  in  raising,  preparing,  and  bringing  it  to  market,  accor- 
ding  to  their  natural  rates  ,  the  commodity  is  then  sold  for  what 
may  be  called  its  natural  price«.  Später  wird  der  natürliche  Preis 
ausdrücklich  als  der  Preis  der  freien  Konkurrenz  erklärt,  und  die 
vollständige  Bewegungsfreiheit  sowohl  für  Unternehmer  wie  für 
Arbeiter  als  die  Bedingung  einer  natürlichen  Preisbildung  hervor- 
gehoben. Für  einen  und  denselben  Produktionsfaktor  kann  in 
diesem  natürlichen  Zustand  nur  ein  Preis  bestehen:  »The  whole 
of  the  advantages  and  disadvantages  of  the  different  employ- 
ments  of  labour  and  stock  must,  in  the  same  neighbourhood,  be 
either  perfectly  equal  ,  or  continually  tending  to  equality.«  — 
»This  at  least  would  be  the  case  in  a  society  where  things  w^ere 
left  to  follovv  their  natural  course,  where  there  was  perfect  liberty, 
and  where  every  man  was  perfectly  free  both  to  choose  what 
occupation  he  thought  proper,  and  to  change  it  as  offen  as  he 
thought  proper.  Die  Arbeit  wird  auch  selbst  als  ein  Produkt 
betrachtet;     im  alleemeincn   richtet    sich    deren  Produktion    nach 
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der  Nachfrage:  »the  deniand  for  nien  like  that  for  any  other  com- 
modity ,  necessarily  regulates  the  production  of  men  (Kap.  8).« 
Besonders  aber  hängen  die  Verschiedenheiten  der  Arbeitslöhne 
von  den  Verschiedenheiten   der  Ausbildungskosten  ab    (Kap.  lo). 

Sehr  charakteristisch  ist  die  Art ,  wie  diese  Ergebnisse  der 
freien  Konkurrenz  abgeleitet  werden.  Der  Marktpreis  kann  nicht 
für  längere  Zeit  unter  dem  natürlichen  Preis  stehen  ;  denn  »ihe 
persons  whose  interest  it  afTected  would  immediately  feel  the  loss, 
and  would  immediately  withdraw  either  so  much  land  or  so  mach 
labour  ,  or  so  much  stock  ,  from  being  employed  about  it  that 
the  quantity  brought  to  market  would  soon  be  no  more  than 
sufficient  to  supply  the  effectual  demand.  Its  market  price,  there- 
fore,  would  soon  rise  to  the  natural  price.  This  at  least  would 
be  the  case  Avhere  there  was  perfect  liberty«  (Kap.  7).  Dies  gilt 
auch  für  die  Arbeiter ;  wenigstens  kann  der  Arbeitslohn  in  keiner 
besonderen  Beschäftigung  länger  als  bis  zum  Absterben  der  jetzi- 
gen Generation  unter  dem  normalen  stehen  bleiben:  »the  num- 
ber  of  those  who  are  afterwards  educated  to  the  trade  will  na- 
turally  suit  itself  to  the  effectual  demand«. 

Adam  Smith  hatte  indessen  noch  Sinn  genug  für  die  Wirk- 
lichkeit, um  einige  typische  Ausnahmen  von  dieser  allgemeinen 
Ausgleichungstendenz  festzustellen.  Verschiedenheiten  entstehen 
erstens  infolge  der  Veränderungen  der  Technik  und  der  Art 
der  Nachfrage  ,  indem  die  ersten  Unternehmer  in  einem  neuen 
Geschäftszweige  gewöhnlich  einen  Extragewinn  beziehen,  zwei- 
tens infolge  der  Schwankungen  des  Marktes  (Konjunkturgewinne, 
bez.  -Verluste);  drittens  infolge  des  Umstandes ,  dass  manche 
Berufe  lediglich  als  Nebenberufe  betrieben ,  und  dass  gewisse 
Leistungen  infolgedessen  unter  ihren  wirklichen  Produktionskosten 
abgegeben  werden.  Die  beiden  ersten  dieser  Ausnahmefälle  sind 
so  einfach,  dass  sie  wohl  niemals  übersehen  worden  sind;  in  der 
Theorie  hat  man  aber  gewöhnlich  von  solchen  Störungen  ab- 
gesehen, indem  man  die  Voraussetzung  einer  stabilen  Volkswirt- 
schaft einführte^).     Mit  dem   dritten  Ausnahmefall  hat  Smith   aber 

l)  Dies  ist  natürlich  berechtigt,  ja  notwendig,  in  einer  grundlegenden  theoreti- 
schen Untersuchung.  Allein,  wenn  man  die  Ergebnisse  einer  solchen  Theorie  unmit- 
telbar für  das  wirkliche  Leben  gelten  lassen  will ,  wenn  man  wähnt,  auch  die  prak- 
tische Nationalökonomie  könne  von  »Uebergangsperioden«  absehen,  dann  vergisst 
man  in  der  That,  dass  die  ganze  Weltgeschichte  nichts  anderes  ist,  als  eine  ununter- 
brochene Reihe  von   Uebergangsperioden. 
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Parasitismus  heran,  die  sich  erst  in  unseren  Tagen  zu  voller 
Klarheit  durchzuringen  beginnt  und  die  eine  ausserordentliche 
F'ruchtbarkeit  verspricht.     Hierüber  unten  mehr. 

Um  dem  Ideal  der  freien  Konkurrenz  möglichst  nahe  zu  kom- 
men ,  muss  man  nach  Smith  einer  Gesellschaft  von  möglichst 
at  o  m  i  s  tisch  e  r  Struktur  zustreben.  Jede  Gelegenheit  der  In- 
dustriellen und  Geschäftsleute,  zusammenzukommen,  ist  gefährlich, 
denn  sie  wird  benutzt  zu  Verhandlungen  über  gemeinsame  Preis- 
erhöhungen und  zu  Konspirationen  gegen  das  Publikum«.  Daher 
sollte  der  Staat  durch  seine  Gesetzgebung  wenigstens  nicht  solche 
Zusammenkünfte  fördern  oder  gar  die  Gründung  und  Erhaltung 
dauernder  Vereinigungen  unterstützen  (Kap.    lo). 

Die  Stellung  Adam  Smit/is  ist  also  diese ;  Das  Kostenprin- 
zip ist  das  Ideal  der  Volkswirtschaft ,  das  Mittel  zu  diesem  Ziel 
ist  die  freie  Konkurrenz  der  atomistischen   Wirtschaftsordnung. 

Der  erste  Satz  ist  richtig,  der  zweite  ist  falsch.  Dies  zu  be- 
weisen und  näher  zu  beleuchten ,  schliesslich  auch  die  Konse- 
quenzen daraus  für  die  theoretische  Oekonomie  zu  ziehen,  ist  der 
Zweck  der  folgenden  Seiten. 

II.   Die  Verwirklichung   des  Kostenprinzips    wird  nicht  durch 
die  freie  Konkurrenz  gesichert. 

Es  könnte  überflüssig  scheinen  ,  an  dieser  Stelle  zu  k'on- 
statieren,  dass  die  Hoft'nungen,  die  man  auf  die  freie  Konkurrenz 
gesetzt  hat ,  nicht  erfüllt  worden  sind.  Dies  ist  ja  schon  längst, 
besonders  unter  deutschen  Nationalökonomen,  anerkannt.  Man 
könnte  aber  glauben,  dass  das  Versagen  der  freien  Konlcurrenz 
von  der  Unvollkommenheit  der  Konkurrenz  selbst  oder  von  Ein- 
wirkungen fremder  Umstände  herrühre.  Aus  diesem  Grunde  halte 
ich  es  für  wichtig  nachzuweisen,  dass  die  freie  Konkurrenz  nicht 
zur  Verwirklichung  des  Kostenprinzips  führen  k  a  n  n  ,  dass  sie  im 
Gegenteil  Kräfte  wachruft,  die  mit  Notwendigkeit  von  die- 
sem Ideale  hinwegführen.  Ich  habe  diesen  Beweis  an  einer  an- 
deren Stelle^)  etwas  ausführlicher  gegeben,  muss  mich  aber  hier 
auf  die  wichtigsten  Punkte  beschränken. 

Das  sind  die   folgenden: 

A.  Die  Freihandelstheorie  setzte    voraus  ,    dass  niemand   ein 


i)    »Kartell-och  trustväsendet  fran  socialekonomisk    synpunkt«.     Ekonomisk  Tid- 

skrift,   Upsala   1901. 
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neues  Unternehmen  beginnen  werde,  ohne  dass  im  betreffenden 
Geschäftszweige  auch  wirkhch  Platz  vorhanden  sei,  was  sich  an 
dem  in  diesem  Zweige  übhchen  Gewinn  zeigen  müsse.  Dies  Kri- 
terium versagt  aber  notwendig  in  zwei  typischen  Fällen.  Erstens 
wenn  die  Geschäfte  ihrer  technischen  Natur  nach  so  gross  sind, 
dass  ein  Geschäft  mehr  keine  unendlich  kleine  Vermehrung  des 
ganzen  Geschäfts  in  dem  betreffenden  Zweige  bedeutet ,  daher 
auch  die  Preisdrückung  keine  unendlich  kleine  wird.  Unter  sol- 
chen Umständen  kann  vielleicht  ein  Geschäft  prosperieren,  ja 
sogar  einen  sehr  hohen  Profit  abwerfen ,  und  dennoch  ist  nicht 
Platz  für  zwei ;  kommt  ein  Konkurrent  hinzu,  so  sinken  die  Preise 
unter  die  Produktionskosten  (Beispiel:  konkurrierende  Eisenbahn- 
linien). 

Zweitens  in  Zeiten  ungewöhnlich  grosser  Nachfrage.  Die 
Preise  und  die  Gewinne  geben  dann  an ,  dass  mehr  Platz  vor- 
handen ist,  aber  mit  Unrecht ;  wenn  die  Nachfrage  wieder  weicht, 
stellt  sich  heraus,  dass  der  betreffende  Geschäftszweig  überfüllt  ist. 

Die  Freihandelstheorie  nahm  nun  auch  an  ,  dass  wenn  zu- 
fälligerweise solche  Störungen  eintreten,  das  Gleichgewicht  bald 
wieder  hergestellt  werden  müsse,  da  doch  ein  Unternehmer,  der 
keine  genügenden  Preise  erreicht,  sich  zurückziehen  werde.  Ad. 
Sinitli  legte  diesem  Moment  ein  ganz  besonderes  Gewicht  bei. 
Aber  das  Kapital  besitzt ,  wie  so  oft  hervorgehoben  ,  gar  nicht 
die  Beweglichkeit,  die  da  vorausgesetzt  wird.  Es  lässt  sich  bei 
den  meisten  industriellen  Unternehmungen  gar  nicht  zurückziehen. 
Infolgedessen  muss  man  oft  genug  trotz  ungenügender  Preise  die 
Produktion  fortsetzen ;  auf  diesem  Wege  kann  eben  die  freieste 
Konkurrenz  leicht  dahin  führen,  dass  ein  Produkt,  auch  dau- 
ernd, unter  seinen  Produktionskosten  hergestellt  und 
zu  Markte  gebracht  wird.  Diesem  Ergebnisse,  das  offenbar  nicht 
mit  dem  Kostenprinzip  in  Einklang  gebracht  werden  kann,  steht 
die  Freihandelstheorie  vollständig  fremd  gegenüber. 

B.  Es  giebt  einen  andern  Umstand,  der  darauf  hinwirkt,  dass 
Produkte  bei  völlig  freier  Konkurrenz  unter  ihren  Produktions- 
kosten abgegeben  werden,  nämlich  wenn  mehrere  Produkte 
aus  demselben  Betrieb  hervorgehen.  Es  ist  dann  möglich  ,  ein 
Produkt,  auch  dauernd,  unter  den  Produktionskosten  zu  ver- 
kaufen, wenn  nur  die  übrigen  den  nötigen  Gewinn  liefern.  Dies 
muss  notwendig  zum  Ruin  für  denjenigen  Unternehmer  führen, 
der  nur  mit  solchen   Artikeln    handelt,    die  in  dieser  Weise  von 
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anderen  zum  Unterpreise  verkauft  werden.      Schematisch: 

Nr.    I    verkauft  A  und  B 

Nr.   2  '  A,   C   und  D   —  A  unter  dem  Kostenpreise 

Nr.  3         >         B,   E  und  F  —  B       »  », 

No.   I  wird  notwendig  ruiniert. 

C.  Keine  besseren  Garantien  für  die  Ertlillung  des  Kosten- 
prinzips bietet  die  freie  Konkurrenz  im  Verhältnis  zu  den  Ar- 
beitern. Es  ist  keineswegs  wahr,  dass  die  Differenzen  des  Loh- 
nes ledigUch  den  verschiedenen  Ausbildungskosten  entsprechen. 
Dafür  ist  die  Beweglichkeit  —  die  räumliche  sowohl  wie  die  be- 
rufliche —  der  erwachsenen  x'\rbeiter  viel  zu  klein;  vor  allem 
aber  fehlen  die  Bedingungen  für  eine  dem  Kostenprinzip  ent- 
sprechende Verteilung  des  neuen  Tvlenschenmaterials  auf  die  ver- 
schiedenen Berufe.  Die  hier  obwaltenden  geographischen  und  wirt- 
schaftlichen Hindernisse  sind  von  weit  eingreifenderer  Bedeutung 
als  die  »Friktionen«,  die  die  Freihandelsschule  vernachlässigen  zu 
können  glaubte.  Die  Gesellschaft  der  freien  Konkurrenz  ist  —  es 
lässt  sich  nun  einmal  nicht  bestreiten  —  in  dem  Sinne  eine  Klas- 
sengesellschaft, dass  Kindern  der  verschiedenen  Klassen  durchaus 
nicht  derselbe  Start  im  Leben  gesichert  wird.  Dies  ist  vom  Ge- 
sichtspunkte des  Kostenprinzips  eine  Verschwendung;  denn  es 
wird  einigen  Berufen  zu  wenig,  einigen  wieder  zu  viel  Menschen- 
material zugeführt,  was  einer  wirtschaftlichen  Leitung  der  Produk- 
tion  widerspricht. 

In  den  überfüllten  Berufen  wird  der  Lohn  gedrückt,  oft  be- 
deutend unter  die  Produktionskosten«  solcher  Arbeit.  In  derar- 
tigen Fällen  werden  also  im  Preise  des  Produkts  nicht  die  vollen 
Produktionskosten  bezahlt;  die  Produktion  kann  dauernd  fortge- 
setzt werden  nur  dadurch,  dass  Lebensenergie  immer  wieder  von 
aussen   hinzuströmt:   der  ganze   Beruf  lebt  parasitisch'). 

Dies  Ergebnis  ist  nun  wieder  vollkommen  fremd  in  der  Dog- 
matik  der  freien  Konkurrenz.  Das  »eherne  Lohngesetz«  ist  das 
grösste  Denkmal  dieser  Dogmatik.  vDer  Arbeitslohn«  könne  nicht 
dauernd  unter  die  Produktionskosten  der  Arbeit  heruntergehen, 
denn  dann  werde  die  Zahl  der  Arbeiter  sinken ,  was  eine  Lohn- 
erhöhung zur  Folge  haben  müsse.  Wie  dieser  ganze  »Beweis«  auf 
der  Fiktion  einer  einzigen  Art  von  Arbeit,  eines  einzigen  Lohnes 


i)  Vgl.   Sidney  und  Bealricc   Webb,    »Industrial  Democracy^<,  wo  die  Theorie  der 
Parasitic  Trades«    mit  vollendeter  Schärfe  gezeichnet  ist  (S.    749  u.  folg.). 
Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch .  1902.  4.  43 
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beruht,  habe  ich  an  einer  andern  Stelle  nachgewiesen^  ).  Er  zerfiillt 
vollständig,  sobald  man  die  Thatsache  berücksichtigt,  dass  die 
schlechtesten  Berufe,  die  ihre  eigenen  Arbeiter  nicht  zu  reprodu- 
zieren vermögen,  mit  den  Söhnen  ,  vielleicht  noch  mehr  mit  den 
Töchtern  anderer  Arbeiter  gespeist  werden. 

In  allen  diesen  Phallen  führt  die  freie  Konkurrenz  von  sich 
selbst  aus  zu  wesentlichen  Abweichungen  vom  Kostenprinzip.  Die 
freie  Konkurrenz  ist  daher  jedenfalls  ein  ganz  anderer  Aus- 
gangspunkt für  eine  theoretische  (3ekonomie  als  das  Kosten- 
prinzip. Dies  haben  die  Theoretiker  des  Freihandels  übersehen 
oder  wenigstens  nicht  beachtet. 

Andererseits  darf  man  naturlich  nicht  vergessen ,  dass  Kon- 
kurrenz ein  wichtiges  ,  ja  das  wichtigste  Mittel  zur  Ausgleichung 
von  Verschiedenheiten  in  Warenpreisen,  im  Profit,  zuweilen  auch 
in  den  Löhnen,  und  damit  zur  Verwirklichung  des  Kostenprinzips 
ist.  In  dem  Masse,  wie  die  Konkurrenz  heutzutage  in  dieser  Weise 
wirkt,  nähern  wir  uns  schon  den  Forderungen  des  Kostenprinzips. 
Nur  müssen  wir,  um  dies  Ideal  vollständig  zu  erreichen,  auch  an- 
dere Mittel  heranziehen. 

III.   Die  Fiktion  der  freien  Konkurrenz  kann   als  Grundlage  der 
theoretischen   Oekonomie  nicht  gebraucht  werden. 

So  lange  man  glaubte,  die  freie  Konkurrenz  würde  das  volks- 
wirtschaftliche Ideal  des  Kostenprinzips  verwirklichen,  war  es  na- 
türlich, die  theoretische  Oekonomie  auf  der  freien  Konkurrenz  als 
der  grundlegenden  Voraussetzung  aufzubauen.  Heute  weiss  man, 
dass  dieser  Glaube  irrig  war.  Dann  sollte  man  auch  die  Kon- 
sequenzen daraus  ziehen,  nicht  bloss  für  die  Praxis,  sondern  auch 
für  die  Theorie:  es  hat  keinen  Sinn  länger,  die  freie  Konkurrenz 
als  Ausgangspunkt  der  theoretischen   (3ekonomie  zu   wählen. 

Dazu  kommt  nun  aber  auch  der  Umstand,  dass  die  »freie 
Konkurrenz«  begrifflich  gar  nicht  bestimmt  ist  und  auch  nicht  be- 
stimmt werden  kann.  Eine  von  der  freien  Konkurrenz  durchaus 
beherrschte  Volkswirtschaft  existiert  nicht,  lässt  sich  überhaupt 
nicht  denken. 

Schon  die  natürlichen,  d.  h.  die  wirtschaftlich  notwendigen 
Monopole  schaffen  absolut   wesentliche  Ausnahmen   von   der  theo- 


i)   Das  Recht  auf  den   vollen   Arbeitsertrag;    eine   Einführung  in   die  theoretische 
Oekonomie.    Göttingen    1900. 
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retischeii  Freiheit.  Wohl  hat  mau  die  Existenz  solcher  Monopole 
nicht  übersehen ;  man  hat  aber  geglaubt,  sie  so  zu  sagen  isolieren, 
voi^läufig  unter  Abstraktion  von  ihnen  eine  Theorie  für  das  durch 
die  freie  Konkurrenz  geregelte  Gebiet  der  Volkswirtschaft  kon- 
struieren zu  können.  Eine  solche  Scheidung  ist  aber  unmöglich. 
Die  Wirkungen  der  natürlichen  Monopole  erstrecken  sich  in  der 
That  weit  über  die  Grenzen  dieser  Monopole  selbst  hinaus.  Be- 
kanntlich ist  nichts  förderlicher  für  die  modernen  Strebungen  nach 
Monopolstellungen  als  die  Stütze  der  natürlichen  Monopole. 
Dies  hat  sich  ganz  besonders  in  Amerika  gezeigt,  wo  die  Natur- 
monopole am  vollständigsten  den  Freihandelsprinzipien  gemäss 
Privaten  überlassen  sind;  durch  Beherrschung  oder  »Kontrolle« 
der  Eisenbahnlinien  geht  der  gewöhnliche  Weg  zu  mono- 
polistischer Macht  ').  Ist  nun  auf  derartigen  Wegen  ein  »künst- 
liches« Monopol  zustande  gekommen,  so  können  leicht  neue  durch 
Anlehnen  an  dasselbe  geschaffen  werden.  Die  Verkettung  dieser 
Erscheinungen  erstreckt  sich  also  durch  die  ganze  Volkswirtschaft. 

Ferner,  wenn  auch  eine  vollständig  freie  Konkurrenz  denkbar 
wäre,  so  würde  eine  darauf  gebaute  Volkswirtschaft  keine  Sta- 
bilität besitzen.  Die  schlechten  Folgen  der  Konkurrenz,  von 
deren  Unvermeidlichkeit  wir  uns  überzeugt'  haben,  müssten  näm- 
lich sowohl  die  Unternehmer  wie  die  Arbeiter  zur  Organisation 
zwingen.  Dies  ist  keine  bloss  theoretische  Voraussagung,  sondern 
bekanntlich  von  der  Erfahrung  vollauf  bestätigt.  Die  Epoche  der 
relativ  freien  Konkurrenz  ist  nur  eine  Episode  in  der  Wirtschafts- 
geschichte der  Menschheit;  sie  beginnt  nach  der  Einführung  der 
Erwerbsfreiheit  und  der  neuen  technisch  vollendeten  Verkehrs- 
mittel; heute  ist  sie  wenigstens  in  der  Grossindustrie  so  gut  wie 
beseitigt  durch  Kartelle,  Trusts  und  ähnliche  Bildungen;  in  der 
Arbeiterwelt  ist  die  individuelle  Konkurrenz  schon  längst  ver- 
dammt, teilweise  auch  schon  in  der  Praxis  beseitigt.  Wir  gehen 
mit  innerer  Notwendigkeit  einer  Gesellschaft  von  wirtschaftlichen 
Organisationen  entgegen. 

Die  freie  Konkurrenz  trägt  also  in  sich  selbst  den  Keim  zu 
ihrer  eigenen  Vernichtung.  Nun  muss  aber  jede  Wirtschaftstheorie 
von  der  Betrachtung  einer  stabilen  Volkswirtschaft  ausgehen.  Das 
thun  auch  gewöhnlich  die  Theorien,  die  die  Volkswirtschaft  der 
freien  Konkurrenz  zum  Ge":enstand  haben.    Folglich  beruht 


l)  Vgl.  z.   B.  V071  Halle  in   den  Schriften   des  Vereins  für  Sozialpolitik   Bd.   60. 
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jede  s  o  1  c  h  e  T  h  e  o  r  i  e  wesentlich  auf  einer  in  sich 
u  n  m  ö  g  1  i  c  h  e  n  V  o  r  a  u  s  s  e  t  z  u  n  g. 

Es  steht  also  »fest ,  dass  das  Smük'sche  Ideal  einer  atomisti- 
schen  Volkswirtschaft  mit  absolut  freier  Konkurrenz  gar  nicht  denk- 
bar ist.  Soll  man  aber  unter  »freier  Konkurrenz«  etwas  Relatives 
zu  verstehen  haben,  dann  ist  die  Thür  geöffnet  für  jede  Willkür,  jede 
Unbestimmtheit.  Für  manche  ist  freie  Konkurrenz  einfach  gleichbe- 
deutend mit  Nichteinmischung  des  Staats.  Ich  betrachte  es  als 
einen  der  grössten  Fortschritte  der  modernen  Volkswirtschafts- 
lehre, dass  sie  sich  von  solcher  juristisch-formalistischen  Auffas- 
sung der  Freiheit  emanzipiert  hat.  Das  »non-interference«-Prinzip 
zeugt  überhaupt  von  mangelnder  soziologischer  Einsicht.  Man  hat 
kein  Verständnis  dafür,  dass  die  Gesellschaft  sich  verschiedener 
Organe  zur  Regulierung  des  Wirtschaftslebens  bedienen  kann  und 
thatsächlich  auch  bedient;  man  wähnt  dass,  wenn  die  Regu- 
lierung nur  nicht  durch  den  Staat  erfolgt,  sie  keine  Regulierung 
sei.  Es  wird  übersehen,  dass  die  unbeschränkte  Herrschaft  der 
Wirtschaftsorganisationen  oft  genug  viel  weniger  wirkliche  Frei- 
heit verbürgt  als  das  regulierende  Eingreifen  des  Staats.  Uebri- 
gens  ist  es  klar,  dass  der  Staat  schon  durch  sein  Dasein  in  das 
Wirtschaftsleben  eingreift.  Es  könnten  daher  nur  das  Mass 
und  die  Formen  dieses  Eingreifens  fraglich  sein.  Das  »non-inter- 
ference  -Prinzip  ist  demnach  schon  an  sich  sehr  relativ  und  sehr 
unklar.  In  noch  höherem  Grade  gilt  das  dann  notwendigerweise 
von  der  Idee  der  freien  Konkurrenz,  sobald  sie  sich  auf  dies  Prinzip 
stützt. 

Es  ist  also  vollständig  aussichtslos,  auf  der 
leeren  Fiktion  der  f  r  e  i  e  n  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  e  i  n.  e  theo- 
retische O  e  k  o  n  o  m  i  e  aufzubauen,  die,  sei  es  die 
wirkliche  oder  eine  bestimmte  i  d  e  a  1  e  V  o  1  k  s  w  i  r  t- 
Schaft  in   ihren  logischen  G  r  u  n  d  z  ü  g  e  n  darstellt. 

Nun  lässt  sich  aber  nicht  verkennen ,  dass  die  theoretische 
Oekonomie  noch  heutzutage,  wo  sie  systematisch  dargestellt  wird, 
in  erheblichem  Grade  auf  dieser  Fiktion  aufbaut.  In  praktisch- 
ökonomischen Untersuchungen  und  in  Monographien  über  spezielle 
Gebiete  der  Nationalökonomie  wohl  ganz  allgemein  verlassen, 
spielt  die  Voraussetzung  der  freien  Konkurrenz  noch  eine  erste 
Rolle  in  den  systematischen  Theorien.  Dies  gilt  nun  ganz  beson- 
ders hinsichtlich  der  G  r  e  n  z  n  u  t  z  e  n  t  h  e  o  r  i  e.  Diese  Theorie 
kehrt   sogar  zu    dem    alten  S//iä/i' sehen.    Ideal    der    atomistischen 
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Volkswirtschaft  zurück.  Sie  nimmt  ihren  Ausgangspunkt  gewöhn- 
lich im  »freien  Tausche  zwischen  zwei  isolierten  Individuen«,  geht 
dann  über  zu  dem  Fall,  dass  drei  Tauschende  vorhanden  sind, 
u.  s.  w.,  um  schliesslich  zu  dem  Problem  zu  gelangen,  dass  eine 
beliebige  Zahl  von  Individuen  unter  absolut  freier  Konkurrenz  mit 
einander  tauschen.  In  ähnlicher  Weise  wird  die  Lehre  der  Pro- 
duktion behandelt.  Dabei  wird  gewöhnlich  die  Wirkung  der  freien 
Konkurrenz  in  der  dogmatischsten  Weise  von  vornherein  festge- 
setzt, und  zwar  bewegt  man  sich  dabei  vollständig  im  Gedanken- 
gange der  Freihandelsschule.  Dass  dieser  Vorgang  unwissen- 
schaftlich ist,  braucht  nach  dem  Gesagten  nicht  weiter  hervorge- 
hoben zu   werden. 

Ich  übersehe  bei  diesem  Urteil  keineswegs,  dass  die  Theorie 
der  Monopole  nachher  behandelt  werden  kann,  thatsächlich  auch 
oft  behandelt  wird.  Allein  damit  wird  nicht  der  unheilbare  Mangel 
des  Ausgangspunktes  beseitigt,  nicht  der  ganzen  Grundlegung  auf- 
geholfen. Die  Theorie  bleibt  auf  einer  unklaren  und  unmö-glichen 
Fiktion  gegründet  und  kann  sich  aus  den  Folgen  dieses  Fehlers 
niemals  herausarbeiten. 

Jede  Theorie,  ja  jede  theoretische  Untersuchung,  die  auf  der 
Voraussetzung  der  freien  Konkurrenz  ruht,  sollte  mit  grösster 
Vorsicht  aufgenommen  oder  für  das  praktische  Leben  verwertet 
werden.  Denn  in  der  Unbestimmtheit  der  Voraussetzung  liegt, 
wie  die  Erfahrung  zum  Ueberdruss  gelehrt  hat,  eine  Versuchung, 
für  die  Ergebnisse  der  Theorie  einen  zu  grossen  Geltungsbereich 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Ganz  besonders  ist  man  geneigt 
gewesen ,  die  Konkurrenz  als  frei  zu  betrachten ,  sobald  nur 
keine  formellen  Hindernisse  der  Freiheit  entgegenstanden ;  so  ist 
es  gekommen ,  dass  die  Theorie  Harmonie  und  Notwendigkeit 
sehen  konnte,  wo  der  praktische  Mann  die  Disharmonie  und  die 
Verbesserungsmöglichkeit  ohne  Schwierigkeit  nachzuweisen  ver- 
mochte. Und  auch  wenn  man  einsieht,  dass  die  Wirklichkeit  von 
der  Bedingung  der  freien  Konkurrenz  abweicht ,  kann  man  nur 
mit  der  grössten  Schw-ierigkeit  und  Unsicherheit  feststellen,  in  wie 
weit  die  Ergebnisse  der  Theorie  infolge  dieser  Abweichung  ab- 
zuändern sind. 

IV.  Das  Kostenprinzip  und  die  moderne  Sozialpolitik. 

Das  Ideal  der  p'reihandelsschule  war  das  Kostenprinzip.  Ich 
behaupte  nun  und  will  auch  im  Folgenden  diese  Behauptung  näher 
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begründen,  dass  das  Kostenprinzip  gewissermassen  als  ein  abso- 
lutes Ideal  jeder  Volkswirtschaft  betrachtet  werden  muss.  Die 
Freihandelspolitiker  verfolgten  also  ein  wichtiges  Ziel;  daraus  kann 
man  sich  ihre  Kraft  und  ihren  Enthusiasmus  erklären.  Es  kann 
aber  auch  gar  nicht  bezweifelt  werden,  dass  sie  durch  ihre  Politik 
die  Volkswirtschaft  einen  erheblichen  Schritt  dem  Ziele  genähert 
haben.  Allein ,  sie  glaubten  in  der  freien  Konkurrenz  eine  Art 
Universalmittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles  gefunden  zu  haben. 
Dies  war  falsch.  Die  spätere  Kritik  hat  diesen  Irrtum  als  aus- 
schlaggebend für  die  Beurteilung  der  ganzen  Schule  betrachtet. 
Indessen  kann  man  fragen,  ob  nicht  das  Ziel,  das  eine  ökono- 
mische Schule  verfolgt ,  diese  Richtung  besser  charakterisiert  als 
die  Mittel,  die  sie  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  ihrer  Zeit 
als  zweckmässig  erachtet. 

Ich  will  nun  nachweisen,  dass  das  Kostenprinzip  in  allen  wich- 
tigen Punkten  mit  den  Zielen  übereinstimmt,  die  die  moderne  So- 
zialpolitik verfolgt.  Das  ist  nicht  so  zu  verstehen ,  als  ob  diese 
Politik  mit  dem  Kostenprinzip  erschöpft  wäre;  im  Gegenteil,  eine 
der  wichtigsten  Eigentümlichkeiten  der  modernen  sozialpolitischen 
Richtung  ist  die  Beachtung  und  Betonung  der  Thatsache ,  dass 
die  Effektivität  der  Arbeit  eine  F  u  n  k  t  i  o  n  des  Arbeitslohnes 
ist,  mit  diesem  steigt  und,  was  vielleicht  noch  wichtiger  ist,  fällt. 
Ueberall  da,  wo  die  Arbeiter  derart  konkurrieren,  dass  sie  ein- 
ander unterbieten  in  der  Annahme  schlechter  Bedingungen,  wird 
ihr  Lebensstandard  sinken  und  damit  auch  die  Qualität  ihrer  Ar- 
beit, was  wiederum  auf  ein  Sinken  des  Lohnes  hinwirkt.  Um  aus 
diesem  gefährlichen  Zirkel  hinauszukommen,  sucht  man  heute  auf 
allen  Gebieten  d i e  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  nach  unten  zu  b  e  g  r  e n- 
zen.  Man  unterdrückt  nicht  die  Konkurrenz,  sondern  man  sucht 
sie  zu  verlegen  von  einem  Felde,  wo  sie  nur  Schaden  stiften 
kann,  nämlich  vom  Unterbieten  in  schlechten  Bedingungen, 
auf  ein  Gebiet,  wo  sie  entschieden  zur  höchsten  Entwickelung 
aller  Kräfte  antreibt,  nämlich  zum  U  e  b  e  r  b  i  e  t  e  n  in  der  Qua- 
lität der  Leistungen.  Der  moderne  Staat  verbietet  jede  Arbeit 
unter  Bedingungen  ,  die  hinsichtlich  der  Gesundheit  oder  Sicher- 
heit unter  einem  gewissen  Minimum  liegen;  dem  einzelnen  Arbeiter 
wird  es  nicht  gestattet,  im  Uebereinkommen  mit  dem  Arbeitgeber 
diese  Bestimmungen  des  Gesetzes  wegzukontrahieren,  sei  es  gegen 
höheren  Lohn  oder  als  Ersatz  ungenügender  Qualität  der  Arbeit. 
Aehnliches  gilt  von  der  Arbeits  z  e  i  t,  wenigstens  für  Kinder  und 
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junge  Leute. 

Diese  Potitik  der  Begrenzung  der  Konkurrenz  nach  unten, 
die  in  erster  Linie  eine  Degeneration  der  Arbeiterklasse  verhindern 
will,  ist  nun  auch  von  der  allergrössten  Bedeutung  für  die  prak- 
tische Verwirklichung  des  Kostenprinzipes,  besonders  des  Prinzips  : 
gleiche  Leistung,  gleicher  Lohn.  Denn  so  lange  alle  die  unend- 
lich mannigfaltigen  Bedingungen  des  Arbeitskontraktes  veränder- 
lich bleiben,  so  lange  lässt  sich  überhaupt  keine  Gleichheit  her- 
stellen, noch  weniger  ist  eine  solche  durch  irgend  welche  Mittel 
aufrecht  zu   erhalten. 

Die  Arbeiterwelt  hat  es  verstanden,  dies  Moment  vollauf  zu 
würdigen.  Bei  allen  den  divergierenden  Richtungen,  die  die  Po- 
litik der  Fachvereine  in  verschiedenen  Berufen  und  an  verschie- 
denen Orten  verfolgt,  lässt  sich  doch  e  i  n  gemeinsames  Ziel  fest- 
stellen ,  das  gleichsam  den  Kern  der  ganzen  modernen  Arbeiter- 
politik enthält ,  das  ist  »das  Prinzip  der  gemeinsamen 
Regel«  (the  Common  Rule)  M.  Es  sollen  die  Arbeitsbedingungen 
nicht  der  individuellen  Unterhandlung  jedes  einzelnen  Arbeiters 
überlassen,  sondern  gemeinschaftlich  für  den  ganzen  Beruf 
und  für  ein  möglichst  grosses  Gebiet  festgestellt  werden.  Es  soll 
keinem  einzelnen  Arbeiter  gestattet  sein,  wegen  augenblicklicher  Not- 
lage oder  aus  irgend  welchen  anderen  Ursachen  Arbeit  anzunehmen 
zu  Bedingungen,  die  bezüglich  des  Lohns  oder  in  anderer  Hin- 
sicht unter  dem  gemeinsamen  Standard  liegen.  In  den  Fachver- 
einen, die  eine  höhere  Entwickelungsstufe  erreicht  haben,  wird 
die  gemeinsame  Regel  bis  in  die  peinlichsten  Einzelheiten  ausge- 
arbeitet, eben  um  zu  verhindern,  dass  dem  einzelnen  Arbeiter  in 
irgend  einer  Form  mehr  als  das  Normale  abgepresst  oder  für  nor- 
male Leistung  weniger  als  das  Normale  bezahlt  wird.  Man  strebt 
in  dieser  Weise,  zunächst  in  den  verschiedenen  Betrieben  des- 
selben Berufes  eine  möglichst  vollständige  Uniform  ität  aller 
Arbeitsbedingungen  durchzuführen,  um  so  die  Grundlage  für  ihre 
Gleichheit  zu  schaffen;  dann  aber  setzt  man  alle  Kräfte  ein, 
um  diese  Gleichheit  streng  zu   wahren. 

Mit  diesen  Mitteln  erstrebt  nun  die  moderne  Arbeiterbewe- 
gung dasselbe  Ziel .  das  die  spekulative  Freihandelsschule  durch 
die  freie  Konkurrenz  zu  erreichen  wähnte.  Es  kann  kein  Zweifel 
sein,   dass   die  Arbeiter  ihre   Sache   weit   besser  verstanden  haben. 


i)   Ich  stütze  mich   liier    auf  die   bekannten    ?/ V/'/''schen  Untersuchungen. 
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als  die  Theoretiker.  Der  Weg,  den  sie  eingeschlagen  haben,  führt 
wirkUch  zu  einer  möghchst  vollständigen  Erfüllung  des  Prinzips : 
gleicher  Lohn  für  gleiche  Leistung. 

Hiermit  ist  aber  die  Bedeutung  der  Politik  der  gemeinsamen 
Regel  nicht  erschöpft.  Die  Exklusivität,  die  auf  den  früheren  Ent- 
wickelungsstufen  der  Fachvereine  sich  geltend  machte,  tritt  nun- 
mehr zurück.  Die  Versuche,  durch  Regelung  der  Lehrzeit,  durch 
Begrenzung  der  Zahl  der  Lehrlinge  oder  durch  andere  Mittel  den 
Zugang  zum  Berufe  zu  begrenzen,  um  auf  diesem  Wege  eine  mo- 
nopolistische Stellung  zu  erreichen  ,  werden  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Man  sieht,  dass  man  sich  mit  der  Politik  der  gemein- 
samen Regel  begnügen  kann.  Ein  jeder  wird  zum  Berufe  zuge- 
lassen, aber  nur  unter  den  Bedingungen  der  gem.einsamen  Regel ; 
wer  aber  nach  dem  Ermessen  der  Unternehmer  zu  diesen  Bedin- 
gungen nicht  mit  Gewinn  beschäftigt  werden  kann,  ist  eo  ipso 
vom  Berufe  ausgeschlossen.  In  dieser  Weise  geschieht  die  ganze 
Verteilung  der  Arbeitskräfte  auf  verschiedene  Berufe,  wie  wir 
sehen  unter  Zuhilfenahme  der  Konkurrenz,  nicht  aber  der  frei  en 
Konkurrenz,  sondern  einer  äusserst  geregelten,  einzig  auf  das  Ge- 
biet der  Tüchtigkeit  beschränkten. 

Ich  bemerke,  dass  diese  Art  der  Verteilung  der  gesellschaft- 
lichen Arbeitskräfte  vollständig  mit  dem  Kostenprinzip  überein- 
stimmt. Auch  hat  die  Freihandelsschule  geglaubt,  eben  dasselbe 
Ziel  durch  ihr  Universalmittel  der  freien  Konkurrenz  erreichen  zu 
können.  Natürhch  lässt  es  sich  denken,  dass  eine  Arbeiterorgani- 
sation den  Lohn  in  ihrem  Fache  zu  hoch  treibt.  Dann  wird  sie 
aber  bald  darauf  aufmerksam  gemacht  werden  durch  ein  unver- 
hältnismässiges Steigen  der  Zahl  der  Arbeitslosen  unter  ihren  Fach- 
genossen. Diesem  Missverhältnis  muss  dann  durch  ein  Senken 
der  Forderungen  abgeholfen  werden  ,  womit  man  einerseits  eine 
Erhöhung  der  Nachfrage,  andrerseits  eine  Einschränkung  der  Zu- 
strömung  neuer  Arbeitskräfte  oder  gar  eine  absolute  Verminde- 
rung der  Arbeiterzahl  in  dem  betreffenden  Berufe  bewirkt.  Wird 
der  Lohn  in  allen  Berufen  in  derselben  Weise  geregelt,  so  nähert 
man  sich  einer  der  effektiven  Nachfrage  entsprechenden  Vertei- 
lung der  vorhandenen  Arbeitskräfte  auf  die  verschiedenen  Pro- 
duktionszweige und  damit  auch  der  Verwirklichung  des  Kosten- 
prinzips. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  indessen  noch  eins  erforderlich,  näm- 
lich die  möglichste  Beseitigung  aller  Hindernisse  gegen   eine  rieh- 
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tige  Berufswahl.  Auch  in  dieser  Hinsicht  arbeitet  die  moderne 
Sozialpohtik  auf  die  Verwirklichung  des  Kostenprinzips  hin.  Schon 
die  allgemeine  Volksschule ,  für  deren  Ausbildung  und  Hebung 
diese  Politik  eintritt ,  schafft  gewisse  Grundlagen  für  eine  reale 
Freiheit  der  Berufswahl.  Die  Möglichkeit,  dass  der  Zeitpunkt  der 
Wahl  durch  den  Schulzwang  in  Verbindung  mit  der  Fabrikgesetz- 
gebung aufgeschoben  wird,  hat  an  sich  eine  nicht  zu  unterschä- 
tzende Bedeutung.  Denn  je  früher  die  Wahl  getroffen  wird,  desto 
weniger  lässt  sich  einerseits  die  Begabung  des  Kindes  beurteilen, 
andrerseits  die  künftige  Wirtschaftslage  überblicken.  Dazu  kommt 
die  erhöhte  Volksbildung.  Man  kann  wohl  sagen,  dass  die  Kennt- 
nisse, die  in  der  heutigen  Volksschule  erworben  werden,  noch 
sehr  massig  und  auch  zu  wenig  praktisch  sind.  Wir  haben  gewiss 
nirgends  in  Europa  besondere  Veranlassung,,  auf  die  bisher  ge- 
wonnenen Resultate  stolz  zu  sein,  allein  schon  solche  elementaren 
Fertigkeiten  wie  Rechnen,  Schreiben,  vor  allem  aber  Lesen,  müs- 
sen offenbar  die  künftige  Bewegungsfreiheit  der  Arbeiter  ganz  er- 
heblich befördern. 

Es  ist  auch  charakteristisch  für  die  moderne  Sozialpolitik, 
dass  sie  die  Volksschulbildung  fortzusetzen  sucht ,  besonders  in 
technischer  Richtung  ;  ferner  dass  sie  sich  der  Lehrlingsfrage  mit 
so  grossem  Interesse  zuwendet.  Hiermit  bezweckt  sie  natürlich 
in  erster  Linie  die  allgemeine  Effektivität  der  Arbeit  zu  erhöhen. 
Sie  hebt  aber  gleichzeitig  einige  der  wichtigsten  Hindernisse,  die 
der  freien  Berufswahl  entgegenstehen  ,  indem  sie  auf  die  Beseiti- 
gung der  nicht  notwendigen  Schwierigkeiten  der  Ausbildung  hin- 
wirkt. Indem  man  ferner  die  interessierten  Handwerks-  und  In- 
dustriekreise zur  Zahlung  der  Kosten  der  speziellen  Berufserzieh- 
ung heranzieht,  arbeitet  man  im  Sinne  der  Forderung,  dass  jedes 
Produkt  seine  eigenen  wirklichen  Produktionskosten  bezahlen  soll. 

Kehren  wir  nun  zurück  zur  Politik  der  Begrenzung  der  Kon- 
kurrenz nach  unten.  Diese  Politik  hat  auch  eine  direkte  Bedeu- 
tung für  die  Verwirklichung  des  Kostenprinzips,  nämlich  dem  in- 
dustriellen Parasitismus  entgegenzuwirken.  Wir  wissen,  dass  über- 
all da,  wo  das  System  der  individuellen  Konkurrenz  der  einzelnen 
Arbeiter  herrscht ,  die  Löhne  leicht  unter  das  Existenzminimum 
gedrückt  werden.  Dabei  kann  man  unter  »Existenzminimum« 
entweder  nur  das  verstehen ,  was  zur  Erhaltung  des  Lebens 
und  der  Arbeitskraft  des  Individuums  erforderlich  ist  :  es  sind 
Fälle    eenug    bekannt  geworden ,    wo  der  Lohn    auch    dazu   nicht 
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genügt,  sondern  aus  anderen  Quellen,  wie  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege, der  privaten  Mildthätigkeit ,  der  Unterstützung  sei- 
tens Verwandter,  der  Prostitution  u.  s.  w.  ergänzt  werden  muss. 
Der  Ausdruck,  dass  solche  Berufe  parasitisch  leben,  braucht  keine 
weitere  Erklärung.  Solchem  Parasitismus  entgegenarbeiten  heisst, 
positiv  ausgedrückt ,  für  das  Prinzip ,  dass  jedes  Produkt  seine 
eigenen  Produktionskosten  zahlen  soll,  wirken.  —  Oder  man 
kann  unter  »Existenzminimum«  alles  einbegreifen,  was  zur  Erhal- 
tung und  Reproduzierung,  streng  genommen  auch  zu  einer  ge- 
wissen Vermehrung  des  Arbeiterstammes  eines  Berufes  erforder- 
lich ist ,  und.  dem  entsprechend  fordern,  dass  der  Lohn  für  diesen 
Zweck  hinreichen  soll.  Auch  in  Berufen,  wo  diese  strengere  For- 
derung nicht  erfüllt  ist ,  kann  man  von  Parasitismus  sprechen ; 
denn  jeder  solche  Beruf  muss,  wie  schon  oben  bemerkt,  mit  frem- 
der Lebensenergie  gespeist  werden. 

Der  Begriff  des  industriellen  Parasitismus  greift,  wie  man  findet, 
tief  in  die  ganze  ökonomische  Wissenschaft  ein  und  ist  in  der 
That  berufen,  einer  der  fundamentalen  Begriffe  dieser  Wissen- 
schaft zu  werden.  Von  einem  Gesichtspunkte  aus  ist  der  Para- 
sitismus dem  Kostenprinzip  ebenbürtig  zu  achten  ;  er  ist  ja  nur 
so  zu  sagen  eine  negative  Seite,  eine  Nichterfüllung  dieses 
Prinzips.  Sehen  wir  die  Sache  so,  dann  ist  es  einfach  selbstver- 
ständlich, dass  jede  gegen  den  Parasitismus  gerichtete  Politik  auf 
die   Verwirklichung  des  Kostenprinzips  hinarbeitet. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  muss  nun  die  Politik  be- 
trachtet werden,  die  einer  Begrenzung  der  Konkurrenz  nach  unten 
nachstrebt.  Die  radikalste  Forderung  dieser  Politik  ist  der  M  i  - 
n  i  m  a  1 1  o  h  n.  Diese  P'orderung  ist  in  der  Wahrnehmung  be- 
gründet, dass  es  an  jedem  Orte  ein  Lohnniveau  giebt,  unter  dem 
kein  Mensch  arbeiten  kann,  ohne  ein  Parasit  zu  werden.  Letz- 
teres ist  gegen  das  öffentliche  Interesse,  gegen  das  höchste  öko- 
nomische Prinzip  der  Gesellschaft,  kann  und  muss  daher  ver- 
boten w^erden.  Prinzipiell  lässt  sich  also  nichts  gegen  die  Forde- 
rung eines  Minimallohnes  einwenden;  wohl  aber  sind  die  prakti- 
schen Schwierigkeiten  ihrer  Verwirklichung  erheblich;  dennoch 
gewinnt  sie  jeden  Tag  an  Boden  in  sozialpolitisch  interessierten 
Kreisen,  wie  auch  in  der  Praxis. 

Die  Lehre  vom  Parasitismus  ist  auch  von  grundlegender  Be- 
deutung für  eine  richtige  Auffassung  der  Philanthropie.  Mit 
diesem  Namen    decken    sich    bekanntlich    manche    Bestrebungen, 
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die  sozialpolitisch  sehr  verschieden  zu  beurteilen  sind.  Es  fehlte 
bisher  an  einem  Kriterium,  mit  dessen  Hilfe  man  auf  diesem  Ge- 
biete das  Falsche  vom  Echten  scheiden  konnte.  Der  Begriff  des 
Parasitismus  oder,  wenn  man  will,  das  Kostenprinzip  scheint  be- 
rufen, ein  solches  Kriterium  abzugeben. 

Natürlich  lässt  sich  nicht  vermeiden,  dass  Individuen,  die 
nicht  arbeitsfähig  sind,  geholfen  werden  muss ;  diese  Individuen 
sind  aber  so  zu  sagen  ausserhalb  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu 
stellen,  es  sollte  ihnen  in  keinem  Falle  gestattet  Averden,  mit  den 
wirklichen  Arbeitern,  die  von  ihrer  Arbeit  leben  sollen,  zu  kon- 
kurrieren. Uebrigens  ist  es  ja  vielleicht  das  hervorragendste  Merk- 
mal der  ganzen  modernen  Sozialpolitik ,  dass  sie  auch  bezüglich 
der  Unterhaltung  der  Arbeitsunfähigen  das  Kostenprinzip  aufrecht 
erhalten  will.  Es  soll  jeder  Beruf  seine  eigenen  Produktionskosten 
auch  in  dem  Sinne  tragen,  dass  er  für  seine  Arbeitsunfähigen 
sorgt.  Zum  Beispiel  mag  darauf  hingewiesen  werden,  wie  minutiös 
dies  Prinzip  in  der  deutschen  Krankenversicherung  durchgeführt  ist. 

Auch  muss  jede  Philanthropie,  die  sich  den  wirklichen  Ar- 
beitern zuwendet,  an  dem  Massstab  des  Kostenprinzips  gemessen 
werden.  Der  Bau  von  Arbeiterwohnungen  soll  z,  B.  mit  möglichst 
grosser  Energie  betrieben  werden  ;  man  stellt  aber  die  Forderung, 
dass  diese  Wohnungen  sich  bezahlen  sollen.  Was  solche  Forde- 
rungen bedeuten,  wohin  deren  Nichterfüllung  führt,  ist  ein  Studium 
für  sich,  worauf  in  diesem  Zusammenhange  selbstverständlich  nicht 
eingegangen  werden  kann. 

Man  könnte  indessen  einwenden  ,  dass  bei  strenger  Durch- 
führung des  Kostenprinzips  für  Philanthropie  gar  kein  Platz  mehr 
übrig  bleibe.  Dies  braucht  jedoch  nicht  befürchtet  zu  werden. 
Was  in  der  Philanthropie  schädlich  ist ,  was  gegen  das  Kosten- 
prinzip streitet ,  ist  lediglich  die  Kompletierung  der  Löhne  ,  die 
noch  heute  in  so  mancherlei  verschiedenen  Formen  stattfindet. 
Es  lassen  sich  aber  zweifellos  ohne  jeden  solchen  Eingriff  in  den 
Preisbildungsprozess  unendlich  viele  nützlichen  Aufgaben  finden 
für  den,  der  sich  im  Dienste  der  Menschheit  bethätigen  will.  Er- 
höhung des  Bildungsniveaus  und  der  allgemeinen  Lebensansprüche 
der  Arbeiter,  Erziehung  der  Arbeiter  und  deren  Frauen  zu  ver- 
nünftiger Wirtschaftsführung  u.  s.  w.;  endlich  bieten  alle  Bestre- 
bungen nach  besserer  Organisation,  sei  es  der  Arbeiter,  der  Kon- 
sumenten oder  der  ganzen  Volkswirtschaft ,  solche  Aufgaben  in 
Hülle  und  Fülle.     Wenn    solche    nicht  direkt  auf  die  Produktion. 


684 


Dr.   G.   Cassel ; 


sondern  auf  die  Verbesserung  der  Menschen  und  der  Gesellschaft 
gerichtete  Arbeit  von  den  Rentenbeziehern  der  modernen  Volks- 
wirtschaft umsonst  gethan  oder  mit  Geld  unterstützt  wird,  so  ist 
dagegen  vom  Gesichtspunkte  des  Kostenprinzips  gar  nichts  ein- 
zuwenden. 

Schliesslich  ist  auch  die  Stellung  ,  die  die  moderne  Sozial- 
politik mit  Bezug  auf  die  industrielle  Konzentrationsbewegung 
einnimmt,  zu  erwähnen.  Diese  Bewegung  ist  keine  zufällige  Er- 
scheinung. Die  für  die  Unternehmer  verderblichen  Folgen  der 
freien  Konkurrenz,  auf  die  wir  oben  hingewiesen  haben,  zwingen 
zur  Organisation  und  Regelung  der  Konkurrenz.  Das  erste  und 
eigentliche  Ziel  dieser  Bewegung  ist  die  Erreichung  solcher  Preise, 
die  die  wirklichen  Produktionskosten  einschl.  eines  passenden  Ge- 
winns decken.  Damit  ist  sie  offenbar  in  vollständiger  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  Kostenprinzip.  Man  darf  wohl  auch  sagen, 
dass  moderne  Sozialpolitiker  diese  Bewegung  günstig  beurteilen, 
eben  so  lang  sie  sich  im  Rahmen  der  so  gesteckten  Aufgabe  hält^). 

Natürlich  liegt  aber  die  Versuchung  sehr  nahe  ,  durch  Be- 
seitigung der  Konkurrenz  eine  möglichst  vollständige  Monopol- 
stellung zu  gewinnen,  um  so  diese  zur  Erpressung  ausbeuterischer 
Preise  zu  benutzen.  Dass  jede  vernünftige  Sozialpolitik  gegen 
solche  Bestrebungen  entschieden  eintritt,  braucht  wohl  nicht  erst 
gesagt  zu  werden.  Damit  befindet  sicli  aber  diese  Politik  wie- 
derum nur  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Kostenprinzip. 

Selbstverständlich  fordert  die  Konsequenz ,  dass  man  gegen 
die  natürlichen  Monopole  dieselbe  Politik  verfolgt  wie  gegen  die 
künstlich  geschaffenen.  Das  thut  man  auch  schon  recht  allgemein 
mit  Bezug  auf  die  Eisenbahnen  ,  Strassenbahnen  und  ähnliche 
ihrer  Natur  nach  monopolistische  Unternehmungen;  am  liebsten 
will  man  sie  dem  Staate  bez.  der  Kommune  reservieren ,  entwe- 
der um  eine  Preisbildung  nach  dem  Kostenprinzip  streng  durch- 
zuführen ,  oder  um  wenigstens  eventuelle  Extragewinne  der  Ge- 
sellschaft vorzubehalten.  Bezüglich  der  Eisenbahnen  verfolgt  man 
daneben  den  Zweck ,  das  Prinzip  der  gleichen  Behandlung  aller 
Trafikanten  durchzusetzen.  Diese  gleiche  Behandlung  ist  natür- 
lich eine  fundamentale  Forderung  des  Kostenprinzips ,  die  aber 
beim  Privatbahnsystem  bekanntlich  höchst  unvollkommen  erfüllt 
zu  sein  pflegt. 

i)  Vgl.  z.  B.  Schälle:  »Zum  Kartellwesen  und  zur  Kartellpolitik«.  Diese  Zeit- 
schrift, 1898. 
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Auch  der  Baugrandspekulation  in  den  Städten  ,  die  durch 
Beherrschung  und  Zurückhaltung  des  Bodens  die  Preise  über  ihr 
wirtschaftlich  notwendiges  Niveau  in  die  Höhe  zu  treiben  sucht, 
will  man  heute  entgegentreten  durch  Besteuerung  der  Zuwachs- 
rente, durch  Erweiterung  des  städtischen  Bodenbesitzes  und  des 
Strassenbahnnetzes  u.  s.  w. 

V.   Bemerkung  betreffend  die   Differentialrenten. 

Wir  haben  im  Anfang  das  Kostenprinzip  so  formuliert,  wie 
es  wahrscheinlich  Adam  Smith  als  Ideal  der  Volkswirtschaft  vor- 
geschwebt hat.  Demgemäss  haben  wir  das  dififerentielle  Element 
in  der  Preisbildung  bisher  nicht  berücksichtigt.  Es  ist  aber  not- 
wendig, bevor  wir  weiter  gehen  ,  zu  dieser  Seite  der  Sache  ein 
paar  Bemerkungen  zu  machen. 

Wenn  enie  und  dieselbe  Sache  in  verschiedenen  Betrieben 
zu  verschiedenen  Kosten  produziert  wird,  so  könnte  fraglich  sein, 
welche  Kosten  der  Preisbildung  zu  Grunde  gelegt  werden  sollen. 
Bekanntlich  sind  das  die  höchsten  noch  notwendigen  Produk- 
tionskosten, und  in  dieser  Richtung  muss  also  das  Kostenprinzip 
ergänzt  werden. 

Bei  einer  solchen  Preisbildung  werden  gewisse  Produkte  zu 
Preisen  verkauft ,  die  über  den  Produktionskosten  liegen.  Dann 
müssen  aber  auch  gewisse  Personen  hieraus  Gewinne  und,  wenn 
diese  regelmässig  sind,  Differenzialrenten  beziehen. 

Um  uns  über  die  Renten  ein  sozialpolitisches  Urteil  zu  bil- 
den, müssen  wir  uns  zunächst  die  allgemeine  sozial-ökonomische 
Bedeutung  der  Preisbildung  vergegenwärtigen.  Was  ist  denn  die 
Aufgabe  der  Preise  }  Erstens  die  Nachfrage  zu  beschränken,  die 
Konsumtion  zu  regeln  ,  zweitens  das  Angebot  auf  der  nötigen 
Höhe  zu  erhalten ,  die  Produktion  in  richtige  Bahnen  zu  leiten. 
Die  Regelung  der  Konsumtion  erfordert  gleiche  Preise  für  gleiche 
Nützlichkeiten,  wodurch  die  Difterentialrenten  zu  einer  wirtschaft- 
lichen Notwendigkeit  werden.  Wo  solche  Renten  von  hervor- 
ragenden Unternehmern  infolge  ihrer  grösseren  Tüchtigkeit  be- 
zogen werden,  sind  sie  im  allgemeinen  auch  vom  Gesichtspunkte 
der  Produktion  notwendig,  sie  sind  notwendig  um  die  erforder- 
liche Unternehmerthätigkeit  hervorzurufen.  Wo  aber  die  Renten 
lediglich  als  Folge  einer  natürlichen  Knappheit  an  Boden  ge- 
wisser Qualität  oder  Lage  entstehen,  sind  sie  an  sich  zweifellos 
notwendig,  allein  es  ist  für  die  Produktion   gar  keine  Notwendig- 
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keit  oder  kein  Vorteil,  dass  sie  Privaten  zufallen.  Diese  Renten 
dienen  der  Regelung  der  Nachfrage,  können  aber  kein  grösseres 
Angebot  hervorbringen  ,  da  sie  eben  von  der  Begrenztheit ,  der 
Unvermehrbarkeit  des  Bodens  herrühren.  Sie  würden  daher  den- 
selben Dienst  leisten,  wenn  sie  der  Gesellschaft  zufielen.  Dies 
wäre  demnach  vom  Gesichtspunkte  des  Gemeinwohles  sehr  zu 
wünschen. 

Indessen,  so  wichtig  die  Frage,  wem  die  Renten  zufallen 
sollen,  materiell  auch  ist,  für  die  Theorie  der  Preisbildung  hat 
sie  keine  wesentliche  Bedeutung.  Das  Kostenprinzip  wird  da- 
durch nicht  berührt;  die  Renten  bleiben  in  jedem  Falle  ihrer 
Natur  nach  Dasselbe,  so  auch  der  ganze  Ursachzusammenhang 
des  Preisbildungsprozesses.  Es  ist  natürlich  vorteilhaft,  der  Theo- 
rie von  Anfang  an  eine  möglichst  breite  Grundlage  zu  geben, 
und  also  keine  spezielle  Voraussetzung  über  die  Verteilung  der 
Renten  zu  machen.  Das  Studium  dessen,  was  die  Renten,  be- 
sonders die  Bodenrenten,  für  die  ganze  Volkswirtschaft  bedeuten, 
muss  dann  natürlich  später  aufgenommen  werden  ;  die  ganze 
Frage  lässt  sich  auch  mit  ungleich  grösserer  Sicherheit  beurteilen, 
nachdem  der  allgemeine  Ursachzusammenhang  des  Preisbildungs- 
prozesses einmal  klargelegt  ist. 

Wenn  ein  Produkt  in  Grossbetrieb  hergestellt  wird  ,  kann 
man  gewöhnlich  beobachten,  dass  die  Extrakosten,  die  zur  Her- 
stellung noch  einer  Produkteinheit  nötig  sind,  wesentlich  kleiner 
sind  als  die  Durchschnittskosten.  Welche  Kosten  sollen  dann  in 
Anschlag  gebracht  werden }  Das  Prinzip  ,  dass  jedes  Produkt 
seine  eigenen  Produktionskosten  bezahlen  soll  ,  giebt  die  Ant- 
wort. Gewiss  lassen  sich  die  Produktionskosten  des  einzelnen 
Produktes  nicht  ohne  weiteres  berechnen,  denn  sie  sind  nicht  be- 
grifflich bestimmt.  Die  sogenannten  Generalkosten  können  nach 
vielen  xerschiedenen  Schematen  verteilt  werden  ;  wie  diese  Ver- 
teilung im  einzelnen  Falle  auszuführen  ist,  bleibt  immer,  oft  inner- 
halb sehr  weiter  Grenzen,  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit.  Allein 
man  kann  und  muss  immer  die  Forderung  aufrecht  erhalten,  dass 
der  l-5etrieb  als  ein  Ganzes  auf  seine  Produktionskosten  kom- 
men soll ;  in  diesem  Sinne  ist  die  P'orderung  zu  verstehen ,  dass 
jedes  einzelne  Produkt  seine   »Durchschnittskosten'<   bezahlen  soll. 

VI.   Das  Kostenprinzip  und  die  ideale  Volkswirtschaft. 

Ich  habe   schon    gesagt,    dass    ich    das  Kostenprinzip   in  ge- 
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wissen!  Sinne  als  ein  absolutes  Ideal  jeder  Volkswirtschaft  be- 
trachte;  ich  will  nun  diese  Meinung  etwas  näher  beleuchten. 

Alle  Thesen  ,  die  in  irgend  einer  Form  ein  Maximum  von 
Glück  der  Gesellschaft  behaupten,  leiden  unter  einem  Mangel  an 
Klarheit  in  einem  wesentlichen  Punkte ,  nämlich  bezüglich  der 
Frage,  was  man  unter  einem  solchen  Maximum  zu  verstehen  hat. 
Die  Harmonielehre  der  Freihandelstheoretiker  ist  auf  der  Stufe 
unklarer  Vorstellungen  stehen  geblieben  ;  den  Grenznutzentheo- 
retikern ,  die  hier  mit  mathematischen  Hilfsmitteln  grössere  Be- 
stimmtheit schaffen  wollten  ,  ist  es  nicht  besser  gegangen.  Ich 
habe  an  anderem  Orte  diese  Versuche  kritisiert,  kann  mich  also 
hier  mit  einigen  kurzen  Bemerkungen  begnügen^- 

Die  Sache  liegt  so  :  was  das  Beste  für  die  Gesamtheit  meh- 
rerer selbständiger  Interessen  ist,  hängt  in  jedem  Falle  vom  Ge- 
wichte, das  man  jedem  einzelnen  Interesse  beilegt ,  ab.  In  der 
These  der  »Maximalbefriedigung«  summiert  man  alle  Befriedi- 
gungen der  einzelnen  Individuen  und  behauptet,  dass  diese  Summe 
ein  Maximum  ist.  Der  Inhalt  dieses  Satzes  beruht  wesentlich 
auf  der  Art,  wie  die  Befriedigung  des  Individuums  gemessen  wird. 
Man  sollte  daher  erwarten,  dass  die  Grenznutzentheorie  sich  alle 
Mühe  gegeben  hätte  ,  um  in  diesem  Kardinaipunkte  Klarheit  zu 
schaffen.  Aber  nein  !  Eben  die  Theorie,  die  die  mathematische 
Behandlungsart  in  die  Nationalökonomie  hat  einführen  wollen, 
hat  sich  in  der  sonderbarsten  Weise  über  die  arithmetische 
Grundlegung  der  Wissenschaft  hinweggesetzt.  Das  höchste,  was 
man  in  dieser  Beziehung  iu  den  Schriften  dieser  Theoretiker  fin- 
det ,  ist  eine  gelegentliche  und  stets  sehr  apokryphische  Andeu- 
tung über  die  Messbarkeit  der  Quantitäten,  mit  denen  sie 
rechnen.  Dass  aber  ihre  Theorie  etwas  mehr  erfordert,  dass  ihre 
Ergebnisse  erst  dann  einen  bestimmten  Sinn  haben,  wenn  auch 
die  Art,  wie  ihre  Quantitäten  gemessen  werden 
sollen,   bekannt  ist,   dafür  haben  sie    absolut    kein  Verständnis. 

Thatsächlich  hat  man  noch  nicht  nachgewiesen,  dass 
eine  gemeinsame  Messung  des  Nutzens  verschiedener  Individuen 
möglich  ist;  noch  weniger  hat  man  gezeigt,  wie  diejenige 
Messung  ausgeführt  ist  ,  auf  der  man  in  jedem  konkreten  Fall 
aufbaut.  Die  arithmetische  Grundlegung  fehlt  also  vollständig. 
Dennoch  bewegt  man    sich    ohne  Bedenk-en    mit    mathematischen 

i)   »Grundriss  einer  elementaren   Preislehre«  ;    diese  Zeitschrift  1899. 
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Zeichen,  die  doch  arithmetische  Grössen  vertreten  sollen.  Unter 
solchen  Umstanden  muss  offenbar  die  These,  dass  bei  freier  Kon- 
kurrenz eine  Maximalbefriedigung  erreicht  wird,  jedes  Sinnes  ent- 
behren. (Dasselbe  gilt  natürlich,  wenn  das  Gegenteil  behauptet 
wird.) 

Man  hat  auch,  weil  man  sich  nicht  im  Stande  sah,  den  Satz 
der  Maximalbefriedigung  aufrecht  zu  erhalten,  behauptet,  dass  die 
»physische«  oder  »technische<;  Produktmenge  bei  freier  Konkur- 
renz ein  Maximum  erreicht.  Aber  auch  dieser  Satz  entbehrt  jedes 
bestimmten  Sinns.  Ich  brauche,  um  dies  zu  zeigen,  nur  auf  die 
Rechnungsmethoden  der  Handelsstatistik  hinzuweisen.  Da  hat 
man  die  gesamte  eingeführte  bez.  ausgeführte  Produktenmenge 
zu  berechnen.  Man  thut  es  in  zweierlei  Art  :  man  berechnet  den 
Gesamt  wert  und  das  Gesamt  gewicht  der  fraglichen  Produkt- 
menge. Also  die  Summ.ierung  wird  möglich  nur  dadurch  ,  dass 
man  sich  für  eine  bestimmte  Methode  ,  jedes  einzelne  Produkt 
zu  messen,  entscheidet.  Wenn  in  solcher  Hinsicht  gar  nichts  be- 
stimmt wird,  dann  hat  es  offenbar  auch  keinen  Sinn,  von  einer 
gesamten  Produktmenge  zu  sprechen.  Die  »physisch  oder  tech- 
nisch grössere  Produktmenge«,  die  in  den  Schriften  der  Grenz- 
nutzentheoretiker nur  zu  oft  wiederkehrt,  ist  demnach  ein  Nebel- 
gebilde —   weiter  nichts. 

Nun  könnte  man  aber  einwenden ,  dass  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  Preise  unverändert  bleiben,  die  Veränderungen 
der  Produktmenge  sich  doch  in  gewissem  Sinne  mit  Hilfe  des 
Gesamtwertes  messen  lassen.  Diese  Methode  wird  ja  bekannt- 
lich oft  genug  gebraucht  in  handelsstatistischen  Untersuchungen, 
man  berechnet  z.  B.,  was  wäre  der  Gesamtwert  eines  Jahresum- 
satzes gewesen ,  hätten  die  Preise  des  vorigen  Jahres  noch  be- 
standen. Man  soll  sich  aber  hüten  ,  dieser  Methode  zu  viel  zu 
trauen,  besonders  in  theoretischen  Untersuchungen,  die  doch  eine 
aligemeine  Giltigkeit  haben  sollen.  Vor  allem  muss  man  sich 
stets  erinnern,  in  welchem  Sinne  die  Worte  »grösser«  und  »klei- 
ner« hier  genommen  sind,  niemals  die  Klausel:  »bei  gegebenen 
Preisen«  vergessen.  Gesetzt  nämlich  ,  die  Produktmenge  A  ist 
bei  einer  gegebenen  Preislage  grösser  als  die  Produktmenge 
B,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dass  dies  auch  bei  einer  anderen 
Preislage  zutrifft.  Im  Gegenteil  ,  es  ist  sehr  wohl  möglich  ,  dass 
bei  einer  neuen  Preislage  die  Menge  B  als  die  grössere  anzusehen 
ist.     Betrachten  wir,  um  dies  zu  zeigen,  zwei  Produktmengen,   von 
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denen  die  eine  A  800  kg  Kaffee  und  700  kg  Schweinefleisch,  die 
andere  B  700  kg  Kaffee  und  800  kg  Schweinefleisch  enthält.  Ist 
der  Preis  (per  100  kg)  für  Kaffee  90  Mark  ,  für  Schweinefleisch 
110  Mark  ,  so  ist  die  Produktmenge  B  die  grössere ;  denn  ihr 
Wert  ist  15 10  Mark,  während  der  von  A  nur  1490  Mark  beträgt. 
Geht  man  dagegen  von  einer  anderen  Preislage  aus  ,  z.  B.  iio 
Mark  für  Kaffee  und  100  Mark  für  Schweinefleisch,  so  wird  das 
Resultat  auch  ein  anderes :  dann  ist  A  die  grössere  Produkt- 
nienge  ,  denn  ihr  Wert  ist  1580  Mark,  während  B's  Wert  nur 
1570  Mark  beträgt. 

Da  nun  eben  bei  freier  Konkurrenz  die  Preise  sich  im  all- 
gemeinen ändern  müssen,  sobald  die  Mengen  der  einzelnen 
Produkte,  aus  denen  sich  die  Gesamtproduktion  zusammensetzt, 
schwanken,  so  sieht  man,  wie  wenig  Realität  der  Satz  vom  grösst- 
möglichen  Gesamtprodukt,  das  die  freie  Konkurrenz  uns  sichern 
sollte,  besitzt. 

Ich  gehe  nun  dazu  über  zu  erklären  ,  was  ich  meinerseits 
meine,  wenn  ich  das  Kostenprinzip  als  das  Ideal  der  Volkswirt- 
schaft bezeichne.  Ich  möchte  meine  These  am  liebsten  so  for- 
mulieren: das  Kostenprinzip  garantiert  die  wirtschaftlichste 
Leitung  der  Produktion  und  der  Konsumtion  in  Uebereinstim- 
mung  mit  der  bestehenden  Nachfrage.  Der  Inhalt  dieses  Satzes 
beruht  nun  zunächst  wesentlich  darauf,  was  man  unter  »wirt- 
schaftlich: versteht.  Dies  Wort  hat  nicht  an  sich  für  die  Volks- 
wirtschaft eine  bestimmte  Bedeutung,  sondern  wird  nur  im  über- 
tragenen Sinne  benutzt,  nämlich  nach  Analogie  seiner  Bedeutung 
für  die  Privatwirtschaft.  Diese  Uebertragung  ist  allerdings  nur 
dadurch  möglich,  dass  die  mancherlei  verschiedenen,  wohl  auch 
oft  entgegengesetzten  Interessen  in  der  Volkswirtschaft  so  zu  sa- 
gen unter  einen  Hut  gebracht  werden;  und  dies  kann  nur  da- 
durch geschehen,  dass  man  das  Gewicht,  mit  welchem  jedes  In- 
teresse mitgerechnet  werden  soll,  in  irgend  einer  Weise  feststellt. 
Fragen  wir  uns  insbesondere,  welche  Waren  produziert  werden 
sollen,  so  hängt  die  Antwort  offenbar  vom  Gewichte  ab,  das  man 
jeder  individuellen  Nachfrage  beilegt.  Ich  meine  nun  ,  dass  die 
Bedeutung  der  individuellen  Nachfrage  in  diesem  Zusammenhange 
nur  durch  den  Preis  gemessen  werden  kann,  den  sie  zu  bezahlen 
bereit  ist.  Die  Einwendung  liegt  nahe  ,  dass  die  Nachfrage  des 
hungernden  Mannes  nach  Brot  doch  sehr  viel  wichtiger  ist,  als 
die  Nachfrage  des  Reichen  nach  irgend  einem  Luxusgegenstande. 
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Aber  diese  Einwendung  trifft  nicht  die  vorliegende  Frage,  Lie- 
gen die  Verhältnisse  so,  dass  man  den  geringen  Brotkonsum  ge- 
wisser Volksklassen  von  sozialpolitischem  Gesichtspunkte  aus  als 
einen  Mangel  der  Volkswirtschaft  beklagen  muss ,  so  ist  diesem 
Mangel  nicht  dadurch  abzuhelfen ,  dass  man  das  Brot  unter  den 
Produktionskosten  den  Leuten  abgiebt,  deren  effektive  Nachfrage 
sonst  hinter  ihrem  physischen  Bedürfnisse  zurückbleiben  würde, 
sondern  dadurch,  dass  man  ihr  Geldeinkommen  zu  erhöhen  strebt. 
Mit  anderen  Worten :  die  Aufgaben  der  Sozialpolitik  liegen  we- 
sentlich auf  dem  Gebiete  der  Einkommensverteilung;  bei  der  Lei- 
tung der  Produktion  und  bei  der  Preisbildung  für  den  Konsum 
kann  und  muss  man  die  Wichtigkeit  der  verschiedenen  Bedürf- 
nisse nach  der  effektiven  Nachfrage  bemessen. 

Sobald  man  aber  diese  Regel  anerkennt,  lässt  sich  eine  Ge- 
samtnachfrage der  Gesellschaft  aus  den  vielen  individuellen  Kom- 
ponenten zusammensetzen  ,  und  das  ganze  Problem  nimmt  nun 
die  wesentlich  einfachere  Form  an,  diese  Nachfrage  der  als  eine 
Person  gedachten  Gesellschaft  in  möglichst  gleichförmiger  Weise 
zu  befriedigen. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  fordert ,  dass  bei  gegebenen 
Vorräten  von  fertigen  Gütern  für  jede  Nützlichkeit  derselben 
Art  nur  ein  Preis  besteht;  dieser  Preis  muss  so  hoch  sein,  dass 
jede  dabei  noch  effektive  Nachfrage  befriedigt  ,  aber  auch  der 
ganze  Vorrat  in  Anspruch  genommen  wird.  Sofern  aber  die  Gü- 
ter immer  weiter  produziert  werden ,  müssen  die  Preise  mit  den 
Produktionskosten  übereinstimmen ;  dies  ist ,  so  lange  über  die 
Preise  der  Produktionsfaktoren  nichts  gesagt  ist ,  eine  lediglich 
formelle  Forderung  ,  so  zu  sagen  eine  Forderung  an  die  gesell- 
schaftliche Buchführung,  kann  deshalb  auch  ohne  weitere  Begrün- 
dung angenommen  werden.  Eine  reale  Forderung  von  der  gröss- 
ten  Tragweite  für  die  ganze  Leitung  der  Volkswirtschaft  ist  aber 
die,  dass  für  jeden  einzelnen  Produktionsfaktor  nur  ein  Preis  be- 
stehen soll,  gleichviel  in  welchem  Zweige  der  Produktion  er  ver- 
wendet wird.  Diese  Forderung  lässt  sich  folgendermassen  be- 
gründen :  berechnete  man  einen  Produktionsfaktor  in  der  einen 
Verwendung  billiger  als  in  einer  anderen  ,  so  würde  das  darauf 
hinauskommen,  dass  das  schliessliche  Produkt  im  ersten  F'alle 
entsprechend  billiger  abgegeben  werden  würde  als  im  zweiten.  Dies 
würde  wiederum  auf  eine  Begünstigung  der  Nachfrage  nach  dem 
ersten  Produkte    auf  Kosten    der    Nachfrage    nach    dem    zweiten 
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hinauskommen;  jede  solche  Begünstigung  einer  speziellen  Kon- 
sumtion widerstreitet  aber  dem  Grundprinzip,  dass  die  Bedeutung 
jeder  Nachfrage  lediglich  nach  ihrer  Zahlungswilligkeit  gemessen 
werden  soll. 

P'erner  muss  die  Produktion  wirtschaftlicherweise  so  geleitet 
werden,  dass  jeder  Produktionsfaktor  vollauf  in  Anspruch  genom- 
men wird.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Forderung  kann  nur  dann 
gestattet  werden,  wenn  ein  Produktionsfaktor  in  solchem  Ueber- 
fluss  vorhanden  ist,  dass  auch  nicht  beim  Preise  null  eine  Knapp- 
heit eintritt.  Ein  solcher  Produktionsfaktor  ist  dann  nicht  länger 
ein  wirtschaftliches  Gut  und  scheidet  aus  den  Erwägungen  der 
Preisbildungslehre  vollständig  aus. 

Endlich  fordert  die  Wirtschaftlichkeit,  dass  da.  wo  ein  Pro- 
dukt mit  verschiedenen  Kosten  produziert  wird,  der  höchste 
Preis  in  Anschlag  zu  bringen  ist.  Bei  einer  Preisberechnung  etwa 
nach  den  Durchschnittskosten  würden  die  letzten  angewendeten 
Produktionselemente  keine  vollständige  Zahlung  erreichen,  hätten 
daher  auch  besser  in  einem  anderen  Produktionszweige  Verwen- 
dung gefunden. 

Das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  führt  also  in  seinen  Kon- 
sequenzen zu  allen  den  Forderungen,  die  zusammen  das  ->Kosten- 
prinzip«  konstituieren.  Das  Kostenprinzip  ist  demnach  als  eine 
logische  Folge  unseres  Ausgangspunktes  zu  betrachten  ,  wo  wir 
uns  entschlossen,  die  Bedeutung  jeder  Nachfrage  ledighch  nach 
ihrer  Zahlungswilligkeit  zu  messen.  Ich  bin  mir  vollauf  bewusst, 
dass  gegen  diesen  Ausgangspunkt  Einwendungen  erhoben  wer- 
den können,  werde  auch  im  nächsten  Paragraphen  auf  die  wich- 
tigsten derselben  eingehen.  Wir  müssen  uns  vor  jeder  dogma- 
tischen Auffassung  des  Kostenprinzips  hüten  und  bereit  sein, 
Ausnahmen  zu  gestatten ,  wo  für  solche  ein  wirklicher  Grund 
nachgewiesen  werden  kann.  W'enn  ich  jedoch  das  Kostenprinzip 
ein  absolutes  Ideal  jeder  Volkswirtschaft  nenne,  so  thue  ich  das, 
um  zu  betonen,  dass  es  sich  nicht  um  eins  jener  relativen  Ideale 
handelt,  die  sich  mit  den  gesellschaftlichen  Formen  entwickeln 
und  verändern  ,  wie  z.  B.  die  meisten  sittlichen  Ideale  ,  sondern 
um  ein  objektives  Ideal,  das  in  jeder  Volkswirtschaft  seine  Gil- 
tigkeit  behält ,  unabhängig  von  den  Institutionen  ,  in  denen  das 
gesellschaftliche  Leben  sich  abspielt.  Insbesondere  möchte  ich 
betonen,   dass  auch   eine  sozialistische  Gesellschaft  an  die  Regeln 
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des  KostcMiprinzips  gebunden  sein  würde  M-  Ja,  die  Bedeutung 
dieser  Regeln  treten  beim  Studium  der  einfachen  Verhältnisse 
eines  idealen  Soziaiistenstaates  gerade  am  klarsten  zu  Tage,  was 
ja  eigentlich  ganz  natürUch  ist ,  obwohl  es  dem  gläubigen  Frei- 
handelsdoktrinär ,  der  nur  durch  die  freie  Konkurrenz  eine  Ver- 
wirklichung des  Kostenprinzips  erwartet,  paradox  scheinen  mag. 
Hiermit  glaube  ich  nun  den  Inhalt  des  Satzes,  dass  die  ideale 
Leitung  der  Volkswirtschaft  dem  Kostenprinzip  gemäss  erfolgen 
muss,  klar  gemacht  zu  haben.  Mag  man  nun  auch  in  dem  einen 
oder  anderen  Punkte  anderer  Meinung  sein  ,  so  hoffe  ich  doch, 
man  wird  mir  als  Verdienst  anrechnen  ,  dass  ich  meinem  Aus- 
gangspunkte keinen  Schein  einer  Selbstverständlichkeit ,  die  er 
nicht  besitzt ,  gegeben  und  damit  einen  von  früheren  Schriftstel- 
lern so  oft  gemachten  Fehler  vermieden  habe.  Ich  will  im  fol- 
genden Abschnitt  die  Relativität  dieses  Ausgangspunktes  etwas 
eingehender  diskutieren. 

VII.  Ausnahmen  vom  Kostenprinzip. 

Ein  Gegensatz  zum  Kostenprinzip  ist  das  G  r  at  i  s  p  ri  nzip, 
nach  welchem  Nützlichkeiten  an  Individuen  seitens  der  Gesell- 
schaft umsonst  abgegeben  werden.  Da  das  schliesslich  aber  nur 
auf  Kosten  der  selben  oder  anderer  Individuen  geschehen  kann, 
so  ist  das  Gratisprinzip  nur  als  ein  besonderes  Verteilungsprinzip 
anzusehen,  das  man  das   »kommunistische«  nennen  könnte. 

Dies  Prinzip  beherrscht  in  unserer  heutigen  Gesellschaft  ein 
nicht  unbedeutendes  Gebiet  der  Verteilung.  Für  eine  Menge 
Leistungen,  die  seitens  öffentlicher  Körperschaften,  ganz  beson- 
ders seitens  kommunaler  besorgt  werden  ,  wird  vom  einzelnen 
Benutzer  keine  Abgabe  erhoben;  beispielsweise  kann  auf  Strassen, 
deren  Beleuchtung  und  Reinigung,  auf  Brücken,  Wege  u.  s.  w. 
hingewiesen  werden.  Die  Ursache,  warum  solche  Nützlichkeiten 
umsonst  zur  Verfügung  gestellt  werden,  ist  dabei  aber  keine 
eigenthch  prinzipielle,  sondern  ledigUch  die,  dass  die  Bezahlung  für 
jeden  einzelnen  Gebrauch  entweder  ganz  unmöglich  oder  zu  um- 
ständlich und  für  den  Verkehr  zu  hemmend  sein  würde.  Deswegen 
weicht  man  in  solchen  Fällen  vom  strengen  Kostenprinzip  ab,  aber 
wohl  zu  merken,  nur  in  Einzelheiten,  nicht  im  grossen.  Denn  man 
berechnet  doch  den  Wert  dieser  Leistungen  nach  ihren  Produktions- 


i)  Vgl.  meine    oben    citierte  Arbeit  »Das  Recht    auf   den    vollen  Arbeitsertrag«, 
wo  ich  die  Preisbildung  der  Rodber(iis'f,c\\en  Gesellschaft  ausführlich  analysiert   habe. 
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kosten;  und  die  Bedingung  dafür,  dass  Strassen  und  Brücken  herge- 
stellt werden  sollen,  ist  immer,  dass  die  Repräsentanten  der  Interes- 
senten diese  Strassen  und  Brücken  so  hoch  schätzen,  dass  sie  ge- 
neigt sind,  die  Kosten  zu  zahlen.  In  diesem  Sinne  wird  also  dem 
Kostenprinzip  Genüge  gethan.  Freilich  kommt  es  vor,  dass  die 
Kosten,  meistens  infolge  mangelhafter  Vertretung  der  Beteiligten, 
anderen  als  den  wirklichen  Interessenten  aufgelegt  werden.  Allein 
dies  geschieht  im  Widerspruch  mit  den  Forderungen  der  Ge- 
rechtigkeit, wie  sie  von  der  Wissenschaft  vertreten  werden.  Das 
leitende  Prinzip  der  modernen  Finanzwissenschaft  heisst  in  allen 
Fällen,  wo  Privaten  bestimmte  Vorteile  gewährt  werden,  Leistung 
und  Gegenleistung.  In  dem  Masse  aber,  wie  dies  Prinzip  Aner- 
kennung findet ,  kann  man  sagen  ,  dass  das  Kostenprinzip  auch 
im  öffentlichen  Haushalt  an  Boden  gewinnt. 

Es  ist  wohl  auch  gelegentlich  eine  bedeutende  Ausdehnung 
des  Geltungsbereiches  des  Gratisprinzips  gefordert  worden;  z.  B. 
die  Transportleistungen  der  Eisenbahnen  sollten  frei  sein  oder 
wenigstens  sollten  die  Preise  nur  die  laufenden  Betriebskosten 
decken.  Als  Stütze  für  diese  Theorie  hat  auch  die  Grenznutzen- 
theorie Anwendung  gefunden.  Man  raisonniert  so:  ist  eine  Per- 
son bereit,  im  Notfall  a  Mark  für  eine  Eisenbahnreise  zu  geben, 
beträgt  der  Preis  aber  nur  b  Mark  ,  so  macht  diese  Person  bei 
der  Reise  einen  Gewinn  von  a — b  Mark.  Wenn  man  nun  diese 
Gewinne  aller  Reisenden  summiert  und  die  Summe  als  einen  Ge- 
winn der  Gesellschaft  in  der  Rechnung  aufführt ,  so  kann  man 
leicht  beweisen,  dass  eine  Preisbildung,  wobei  nur  die  laufenden 
Kosten,  nicht  aber  die  festen  berücksichtigt  werden ,  die  gesell- 
schaftlich vorteilhafteste  ist.  Eine  Finanzwissenschaft ,  die  von 
diesem  Ausgangspunkte  deduziert  wird,  muss  natürlich  dem  Gra- 
tisprinzip einen  sehr  grossen  Platz  einräumen  und  das  Defizit 
etwa  durch  Einkommensteuern  zu  decken  suchen.  Konsequenter- 
weise müsste  man  als  Ideal  eine  Art  sozialistischer  Gesellschaft 
aufstellen ,  wo  die  Preise  durchweg  nach  den  Grenzkosten  jedes 
Produkts  geregelt  w^ären  ,  das  Einkommen  jedes  Arbeiters  aber 
proportional  gekürzt  wäre.  Das  würde  einer  bewussten  Begün- 
stigung derjenigen  Produkte  und  Leistungen  gleich  kommen,  de- 
ren Produktion  zufälligerweise  besonders  kleine  Grenzkosten  auf- 
weisen ,  auf  Kosten  der  übrigen  ,  was  unserer  Grundforderung, 
dass  jedes  Produkt  seine  eigenen  Produktionskosten  bezahlen  soll, 
prinzipiell  widerspricht. 
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Natürlich  ist  der  ganze  hier  vorgeführte  Gedankengang  falsch; 
er  beruht  auf  der  Fiktion,  die  die  Differenz  zwischen  dem  höch- 
sten Preise,  den  das  Individuum  im  einzelnen  Falle  zu  geben  ge- 
neigt wäre ,  und  dem  wirklichen  Preise  als  einen  realen  Gewinn 
für  die  Gesellschaft  erklärt.  Es  muss  daran  erinnert  werden,  dass 
»der  höchste  Preis,  den  das  Individuum  zu  bezahlen  geneigt  wäre«, 
nur  dann  begrifflich  bestimmt  ist ,  wenn  alle  übrigen  Preise  un- 
verändert bleiben,  dass  aber  diese  Voraussetzung  bei  der  gesell- 
schaftlichen Preisbildung  unmöglich  ist.  Eine  produktive  Ausgabe 
durch  allgemeine  Einkommenssteuern  anstatt  durch  Abgaben  der 
am  nächsten  Interessierten  decken ,  heisst  die  Konsumtion  auf 
mehreren  Gebieten  einschränken ,  um  sie  auf  einem  weiter  aus- 
dehnen zu  können.  Dies  ist  keine  Leitung  der  Produktion  in 
Uebereinstimmung  mit  der  bestehenden  Nachfrage  ,  kann  daher 
auch  nicht  der  Gesamtheit  zum  Vorteil  gereichen. 

Es  bleibt  nun  schliesslich  eines  dritten  Falles  zu  gedenken, 
wo  eine  Abweichung  vom  Kostenprinzip,  wohl  auch  zuweilen  mit 
Recht,  stattfindet.  Man  sucht  nicht  selten  den  Konsum  gewisser 
schädlicher  Waren  durch  den  Druck  der  Preisbildung  besonders 
einzuschränken  ,  bez.  den  Konsum  nützlicher  Art  durch  billige 
Preise  möglichst  zu  fördern.  So  z.  B.  erhöht  man  den  Preis  für 
Branntwein  durch  Besteuerung  erheblich  über  den  Produktions- 
preis, während  man  Bäder  und  Bücher  den  ärmeren  Volksklas- 
sen unter  den  Produktionskosten  zur  Verfügung  stellt.  In  man- 
chen Phallen  lässt  sich  wohl  die  Zweckmässigkeit  solcher  Preis- 
bildung bezweifeln  ,  aber  man  kann  andrerseits  nicht  bestreiten, 
dass  in  dieser  Weise  eine  gewisse  Erziehung  der  Nachfrage  mög- 
lich ist.  Solche  Bestrebungen  richten  sich  nicht  grundsätzlich 
gegen  das  Kostenprinzip  ;  nur  erkennt  man  nicht  die  bestehende 
Nachfrage  als  unfehlbare  Richtschnur  für  die  Volkswirtschaft  an, 
sondern  sucht  sie  in  gewisser  Richtung  zu  beeinflussen. 

VIII.   Der  Ausgangspunkt  der  theoretischen  Oekonomie. 

Wir  haben  das  Kostenprinzip  als  ein  absolutes  Ideal  jeder 
Volkswirtschaft  bezeichnet ,  und  zwar  in  dem  Sinne  ,  dass  jede 
Volkswirtschaft  im  grossen  diesem  Ideal  zustreben  muss  ,  gleich- 
\'iel  in  welche  Formen  sie  sich  kleidet.  Dagegen  geben  wir 
Raum  für  gewisse  Ausnahmen ,  die  jedoch  von  untergeordneter 
Bedeutung  sind.  Natürlich  lässt  es  sich  denken  ,  dass  andere 
diesen  Ausnahmen   eine  grössere  Bedeutung  zuschreiben   wollten; 
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allein  in  jedem  Falle  wird  das  Kostenprinzip  die  grundlegende 
und  durchgreifende  Bedeutung  behaupten,  die  ihm  den  Platz  als 
Ausgangspunkt  der  theoretischen  Oekonomie  sichert.  Unter  allen 
Umständen  muss  es  sich  verlohnen  ,  diejenige  Volkswirtschaft 
theoretisch  zu  analysieren  ,  in  der  das  Ideal  des  Kostenprinzips 
verwirklicht  ist. 

Dieser  Ausgangspunkt  hat  den  für  jede  Theorie  wesentlichen 
Vorteil,  dass  er  klar  ist.  Man  weiss,  was  man  voraussetzt :  eine 
Volkswirtschaft ,  in  der  das  Kostenprinzip  herrscht.  Will  man 
sich  nachher  der  Wirklichkeit  nähern  ,  so  ist  es  auch  möglich, 
mit  Sicherheit  zu  konstatieren ,  in  welchen  Punkten  diese  Wirk- 
lichkeit von  der  hypothetischen  abweicht  —  was  ofifenbar  die 
erste  Bedingung  ist ,  wenn  man  die  Bedeutung  und  die  Folgen 
dieser  Abweichungen  für  die  Volkswirtschaft  beurteilen  will.  Erst 
so  kann  eine  Theorie  ihre  Aufgabe  erfüllen:  Klarheit  zu  schaffen 
und  ordnende  Ueberblicke  zu  geben. 

Wo  aber  diese  Bedingung  eines  klaren  und  unzweideutigen 
Ausgangspunktes  fehlt,  wird  man  unvermeidlich  zu  jenem  für  die 
ökonomische  Wissenschaft  unserer  Tage  charakteristischen  Zu- 
stand der  Anarchie  gelangen,  wo  kein  einziger  Satz  unbestritten 
bleibt ,  und  wo  man  sich  so  häufig  streitet ,  nur  weil  man  nicht 
sieht,  dass  man  von  verschiedenen  Voraussetzungen  ausgegangen 
ist.  Die  Schuld  trägt  zu  einem  wesentlichen  Teile  die  Voraussetzung 
der  freien  Konkurrenz,  von  der  die  Theorie  gewöhnlich  ausgeht. 
Wir  haben  gesehen,  dass  diese  Voraussetzung  einerseits  begriff- 
lich unbestimmt  ist,  andrerseits  die  Verwirklichung  des  ihr  vor- 
schwebenden Ideals  gar  nicht  verbürgt.  Wenn  die  Vertreter  der 
historischen  und  induktiven  Forschung  beobachten  ,  wohin  die 
freie  Konkurrenz  im  wirklichen  Leben  führt,  so  ist  es  nur  natür- 
lich, dass  sie  eine  Theorie,  die  auf  solchem  Grunde  ruht,  ohne 
weiteres  verwerfen  und  sich  schliesslich  von  jeder  theoretischen 
Behandlung  der  Wirtschaftswissenschaften  abwenden. 

Indem  wir  das  Kostenprinzip  zum  Ausgangspunkt  unserer 
Theorie  nehmen  ,  präsumieren  wir  absolut  nichts  in  der  Frage, 
wie,  auf  welchem  Wege,  mit  welchen  Mitteln  dies  Ideal  erreicht 
wird.  Wir  wissen,  dass  kein  einfaches  Rezept,  kein  Universal- 
mittel zu  diesem  Ziele  führt,  dass  vielmehr  die  allmähliche  Ver- 
wirklichung des  Kostenprinzips  die  Aufgabe  einer  zielbewussten 
Sozialpolitik  ist,  die  alle  zu  Gebote  stehenden  Mittel,  alle  Kräfte 
und  alle  Organe    der  Gesellschaft    für    ihren  Zweck  in  Anspruch 
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nimmt.  Das  Studium  einer  solchen  Sozialpolitik  ist  ein  Gebiet 
für  sich,  vielleicht  das  grösste  und  wichtigste  Gebiet  unserer  Wis- 
senschaft. Dagegen  sollte  man  aber  nicht  die  Bedeutung  efner 
theoretischen  Durcharbeitung  derjenigen  idealen  Volkswirtschaft, 
der  wir  eben  mit  dieser  Sozialpolitik  nachstreben,  unterschätzen. 

Was  wir  durch  eine  solche  Theorie  gewinnen,  ist  vornehm- 
lich ein  Ueberblick  über  den  grossen  Ursachzusammenhang  des 
ökonomischen  Lebens  ,  eine  Einsicht  in  die  spezifische  Art  der 
Verkettung  von  Ursache  und  Wirkung  ,  die  der  Volkswirtschaft 
eigentümlich  ist.  In  dem  Masse ,  wie  unsere  heutige  Volkswirt- 
schaft dem  Ideale  des  Kostenprinzips  nahekommt,  gelten  die  so 
gewonnenen  Erkenntnisse  auch  unmittelbar  für  die  Wirklichkeit. 
Wo  aber,  wie  noch  heute  so  oft  der  Fall  ist,  die  wirkUchen  Ver- 
hältnisse bedeutend  von  den  Forderungen  des  Kostenprinzips  ab- 
weichen, müssen  solche  Abweichungen  zunächst  festgestellt  wer- 
den, was  durch  die  begrifflich  bestimmte  Fassung  unseres  Aus- 
gangspunktes wesentlich  erleichtert  ist ;  dann  aber  müssen  ihre 
Wirkungen  durch  den  ganzen  Ursachzusammenhang  verfolgt  wer- 
den, was  wiederum  durch  unsere  Kenntnis  dieses  Zusammenhangs 
ermöglicht  wird.  Auf  solchen  Wegen  gewinnt  die  theoretische 
Oekonomie  Bedeutung  auch  für  das  Studium  des  wirklichen  Wirt- 
schaftslebens. 

Was  das  Kostenprinzip  fordert,  ist  offenbar  nur  eine  Preis- 
bildung ganz  spezieller  Art.  Sehen  wir  also  zu  ,  wie  die  Preise 
nach  dem  Kostenprinzip  bestimmt  werden  ! 

Sehen  wir  zunächst  von  der  Produktion  ab  und  betrachten 
wir  eine  Volkswirtschaft,  in  der  die  verschiedenen  Waren  in  be- 
stimmten Quantitäten  auf  den  Markt  kommen !  Denken  wir  uns 
da  für  einen  Augenblick  die  Preise  als  bekannt,  so  ist  die  Nach- 
frage jedes  Individuums  und  damit  auch  die  gesellschaftliche  Nach- 
frage nach  allen  verschiedenen  Nützlichkeiten  bekannt.  Das 
Kostenprinzip  fordert  aber  dann ,  dass  alle  diese  Nützlichkeiten 
auch  vollständig  in  Anspruch  genommen  werden.  Die  Gesamt- 
nachfrage nach  jeder  Nützlichkeit  muss  daher  dem  Gesamtange- 
bot gleich  sein.  Das  Angebot  ist  aber  nach  der  Voraussetzung 
gegeben,  und  man  erhält  also  für  jede  Nützlichkeit  eine  Gleich- 
ung, was  offenbar  notwendig  und  hinreichend  ist,  um  die  Preise 
vollständig  zu  bestimmen.  In  dieser  Weise  hängen  die  Preise 
gleichzeitig  vom  Angebot  und  von  der  Beschaffenheit  der  Nach- 
frage ab;     die    konkrete  Höhe    der  Nachfrage    nach  irgend  einer 
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Nützlichkeit  beruht  aber  auf  den  Preisen.  Zwischen  den  Preisen 
und  der  Nachfrage  in  diesem  konkreten  Sinne  besteht  demnach 
eine  Wechsehvirkung  ,  eine  gegenseitige  Abhängigkeit ,  die  we- 
sentUch  anderer  Art  ist  als  die  einseitige  Reihe  von  Ursache  und 
Wirkung,  ausserhalb  welcher  das  herrschende  ökonomische  Den- 
ken sich  nicht  zu  bewegen  vermag. 

Werden  die  Nützlichkeiten  produziert  und  sind  die  für  jedes 
Jahr  verfügbaren  Mengen  der  verschiedenen  Produktionsfaktoren 
gegeben,  so  kann  man,  wenn  die  Preise  der  Produktionsfaktoren 
zunächst  als  bekannt  betrachtet  werden  ,  die  Preise  der  fertigen 
Nützlichkeiten  nach  dem  Kostenprinzip  berechnen.  Dann  lässt 
sich  wie  im  vorigen  Falle  die  Nachfrage  nach  jeder  Nützlichkeit 
berechnen,  und  da  diese  Nachfrage  dem  Kostenprinzip  gemäss 
gedeckt  werden  muss,  so  lassen  sich  auch  die  Quantitäten  be- 
rechnen, die  von  jeder  Nützlichkeit  hergestellt  werden  sollen. 
Sind  die  Produktionsmethoden  völlig  bestimmt  und  unveränder- 
lich, so  sind  nunmehr  auch  die  Mengen,  die  die  Produktion  von 
jedem  Produktionsfaktor  erfordert,  berechenbar.  Da  ferner  diese 
Mengen  nach  dem  Kostenprinzip  mit  den  verfügbaren  überein- 
stimmen müssen,  so  erhält  man  für  jeden  Produktionsfaktor  eine 
Gleichung,  was  offenbar  notwendig  und  hinreichend  ist,  wenn  die 
Preise  dieser  Produktionsfaktoren  bestimmt  werden  sollen. 

Für  den  Fall ,  dass  die  Produktionsmethoden  nicht  vollstän- 
dig fixiert  sind ,  sondern  sich  mit  den  Preisen  verändern  ,  treten 
Komplikationen  ein  ,  die  jedoch  die  allgemeine  Art  des  Ursach- 
zusammenhanges nicht  berühren.  Dasselbe  gilt ,  wenn  wir  die 
Voraussetzung,  dass  die  Mengen  der  verschiedenen  Produktions- 
faktoren gegeben  sind,  fallen  lassen.  Es  ist  hier  nicht  der  Platz, 
auf  diese  und  ähnliche  Detailfragen  einzugehen :  es  ist  genug, 
dass  wir  sehen,  dass  und  in  welcher  Art  die  Preise  unter 
Herrschaft    des  Kostenprinzips  bestimmt  werden  ^). 

Die  Vorstellung  von  »gerechten«  Preisen  ist  wahrschein- 
lich sehr  alt  und   hat    ihre  Wurzel  in    dem    menschlichen  Gefühl, 


l)  Mein  »Grundriss  einer  elementaren  Preislehre«  (diese  Zeitschrift  1899)  ist  ein 
erster  Versuch,  die  Preisbildung  in  einer  Volkswirtschaft,  in  der  das  Kostenprinzip  er- 
füllt ist,  zu  studieren  ,  die  Art  des  Ursachzusammenhanges  zwischen  den  verschiede- 
nen Faktoren  einer  solchen  Volkswirtschaft  zu  beleuchten.  Nur  habe  ich  bei  dieser 
ersten  Auseinandersetzung  mit  den  herrschenden  Theorien  ,  besonders  mit  der  Grenz- 
nutzentheorie, die  Phrase  »freie  Konkurrenz«  stehen  lassen,  obwohl  ich  schon  damals 
fühlte,  dass  mit  der  wissenschaftlichen  Grundlage  dieser  Phrase  nicht  alles  wohl  be- 
stellt sei.    Ich  hoffe,   mit  der  vorliegenden  Abhandlung  diesen  Fehler  beseitigt  zu  haben. 
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das  in  allen  Verhältnissen  des  Lebens  eine  objektive  Gerechtig- 
keit fordert.  Im  Mittelalter  sammelten  sich  diese  Vorstellungen 
und  Forderungen  in  der  Politik  des  »just  um  pretium«  und 
in  der  Verfolgung  der  »laesio  enormis«.  In  neuester  Zeit 
hat  die  sozialpolitische  Schule  besonderes  Gewicht  auf  eine  ge- 
r  echte  Verteilung  gelegt  und  das  »suum  cuique«  gewisser- 
massen  als  ihr  Motto  gewählt.  Es  wäre  wohl  jetzt  an  der  Zeit, 
diesen  Ausdrücken  einen  etwas  bestimmteren  Inhalt  zu  geben. 
Es  ziemt  sich  nicht  für  eine  wissenschaftliche  Schule  von  dem 
Range  der  modernen  sozialpolitischen,  die  wissenschaftliche  Fest- 
stellung ihrer  grundlegenden  Begriffe  so  zu  vernachlässigen  ,  wie 
es  bisher  geschehen  ist.  Diese  Schule  kann  nicht  länger  eine 
theoretisch-ökonomische  Grundlegung  entbehren ,  durch  die  klar 
gemacht  wird,  was  man  unter  gerechtem  Preise  zu  verstehen  hat. 

Ich  behaupte  nun  ,  dass  eine  Preisbildung  auf  dem  Grunde 
des  Kostenprinzips  dem  am  meisten  entspricht ,  was  moderne 
Sozialpolitiker  sich  als  das  Ziel  der  »verteilenden  Gerechtigkeit«  vor- 
stellen. »Die  wirtschaftliche  Bedeutung«  der  einen  oder  der  an- 
deren Leistung ,  des  einen  oder  des  anderen  Individuums  ,  auf 
welche  immer  wieder  hingewiesen  wird  als  Massstab  für  einen 
gerechten  Preis  oder  Lohn,  ist  an  sich  wenig  mehr  als  eine  un- 
klare und  dazu  sehr  subjektive  Vorstellung.  Erst  wenn  man  das 
Kostenprinzip  als  das  Ideal  der  Volkswirtschaft  acceptiert  und 
die  darauf  gestützte  Preisbildung  als  Richtschnur  für  die  Vertei- 
lung anerkennt,  erst  dann  bekommt  die  »wirtschaftliche  Bedeu- 
tung« ein  objektives  Mass  und  kann  als  Grundlage  wissen- 
schaftlicher Untersuchungen   benutzt  werden. 

Um  sich  von  der  Richtigkeit  dieser  Behauptung  zu  überzeu- 
gen, braucht  der  Leser  beim  Studium  moderner  sozialpolitischer 
Schriften  nur  beständig  die  Preisbildung  des  Kostenprinzips  im 
Auge  zu  behalten  und  darauf  zurückzugehen  ,  sobald  von  wirt- 
schaftlicher Gerechtigkeit  die  Rede  ist. 
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DIE 
LEHRE  STAMMLERS  VOM  SOZIALPSYCHOLO- 
GISCHEN STANDPUNKTE  AUS  BETRACHTET. 

vox 

OTHMAR  SPANN. 


Die  Bemühungen  Rudolf  Stammlers,  jedwede  sozialpsycholo- 
gische  Betrachtungsweise  aus  der  Sozialwissenschaft  grundsätzlich 
auszuschalten,  sind  zwar  durchaus  nicht  im  Hinblick 
auf  ihr  positives  Ergebnis,  wohl  aber  dadurch  in 
hohem  Grade  bedeutsam,  dass  in  ihnen  zum  ersten  Male  ein  Weg 
eingeschlagen  erscheint,  welcher  als  der,  der  Natur  des  sozial- 
psychologischen Problems  am  meisten  entsprechende  bezeichnet 
w^erden  muss.  Dem  rein  methodischen  Probleme  entspricht  ein 
rein  methodischer  Weg.  Dieser  kann  hier  nur  in  einer  systema- 
tischen Bezugnahme  auf  die  grundsätzliche  Bestimmtheit  des  So- 
zialen, d.  h.  in  einer  strengen  Durchführung  einer  Begriffsbestimmung 
des  Sozialen  bestehen.  Denn  diese  Bezugnahme  auf 
den  grundsätzlich  enAufbau  und  dieGliederung 
der  sozialen  Inhalte  ist  in  dem  s  o  z  i  a  i  p  s  y  c  h  o  1  o  - 
gischen  Probleme  als  wesentlicher  Bestand- 
teil enthalten.  Daher  erscheint  eine  Auseinandersetzung  mit 
der  imponierenden  Konstruktion  Stammler  s  nicht  nur  wegen  des 
geistreichen  Aufbaues  derselben  geboten. 

Die  Begriffsbestimmung  des  Sozialen,  welche  den  Schwer- 
punkt der  Untersuchungen  Stammler  s  bildet,  lautet :  »Soziales 
Leben    ist    ausser  lieh    geregeltes    Zusammenle- 
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b  e  n  u  n  d  Z  u  s  a  rn  m  e  n  w  i  r  Ic  e  n  von  M  e  ii  sehe  n«  \).  D  a- 
bei  ist  unter  äusserlicher  Regelung«  die  von  Menschen  herrüh- 
rende Normierung  des  Verhaltens  der  Zusammenlebenden  zu  ver- 
stehen^), welche  von  der  Triebfeder  des  Einzelnen  sie  zu  befolgen, 
ihrem  Sinne  nach  ganz  unabhängig  ist^).  Sie  umfasst  das  Recht 
und  jede  Art  von  Konvention  (Sitte,  Mode  u.  s.  w,);  die  Moral 
wird  ausdrücklich  ausgeschlossen  *). 

Aus  dieser  Begriffsbestimmung  des  Sozialen  folgt  zunächst, 
dass  die  Sozialwissenchaft  die  »Wissenschaft  vom  äusserlich  ge- 
regelten Zusammenleben  der  Menschen«  ist.  Als  Form  des  so- 
zialen Lebens  ergiebt  sich  die  äusserhche  Regelung  (Recht  und  Kon- 
vention), als  Inhalt,  als  Materie  des  sozialen  Lebens  »das  auf  Bedürf- 
nisbefriedigung gerichtete  menschliche  Zusammenwirken«  '").  Daher 
scheidet  sich  die  Sozialwissenschaft  in  zwei  Hauptteile  :  einmal  ist 
sie  die  Wissenschaft  von  der  äusseren  Regelung,  von  der  Form 
des  sozialen  Lebens,  und  das  andere  Mal  die  Wissen- 
schaft von  dem  a  u  f  B  e  d  ü  r  f  n  i  s  b  e  f  r  i  e  d  i  g  u  n  g  gerich- 
teten Z  u  s  a  m  m  e  n  w  i  r  k  e  n  der  Mensche  n.  Die  erstere 
Wissenschaft  ist  ihm  wesentlich  Rechtswissenschaft,  die  letztere 
Sozialwirtschaftslehre  (d.  h.  ungefähr  die  bisherige  Nationalöko- 
nomie)''). 

Dieser  Gedankengang  ist  bei  Hinnahme  seines  Ausgangs- 
punktes, des  Gesellschaftsbegriffes  Stammlers,  unanfechtbar.  Im 
Hinblicke  auf  die  Weiterführung  desselben  durch  Stammler  wollen 
wir  hier  folgende  Erwägung  einschieben.  Es  darf  aus  der  gege- 
benen Begriffsbestimmung  des  Sozialen  und  aus  der  unmittelbar 
daraus  erfliessenden  Unterscheidung  von  Form  und  Inhalt,  zunächst 
bloss  das  gefolgert  werden:  einmal  ist  es  das  auf  Bedürfnisbefrie- 
digung gerichtete  Zusammenwirken  der  Menschen  (der  Inhalt  des 
Sozialen),  und  das  andere  Mal  ist  es  die  äussere  Organisation,  die 
äussere  Regelung,  die  Form  des  Zusammenwirkens,  was  den  Ge- 

1)  Rudolf  Stammler ,  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  u  n  d  R  e  c  h  t  nach  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung.  Leipzig  1896.  S.  90,  S.  124  u.  ö.  Das  Genossenschaftsleben 
der  Tiere  ist  durch  diese  Definition  von  vorneherein   vom   Sozialen  ausgeschlossen. 

2)  a.  a.  O.  S.  91. 

3)  a.   a.   O.   S.   105. 

4)  Der  Unterschied  zwischen  Recht  und  Konvention  besteht  bloss  im  Geltungs- 
anspruche. Das  Recht  will  seinem  formalen  Sinne  nach  als  Z  w  a  n  g  s  regel  gelten, 
die  Konvention  hingegen  erhebt  nur  hypothetischen  Gehungsanspruch.  Vgl.  a.  a.  O. 
S.   132,   492  ff.  u.   ö. 

5)  Vgl.  a.   a.   O.   S.   137,   139   u    ö. 

6)  Vgl.   139  f.  a.  a.  O. 
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genstand  der  soziahvissenschaftlichen  Analyse  bildet.  Würde  man 
von  hier  aus  ohne  w  e  i  t  e  r  s  zu  einer  grundsätzlichen  Gegen- 
überstellung und  Trennung  dieser  beiden  sich  zunächst  (d.  h.  bloss 
auf  Grund  der  Definition)  nur  schlechthin  von  einander  abheben- 
den Arten  von  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen  Lebens  fort- 
schreiten (d.  h.  ohne  für  diesen  Schritt  der  grundsätzlichen  Tren- 
nung eine  besondere  Rechtfertigung  vorzuweisen),  so  wäre  dies 
ein  Fehler.  Und  zwar  müsste ,  um  zu  einer  solchen  grundsätz- 
lichen Abtrennung  weitergehen  zu  dürfen,  nachgewiesen  werden : 

1.  dass  überhaupt  die  soziale  xForm-;  (die  äusserliche  Rege- 
lung) dem  Inhalte«  gegenüber  ein  solches  Eigenartiges  und  Son- 
dergestelltes darstellt,  dass  eine  grundsätzliche  Auseinanderhaltung 
in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  notwendig  erscheint; 

2.  dass  im  besonderen  d  i  e  Form,  welche  Stammler  allein 
im  Auge  hat  (Recht  und  Konvention),  jene  Sonderstellungs-Unter- 
schiede in  einem  entsprechenden  Masse  aufweist,  und  nicht  auch 
alle  andern,  einer  schlechthinigen  Durchführung  seiner  Definition 
der  äusseren  Regelung  zufolge  als  :Form«  zu  begreifenden  Er- 
scheinungen des  Gesellschaftskörpers ,  wie  sie  etwa  in  Gestalt 
mannigfaltiger  (moralischer,  religiöser  u.  s.  w.)  Imperative  und  Re- 
gelungen gesetzt  sind ;  und  es  müsste ,  im  Falle  diese  Forde- 
rungen irgendwie  erfüllt  wären, 

3.  nachgewiesen  werden,  dass  jene,  die  Sonderstellung  des 
Rechtes  und  der  Konvention  bedingenden  Unterschiede  auch  solche 
sind,  welche  es  zugleich  rechtfertigen,  dass  die  Wissenschaft  von 
der  sozialen  Form  sich  auf  Recht  und  Konvention  beschränkt 
und  damit  die  meisten  der  übrigen  Formen  des  Zusammenlebens 
von  der  sozialwissenschaftlichen  Behandlung  ausschliesst.  Diese 
Forderung  entfiele  nur  dann  wenn  jene  anderen  Formen-Thatsa- 
chen  in   den  von  ihm  gebildeten  Formbegriff  dennoch  hineinfielen. 

Da  in  der  Stammler  sehen  Begriffsbestimmung  des  Sozialen 
über  diese  grundsätzliche  Trennung  von  »Form«  und  »Inhalt« 
thatsächlich  noch  nichts  entschieden  ist,  so  könnte  dieselbe  sehr  wohl 
ohne  die  Hinnahme  aller  jener  damit  zusammenhängenden  Folgerun- 
gen ,   zu  denen  Stammler   gelangt    ist ,    angenommen    werden. 

Wir  wollen  nun  diese  Folgerungen  selbst  betrachten,  und  dabei 
zugleich  sehen,  wie  Stauunler  die  obigen  3  Forderungen  erfüllt  hat. 

Zuvor  aber  haben  wir  noch  zweierlei  festzustellen. 

Stammler  gelangt  von  seiner  Begriffsbestimmung  des  Sozialen 
aus  zur  Aufstellung  eines  s  o  z  i  a  1  e  n  M  o  n  i  s  m  u  s,  welcher  dahin 
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geht,  dass  die  Form  des  sozialen  Lebens  (die  äusserliche  Regelung) 
eben  weil  sie  das  Soziale  als  solches  Eigenartiges  erst  konstituiert, 
auch  d  i  e  Erkenntnisbedingung  des  sozialen  Lebens  sei,  dass  alle 
sozialen  Bewegungen  in  einer  (formalen)  Gesetzmässigkeit  begrif- 
fen werden  müssen.  Dem  entspreche  auch  ein  einheitlicher 
Gegenstand  der  Sozialwissenschaft ,  indem  Recht  und  Wirt- 
schaft, Regel  und  Geregeltes,  nur  als  Form  und  Materie  eines 
und  desselben   Objektes  zu  erachten  sind  ^). 

Wir  behaupten  nun,  dass 'die  in  diesem  sozialen  Monismus 
enthaltene  Aufhebung  des  Gegensatzes  von  Form  und  Inhalt 
nicht  dergestalt  ist,  dass  die  besagte  ausschliessende  Gegenüber- 
stellung von  Form  und  Inhalt  Stammler  nicht  zur  Last  falle.  Frei- 
lich :  wäre  der  Vordersatz,  auf  dem  dieser  Monismus  ruht,  nämlich, 
dass  das  Soziale  als  solches  nur  durch  die  äussere  Regelung  (die 
Form)  bezeichnet  ist,  strenge  durchgeführt,  so  könnte  zur  Trennung 
von  Materie  und  Form  des  sozialen  Lebens  überhaupt  nicht  fort- 
geschritten werden.  Das  Soziale  wäre  dann  nur  die  Regelung  und 
die  soziale  Wissenschaft  wäre  reine  Formwissenschaft.  Stammler 
aber  hat  in  seinem  sozialen  Monismus  den  Dualismus  thatsäch- 
lich  nicht  »überwunden«,  sondern  der  Form  dem  Inhalte  gegen- 
über bloss  den  Primat  eingeräumt.  Dieser  Dualismus  liegt  eben 
schon  in  seiner  Begriffsbestimmung  des  Sozialen ,  da  er  bereits 
in  der  blossen  Gegenüberstellung  von  Form  und  Inhalt  (auch 
ohne  jene  Verabsolutierung),  gegeben  ist.  Soziales  Leben  ist  nach 
Stammler  nicht  nur  schlechtweg  Regelung,  sondern  auch  ein  ge- 
regelter Inhalt:  Zusammenwirken  zur  Bedürfnisbefriedigung. 
Eben  von  hier  aus  kann  ein  sozialer  Monismus  nur  durch  die  dop- 
pelte Inkonsequenz  der  Verabsolutierung  dieses  Gegensatzes  und  der 
Einräumung  des  Primates  an  das  Formelement  gewonnen  werden. 

Das  andere,  noch  wichtigere  Moment  bezieht  sich  darauf: 
hat  Stammler  seine  Begriffsbestimmung  deduktiv  gewonnen  und 
bewiesen,  oder  soll  sie  erst  an  ihrer  Durchführung  bewiesen  werden  ? 

Zweierlei  steht  fest:  i.  dass  Stammler  zu  seinem  Kriterium 
des  Sozialen  nicht  auf  deduktivem  Wege  gekommen  ist,  dass  er 
es  nicht  aus  bestimmten  Voraussetzungen  abgeleitet  hat ; 
(wir  werden  in  einem  anderen  Zusammenhange  nachweisen,  dass 
eine  solche  Begriffsbestimmung  auf  deduktivem  Wege  der  Natur 
der  Sache  nach  unmöglich  ist); 

i)  Näheres  über  den  sozialen  Monismus  s.   a.   a.   O.   S.    709   ff. 
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2.  die  Kette  von  Schlussfolgerungen,  welche  das  ganze  Lehr- 
gebäude Staviniler  s  ausmacht,  ruht  ganz  und  gar  auf  seiner  Be- 
griffsbestimmung des  Sozialen;  innerhalb  seiner  Durchführung  er- 
scheint also  dieser  Begriff  nicht  aus  bestimmten  anderen  Notwen- 
digkeiten heraus  bewiesen ,  sondern  er  selbst  erscheint  als  uner- 
lässliche  Voraussetzung  in  jedem  einzelnen  Schlusssatze,  in  jeder 
einzelnen  Doktrin. 

Da  also  (nach  i )  Staniniler  den  Beweis  für  seinen  Gesell- 
schaftsbegriff in  der  Durchführung  desselben  schuldig  wäre,  aber 
(nach  2)  bei  keinem  einzelnen  Satze  innerhalb  derselben  dieser 
Begriff  als  Voraussetzung  selbst  entbehrt  werden  kann,  so  liegt 
ein  p  e  t  i  t  i  o  p  r  i  n  c  i  p  i  i  vor. 

Damit  ist  indessen  bloss  das  formale  Verfahren  StaruDilers 
getroffen  ,  weshalb  wir  nicht  der  Aufgabe  enthoben  sind ,  seine 
einzelnen  Folgerungen  und  Doktrinen  als  an  der  Wirklichkeit,  der 
sozialen  Erfahrung,  gemessen,  gültig  oder  ungültig  zu  untersuchen. 

Stammler  unterscheidet  also  (zunächst  bloss  von  seiner  De- 
finition des  Sozialen  aus)  zwischen  sozialer  Form  -  Wissenschaft 
und  sozialer  Inhalts  -  Wissenschaft.  Die  letztere  ,  die  Sozialwirt- 
schaftslehre ,  ist  ihm  aber  in  Durchführung  der  besagten  Tren- 
nung von  Form  und  Inhalt,  die  Untersuchung  bestimmter  ein- 
zelner Rechtsordnungen  nach  der  Seite  ihrer  konkreten  Durch- 
führung« (S.  204).  Der  Begriff  eines  ökonomischen  Phänomens, 
des  Gegenstandes  dieser  Wirtschaftslehre  ,  ist  der  einer  »gleich- 
heitlichen Massenerscheinung  von  Rechtsverhältnissen«  (S.  264), 
und  die  Sozialwirtschaftslehre  geht  daher  auf  die  einheit- 
liche Erfassung  der  bei  der  konkreten  Durch- 
führung einer  Rechtsordnung  auftretenden 
g  1  e  i  c  h  h  e  i  t  l  i  c  h  e  n    M  a  s  s  e  n  e  r  s  c  h  e  i  n  u  n  g  e  n. 

Es  ist  nun  klar,  dass  hier  eine  Differenz  im  Begriffe  des  s  o- 
zialen  Phänomens  (»gleichheitliche  Massenerscheinung  von 
Rechtsverhältnissen  <;)  und  der  sozialen  Wirtschaft  ( »das 
auf  Bedürfnisbefriedigung  gerichtete  Zusammenwirken  der  Men- 
schen«) vorliegt;  denn  in  den  Begriff  der  sozialen  Wirtschaft  fal- 
len Erscheinungen  ,  welche  der  Begriff  des  ökonomischen  Phä- 
nomens nicht  in  sich  aufzunehmen  vermag.  Die  Erscheinungen 
der  Mitteilung,  Religion,  Moral  u.  a.  liegen,  trotzdem  sie  sich  als 
Massenerscheinungen  innerhalb  der  Gesellschaft,  d.  h.  als  dem  auf 
Bedürfnisbefriedigung  gerichteten  Zusammenwirken  der  Menschen 
angehörig  darstellen,   grundsätzlich    ausserhalb  des  Bereiches  des 
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Begriffs  des  ökonomischen  Phänomens,  d.  h.  ausserhalb  der  »gleich- 
heitlichen Massenerscheinungen  von  Rechtsverhältnissen«  M-  l^ie 
beiden  Begriffe  decken  sich  also  nicht,  und  das  ist  ein  Wider- 
spruch. Ausserdem  hätte  Stammler  seine  Sonderstellung  der 
unter  den  Begriff  des  ökonomischen  Phänomens  fallenden  Er- 
scheinungen hier  besonders  rechtfertigen  müssen,  also  zu  bewei- 
sen gehabt,  dass,  die  unter  den  Begriff  der  gleichheitlichen  Mas- 
senerscheinungen von  Rechtsverhältnissen  nicht  fallenden  Mas- 
senerscheinungen, welche  wir  im  menschlichen  Gemeinschaftsle- 
ben vorfinden,  aus  irgend  einem  Grunde  als  nicht-soziale  zu  be- 
trachten sind  (seine  Definition  des  Sozialen  schliesst  sie  nicht 
aus),  bezw.  aus  anderen  Gründen  innerhalb  der  Sozialwissenschaft 
keine  Behandlung  finden  können. 

Der  aufgezeigte  logische  Sprung  in  der  verabsolutierten  Ge- 
genüberstellung von  Form  und  Inhalt ,  bezw.  der  willkürlichen 
Einschränkung  des  die  »Form«  darstellenden  Thatsachenkreises 
liegt  hier  also  bereits  mit  einigen  Folgen  krass  zu  Tage  :  Zuerst 
ist  die  Sozialwissenschaft  »die  Wissenschaft  vom  äusserlich  ge- 
regelten Zusammenleben  und  Zusammenwirken  der  Menschen.« 
Diese  Sozialwissenschaft  zerfällt  dann  in  die  Wissenschaft  von 
der  äusserlichen  Regelung  (rationelle  Rechtswissenschaft)  und  in 
die  Wissenschaft  von  dem  Bedürfnis  befriedigenden  Zusammen- 
wirken der  Menschen.  Indem  aber  auch  dieses  Zusammenwirken 
als  nur  durch  seine  äusserliche  Regelung  bestehend  und  nur  in 
ihr  bestehend  und  erforschbar  erklärt  wird,  wird  eben  jene  Ge- 
genüberstellung von  »Form«  und  »Inhalt«  zu  einer  aus  schli  es- 
sen den,  verabsolutierenden;  dabei  wird  der  P'orm  durchaus 
der  Primat  zuerkannt.  Gerade  wenn  man  strenge  von  der 
Sta7/i;u/er' sehen  Definition  des  Sozialen  ausgeht ,  ist  nun  diese 
Weiterführung  innerhalb  des  damit  gegebenen  Gedankenganges 
nicht  gerechtfertigt.  Dies  zeigt  sich  besonders  in  dem  besagten 
Widerspruche,  dass  die  soziale  Inhaltswissenschaft  (die  Wirtschafts- 
lehre) den  wirklichen  Inhalt  (»Zusammenleben  und  Zusammen- 
wirken«) nicht  erschöpft,  weil  der  —  eben  von  dieser  Trennung 
von    Regel    und    Geregeltem    notwendig    diktierte    —  Begriff  des 

i)  Durch  die  Bildung  des  Begriffes  eines  »negativen  sozialen  Phänomens«  sucht 
Stammler  später  die  in  den  Bereich  seiner  Definition  fallenden  Massenerscheinungen 
zu  vermehren.  Wir  werden  indessen  später  noch  sehen,  dass  damit  die  Lücke  durch- 
aus nicht  ausgefüllt  ist,  ganz  abgesehen  davon,  dass  diese  Begriffsbildung  eine  offen- 
bare  Liquidation  bedeutet.    Vgl.   bei  Staiiunlcr  a.   a.   O.   §   45 — 52. 
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sozialökonomischen  Phänomens  sich  mit  dem  Begriffe  der  sozialen 
Wirtschaft  selbst  durchaus  nicht  deckt  und  sich  bei  der  Fest- 
haltung jenes  anspruchsvollen  begrifflichen  Umfanges  und  des 
Primates  der  sozialen  Form  nicht  zu  decken  vermag. 

Von  diesen  Ergebnissen  aus  schliesst  Stammler  sodann  — 
und  nun  sehr  folgerichtig  —  weiter,  dass  es  keine  selbstän- 
digeGesetzmässigkeit  der  sozialen  Wirtschaft 
gebe.  Die  besondere  Begründung  ist  die,  dass  eine  soziale  Wirt- 
schaft ausserhalb  bestimmter  äusserer  Regelung  nicht  vorhanden 
sei,  da  eben  soziale  Wirtschaft  nur  bestimmt  geregeltes 
Zusammenwirken  sei.  Es  fällt  ihm  so  das  Problem  der  Gesetz- 
mässigkeit des  sozialen  Lebens  mit  der  Frage  nach  der  gesetz- 
mässigen  Beeinflussung  der  jeweilig  regelnden  F  o  r  m  e  n  einer 
menschlichen  Gesellschaft  zusammen.  Dies  hängt  damit  zusam- 
men, dass  die  Regelung  stets  notwendig  einen  bestimmten  Zweck, 
ein  zu  Bewirkendes  zu  ihrem  Gegenstande  hat.  Eine  eigenartige 
soziale  Gesetzmässigkeit  muss  sich  daher  auf  die  Einheit 
des  Zweckes   der  Formen  beziehen'). 

Mit  einer  anderen  Sonderbegründung  vermag  Stammler  seine 
Aufstellung  nicht  zu  unterstützen^).  Es  ist  aber  deutlich,  dass 
diese  Unterstützung  eine  unzulängliche  ist,  da  sie  selbst  nur  wie- 
der der  Ausdruck  jener  verabsolutierten  Gegenüberstellung  von 
Form  und  Inhalt  ist,  welche  eben  bewiesen  werden  soll.  Anderer- 
seits aber  schlagen  dem  die  Thatsachen  offen  ins  Gesicht  :  nicht 
nur  ohne  Recht  und  Konvention  ,  auch  ohne  Mitteilung ,  ohne 
Moral  u.  s.  w.  ist  ein  Zusammenleben  von  Menschen  undenkbar. 
Eine  ganz  unmittelbare  Widerlegung  bietet  ferner  das  Thünen'- 
sche  Gesetz,  welches  in  x^bsehung  von  aller  besonderen  Bedingt- 
heit sozialökonomischer  Erscheinungen  durch  bestimmte  recht- 
liche Regelung  gewisse  sozialökonomische  Zusammenhänge  und 
dabei  eine  selbständige,  ihrem  Sinne  und  W^  e  s  e  n 
nach  ausserhalb  der  rechtlich-kon\'entionellen 
Regelung  liegende  Gesetzmässigkeit  der  so- 
zialen Wirtschaft  ausdrückt.  Dem  Thünen  sehen  Ge- 
setze Hessen  sich  manche  andere  nationalökonomische  Einsichten 
zur  Seite  stellen,  z.   B.   die   Gras/iafu' sehe  Regel  u.   a. 

Die  weiteren,  besonders  die  rein    methodischen   Folgerungen 

i)  Vgl.  S.   228   u.   ö. ;   insbes.   d.   Abschnitt   »Soziale  Konflikte«. 
2)  Seine  diesbeziigl.  Polemik  gegen    die    materialistische  Geschichtsauffassung  ist 
ja  mehr  eine  andere  Form  derselben  Argumentation  ;   vgh  S.   399  ff.   a.   a.   O. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1902.    4.  45 
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führen  nun  Stammler  von  der  Wirklichkeit  immer  mehr  abseits. 
Hier  Hegt  wesentUch  (und  notwendig)  auch  der  antisozialpsycho- 
logische Wendepunkt.  Er  folgert  im  bisherigen  Geiste  scharf 
und  gut  weiter :  es  giebt  keine  selbständige  Gesetzmässigkeit 
der  sozialen  W^irtschaft.  Nur  soferne  das  Verhalten  der  Men- 
schen gegeneinander  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  bestimmten 
Regelung  erwogen  wird,  ist  daher  die  soziale  Untersuchung 
als  eine  von  blosser  Naturbetrachtung  eigenartig  unterschie- 
dene möglich  ,  denn  es  giebt  keinen  Begriff  sozialer  Erscheinun- 
gen ,  als  den  gleichheitlicher  Massenerscheinungen  bestimmt 
geregelter  Beziehungen  unter  Menschen.  »Sobald  von  be- 
stimmter äusserer  Regelung  ....  abgesehen  wird,  bleibt  für  äus- 
seres Geschehen  und  Verhalten  von  Menschen  gegen  einander 
nichts  als  blosse  naturwissenschaftliche  Erwägung.«  (S.  585  ;  vgl. 
auch  seinen  Art.  Material.  Geschichtsauffassung  im  Handwörter- 
buch d.  Staatsvvissenschaften.   2.  A.   1900.  Bd.  V.  S.  732.) 

Wir  müssen  nun  wieder  auf  die  Unterscheidung  von  Form 
und  Inhalt  zurückgehen.  Da  wir  Wert  darauf  legen,  unsere  Kritik 
so  durchzuführen ,  ohne  darüber  selbst  Positives  auszusagen ,  be- 
ginnen wir  mit  der  Wiederholung  des  gemeinplätzlichen  Hinwei- 
ses darauf,  dass  es  allerdings  gewiss  ist,  dass  eine  soziale  »Form« 
ohne  »Inhalt«  ,  eine  Wirtschaft  ohne  Regelung  und  umgekehrt, 
gleichwie  aber  auch  eine  Wirtschaft  ohne  Mitteilung ,  ein  Recht 
ohne  Mitteilung  u.  s.  w.  nicht  denkbar  erscheint.  Dies  wird  nun 
Stammler  freilich  zugeben.  Andererseits  aber  ist  die  »Form« 
dem  »Inhalte«  gegenüber  auf  keinen  Fall  so  selbständig,  dass 
eine  solche  ohne  Inhalt,  eine  Regel  ohne  zu  Regelndes  denkbar 
wäre.  Auch  dies  ist  selbstverständlich.  Daher  kann  die  Abstrak- 
tion der  »äusseren  Regelung«  (der  sozialen  »Form«  bei  Stammle)-) 
nur  als  sehr  bedingt  giltig  anerkannt  werden.  Denn  wir  sehen, 
dass  Regel  und  Geregeltes  je  für  sich  gedacht  ein  prinzipiell 
Widerspruchsvolles,  Unausdenkbares  darstellen.  Hingegen  scheint 
von  hier  aus  die  Thatsache  ohne  weiters  feststellbar ,  dass  die 
besondere  Bestimmtheit  der  Bedürfnisse  der  Zusammenwirkenden, 
der  äusseren  (umweltlichen)  Beschaffenheiten  ,  auf  die  sie  einzu- 
wirken haben,  der  Systeme  der  Mitteilungen,  der  Religion,  der 
Moral  u.  s.  w.,  die  sie  aufweisen  —  dass  alle  diese  Fak- 
toren konstitutiven  Anteil  an  dem  sozialen  Le- 
be n  s  p  r  o  z  e  s  s  e   haben  und    ihnen    daher  in   dieser 
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Beziehung!)  grundsätzlich  genau  dieselbe  Be- 
deutung, dieselbe  B  e  h  a  n  d  1  u  n  g  s  w  e  i  s  e  zukom- 
men m  u  s  s  ,  wie  der  ä  u  s  s  e  r  e  n  N  o  r  m  i  e  r  u  n  g  ,  inner- 
halb welcher  das  Z  u  s  a  m  m  e  n  w  i  r  k-  e  n  sich  b  e  - 
w  e  g  t. 

Dieser  Satz  gilt  weiter  auch  insoferne,  als  die  anderen  an  ein 
Individuum  herantretenden  Imperative  (z.  B.  religiöse,  sprachliche, 
sogar  örtlich-umweltliche  u.  s.  w.)  wenigstens  das  mit  den  recht- 
lichen und  konventionalen  gemeinsam  haben  ,  dass  sie  eben  von 
aussen  herantretende,  stets  ein  grundsätzlich  zureichendes  Mo- 
ment des  Zwanges^)  aufweisende  Imperative  darstellen^). 
Noch   mehr.     Der  Stammler  sc\\&  Begriff   der    äusseren  Regelung, 

i)  Nämlich  der  Unmöglichkeit  ihres  Wegfalles,  von  welcher  aus  Stanmiler  ja 
beider  äusseren  Regelung  unmittelbar  seinen  Schluss  zieht:  Sobald  von  äusserer  Re- 
gelung abgesehen  wird  .  .  .« 

2)  Wir  können  hier  ähnlich  wie  Dilthey  unter  Zwang  verstehen  :  Jemanden  zwin- 
gen etwas  zu  thun  heisst,  Motive  in  ihm  in  Bewegung  setzen,  welche  stärker  sind, 
als  die  Motive,  die  ihn  davon  abhalten  würden.  (Vgl.  Dilthey ,  Einleitung  i.  d.  Gei- 
steswissenschaft I,   1883,   S.  84). 

3)  Man  dürfte  hier  nicht  einwenden ,  dass  solche  Imperative  zwar  in  dieser 
Beziehung  äusserliche  Regelung  darstellen  ,  aber  in  anderer  Hinsicht  sich  von  dieser 
Regelung  ja  doch  wesentlich  unterscheiden;  denn  wir  behaupten  ja  mit  obigem  bloss 
das,  dass  sie  wenigstens  in  dieser  Beziehung  der  äusseren  Regelung  grund- 
sätzlich gleichzustellen  sind,  und  unsere  Schlussfolgerung  wird  sich  auch  nur  auf  diese 
Gleichheit  stützen ,  was  sogar  übermässig  bescheiden  ist.  Hingegen  dürfen  wir  hier 
darauf  hinweisen,  dass  alles,  was  in  der  angegebenen  Beziehung  äusserliche  Regelung 
darstellt,  der  Sozialwissenschaft  Stammler's,  grundsätzlich  gar  nicht  erreichbar  ist  (so- 
ferne  es  nicht  Recht  oder  Konvention  darstellt)  —  ein  Umstand  ,  auf  den  wir  noch 
zurückkommen  werden.  —  Anders  würde  sich  ein  solcher  Einwand  in  der  Form  dar- 
stellen, dass  solche  von  aussen  kommende  Imperative  eben  überhaupt  als  Konven- 
tion charakterisierbar  wären.  Ein  Gebot,  gewisse  Formen  im  Verkehre  mit  Menschen 
zu  beobachten  ,  würde  sich  darnach  dann  in  nichts  etwa  von  dem  Gebote  »Besuche 
am  Sonntag  die  Kirche«  unterscheiden,  das  an  ein  Mitglied  einer  religiösen  Genos- 
senschaft herantritt ,  da  es  innerhalb  der  Religionsgemeinschaft  als  konventional  auf- 
gefasst  werden  darf.  Wir  brauchen  indes  den  Fall  bloss  etwas  zuzuspitzen  ,  um  ein- 
zusehen ,  dass  dieser  Einwand  nicht  zutrifft.  Es  treffe  nämlich  diese  Forderung  einen 
heidnischen  Indianer  von  selten  seines  zum  Christentum  bekehrten  Gefährten.  Hier 
trägt  sie  in  keiner  Weise  mehr  den  Charakter  des  Konventionalen  an  sich ,  sondern 
ist  schlechtweg  ein  von  aussen  kommender,  im  Zusammenleben  der  Menschen  entstandener 
religiöser  Imperativ.  Setzen  wir  aber  weiter,  dass  ein  Individuum  rein  aus  »innerem 
Drange«  Sonntags  zur  Kirche  geht,  oder  sonstwie  religiös,  fetischistisch  handelt,  so 
liegt  eine  innerlich  vermittelte  Regelung  einer  Handlung  vor,  die  Statnmler' \\  auch 
grundsätzlich  ganz  unzugänglich  ist.  Immerhin  aljer  ist  es  eine  Regelung,  eine  durch 
einen ,  innerhalb  des  Zusammenlebens  der  Menschen  entstandenen  Imperativ  heraus- 
getriebene   Handlung. 

45* 
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dahingehend  ,  dass  sie  eine  von  Menschen  ausgehende  und  ihr 
Verhalten  zu  einander  bestimmende  Normierung  darstellt  (S.  91) 
und  ihrem  Sinne  nach  von  der  Triebfeder  des  Einzelnen  sie  zu 
befolgen  unabhängig  ist,  und  endlich  (ein  Moment,  dem  Stammler 
so  grosse  erkenntnistheoretische  Bedeutung  zuschreibt),  dass  sie 
stets  ein  Mittel  im  Dienste  menschlicher  Zwecke  sei ,  stets 
etwas  zu  Bewirkendes  zum  Gegenstande  habe  —  dieser  Be- 
griff gilt  für  alle  sozialen  Imperative;  auch  für 
die  moralischen  und  ästhetischen  ,  da  auch  sie  ,  mindestens  so 
weit  sie  soziale  Imperative  darstellen ,  unbedingt  einer  utilitari- 
schen  und  weiterhin  entwickelungsgeschichtlichen  Betrachtung 
unterliegen.  Wegen  dieser  grundsätzlichen  Gleichstellung  von 
rechtlicher  Norm  u.  s.  f.  müsste  also  in  gleicher  Weise  der  Schluss 
erlaubt  sein:  Sieht  man  von  der  Mitteilung  (oder  der  Religion, 
der  Moral  u.  s.  f.)  ab,  so  bleibt  für  äusseres  Geschehen  und  Ver- 
halten der  Menschen  gegen  einander  nichts  als  blosse  naturwis- 
senschaftliche Erwägung.  Wird  nun  dieser  Schluss  als  ungiltig 
bezeichnet,  so  muss  auch  der  analoge  Stammle)-' sehe  (hinsichtlich 
der  äusseren  Normierung)  als  ungiltig  betrachtet  werden.  Wird 
er  aber  als  giltig  bezeichnet ,  so  muss  eben  deswegen 
die  a  u  s  s  c  h  1  i  e  s  s  e  n  d  e  Trennung  und  Gegenüber- 
stellung von  Regel  und  Geregeltem  fallen,  womit 
er  aber  selbst  bedeutungslos  wird. 

Weiter  ist  nicht  zweifelhaft  und  von  Stammler  selbst  festge- 
stellt, dass  eine  beliebige  gegebene  äussere  Normierung  nicht 
bloss  von  den  bestimmten  örtlich-umweltlichen  Gestaltungen  (wel- 
che besondere  Inhalte  und  Formen  des  Znsammenwirkens  be- 
dingen u.  s.  f.),  sondern  auch  von  der  inneren  Bestimmtheit  der 
Menschen  selbst,  d.  h.  von  ihren  Bedürfnissen  u.  s.  w.  bedingt 
ist.  Die  In-Betracht-Ziehung  aller  dieser  Faktoren  im  Betriebe 
der  sozialen  Wissenschaft  bedeutet  keineswegs,  dass  sie  dadurch 
aus  innerer  Notwendigkeit  den  Charakter  einer  technologisch-na- 
turwissenschaftlichen Erwägung  annehmen  muss.  Es  ist  eben  in 
diesem  Sinne  unrichtig,  dass  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  als 
Beziehungen  der  Menschen,  »innerhalb  des  sozialen  Lebens  über- 
haupt nur  als  äusserlich  geregelte  Verhältnisse  gefasst 
werden  können«  (S.  228),  dass  »eine  bestimmte  äusserliche  Re- 
gelung des  menschlichen  Zusammenwirkens  die  Erkenntnisbeding- 
ung für  alle  Sozialwissenschaft  in  ihrer  Eigenart  ist«  (S.  227),  und 
dass  es   daher   »grundsätzlich«    und   unter    allen   Umständen    »ver- 
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fehlt«  wäre,  wenn  die  Sozialwissenschatt  »auf  den  einzelnen  Men- 
schen und  dessen  natürliche  Eigenschaften  als  letzte  Grundlage« 
zurückgehen  würde,  dass  in  einem  solchen  Falle  nur  naturwissen- 
schaftliche Betrachtung  getrieben  werden  könne  (S.  200).  Es 
Hesse  sich  dies  durch  die  einfachste  Robinsonade  anschaulich  wider- 
legen, welchem  Unternehmen  allerdings  Stammler' --^  Definition  — 
des  Sozialen  entgegensteht.  Aber  auch  daraus,  dass  das  Soziale  als 
solches  erst  durch  die  äussere  Normierung  konstituiert  wird,  folgt, 
wie  wir  gezeigt,  durchaus  nicht,  dass  dieses  normierte  Zusam- 
menwirken nur  und  »gerade  in  seiner  Qualität  als  bestimmt  Ge- 
regeltes« (S.  201)  und  nicht  auch  als  anderweitig  Bedingtes  Ge- 
genstand der  sozialen  Wissenschaft  sein  kann ,  folgt  nicht  der 
erkenntnistheoretische  Primat  dieser  Regelung  und  nicht  die  me- 
thodologische Unmöglichkeit,  auf  die  innere  Bestimmtheit  des 
Menschen  selbst  zurückzugehen. 

Stammler  behauptet ,  wie  bereits  angedeutet,  weiter,  es  falle 
das  Problem  nach  der  Gesetzmässigkeit  des  sozialen  Lebens  mit 
der  Frage  nach  der  gesetzmässigen  Beeinflussung  der  regelnden 
Form  einer  menschlichen  Gesellschaft  zusammen,  denn  soziale 
Gesetzmässigkeit  und  Gesetzmässigkeit  für  die 
regelnden  Formen  sei  ein  und  dasselbe;  daher  auch 
stelle  die  äussere  Regelung  d  i  e  Erkenntnisbedingung  für  die  so- 
ziale Wirtschaft  dar.  Da  es  nun  zum  Wesen  des  Rechtes  gehört, 
stets  ein  Mittel  im  Dienste  menschlicher  Zwecke  zu  sein, 
die  Norm  aber  eben  das  Soziale  als  Eigenartiges  konstituiert,  so 
kann  eine  soziale  Gesetzmässigkeit,  nur  in  einem  einheitlichen  Ge- 
sichtspunkte gesucht  werden  ,  nach  welchem  die  Form  des  ge- 
sellschaftlichen Daseins  bestimmt  ist.  »Wenn  die  regelnde  Ord- 
nung es  ist,  deren  Beachtung  .  .  .  eine  soziale  Erkenntnis  über- 
haupt erst  ermöglicht,  so  kann  diejenige  Einsicht,  welche  das 
Grundgesetz  des  sozialen  Lebens  darstellen  würde,  auch  nur  in 
einer  Einheit  jener  regelnden  Form  beschlossen  sein.  Die  kon- 
kreten menschlich  gesetzten  Regeln  .  .  .  konstituieren  das  betref- 
fende soziale  Zusammenwirken  ...  in  seiner  Eigentümlichkeit;  folg- 
lich kann  es  kein  soziales  Grundgesetz  geben,  das  nicht  ein  sol- 
ches der  .  .  .  regelnden  Form  .  .  .  wäre«    (S.    449)^).    Hiemit    sind 

i)  Der  andere  Schluss,  den  Stammler  aus  diesen  Prämissen  zieht  ist  der,  dass 
die  Gesetzmässigkeit  des  sozialeri  Lebens  (die  in  einem  einheitlichen 
Gesichtspunkte  für  alle  mögliche  Form  desselben  besteht)  nur  im  Telos  ge- 
funden werden  kann,   d.h.   dass  sie  auf  die   Einheit  des  Zweckes  der 
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wir  bei  den  höchsten  Folgerungen  Stammler  ?,  angelangt ;  sie  bil- 
den   erkenntnistheoretisch   gesehen,  die    monistische  Auf- 


äusseren Regelung,  auf  die  Einheit  der  sozialen  Ziele  gegründet  sein  muss, 
da  die  Regelung  ihrem  Wesen  nach  stets  einem  menschlichen  Zwecke  dient,  alle  so- 
zialen Bewegungen  aber  sich  in  menschlichen  Zwecksetzungen,  Bestrebungen  vollziehen. 
An  einem  obersten ,  allgemein  giltigen  Ziele  ist  daher  die  objektive  Be- 
rechtigung sozialer  Bestrebungen  zumessen.  Dieses  ist  ihm  »die  Gemeinschaft 
frei  wollender  Menschen«.  Ein  Eingehen  auf  dieses ,  erkenntnistheoretisch 
sehr  bedeutsame  und  interessante  Ergebnis  Stammler'?,  würde  uns  hier  leider  allzu 
weit  führen.  Es  ist  sogar  darauf  Wert  zulegen,  dass  die  oben  angezogenen  Gedanken- 
gänge für  das  Eintreten  auf  Stammler's  ganze  Doktrin  durchaus  genügen.  —  An  dieser 
Stelle  sei  noch  ein  kurzer  Hinweis  auf  eine  Skizze  Simmel's  (»Zur  Methodik  der  So- 
zialwissenschaft«, Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.,  20.  Jahrg.  1896),  welche 
gerade  auf  dieses  Ergebnis  Stammler's  Bezug  nimmt,  gestattet.  Simtitel's  diesbezüg- 
liche Polemik  scheint  mir  nämlich  zunächst  aus  dem  Grunde  unzulänglich  ,  dass  sie 
nur  auf  die  vorhergehenden  Ergebnisse  Stammler's,  bezw.  auch  auf  den  betreffenden,  un- 
mittelbar aufbauenden  Gedankengang  selbst  eingeht.  Simmcl  konzentriert  sich  näm- 
lich (allerdings  dabei  an  Stammler  anknüpfend)  darauf,  zu  erklären,  es  sei  schlecht- 
hin eine  Analogie  mit  dem  theoretischen  Erkennen  vorhanden ,  wenn  Stammler  die 
Notwendigkeit  eines  normativen  Ideals,  mit  Beziehung  auf  welches  soziale  Bestrebungen 
als  objektiv  berechtigt  oder  nicht  berechtigt  erscheinen,  verlangt.  Während  aber,  führt 
Simmel  aus,  beim  theoretischen  Erkennen  in  seiner  Uebereinstimmung  mit  einer  »em- 
pirisch von  ihm  unabhängigen«  Welt  und  an  der  »gegenseitigen  Kontrolle  von  Denken 
und  Erfahrung«  ein  fixes  Kriterium  gegeben  ist,  so  gilt  ein  Gleiches  für  das  Wollen 
nicht.  »Das  Wollen  ....  die  Wertsetzung,  die  praktische  Vorstellung  hat  nichts  sich 
gegenüber,  dessen  Beziehung  oder  Beziehungslosigkeit  zu  ihr  über  Objektivität  oder 
blosse  Subjektivität  entschiede.  Die  höchste  Norm,  von  der  jede  singulare 
ihre  Rechtfertigung  entlehnen  soll,  liegt  ebenso  innerhalb  der  mensch- 
lichen Wertsetzung  wie  die  tiefere,  während  das  Denken  sein  Krite- 
rium an  seiner  Uebereinstimmung  mit  einer  empirisch  von  ihm  unabhängigen  Welt 
findet.«  Auf  dem  Gebiete  des  Willens  fehle  eben  der  Gegensatz  einer  objektiven  Ein- 
heit seines  Inhaltes  zu  den  subjektiven  Einzelheiten  desselben,  (a.  a.  O.  S.  234.  Im 
Original  nicht  gesperrt  gedruckt.)   —  Dem  möchte  ich  entgegenhalten  : 

I.  dass  auch  die  Erkenntnis  trotz  ihres  Kriteriums  der  »Uebereinstimmung  mit  der 
Wirklichkeit«  dem  gleichen  Vorwurfe  unterliegt  wie  das  Wollen,  da  auch  der  Akt  der 
Kontrolle ,  der  Prüfung  auf  die  Uebereinstimmung  einen  Erkenntnisakt  darstellt.  Be- 
deutet auf  dem  Gebiete  des  Willens  der  Umstand,  dass  die  höchste  Norm  auch  in- 
nerhalb der  menschlichen  Wertsetzung  liegt,  den  Mangel  eines  zureichenden  »Krite- 
riums«, so  muss  auch  auf  dem  Gebiete  der  Erkenntnis  der  grundsätzlich  gleiche  Um- 
stand, dass  die  höchste  Instanz,  der  Akt  der  Kontrolle  auf  die  Uebereinstimmung  mit 
der  empirischen  Wirklichkeit,  bezw.  dass  diese  Wirklichkeit  selbst  ganz  und  gar  in- 
nerhalb des  menschlichen  Erkennens  liegt,  gleichfalls  den  Mangel  eines  fixen  »Kri- 
teriums« bedeuten.  Mit  Unrecht  beruft  sich  Siiimiel  hier  auf  die  »empiiische  Unab- 
hängigkeit der  Wirklichkeit«  ,  denn  derselbe  Gesichtspunkt .  der  bezüglich  der 
Wertsetzung  angelegt  wird,  muss  auch  bezüglich  des  Erkennens  angelegt  werden.  Liegt 
jede  Wertsetzung  innerhalb  einer  Wertsetzung  und  wird  daraus  irgend  ein  Schluss  ge- 
zogen,  so   muss  der  gleiche   Schluss  (aus  derselben   Prämisse)    hinsichtlich  des  Erken- 
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fassung  des  sozialen  Lebens.  Dieser  soziale  Monismus 
stellt  sich  nicht  nur  dar  als  die  »Einheitlichkeit  des  Gegen- 
standes der  sozialen  Wissenschaft  —  also,  dass  Rechtsordnung 
und  Sozialwirtschaft  nur  als  Form  und  Materie  eines  und  dessel- 
ben Objektes  zu  erachten  sind  und  nicht  als  zwei  selbständig  exi- 
stierende Dinge ,  die  in  irgend  welcher  Wechselwirkung  sich  be- 
finden <  ,  sondern  auch  als  > Einheit  des  sozialen  Lebens  in  dem 
Sinne,  dass  alle  Bewegungen  der  menschlichen  Gesellschaft 
....in  einer  und  derselben  Gesetzmässigkeit  be- 
griffen werden«,  auch  die  bestimmenden  Gründe  der  Rechtsände- 
rungen ('S.  324J.  Kurz  und  gut  hat  sich  Stammler  diesbezüglich  neue- 
stens  in  dem  Artikel  »Materialistische  Geschichtsauffassung«  ausge- 
sprochen :  Die  Bewegungen  des  sozialen  Lebens  dürfen  nur  aus 
Gründen  hergenommen  und  begriffen  werden,  die  innerhalb  der 
eigenen  Erkenntnisbedingungen  desselben  stehen, 
nämlich  innerhalb  der  äusseren  Regelung.  »Man  sagt  wohl,  dass 
die  Erfindung  der  Dampfmaschine  unsere  sozialen  Zustände  um- 
gestaltet habe.  Aber  der  Ausspruch  ist  ungenau.  Nicht  die  Dampf- 
maschine that  jenes,  sondern  die  Art  ihrer  Verwendung  in  dem 
Privateigentum  des  Kapitalisten  und  mit  dem  Mittel  des  freien 
Lohnvertrages.   Nicht  eine  mögliche  Technik  ist  sozial  von  Interesse, 


nens  gezogen  werden.  Auch  jeder  Erkenntnisakt  liegt  innerhalb  eines  Erkenntnisaktes. 
Die  ganze  Betrachtung  wäre  übrigens  unmöglich,  wäre  nicht  hier  ein  »Wille«  dem 
»Erkennen«  im  Sinne  einer  psychologischen  Vermögenstheorie  gegenübergestellt.  — 
Selbst  Simmel's  übrige  Ausführungen,  auf  die  wir  nicht  mehr  eintreten  können,  schei- 
nen uns  zur  Unterstützung  unserer  Argumentation  heranziehbar. 

2.  Durch  diesen  Einwand  Simmel'?,  wird  auf  den  Gedankengang  des  Gegners 
selbst  eigentlich  nicht  eingegangen,  was  immer  eine  missliche  Sache  ist.  Zumindest 
müssle  erst  bewiesen  werden  ,  dass  die  Analogie  mit  dem  theoretischen  Denken  mit 
Berechtigung  zur  Grundlage  der  Polemik  erhoben  wird.  Stammler  hat  ja  seine 
eigentlichen  Gründe  gar  nicht  dieser  Analogie  entnommen. 
Stammler  argumentiert  dahin,  dass  alle  sozialen  Bewegungen  sich  in  menschlichen  Be- 
strebungen,  Zweckverfolgungen  vollziehen.  Die  allgemein  gültige  Einheit  nun,  in 
welche  die  sozialen  Bewegungen  zusammengefasst  werden  sollen  (d.  i.  die  soziale  Ge- 
setzmässigkeit) muss  sich  daher  auf  die  oberste  Einheit  der  Ziele  der  for- 
malen Regelung  beziehen  (also  auf  ein  soziales  Ideal),  da  die  formale  Rege- 
lung einerseits  das  Soziale  als  Eigenartiges  konstituiert,  andererseits  ihrem  Wesen  nach 
einem  Zwecke  dient,  teleologisch  ist.  Dieser  Gedankengang  ist  also  durchaus  von 
dem  oben  mitgeteilten,  dass  die  soziale  Gesetzmässigkeit  sich  notwendig  auf  die  Form 
des  gesellschaftlichen  Daseins  beziehen  muss,  abhängig  —  und  von  da  aus  bietet 
sich  dann  von  selber  eine  Fülle  von  Angriffspunkten.  Allerdings  hat  die  in  Rede 
stehende,  einen  höchsten  Endzweck  als  Fluchtpunkt  fordernde  Schlussfolgerung  Stamm- 
Icr's  auch  andere  Wurzeln,   auf  die  eben  auch  eingegangen   werden  müsste. 
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sondern  ihre  wirkliche  Einführung  in  das  äusserlich  geregelte  Zu- 
sammenwirken :  dann  erst  bilden  sich  übereinstimmende  Erschei- 
nungen in  den  so  geregelten  Verhältnissen  der  Menschen  (!).  Die 
Art  der  Regelung  ist  also  das  formal  bedingende ,  wenngleich 
nicht  notwendig  das  der  Zeit  nach  vorausgehende.  Sie  ist  die 
Erkenntnisbedingung  für  sozialökonomische  Erscheinungen«  ^ ). 

Man  sieht,  dass  sich  der  Schluss ,  in  welchem  der  »soziale 
Monismus«  gipfelt,  nämlich,  dass  die  äusserliche  Regelung 
d  i  e  Erkenntnisbedingung  des  sozialen  Lebens  ist  (womit  dann 
von  selbst  eine  Einheitlichkeit  des  Gegenstandes  der 
Sozialwissenschaft  gegeben  ist),  auf  das  Kriterium  des  Sozialen 
selbst  stützt.  Also  darauf,  dass  das  Soziale  als  solches  erst  durch 
das  Moment  der  äusseren  Regelung  konstituiert  wird.  Da  nun 
aber  Staviniler ,  wie  wir  dies  oben  (s.  S.  703)  dargethan  haben, 
dieses  Kriterium  nicht  auf  deduktivem  Wege  aus  bestimmten  Vor- 
aussetzungen entwickelt ,  bezw.  noch  weniger  einen  entsprechen- 
den induktiven  Weg  eingeschlagen  hat,  sondern  die  Rechtfertigung 
desselben  seiner  Durchführung  überlassen  musste,  so  tritt  hier,  an 
der  Stelle  des  letzten  Ergebnisses  Stammle f  s  jene  (bereits  ein- 
gangs aufgezeigte)  petitio  principii  wieder  klar  zu  Tage. 

Wir  wollen  den  sozialen  Monismus  Stammler  s  jedoch  noch 
einer  anderen  Prüfung  unterziehen^).  Seinem  Ansprüche,  dass 
die  Regelung  die  Erkenntnisbedingung  des  Sozialen  ist,  haben 
wir  Folgendes  entgegenzuhalten : 

I.  Es  giebtThatsachen  des  Zusammenlebens, 
welche  grundsätzlich  nicht  unter  der  unmittel- 
baren Bedingung  r  e  c  h  1 1  i  c  h  -  k  o  n  v  e  n  t  i  o  n  e  1 1  e  r  R  e  - 
gelung  ste  he  n  können.  Es  sind  dies  einmal  die  Erscheinun- 
gen, die  die  Sozialwissenschaft  als  Massenzusammenhänge  kennt"), 
ferner  solche  der  Mitteilung,  Moral,  Religion,  Kunst,  Wissenschaft 
und  sogar  viele  Thatsachen  der  Wirtschaft  selbst.  Diese  That- 
sachen  können  allerdings  als  ausserhalb  des  Begriffes  des  Sozialen 


i)  Handwörterb.  d.  Staatswissenschaften,  2.  A.  1900,  Bd.  V,  S.  733. 

2)  Dass  in  ihm  ganz  wesentliche  dualistische  Elemente  (in  der  Gegenüberstellung 
von  Form  und  Inhalt ,  bezw.  überhaupt  in  der  Bildung  dieser  Begriffe  und  in  dem 
Aufbaue  desselben  auf  diese  enthalten  sind  ,  haben  wir  bereits  früher  dargethan  (S. 
oben   S.   702);   vgl.  dazu  bei  Stammler  a.   a.   O.  insbes.  S.    165   ff.  und  1S8  ff.). 

3)  Unter  Massenzusammenhängen  versteht  Schaffte  ideell ,  d.  h.  durch  blossen 
symbolischen  Austausch  von  Gefühlen,  Bestrebungen  und  Einsichten  entstehende  und 
bestehende  Verwebungen  (Verbindungen)  von  Individuen,  z.  B.  Stand,  Klasse  u.  s.  w. 
(S.   Bau   u.   Leben  des  soz.   Körpers,   2.  Aufl.   1896  I,   S.  87). 
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Stehend  und  daher  als  nicht  in  Betracht  kommend  erklärt  werden. 
Jedoch  hat  S  t  a  ui  in  l  e  r  den  Beweis  nirgends  er- 
bracht, dass  diese,  innerhalb  des  menschlichen 
Zusammenlebens  als  gleichheitliche  Massener- 
scheinungen auftretenden  Thatsächlichkeiten 
nicht  als  soziale  zu  betrachten  sind.  Würde  man 
auch  auf  die  Stammler  sehe.  Trennung  von  Form  und  Inhalt  ein- 
gehen —  es  zeigt  sich  doch  sofort ,  dass  die  soziale  Form  nicht 
in  der  äusseren  Regelung  erschöpft  ist.  Die  Sonderstellung  der 
Form  ist  daher  bei  Stammler  (und  auch  bei  anderen,  z.  B.  bei 
Dilthey)  in  Wirklichkeit  gar  keine  solche  der  Regelung  überhaupt, 
der  sozialen  Form  überhaupt,  weil  auch  anderes  als  Konventional- 
und  Rechtssatzung  Funktion  und  Gestalt  der  Regelung  hat. 

Wir  wollen  dies  an  einem,  eine  gleichheitliche  Massenerschei- 
nung  betreffenden  Beispiel  erläutern. 

A  treffe  den  B  und  grüsse  ihn,  oder  grüsse  ihn  nicht.  Wenn 
nun  der  A  den  B  aus  Gründen  der  Zuneigung  oder  Achtung  und 
Verehrung  grüsst  (bezw.  nicht),  oder  aber  wenn  er  ihn  aus  dem 
Grunde  des  »moralischen  Druckes«  (um  einen  Ausdruck  Dilthey's 
anzuwenden),  der  auf  ihm  lastet,  grüsst  (bezw.  nicht),  so  liegt  in 
beiden  Fällen  eine  Regelung  einer,  spezifisch  dem  Zusam- 
menleben von  Menschen  angehörigen  Handlung  vor ,  die  in 
beiden  Fällen  ausserhalb  der  Erkenntnisbedingung  Stammler's, 
des  Rechtes ,  steht.  Diese  gleichheitlichen  Massen- 
erscheinungen vollziehen  sich  nicht  in  der  Be- 
gründung von  Rechtsverhältnissen.  Immerhin  könnte 
zwar  die  letztere  Art  der  Regelung  als  eine  konventionale  ange- 
sehen werden ,  aber  praktisch ,  als  Erkenntnisbedingung  kommt 
dies  ja  doch  nicht  in  Frage.  Ausserdem  genügt  es,  dass  der  erste 
Fall  für  Stammler  grundsätzlich  ganz  u  n  e  r  r  e  i  c  h  b  a  i- 
ist.  Setzen  wir  nun  weiter ,  dass  A  den  B  zu  grüssen  rechtlich 
verpflichtet  sei  (etwa  als  subordinierter  Soldat),  so  liegt  nun  eine 
andere,  eine  rechtliche  Regelung  der  Handlung  vor.  Es  ist  deut- 
lich ,  dass  die  Regelung  in  diesem  Falle  thatsächlich  in  Nichts 
grundsätzlich  von  jener  Regelung  durch  den  »moralischen  Druck« 
oder  durch  die  »innere«  Zuneigung  verschieden  ist.  Eine  chine- 
sische Mauer  zwischen  »innerer«  und  »äusserer«  Regelung  aufzu- 
richten (wie  dies  auch  bei  Dilthey  geschieht)  erscheint  ganz  un- 
begründet. In  beiden  Fällen  steht  hinter  der  Nicht-Befolgung  des 
Imperatives,  der  die  Regelung  bedeutet,  eine  reelle  Macht,  zwischen 
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welcher  kein  Unterschied  waltet;  dort  vielleicht  der  Stock  des 
Profossen,  hier  etwa  der  allgemeine  gesellschaftliche  Nachteil,  da 
der  (unvermittelt)  in  Regungen  von  Unlustgefühlen  o.  dgl,  ge- 
gebene Nachteil.  In  allen  3  Fällen  aber  zeigen  die  Thatsächlich- 
keiten  der  Regelung  keine  Momente  auf,  welche  eine  grundsätz- 
liche Unterscheidung  derselben ,  eine  Sonderstellung  eines  Falles 
gegenüber  den  anderen  rechtfertigen  würden. 

Daraus  geht  zweifellos  hervor,  dass  die  äussere  Regelung  eine 
durchaus  unberechtigterweise  sondergestellte ,  sowie  eine  grund- 
sätzlich unzulängliche  Erkenntnisbedingung  ist. 

Naheliegend  ist  es,  auf  die  widerrechtlichen  Handlungen, 
welche  ebenfalls  den  Charakter  gleichheitlicher  Massenerschei- 
nungen tragen  können  und  trotzdem  nicht  unter  der  Erkenntnis- 
bedingung der  äusseren  Regelung  stehen,  zu  verweisen. 

Stammler  hat  diesem  Einwände  durch  Bildung  eines  Begriffes 
negativer  sozialer  Phänomene  zuvorzukommen  gesucht ; 
jedoch  bedeutet  diese  Begriffsbildung  streng  genommen  selbst 
schon  eine  Rekapitulation.  Die  negativen  sozialen  Phänomene  sind 
ihm  Massenerscheinungen,  bei  welchen  es  sich  entweder  um  eine 
»N  i  c  h  t  -  B  e  g  r  ü  n  d  u  n  g  rechtlich  möglicher  Beziehungen,  oder 
um  eine  Verletzung  der  sozialen  Regelung  durch  Uebertre- 
tung  handelt«  (S.  278).  Ist  nun  das  Recht  die  Erkenntnisbeding- 
ung der  sozialökonomischen  Erscheinungen,  so  erscheint  sicherlich 
die  Nicht-Begründung  rechtlich  möglicher  Beziehungen  (als  Mas- 
senerscheinungen, z.  B.  leerstehende  Wohnungen)  als  etwas  grund- 
sätzlich ausserhalb  dieser  Erkenntnisbedingung  stehendes.  Dies 
beweist  schon  der  Umstand,  dass  nur  die  Kenntnis  jener  Nicht- 
Begründungen denkbar  ist,  welche  sich  dadurch  von  anderen  gleich- 
falls möglichen,  aber  nie  zu  unserer  Kenntnis  gelangenden  Nicht- 
Begründungen abheben,  dass  sie  als  Massenerscheinungen  einen 
abnormalen  Zustand  gegenüber  einem  normalen  darstellen,  d.  h. 
dass  uns  die  bestimmte  Verwirklichung  bestimmter,  rechtlich  mög- 
licher Beziehungen  überhaupt  bekannt  ist.  Bereits  im  Begriffe  der 
Durchführung  der  Rechtsordnung,  den  Stmnmler  heranziehen 
muss,  liegt  ein,  über  die  Erkenntnisbedingung  selbst  hinausgehen- 
des Moment  und  also  ein  Widerspruch,  ein  Dualismus.  Denn  es 
werden  hier  offenbar  bereits  Momente  des  »Inhaltes«  in 
d  i  e  »F  o  r  m«  g  e  m  engt.  Die  Ausfüllung  der  Form  muss  jeden- 
falls etwas  anderes  sein,  als  die  Form  selbst.  Die  Durchführung 
ist  aus  Massenerscheinungen   zusammengesetzt,    welche  oft    mehr 
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von  anderem  als  von  Reclitsverhältnissen  bedingt  sind,  sich  aber 
nie  innerhalb  dieser  erschöpfen  können.  Nicht  anders  die  Rechts- 
verletzung. Wenn  etwa  innerhalb  des  Rechtsbereiches  einer  be- 
liebigen Kompetenz,  z.  B.  eines  Polizisten  bestimmte  Gesetzesver- 
letzungen zur  Massenerscheinung  werden,  etwa  weil  dieser  Polizist 
bestechlich  ist  —  ordnen  sich  die  Bedingungen  dieser  Erschei- 
nungen in  die  rechtlichen  Formen  des  Zusammenlebens  der 
Menschen  ein }  Das  Recht  ist  da  als  Erkenntnisbedingung  von 
vorneherein  grundsätzlich  aus  dem  Spiele.  —  Die  Hereinnahme 
der  Rechtsverletzung  ist  eine  Inkonsequenz  Stammler?,,  welche 
nicht  nur  seiner  Begriffsbestimmung  des  Rechtes  —  das  als  ihrem 
Wesen  und  Sinne  nach  unverletzbar,  dennoch  Erkenntnisbeding- 
ung seiner  eigenen  Verletzungen  sein  soll  — ,  sondern  auch  seiner 
Begriffsbestimmung  der  sozialen  Wirtschaft  widerspricht,  indem 
diese  »gar  nichts  als  ein  rechtlich  bestimmt  normiertes  Zusammen- 
wirken«  sein  soll  (S.   298). 

Eine  grundsätzliche  Lücke  bei  Stammler  müssen  ausserdem 
jene  Fälle  bedeuten,  in  welchen  die  Rechtsquelle  selbst  eine  zwei- 
felhafte ist,  d.  i.  in  welchen  positives«  und  »nicht  positives«  Recht 
unklar  durcheinandergehen.  Z.  B.  bei  Thronstreitigkeiten,  Erobe- 
rungen im  Kriege  u.  s.  f.  Der  Kampf  zwischen  den  bezüglichen 
Rechtsnormen  steht  in  solchem  Falle  grundsätzlich  völlig  aus- 
serhalb der  Erkenntnisbedingung  des  Rechtes ,  sogar  im  Falle 
eines  kriegerischen  Kampfes  ausserhalb  des  Stammler'- 
sehen  Begriffes  des  Sozialen!!)  —  trotzdem  diese  Vor- 
gänge von  anderen  Durchführungsvorgängen  keine  Unterschiede 
aufweisen  ,  denn  die  Geltung  einer  Rechtsnorm  bedarf  ja  immer 
und  überall  der  Mitwirkung  der  sie  durchführenden  Individuen, 
bezw.  der  Recht  schaffenden  Autoritäten. 

2.  Das  Recht  hat  grundsätzlich  keinen  ande- 
ren E  r  k  e  n  n  t  n  i  s  w  e  r  t  für  die  Einsicht  in  die  spe- 
zifisch sozialen  Vorgänge,  als  die  anderen  spe- 
zifischen Thatsachen  des  Zusammenlebens  der 
Menschen.  —  Schon  indem  wir  im  obigen  nachgewiesen  ha- 
ben, dass  der  äusseren  Regelung  grundsätzlich  nicht  alle  spezifi- 
schen Zusammenlebens-Erscheinungen  erreichbar  sind ,  erscheint 
bereits  überhaupt  die  Sonderstellung,  welche  den  »formalen«  Be- 
dingungen des  Zusammenlebens  hinsichtlich  ihres  Erkenntniswertes 
eingeräumt  wird,  als  unberechtigt.  —  Wir  wollen  uns  gleich  an 
ein  Beispiel  wenden ,    als   das  uns  ein  Fall  dienen   wird ,    an  wel- 
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chem  (zum  Unterschiede  von  dem  obigen)  die  rechtliche  Regelung 
als  deutliche  formale  Bedingung  und  also  nach  Stammler  als  die 
Erkenntnisbedingung  erscheint.  Etwa  ein  Akt  der  Eheschliessung. 
Dieser  steht  unter  der  unmittelbaren  Bedingung  rechtlicher,  reli- 
giöser, moralischer  u.  a.  Regelung.  Die  rechtlichen  Bedingungen 
erscheinen  zuhöchst  als  grundsätzlich  gleichwertige  Mitbedingungen. 
Setzen  wir,  dass  während  des  Zeremoniells  oder  früher  ein  »Kon- 
trahent« dieses  »Rechtsgeschäftes«  zum  Rücktritte  schreitet  — 
vielleicht  weil  bestimmte  religiöse,  moralische,  wirtschaftUche  oder 
andere  Bedingungen  plötzlich  wegfallen  oder  hinzutreten.  Es  ist 
klar,  dass  an  diesem  Falle  des  Rücktrittes  die  rechtlichen  Mo- 
mente nur  als  sekundäre  Mitbedingung  erscheinen  ( z.  B. 
soweit  sie  den  Rücktritt  überhaupt  offen  lassen,  bezw.  soweit  dem 
Vorgange  überhaupt  eine  rechtliche  Seite  abzugewinnen  ist),  die 
zwar  nach  Stammler  dazu  ausreichen  muss,  die  Erkenntnisbeding- 
ung desselben  abzugeben ,  die  jedoch  wegen  ihres  accidentiellen 
Charakters  eine  wirkliche  Einsicht  selbst  nicht  vermitteln  kann.  Al- 
lerdings ist  es  richtig,  dass  nicht  die  möghche  Geltung  bestimm- 
ter (z.  B.  moralischer)  Bedingungen ,  sondern  ihre  wirkliche  Ein- 
fügung in  das  äusserlich  geregelte  Zusammenwirken  interessiert. 
Aber  da  die  eine  Bedingung  ohne  die  anderen  keine  Bedeutung  hat, 
müssen  eben  alle  in  grundsätzlich  gleicher  Weise  interessieren.  Und 
dass  die  anderen  Bedingungen  immer  erst  Geltung  erlangen,  wenn 
sie  zur  sozialen  »Form«  geworden  sind,  dass  also  die  Form  allein  auf 
der  ganzen  Linie  die  unmittelbare  Bedingung  wäre,  ist  gleichfalls  un- 
richtig. Es  liegt  hier  eine  oberflächliche  Analogie  mit  dem  räumlichen 
Formbegrift'vor.  Nicht  alles  Soziale  hat  soziale  »Form«  in  einem  sol- 
chen einfachen  Sinne  ,  wie  die  räumliche  Gestalt.  Ein  s  o  Ic  h  e  r 
Formbegriff  erweist  sich  auf  sozialem  Gebiete  überhaupt  als  un- 
vollziehbar. So  zeigt  unser  Beispiel,  dass  es  nicht  minder  wesent- 
lich ist,  dass  es  sich  bei  einer  möglichen  Technik  auch  gleich- 
zeitig um  die  Einfügung  in  moralisch,  religiös,  massenzusammen- 
hanglich,  ästhetisch  u.  s.  w.  geregeltes  Zusammenwirken  der  Men- 
schen handelt.  Die  rechtliche  Regelung  hat  durchaus  keinen  Primat. 
Beispielsweise  ist  die  Steinkohle  erst  längere  Zeit  nach  ihrer  an- 
fänghchen  Verwendung  als  Brennmaterial  rechtlich  in  dieser  An- 
wendung unterdrückt  worden  und  zwar  weil  das  System  aber- 
gläubischer u.  a.  Imperative,  in  welche  sich  diese  Erscheinung 
nicht  einfügte,  nicht  mächtig  genug  war,  ihrer  Herr  zu  werden. 
Waren  aber  diese  abergläubischen   u.  s.  w.  Imperative  ausreichend 
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gewesen  oder  wären  sie  selbst  (frühzeitig  genug)  durch  Hinzu- 
treten wissenschaftlicher  Bedingungen  (Einsicht  in  die  Unschäd- 
lichkeit u.  s.  w.)  beseitigt  worden,  so  hätte  es  des  Hinzu- 
tretens  rechtlicher  Bedingungen  nicht  bedurft 
—  alles  Vorgänge,  für  welche  die  rechtliche  Regelung,  da  sie  ja 
gar  nicht  entstanden  wäre ,  natürlich  keine  Erkenntnisbedingung 
hätte  bedeuten  können ,  und  welche  die  grundsätzliche  Gleich- 
wertigkeit und  unmittelbare  Giltigkeit  aller  beteiligten  Be- 
dingungen klar  erkennen  lassen. 

Schliesslich  fasst  Stammler  seine  Ergebnisse  hinsichtlich  der 
Aufgaben  und  der  Gliederung  der  Sozialwissenschaft  dahin  zusam- 
men ,  dass  sie  sich  in  dreifacher  Richtung  zu  bethätigen  habe. 
Sie  ist : 

»I.  die  wissenschaftliche  Untersuchung  der  Form  des  sozialen 
Lebens,  vor  allem  des  Rechtes  .  .  . 

2.  die  Erforschung  der  konkreten  Ausführung  eines  unter  be- 
stimmter regelnder  Form  stehenden  Gesellschaftslebens.  Dieser 
sozialökonomischen  Untersuchung  fällt  die  Erörterung  der  natur- 
gesetzlichen Ausbildung  sozialer  Phänomene  .  .  .  und  die  Aufhel- 
lung der  Tendenzen  ihrer  Weiterentwickelung  zu. 

3-  die  Richtung  und  Bestimmung  sozialer  Regelung  als  ge- 
setz  massige,  sozialer  Bestrebungen  auf  Erhaltimg  oder 
Aenderung  jener  Regelung  als  objektiv  berechtigte.« 
(S.   585/86.) 

Stammler  scheidet  also  die  Moral-Sprach-Religions-Familien- 
Wissenschaft  u.  a.  aus  dem  Umkreise  der  Sozialwirtschaftslehre 
völlig  aus,  während  andererseits  seine  Sozialwirtschaftslehre  wohl 
teilweise  diese  Materien  in  sich  aufnimmt,  sich  aber  in  Umrissen 
und  Gestalt  nur  unklar  abzuheben  vermag. 

Wenn  wir  nun  auf  unsere,  eingangs  zur  Rechtfertigung  des 
Stammler  schQn  Begriffes  des  Sozialen  und  der  Gegenüberstellung 
von  Form  und  Inhalt  erhobenen  drei  Forderungen  zurückkommen, 
so  finden  wir  sie  innerhalb  der  Durchführung  seiner  Doktrin  nicht 
erfüllt.  Der  soziale  Formbegriff"  muss  als  ungiltig ,  unvollziehbar 
zurückgewiesen  werden.  Er  ist  eine  auf  dem  Gebiete  der  Raum- 
anschauung entstandene  Abstraktion ,  welche  selbst  dort  nur  in 
einem  gewissen  Sinne  durchführbar  und  gültig  ist.  Auf  dem  Ge- 
biete des  Sozialen  vollends  kann  er  nur  bildlich  brauchbar  sein. 
Wir  gewinnen  ihn  da  als  BegrifT  der  »äusserlichen  Regelung«,  in- 
dem wir  bestimmte   Variationen    bestimmter  Bestandteile   der  so- 
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zialen  Erscheinungen  beobachten.  Z.  B.  ein  bestimmter  Kaufakt 
innerhalb  verschiedener  rechtlicher  Bedingungen.  Diese  Variabein 
smd  aber  derartig,  dass  der  daraus  abgezogene  Begriff  der  »Re- 
gel« nie  gedacht  werden  kann,  ohne  das  »Geregelte«  mitzudenken; 
und  zwar  nicht  nur  konkret,  vorstellungsweise,  sondern  auch  lo- 
gischermassen,  begrifflich  muss  zur  Regel  immer  das  Geregelte 
hinzugedacht  werden.  Dies  wird  verständlich,  wenn  wir  uns  dessen 
erinnern,  dass  alle  sozialen  Vorgänge,  als  ihre  unmittelba- 
ren Bedingungen  stets  Imperative  des  Indivi- 
duums aufweisen.  Es  fi.ihrt  uns  hier  die  Variabilität  ein- 
zelner Seiten  der  sozialen  Wirklichkeit  zu  Vorstellungen  ,  welche 
als  solche,  konkret  nicht  vollziehbar  sind  und  wir  sehen,  dass  der 
Begriff  der  sozialen  Form  eine  Abstraktion  vorstellt,  welche  nicht 
ein  Selbständiges ,  Existentes  bezeichnet.  Die  Frage ,  wie  diese 
Abstraktion  sonst  nützlich  und  ungültig  sein  kann,  beschäftigt  uns 
hier  nicht  mehr,  denn  schon  aus  dieser  Einsicht  geht  deutlich  her- 
vor ,  dass  dieselbe  einen  Begriff  des  Sozialen 
nicht  abzugeben  im  Stande  ist.  Spezielle  Ausge- 
staltungen und  Bearbeitungen  und  Bearbeitungen  des  Formbe- 
griffes (Forderung  2  und  3)  können  daher  überhaupt  nicht  mehr 
gerettet  werden. 

Der  Begriff  der  sozialen  Form  erweist  sich  daher  in  der  So- 
zialwissenschaft noch  unfruchtbarer,  als  in  der  Erkenntnistheorie, 
aus  der  er  entnommen  wurde.  Dies  hat  der  klassische  Versuch 
Stammlern,  von  ihm  aus  eine  neue  Grundlegung  der  Sozialwis- 
senschaft vorzunehmen,  klar  bewiesen. 

Im  Vorstehenden  haben  wir  die  grundsätzlichen  positiven  Er- 
gebnisse Stammler  s  fast  durchgängig  als  unrichtig  kennen  gelernt. 
Sein  Kriterium  des  Sozialen  und  seine  Begriffsbildung  von  Form  und 
Inhalt  überhaupt  erwies  sich  in  der  Durchführung  als  ungültig  und 
unvollziehbar;  seine  auf  dieser  Begriffsbildung  unmittelbar  ruhende 
Ablehnung  jedweder  psychologischen  Betrachtungsweise  als  in  der 
Sozialwissenschaft  grundsätzlich  unmöglich  zeigte  sich  als  unbe- 
gründet ;  die  grundsätzliche  Einschränkung  des  Sozialen  auf  mensch- 
liches (gegenüber  tierischem)  Zusammenleben ,  desgleichen  das 
System  einer  rationellen  Rechtswissenschaft  und  einer  Sozialwirt- 
schaftslehre ,  als  System  der  Sozialwissenschaften,  zeigte  sich 
gleichfalls  als  unhaltbar  und  unzureichend ;  sein  teleologischer 
Monismus  endlich  erschien  als  dualistisch  und  insbesondere  auch, 
soweit  teleologisch  als  auf   dem  sozialen  Formbegriffe  aufgebaut. 
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als  formalistisch. 

Kann  also  in  diesen  Ergebnissen  Staviviler s  für  die  Sozial- 
wissenschaft kaum  unmittelbar  Verwertbares  gesehen  werden,  so 
sind  seine  Leistungen  darum  dennoch  von  hohem  und  dauern- 
dem Werte.  Bei  ihm  erscheint  zum  ersten  Male  eine  bestimmte 
BegrifTsbestimmung  des  Sozialen  strenge  durchgeführt ,  und  es 
sind  damit  die  erkenntnistheoretisch-methodologischen  Probleme 
der  Sozialwissenschaft  nicht  nur  überhaupt  zunächst  einmal  voll- 
ständig aufgezeigt  worden,  sondern  auch  allenthalben  scharf  und 
klar  herausgearbeitet,  wie  es  eben  nur  durch  einen  umfassenden 
Versuch  der  Lösung  derselben  selbst,  durch  die  wirkliche  Durch- 
führung einer  Begriffsbestimmung  des  spezifischen  Gegenstandes 
der  Sozialwissenschaften  ist.  Stammler  hat  gezeigt,  was  uns 
ein  Betriff  des  Sozialen  sein  könnte. 
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Springer,  Rudolf,  Der  Kampf  der  österreichischen  Nationen  um. den  Staat.  Erster 
Teil.  Das  nationale  Problem  als  Verfassungs-  und  Verwaltungsfrage.  Leipzig  und  Wien, 
Franz  Deuticke.    1902. 

Der  Nationalitätenhader  in  Oesterreich  hat  es  dahin  gebracht, 
dass  der  Glaube  an  die  Möglichkeit  seiner  Beilegung  und  damit 
an  die  Möglichkeit  der  Aufrechterhaltung  verfassungsmässiger  Re- 
gierung in  Oesterreich  weithin  verloren  gegangen  ist.  Wer  im 
Donaureich  gelegentlich  Umfrage  hält ,  findet ,  dass  selbst  ernste 
und  erfahrene  Männer,  schwarzgelb  in  der  Wolle  gefärbte  »Kaiser- 
liche« ihr  altes  Gemeinwesen  wie  in  der  Agonie,  wie  im  Anfang 
vom  Ende  begritifen  ansehen.  Der  ruhig  denkende  Politiker  wird 
sich  nicht  leicht  zu  solcher  Resignation  entschliessen  ,  aber  zu- 
geben ,  dass  die  fortschreitende  Zerklüftung  der  österreichischen 
Gesamtbevölkerung  eine  ungeheure  Gefahr  für  den  Frieden  Euro 
pas  und  für  die  Macht  des  Dreibundes  in  sich  schliesst ;  schon 
blosse  Versuche  der  Zertrümmerung  des  alten  Reiches  von  innen 
heraus  oder  von  aussen  her  würden  europäische  Gleichgewichts- 
kämpfe der  erschütterndsten  Art  ergeben.  Man  hat  daher  auch 
diesseits  der  österreichischen  Grenzpfähle  allen  Grund  ,  auf  jeden 
bedeutsamen  Vorschlag  zur  Schlichtung  des  Nationalitätenstreites 
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ZU  hören,  zumal  nachdem  wir  selbst  in  kleinerem  Massstab  mit 
den  Polen  Posens  und  Westpreussens  in  sehr  verdriessliche  Schwie- 
rigkeit geraten  sind  und  klar  darüber  werden  müssen,  ob  die  Ger- 
manisierung auch  nur  so,  wie  sie  an  der  Weichsel  bisher  betrie- 
ben wird,  gelingen  kann. 

Ein  wirklich  bedeutsamer  Vorschlag  ist  es  nun  ,  welcher  im 
vorbezeichneten  Buche  gemacht  wird.  R.  Springer  hält,  darin  fast 
ein  weisser  Rabe  unter  den  Üesterreichern  ,  eine  durchgreifende 
Lösung  und  Beschwörung  des  Nationalitätenstreites  noch  für  mög- 
lich, und  zwar  nicht  in  blossem  patriotischem  Wünschen,  nicht 
aus  irenischer  Gefühlsanwandlung,  sondern  auf  Grund  tiefer 
gedanklicher  Durcharbeitung  des  ungeheuer 
schwierigen  Problems. 

Einige  Grundgedanken  der  Springei-' scYi&w  Schrift  sind  einzeln 
sämtlich  schon  vor  längerer  oder  kürzerer  Zeit  und  zwar  von  ver- 
schiedentlichen  Standpunkten  aus  ausgesprochen.  Gefordert  wurde 
schon  lange  her  die  Bildung  nationaler  Kurien  für  die  Sprachen- 
und  Schulgesetzgebung  der  Landtage,  so  dass  dafür  nur  Vertrag 
nicht  Majorisierung  statthaben  könnte.  Oft  gefordert  ist  zweitens 
die  Erbreiterung  des  Stimmrechts,  so  dass  jene  Volksklassen,  für 
welche  der  Nationalitätenkampf  teils  Sport  der  Gebildeten,  teils 
Mittel  zur  Aufrechterhaltung  des  Uebergewichtes  des  Grossbe- 
sitzes ist,  mindere  Macht  hätten,  die  allen  Nationalitäten  gemein- 
samen Interessen  aber  in  den  Vordergrund  kämen ;  das  Schmer- 
ling'sche  Vertretungssystem  von  i86i  hat  sogar  schon  einige  Ab- 
wandlung in  demokratischer  Richtung  schrittweise  erfahren.  Auch 
ein  dritter  Grundgedanke  Springer  s,  dahin  gehend,  den  Nationali- 
tätenstreit durch  die  materielle  Interessensolidarität  der  verschie- 
denen Nationalitäten  zu  ersticken ,  mit  Kanalwasser  zu  löschen 
oder  in  Hochalpentunnels  abzukühlen,  ist  nicht  gerade  neu;  dem 
dermaligen  Ministerium  ist  es  jedoch  gelungen,  durch  starke  Dosen 
solchen  Opiates,  eingegeben  in  Gestalt  von  interprovinziellen  Schif- 
fahrtskanälen, von  Tauern-  und  Karawankenbahnen  einen  Waffen- 
stillstand im  Nationalitätenkampf  den  ermüdeten  Parteien  bis  auf 
weiteres  abzuringen.  Springer  gebührt  vielmehr  das  Verdienst,  die 
einzelnen  Gedanken  der  Lösung  einheitlich  so  zu  verschmelzen, 
dass  sich  ein  diskutierbarer  V^orschlag  ergiebt,  die  centrifugal  aus- 
einander strebenden  Völker  durch  absolute  Ausschlies- 
sung d  e  r  M  a  j  o  r  i  s  i  e  r  u  n  g  in  S  p  räch-  und  Schul- 
a  n  g  e  1  e  g  e  n  h  e  i  t  e  n    zu    einem    allen  Gliedern    genehmen   und 
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wertvollen  Reichsverbande  wieder  fester  als  seit  Jahrzehnten  her 
zusammenzufügen. 

Der  Vorschlag,  den  er  macht,  bedarf  gewiss  einer  sehr  um- 
sichtigen Prüfung ,  aber  eine  allgemeine  Beachtung  für  denkende 
Politiker  innerhalb  und  ausserhalb  Oesterreichs  dürfte  er  verdienen. 

Sp7'iriger  verknüpft  in  seiner  Schrift  zwei  Grundgedanken : 
durchgreifende  Absonderung  der  nationalen 
Gesetzgebungs-  und  Verwaltungs-Materien  von  den  territorial 
(einwohnerschaftlich)  gemeinsamen,  staatlich-kommunalen  Materitn 
und  als  Mittel  hiezu  die  Konstituierung  von  N  a  t  i  o  n  s  g  e  - 
n  o  s  s  e  ns  c  h  a  f  t  e  n  —  in  der  weitesten  Ausdehnung  von  den 
Lokal-  bis  zu  den  Reichs- Verbänden  für  Pflege  und  Schutz  der 
Nationalität.  Dagegen  würden  die  verschiedenen  Nationalitäten 
für  alle  nicht-nationalen  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsbetreffe 
gemäss  ihrem  solidarischen  Interesse  in  politischer  Orts- ,  Kreis-, 
Kronlands-  und  Reichsgemeinschaft  beieinander  verbleiben.  Diese 
reinliche  Spaltung  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  rein  terri- 
toriale (anationale)  und  in  nationale  Angelegenheiten  soll  den 
österreichischen  S  t  a  a  t  s  m  ä  n  n  e  r  ri  der  Zukunft 
eine  Aufgabe  ersparen,  welche  mit  d  e  ]•  jedes 
Jahr  zunehmenden  Fluktuation  d  e  r  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g 
immer  weniger  lösbar  w  i  r  d  ,  nämlich  eine  gerechte 
Abgrenzung  politischer  Sprachgebiete  nach 
dem  Majoritätsprinzip.  Nach  erfolgter  Scheidung  der 
Ehe  in  Schul-  und  Sprachensachen  wäre  der  Staat  als  solcher, 
als  Reich,  Kronland,  Gemeinde  vor  der  Verstrickung  in  den  Natio- 
nalitätenstreit bewahrt,  und  nur  noch  mit  einer  einzigen  Pflicht 
gegen  jede  Nationalität  belastet,  das  in  Artikel  19  des  Staatsgrund- 
gesetzes gewährleistete  gleiche  Recht  aller  Nationalitäten  zu  wah- 
ren, alle  Glieder  der  Völkerfamilie  in  der  national-genossenschaft- 
lichen Pflege  und  Wahrung  je  ihres  Volkstums  zu  schützen.  Das 
aber  sei  es,  was  dem  in  allen  Fugen  krachenden  Reichsverbande 
not  thue. 

Die  Nationalität  will  immer  aufs  neue  und  überall  immer- 
fort erstritten  sein,  der  Staat  kann  sie  nicht  schenken  und  ga- 
rantieren. Er  kann  die  Festhaltung  an  der  Volkssprache  auf  dem 
Schosse  der  Mutter,  in  der  Familie,  in  der  Geselligkeit,  in  der 
Kirche  gar  nicht  hindern  und  er  kann  nur  sehr  beschränkt  von 
der  Schule  und  von  der  Amtsstube  aus  entnationalisieren  ,  kann 
aber  die  Bahn  frei   machen,  dass  ohne  Zwang  und  Unterdrückung;- 
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die  eine  Sprache  siege,  die  andere  nicht,  oder  dass  beide  in  ein 
Verhältnis  der  VerträgHchkeit  mit  einander  eintreten.  Von  diesen 
Grundanschauungen  ist  die  Schrift  getragen.  »Man  gehe  —  sagt 
Springer  —  von  der  Sonderung  aus ,  und  überlasse  es  den 
Nationen  zu  lernen,  dass  sich  vertragen  billiger  kommt  und  be- 
quemer ist  als  sich  schlagen.  Lernen  sie  's  nicht ,  dann  ist  es 
nur  billig,  dass  sie  selbst  die  Kosten  des  geschiedenen  Haushalts 
bestreiten.  Die  Staatsgewalt  fehlt  beharrlich  darin, 
den  Frieden,  der  nicht  besteht,  zu  s  u  p  p  o  n  i  c  r  e  n 
und  zu  fingieren,  auf  diese  irrige  Voraussetz- 
ung alle  Institutionen  aufzubauen  und  so  durch 
n  e  u  e  I  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  e  n  d  e  n  U n  f  r  i  e  d  e  n  neuerdings  zu 
nähren.  Es  ist  doch  ohne  Zweifel  klüger,  von  der,  wenn  auch 
etwas  kostspieligen  und  schwerfälligen  Sonde- 
rung auszugehen  und  der  Erfahrung  der  Beteiligten  zu 
überlassen,  ihr  Interesse  zu  wahren«   (S.   151  f). 

W  i  e  will  unser  Verfasser  die  Aufgabe  der  Aussonderung 
von  acht  Nationsgenossenschaften  aus  den  alten  und  für  die  anatio- 
nalen Interessen  aufrechtzuerhaltenden  Reichs-,  Kronlands-,  Be- 
zirks- und  Kommunalverbänden  der  Einwohnerschaften  durchfüh- 
ren }  Springer  antwortet :  durch  Zusammenfassung  nach  dem 
»Personalitätsprinzip«. 

Was  aber  bedeutet  das  Personalitätsprinzip?  Die 
individuelle  Einzeichnung  jedes  Volljährigen  in  ein  Grundbuch  der 
Nationszugehörigkeit,  in  die  »M  a  t  r  i  k  e«  seiner  Nationalität,  wo- 
durch die  Mitghedschaft  zu  den  Nationsgenossenschaften  begründet 
wäre. 

Damit  bekäme  allerdings  jede  Nationsgenossenschaft  —  nicht 
notwendig  auch  der  Bau  der  anationalen  (politisch-kommunalen) 
Gliederung  —  eine  demokratische  Grundlage;  denn  j  eder  Fa- 
milienvater müsste  sich  selbst  immatrikulieren,  damit  seine  Nation 
zur  vollen  Vertretung  sicher  gelange.  Das  hält  jedoch  Springer  — 
verglichen  mit  der  heutigen  Nationalmajorisierung  innerhalb  des 
politischen  Gemeindeverbandes  —  für  eine  hauptsächliche  Ga- 
rantie des  nationalen  Friedens  auch  innerhalb  des  politisch-kom- 
munalen Reichsorganismus ;  denn  die  nationale  Vergewaltigung 
durch  Majorisierung  wäre  nach  durchgeführter  Sonderung  beider 
Sphären  unmöglich  geworden.  Doppelt  unmöglich ,  wenn  nach 
dem  Verlangen  Springer  ?,  z.nch  die  politischen  {anationalen)  Körper- 
schaften auf  das  allgemeine  Wahlrecht  begründet  wären.     »Wenn 
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nicht  —  sagt  Springer  —  durch  die  Jahrzehnte  lange  Uebung 
eines  verkehrten  Vertretungssystems  unser  Urteil  ganz  befangen 
wäi-e ,  so  müsste  jedermann  die  Einsicht  aufgestossen  sein  ,  dass 
drei  Viertel  des  Nation  alitäten  krakeeis  bei  de- 
m  o  k-  r  a  t  i  s  c  h  e  r  G  e  m  e  i  n  d  e  v  e  r  f  a  s  s  ii  n  g  mit  einem 
Male  verstummen  müsste  n.  Heute  kauft  eine  Zalosna 
oder  eine  Sparkasse  ein  paar  Grundstücke ,  und  das  nationale 
Machtverhältnis  ist  in  der  Gemeinde  verschoben,  was  jeihrelangen 
Lärm  verursacht;  an  der  Volkszahl  der  Nationen,  an  der  Zahl 
der  Grossjährigen  hat  sich  kaum  etwas  geändert.  Bei  gleichem 
Wahlrecht  wäre  das  Manöver  wirkungslos.  Ebenso  kann  heute 
eine  Landtagsmajorität  durch  Verlegung  einer  Anstalt  ins  Grenz- 
gebiet nicht  nur  die  Macht  in  der  Gemeinde  ihrer  Nation  zuschan- 
zen, sie  kann  selbst  Wahlbezirke  dadurch  gewinnen;  die  Demo- 
kratie des  Wahlrechts  schlägt  diese  Kleinkünste  nieder  und  ver- 
stopft so  die  Quelle   endlosen  Haders.« 

Nach  der  Nationalitätsmatrike  bestimmt,  würde  der  sprach- 
lich gemischte  Charakter  einer  Gemeinde  nicht  mehr  nach 
der  Kopfzahl  der  Einwohnergemeinde  ,  sondern  nach  dem  Vor- 
handensein einer  oder  mehrerer  Nationsminderheiten  entschieden 
werden.  Eine  mehrsprachige  »gemischte«  Gemeinde  wäre  nun  eine 
solche,  worin  eine  Minderheit  aus  ihren  Mitteln  allein  oder  mit  Un- 
terstützung der  weiteren  Nationsgenossenschaft  eine  eigene 
Volksschule  einrichten  und  unterhalten  würde. 
Der  Widersinn  und  die  Brutalität  jener  den  Nationalitätenhader 
verewigenden  Einrichtung,  welche  darin  liegen,  dass  die  National- 
schule nach  dem  national  völlig  indifferenten  Moment  der  Ein- 
wohnerzahl eingeräumt  oder  verweigert  wird,  wäre  gründlich  be- 
seitigt. 

Diesen  Widersinn  geisselt  Springer  als  die  Grundfälschung, 
welche  alle  Verhältnisse  vergifte.  Beispielsweise  erhalten  in  einer 
Stadt  von  20  ooo  Einwohnern  —  bei  Dreiviertelsmajorisierung  — 
volle  4999  Einwohner  keine  nationale  Schule,  in  einem  Markt- 
orte aber  von  2000  Einwohnern  schon  501  Angehörige  der  na- 
tionalen Minderheit.  Damit  sei  alles  auf  den  Kopf  gestellt.  Gerade 
das,  sagt  Springer,  wäre  »die  eigentliche  Aufgabe  der  nationalen 
Kulturarbeit ,  durch  Propaganda  und  werkthätige  Förderung  der 
geistigen  und  materiellen  Güter  der  Nation,  durch  den  inneren 
Kampf  das  Nationalgefühl  zu  steigern,  wie  es  Beruf  der  Kirchen 
ist,    den  kirchlichen  Glauben    wach  zu    halten  und    werkthätig  zu 
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machen.  Es  ist  eben  im  Wesen  des  Nationalitäten  rechtes  ge- 
legen, nur  alle  rechtlichen  Schranken  und  Zwangsmittel  auf- 
zuheben, so  dass  der  Staat  den  Völkern  zuruft:  >  »Entfaltet  Euch 
nach  Euerer  inneren  Lebenskraft ,  ich  als  Staat  will  Euch  keine 
Schranken  setzen  und  mich  daher  so  einrichten,  dass  meine  In- 
stitutionen keiner  etwas  zu  liebe  oder  zu  leide  thun.  Ich  wache 
nur^  dass  nicht  unlautere  Mittel  ergriffen  werden.««  Es  sei  >ein 
verderbliches  u  n  d  u  n  g  e  h  ö  r  i  g  e  s  ,  j  a  ein  f  e  i  g  e  s  M  i  t- 
tel  des  Nationalitäten  kampfes,  das  Gesetz  an 
Stelle  der  eigenen  Arbeit,  den  Zwang  an  Stelle 
der  Propaganda,  die  fremde  Börse  an  Stelle  der 
eigenen  setzen  zu  wollen.«  Und  das  sei  das  beliebteste 
Kampfmittel  der  herrschenden  Parteien,  »ja  sie  wollen  ihre  eige- 
nen Angelegenheiten  nicht  unter  eigener  Verantwortung  führen, 
sie  wollen  den  Staat  und  seine  Mittel  nur  faktisch  in  Beschlag 
nehmen,  weil  zu  des  Staates  Mitteln  alle  und  oft  vorwiegend  die 
Andern  beitragen  und  so  der  Staatsschatz  als  eine  Art  res  nullius, 
als  herrenloses  Gut  behandelt  werden  kann,  von  dem  der  Römer 
sagt :  Cedit  ocaipanti.  Hier  muss  der  Staat  endlich  sein  suuiii 
cuique  aussprechen  ,  vorerst ,  d  a  m  i  t  j  e  d  e  Nation  nur  mit 
ihren  Mitteln  rechnen  lerne,  dann,  damit  der  Staat 
auch  von  den  seinigen  die  vielen  gierigen  Finger  halte.«  Die 
jetzigen  Parteien  mögen  über  dieses  Urteil  zetern,  unrichtig  wird 
es  darum  nicht  sein.  Wer  hier  die  Sonde  nicht  in  die  Wunde 
legt,  wird  fortfahren,  in  die  grosse  Frage  zu  —  pfuschen. 

Nach  stattgehabter  Aussonderung  der  nationalen  Volks- 
schulverbände  aus  der  politischen  Ortsgemeinde  stünde 
einem  Aufbau  der  nationalen  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  v  e  r- 
bände  weiter  für  den  Bezirk,  den  Kreis,  das  K  r  o  n  1  a  n  d, 
die  Conatialen  des  ganzen  Reiches  —  in  jedem  der 
stufenweise  weiteren  Verbände  unter  gewählten  Abgeordneten, 
»Obmännern«,  zuhöchst  einem  »Landsmannminister«  am  Kais.  Hof- 
lager —  nichts  im  Wege.  Springer  zieht  alle  Grundlinien  der 
Ausführung,  ohne  dass  wir  ihm  dabei  ins  Einzelne  zu  folgen 
brauchen. 

Würde  denn  die  Aussonderung  von  acht  alle  Kronländer  und 
das  ganze  Reich  durchsetzenden  Nationsgenossenschaften  nicht 
die  »historisch  politische  Individualität«  sämt- 
licher Krön  Hin  der  aufheben?  Die  politische  Individualität 
gewiss    nicht;     nationale    Individualität    haben    aber    nur  die    ein- 
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spiacliigen  Kronländer  und  ihnen  wird  an  ihrer  provinziellen  Na- 
tionalität nicht  ein  Haar  gekrümmt  werden.  Springei'  betont  es 
mit  Nachdruck,  dass  eine  Vertretung  der  Gesamtheit  je  der  An- 
gehörigen aller  acht  Nationalitäten  bloss  für  nationale  Angele- 
genheiten mit  der  Aufrechterhaltung  der  hergebrachten  Kron- 
landsabgrenzung  für  die  nichtnationalen,  gesamteinwohner- 
schaftlichen  orts-,  bezirks-,  landes-  und  reichsgemeinsamen  Ange- 
legenheiten vollständig  verträglich  sei.  Wir  selbst  haben  ein  w^e- 
sentliches  Bedenken  vom  Standpunkt  der  historischen  Kronlands- 
verfassung  nicht  aufzufinden  vermocht. 

Aus  der  bisherigen  Zuständigkeit  wären  eben  nur  die  jeder 
kommunal-territorialen  Majorisierung  entnommenen  Nations- ,  na- 
mentlich Schulangelegenheiten  herausgeschält.  Dagegen  bestünde 
immer  noch  vollauf  neben  der  neuen  Nations-  die  bisherige  Kom- 
munal- und  Staatsorganisation,  und  zwar  mit  Beibehaltung  der  Glie- 
derung nach  Selbstverwaltungs-  und  nach  zentralen, 
namentlich  gesamtstaatlichen  Angelegenheiten.  Springer  legt  auch 
hiefür  einen  vollständig  ausgearbeiteten  Organisationsplan  vor,  be- 
züglich dessen  jedoch  ebenfalls  auf  das  Buch  selbst  \'erwiesen 
werden  muss. 

Hienach  wäre  zwar  davon,  dass  die  Kommunen  und  der  Staat 
ganz  in  der  -Nationsgenossenschaft«  aufzugehen  hätten,  keine  Rede. 
Ohne  alle  Rückwirkung  auf  die  kommunale  Selbstver- 
waltung könnte  jedoch  der  nationalgenossenschaftliche  Anbau, 
welcher  stattgefunden  und  dem  Gemeinderatssaale  den  Charakter 
der  nationalen  Tobzelle  benommen  hätte,  nicht  bleiben.  Springer 
denkt  sich  bis  zum  Kreis-Kommunalverband  hinauf  die  t  e  r  r  i  t  o  - 
r  i  a  1  e  n  Vertretungen  und  Vorstandschaften  im  Verhältnis 
des  nationalen  Matrikularstandes  der  Bevölke- 
rung zusammengesetzt.  Er  würde  die  Urwähler  der  Na- 
tionnlitätsvertretungen  auch  zu  Wählern  der  Territorialräte  machen, 
wobei  der  autonomistische  Einschlag  darin  bestünde ,  dass  nach 
Nationalmatriken -Stärke  gewählt  würde.  Es  stimm- 
ten darnach  z.  B.  nur  die  tschechischen  Wähler  miteinander  und 
nur  die  Deutschen  miteinander.  Es  hat  z.  B.  der  Gemeinderat 
Pilsen  36  Mitglieder ;  vorweg  würden  auf  die  tschechische  Matrike 
nach  der  Volkszahl  30,  auf  die  deutsche  6  Gemeinderäte  entfallen. 
Jede  Nation  wählte  also  ihre  (politischen,  anationalen)  Gemeinde- 
räte vollständig  getrennt.  Sind  sie  einmal  gewählt, 
dann    gilt    i  m  R  a  t  e    vollständige    Union,    ein    G  e  - 
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m  e  i  n  d  e  r  a  t  ist  wie  der  andere,  es  ist  Ic  e  i  n  K  u  r  i  e  ii- 
Votum  und  k  e  i  n  V  e  t  o  zulässig.  Durch  dieses  Wahl- 
system sei  mit  einem  Schlage  der  ganze  Charakter  der  Wahlen 
geändert.  »Der  Tscheche  wählt  nicht  mehr  gegen  den  Deutschen, 
der  Deutsche  nicht  mehr  gegen  den  Tschechen.  Von  selbst  ver- 
steht sich,  dass  der  Kandidat  Nationsgenosse  sei ;  was  er  darüber 
hinaus  ist ,  entscheidet.  Ein  fähiger  Administrator  der  Minorität 
—  und  das  zu  sein  glaubt  oder  hofft  jeder  —  wird  sich  ohne  bei 
seinen  Nationsgenossen  anzustossen.,  da  dies  ihnen  schmeichelt 
und  dient ,  ungescheut  um  das  Vertrauen  der  andern  bewerben 
dürfen,  um  Bürgermeister  zu  werden.  Die  Nationen  müssten  sich  auf 
dem  Boden  der  Territorialgemeinde  immer  mehr  zu  nähern  suchen.« 

Eine  nationale  Mischung  lehnt  jedoch  unser  Verfasser  für  den 
weitesten  Verband,  welcher  für  sämtliche  nichtnationalen  Angele- 
genheiten aller  Völker  des  Reiches  zuständig  ist,  entschieden  ab. 
In  den  »Reichsrat«,  die  anationale  Reichsvertretung,  wäre 
nicht  nach  den  Nationalinatriken  zu  wählen,  sondern  in  Pro- 
portionalwahl   kraft  allgemeinen  Stimmrechtes. 

Auf  Seite  223  f.  bemerkt  Springer:  »Die  Agenden  des  Reichs- 
rates beziehen  sich  auf  das  Staatsganze,  hier  übt  der  Wähler  sein 
Recht  als  Staatsbürger,  nicht  als  Nationsgenosse  aus,  hier  sorgt 
er  für  seine  materiellen  Gemeinschaftsinteressen,  nicht  für  seine 
kulturellen  und  nationalen  Sonderinteressen,  er  selbst  muss  und 
soll  durch  das  Wahlgeschäft  die  Einsicht  erlangen  und  dokumen- 
tieren, dass  ihn  gemeinsame  Ziele  mit  Angehörigen  der  anderen 
Nation  verbinden  ,  beim  Wahlgeschäfte  selbst  muss  er  erfahren, 
dass  die  Ueberspannung  des  Nationalismus  ihn  ökonomisch  schä- 
digt. Bei  der  ersten  und  zweiten  Wahl  wird  er  dessen  vielleicht 
nicht  inne  werden,  aber  diese  Erfahrung  darf  ihm  die  Wahlord- 
nung nicht  ersparen.  Die  richtige  Einsicht  kann  dadurch  verhin- 
dert werden,  dass  eine  Nation  als  ewige  Minorität  des  Wahlbe- 
zirkes durch  die  wiederholte  Niederlage  in  ihrer  nationalen  Ehre 
sich  gekränkt  fühlt;  soll  die  Wahlordnung  die  Zusammenarbeit 
verschiedener  Nationen  nicht  ausschliessen,  so  soll  sie  auch  keine 
Nation  zur  Abdankung  nötigen.  Darum  und  zur  Ver- 
tretung aller  wirtschaftlichen  Sonderinteressen,  die  für  die  Ver- 
bindung der  Nationen  wichtig  ist,  bedürfen  wir  für  den  Reichs- 
rat der  Verhältnis  w  a  h  1.  Zur  Durchführung  derselben  ist 
der  autonome  »Kreis«  (nach  Springer  s  Abgrenzung)  zugleich  ein- 
heitlicher Wahlbezirk,   der  eine  seiner  Bevölkerungsgrösse  entspre- 
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chende  Anzahl  von  Abgeordneten  —  im  Durchschnitt  fünf  — 
durch  Proportionalwahl  ins  Parlament  zu  senden  hätte.  Mit  der 
Einschränkung  auf  den  Kreis  ist  die  Proportionalvvahl  durchaus 
einfach,  zumal  die  Listenabstimmung  gar  nicht  notwendig  ist.« 

Die  Spj'inger  sc\\Q  Schrift  würde  ihre  Aufgabe  nur  halb  ge- 
löst haben  ,  wenn  sie  nicht  eingehend  auch  die  E  x  e  k  u  t  i  v  o  r- 
ganisation  der  Zentralregierung  und  Z  e  n  t  r  a  1  v  e  r- 
w  a  1 1  u  n  g  —  gegenüber  den  E  x  e  k  u  t  i  v  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o- 
n  e  n  einerseits  der  nationalen  B  e  i  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g ,  und 
andrerseits  der  territorialen  Selbstverwaltung  zu 
bestimmen  vermöchte. 

Die  Vollzugsspitze  jeder  N  a  t  i  o  n  s  -  Reichsgenossenschaft  wäre 
nach  dem  Vorigen  der  »L  a  n  d  s  m  a  n  n  m  i  n  i  s  t  e  r«  :  die  Verallge- 
meinerung und  rechtliche  Fixierung  eines  thatsächlich  schon  länger 
geschaffenen  und  geduldeten  nationalen  Mitregierers  am  Kaiserlichen 
Hoflager.  Was  wäre  denn  die  Stellung  dieser  Nationalminister  zur 
politischen  Zentralregierung  .^  Springer  will  dem  Landsmannmi- 
nister in  der  Hauptsache  ein  Recht  der  Mitwirkung  selbst  zur  Er- 
nenn u  n  g  der  politischen  Beamten,  also  auch  zur  Er- 
nennung der  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  n  K  r  e  i  s  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  einräumen. 
Der  Landsmannminister,  künftig  »Staatssekretär«  genannt  —  ein 
deutscher,  czechischer,  polnischer  hätte  (S.  202  f.)  auszuüben:  »die 
autonome  nationale  Vollzugsgewalt ,  im  Namen  der  Krone, 
unter  der  Sanktion  der  Ministerverantwortlichkeit  gegenüber  dem 
»»Nationalrat««  (Vertretung  einer  Nations-Reichsgenossenschaft) ; 
seine  untergebenen  Organe  wären  das  duumvirale  Kollegium  des  poli- 
tischen Kreis  hauptmannes  und  des  nationalen  Kreis  o  b  m  a  n- 
n  e  s  und  deren  Untergebene  im  nationalen  Instanzenzug  ;  er 
zeichnet  mit  dem  IMinister  des  Innern  zusammen  die  Ernennung 
des  K  r  e  i  s  h  a  u  p  t  m  a  n  n  e  s,  er  allein  bestätigt  die  Wahl  des 
K  r  e  i  s  o  b  m  a  n  n  e  s.  Er  hätte  die  M  i  t  f  e  r  t  i  g  u  n  g  a  1  1  e  r  E  r- 
n  e  n  n  u  n  g  e  n  von  Beamten,  welche  ein  unmittel- 
bares Imperium  über  N  a  t  i  o  n  s  z  u  g  e  h  ö  r  i  g  e  aus- 
üben, somit  des  K  r  e  i  s  h  a  u  p  t  m  a  n  n  e  s  und  aller 
höheren  Beamten  der  L  o  k  a  1  v  e  r  w  a  1  t  u  n  g  des  In- 
nern, der  Finanzen  und  der  erstinstanzlichen 
Rechtspflege;  ihm  \vären  auch  alle  k>nennungen  im  höheren 
Staatsdienst  und  bei  den  Zentralstellen  vorher  zu  notifizieren,  da- 
mit er  dabei  die  Rechte  der  Nation  auf  verhältnismässige  Berück- 
sichtigung   wahren    und    im   Kronrat  (§  40)    gegen    geflissentliche 
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Benachteiligung  Abhilfe  suchen  könne.  Auf  die  materielle  Seite 
der  Verwaltung  hätte  er  keinerlei  Einfluss.«  Bei  der  nicht  geringen 
Gefahr  zahlreicher  Friktionen,  welche  mit  dieser  Zuständigkeit  der 
nationalen  »Staatssekretäre«  verknüpft  sein  würden,  wäre  wohl 
grosse  Vorsicht  bei  der    ersten  Anwendung  des  Instituts  geboten. 

Den  Schlussstein  der  politisch  und  national  polarisierten  Ge- 
samtverfassung würde  für  das  ganze  Reich  das  Gesamt  m  in  i- 
sterium,  für  die  weiteren  Verbände  oder  »Kreise«  Springers 
der   »K  r  e  i  s  h  a  u  p  t  m  a  n  n«  bilden. 

Letzteren  denkt  sich  der  Verfasser  konkret  so:  ;>Es  bleibt 
Selbstverwaltung  trotz  der  Eingliederung  in  die  Staats- 
verwaltung. Denn  der  K  r  e  i  s  h  a  u  p  t  m  a  n  n  selbst,  der  von  sich 
sagen  kann :  »»D  er  Staat  im  Kreise,  das  bin  ich««,  ist 
ein  Selbstverwaltungsorgan.  Wohl  ist  er  nicht  gewählt,  er  ist  auch 
nicht  Laienfunktionär,  er  steht  im  Status  des  Staatsbeamten  ,  er 
kann  noch  dazu  ad  mit  um  des  Ministeriums  entfernt  werden.  Seine 
Bestellung  aber  erfolgt  nicht  nach  dem  Belieben  des  Ministeriums. 
Gerade  bei  dieser  überragenden  Stellung  im  Kreis,  muss  er  von 
vorneherein  das  Vertrauen  beider  Nationen  besitzen.  Und  die 
Garantien  hiefür  sind  dieselben ,  die  wir  für  alle  Organe  im  ge- 
mischtsprachigen Gebiete  in  Vorschlag  bringen.  Der  Kaiser  er- 
nennt ihn  auf  Antrag  des  Ministers  des  Innern,  aber  die  Kontra- 
signatur des  Ministers  reicht  nicht  aus.  Die  Ernennung  ist  von 
den  höchsten  Verwaltungsfunktionären  beider  Nationen,  den  natio- 
nalen Staatssekretären  (§  35)  mitzufertigen ,  sie  ist  also  das  Er- 
gebnis eines  Kompromisses  derjenigen  Faktoren,  die  an  der  Ver- 
waltung des  Kreises  mitinteressiert  sind,  der  Staatsgewalt  und  der 
beiden  Nationen,  sowohl  in  einem  Ausgleich  von  Nation  zu  Nation, 
wie  von  Staat  und  Nation.  Der  K  r  e  i  s  h  a  u  p  t  m  a  n  n  ver- 
körpert also  in  sich  die  gesamtstaatliche  Union 
und  zugleich  die  territoriale  und  nationale  Au- 
tonomie. Sein  Stellvertreter  aber  ist  reines  Staatsorgan,  welches 
vom  Ministerium  allein  ernannt  und  ihm  allein  verantwortlich  ist.« 

Mit  den  bisher  angeführten  Vorschlägen  für  eine  künftige  Na- 
tional- und  Territorialorganisation  des  vielsprachigen  Reiches  mag 
sämtlichen  Nationalitäten  ihre  geistige  Individualität,  dem  Staate 
die  aus  dem  Nationenfrieden  entspringende  politische  Kraft  noch 
so  sehr  gesichert  werden,  so  erhebt  sich  doch  noch  die  Frage, 
wie  der  ganze  amtliche  V  e  r  k  e  h  r  der  nationalen  und  der  po- 
litischen   Organe  —  in    ihrem    Doppelverhältnis    der     Nebenord- 
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nung  und  der  Ueberordnung  —  friedlich  geregelt  werden  kann. 
Es  ist  die  Amtssprache,  welche  bisher  den  Hauptstein  des 
Anstosses  gebildet  hat.  Diesen  Stein  muss  ein  praktischer  Frie- 
densvorschlag wegzuwälzen  verstehen. 

Nun  scheint  gerade  diejenige  Nationalitäts-  und  Territorial- 
organisation, welche  Springer  im  Schilde  führt,  unausweichlich 
die  Forderung  zu  ergeben,  dass  im  politischen  Aemterorga- 
nismus  der  mehrsprachigen  Kronländer  und  der  Reichszentral- 
ämter nur  m  C'  h  r  s  p  r  a  c  h  i  g  e  B  e  a  m  t  e  V  e  r  w  e  n  d  u  n  g  fin- 
den können,  damit  jeder  Oesterreicher  nicht  bloss  bei  seiner 
Nationskörperschaft  als  Nationaler  ,  sondern  auch  bei  jeder  po- 
litischen Stelle  als  Staatsbürger  in  seiner  Sprache  vernommen  und 
verbeschieden  werden  könne.  Ebenso  scheint  es  geboten  zu  sein, 
dass  im  inneren  Verkehr  der  nationalen  mit  den  politischen  Aemtern 
und  umgekehrt  sämtliche  Beamte  einander  verstehen,  also  mehrerer 
Sprachen  mächtig  seien;  wer  ein  Amt  sucht  und  annimmt,  müsste 
der  zwei  oder  drei  Landessprachen  mächtig  sein. 

So  scheint  es!  Darum  ist  man  einigermassen  überrascht  zu 
finden,  dass  Springer  die  Anforderung  der  M  e  h  r  s  p  r  a  c  h  i  g- 
k  e  i  t  der  Beamten  auch  für  Aemter ,  welche  in  sprachlich 
gemischten  Ländern  und  Bezirken  obrigkeitlich  mit  dem  Volke 
sich  berühren,  nicht  verlangt. 

Es  geschieht  offenbar  nicht  aus  Nachgiebigkeit  gegen  irgend- 
welchen nationalistischen  »Krakeel«  der  Leute,  welche  eine  De- 
gradation ihrer  »höheren«  Nationalität  darin  erblicken  ,  dass  die 
der  letzteren  angehörigen  Beamten  sich  dazu  hergeben  sollen,  die 
Sprache  der  weniger  zahlreichen,  weniger  gebildeten  Nation  zu 
verstehen.  Auf  diesen  Hochmut  der  sich  vornehm  dünkenden 
Nationalität  ist  ja  schon  darum  kein  Wert  zu  legen,  weil  offenbar 
die  überlegene  Nation  selbst  dadurch  einflussreicher  wird ,  dass 
die  aus  ihr  hervorgehenden  Beamten  eine  zweite  und  dritte  Lan- 
dessprache verstehen ;  je  weniger  eine  Nationalität  mehrsprachige 
Beamte  stellt,  desto  weniger  besetzt  sie  öftentliche  Stellen  mit 
den  Ihrigen.  Dagegen  der  Zwang  gegen  die  Mittelschulen  der  »in- 
ferioren« Nationalität  dafür,  die  herrschende  Sprache  zu  lehren, 
verstärkt  diese  Nationalität;  der  Einfluss  der  Czechen,  der  Polen, 
der  Slovenen,  der  Italiener  u.  s.  w.  beruht  nicht  am  mindesten 
darauf,  dass  sie  mehr  oder  weniger  gut  deutsch  redende  Beamte 
stellen  und  es  geht  wie  in  der  grossen  Welt  beim  deutschen  oder 
jüdischen  gegenüber  dem  französischen  oder  englischen  Geschäfts- 
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reisenden,  dass  sie  nicht  trotz,  sondern  wegen  der  Mehrsprachig- 
keit ihre  Nation  zu  verstärkter  Geltung  bringen. 

Spt'inger  wird  wohl  die  letztere  Auffassung  nicht  ablehnen. 
Er  hält  jedoch  die  Forderung  der  Mehrsprachigkeit  der  Beamten 
nicht  für  geboten ,  eigentlich  auch  für  eine  »nichtssagende  Kon- 
zession« ;  sie  sei  das  »Um  und  Auf«  der  »bisherigen«  Nationalitäten- 
politik, »infolge  ihrer  absoluten  Nichtigkeit  gerade  gut  genug,  der 
bureaukratischen  Kaste  aller  Nationen  zum  Ausgangspunkt  einer 
versteckten  Vorherrschaftspolitik  zu  dienen  und  den  inneren  Frie- 
den im  höchsten   Grade  zu  gefährden.  < 

Springer  vertraut  auf  den  folgenden  Amtssprachen-Vorschlag 
als  den  zugleich  einfacheren  und  wirksameren:  vDer  nationalen 
Idee  entspricht  allein  der  Modus,  der  Nation  selbst,  das  ist  ihren 
Vertretungsorganen  oder  dem  nationalen  Staatssekre- 
tär, einen  geordneten  E  i  n  f  1  u  s  s  a  u  f  d  i  e  A  e  m  t  e  r  - 
besetzung  zuzugestehen.  Das  allein  ist  ein  rechtlicher, 
ordnungsgemässer  Weg,  er  ist  nicht  revolutionär,  sondern  bloss 
der  heute  durchaus  übliche  aber  anarchische 
Vorgang  i  n  s  R  e  c  h  1 1  i  c  h  e  übersetzt,  er  ist  die  Ord- 
nung statt  der  Willkür  und  darum  auch  der  Friede  statt  des 
Streites.« 

Wenn  dieser  Weg  befolgt  werden  könnte,  so  dürfte  die  völ- 
lige Ausschaltung  der  formellen  Beamten-Mehrsprachigkeit 
immerhin  den  grossen  Vorzug  haben,  eingerostete  Vorurteile  zu 
schonen.  T  h  a  t  s  ä  c  h  1  i  c  h  aber  würde  die  Zentralregierung  doch 
daran  das  Interesse  behalten,  dass  möglichst  viele  Beamte  meh- 
rerer Sprachen  kundig  seien ;  denn  schon  die  Anstellungsfriktio- 
nen zwischen  Zentral-  und  Landsmann-Ministern  würden  damit  an 
Reibungsfläche  verlieren.  Springer  mag  also  Recht  haben ,  die 
Mehrsprachigkeit  aller  Staatsbeamten  in  gemischten  Gebieten 
und  in  den  Reichszentralstellen  nicht  zu  fordern.  Er  bemerkt 
(S.  235):  »Nur  die  Lokalverwaltung  steht  im  unmittelbaren  Kon- 
takte mit  der  Bevölkerung.  Die  Kreisämter  sind  die  Punkte,  an 
denen  die  gesamtstaatliche  Verwaltung  sich  umsetzt  in  lokale  und 
nationale,  wo  die  Vermittlungssprache  übergeht  in  die  landesüb- 
lichen Sprachen,  wo  der  Staat  selbst  national  wird  :  die  Kontakt- 
punkte zwischen  Staat  und  Gesellschaft.  Oberhalb  des  Kreisamtes 
ist  der  Staat  in  seiner  eigenen  Sphäre,  in  dieser  bestimmt  er  die 
Sprache  rein  nach  technischem,  administrati\em  Bedürfnis,  und 
diese  Regelung    vermag    niemals  zur   nationalen  Beeinträchtigung 
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ZU  führen ,  weil  es  sich  hier  um  Vorgänge  innerhalb  der 
Amts  m  a  u  e  r  n  handelt  und  an  den  Beamten  stellen  des 
ganzen  u  n  u  n  t  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  e  n  Staatsgebietes  alle 
Nationen  verhältnismässig  teilnehmen.  Die  Sprache 
kann  hier  niemals  Streitobjekt  werden,  weil  an  deren  Beherrschung 
oder  Nichtbeherrschung  keinerlei  Vorteile  und  Nachteile  geknüpft 
sind,  weil  sie  allein  als  das,  wozu  sie  uns  Menschen  geworden,  als 
Verständigungsmittel  dient.  Wo  aber  die  Partei 
selbst  in  den  oberen  Instanzen  erscheint,  dort  steht  ihr  der 
nationale  Staatssekretär,  bezw.  der  von  ihm  bestellte  Funktionär 
als  nationales  Rechtsschutzorgan  zur  Seite,  es  ist  Sache  der  N  a- 
t  i  o  n ,  den  Angehörigen  eine  Vertretung  beizugeben  ,  wenn  und 
wo  sie  es  für  nötig  hält.  Es  steht  ihr  also  frei,  Dolmetsch  er 
bei  jedem  Amte  zu  bestellen,  und  für  deren  Inanspruchnahme 
Gebühren  einzuheben,  es  besteht  auch  kein  Hindernis  für  den 
Staat,  die  Kosten  zu  übernehmen.  Wie  sich  die  Menschen  draussen 
im  Leben  verstehen  und  verständigen,  werden  sie  es  im  Amte 
thun,  wenn  sich  an  den  Gebrauch  der  Sprache  nicht  mehr  Herr- 
schaftshoftnungen  und  Furcht  vor  Unterdrückung  knüpfen.« 

Damit  ist  das  Wesentliche  eines  Vorschlages  gegeben  ,  wel- 
cher staatswissenschaftlich  bedeutsam  bleiben  wird ,  auch  wenn 
ihn  die  professionelle  Nationalitätenhetze  für  Oesterreich  nicht 
wird  zur  Verwirklichung  gelangen  lassen.  Unser  Verfasser  hat 
—  das  wird  ihm  niemand  bestreiten  können  —  einen  grossen  Ge- 
danken vollständig  ausgedacht.  Von  den  denkbaren  Wegen  zur 
Erlösung  Oesterreichs  vom  Nationalitätenstreit,  insbesondere  vom 
deutsch-  und  czechoböhmischen  Hader  will  dem  Referenten  un- 
massgeblich derjenige  Springe}''?,  als  der  einfachste ,  durchgrei- 
fendste, sicherste  und  gefahrloseste  erscheinen.  Grosses  käme  mit 
seinem  Durchdringen  in  Frage.  M.  E.  ist  es  richtig,  was  Springer 
sagt  (S.  208) :  »Das  Gesetz  hat  nicht  die  Aufgabe,  die  Expansions- 
politik zu  verbieten  oder  zu  verhindern,  seine  ganze  Mission  be- 
steht in  der  Ausschliessung  unlauterer  Mittel,  in  der  Vereitelung 
jeder  Expansion  auf  fremde  Kosten  und  mit  fremden  Mitteln,  in 
der  Befreiung  des  gemeinsamen  Staatsschatzes  vom  Zugriffe  des 
Nationalismus.  Was  jede  Nation  mit  ihren  Mitteln  ausrichtet,  das 
mag  sie  mit  gutem  Gewissen  anstreben  und  behalten.  Den 
Wettstreit  der  Nationen  völlig  aus  der  Welt  zu 
schaffen,   vermöchte  kein  Herrgott  und  vermag 


Ein  bedeutsamer  Vorschlag  zur  Schlichtung  etc.  Th^ 

auch  das  Recht  nicht.  Aber  dieses  kann  verhindern,  dass 
der  Staat  in  Mitleidenschaft  gezogen  werde.  Alle  acht  Nationen  Zis- 
leithaniens,  ja  die  ganze  Monarchie  ist  durch  die  böhmische  Frage 
in  ihrer  Entwicklung  bereits  Jahrzehnte  zurückgehalten  ;  Alle  lei- 
den um  Zweier  willen  und  diese  Zwei  gewinnen  nichts.  Es  han- 
delt sich  nur  darum ,  den  Wettstreit  der  Nationen  in  geordnete 
Bahnen  zu  leiten ,  ihn  auf  den  Rechtsboden  zu  führen  ,  den  bru- 
talen Kampf  in  friedlichen  Wetteifer  zu  verwandeln ,  das  Duell 
zum  Prozess  ,  das  Faustrecht  zum  bürgerlichen  Recht  weiter  zu 
entwickeln ,  d  e  n  K  a  m  p  f  d  e  r  N  a  t  i  o  n  e  n  u  m  d  e  n  S  t  a  a  t 
z  u  r  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z  d  e  r  N  a  t  i  o  n  e  n  i  m  S  t  a  a  t  e  umzu- 
bilden. Durch  diese  V  e  r  r  e  c  h  1 1  i  c  h  u  n  g  des  nationalen 
Wettstreits  gewinnt  und  verliert  keine  Nation,  sie 
giebt  und  nimmt  nicht,  sie  fördert  und  hindert  nicht.  Nicht  zu 
Gunsten  der  Deutschen,  noch  zu  Gunsten  der  Czechen  lässt  sich 
das  System  der  nationalen  Autonomie  deuten,  es  lässt  alle  Dinge 
in  ihrer  Verhältnismässigkeit  bestehen,  hebt  sie  aber  miteinander 
um  eine  Stufe  höher,  rückt  sie  aus  der  Tiefe  des  blinden  rohen 
Wütens  empor  in  die  Rechtssphäre,  aus  dem  Reich  der  Anarchie 
in  das  Reich  der  Organisation.  Durch  diese  Zivilisierung  verlieren 
diejenigen  K  1  i  q  u  e  n  jeder  Nation,  welche  aus 
dem  nationalen  Faust  recht  einen  bürgerlichen 
oder  politischen  E  r  vv  e  r  b  gemacht  haben,  die  gros- 
sen Massen  der  Nation  können  nur  gewinnen.«  Das  allgemeine 
Wahlrecht  könne  nur  für  den  Frieden  im  Reiche  wirken.  »Der 
Wert  des  allgemeinen  Wahlrechts  liegt  nicht  auf  der  nationalen 
Seite:  sonst  hätte  es  gerade  unser  hypernationales  Parlament  ver- 
langen müssen  —  er  liegt  vielmehr  auf  der  staatlichen  Seite : 
der  Staat  bedarf  seiner,  um  aus  dem  bellum  oviniuni  contra  oinnes  sich 
selbst  und  seine  Machtfülle  zu  retten.  Denn  es  ist  das  ein- 
zige verlässliche  Organ  der  Staatseinheit.« 

Dem  skizzierten  Vorschlage  werden  freilich  hergebrachte  Voi"- 
urteile ,  nationaler  Hochmut ,  Parteileidenschaft ,  die  Sorge  aller 
derjenigen,  welche  durch  den  Nationalitätenhader  ein  unnatürliches 
Uebergewicht  fristen,  lebhaft  entgegentreten  :  unser  Verfasser  wird 
es  am  wenigsten  sein  ,  der  sich  das  verbergen  möchte.  Wn- 
möchten  daher  fragen ,  ob  denn  der  ganze  Vorschlag  auf  einen 
einzigen  Schlag  verwirklicht  werden  ,  das  Ganze  auf  einmal  aus 
der  Pistole  geschossen  werden  müsste.  Nach  unserem  Dafür- 
halten ist  das  nicht  der  Fall.     Als  der  einzige  schwer  überwindliche 
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Widerstand ,  der  dem  Gedanken  Spt'inger's  entgegentreten  wird, 
ist  wohl  die  konservativ  grossbesitzliche  Gegnerschaft  der  Grund- 
aristokratie und  des  Grosskapitals  zu  vermuten.  Dieser  Wider- 
stand wird  dann  zu  besiegen  sein,  wenn  die  Demokratisierung 
auch  der  politischen  (anationalen)  Verwaltung  wenigstens  für  die 
grösseren  Verbände  einer  weiteren  Erfahrung  und  schrittweisen 
Entwickelung  vorbehalten  würde.  Ein  Ausdemärmelschütteln  des 
ganzen  Sprmger  sehen  Projektes  thäte  nicht  not.  Nichts  stünde 
im  Wege,  vorläufig  nur  den  Kern  des  Vorschlages  in  fruchtbares 
Erdreich  zu  stecken,  um  ihn  darin  sich  allmählich  auswachsen  zu 
zu  lassen.  Als  Kern  ist  die  Bildung  nationalgenossenschaftlicher 
Aussonderung  des  Schul-,  zunächst  des  Volksschulwesens  auf 
Grund  des  »Personalitätsprinzips«  oder  der  nationalen  Selbstim- 
matrikulierung  anzusehen.  Mit  dieser  Aussonderung  können  auch 
Gegner  der  Einführung  des  allgemeinen  Wahlrechtes,  wenn  dieses 
für  die  politisch-kommunalen,  die  einwohnerschaftlichen  Verbände, 
nicht  verlangt  wird,  sich  wohl  befreunden  ;  denn  auch  sie  haben  das- 
selbe nationale  Interesse,  wie  der  geringste  andere  Familienvater 
ihrer  Nationalität,  und  ein  besserer  Weg,  der  politisch-kommu- 
nalen Majorisierung  in  Sprach-  und  Schulsachen  zu  entgehen,  ist 
nicht  nachgewiesen.  Gegen  eine  etwa  befürchtete  Ueberbürdung 
der  reichen  Nationsangehörigen  könnten  zureichende  Schutzdämme 
aufgeworfen  werden  und  solange  aufgeworfen  bleiben,  bis  die  In- 
stitution als  ungefährlich  erwiesen  ist.  Unter  dieser  Voraussetzung 
hätten  auch  die  grossbesitzlichen  Klassen  das  grösste  Interesse, 
dass  der  Sprachenfriede  vollständig  und  dauernd  gewonnen  werde. 
Von  der  böhmischen  Aristokratie,  den  czechischen  und  den  »ver- 
fassungstreuen« Deutschen,  wird  man  bei  überlegtem  Vorgehen 
vielleicht  doch  nicht  voraus  eine  Absage  zu  befürchten  haben ; 
an  der  Gesinnung  dieser  Kreise  für  den  Frieden,  der  ernährt,  und 
gegen  den  Unfrieden,  der  verzehrt,  darf  man  nicht  voraus  zwei- 
feln und  einem  Aufruf  der  Krone  an  den  Reichspatriotismus  aller 
Konservativen  würde  schwerlich  ein  unüberwindlicher  Widerstand 
entgegentreten,  wofern  das  nationalmatrikulare  allgemeine  Stimm- 
recht sich  bis  auf  weiteres  nur  auf  die  Konstituierung  der  Na- 
tionsgenossenschaften erstrecken  würde.  Der  dritte  Hauptträger 
des  Konservatismus,  die  katholische  Kirche,  müsste  bei  ruhigem 
Besinnen  denn  doch  für  einen  Vorschlag  sich  gewinnen  lassen 
können,  dessen  Verwirklichung  durch  Befriedigung  des  nationalen 
Selbstgefühls  aller  ihrer  Bekenner  jede  aus  nationaler  Unzufriedenheit 
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sei  es  nach  Russland,  sei  es  nach  München  oder  Berlin  hin- 
ziehende  »Los  von  Oesterreich ! «-Bewegung  ersticken  müsste. 

Starke  Widerstände  wären  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  von 
den  österreichischen  Polen  und  den  Ungarn  zu  erwarten.  Die 
einen  haben  in  Cisleithanien,  die  andern  über  die  ganze  habsbur- 
gische  Monarchie  eine  politische  Uebermacht  erlangt,  welche  über 
das  Verhältnis  ihrer  Leistung  für  den  cisleithanischen  Staat  und 
die  Gesamtmonarchie  weit  hinausgeht.  Diese  unverhältnismässige 
Macht  ist  jedoch  offen  ersichtlich  ein  durchaus  pathologisches  Pro- 
dukt, die  Folge  der  seit  Jahrzehnten  fortschleichenden  cisleithani- 
schen Staatskrankheit  des  böhmischen  Nationalitätenstreits.  Die  dop- 
pelte Uebermachtsstellung  würde  von  selbst  entfallen ,  wenn  die 
Versöhnung  der  Deutsch-  und  der  Czechoböhmen  endlich  gelänge. 
Gerade  darum  wird  man  sie  nicht  gelingen  lassen  wollen.  Ein  Recht, 
die  Versöhnung  zu  verbieten,  hätten  jedoch  weder  die  Polen,  noch 
die  Ungarn,  und  —  wofern  die  Krone  sich  nicht  vergewaltigen 
lässt  —  hätten  sie  dazu  auch  nicht  die  Macht.  Den  Polen  Gali- 
ziens  würde  völlig  verbleiben ,  was  ihr  Recht  nach  dem  verfas- 
sungsmässig verbürgten  Prinzip  der  nationalen  Gleichberechtigung 
ist  und  sie  hätten  lediglich  zu  zeigen,  dass  sie  den  Ruthenen  in 
Oesterreich  das  gewähren  wollen,  was  die  Polen  in  Preussen  von 
den  Reichsdeutschen  verlangen.  Sehr  praktisch  ist  der  Springer - 
sehe  Vorschlag  gegen  Hintertreibungsversuche  von  Ungarn  aus. 
Springer  lässt  das  Verhältnis  Cisleithaniens  zu  Ungarn  völlig  un- 
berührt und  enthält  sich  jeder  Einmischung  in  das  ungarische  Staats- 
leben, welches  für  sich  —  ohne  jede  Einmischung  von  Wien  aus  — 
sich  noch  zentralistischer  zu  magyarisieren  oder  den  Cisleithaniern 
eine  versöhnende  Nationalitätspolitik  nachzumachen  völlig  freie 
Bahn  behielte.  Springer  selbst  hält  es  für  gar  nicht  absehbar,  dass 
die  durch  Beust-Deak  1867  herbeigeführte  Zweiteilung  der  Mo- 
narchie rückgängig  werden  könne. 

Allen  acht  Nationalitäten  würde  nur  die  ihnen  im  Staats- 
grundgesetz verbriefte  Gleichberechtigung  ihrer  Nationalität  end- 
lich auch  wirklich  zu  Teil  werden.  Die  sieben  nichtdeutschen  Na- 
tionalitäten erhielten  das ,  was  sie  längst  gefordert  haben ,  und 
auch  der  Deutsch-Oester  reich  er  das ,  was  er  so  lebhaft 
wünscht,  die  organisierte  deutsche  » G  e  s  a  m  t  b  ü  r  g  - 
Schaft«.  Die  Deutschen  mit  ihrem  starken  sprachlichen  und 
volkswirtschaftlichen  Rückhalt  an  den  sechszig  Millionen  Reichs- 
deutschen könnte  bei  vollem  Verzicht  auf  Gewalt-Germanisierung, 
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welche  von  der  Schule  und  Amtsstube  aus  ja  doch  nicht  gelingen 
kann,  gewiss  nur  gewinnen.  Je  weniger  ihre  Sprache  sich  aufzu- 
drängen suchen  wird,  desto  eher  wird  sie  wegen  der  Verkehrs- 
vorteile freiwillig  angenommen  werden. 

Das  Deutsche  Reich  endlich  kann  nur  wünschen  ,  mit  einem 
national  befriedeten  Oesterreich  sich  im  Bunde  zu  befinden  und 
sich  auch  von  der  fernsten  Gefahr  jener  Konflagrationen  befreit 
zu  sehen,  welche  beim  wirklichen  Eintritt  der  prophezeiten  Auf- 
lösung Oesterreichs  einen  zweiten  dreissigjährigen  Krieg  im  Her- 
zen Europas  herbeizuführen   drohen   würden. 
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Ein  neuer  Beitrag  zur  Lösung  des  Zinsproblems. 

Cassel,   G.,  Das  Recht  auf  den  vollen   Arbeitsertrag.    Eine  Einführung  in   die  theore- 
tische Oekonomie.    Göttingen,   Vandenhoeck  u.   Ruprecht,   1900. 

Der  H.  Verfasser  der  Schrift ,  welche  zu  dieser  Miszelle  den  An- 
lass  giebt,  ist  ein  Skandinavier,  welchem  die  Loren'sche  Stiftung  einen 
zweijährigen  Studienaufenthalt  in  Deutschland  ermöglicht  hat.  In  dieser 
Monographie  hat  der  dem  Lesekreis  der  Tüb.  Zeitschrift  bereits  be- 
kannte Schriftsteller  das  Hauptergebnis  eindringender  Studien  über 
eines  der  umstrittensten  Probleme  der  politischen  Oekonomie,  das  Z  ins- 
p  r  o  b  1  e  m  ,  niedergelegt.  Die  Schrift  zeugt  von  voller  Beherrschung 
der  zugehörigen  Dogmengeschichte,  ist  von  grosser  Klarheit,  besitzt 
eine  sehr  gefällige  Darstellung  und  gelangt  zu  wirklich  beachtens- 
werten Ergebnissen. 

Cassel  geht  von  der  Ueberzeugung  aus,  welche  durch  die  verdienst- 
volle Kritik  der  bisherigen  Kapitalstheorien  durch  Böhm-Bawerck  weit- 
hin Verbreitung  gewonnen  hat  und  dahin  geht,  dass  eine  positive,  er- 
schöpfende Theorie  des  Zinses  in  der  Hauptsache  erst  zu  begründen  sei. 
Er  will  hiezu  einen  Beitrag  geben,  und  es  ist  ein  durchaus  selbständiger, 
tief  durchdachter  Beitrag,  welchen   Cassel  liefert. 

Allerdings  ein  Beitrag!  Cassel  berühmt  sich  nicht,  »das  grosse  Ge- 
bäude einer  zusammenhängenden  einheitlichen  und  vollständigen  Zins- 
theorie« errichtet  zu  haben  (S.  141).  Er  verwirft  auch  nicht  die  älteren 
Zinstheorien,  deren  jede  ein  Stück  des  grossen  Problems  erkläre.  Der 
Verfasser  will  nur  »gewisse  G  r  u  n  d  -  E  1  e  m  e  n  t  e  für  eine  eigent- 
liche Z  i  n  s  t  h  e  o  r  i  ec  festlegen,  der  »zentrale  n  Aufgab  e  d  e  r 
Z  i  n  s  t  h  e  o  r  i  e  <c  nahe  kommen,  der  Beantwortung  der  Frage, 
w  a  r  u  m  immer  ein  Aufgeld,  Agio,  Zins  sich  herausbildet. 
»Giebt    es    bestimmte    konstante    Ursachen,    die    auf 

Zeilschrift    für   die   ges.   Staatswissensch.     1902.   4.  ^.J 
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eine  solclie  Gestaltung  des  Marktes  beständig  hin- 
wirken? Und  welches  sind  diese  Ursachen?«  Cassel 
bejaht,  dass  es  solche  Ursachen  giebt  und  bezeichnet  sie  positiv. 

CasseV?,  Schrift  erklärt  das  beharrliche,  notwendige,  jeder  Art  der 
Organisation  der  Volkswirtschaft  anhaftende  Auftreten  der  Kapitalrente 
im  Ganzen  allerdings  anders  als  es  durch  Böhm-Baiuerck  mit  der  Grund- 
idee der  mit  Ertragssteigerung  verbundenen  »Verlängerung  des  Pro- 
duktionsumweges« geschieht.  Allein  darin  trifft  er  mit  dem  hervor- 
ragenden österr.  Oekonomisten  zusammen,  dass  die  Zahlung  von  Zins 
eine  selbständige  und  aller  Volkswirtschaft  immanente  Thatsache  sei. 
Er  wird  vermutlich  so  wenig  wie  Böhvi-Bawerck'^)  leugnen,  dass  be- 
stimmte Zinsbeträge  nicht  auch  durch  Wucher  und  Ausbeutung  mit- 
bewirkt sein  können,  aber  jene  reine  Ausbeutungstheorie,  welche  die 
Kapitalrente  ganz  als  Arbeits-Mehrwertsaneignung,  als  Produkt  der  Auf- 
und  Aussaugung  durch  den  »Kapitalschwamm«,  als  Folge  wirtschaft- 
licher Uebermacht  des  Kapitals  im  Einkommensverteilungskampfe  er- 
klärt, lässt  auch  dieser  Autor  nicht  gelten.  Der  reine,  von  allen 
Z  u  t  h  a  t  e  n  f  r  e  i  e  K  e  r  n  d  e  r  K  a  p  i  t  a  1  r  e  n  t  e  sei  eben  nicht 
Ausbeutung,  sondern  p  r  e  i  s  g  e  s  e  t  z  1  i  c  h  unvermeidliches 
Opfer  für  die  E  r  m  ö  g  1  i  c  h  u  n  g  des  ^■  o  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  - 
liehen  Fortschritts.  Der  Fortschritt  sei  mit  absoluter  Notwen- 
digkeit daran  gebunden  ,  aus  dem  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  e  r  t  r  a  g  der 
vorausgegangenen  Perioden  einen  T  e  i  1  f  ü  r  unauf- 
hörliche K  a  p  i  t  a  1  V  e  r  m  e  h  r  u  n  g  zu  verwenden,  also  v  o  m 
E  i  n  k  o  m  m  e  n  d  er  A  r  b  e  i  t  e  r  j  e  d  e  r  V  o  r  p  e  r  i  o  d  e  nach  Be- 
darf bestimmte  Teile  e  i  n  z  u  b  e  h  a  1 1  e  n  ,  indem  man 
entweder  im  Lohne  nicht  so  viel  an  Einkommen  zurück- 
gebe ,  als  es  der  Fall  sein  könnte ,  wenn  man  das  ganze  Produkt  der 
Vorperiode  nur  dem  Konsum  zuzuführen  hätte,  oder  indem  man  die 
Preise  der  verzehrbaren  Güter  so  hoch  über  den  stattgehabten  Produk- 
tionskosten ansetze,  um  die  zur  fortschreitenden  Kapitalbildung  erforder- 
lichen Rücklagen  verfügbar  zu  machen.  Das  dürfte,  wenn  wir  Casscl 
richtig  verstehen,  der  Gedanke  sein,  welcher  als  »  p  o  s  i  t  v  e  «  Kapitals- 
theorie zur  Geltung  gebracht  werden  will. 

Cassel  bedient  sich  für  seine  Beweisführung  einer  wie  dem  Referenten 
scheinen  will,  sehr  glücklichen  Methode.  Er  sucht  seinen  eigentlichen 
Zweck,  an  den  »Kern  des  Zinsphänomens«  (S.  157)  heranzukommen, 
dadurch  zu  erreichen,  dass  er  die  Frage  aufwirft  und  beantwortet :  ob 
selbst  bei  der  d  e  n  k  b  a  r  v  e  r  s  t  ä  n  d  i  g  s  t  e  n  und  k  1  a  r  s  t  e  n  K  o  n- 
s  t  r  u  k  t  i  o  n  einer  sozialistischen  Gesellschaft,  wel- 
che recht  eigentlich  auf  die  Verwirklichung  des  »Rechts  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag«,  auf  die  abzugsfreie  Vergütung  jeder  Arbeitsleistung  durch 
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ihren  ganzen,  vollen,  genauen  Ertrag  ausgeklügelt  worden  ist,  —  der 
volle  Ertrag  anders  als  unter  der  einzigen  (nie  zutref- 
fendem ^'  o  r  a  u  s  s  e  t  z  u  n  g  eines  f  o  r  t  s  c  h  r  i  1 1 1  o  s  e  n  B  e  - 
h  a  r  r  u  n  g  s  z  u  s  t  a  n  d  e  s  als  verwirklichbar  gedacht  werden  könne. 
Die  betreffende  Wirtschaftsverfassung  sei  diejenige,  welche  Rodbertus 
konstruiert  habe,  eine  Ordnung,  bei  welcher  alle  Arbeitsleistungen  auf 
Zeit  reduziert  und  danach  mit  Arbeitsgeld  abgefunden  werden  und  wo 
die  Summe  des  ausgegebenen  Arbeitsgeldes  jeder  Periode  dem  Werte 
des  ganzen  zur  Verteilung  kommenden  Produktionsertrages  dieser  Pe- 
riode gleich  käme,  so  dass  in  Jedermann's  Bezüge  Jedermann's  Arbeits- 
ertrag zur  vollen  Vergütung  gelangen  könnte. 

Cassel  erkennt  vorbehaltlos  an ,  dass  die  Rodbertusgesellschaft, 
solange  sie  im  B  e  h  a  r  r  u  n  g  s  z  u  s  t  a  n  d  wäre,  den  periodi- 
schen Ertrag  der  Arbeiter  zusammen,  der  Arbeiterschaft  im  Gan- 
zen durch  Gewährung  öffentlicher  und  privater  Nützlichkeiten  voll  vergü- 
ten könnte,  die  Möglichkeit  der  freilich  unmöglichen  Reduktion  ganz 
verschiedenartiger  Arbeitsleistungen  auf  gleiches  Arbeitszeitmass  voraus- 
gesetzt. Diese  Annahme  der  Realisierbarkeit  des  Rechtes  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag  im  Falle  des  Beharrungszustandes  kommt  gedanklich 
der  Idee  der  Vergütung  des  vollen  Arbeitsertrages,  d.  h.  der  vollen 
Negation  von  Abzügen  für  Kapitalbildung  oder  sog.  Mehrwertsaneig- 
nung in  irgend  welcher  Form  offenbar  so  weit  entgegen,  als  es  nur 
möglich  ist.  Cassel  giebt  hienach  zu  :  In  vollkommen  stationärem  Zu- 
stande wird  Periode  um  Periode  der  Gütervvert,  worauf  in  Arbeitgeld- 
scheinen die  Anweisungen  gegeben  werden,  mit  den  Arbeitskosten  sich 
genau  decken  und  die  Liquidation  könnte  immerfort  so  erfolgen,  dass 
wenigstens  die  Arbeiterschaft  im  Ganzen  —  in  privaten  und  in  öffent- 
lichen Genüssen  —  ihren  vollen  Arbeitsertrag,  ihren  vollen  »Verdienst« 
beziehen  würde;  »die  sozialistische  Gesellschaft  im  Beharrungszustand 
produziert  nämlich  (nach  Rodbertus  schtx  Konstruktion)  in  jedem  Augen- 
blick alle  die  Nützlichkeiten  ,  die  sie  augenblicklich  zur  Unterhaltung 
ihrer  Mitglieder  nötig  hat,  immer  werden  neue  Verbrauchsgegenstände 
genussreif,  immer  geben  die  dauernden  Genussgüter  neue  Nutzungen 
ab,  die  Produktion  hat  keinen  Anfang  und  kein  Ende,  sie  wird  stetig 
und  in  absoluter  Gleichmässigkeit  fortgesetzt.  <; 

Wie  aber,  wenn  die  Gesellschaft  nichtim  Beharrungs- 
zustande sich  befindet?  Alsdann  sei  selbst  für  den  Rod- 
ii^^/'/^jT-Sozialismus  die  Negation  des  Rechtes  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag,  die  Vorwegnahme  von  Ertragsteilen, 
eine  Art  Mehrwertaneignung  öffentlicher  Art  ganz  unvermeidlich.  Jede 
fortschreitende  Gesellschaft,  auch  die  fortschreitende  Rodbertus- 
Gesellschaft  müsste,  darauf  konzentriert  sich  der  Beweis  von  Cassel, 
—  den  Arbeitern  am  Arbeitsertrag  Abzüge  unter  das 
Mass  der  abgeleisteten  Arbeitszeit    herab    oder  was 
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dasselbe  ist,  Aufschläge  im  Preise  der  angewiesenen  Güter 
über  den  sozialen  Arbeitskostenbetrag  hinaus  auferlegen.  W  a  r  u  m  r 
Weil  es  n  ö  t  i  g  w  ä  r  e  ,  einen  Teil  der  Arbeitsprodukte  der  Vor- 
perioden dem  Genüsse  zu  entziehen  und  zur  Vermehrung  des 
Kapitals  im  Masse  des  nie  aufhörenden  Fortschrittes 
immer  aufs  Neue  einzubehalten,  so  dass  auch  dann,  wenn  Ka- 
pitalisierungen in  erhöhtem  Ertrag  an  genussfertigen  Gütern  wieder 
hereingekommen  sind,  für  stets  neue  Fortschritte  neue  Ertragsteile  ein- 
zubehalten wären.  Die  fortschreitende  Rodbertus-  Gesellschaft 
wäre  unbedingt  genötigt ,  wie  die  kapitalistische  am  Lohne  ab-,  am 
Preise  aufzuschlagen.  Die  Notwendigkeit,  —  sei  es  unmittelbar,  sei  es 
mittelbar  —  den  Arbeitern  (Produzenten  der  letzten  Vorperioden),  — 
den  Ertrag  der  Arbeit  teilweise  vorzuenthalten ,  ist  also  nach  Cassel 
unvermeidlich  als  Folge  des  Fortschrittes  der  Volkswirtschaft, 
ein  unerlässliches  Postulat  der  Notwendigkeit  unaufhörlich  sich  er- 
neuernden Fortschritts  und  zunehmender  Kapitalisierung.  Daher  sei  die 
Kapitalrente  eine  absolute,  nicht  eine  historische  Funktion  der  Volks- 
wirtschaft. Im  Sozialistenstaat  müsste  ein  einheitlicher  Zentralbeitrag 
ganz  ebenso  vom  Ertrage  der  Vorperiode  einbehalten  werden,  das  durch 
die  fortdauernden  Kapitalrücklagen  sich  stets  erneuernde  »absolute  De- 
fizit« durch  Lohnabzug  und  Preisaufschlag  ebenso  auszugleichen  sein, 
wie  es  in  privatwirtschaftlicher  Weise  durch  Vorwegnahme  von  Kapi- 
talrente aus  dem  periodischen  Nationaleinkommen  bewirkt  werde  und 
anders  gar  nicht  bewirkt  werden  könne.  So  verschieden  der  Prozess 
der  praktischen  Negation  des  Rechts  auf  den  vollen  .Arbeitsertrag 
einerseits  im  zentral  geleiteten  Sozialismus,  andrerseits  im  privatwirt- 
schaftlich geleiteten  Kapitalismus  sich  gestalten  wird,  darin  wären  sich 
beide  gleich,  dass  hier  wie  dort  ein  »absolutes  Defizit«  entsteht.  Ohne 
Deckung  des  Defizits  durch  den  Zins  würde  die  soziale  Kapitalver- 
stärkung, also  der  Fortschritt  nicht  stattfinden  können.  Das  ist,  wenn 
Referent  richtig  versteht,  die  leitende  Grundauffassung  Casseh  und  da- 
mit glaubt  er  —  mir  scheint  nicht  mit  Ungrund  —  an  den  »Kern  des 
wirklichen  Zinsphänomens«  herangekommen  zu  sein. 

Ob  man  ftir  die  sozialistische  Form  des  Preisaufschlages  oder 
Lohnabzuges  die  Bezeichnung  Zins  gebrauchen  soll,  darüber  ist  hier 
nicht  zu  streiten.  Wenn  dem  Kerne  nach  der  Vorgang  in  beiden  Fällen 
derselbe  ist,  so  wird  die  Verallgemeinerung  des  Begriffes  Zins  zulässig 
erscheinen  müssen.  Doch  wird  auch  nicht  zu  bestreiten  sein,  dass  eben 
der  p  r  i  V  a  t  wirtschaftliche  Zinsennehmer  auch  im  Rodbertusstaat  nicht 
sein  könnte,  wie  ich  verschiedentlich  hervorgehoben  habe. 

Cassel  parallelisiert  die  Allgemeinheit  der  Spar-,  d.  h.  Ivapital- 
vorbehalts-Funktion  in  beiden  Gesellschaftszuständen ,  dem  sozialisti- 
schen und  dem  kapitalistischen  (S.  117)  näher  so:  »Das  Sparen 
ist,  volkswirtschaftlich  betrachtet,  i  m  m  e  r  n  u  r  eine 
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b  e  s  t  i  m  m  t  e  R  i  c  h  t  u  n  g  in  d  e  r  L  e  i  1  u  n  g  der  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t- 
1  i  c  h  e  n  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  ,  und  zwar  d  i  e  j  e  n  i  g  e  R  i  c  h  t  u  n  g  ,  die 
sich  mehr  der  Zukunft  zuwendet.  In  der  sozialistischen  Ge- 
sellschaft gestaltet  sich  der  Vorgang  am  einfachsten  ;  sie  bestimmt  durch 
ihre  zentralen  Organe  allein  die  Leitung  der  Produktion ;  wünscht  die 
Gesellschaft  in  grösserem  Umfange  ihr  Kapital  zu  vermehren,  so  braucht 
sie  dazu  nur  über  die  gesellschaftlichen  Arbeitskräfte  in  angemes- 
sener Weise  zu  verfügen.  Eine  unvermeidliche  Folge  ist  aber 
auch  die ,  dass  die  gegenwärtigen  Bedürfnisse  nicht  in  demselben 
Masse  wie  sonst  befriedigt  werden  können.  Die  Gesellschaft  muss  ein 
Agio  auf  die  verfügbaren  Nützlichkeiten  legen ,  dadurch  zwingt  sie 
ihre  Mitglieder  zur  Enthaltsamkeit,  und  zwar  in  dem 
Masse,  dass  die  verfügbaren  Nützlichkeiten  eben  ausreichen.  Also: 
die  Einzelnen  werden  zum  Sparen  gezwungen ,  d.  h.  sie  werden 
gezwungen ,  sich  mit  einem  Teil  ihres  vollen  Arbeitsertrages  zu  be- 
gnügen; dadurch  wird  es  der  Gesellschaft  möglich,  ihr  Kapital,  d.  h. 
ihre  Vorprodukte  und  ihre  dauerhaften  Güter ,  zu  vermehren.  Der 
entsprechende  Vorgang  in  der  privatkapitalistischen  Gesell- 
schaft hat  hiemit  trotz  wichtiger  Verschiedenheiten  das  Wesentliche 
gemeinsam.  Die  Privaten  bestimmen,  natürlich  von  den  allgemeinen 
Konjunkturen  des  Marktes  geleitet,  die  Richtung  der  Produktion.  Be- 
schliessen  sie  eine  ausserordentliche  Kapitalvermehrung,  z.  B.  grosse 
Eisenbahnbauten ,  so  werden  die  Mitglieder  der  Gesell- 
schaft einfach  gez  w  unge  n, für  diese  nZweckzu  sparen. 
Es  werden  Produktionskräfte  von  der  Herstellung  unmittelbarer  Nütz- 
lichkeiten abgezogen ,  letztere  werden  im  Verhältnis  zur  Nachfrage 
knapp,  ihre  Preise  steigen,  und  die  Konsumenten  müssen  sich  ein- 
schränken. Gleichzeitig  wird  es  den  Unternehmern  ermöglicht,  neues 
Kapital  zu  produzieren.  Also  in  einer  kurzen  Formel :  Die  Arbeiter 
sparen,  und  die  Unternehmer  vermehren  das  Kapital.« 

Die  Erklärung  des  Zinsphänomens  bei  Casstl  stützt  sich  also  ganz 
auf  das  bei  Knappheit  der  verfügbaren  Mittel  un  umgäng- 
lich eSteigen  desPreises,  auf  die  eigenste  Funktion  des  Prei- 
ses, welche  darin  besteht  zwischen  Angebot  und  Bedarf 
das  Gleichgewicht  herzustellen  und  damit  das  Fortschreitens-Defizit  zu 
vermeiden,  im  gegebenen  Fall,  den  Kapitalisierungsbedarf 
durch  Druck  auf  die  Nachfrage  nach  verzehrbaren 
G  ü  t  e  r  n  z  u  d  e  c  k  e  n.  D  e  r  Z  i  n  s  tritt  in  die  Reihe  der 
Phänomene  des  »K  n  a  p  p  h  e  i  t  s  p  r  e i  s  e  s«,  wie  Cassel  sagt,  ruht 
also  auf  demselben  Grunde,  wie  andere  Knappheitspreise,  darunter 
selbst  die  Prioritätsrenten  und  Prioritätslöhne. 

D  i  e  V  o  r  a  u  s  s  e  t  z  u  n  g  aber  i  s  t  i  m  m  e  r  e  i  n  F  o  r  t  s  c  h  r  e  i  - 
t  e  n  der  Volkswirtschaft ,  das  Nichtsein  des  B  e  h  a  r  r  u  n  g  s  - 
z  u  s  t  a  n  d  e  s.      Cassel  sagt  (S.  95  f.) ;   »Die  Voraussetzung,    dass 
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die  Volkswirtschaft  sich  im  beharrenden  Zustande  befindet,  ist  natür- 
lich berechtigt,  wenn  es  gilt,  Erscheinungen  und  Fragen  zu  untersuchen, 
die  durch  diese  Voraussetzung  nicht  wesentlich  verändert  werden,  aber 
dadurch  an  Einfachheit  und  Klarheit  gewinnen.  Allein  der  Satz,  dass 
die  Gesellschaft  jedes  Jahr  über  den  vollen  Ertrag  ihrer  Arbeit  ver- 
fügen kann,  hängt  eben  wesentlich  von  der  Voraussetzung  eines 
beharrenden  Zustandes  al),  und  seine  Ausdehnung  auf  Fälle,  wo  diese 
Voraussetzung  nicht  zutrifft,  ist  unstatthaft.  Dies  hat  man  nur  des- 
wegen übersehen  können,  weil  man  wie  gewöhnlich  seine  Voraussetz- 
ungen nicht  scharf  formuliert  hatte.  Denn  es  ist  unverkennbar,  dass 
man  sich  meistens  bei  Auseinandersetzungen  über  das  Recht  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag  die  Volkswirtschaft  im  Beharrungszustande  vorge- 
stellt hat.  Hätte  man  nun  dies  sich  selber  und  anderen  klar  gemacht, 
so  hätte  man  die  Notwendigkeit  einsehen  müssen,  dass  die  ganze  Frage, 
die  uns  hier  beschäftigt,  in  eine  andere  Lage  kommt,  sobald  man  da- 
zu übergeht ,  den  Zustand  einer  fortschreitenden  Gesellschaft 
zu  untersuchen.  Der  Fortschritt  ist  es,  an  dem  jede  Ausdehnung 
des  Rodbertiis%c\\QW  Satzes  über  seinen  angegebenen  abstrakten 
Geltungsbereich  hinaus  scheitert.  Durch  diese  Erkenntnis  gewinnt  der 
Fortschritt  eine  selbständige  und  ausserordentlich  wichtige  Bedeu- 
tung für  die  ganze  Theorie  der  Preisbildung,  eine  Bedeutung,  die  noch 
lange  nicht  gebührend  gewürdigt  wird.« 

Was  aber  ist  unter  Fortschritt  zu  verstehen?  Antwort:  »Das 
Wachsen  der  Gesamtmenge  der  in  der  Volkswirtschaft 
vorhandenen  Güter«,  in  welcher  Art  es  sei  und  aus  welchen 
Gründen  immer  es  stattfinde.  Ob  der  Ausdruck  »Fortschritt«  für  dieses 
Wachsen  richtig  und  ganz  zureichend  ist ,  soll  hier  dahin  gestellt 
bleiben.  Man  giebt  der  Bezeichnung  Cassel'^  schwerlich  eine  falsche 
Deutung,  wenn  man  darunter  in  weitem  Sinn  den  effektiven,  nachfrag- 
lich sich  äussernden  Drang  zu  Vermehrung,  bezw.  Verbesserung  der  Güter- 
bestände, für  Befriedigung  quantitativ  und  qualitativ  gesteigerten  Volks- 
bedarfes versteht.  Dieser  Drang  wird  gerade  nach  erfolgten  Zerstörungen 
und  Rückgängen  im  Volksvermögen  besonders  stark  und  lebhaft  auf- 
treten. Zwar  kann  er  Abschwächungen  erlitten  und  Hindernisse  der 
verschiedensten  Art  können  ihn  lahm  gelegt  haben.  Doch  wird  er 
immer  wieder  sich  geltend  machen,  die  sozialistische  wie  die  kapitali- 
stische Produktionsleitung  immerfort  zu  Investitionen  von  Vorprodukten 
in  vermehrte  Erzeugung  veranlassen,  was  den  genussreif  verzehrbaren 
Teil  des  Produktes  der  Vorperiode  mindern  ,  daher  zu  den  den  Ka- 
pitalprofit konstituierenden  Lohnabschlägen,  bezw.  Preiszuschlägen,  zur 
Zinsauflage  hinführen  muss.  Hienach  möchte  Referent  den  Aus- 
druck Fortschritt  nicht  in  dem  engen  Sinn  der  absoluten  Weiterent- 
wickelung über  die  höchste  bisher  erreichte  Höhe  hinaus  verstehen 
und  daher  noch  bereitwilliger   dem  Satze   Cassel's    beipflichten  ,    dass 
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notwendig  i  m  m  er  K  n  a  p  ]3  h  e  i  t  an  K  a  j)  i  t  a  1  g  ü  t  e  r  n  ,  damit 
aber  auch  notwendig  immer  fort  der  Zins  auftreten  muss.  Was  auch 
zuvor  geschehen  sei ,  vermehrbare  Güter  anzuhäufen  ,  so  sei  es  doch 
so:  »schon  lange  ehe  es  gelingt,  das  Kapital  auf  d  i  e  nötige  Höhe 
zu  bringen,  sind  die  Ansprüche  wieder  gewachsen, 
und  das  Kapital  zeigt  sich  diesen  neuen  Ansprüchen  gegenüber  wieder 
zu  knapp ;  die  Knappheit  des  Kapitals  wird  infolge  dessen  in  einer 
fortschreitenden  Volkswirtschaft  nie  a  u  f  g  e  h  o  b  e  n  ;  zwar  ge- 
lingt es  zuweilen ,  ein  kleines  Stück  vorwärts  in  dieser  Richtung  zu 
kommen,  aber  dann  setzt  wieder  der  Fortschritt  ein  mit  erneuter  Kraft, 
und  die  Kapitalknappheit  schnellt  auf  ihren  früheren  Punkt,  vielleicht 
noch  höher,  hinauf«. 

Wenn  unter  dem  »Fortschritt«  dem  Obigen  zufolge  in  jedem  ge- 
gebenen Zeitpunkt  die  eine  weitere  G  ü  t  e  r  v  e  r  m  e  h  r  u  n  g  gebie- 
tende Entwicklung  d  e  r  V  o  1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t ,  sei  es  absoluter 
Fortschritt,  sei  es  R  e  t  a  b  1  i  s  s  e  m  e  n  t  irgendwelcher  Art  verstanden 
werden  darf,  so  begreift  man  sofort  den  Kausalzusammenhang  zwischen 
Fortscin-itt  und  Unvermeidlichkeit  dessen,  was  den  »Kern  des  Zins- 
phänomens« ausmacht. 

Wie  so  denn  gescliieht  es?  Antwort:  »Der  Fortschritt  bedingt 
Vermehrung  und  V  e  r  ä  n  d  e  r  u  n  g  der  Produktion.  Daraus  geht 
die  Notwendigkeit,  mehr  als  bisher  vom  Ertrage  dem  Konsum  vorzu- 
enthalten, nicht  den  ganzen  Ertrag  der  Arbeit  zur  Verteilung  zu 
bringen,  unausweichlich  hervor. 

Einmal  braucht  die  weitere  Produktion  Zeit,  sodass  der 
Ertrag  der  Arbeit  nicht  unmittelbar  zur  Verteilung  gelangen  kann. 
Sodann  macht  auch  eine  Aenderung  der  Produktion,  welche 
neue  Produktionsmittel  bedarf  oder  dauerhaftere,  d.  h.  nur  in  verlänger- 
ter Zeit  ausnutzbare,  in  der  Erzeugungsperiode  nur  einen  Teil  der  auf 
sie  verwendeten  Arbeitskosten  zurückerstattende  Güter  herstellt ,  die 
Möglichkeit  alsbaldiger  Vergütung  ebenfalls  hinfällig.  F^in  »absolutes 
Defizit«  müsste  auch  im  Rodbertusstaat  entstehen,  wenn  der  volle  Ar- 
beitsertrag ausgeteilt  werden  sollte  ohne  Steigerung  am  Lohn  oder 
ohne  Aufschlag  am  Produktenpreis.  Entweder  ist  die  Vermehrung, 
bezw.  Veränderung  der  Produktion  oder  die  unverkürzte  Vergütung  des 
vollen  Arbeitsertrages  unmöglich.  Der  Fortschritt  aber  rast  und  will 
sein  Opfer,  den  Zins  haben.  Durch  Vermehrung  und  Verstärkung  der 
Produktion  wird  die  Gesellschaft  Arbeiter  beschäftigt  haben,  für  deren 
Leistung  zureichender  Vorrat  genussfertiger  Nützlichkeiten  zunächst 
noch  aussteht. 

Es  soll  hier  ununtersucht  l)leiben,  ob  Cassel  schon  den  ganzen  Llm- 
kreis  aller  Hauptfälle  des  das  Zinsphänomen  veranlassenden  Fortschritts, 
der  Kapitalsmehrung  beschrieben  hat  und  ob  die  Fälle,  die  er  hervorhebt, 
gerade  so  klassifiziert  bleiben  werden,    wie    es   in   unserer   Schrift  vor- 
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läufig  geschehen  ist;  dem  Referenten  scheint  es,  dass  der  Verfasser 
nicht  alle  Früchte  seiner  Erkenntnis  bereits  gepflückt  hat.  Erwähnt 
sei  jedoch,  dass  Cassel  mit  Böhm-Bawerck  sich  zwar  berührt,  aber  über 
letzteren  auch  schon  ziemlich  weit  hinausgeht.  Er  operiert  ohne  den 
Grundgedanken  des  Kritikers  der  älteren  Kapitaltheorieen  und  lehnt  die 
Erklärung  des  Zinses  n  u  r  durch  »Verlängerungen  des  P  r  o  d  u  k- 
t  i  o  n  s  u  m  w  e  g  e  s«  sogar  ab.  »Wir  können,  sagt  Cassel?).  104,  be- 
obachten, wie  K  a  p  i  t  a  1  V  e  r  m  e  h  r  u  n  g  und  Verlängerung  der 
Produktionszeit  für  das  Entstehen  des  Defizits  eine  s  y  m  m  e  - 
trische  Bedeutung  haben  und  neben  einander  zu  stellen 
sind.  BöJwi-Bawerk  hat  diese  natürliche  Symmetrie  gestört,  indem  er 
das  Zeitmoment  mit  dem  Begriff  »Produktionsperiode«  zum  allei- 
nigen Grund  seiner  Untersuchungen  machte.  Es  ist  eben 
für  jeden  Unbefangenen  nur  selbstverständlich,  dass  dem 
Kapital  und  der  Zeit  bei  der  Bestimmung  des  Zinses  symme- 
trische Plätze  zukommen.  Es  kann  auch  keine  Rede  davon  sein, 
dass  sich  die  K  api  t  al  v  e  r  m  e  h  r  u  ng  etwa  als  eine  Form  der 
Verlängerung  der  Produktionszeit  betrachten  Hesse.  Wenn 
z.  B.  infolge  eines  Bevölkerungszuwachses  das  ganze  Kapital  der  Ge- 
sellschaft um  1*^/0  vermehrt  wird,  und  wenn  dies  völlig  gleichmässig 
geschieht ,  so  dass  seine  prozentuale  Zusammensetzung  unverändert 
bleibt,  dann  lässt  sich  unmöglich  von  einer  Verlängerung  der  Produk- 
tionszeit sprechen,  denn  das  technische  Produktionsverfahren  ist  über- 
all dasselbe  geblieben.  Man  darf  sich  nicht  vorstellen,  dass  jeder  tech- 
nische Fortschritt,  jede  neue  Erfindung  oder  jede  Neuorganisation  der 
Arbeit  zu  einer  Verlängerung  der  Produktionszeit  führt. 
Die  heutige  Entwickelung  geht  zu  einem  nicht  geringen  Teil  in  ent- 
gegengesetzter Richtung.  Man  hat  sich  überhaupt  gewöhnt,  genauer 
zu  rechnen ;  um  Zinsverluste  zu  vermeiden,  baut  man  z.  B.  heutzutage 
ein  Haus  bedeutend  schneller,  als  man  es  früher  that  und  auch  als 
man  es  heute  noch  in  entlegenen ,  wirtschaftlich  zurückgebliebenen 
Ortschaften  thut.«  Jedenfalls  konsequent  gedacht  ist  es,  wenn  die  Ver- 
mehrung der  dauerhaften  Güter,  die  Stärkung  und  Veredlung  des  sog. 
stehenden  Volksvermögens  als  eine  hauptsächliche  Ursache  unvermeid- 
licher Zinszahlung  (Arbeitswert-Einbehaltung)  auch  für  den  Sozialstaat 
betont  wird ;  denn  wenn  die  Güter  durch  erhöhten  Arbeitsaufwand 
dauerhafter  gemacht  werden,  so  kommen  gegen  bisher  die  Arbeitskosten 
langsamer  herein,  muss  daher  vorläufig  ein  Defizit  durch  »Knappheits- 
preise« verhütet  worden.  Cassel  fasst  die  betreffenden  Erörterungen 
in  dem  Satze  zusammen:  »Wenn  die  sozialistische  Gesellschaft  ihren 
Vorrat  von  dauerhaften  Gütern  vermehrt  oder  die  Dauerhaftigkeit  der 
neu  herzustellenden  Güter  erhöht  oder  beides  auf  einmal  thut,  so  muss 
infolge  der  Thatsache,  dass  die  dauerhaften  Produkte  in  der  laufen- 
den  Wirtschaftsperiode   nur    einen    Bruchteil    der    auf  sie  ver- 
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wendeten  Aibeitskosten  vergüten ,  mit  Notwendigkeit  ein  Defizit  ent- 
stehen«. 

Aus  seinen  Prämissen  deduziert  dann  Cassel,  dass  auch  im  Sozial- 
staat das  Agio,  welches  zur  Verhütung  des  durch  den  Fort- 
schritt flrohenden  absoluten  Defizits  unumgänglich  auferlegt  werden 
müsse,  d.h.  der  Zins  den  ursprünglichen  Produktions- 
kosten (dem  Kapitalwert)  des  Gutes  proportional  sein  müsse. 

Die  Grösse  des  Zinsaufschlages,  der  Zinsfuss  könne  auch  dann  nicht 
auf  Null  herabsinken,  wenn  mit  der  Schwächung  des  Fortschrittes  der 
wirtschaftlich  zulässige  Aufschlag  zurückgehe ;  denn  »beim  ersten 
Sinken  des  Zinsfusses  werden  schon  eine  Reihe  früher 
zurückgesetzter  Unternehmungen  lohnend.  Es  bleibt  noch  immer  die 
Notwendigkeit,  einen  Kapitalzins  zu  erheben,  und  damit  ist  das  weitere 
Sinken  des  Zinsfusses  eine  Zeit  lang  verhindert,  der  ständige  Vor- 
rat von  Nützlichkeiten  zu  lohnender  K  a  p  i  t  a  1  b  i  1  - 
düng  wirkt  somit  als  ein  Regulator,  der  die  heftigsten 
Schwankungen  des  Zinsfusses  verhindert  und  im  allgemeinen  eine  ge- 
wisse Ausgleichung  der  Zinsbewegungen  bewirkt.  Jener  Vorrat  wird 
auch  niemals  erschöpft.  Denn  die  Menge  derjenigen  Kapitalbildungen, 
die  bei  sehr  niedrigem  Zinsfuss,  bei  3—2 — i  "/o,  lohnend  sind,  ist  ganz 
gewaltig.  Bedenken  wir  nur,  wie  die  Ansprüche  an  Wohnungen 
steigen  müssten,  wenn  die  Mieten  ausser  den  laufenden  Unterhaltungs- 
kosten und  den  Amortisierungen  nur  i  ^o  Kapitalzins  zu  enthalten 
brauchten.  Das  würde  eine  ganz  ausserordentliche  Verbilligung  be- 
deuten, manchmal  um  mehr  als  die  Hälfte.  Hier  wäre  also  ein  Feld 
für  Kapitalbildung  vorhanden,  dessen  Grenzen  man  kaum  je  erreichen 
würde.« 

Noch  Eines!  Cassel ttWt  die  allgemeine  Annahme,  dass  der  Zins- 
fuss bei  grossem  Kapital  reichtum  niedrig  stehen 
m  u  s  s  nicht,  sondern  hält  sie  für  eine  Verwechslung  zweier  verschie- 
dener Sachen.  Bei  grösserem  Kapital  reich  tum,  wenn  also 
die  gesellschaftliche  Hervorbringung  produktiver  ist,  jährlich  mehr  Nütz- 
lichkeiten zur  Verfügung  der  Arbeiter  stellt,  wird  eine  bestimmte  neue 
Kapitalbildung  ein  r  e  1  a  t  i  v  k  1  e  i  n  e  r  e  s  D  e  f  i  z  i  t  in  der  Versorgung 
hervorbringen  und  dies  durch  eine  geringere  Erhöhung  des  Zins- 
fusses gedeckt  werden  können.  Bei  demselben  Zinsfuss  sind  des- 
halb Kapitalbildungen  in  einer  kapitalreicheren  Gesellschaft 
möglich,  die  in  einer  kapitalärmeren  nicht  durchführbar  sind  oder  jeden- 
falls eine  wesentliche  Steigerung  des  Zinsfusses  erfordern  würden.  Oder 
von  einem  andern  Gesichtspunkt  aus :  entschliesst  sich  die  kapitalärmere 
Gesellschaft  für  denselben  absoluten  Fortschritt ,  wie  die  reichere  ,  so 
muss  sie  sich  einen  höheren  Zinsfuss  gefallen  lassen.  In  der  Regel 
aber  muss  die  ärmere  Volkswirtschaft  sich  mit  einem  absolut  kleineren 
Fortschritt  begnügen ;  thut  sie  das ,  beschränkt  sie  sich  auf  denselben 
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relativen  Fortschritt,  wie  die  reichere,  so  wird  sie  auch  keinen  höheren 
Zinsfuss   brauchen<x. 

Der  »regulierende  Faktor  des  Z  i  n  s  f  u  s  s  e  s  ist  in 
1  e  t  z  t  e  r  L  i  n  i  e  d  e  r  r  e  1  a  t  i  v  e  F  o  r  t  s  c  h  r  i  1 1  d  e  r  V  o  1  k  s  w  i  r  t  - 
s  c  h  a  f  t<^. 

Hiemit  dürfte  dem  Leser  eine  vollständige  Vorstellung  von  der 
Cassefschen  Erklärung  des  Zinsphänomens  gegeben  sein.  Weiter  reicht 
die  Aufgabe  des  Referenten  nicht.  Eine  völlig  ausgearbeitete  Zins- 
theorie für  die  Wirklichkeit  der  kapitalistischen  Gesellschaft  hat  der 
H.  Verfasser,  wie  im  Eingang  bemerkt  ist,  nicht  beabsichtigt;  ihm  selbst 
muss  der  volle  einheitliche  Ausbau  seiner  Kapitalrenten-Theorie  über- 
lassen bleiben.  So  viel  aber  wird  ohne  Weiteres  voraus  gesagt  werden 
dürfen,  dass  das  relativ  Wahre  der  älteren  Zinstheorien  in  diesem  Aus- 
bau wirklich  Platz  haben  werde,  wie  es  der  H.  Verfasser  ankündigt; 
auch  die  Nutzungstheorie  Herinauu\  wird  wohl  nicht  so  sehr  über  Bord 
geworfen  werden  müssen  ,  wie  es  hin  und  wieder  geschehen  ist.  Die 
Hauptsache  war,  an  den  »Kern  des  Zinsphänomens«,  heranzukommen, 
die  Selbständigkeit  der  Kapitalrente  frei  von  den  Beimischungen,  ihre 
Notwendigkeit  für  jede  Organisation  der  Volkswirtschaft  festzustellen. 
Darin  aber  ist  Cassel  so  streng,  dass  er  gegen  Böhm-Bawerk  selbst 
die  geschenkweise  Frlassung  eines  Zinses  durch  den  Staat  in  der  Rod- 
bertusgesellschaft  für  eine  Unmöglichkeit  erklärt  und  sagt:  »wenn  die 
sozialistische  Gesellschaft  in  einem  fortschreitenden  Zustand 
sich  befindet,  dann  ist  es  auch  dem  reichsten  und  grossmü- 
t  i  g  s  t  e  n  Gemeinwesen  unmöglich,  seinen  Gliedern  den 
vollen  Arbeitsertrag  als  Lohn  darzubieten;  auch  »»der  Staat  als  Wesen 
von  ewiger  Dauer««  vermag  sich  nicht  über  die  zwingende,  objek- 
tive Notwendigkeit  des  VV  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  1  e  1)  e  n  s  ,  über 
e  u'  i  g  e  ökonomische  Prinzipien  hinwegzusetzen!« 

Nachdem  die  Theorie  Cassefs  eine  vollständige  Darstellung  ge- 
funden hat ,  ist  es  überflüssig ,  den  Verfasser  gegen  einen  Verdacht  si- 
cher zu  stellen ,  welchen  der  Titel  seiner  Schrift  auf  den  ersten  Blick 
hervorrufen  könnte.  Cassel  zerstört  zwar  ebenfalls,  wie  es  vor  ihm  ge- 
schehen ist ,  die  Illusion ,  das  »Recht  auf  den  vollen  Arbeitstag«  zur 
Ausführung  bringen  zu  können,  er  steht  aber  jeder  sozialreaktionären 
Tendenz  gegen  die  Arbeiterbestrebungen  fern,  wie  am  deutlichsten 
die  Schlussbeobachtungen  über  die  Möglichkeit  eines  fortschreitenden 
Wohlstandes  zugleich  der  Arbeiter  und  der  Unternehmer  zeigen.  Was 
ihn  bewegt,  ist  lediglich  das  rein  wissenschaftliche  Interesse  an  der 
Frage  ,  ob  die  Kapitalrente  —  die  erwirtschaftete  des  Unternehmers 
und  die  abgeleitete  des  Leihkapitalisten  eine  absolute ,  unvermeidliche 
Erscheinung  sei  oder  nicht.  Diese  Frage  bejaht  Cassel,  ohne  dass  er 
die  Möglichkeit  fremdartiger  Beimischungen  zum  Zins  und  allerlei  Ent- 
artungen der  Zinsbildung  in  Abrede  stellt.  Schäffle. 
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Die   Brüsseler  Konvention  vom  5.   März   1902   zur  Aufhebung 
der  Zuckerprämien. 

Diese  Konvention  wird  vermutlich  zu  der  bis  zum  i.  Febr.  1903 
vorgesehenen  Ratifikation  gelangen.  Sie  wird  auch  im  Falle  des  Nicht- 
zustandekommens  als  erster  grosser  Versuch  nationaler 
Ordnung  der  W  e  1 1  k  o  n  k  u  r  r  e  n  z  für  einen  grossen  der  V  e  r  - 
z  e  h  r  u  n  g  s  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g  unterliegenden  Artikel  und  wegen  der 
Aufstellung  einer  neue  n  internationalen  Exekutivorganisation,  dauernde 
Bedeutung  für  die  Staatswissenschaft  behaupten.  Die  Konvention  soll 
daher  auch  hier  jetzt  schon  eine  Stelle  finden.  Sie  lautet  nebst  dem 
Schlussprotokoll  wie  folgt : 

Text  der  Zuckerkonveiitioii : 

Artikel  1.  Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich, 
vom  Tage  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Vertrags  ab  die  für 
die  Erzeugung  oder  die  Ausfuhr  von  Zucker  gewährten  direkten  und 
indirekten  Prämien  aufzuheben  und  während  der  ganzen  Dauer  dieses 
Vertrags  keine  solche  Prämien  einzuführen.  Für  die  Anwendung  dieser 
Bestimmung  werden  die  zuckerhaltigen  Erzeugnisse,  wie  Zuckerwerk, 
Schokolade,  Cakes,  eingedickte  Milch  und  alle  anderen  ähnlichen  Er- 
zeugnisse, welche  in  erheblichem  Verhältnisse  künstlich  zugesetzten 
Zucker  enthalten,  dem  Zucker  gleichgestellt.  —  Unter  den  vorstehen- 
den Absatz  fallen  alle  Vorteile,  welche  sich  für  die  verschiedenen 
Klassen  von  Erzeugern  aus  der  fiskalischen  Gesetzgebung  der  Staaten 
direkt  oder  indirekt  ergeben,  insbesondere : 

a)  die  im  Falle  der  Ausfuhr  gewährten  direkten  Vergütungen, 

b)  die  der  Erzeugung  gewährten  direkten  Vergütungen, 

c)  die  vollständigen  oder  teilweisen  Abgabebefreiungen,  welche  ein 
Teil  der  hergestellten  Erzeugnisse  geniesst, 

d)  die  Vorteile  aus  Ausbeuteüberschüssen, 

e)  die  Vorteile  aus  zu  hohen  Rückvergütungen, 

f)  die  Vorteile  aus  jedem  Ueberzolle,  der  den  im  Art.  3  festge- 
setzten Betrag  überschreitet. 

Artikel  2.  Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich, 
die  Zuckerfabriken,  Zuckerraffinerien  und  Melasseentzuckerungsanstalten 
dem  Niederlageverfahren  zu  unterwerfen  und  unausgesetzt  bei  Tag  und 
Nacht  durch  fiskalische  Beamte  bewachen  zu  lassen.  —  Zu  diesem 
Zwecke  müssen  die  Anstalten  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  gegen  die 
heimliche  Fortschafifung  von  Zucker  volle  Gewähr  bieten,  und  die  Be- 
amten müssen  zu  sämtlichen  Anstaltsräumen  Zutritt  haben.  — •  Für  einen 
oder  mehrere  Abschnitte  der  Fabrikation  müssen  Kontrollebücher  ge- 
führt und  der  fertige  Zucker  muss  in  besonderen  Räumen  gelagert 
werden,  die  jede  wünschenswerte  Gewähr  für  die  Sicherheit  bieten. 

Artikel  3.     Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich. 
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den  U  eberzoll  d.  h.  den  Unterschied  zwischen  dem  Betrage  der 
Zölle  oder  Steuern,  denen  der  ausländische  Zucker  unterliegt,  und  dem 
der  Zölle  oder  Steuern ,  die  von  dem  einheimischen  Zucker  zu  ent- 
richten sind,  auf  höchstens  6  Fr.  für  loo  kg  bei  raffmiertem  Zucker 
und  solchem  Zucker,  der  diesem  gleichgestellt  werden  kann  ,  und  auf 
höchstens  5,50  Fr.  bei  anderem  Zucker  zu  bemessen.  —  Diese  Bestim- 
mung bezieht  sich  nicht  auf  den  Betrag  der  Einfuhrzölle  in  denjenigen 
Ländern,  die  Zucker  nicht  erzeugen ;  sie  gilt  ferner  nicht  für  die  Neben- 
erzeugnisse der  Herstellung  oder  Raffinierung  von  Zucker. 

Artikel  4.  Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich, 
Zucker,  der  aus  Ländern  stammt,  welche  für  die  Erzeugung  oder  die 
Ausfuhr  Prämien  bewilligen ,  bei  der  Einfuhr  in  ihr  Gebiet  mit  einem 
besonderen  Zolle  zu  belegen.  —  Dieser  Zoll  darf  hinter  dem  Betrage 
der  im  Ursprungslande  bewilligten  direkten  oder  indirekten  Prämien 
nicht  zurückbleiben.  Die  hohen  Mächte  behalten  sich ,  jede  für  sich, 
das  Recht  vor ,  die  Einfuhr  prämiierten  Zuckers  zu  verbieten.  —  Zur 
Berechnung  des  Betrags  der  Vorteile,  die  sich  etwa  aus  dem  im  Art.  i 
unter  f  bezeichneten  Ueberzoll  ergeben,  wird  vom  Betrage  dieses  Ueber- 
zolls  die  im  Art.  3  festgesetzte  Ziffer  abgezogen :  die  Hälfte  des  Restes 
wird  als  die  Prämie  angesehen,  mit  der  Massgabe,  dass  die  durch  den 
Art.  7  eingesetzte  ständige  Kommission  das  Recht  hat,  die  so  berech- 
nete Ziffer  auf  Antrag  eines  Vertragsstaates  zu  berichtigen. 

Artikel  5.  Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  verpflichten  sich 
gegenseitig,  Zucker,  der  aus  den  Vertragsstaaten  oder  aus  denjenigen 
ihrer  Kolonien  oder  Besitzungen  stammt ,  welche  keine  Prämien  ge- 
währen ,  und  für  welche  die  Verpflichtungen  des  Art.  8  gelten ,  zum 
niedrigsten  Satze  ihres  Einfuhrtarifs  zuzulassen.  —  Rohrzucker  und 
Rübenzucker  dürfen  nicht  verschiedenen  Zöllen  unterworfen  werden. 

Artikel  6.  Spanien,  Italien  und  Schweden  bleiben  von  den  in  den 
Art.  I,  2  u.  3  festgesetzten  Verpflichtungen  so  lange  befreit,  als  sie 
keinen  Zucker  ausführen.  —  Diese  Staaten  verpflichten  sich,  i  Jahr 
—  oder  womöglich  schon  früher  — ,  nachdem  die  ständige  Kommission 
den  Fortfall  der  vorgenannten  Bedingung  festgestellt  hat,  ihre  Gesetz- 
gebung über  die  Behandlung  des  Zuckers  mit  den  Bestimmungen  dieses 
Vertrags  in  Einklang  zu  bringen. 

Artikel  7.  Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  kommen  überein, 
eine  ständige  Kommission  mit  der  Aufgabe  einzusetzen,  die  Ausführung 
der  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  zu  überwachen.  —  Die 
Kommission  besteht  aus  Delegierten  der  verschiedenen  Vertragsmächte, 
und  es  wird  ihr  eme  ständige  Geschäftsstelle  beigegeben.  Die  Kom- 
mission wählt  ihren  Vorsitzenden ;  sie  hat  ihren  Sitz  in  Brüssel  und 
tritt,  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  zusammen.  —  Die  Delegierten 
haben  die  Aufgabe: 

a)  festzustellen,   ob    in    den    Vertragsstaaten    keine    direkten    oder 
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indirekten    Prämien    für    die    Erzeugung    oder  die  Ausfuhr  von  Zucker 
gewährt  werden  ; 

b)  festzustellen,  ob  die  im  Art.  6  bezeichneten  Staaten  nach  wie 
vor  die  dort  vorgesehene  besondere  Bedingung  erfüllen; 

c)  das  Bestehen  von  Prämien  in  den  Nichtvertragsstaaten  festzu- 
stellen und  behufs  Anwendung  des  Art.  4  ihren  Betrag  zu  berechnen ; 

d)  über  Streitfragen  Gutachten  abzugeben  ; 

e)  Anträge  auf  Zulassung  zum  Verbände  zu  prüfen,  welche  von 
den  am  gegenwärtigen  Vertrage  nicht  beteiligten  Staaten  gestellt  werden. 

Die  ständige  Geschäftsstelle  soll  Nachrichten  aller  Art  über  die 
Zuckergesetzgebung  und  die  Zuckerstatistik  nicht  nur  der  Vertrags- 
staaten, sondern  auch  der  übrigen  Staaten  sammeln,  übersetzen,  ordnen 
und  veröffentlichen.  —  Um  die  Ausführung  der  vorstehenden  Bestim- 
mungen zu  sichern,  werden  die  hohen  vertragschliessenden  Teile  die 
in  ihren  Ländern  jetzt  oder  künftig  in  Kraft  befindlichen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  Anweisungen  über  die  Zuckerbesteuerung,  sowie  die 
auf  den  Gegenstand  dieses  Vertrags  bezüglichen  statistischen  Nach- 
richten auf  diplomatischem  Wege  der  belgischen  Regierung  mitteilen, 
welche  sie  ihrerseits  der  Kommission  übermitteln  wird.  —  Jeder  der 
hohen  vertragschliessenden  Teile  kann  in  der  Kommission  durch  einen 
Delegierten  oder  durch  Hilfsdelegierte  vertreten  sein.  —  Oesterreich 
und  Ungarn  werden  jedes  für  sich  als  vertragschliessender  Teil  ange- 
sehen. —  Der  erste  Zusammentritt  der  Kommission  wird  in  Brüssel, 
auf  Veranlassung  der  belgischen  Regierung,  und  zwar  wenigstens  3  Mo- 
nate vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Vertrags  stattfinden.  —  Die  Kom- 
mission hat  nur  die  Aufgabe  der  Feststellung  und  Prüfung.  Sie  erstattet 
über  alle  ihr  vorgelegten  Fragen  einen  Bericht,  den  sie  an  die  belgische 
Regierung  richtet.  Diese  teilt  ihn  den  beteiligten  Staaten  mit  und  ver- 
anlasst, wenn  einer  der  hohen  vertragschliessenden  Teile  dies  bean- 
tragt, den  Zusammentritt  einer  Konferenz,  welche  über  die  durch  die 
Umstände  gebotenen  Beschlüsse  oder  Massnahmen  entscheiden  wird. 
—  Die  unter  b  und  c  bezeichneten  Feststellungen  und  Berechnungen 
sind  jedoch  für  die  Vertragsstaaten  bindend  ;  sie  erfolgen  durch  Mehr- 
heitsbeschluss,  wobei  jeder  Vertragsstaat  über  eine  Stimme  verfügt, 
und  treten  spätestens  nach  Ablauf  einer  Frist  von  2  Monaten  in  Kraft. 
Falls  einer  der  Vertragsstaaten  gegen  eine  Kommissionsentscheidung 
Berufung  einlegen  will,  muss  er  innerhalb  8  Tagen,  nachdem  ihm  die 
Entscheidung  bekannt  gemacht  worden  ist,  eine  neue  Beschlussfassung 
der  Kommission  beantragen ;  diese  tritt  schleunigst  zusammen  und  giebt 
ihre  entgültige  Entscheidung  innerhalb  i  Monats  nach  Einlegung  der 
Berufung  ab.  Die  neue  Entscheidung  erlangt  spätestens  2  Monate, 
nachdem  sie  gefällt  ist,  bindende  Kraft.  —  Dasselbe  Verfahren  findet 
bei  der  unter  e  vorgesehenen  Prüfung  der  Zaiassungsanträge  statt.  — 
Die  Kosten,  welche    sich  aus  der  Einrichtung  und  der  Thätigkeit  der 
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Ständigen  Geschäftsstelle  und  der  Kommission  ergeben,  werden  von 
allen  Vertragsstaaten  getragen  und  nach  einem  von  der  Kommission 
festzustellenden  Plane  unter  sie  verteilt,  abgesehen  von  der  Besoldung 
oder  Entschädigung  der  Delegierten,  welche  von  den  betreffenden  Län- 
dern zu  zahlen  ist. 

Artikel  8.  Die  hohen  vertragschliessenden  Teile  übernehmen  für 
sich  selbst  und  für  ihre  Kolonien  und  Besitzungen,  mit  Ausnahme  der 
britischen  Selbstverwaltungskolonien  und  Britisch-Ostindiens,  die  Ver- 
pflichtung, die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  zu  verhindern,  dass 
prämiierter  Zucker ,  der  durch  das  Gebiet  eines  Vertragsstaats  durch- 
geführt worden  ist,  auf  dem  Bestimmungsmarkte  die  Vorteile  dieses 
Vertrags  geniesst.  Die  ständige  Kommission  wird  in  dieser  Hinsicht 
die  nötigen  Vorschläge  machen. 

Artikel  9.  Die  Staaten  ,  welche  sich  an  dem  gegenwärtigen  Ver- 
trage nicht  beteiligt  haben,  werden  auf  ihren  Antrag  und  nach  Zustim- 
mung der  ständigen  Kommission  zum  Beitritte  zugelassen.  —  Der  An- 
trag ist  auf  diplomatischem  Wege  an  die  belgische  Regierung  zu  rich- 
ten, die  es  gegebenenfalls  übernehmen  wird,  den  Beitritt  allen  übrigen 
Regierungen  mitzuteilen.  Der  Beitritt  bringt  ohne  weiteres  die  Ueber- 
nahme  aller  Verpflichtungen  und  die  Zulassung  zu  allen  Vorteilen  des 
gegenwärtigen  Vertrags  mit  sich  und  wird  von  dem  i.  September  ab 
wirksam,  der  auf  die  Absendung  der  von  der  belgischen  Regierung  an 
die  übrigen  Vertragsstaaten  gerichteten  Mitteilung  folgt. 

Artikel  10.  Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  mit  dem  i.  September 
1903  in  Kraft  treten.  — •  Er  soll  von  diesem  Tage  an  5  Jahre  lang 
gelten  und,  falls  keiner  der  hohen  vertragschliessenden  Teile  seine  Ab- 
sicht, die  Wirkungen  des  Vertrags  aufhören  zu  lassen ,  der  belgischen 
Regierung  12  Monate  vor  Ablauf  des  genannten  5jährigen  Zeitraums 
kundgegeben  haben  wird,  noch  ferner  1  Jahr  und  so  fort,  von  Jahr  zu 
Jahr,  in  Kraft  bleiben.  —  Falls  einer  der  Vertragsstaaten  den  Vertrag 
kündigt,  wirkt  diese  Kündigung  nur  für  ihn;  die  übrigen  Staaten  be- 
halten bis  zum  31.  Oktober  des  Kündigungsjahrs  das  Recht  zu  er- 
klären, dass  sie  vom  i.  September  des  darauffolgenden  Jahres  ab  eben- 
falls ausscheiden  wollen.  Wenn  einer  dieser  letzteren  Staaten  für  gut 
befindet,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu  machen,  wird  die  belgische 
Regierung  binnen  3  Monaten  den  Zusammentritt  einer  Konferenz  in 
Brüssel  veranlassen,  welche  über  die  zu  ergreifenden  Massnahmen  be- 
schliessen  wird. 

Artikel  ii.  Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrags  finden 
auf  die  überseeischen  Provinzen,  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen 
der  hohen  vertragschliessenden  Teile  Anwendung.  Ausgenommen  sind 
jedoch  die  britischen  und  die  niederländischen  Kolonien  und  Besitz- 
ungen ,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den  Art.  5  u.  8.  —  Die 
Stellunof    der    britischen    und    der    niederländischen    Kolonien    und  Be- 
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Sitzungen  bestimmt  sich  im  übrigen  nach  den  in  das  Schhissprotokoll 
aufgenommenen  Erklärungen. 

Artikel  12.  Die  Ausführung  der  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag 
enthaltenen  gegenseitigen  Verpflichtungen  ist,  soweit  nötig,  durch  die 
Erfüllung  der  in  der  Verfassung  eines  jeden  Vertragsstaats  festgesetzten 
Förmlichkeiten  und  Vorschriften  bedingt.  —  Der  gegenwärtige  Vertrag 
soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  am  i.  Februar  1903 
oder  womöglich  schon  früher  im  Ministerium  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten in  Brüssel  niedergelegt  werden.  —  Es  besteht  Einver- 
ständnis, dass  der  gegenwärtige  Vertrag  nur  dann  rechtsverbindlich 
wird,  wenn  er  wenigstens  von  denjenigen  Vertragsstaaten  ratifiziert  wird, 
die  nicht  unter  die  Ausnahmebestimmung  des  Art.  6  fallen.  Falls  einer 
oder  mehrere  dieser  Staaten  innerhalb  der  vorgesehenen  Frist  die  Rati- 
fikationsurkunde nicht  niedergelegt  haben  sollten,  wird  die  belgische 
Regierung  sofort  eine  ^Entscheidung  der  übrigen  Vertragsstaaten  darüber 
herbeiführen,  ob  der  gegenwärtige  Vertrag  unter  ihnen  allein  in  Kraft 
gesetzt  werden  soll.  —  Zu  Urkund  dessen  haben  die  betreffenden  Be- 
vollmächtigten den  gegenwärtigen  Vertrag  unterzeichnet.  — ■  Geschehen 
in  Brüssel,  in   einer  einzigen  Ausfertigung,   am   5.  März   1902. 

Schhissprotokoll : 

Im  Begriffe,  den  heute  zwischen  den  Regierungen  Deutschlands, 
Oesterreichs  und  Ungarns,  Belgiens,  Spaniens,  Frankreichs,  Grossbri- 
tanniens ,  Italiens  .  der  Niederlande  und  Schwedens  abgeschlossenen 
Vertrag  über  die  Behandlung  des  Zuckers  zu  vollziehen ,  haben  die 
unterzeichneten  Bevollmächtigten  folgendes  vereinbart : 

Zu  Artikel  3.  In  der  Erwägung,  dass  der  Zweck  des  Ueberzolls 
darin  besteht,  den  inneren  Markt  der  Erzeugungsländer  wirksam  zu 
schützen,  behalten  sich  die  hohen  vertragschliessenden  Teile,  jeder  für 
sich,  das  Recht  vor,  eine  Erhöhung  des  Ueberzolls  zu  beantragen,  falls 
beträchtliche  Mengen  aus  einem  Vertragsstaate  stammenden  Zuckers 
bei  ihnen  eindringen  sollten  ;  diese  Erhöhung  darf  aber  nur  den  aus 
diesem  Staate  stammenden  Zucker  treffen.  —  Der  Antrag  ist  an  die 
ständige  Kommission  zu  richten,  die  alsbald  durch  Mehrheitsbeschluss 
über  die  Berechtigung  der  beantragten  Massregel,  über  die  Dauer  ihrer 
Anwendung  und  über  den  Satz  der  Erhöhung  entscheidet;  die  Er- 
höhung darf  I  Fr.  für  100  kg  nicht  übersteigen.  —  Die  Zustimmung 
der  Kommission  darf  nur  erteilt  werden  ,  wenn  der  Einbruch  in  den 
betreffenden  Markt  die  Folge  einer  thatsächlich  geringeren  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit  und  nicht  etwa  das  Ergebnis  einer  durch  eine 
Verständigung  unter  den  Erzeugern  hervorgerufenen  künstlichen  Preis- 
steigerung ist. 

Zu  Artikel  11.  A.  i.  Die  Regierung  von  Grossbritannien  erklärt, 
dass  dem  Zucker  der  Kronkolonien  während  der  Vertragsdauer  keiner- 
lei   direkte    oder    indirekte    Prämie    gewährt    werden    wird.  —  2.    Aus- 
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nahmsweise  und  unter  grundsätzlichem  Vorbehalt  ihrer  vollen  Hand- 
lungsfreiheit bezüglich  der  fiskalischen  Beziehungen  zwischen  dem  Ver- 
einigten Königreich  und  seinen  Kolonien  und  Besitzungen  erklärt  sie 
ferner ,  dass  dem  Kolonialzucker  während  der  Vertragsdauer  im  Ver- 
einigten Königreiche  keinerlei  Vorzug  vor  dem  aus  den  Vertragsstaaten 
stammenden  Zucker  bewilligt  werden  wird.  —  3.  Sie  erklärt  endlich, 
dass  der  Vertrag  durch  sie  den  Selbstverwaltungskolonien  und  Ostindien 
vorgelegt  werden  wird,  damit  diese  ihren  Beitritt  erklären  können.  — 
Es  besteht  Einverständnis,  dass  die  Regierung  Seiner  Britischen  Maje- 
stät dem  Vertrage  namens  der  Kronkolonien  beitreten  kann.  —  B.  Die 
niederländische  Regierung  erklärt,  dass  während  der  Vertragsdauer 
dem  Zucker  der  niederländischen  Kolonien  keinerlei  direkte  oder  in- 
direkte Prämie  gewährt,  und  dass  er  in  den  Niederlanden  nicht  zu  einem 
Tarif  zugelassen  werden  wird,  welcher  niedriger  ist  als  der,  welcher 
auf  den  aus  den  Vertragsstaaten  stammenden  Zucker  zur  Anwendung 
gelangt. 

Das  gegenwärtige  Schlussprotokoll ,  welches  gleichzeitig  mit  dem 
heute  abgeschlossenen  Vertrage  ratifiziert  werden  wird,  soll  als  wesent- 
licher Bestandteil  dieses  Vertrages  gelten  und  dieselbe  Kraft,  Wirkung 
und  Dauer  besitzen.  —  Zu  Urkund  dessen  haben  die  unterzeichneten 
Bevollmächtigten  das  gegenwärtige  Protokoll  aufgesetzt.  Geschehen 
in  Brüssel  am  5.  März   1902. 
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RedlicJi.  Jos.,  Englische  Lokalvcnvaltung :  Darstellimg  der  in- 
neren Verwaltung  Englands  in  ihrer  geschichtlichen  Enttuicklung 
und  in  ihrer  gegemvärtigen  Gestalt.  Leipzig,  Duncker  u.  Humblot,  1901. 
—  Ein  überaus  verdienstliches,  in  England  selbst  aus  den  Quellen  und 
aus  der  Beobachtung  des  öffentlichen  Lebens  geschöpftes  Werk,  ge- 
eignet und  dazu  bestimmt ,  den  Bann  vollends  zu  brechen,  in  welchem 
unsere  deutschen  Vorstellungen  vom  Wesen  der  Verwaltung  Englands 
durch  die  Konstruktionen  R.  Gneisfs,  nun  schon  ein  halbes  Jahrhundert 
gefangen  geblieben  sind.  Das  Buch  ist  in  seiner  Weise  eine  wissen- 
schaftlich politische  That  und  wird,  wie  zu  vermuten  ist,  einer  grossen, 
heilsamen  Wirkung  nicht  ermangeln.  —  Der  H.  Verfasser  war  »vollstän- 
dig beherrscht  von  den  durch  Gneist  vermittelten  Anschauungen  und 
Urteilen  über  englisches  Staatswesen«  nach  dem  Inselstaat  gekommen 
und  ist  nun  nach  zehnjähriger  eindringendster  Forschung  von  dieser 
Meinung  vollständig  bekehrt.  Er  sieht  sich  genötigt,  sein  Urteil  über 
die  Gnetst'sch.Q  Auffassung  nunmehr  dahin  zusammenzufassen  (S.  796): 
»Die  Theorie  Gneisfs  vom  englischen  »»Selfgovernment««  als  der  Ver- 
körperung der  »»anwendbaren  Grundsätze  der  Selbstverwaltung««,  als 
der  organischen  Verbindung  zwischen  Staat  und  Gesellschaft,  gegen- 
übergestellt der  modernen  Lokalverwaltung  Englands  als  dem  gesell- 
schaftlichen Begrifte  der  »Selbstverwaltung«  ist  nichts  als  Ein 
grosser  I  r  r  t  u  m«,  hervorgegangen  aus  einer  scharf  ausgesprochenen, 
den  englischen  Verhältnissen  gegenüber  innerlich  durchaus  fremdartigen 
politischen  Parteianschauung  und  einer  aprioristischen  Philosophie  vom 
Staat«;  die  »Grundlosigkeit  des  6^«m/schen  Verdammungsurteils  werde 
vollständig  erwiesen,  durch  einen  wenn  auch  noch  so  flüchtigen  Blick 
(S.  797 — 806)  auf  die  praktischen  Ergebnisse,  zu  denen  die  Demokra- 
tisierung der  Verfassung  und  Verwaltung  in  England  geführt«  habe. 
Entschiedener  hätte  die  Absage  an  einen  hervorragenden  Gelehrten, 
welcher    zwei  Menschenalter    in  Deutschland    als    infallibel  galt,    nicht 
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ausfallen  können.  —  Unser  Werk  beschränkt  sich  weise  auf  die  Darstel- 
lung der  Verwaltung  Englands  (ohne  Schottland  und  Irland)  und 
überlässt  auch  die  neuere,  1888 — 1899  durchgeführte  Vcrwaltungsorga- 
nisation  Londons  einer  besonderen  Arbeit.  Unter  der  »Lokalver- 
waltung« Englands,  mit  welcher  unter  dieser  Einschränkung  das  Werk  sich 
beschäftigt,  wird  im  Gegensatz  zu  unserem  der  englischen  Anschauung 
fremden  Begriff  der  kommunalen  »Selbstverwaltung«  die  ganze  in- 
nere V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  verstanden  :  diese  ist  eben  ganz  und  gar  »local 
government  .  Weder  die  Geschichte,  noch  der  ganze  Gehalt  dieser 
inneren  Verwaltung  wären  überhaupt  zu  verstehen  ,  wenn  man  nicht 
von  einem  Begriff  der  Lokalverwaltung  ausgeht,  welcher  sich  mit  den 
Thatsachen  des  öffentlichen  Lebens  in  England  vollkommen  deckt. 
Das  englische  Local  GoveriLvietit  präzisiert  nun  der  Verfasser  in  der  Ein- 
leitung scharf  wie  folgt:  »Nicht  in  dem  Gegensatze,  der  durch  das  Wort 
»Selbstverwaltung«  angedeutet  ist,  liegt  das  charakteristische  Merkmal 
der  englischen  Verwaltungsorganisation,  sondern  in  dem  G  e  g  e  n  s  a  t  z  e, 
d  e  r  d  u  r  c  h  die  örtliche  und  die  z  e  n  t  r  a  1  e  T  h  ä  t  i  g  k  e  i  t 
der  Organe  des  Staates  naturgemäss  gegeben  erscheint.  Das 
ist  das  Entscheidende,  dass  in  England  alle  staatliche  Verwaltung 
des  Inneren  lokale  Verwaltung  ist  und  sein  muss ,  d.  h.  Verwal- 
tung, die  von  den  natürlich  gegebenen,  örtlichen 
Verbänden  der  Staatsbürger  geführt  wird.  Der  Staat  als 
souveräne  Zentralgewalt  kann  in  England  nach  diesem  Grundprinzipe 
der  Verfassung  nur  durch  d  i  e  s  e  M  e  d  i  e  n  lokal  a  d  m  i  n  i  s  t  r  i  e- 
r  e  n  und  nicht  durch  direkte  Willensträger.  Die  von  diesem  Prinzip 
aus  aufgebaute  Organisation  der  öffentlichen  Gewalt  ist  ein  vitales  Stück 
der  gesamten  Rechtsordnung  des  Landes  ,  sie  ist  seit  J  a  h  r  h  u  n  - 
d  e  r  t  e  n  d  i  e  G  r  u  n  d  1  a  g  e  des  gesamten  innerstaatlichen 
Lebens  und  ist  es  in  diesem  Jahrhundert  der  grossen  Reformen 
i  m  m  e  r  noch  geblieben,  trotz  der  Veränderungen,  welche  die  Auf- 
fassung von  Zweck  und  Wesen  der  öffentlichen  Verwaltung  und  teil- 
weise auch  die  Auffassung  von  der  Stellung  der  Zentralgewalt  zur 
inneren  Administration  erfahren  haben.  Diese  Organisation  ist ,  als 
politisches  Institut  angesehen ,  eine  der  unerschütterlichen  Garan- 
tien für  die  Aufrechterhaltung  des  Grundelementes  der  englischen 
Verfassung:  nämlich  der  zur  Besorgung  der  öffentlichen  Interessen  frei 
kooperierenden  Selbstthätigkeit  der  Staatsbürger.  Diese  Verwaltungs- 
organisation  bildet  den  elastischen  Apparat,  durch  welchen  der  mecha- 
nische Druck,  der  naturgemäss  von  jeder  zentralen  Staatsgewalt  aus- 
geht, umgesetzt  wird  in  die  lebendige  Kraft  einer  von 
den  Regierten  selbst  geführten  Verwaltung.«  —  Der 
Klarlegung  dieses  eigensten  Gehaltes  der  inneren  Verwaltung  Englands 
ist  das  Buch  RedlicKs  in  drei  Teilen  zugewendet.  Der  erste  Teil 
gilt  der  Schilderung  des  geschiclitlichen  Werdeganges  der  Verwaltungs- 
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Organisation  Englands,  der  zweite  einer  Darstellung  dieser  Verwaltung 
in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  mit  Vorwiegen  des  .^f  o  r- 
m  a  1  e  n«  über  das  »m  a  t  e  r  i  e  1 1  e«  Verwaltungsrecht,  der  dritte  einer 
Beurteilung  der  heute  in  Deutschland  noch  immer  herrschenden ,  von 
Gneist  festgelegten  Anschauung  über  die  englische  Selbstverwaltung. -< 
Schon  der  geschichtliche  Teil  fesselt  selbst  denjenigen,  welcher 
Gneist  als  Staatshistoriker  die  grösste  Wertschätzung  mit  dem  Verfasser 
bewahrt  und  .erster-em  für  die  geschichtliche  Erfassung  des  englischen 
Staatsrechtes  die  ersten  richtigen  Vorstellungen  gerne  verdankt.  Der 
zweite  Teil ,  welcher  über  Gneist  hinaus  in  die  englische  Verw^altung 
einführt,  wie  diese  seit  einem  halben  Jahrhundert  demokratisch  umge- 
arbeitet erscheint,  ist  dazu  angethan,  dem  unbefangenen  Leser  Bewun- 
derung für  den  politischen  Genius  des  englischen  Volkes  abzugewinnen, 
welches  auch  unter  den  völligen  kulturellen ,  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Umwälzungen  der  neuesten  Zeit  es  verstanden  hat,  sich  sein  ge- 
meines gleiches  Recht,  umwallt  von  einer  wirklich  unabhängigen  Judi- 
katur aufrecht  zu  erhalten,  die  »Lokalverwaltung  < ,  d.  h.  die  ganze  in- 
nere Verwaltung  vor  einer  bureaukratischen,  zentralistischen  Beamten- 
regierung zu  bewahren  und  sich  unter  ganz  neuen  Verhältnissen  immer- 
fort dennoch  selbst  zu  regieren,  ein  wahrhaft  freies  Volk  zu  bleiben. 
Ein  vom  Verfasser  nicht  erstrebter,  aber  wertvoller  grosser  Xeben- 
erfolg  der  Schrift  wird  darin  liegen,  die  zahlreichen,  von  unserem  star- 
ken Militär-Selbstbewusstsein  beherrschten,  durch  die  Brutalitäten  von 
Samoa  und  Durban  empörten,  durch  die  Konstruktionendes  6'«m/'schen 
Doktrinarismus  irregeführten  Verächter  des  neueren  England  zu  einer 
gerechteren  Beurteilung  zurückzuführen,  ohne  in  die  frühere  politische 
Verhimmelung  der  englischen  und  in  die  frühere  Abschätzung  der  deut- 
schen Listitutionen  zurückzuverfallen.  An  der  Art,  wie  das  englische 
Volk  —  unter  ungebrochener  Aufrechterhaltung  des  common  law  —  die 
Lokalverwaltung  den  Verwaltungsbedürfnissen  des  modernen  Lebens 
anzupassen  verstand,  können  wir  Deutsche  doch  sehr  viel  lernen.  Jeder 
der  sieben  Abschnitte  des  zweiten,  umfangreichsten  Teils  des  RedlicJi- 
schen  Werkes  giebt  uns  Anregungen  in  Hülle  und  Fülle.  Den  Leser 
müssen  wir  sie  jedoch  an  der  Quelle  selbst  aufsuchen  lassen  und  möch- 
ten ihm  nur  versprechen,  dass  er  die  Lektüre  des  zweiten  Teiles  (S.  249 
bis  740)  nicht  aus  der  Hand  legen  wird,  ohne  reiche  Früchte  für  seine 
politische  Bildung  eingeheimst  zu  haben.  —  Auf  Grund  der  gediegenen 
Darlegung,  welche  der  zweite  Teil  von  der  neueren  demokratischen 
Umprägung  der  inneren  Verwaltung  Englands  objektiv  und  tendenzlos 
gegeben  hat,  werden  im  dritten  Teil  die  (J^m/'schen  Konstruktionen 
und  Fiktionen  kritisch  aus  allen  Fugen  gehoben.  Die  Gneist' seht  Auf- 
fassung wird  als  ein  Gerinnsel  einmal  aus  staatsphilosophischem  He- 
gelianismus, welchen  Lorenz  Stein  mit  der  bekannten  Antithese  von  Staat 
und  Gesellschaft  an   Gneist  übermittelt  hat,  und  aus  der  Parteistellung 
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Gneist's  in  Preussen  nachgewiesen  und  wie  mit  Scheidewasser  gründ- 
lich aufgelöst.  Wer  vor  fünfzig  Jahren  schon  für  einigen  bescheidenen 
Zweifel  an  der  Richtigkeit  eines  für  Deutschland  vorbildlich  hinge- 
stellten imaginären  Verwaltungsstaats  der  Britten  so  zu  büssen  hatte, 
wie  es  dem  Referenten  als  angehendem  Staatswissenschafter  von  Seite 
der  damals  allmächtigen  Gneistianer  widerfahren  ist ,  könnte  über  die 
zwar  nirgends  gehässige,  aber  unerbittlich  scharfe  Kritik  des  Gneistia- 
nismus  späte  Genugthuung  empfinden  und  daran  sich-  sättigen.  Dennoch 
sei  auf  die  von  Redlich  an  den  Theorien  Gneisfs  geübte  Kritik  an  dieser 
Stelle  nicht   eingegangen. 

Dagegen  darf  dieses  Referat  die  Ergänzung  unseres  Wis- 
sens über  Englands  innere  Verwaltung,  welche  geboten  wird, 
nicht  schuldig  bleiben ;  denn  wenn  Redlich ,  wie  Ref.  nicht  zu  bezwei- 
feln vermag,  Recht  behält,  so  hat  Giieist  gerade  das,  was  das 
Bedeutende  an  der  neuzeitlichen  Umbildung  der  in- 
neren Verwaltung  Englands  ist,  übersehen  und  d  a- 
h  e  r  auch  nicht  z  u  r  D  a  r  s  t  e  1 1  u  n  g  zu  b  r  i  n  g  e  n  \'  e  r  m  o  c  \\  t. 
Die  Lücken,  welche  Gneist  gelassen  hat,  sind  aber  nicht  bloss  für  un- 
sere staatsrechtliche,  sondern  auch  für  unsere  politische  Information 
auszufüllen.  Darum  sei  dem  letzten  Abschnitt  des  Buches  (S.  S07 — S26, 
vgl.  mit  781.  791)  das  Folgende  entnommen.  Durch  Gneisf^  Lehre 
—  bemerkt  unser  Verfasser  abschliessend  (S.  822)  —  ist  in  Deutsch- 
land der  Blick  dafür  getrübt  worden,  wie  es  gerade  dem  demokrati- 
schen Parlamente  Englands  gelungen  ist,  auch  jene  dem  veränderten 
Charakter  und  Umfange  der  Verwaltung  entsprechende  neuere  Tech- 
nik der  inneren  Administration  trotz  des  starken  Widerstandes  natio- 
naler Traditionen  durchzusetzen ,  wie  mit  der  massvollen  Einführung 
einer  hauptsächlich  auf  die  fachliche  Beratung-  der  lokalen  Verwal- 
tungskörper gerichteten  Zentraladniinistration  jene  bei  dem  unlös- 
lichen Zusammenhange  aller  Elemente  des  modernen  gesellschaftlichen 
und  wirtschaftlichen  Lebens  unerlässliche  Einheitlichkeit  der  inne- 
ren Verwaltung  im  ganzen  Lande  angestrebt  und  erreicht  worden  ist. 
Ebenso  hat  aber  Gneist  übersehen  gelehrt,  dass  erst  wieder  die  voll- 
entwickelte demokratische  Lokalverwaltung  die  einfachen  und  doch  so 
leistungsfähigen  Formen  wirklicher  S  e  1  b  s  t  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g 
von  neuem  geschaffen  hat ,  wie  durch  die  Differenzierung  der 
Verwaltungskörper  in  ständige  und  temporäre  Fach-Komitees  die- 
ses Ziel  erreicht  worden  ist  und  wie  die  Ausbildung  eines  methodisch 
arbeitenden,  von  der  Bürgerschaft  selbst  geleiteteten  kommunalen  Be- 
amtenköi'pers  damit  Hand  in  Hand  ging.  »Nicht  nur  haben  die  neuen 
Boards  und  Councils  eine  Wiedergeburt  der  persönlichen  Thätigkeit 
der  Bürgerschaft  in  der  \'erwaltung  zur  Folge  gehabt,  sie  haben  auch 
weitei-hin  erst  eine  technisch  vollkommene  und  ökono- 
mische Verwaltung  des  Inner  n  ermöglicht,  und  zwar  gerade 
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durch  jene  Neuerung,  die  Gneist  immer  nur  mit  beissendem  Hohn  als 
Zeichen  des  Verfalles  konstatiert.  Es  ist  dies  die  Einführung  eines 
geschulten  Beamtentums  in  die  innere  Verwaltung. 
Ein  Hauptmerkmal  des  aristokratischen  :>»Selfgovernment««  war,  dass 
es  auch  die  Besorgung  der  eigentlichen  Verwaltungsarbeit  als  ein  dem 
oligarchischen  Geiste  der  ganzen  Organisation  untergeordnetes  Problem 
betrachtete.  Für  die  innere  Administration  des  XVHI.  Jahrhunderts 
war  die  Schaffung  des  Verwaltungsapparates  nichts  anderes  als  ein 
Stück  lokaler  Patronage.  Der  Form  nach  erscheinen  zwar  die  ausfüh- 
renden Hilfsorgane  der  Verwaltung,  die  Overseers  und  Constables 
ebenso  als  ehrenamtliche  Träger  der  staatlichen  Pflichten  wie  die  Frie- 
densrichter selbst;  in  Wahrheit  sind  sie  aber  nicht  viel  mehr  gewesen 
als  die  gefügigen  und  ergebenen  Organe  der  in  Stadt  und  Land  als 
Friedensrichter  verwaltenden  Aristokratie  und  Gentry.«  Wenn  Gneist 
es  beklage,  dass  die  frühere  •>Kohärenz«  der  Parlamentswahlkreise,  von 
denen  ^\-->  im  wesentlichen  nur  Verwaltungskörper  gewesen,  durch  die 
Reformbills  verloren  gegangen  sei,  so  müsse  man  sich  darauf  besinnen, 
was  denn  unter  dieser  Phrase  von  der  »Kohärenz«  überhaupt  verstan- 
den werden  kann.  :>Vor  1832  war  in  dem  grössten  Teile  der  städtischen 
Wahlkreise  das  Wahlrecht  zum  Parlament  in  den  Händen  der  geschlos- 
senen Korporationen,  d.  h.  kleiner  städtischer  Oligarchien:  einen  wei- 
teren ansehnlichen  Teil  der  Städtewahlkreise  bildeten  die  sogenannten 
Pocket  und  Nomination  Boroughs.  Wenn  nun  der  Besitzer  der  Ruinen 
von  Old  Sarum ,  oder  wenn  ein  Dutzend  armseliger  Häusler  in  dem 
einem  Territorialmagnaten  gehörigen  Dorfe  zugleich  den  Wahlkreis  und 
die  Kommune  vorstellten,  da  war  allerdings  das  Ideal  der  »»Kohärenz 
der  Wählerschaft««  im  Sinne  Gneist?,  vollständig  erreicht.  Da  gab  es 
gewiss  keinen  Konflikt  »»gesellschaftlicher  Interessen««,  der  in  dem 
»»Wahlakt««  zu  beklagenswertem  Ausdruck  gelangte.  Old  Sarum  eine 
Pflichtgenossenschaft !  Jene  städtischen  Wahlflecken  ,  deren  Freemen 
vor  jeder  Parlamentswahl  ihre  Stimmen  wie  eine  IVIarktware  feilboten, 
eine  Verkörperung  des  Wahlrechtes  als  staatlicher  Pflicht  und  persön- 
lichen Gemeindedienstes!  Man  wird  nicht  leicht  ein  Seitenstück  zu 
dem  epochalen  Missverständnisse  finden,  dem  Gneist  hier  im  Eifer  seiner 
Dogmatik  zum  Opfer  gefallen  ist.  Die  »»Kohärenz««  der  Wahlkörper, 
wenn  diese  Phrase  überhaupt  einen  Sinn  haben  soll,  kann  nur  als  Aus- 
druck der  Interessensolidarität  der  Wähler  angesehen  werden ;  dass 
eine  solche  dort  vorhanden  ist,  wo  das  Interesse  einer  einzigen  Klasse 
widerspruchslos  alle  anderen  beherrscht,  wie  dies  nn  XVHI.  Jahrhun- 
dert dem  »Landed  Interest'<  Englands  möglich  gewesen,  ist  ebenso 
klar  als  es  sinnlos  ist,  den  Mangel  derartiger  Kohärenz  der  Wahlkörper 
beim  wirklichen  repräsentativen  Parlamentswahlrecht  zu  vermissen  und 
als  konstitutionellen  Fehler  der  Verfassung  hinzustellen.  Das  masslose 
Verdammungsurteil ,    das    Gneist   über    das    reformierte  Parlament   aus- 
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spricht,  erweist  sich  also  bei  näherer  Betrachtung  als  die  Schrulle  eines 
Rechtshistorikers,  für  den  die  Entwicklung  des  Rechts  und  damit  die 
»»historische  Methode««  an  dem  Punkt  aufhört,  wo  die  Fortbildung  der 
Institutionen  den  vorgefassten  theoretischen  Dogmen  und  politischen 
Vorurteilen  zu  widersprechen  beginnt.  Eine  ernste  Begründung  seines 
Standpunktes  hat  Gneist  ebensowenig  versucht  als  irgend  ein  anderer 
der  zahlreichen  Verkünder  vom  Niedergange  allen  Parlamentarismus, 
die  ihm  gefolgt  sind  und  die  mit  besonderem  Behagen  aber  ebenso 
mit  völliger  Kritiklosigkeit  die  Verurteilung  des  englischen  Parlaments 
als  der  »»Mutter  aller  Parlamente««  wiederholt  haben  und  immer  wie- 
der vorbringen.«  Jener  ganze  ,  höchst  merkwürdige  Entwicklungspro- 
zess  einer  inneren  Verwaltung,  die  auf  der  konsequenten  Durchführung 
des  Prinzipes  demokratischer  Gleichberechtigung  aller  Staatsbürger 
auch  in  Bezug  auf  die  aktive  Führung  der  inneren  Administration  be- 
ruhte, und  die  Erfolge,  die  damit  erzielt  wurden,  »blieben  dem  Gesichts- 
kreise der  deutschen  Staatswissenschaft  und  Politik  fast  gänzlich  ferne, 
seitdem  Gneisfs  Schriften  das  Evangelium  von  der  »»obrigkeitlichen 
Selbstverwaltung  Englands« <:  ein  für  allemal  festgestellt  und  alle  Ab- 
weichungen von  diesem  »»klassischen  Selfgovernment<  «  mit  dem  Banne 
belegt  hatten.« 

Und  nicht  minder  blieb  unbeachtet,  wie  bei  jener  Umgestaltung 
die  festen  Tragpfeiler  des  englischen  Staatsgebäudes ,  die  Souveräni- 
tät und  Einheit  des  Rechtes  und  damit  die  dominierende  Stellung 
der  Gerichte  einerseits,  die  durch  solche  Rechtsauftassung  herbei- 
geführte originäre  Verwaltungsthätigkeit  des  Parlamentes  mittelst  der 
Local  Legislation  andererseits ,  uiiaeschwäclit  aufrecht  erhalten 
worden  sind.  Und  doch  »ist  es  eine  der  merkwürdigsten  und  bedeu- 
tungsvollsten Erscheinungen  der  politischen  Geschichte  dieses  Jahr- 
hunderts, dass  sich  diese  ganze,  die  Verwaltungsorganisation  Englands 
an  Haupt  und  Gliedern  reformierende  Gesetzgebung  im  Laufe  von  zwei 
Menschenaltern  vollständig  friedlich,  Schritt  für  Schritt,  vollzogen  hat, 
ohne  andere  Kämpfe  als  rein  sachliche  Diskussionen ,  ohne  innere 
Unruhen  und  ohne  die  geringste  Rechtsverletzung;  dass  das  grosse 
ethische  Element  in  der  englischen  Lokalverwaltung,  nämlich  die 
vollständige  Besorgung  der  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung  durch 
Selbstthätigkeit  der  Regierten,  erst  wieder  seit  der  Reform  im  demo- 
kratischen Sinne  zu  neuem  Leben  erweckt  worden  ist,  und  dass  erst 
die  auf  das  Wahlrecht  der  breiten  Massen  gestützte  Verwaltung  der 
Kommunen  befähigt  gewesen  ist,  jene  gewaltigen  Probleme  des 
modernen  Lebens  mit  Erfolg  in  Angriff  zu  nehmen,  die  der  inneren 
Verwaltung  unserer  Zeit  immer  mehr  den  Charakter  einer  angewandten 
Sozialpolitik  verleihen,  einer  Verwendung  öffentlicher  Gewalt  und  öffent- 
licher Mittel  im  Interesse  der  dauernden  Hebung  der  arbeitenden  Klas- 
sen in  physischer  und  kultureller  Hinsicht  zum   Zwecke  der  Kräftigung 
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der  ganzen  Nation  und  ihres  staatlichen  Lebens.  Nur  dann,  wenn  man 
also  die  G/ieist'schen  Formeln  und  Abstraktionen,  Urteile  und  Vorur- 
teile vollständig  beiseite  gesetzt  hat,  fällt  der  Schleier.,  der  dieses  in 
seiner  Gesamtheit  grossartige  Bild  der  friedlichen  Umwälzung  des  gan- 
zen inneren  Verwaltungsorganismus  einer  grossen  Nation  verhüllt,  ein 
Bild  der  unablässigen  Selbsterziehung  des  Volkes  und  der  unermüdli- 
chen Verbesserung  seines  staatlichen  Verwaltungsapparates ,  der  fort- 
währenden Steigerung  der  der  Verwaltung  gesetzten  Zwecke.«  Die  hie- 
mit  citierttn  Stellen  zeigen  dem  Leser,  was  er  im  wichtigsten  zweiten 
Teile  des  Werkes  zu  suchen  und  zu  finden  hat.  Schäffle. 

.S'  c  //  a  n  z  ,  Dfitier  Beitr  ag  zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung  und 
der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit.  Berlin,  C.  Heymann.  1901.  —  Die 
Schrift  ist  schon  dadurch  von  hohem  Wert,  dass  sie  mit  voller  Kennt- 
nis des  Materials  die  sämtlichen  seit  der  ersten  Schrift  hervorgetrete- 
nen Vorschläge  und  Versuche  zur  Sicherung  gegen  die  Not  aus  Ar- 
beitslosigkeit übersichtlich  vorführt ;  jeder  Leser  wird  dadurch  in  seinem 
Wissen  sich  bereichert  finden.  Die  eigentliche  Bedeutung  der  neuen 
Publikation  wird  dennoch  in  der  a  n  t  i  k  r  i  t  i  s  c  h  e  n  F  e  s  t  h  a  1 1  u  n  g 
d  e  s  b  e  k  a  n  n  t  e  n  V  o  i"  s  c  h  1  a  g  e  s  des  Verfassers  —  all- 
gemein o  b  1  i  g  a  t  o  r  i  s  c  h  e  r  S  e  1  b  s  t  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  m  i  1 1  e  1  s  t 
Spar  zwang  es  —  zu  erblicken  sein.  Seinen  alten  Gedanken,  welchem 
gegen  die  obligatorische  und  die  fakultative  eigentliche  Versichern  ng 
der  Vorrang  gewahrt  wird ,  formuliert  der  Verfasser  nun  (S.  390  f.) 
wie  folgt:  »Die  Aufgabe  ist  die,  dafür  zu  sorgen,  dass  jeder,  der 
arbeitslos  wird,  nicht  gänzlich  mittellos  sei,  gleichgültig,  ob  er  mit  oder 
ohne  Schuld  arbeitslos  geworden  ist;  das  soll  in  der  Weise  geschehen, 
dass  jeder  in  der  arbeitsreichen  Zeit  eine  Rücklage  macht,  die  mit 
den  Zuschüssen  des  Arbeitgebers,  der  Gemeinde 
und  des  Staates  gesperrt  bleibt  bis  zu  100  Mk.,  während  über 
den  Ueberschuss  frei  verfügt  werden  kann.  Die  gesperrte  Summe, 
auch  wenn  sie  nicht  100  Mk.  erreicht  hat,  steht  im  Fall  der  Ar 
beitslos  igkeit  zur  Verfügung ,  jedoch  nur  in  massigen  Wochen- 
beträgen. Der  Arbeitslose  verzehrt  sein  Guthaben;  darin  und  in  dem 
Umstand,  dass  der  Arbeiter  die  freie  Verfügbarkeit  über  die  noch  vor- 
handenen und  neuen  Einlagen  verliert,  solange  die  gesperrte  Summe 
nicht  überschritten  ist,  liegt  die  Prävention  gegen  Missbrauch.«  —  Ge- 
gen den  .SV/w//3'schen  V^orschlag  hat  sich  lebhaft  jene  Auffassung  geltend 
gemacht,  welche  die  Sicherung  gegen  Not  aus  Arbeitslosigkeit  a  u  s- 
s  c  h  1  i  e  s  s  1  i  c  h  den  »Arbeiterorganisationen«  übergeben 
sehen  will.  Demgegenüber  gelangt  nun  die  Antikritik  von  Schanz  zu 
folgender  Ablehnung:  »Die  Lösung  der  Frage  durch  die  Arbeiter- 
organisationen allein  ist  unmöglich  ;  zwar  ist  ihnen  dieser  Zweig 
geläufig,  sie  sind  auch  in  der  Lage  ,  über  ihre  Mitglieder  relativ  noch 
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am  wirksamsten  Kontrolle  zu  üben;  allein  in  keinem  Land  ist  auch 
nur  die  Majorität  organisiert,  und  viele  der  Organisierten  haben  die 
Versicherung  überhaupt  nicht.  Die  Arbeiterorganisationen  erweisen 
sich  zu  schwach  und  müssen  die  Versicherung  sehr  stark  einengen, 
d.  h.  negieren.  Eine  einseitige  finanzielle  Unterstützung  derselben  aus 
öffentlichen  Mitteln  kann  unmöglich  gebilligt  werden ;  das  würde  zwar 
ihre  Attraktionskraft  steigern,  aber  die  übrigen  Arbeiter  erbittern.  Für 
deutsche  Verhältnisse  erscheint  diese  Massregel  beinahe  indiskutabel, 
da  die  Arbeiter  sich  der  damit  verbundenen  Bevormundung  nicht  fügen 
mögen  und  das  Beamtentum  vielfach  eine  den  Arbeitervereinigungen 
wenig  entgegenkommende  Haltung  einnimmt.  Eben  deshalb  hat  für 
deutsche  Verhältnisse  vorerst  auch  keine  Aussicht  das  G  enter  Vor- 
gehen, nach  welchem  die  organisierten  Arbeiter  unterstützt,  den  nicht- 
organisierten  in  Form  der  Sparzulage  gleiche  Vorteile  zugewendet 
werden.«  Schanz  hat  wohl  unwiderleglich  recht  mit  der  Behauptung, 
dass  seinem  eigenen  Vorschlage  der  Vorwurf  der  Unvollständigkeit, 
Einseitigkeit,  Ungerechtigkeit  und  hiermit  Unausführbarkeit  nicht  ge- 
macht werden  könne.  Wäre  denn  aber  mit  den  durch  allgemeinen 
Notsparzwang  aufgesparten  100  Mk.  für  jedes  Individuum  schon  in  zu- 
reichenden und  in  einer  überall  den  besonderen  Verhält- 
nissen gerecht  werdenden  Weise  gesorgt  r  Dieser  Einsei- 
tigkeit giebt  ^\q\\ Schanz  nicht  hin.  Zwar  glaubt  er,  dass  für  die  »Mehr- 
zahl aller  Fälle«  seine  Versicherungsweise  »ausreichen«  wird  (S.  395). 
Zu  einem  Mehr,  was  die  Arbeiterorganisationen  zusätzlich  leisten 
könnten,  stellt  sich  aber  Schanz  sympathisch  und  in  der  That  sollte 
man  meinen ,  dass  der  Schanz  'ic\\&  und  der  Gewerkschaftler-Gedanke 
praktisch  sich  ganz  gut  vertragen.  Schanz  %^%\.  ausdrücklich:  »es  steht 
nichts  im  Wege,  im  G  e  g  e  n  t  h  e  i  1  man  m  u  s  s  wünschen,  dass 
die  Arbeiterorganisationen  eine  Z  u  s  a  t  z  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g 
ausbauen  und  ihre  Mitglieder  nocli  einige  Zeit  unterstützen ,  wenn 
die  Zwangssparguthaben  aufgezelirt  sind.  Sie  bleiben  dann  unbevor- 
mundet,  brauchen  ihre  Fonds  nicht  nach  Zwecken  streng  zu  sondern 
und  vermögen  gerade  bei  länger  dauernden  arbeitslosen  Perioden  ihre 
Mitglieder  gegen  die  Almosengenössigkeit  zu  schützen.  Es  ist  auch 
für  sie  ein  wesentlicher  Schutz,  wenn  der  Arbeitslose  erst  sein  Gut- 
haben angreifen  muss ,  ehe  er  auf  ihre  Kasse  rekurrieren  kann.  Bei 
der  naturgemässen  Beschränktheit  der  obligatorischen  Selbstver- 
sicherung bleibt  ihnen  noch  ein  Feld  der  Wirksamkeit,  so  dass  ihre 
Kassen  nicht  eben  reine  Strikekassen  zu  sein  brauchen.«  —  Die  Ar- 
beitslosigkeitsversicherung nach  dem  Scha)iz%Q\\t\\  Vorschlag,  hört  auf 
reine  Selbst  Versorgung  zu  sein ,  sofern  zu  den  Sparrücklagen  der 
Arbeiter  Beiträge  der  Gemeinde,  des  Staats  und  des  Reichs 
hinzukämen.  Mit  solchen  Zuschüssen  rechnet  aber  auch  ScJianz.  Der 
Arbeiter    selbst    soll    gezwungen    sein,    immerfort    anzusammeln,    unter 
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Sperrung  der  ersten  loo  Mk.  bis  der  Fall  der  Arbeitslosigkeit  eintritt. 
Ist  dieser  Fall  gegeben ,  so  wird  das  Zwangsersparnis  verbraucht  mit 
7io  des  bisherigen  Taglohns.  Wenn  dann  das  eigene  Guthaben  von 
Arbeitslosen  erschöpft  ist,  so  soll  jedem  Arbeiter,  welcher  50  Mk.  an- 
gespart hat,  Weiteres  gereicht  werden  bis  zum  Betrage  von  30  Mk., 
und  zwar  aus  Beiträgen  zu  ^/a  Seitens  der  Arbeitgeber,  zu  je  V/4  Seitens 
der  Gemeinde  und  des  Staates;  Arbeiter,  welche  sich  bis  zu  150  Mk. 
Guthaben  sperren  lassen,  würden  ausserdem  3  Mk.  jährlich  vom  Reiche 
zugeschossen  erhalten.  Schanz  findet  die  so  entstehenden  Zuschussbe- 
lastungen nicht  von  bedrohlicher  Grösse ;  gegen  Krankheit  versichert 
seien  derzeit  9,3  Mill.  Personen,  nehme  man  an,  dass  davon  jedes  Jahr 
ein  volles  Drittel  arbeitslos  werde  und  jeder  Arbeitslose  die  30  Mk. 
Zuschuss  voll  in  Anspruch  nehme,  so  ergebe  das  einen  Jahreszuschuss 
von  93  Mill.  Mk.,  halb  von  dem  Arbeitgeber,  zu  je  V^  ^'om  Staat  und 
den  Gemeinden  zu  leisten;  für  das  Reich  rechnen  sich  13,5  Mill.  Mk. 
Zuschuss.  —  Sind  die  Zuschüsse  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  recht- 
fertigen: Dem  Referenten  erscheint  dieses  noch  immer  zweifelhaft. 
Der  Beitrag  selbst  ist  nicht  unbeträchtlich  ;  doch  werden  es  mehr  grund- 
sätzliche Bedenken  sein,  welchen  die  öffentlichen  Beiträge  durch  Ge- 
meinde, Staat  und  Reich  ausgesetzt  bleiben  werden.  Weniger  können 
die  Beiträge  der  Arbeitgeber  Anstoss  erregen  ;  die  Unternehmer  selbst 
geben  zur  Arbeitslosigkeit  mehr  oder  weniger  Anlass  und  sollten  inte- 
ressiert werden ,  die  Arbeitslosigkeit  verhüten  zu  helfen.  —  Auch  ohne 
öffentliche  Zuschüsse  behielte  eine  Institution  nach  den  Ideen  von 
Schanz  ihren  Wert,  und  wenn  als  das  ideale  Endziel  die  allgemeine 
aber  gegliederte  arbeitergenossenschaftliche  Versorgung  angesehen 
werden  will  und  vielleicht  auch  darf,  so  scheint  der  allgemeine  Spar- 
zwang nach  ScJianz  für  die  allgemeine  Gründung  erster  A  n- 
fänge  der  Arbeitslosigkeits-Selbstversorgung  bahn- 
brechend werden  zu  können.  Schäffle. 

Jean  Jaurcs,  Mitglied  der  franz.  Abgeordnetenkammer,  aus 
Theorie  und  Praxis,  Autorisierte  Uebersetzung  aus  dem  Französischen 
von  Dr.  Albert  Südekuni ,  Mitglied  des  deutschen  Reichstags.  1902, 
Verlag  der  sozialistischen  Monatshefte  Berlin.  • — •  Der  Verlag  der  so- 
zialistischen Monatshefte,  dessen  Schriften  jedem  Politiker  authentische 
Aufklärung  über  die  Vorgänge  und  Strömungen  in  der  sozialistischen 
Welt  verschaffen  und  daher  allgemeine  Beachtung  verdienen,  bietet  mit 
»Aus  Theorie  und  Praxis«  von  J.  J.  eine  besonders  schätzenswerte  Gabe  in 
trefflicher  Uebersetzung  des  Originals.  Am  meisten  zeitgenössisches  Inter- 
esse hat  die  Nachweisung  über  den  Radikalismus  Liebknecht' s  gegenüber 
dem  sozialdemokratischen  Opportunismus,  welchen  Jaiires  vertritt. 

Unter  dem  Uebrigen  »aus  Theorie  und  Praxis«  soll  das  politische 
Urteil,  welches  der  obwohl  opportunistische,  doch  überzeugte,  nament- 
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lieh  aber  zielbewusste  Sozialist  über  den  G  e  n  e  r  a  Is  t  r  i  k  e  fällt, 
hervorgehoben  sein ,  zugleich  zur  Trobe  für  die  kräftige  Dialektik 
und  für  die  gedankliche  Klarheit  von  Jean  Jaurcs.  Dieser  äus- 
sert über  den  Generalstrike  und  über  dessen  mit  dem  Kopf  durch  die 
Wand  rennende  Apostel  die  folgende  recht  ernst  zu  nehmende  An- 
sicht: »Das  Wort  bedeutet,  dass  die  wichtigsten  Arbeiterorganisa- 
tionen, diejenigen,  die  das  ganze  Produktionssystem  beherrschen,  auf 
einmal  die  Arbeit  einstellen.  Wenn  z.  B.  die  Eisenbahner,  die  Berg-, 
Hafen-  und  Dock-,  die  Metallarbeiter,  die  x'\rbeiter  in  den  Webereien, 
Spinnereien  und  die  Bauarbeiter  in  den  Grossstädten  ihre  Arbeit  auf 
einmal  einstellten  ,  so  würde  das  ein  Generalstrike  sein.  Ein  solcher 
bedingt  nicht,  dass  die  Gesamtheit  der  Organisationen  aufmarschiert; 
es  ist  nicht  einmal  nötig,  dass  in  den  Korporationen,  die  an  der  Be- 
wegung teilnehmen,  sämtliche  Arbeiter  striken.  Es  genügt,  dass  die 
Korporationen  in  d  e  n  B  r  a  n  c  h  e  n  ,  in  denen  die  K  a  p  i  - 
t  a  1  m  a  c  h  t  am  meisten  konzentriert  und  die  Arbeiter- 
macht  am  besten  organisiert  ist  und  die  sozusagen  den  Kern 
des  ökonomischen  Systems  bilden,  die  Arbeitseinstellung  beschliessen; 
und  es  genügt ,  dass  eine  so  grosse  Anzahl  von  Arbeitern  mitstriken, 
dass  die  Arbeit  ]iraktisch  eingestellt  wird.  Versteht  man  so  den 
G  e  n  e  r  a  1  s  t  r  i  k  e  ,  so  k  a  11  n  man  nicht  s  a  g  e  n  ,  d  a  s  s  e  r  c  h  i  - 
m  arisch  oder  unwirksam  sei.  Nach  Massgabe  der  Ausdeh- 
nung der  Organisation  der  Arbeiter  werden  diese  Gesamtbewegungen 
möglich.  Und  wenn  sie  begonnen  werden,  können  sie  auf  die  herr- 
schenden Klassen  einen  tiefen  Eindruck  machen.  Es  ist  dann  nicht 
eine,  und  sei  es  auch  noch  so  mächtige  Korporation ,  die  die  Arbeit 
niederlegt,  sondern  es  ist  eine  Gesamtheit  von  Organisationen.  Die 
Bewegung  ist  also  keine  rein  gewerkschaftliche  mehr, 
sondern  eine  K  1  a  s  s  e  n  b  e  w  e  g  u  n  g.  Wie  könnte  eine  allge- 
meine Bewegung  der  im  eminenten  Sinne  produktiven  Klasse,  die  durch 
nichts  zu  ersetzen  ist,  ohne  Wirkung  bleiben  !  —  Der  Generalstrike  ist 
praktisch  oder  chimärisch,  nützlich  oder  verhängnisvoll,  je  nach  den 
Bedingungen,  unter  denen  er  sich  vollzieht,  je  nach  der  Methode,  die 
er  anwendet  und  dem  Ziele,  das  er  sich  gesteckt  hat.  y.'s  Mei- 
nung nach  giebt  es  d  r  e  i  u  n  e  n  t  b  e  h  r  1  i  c  h  e  \'  o  r  a  u  s  s  e  t  z  u  n  g  e  n 
für  einen  nützlichen  Generalstrike:  -  Erstens  muss  das 
Ziel,  für  das  er  begonnen  wird,  die  Arbeiterklasse  wirklich  und  mäch- 
tig begeistern;  zweitens  muss  ein  grosser  Teil  der  öffentlichen 
Mein  u  n  g  vorbereitet  sein  und  die  Rechtmässigkeit  d  e  s  Z  i  e  1  s 
anerkennen;  drittens  darf  der  Generalstrike  nicht  wie  eine  ver- 
steckte Anwendung  der  Gewalt  erscheinen,  sondern  als  die 
Ausübung  des  Strikerechtes ,  nur  in  grösserem  Umfang  und  mit  ei- 
nem entschiedeneren  Klassencharakter.«  Dazu  heisst  es 
weiter:  ;.Die  Arbeiterschaft  wird  sich  nicht  für  eine  allgemeine  Formel, 
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wie  es  die  Einführung  des  Kommunismus  wäre,  erheben.  Die  soziali- 
stische, die  kommunistische  Idee  ist  stark  genug,  um  die  allmähUchen, 
stufenvveis  vorwärtsschreitenden  Bestrebungen  des  Proletariats  zu  leiten 
und  zu  führen.  Es  organisiert  sich  und  kämpft,  um  sich  dieser  Idee 
täglich  mehr  zu  nähern  und  sie  allmählich  zu  verwirklichen.  Die  Idee 
der  sozialen  Revolution  muss  sich  aber  in  b  e  s  1 1  m  m  t  e  n  Ford  e- 
rungen  verkörpern,  um  eine  grosse  Bewegung  hervorzurufen.  Eine 
Revolution  ist  nur  und  kann  nur  sein  ,  wo  ein  B  e  w  u  s  s  t  s  e  i  n  vor- 
handen ist;  diejenigen,  die  so  eine  Art  Maschine  bauen,  um  das  Pro- 
letariat fast  unmerklich  in  die  Revolution  hineinzuschieben,  und  ihm 
dadurch  gleichsam  eine  Ueberraschung  bereiten  wollen,  gehen  einen  ver- 
kehrten Weg  und  arbeiten  der  wahren  revolutionären  Bewegung  ent- 
gegen. Sich  einzubilden ,  dass  eine  B.evolution  das  Ergebnis  einer 
Täuschung  sein  könne,  dass  man  das  Proletariat  über  sich  selbst  hin- 
aus fortzureissen  vermöchte,  das  ist,  mit  Verlaub,  eine  Kinderei. 
Die  Umwandlung  aller  sozialen  Verhältnisse  kann 
nicht  durch  einen  Trick  bewirkt  werde  n.  So  ohn- 
mächtig der  Generalstrike  als  revolutionäre  Methode  ist,  so  ist  doch 
die  ihm  zu  Grunde  liegende  Idee  ein  revolutionärer  Gradmesser 
erster  Ordnung.  Er  ist  weit  mehr  eine  furchtbare  Warnung  für  die 
privilegierten  ,  als  ein  Befreiungsmittel  für  die  ausgebeuteten  Klassen. 
Er  ist  mitten  im  Herzen  der  kapitalistischen  Gesell- 
schaft eine  d  u  m  p  f  e  D  r  o  h  u  n  g  ,  die,  wenn  auch  pur  in  einem 
ohnmächtigen  Wutausbruch  sich  lösend,  doch  auf  eine  organische 
Unordnung  deutet,  die  nur  durch  eine  grosse  Umwandlung  geheilt 
werden  kann.  Schliesslich,  wenn  die  Regierenden  die  Thorheit  bege- 
hen sollten,  an  die  dürftigen  eroberten  Freiheiten,  an  die  spärlichen 
Kampfmittel  der  Proletarier  zu  rühren,  das  allgemeine  Stimmrecht  zu 
gefährden,  das  Vereinigungs-  und  Strikerecht  durch  Unternehmerbru- 
talität und  Polizeiverfolgungen  illusorisch  zu  machen,  dann  würde  der 
gewaltthätige  Generalstrike  sicherlich  die  spontane  Form  der  Arbeiter- 
revolte sein-,  eine  äusserste  und  verzweifelte  Zuflucht,  ein  Mittel, 
mehr  geeignet,  d  e  n  F  e  i  n  d  z  u  s  c  h  ä  d  i  g  e  n  ,  als  sich  selbst 
zu  retten.  Die  Arbeiterklasse  wäre  aber  das  Opfer  einer  ver- 
hängnisvollen Illusion  und  einer  Art  krankhafter  Be- 
sessenheit, wenn  sie  das,  w  a  s  n  u r  die  Taktik  de  r  Y  e  v z  w  e  i f- 
lung  sein  kann,  als  eine  Methode  der  Revolution  auffassen 
wollte.  Ausser  den  konvulsivischen  Anfällen ,  für  die  man  keinerlei 
Voraussicht  und  Regel  haben  kann  und  die  manchmal  in  der  Ge- 
schichte das  äusserste  Hilfsmittel  in  der  höchsten  Not  sind,  giebt  es 
heute  für  den  Sozialismus  nur  eine  unfehlbare  Methode:  die  Majo- 
rität a  u  f  g  e  s  e  t  z  1  i  c  li  e  m  Wege  zai  erobern.«  S  c  h  ä  f  f  1  e. 

Sc  hurt  z,  Hei  nr  i  c  Ii.      Urgeschichte  der  Kultur.     Mit  434  Abbil- 
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düngen  im  Text,  8  Tafeln  im  Farbendiuck,  15  Tafeln  im  Holzschnitt 
und  Tonätzung  und  i  Kartenbeilage.  Lei])zig  und  Wien.  Bibliogr.  In- 
stitut. 1900.  —  Das  vorzüglich  ausgestattete  Werk,  welches  die  gesamten 
Kulturanfänge  zur  Darstellung  zu  bringen  beflissen  ist,  ist  frei  von  jedem 
Anflug  materialistischer  Weltanschauung,  aber  nicht  minder  fern  von 
irgendwelcher  Anwandlung  des  modernsten  Mystizismus.  »Die  Kultur 
selbst«  —  sagt  schon  das  Vorwort  —  »ist  es,  die  den  Veränderungen 
der  Organe  und  des  Körperbaues  halt  geboten  hat ;  wer  die  Geschichte 
einer  Tiergattung  studieren  will,  muss  ihre  körperlichen  Umbildungen 
zu  verfolgen  suchen,  wer  aber  die  Menschheit  zu  verstehen  strebt,  hat 
vor  allem  anderen  die  Entwicklung  der  Kultur  ins  Auge  zu  fassen.« 
In  der  Einleitung  wird  sofort  gefragt:  »was  ist  in  Wahrheit  die  Kultur?« 
Es  wird  geantwortet;  »Kultur  ist  Erbschaft  der  Arbeit  vorhergehender 
(Generationen,  so  weit  sie  sich  in  den  Anlagen,  in  dem  Bewusstsein, 
der  Arbeit  und  den  Arbeitsergebnissen  der  jedesmal  Lebenden  ver- 
körpert. . .  Der  Mensch,  seit  er  sich  von  einer  niederen  Stufe  zu  sei- 
ner jetzigen  Körperbeschaffenheit  entwickelt  hat,  bildet  sich  nicht  mehr 
körperlich  um,  bei  ihm  ist  an  die  Stelle  der  leiblichen  Differenzierung 
vollständig  die  Ausbildung  des  Gehirns  und  der  im  Gehirn  konzen- 
trierten Kräfte,  also  des  Geistes  getreten  ;  bei  den  Thieren  gehen  gei- 
stige Entwicklung  und  körperliche  Differenzierung  meist  parallel,  beim 
Menschen  verschwindet  die  letztere  ganz  zu  Gunsten  des  geistigen 
Fortschritts. ,  Der  Geist  setzt  der  unbewussten  Zweckmässigkeit  der 
Naturkräfte  eine  bewusste  Zweckmässigkeit  entgegen  ,  die  ihn  zuwei- 
len in  einen  Gegensatz  zur  Natur  bringt  und  zugleich  über  deren  dunk- 
les Treiben  hinaus  auf  eine  neue  bisher  unerreichte  Stufe  zu  heben  ver- 
spricht. Dennoch  sind  instinktives  und  vernünftiges  Handeln  dem  Men- 
schen gleich  unentbehrlich.  Man  kann  sagen,  dass  die  Thätigkeit  des 
Gehirns  vor  allem  darin  besteht,  i  m  m  e  r  neue  als  zweckmässig 
erkannte  Reihen  von  Handlungen  in  automatische,  in 
sekundäre  Instinkte  zu  verwandeln  ,  die  nun  auch  ohne  beständige 
Kontrolle  des  Verstandes  wirksam  werden ,  was  im  Grunde  auf  eine 
Entlastung  des  Geistes  hinausläuft.  Darin  tritt  das  Wesen  der  Kul- 
turarbeit hervor:  sie  strebt  dahin,  an  die  Stelle  des  unbewusst  Zweck- 
mässigen,  an  die  Stelle  der  Triebe  und  der  primitiven  Instinkte  die 
klare  Erkenntnis  der  Ursachen  und  Ziele  zu  setzen  und  damit  den  Anstoss 
zu  bewusst  zweckmässigem  Thun  zu  geben,  aber  sie  kann  das  nur, 
indem  sie  das  Gewonnene  in  mechanisch  sich  folgende  Vorstellungs- 
ketten verwandelt  etc.«  Mit  dieser  allgemeinen  Charakteristik  des 
Werkes  muss  sich  diese  Anzeige  genügen  lassen.  Jeder  besondere 
Abschnitt  bietet  anregende  selbständige  Gedanken  des  Kulturgeschichts- 
forschers in  grosser  Fülle.  Schäffle. 

Dietzel,    Uelnrlc/i,    Sozialpolitik    und   Handelspolitik.      Berlin 
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L.  Simion  ( Yolksw.  Zeitfiagen,  herausg.  von  der  volksw.  Ges.  in  Berlin 
188/190),  1902.  —  Die  Schrift  ist  eine  antikritische  Auseinandersetzung 
mit  A.  Wagner  in  der  Schutzzoll-  und  Freihandels-Kontroverse  aus  An- 
lass  des  im  Reichstag  schwebenden  Zolltarifs  des  Grafen  Posadowsky. 
An  dieser  Stelle  kann  auf  die  Einzelheiten  des  Tagesstreites  der  beiden 
Gelehrten  nicht  eingegangen  werden;  die  meisten  Leser  dieser  Zeit- 
schrift werden  die  Ausführungen  beider  Schriftsteller  aus  dem  Original 
kennen  und  ihr  Urteil  sich  selbst  gebildet  haben.  Dagegen  wird  auf 
die  Ausführungen ,  welche  Dietzel  bez.  der  Kartelle,  Trusts, 
Ringe  eintlicht,  mit  Nachdruck  aufmerksam  zu  machen  sein  ;  die  kar- 
tellpolitische Erörterung  hat  erst  begonnen  und  ein  Urteil  hiezu  hat 
von  solcher  Seite  kommend  Anspruch  auf  nachhaltige  Beachtung.  — 
Eine  Aeusserung  Wagners  ging  dahin:  >^Trusts,  Kartelle,  Privatmono- 
pole führen  zur  Ausbeutung  der  Arbeiter  wie  der  Konsumenten,  zur 
Stärkung  des  Privatkapitalismus  und  schlimmster  Form  der  Plutokratie.« 
Das  Wort  war  von  Wagner  für  den  »Agrarstaat«  gegen  den  »In- 
dustriestaat« eingelegt.  Dieses  h^l  Dietzel  veranlasst,  mit  aller 
Schärfe  die  Ansicht  zu  vertreten,  dass  das  Trustwesen,  bezw.  Trust- 
unwesen durch  den  Hochschutzzoll  zwar  nicht  ganz  erzeugt,  aber  stark 
gemästet  werde  und  dass  es  in  keiner  seiner  Anwendungen  bedroh- 
licher sei,  als  in  derjenigen,  welche  ihm  die  Obersten  der  x\grarier  — 
mit  Vermeidung  des  Wortes  —  zu  geben  Willens  sind  und  im  Begriffe 
stehen.  Referent  glaubt  angesichts  der  kartellpolitischen  Kämpfe,  wel- 
chen wir,  was  auch  das  Schicksal  des  Posadowsky-Tarifes  werden  mag, 
sicher  entgegengehen,  die  Auffassung  Dietzels  auch  an  dieser  Stelle 
festhalten  zu  sollen.  Der  angesehene  Gelehrte  bemerkt :  »Man  zählt  zu 
den  notwendigen  Begleiterscheinungen  der  Industrie  staatlichen  Ent- 
wickelung  die  Trusts,  Syndikate,  Privatmonopole.  Ist  nicht  vielmehr 
das  Kartellwesen  eine  der  notwendigen  Begleiterscheinungen  der  Gross- 
betrieb s  tendenz,  des  allgemeinsten,  des  G  r  u  n  d  p  h  an  o  m  e  n  s 
des  modernen  Erwerbslebens  ?  In  A  g  r  a  r  s  t  a  a  t  e  n  wie  in  Industrie- 
staaten, in  Ländern,  wo  die  weltwirtschaftliche  Entwicklung  freies  Spiel 
hat,  wie  in  Ländern,  wo  der  Staat  die  nationalwirtschaftliche  Entwick- 
lung begünstigt,  hat  es  seine  Stätte.  Das  grandioseste  Syndi- 
kat s  p  r  o  j  e  k  t ,  das  die  Welt  1 )  i  s  h  e  r  gesehen  hat,  —  das 
Projekt  des  r  u  s  s  i  s  c  h  -  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  n  W  e  i  z  e  n  s  }•  n  d  i- 
k  a  t  s  —  ist  i  m  H  i  r  n  d  e  s  M  i  n  i  s  t  e  r  s  e  i  n  e  s  h  o  c  h  p  r  o  t  e  k  - 
tionistischen  Agrarstaats  ( \\'itte)  e  n  t  s  t  a  n  d  e  n.  .  . .  Das 
Protektionssystem  die  »»alleinige  Mutter  der  Trust  s« «  zu 
nennen  ,  ist  z  w  a  r  v  e  r  k  e  h  r  t.  Gegen  solche  Uebertreibung  haben 
neuerdings  z.  B.  Jenks  und  AsJilcy  mit  vollstem  Recht  Widerspruch  er- 
hoben. Denn  Syndikate  finden  sich  in  allen  Branchen ,  wo  die  Gross- 
betriebstendenz bis  zu  einem  gewissen  Punkte  sich  durchgesetzt  hat, 
wo   die  Zahl    der   ausschlaggebenden  L^nternehmungen    nur   noch    eine 
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geringe  ist,  wird  die  Kartellierungstendenz  ausgelöst;  in  Erwerbszweigen 
die  eines  Schutzzolles  entbehren  ,  wie  in  solchen ,  die  seiner  teilhaftig 
sind.  A  !:>  e  r  zweifellos  ist,  d  a  s  s  —  unter  sonst  gleichen 
Umständen  —  die  Kartellierungstendenz  weit  gün- 
stigeren Boden  findet,  wenn  eine  Branche  z u f  o  1  g  e  Sc h u  t z- 
Zolls  au  f  d  e  m  inner  t-  n  Markte  einen  Vorsprung  vor  der  aus- 
wärtigen Konkurrenz  hat;  desto  günstigeren  Boden,  je  grösser  dieser 
Vorsprung.  Nicht  minder  zweifellos,  dass  viele  Kartelle,  über  deren 
wucherisches  Gebahren  geklagt  wird,  derartige  Ausbeutung  nicht 
treiben  könnten  ohne  Schutzzoll!  Weshalb  ist  denn  in  den 
Vereinigten  Staaten  die  Aera  der  allgemeinen  »Vertrustung«  erst  seit 
dem  D  i  n  g  1  e  y  -  Tarif  angebrochen?  Weshalb  ist  hier  die  Bewegung, 
welche  früher  nur  allmählich  Terrain  gewann,  früher,  abgesehen  von 
wenigen  Grosskartellen  wie  der  Standard-Oil-Comp.  und  der  Sugar  Re- 
fining  Comp.,  nur  Syndikate  massiger  Grösse  zu  Leben  brachte,  erst 
seit  1898  vorwärts  geeilt  in  »leaps  and  bounds«,  und  hat  wahrhaft  gi- 
gantische »Kombinationen«  auf  so  vielen  Gebieten  der  Industrie  gleich- 
zeitig hervorgezaubert?  Weshalb  rotten  sich  erst  seitdem  die  gewerb- 
lichen Unternehmungen  verschiedenster  Art  mit  so  unheimlicher  Schnelle 
zu  so  fabelhaften  Massen  zusammen?  Weshalb  jetzt  erst  dies  »whole- 
sale  attempt,  to  kill  legitimate  competition?«  (Nach  dem  Zensus  von 
1890  betrug  das  in  Industrieunternehmen  überhaupt  angelegte  Kapital 
26  Milliarden  Mark;  seit  1890  mag  es  um  ein  Drittel,  vielleicht  auf 
35  Milliarden  gewachsen  sein  ;  wenn  nun,  wie  behauptet  wird,  die  Syn- 
dikate in  den  Jahren  1898  und  1899  ein  Kapital  von  rund  31  Milliar- 
den an  sich  gezogen  haben,  so  wären  demnach  von  der  Vertrustung 
nur  etwa  12  Proz.  verschont  geblieben.)  —  .  .  Gewiss  sind  nicht  alle 
amerikanischen  Trusts  Schösslinge  des  Protektionssystems.  Beispiels- 
weise nicht  der  Petroleumtrust,  welcher  seine  Wurzel  in  dem  natu  r- 
liehen  Monopol  hat,  dessen,  zusammen  mit  Russland,  die  Union  sich 
bezüglich  dieses  grossen  Stapelartikels  erfreut.  Aber  schon  das  andere 
der  beiden  Grosskartelle,  die  vor  1897  das  Hauptinteresse  und  die 
Hauptgegnerschaft  auf  sich  konzentrierten  —  der  Zuckertrust  — 
ist  eine  Frucht  des  Hochschutzzolls.  Havemeyer  hat  selbst,  bei  Gelegen- 
heit einer  gegen  diesen  Trusst  gerichteten  Enquete,  sich  darauf  be- 
rufen ,  dass  die  eigentliehe  Veranlassung  für  dessen  Entstehen ,  sowie 
für  das  Entstehen  anderer  Trusts,  in  der  Zollpolitik  zu  suchen  sei.  Und 
bezüglich  der  Mehrzahl  der  industriellen  Syndikate,  welche  in  den  letzten 
Jahren  emporschössen,  Hesse  sich  der  Nachweis,  dass  sie  den  künst- 
lichen Monopolen  entstammen,  welche  der  Dingley-Tarif  den 
betreffenden  Gewerben  gewährt  hat,  mit  Leichtigkeit  erbringen.  ...  Bei 
Schutzzoll  ist  die  Wahrscheinlichkeit  grösser,  dass 
aus  dem  Kartellwesen  das  Unheil  erwachse,  das  seine  Gegner  von  ihm 
fürchten,  dass  Unternehmerverbände  ihre  Macht  einerseits  missbrauchen 
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zu  Preistreiberei  im  I  n  1  a  n  d  e  ,  andererseits  —  was  damit  eng 
zusammenhängt  —  zu  Preisschleuderei  i  m  A  u  s  1  a  n  d  e.  Syn- 
dikate, welche  innerhalb  der  vaterländischen  Grenzpfähle  das  Angebot 
beherrschen,  können  die  eigene  Nation  entsprechend  dem  Masse 
der  Tarifchance  schröpfen,  während  sie  fremden  Nationen  zu  Be- 
dingungen, die  kosmopolitische  Brüderlichkeit  atmen,  verkaufen.  Die 
Hochprotektion  kann  führen  zum  Schutz  der  f  r  e  m  d  e  n  A  r  b  e  i  t, 
zur  Benachteiligung  der  Produzenten  wie  der  Konsumenten  des  eige- 
nen Landes.  Wo  dieser  Effekt  eintritt,  da  wird  die  Phrase  vom 
Schutz  der  nationalen  Arbeit  zu  einer  krassen,  man 
sollte  meinen,  auch  dem  e  i  n  g  e  f  1  e  i  s  c  li  t  e  s  t  e  n  Zöllner 
e  r  k  e  n  n  b  a  r  e  n  L  üg  e.  .  .  .  Die  hohen  Profite,  welche  den  Syndikaten 
dank  der  Herrschaft  über  den  nationalen  Markt  zufiiessen,  gestatten 
ihnen,  den  Kunden  auf  dem  Weltmarkt  ein  Geschenk  aus  der  Tasche 
der  lieben  Mitbürger  zu  machen.  Je  höher  der  Schutzzoll,  desto  grösser 
kann  dies  Geschenk  sein.  Je  höher  der  Schutzzoll,  desto  stärker  wird 
der  Antrieb,  es  zu  gewähren;  denn  je  höher  der  Preis,  welcher  im 
Inlande  erpresst  zu  werden  vermag,  je  mehr  demzufolge  der  Kreis  der 
Kauffähigen  auf  dem  innern  Markt  einschrumpft,  desto  notwendiger 
wird  es  den  Export  zu  pflegen,  um,  trotz  dieses  Hemmnisses, 
die  Produktion  mehr  und  mehr  e  r  w  e  i  t  e  r  n  und  damit  zu  geringeren 
Spesen  arbeiten  zu  können.  Dem  Freihandel  wird  vorgeworfen,  dass 
unter  diesem  Regime  » »Tribut  ans  Ausland««  gezahlt  werde.  In  Wahr- 
heit droht  solche  Gefahr  vom  Schutzzoll.  In  Deutschland  jammert  man 
jetzt  über  die  Springflut  der  nordamerikanischen  Fabrikatenkonkurrenz, 
über  den  Beginn  der  industriellen  Suprematie  der  neuen  Welt.  In  Eng- 
land sieht  man  die  Sache  etwas  kühler  an  —  ist  es  denn  wirklich,  frug 
neulich  der  »Economist«,  ein  Glück  für  die  Union,  wenn  dort,  dank 
Tarif  und  Trusts,  die  Fabrikatpreise  stark  geschraubt  werden,  während 
sie,  behufs  Forcierung  des  Absatzes  im  Auslande,  hier  herabgesetzt  wer- 
den, —  erbringt  es  wirklich  eine  Bereicherung  für  die  Yankees,  wenn 
•»Americans  are  taxed  for  the  benefit  of  foreign  pure  hasers  of  their  manu- 
faciured  produdsi.  ?  Nach  einer  französischen  Berechnung  beträgt  im 
Durchschnitt  der  Schutzzoll,  seit  Erlass  des  Dingley-Tarifs,  etwa  40  Proz. 
des  Wertes.  Mit  ihm  schlug  die  Geburtsstunde  der  Riesenringe,  begann 
eine  gewaltige  Preistreiberei  im  Lande  des  Sternenbanners,  eine  gewal- 
tige Preisschleuderei  im  x\uslande.  Als  die  Federal- Steel-Comp.,  die  Vor- 
läuferin des  Morgan-Trusts,  1898  begründet  war,  wurde  deren  Motiv 
verkündet:  »Hochhaltung  der  Preise  auf  dem  geschützten  inneren  Markt, 
Herabsetzung  der  Preise  auf  dem  Weltmarkt ,  behufs  Bekämpfung  der 
europäischen  Nebenbuhler«  ....  —  Als  neulich  im  L^nionsparlament  der 
Antrag  auf  Beseitigung  des  Stahlzolles  —  von  republikanischer  Seite ! 
—  gestellt  wurde,  konnte  die  protektionistische  Presse  die  Thatsache 
der  Auslandsbegünstigung  nicht  leugnen.    Aber  sie  verteidigte  den  Hoch- 
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Schutztarif  aus  dem  Interesse  der  kleineren  Werke,  welche  nicht  für  die 
Ausfuhr  liefern  könnten;  diese  müssten  schliessen,  wenn  der  Zoll  fiele, 
der  Preis  im  Inlande  sänke.  Der  Referent  im  >/Exportc  entgegnete 
ganz  richtig:  wie  lange  werde  es  denn  dauern,  bis  diese  kleineren 
Werke  verschwunden  seien,  aufgesogen  oder  »zertreten  wie  kleine  Wür- 
mer« von  dem  Koloss  des  Milliarden-Trusts?  »»Trusts  und  Syndikate, 
welche  im  Inlande  teurer  verkaufen  als  nach  dem  Auslande,  spielen 
die  grösste  Rolle  in  den  Vereinigten  Staaten  ;  es  mag  deren  allerdings 
auch  in  Europa  geben«  <-  —  so  stand  neulich  in  einer  grossen  deutschen 
Zeitung  zu  lesen.  Es  giebt  deren  allerdings.  Dass  sie  nicht  zu  dem 
Masse  der  Auslandsbegünstigung  sich  erdreisten ,  wie  ihre  nordameri- 
kanischen Kollegen,  erklärt  sich  daraus,  dass  ihnen  [bisher]  kein  so 
hohes  Mass  der  Tarifbegünstigung  zu  Teil  geworden  ist  wie  diesen.  .  . 

Dem  Freihandel   giebt  man  zur  Schuld,    dass  er   der  »Ueber- 

schwemmung«  des  nationalen  Erwerbsfeldes  mit  fremder  Ware  Vor- 
schub leiste.  In  Wahrheit  gilt  die  Behauptung  vom  Schutzzoll.  Je  höher 
er  ist,  je  kräftigere  »Förderung  und  Mästung«  (ScJwwUer)  damit  dem 
Kartelhvesen  zu  Teil  wird,  desto  sicherer,  dass  solche  Ueberschwem- 
mung,  welche  bei  Freihandel  nur  in  anormalen  Zeiten,  zufolge  Ueber- 
produktion  im  Auslande,  platzgreift,  eine  dauernde  Erscheinung  werde. 
Die  ausländischen  Kartelle  bieten  zu  Schleuderpreisen  im  Inlande  an, 
die  nationalen  Kartelle  im  Auslande  —  ein  Wettschwemmen.«  Die 
Agrarier  sind  für  ihre  Zwecke  dem  Trust  nicht  abgeneigt  und  Dietzel 
bemerkt:  »Das  internationale  Getreide-Syndikat  (weil  Syndikat 
zu  »grossindustriell«  lautet,  nennt  es  sich:  »Ve  r  k  a  u  f  s  o  r  g  a  n  i  s  a- 
t  i  o  n  zur  Regulierung  der  G  e  t  r  e  i  d  e  p  r  e  i  s  e«)  ist  nur  eine 
der  vielen  hübschen  Seifenblasen,  mit  denen  die  Agrardemagogie  so 
meisterhaft  zu  operieren  versteht  —  eines  der  Lockmittel,  die  ihr  den 
gleichen  Dienst  leisten,  wie  der  >-grosse  Kladderadatsch«  und  der  »Zu- 
kunftsstaat« der  Sozialdemokratie.  Aber  ein  nationales  Brotkorn- 
Kartell?  Wenn  es  auch  gewaltige  Mühe  kosten  würde,  es  zusammen- 
zubringen, und  noch  mehr  Mühe,  es  susammenzuhalten  —  bei  so  hohen 
Kornzöllen,  wie  sie  der  Bund  der  Landwirte  als  >:  selbstverständlich«  be- 
zeichnet, bei  Zollsätzen,  die  in  Normaljahren  prohibitiv  wirkten,  könnte 
der  Plan  vielleicht  doch  gelingen.  Vestigia  terrent :  der  nationale  Sprit- 
ring und  der  Berliner  Milchring  (weil  »das  ganz  was  andres;:  ist  als  die 
Industriesyndikate,  mit  dem  Titel:  »Zentrale  für  A-'erwertung  u.  s.  w.« 
getauft).  Wenn  diese  Muster  durch  die  Kornproduzenten  kopiert  wer- 
den sollten,  würde  die  öffentliche  Meinung  bald  darüber  durchaus  einig 
sein,  dass  die  »»bedenklichste  und  widerwärtigste  Form  des  Privatkapi- 
talismus«« nicht  der  kartellmässig  organisierte  Grossindustrialismus  sei, 
sondern  der  —  G  r  o  s  s  a  g  r  a  r  i  s  m  u  s«.  S  c  h  ä  f  f  1  e. 
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Das  Recht  der  Uebersetzung  in  fremde  Sprachen  behält  sich  die 
Verlagsbuchhandhmg  vor. 


Dr.iclc  dei-  Union  DeuUche  Verlagsgesellschaft  in  Stuttgart. 


I.  Allgemeiner  Teil. 

I.  Aufgabe  der  Untersuchung. 

Eine  Untersuchung  des  Petroleumhandels  hat  sich  mit  allen 
denjenigen  Unternehmungen  zu  beschäftigen,  deren  Aufgabe  es 
ist,  das  Petroleum  aus  der  Hand  des  ersten  Erzeugers  in  die  des 
letzten  Verbrauchers  überzuführen. 

Streng  entsprechend  dem  allgemeinen  Begriffe  des  Handels 
sind  alle  Veranstaltungen  und  Einrichtungen  des  Petroleumtrans- 
portes, wie  auch  natürlich  der  Rohölgewinnung  und  Raffinerie 
nicht  zum  Petroleumhandel  zu  rechnen.  Unter  diesen  Begriff  fallen 
vielmehr  ganz  ausschliesslich  diejenigen  erwerbswirtschaftlichen  Or- 
ganisationen,  die  sich  in  die  Lücken  eines  langen  und  vielfach 
arbeitsteilig  gespaltenen  Produktionsprozesses  einschalten,  und  die 
zwischen  den  verschiedenen  Abschnitten  in  Urproduktion ,  Stoff- 
veredelung, Aufspeicherung  und  örtlicher  Verteilung  bis  zum  Kon- 
sum die  Vermittelung  der  Ware  Petroleum  besorgen,  ohne  selbst 
diese  Ware  wesentlich  zu  verändern. 

Aber  auf  diesen  theoretisch  gewonnenen  Begriff  kann  eine 
volkswirtschaftliche  Untersuchung  des  Petroleumhandels  sich  aus 
folgenden  drei  Gründen  nicht  beschränken : 

1.  Die  verschiedensten  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete 
der  Rohölproduktion,  Raffinerie  und  Beförderung  sind  mit  dem 
Petroleumhandel  in  der  Form  der  Betriebsvereinigung  ver- 
bunden. Es  ist  praktisch  unmöglich,  die  Handelsorganisation  als 
solche  aus  dem  verwickelten  und  umfassenden  Produktionsvorgange 
loszulösen. 

2,  Der  grössere  Teil  alles  überhaupt  verwendeten  Petroleums 
bleibt  fast  für  den  ganzen  Weg  vom  Produzenten  zum  Kon- 
sumenten in  einer  Hand.  Als  Rohöl  kommt  es  in  den  Besitz 
der  Unternehmung,    welche  das  raffinierte  Oel  dann   bis  dicht  an 
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den  Konsumenten  heranführt,  oft  unmittelbar  ihm  selbst  vermittelt, 
und  in  nachher  zu  nennenden  Grenzen  dem  ersten  Produzenten 
als  einziger  Käufer,  dem  Verbraucher  als  einziger  Verkäufer  gegen- 
übertritt. Innerhalb  einer  Wirtschaft  legt  die  Ware  ihren  Weg 
zurück,  ohne  dass  ein  Eigentumswechsel  eintritt.  —  Damit  ist 
zwar  die  Funktion  des  Handels  erfüllt,  aber  von  eigentlichem 
Handel  kann  nur  in  beschränktem  Masse  die  Rede  sein. 

3.  Ist  somit  einerseits  der  Handel  beeinflusst  von  der  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Struktur  der  Rohölgewinnung,  Raf- 
finerie und  des  Transportwesens,  so  werden  diese  ihrerseits  be- 
dingt durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes,  des  Petroleums.  Dessen 
Eigenschaften,  seine  Fundstätten,  sein  Konsum  bestimmen  die  Ge- 
staltung des  Petroleumhandels. 

Es  folgt:  ein  Eingehen  auf  Technik  und  Oekonomik  der 
Petroleumproduktion  im  weiteren  Sinne  ist  zum  Verständnis  des 
Petroleumhandels  ebenso  unerlässlich,  wie  es  auch  schon  äusser- 
lich  nicht  vermeidbar  erscheint. 

Daher  ist  denn  die  doppelte  Aufgabe  dieser  Arbeit  über  den 
Petroleumhandel  so  zu  fassen  : 

Erstens  gilt  es,  den  Weg  zu  beschreiben,  den  die  Ware 
Petroleum  von  der  Quelle  bis  zum  Konsumenten  zurücklegt. 
Zweitens  kommt  es  darauf  an,  alle  Gestaltungen,  Besonder- 
heiten ,  Verzweigungen  dieses  Weges  nach  Möglichkeit  zu 
erklären,  wobei  insbesondere  zu  beachten  sein  wird,  wie  weit 
sie  durch  die  eigentümliche  Beschaffenheit  der  Ware  selbst 
notwendig  gegeben  sind. 

2.  Natur,  Fundstätten  und  Verbrauch  des  Petroleums. 

Unter  Petroleum  ^)  versteht  man  allgemein  eine  Reihe  von 
ziemlich  verschiedenen  Mineralölen ,  die  an  einigen  Stellen  der 
Erde  dem  Boden  entströmen ,  beziehentlich  durch  Bohr-  und 
Pumpwerke  ihm  entzogen  werden  (rohes  Petroleum)  — ,  und  im 
engeren  Sinne  ein  flüchtiges  Oel,  das  aus  diesen  Bodenprodukten 
durch  Destillation  gewonnen  wird  und  namentlich  zu  Beleuchtungs- 
zwecken Verwendung  findet  (raffiniertes  Petroleum). 

Das  Rohöl  der  verschiedenen  Fundstätten  ist  von  ungleicher 
Menge    und   mannigfacher  Beschaffenheit.     Proben,    die    hier    und 
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da  in  mineralogischen  Sammlungen  zu  sehen  sind,  haben  teils  das 
Aussehen  von  dunkelgrünem  Schlamm ,  teils  ähneln  sie  dem  ge- 
bräuchlichen Brennpetroleum.  Farbe,  spezifische  Schwere,  Kon- 
sistenz des  rohen  Erdöls  zeigen  je  nach  der  Herkunft  Abweichungen. 
Auch  Einzelheiten  der  Zusammensetzung  sind  ungleich.  Im  ganzen 
aber  stellt  gleichmässig  jedes  Rohpetroleum  ein  Gemisch  bestimmter 
KohlenwasserstofFreihen  dar.  In  ausserordentlich  grossen  Mengen 
sind  derartige  brennbare  und  dickflüssige  Oele  stellenweise  unter- 
irdisch in  Sand  und  lockere  Gesteinschichten  eingebettet.  Sie 
gelten  gleich  der  Steinkohle  als  Zersetzungsprodukte  unterge- 
gangener Organismen ,  als  fossile  Minerale ;  doch  scheint  im  ein- 
zelnen noch  nicht  sicher  zu  sein ,  ob  einst  Pflanzen  oder  Tier- 
körper den  Rohstoff  dieser  Oelmassen  geliefert  haben.  Immerhin 
ist  auch  für  den  Nichtchemiker  bemerkenswert,  dass  Professor 
Engler  in  Karlsruhe  Fischthran  durch  Destillation  unter  Druck  in 
ein  Oel  überführte,  welches  sich  vom  rohen  Petroleum  nicht  unter- 
scheidet. 

Die  Kohlenwasserstoffe ,  deren  Gemisch  das  Rohöl  darstellt, 
sieden  bei  verschiedener  Temperatur.  Um  sie  zu  trennen ,  wird 
das  Erdöl  auf  stufenweise  höhere  Hitzegrade  gebracht.  Jeweilig 
an  ihrem  Siedepunkte  entweichen  die  Bestandteile  nacheinander 
und  werden  gesondert  aufgefangen.  Aus  derartiger  fraktio- 
nierter Destillation  1)  gehen  hervor: 

A.  leichtsiedende  flüchtige  Oele  (Siedepunkt  40'' bis 

150*^  C). 

Petroleumäther  (Keroselen,  Rhygolen). 

Gasolin. 

Petroleumnaphtha  (Benzin,   Safety  oil). 

Ligroin. 

Putzöl  (künstliches  Terpentinöl). 

B.  Leuchtöl  (Siedepunkt   150'' — 300''). 

(Raffiniertes  Petroleum  —  Kerosin). 

C.  Hochsiedende,     schwere    Oele    (Siedepunkt     über 
300  0). 

Schmieröle  (Lubricating  oil). 
Paraffinöl. 


l)  Die  folgenden  Namen  der  Destillate  halben  zum  Teil  wechselnde  Bedeutung. 
Kerosin,  Petroleum,  Naphtha  werden  oft  für  dieselbe  Sache  (Leuchtöl)  angewendet. 
Oft  wieder  bezeichnet  man  das  rohe  Erdöl,  auch  gelegentlich  seine  flüchtigsten 
Destillate  als  Naphtha. 


Paraffin. 

Vaseline. 
Als  Rückstand  bleibt  eine  schwarze,  zähflüssige  Masse,  in 
Russland  Masut,  in  Amerika  tar  genannt  ^).  Fundstätten  des  Roh- 
öls gibt  es  in  allen  Erdteilen,  Besonders  zahlreich  sind  sie  in 
Nordamerika  und  auf  einem  Landstreifen,  der  von  Mitteleuropa 
über  den  Balkan,  das  Schwarze  und  Kaspische  Meer,  durch  Per- 
sien und  Zentralasien  bis  zu  den  Sundainseln  sich  erstreckt.  — 
Das  vereinzelte  Vorkommen  in  fast  allen  ^)  europäischen  Staaten, 
wie  auch  in  Afrika  oder  Australien  ist  gegenwärtig  mehr  von 
geologischem  als  wirtschaftlichem  Interesse. 

Vornehmlich  kommen  für  die  Produktion  zwei  Hauptgebiete 
in  Betracht: 

a.  Ein  Oeldistrikt  in  Pennsylvanien  (Vereinigte  Staaten),  der 
auch  in  die  Staaten  New  York,  Ohio  und  Westvirginien  übergreift. 

b.  Die  kleine  Halbinsel  Apscheron,  die  als  südöstlicher  Aus- 
läufer des  Kaukasus  sich  ins  Kaspische  Meer  erstreckt. 

Fast  die  gesamte  Rohölerzeugung  der  Erde  fällt  in  jetzt 
gleichen  Teilen  diesen  beiden  Zentren  zu.  Erst  in  weitem  Ab- 
stände folgen  Galizien,  Rumänien  und  Holländisch  Indien,  denen 
sich  in  allerneuester  Zeit  Kalifornien,  Texas  und  Japan  anschllessen. 
Unbedeutende  Mengen  Erdöl  werden  dann  noch  an  verschiedenen 
Stellen  des  Kaukasusgebietes,  dazu  in  Kanada  und  in  Kentucky 
gewonnen.  Auch  Deutschland  erzeugt  in  Hannover,  im  Elsass  und 
am  Tegernsee  Petroleum. 

Zahlenmässig  ist  gegenwärtig  die  Verteilung  etwa  folgender- 
massen:  Von  insgesamt  150  Millionen  Doppelzentnern  jährlich 
kommen  je  etwas  über  70  MiUionen  auf  die  erstgenannten  Oel- 
distrikte  (Pennsylvanien  und  Baku).  Galizien  liefert  3  Millionen 
Doppelzentner,  Rumänien,  Sumatra,  Borneo  und  Kalifornien  je 
eine  •'). 


i)  Prof.  Dr.  Otto  N.  Witt,  »Das  Erdöl,  sein  Vorkommen,  seine  Gewinnung 
und  Verarbeitung«,  vielfach  illustrierte  Artikelreihe  im  »Prometheus«,  Jahrg.  1896. 
F.  Rossmässler,  »Die  Mineralölfundorte  des  Kaukasus«  (Prometheus  1899).  Ramsauer ^ 
»Petroleum«.     Oldenburg  1886. 

2)  Szüoboda,  1.  c,  S.  13 — 45. 

3)  Vgl.  die  nicht  ganz  übereinstimmenden  Notizen  im  »Handelsmuseum«  vom 
7.  Sept.  1899  (Nr.  36);  »Chemiker-Zeitung«  1900  an  verschiedenen  Stellen.  Wagner- 
Fischer,  »Jahresbericht  über  chemische  Technologie«,  XLV.  Jahrg.,  1900.  Wesent- 
lich höhere  Zahlen  gibt  das  Vierteljahrsheft  der  Reichsstatistik  1901,  I,  an.  Für 
die  Beurteilung  der  relativen  Produktionsverteilung  ändern  sie  nichts. 
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Dieser  sehr  bedeutenden  Gesamtproduktion  steht  ein  mannig- 
facher Konsum  gegenüber.  Jedes  der  zahlreichen  Destillate  des 
Rohpetroleums  findet  wertvolle  und  beständig  zunehmende  Ver- 
wendung. —  Zunächst  abgesehen  vom  raffinierten  Petroleum  er- 
gibt die  Destillation  eine  Reihe  leichtflüssiger  Kohlenwasserstoffe 
und  eine  Anzahl  schwerflüssiger  Oele  mit  hohem  Siedepunkt.  Die 
Oele  der  ersteren  Art  dienen  nur  in  geringem  Masse  zu 
Leucht-  und  Heizzwecken.  Wichtiger  ist  schon  ihre  Verwertung 
als  Kraftquelle  für  Kleinmotoren  aller  Art ;  denn  gerade  in  den 
letzten  Jahren  nahm  deren  Anwendung  sehr  zu  durch  die  An- 
strengungen einer  süddeutschen  Fabrik  —  der  Augsburger  Diesel- 
Motorenfabrik,  A.-G.  —  sowie  durch  die  rasche  Ausbreitung  des 
Automobilfahrens,  das  von  Sportinteressenten,  Armeeverwaltungen, 
wie  vom  grossstädtischen  Verkehrsbedürfniss  gleichmässig  ge- 
fördert wird.  Die  grösste  Bedeutung  aber  haben  die  flüchtigeren 
Petroleumdestillate  für  die  Industrie  als  vortreffliche  Lösungs-  und 
Reinigungsmittel.  Derartige  Verwendung  finden  sie  in  Färbereien 
und  Wäschereien ,  in  Fabriken  von  Gummiwaren,  Wachstuch, 
Druckerschwärze,  Gasruss,  Palmkernöl,  bei  der  Gewinnung  fetter 
Oele  aus  Baumwollsamen,  Leinsaat  und  dergleichen,  auch  zur 
Rückgewinnung  von  Schmieröl  aus  Putztüchern  und  zum  Entfetten 
von  Wolle 

Andererseits  ergeben  sich  die  schweren  Bestandteile 
des  Rohpetroleums  (Vaseline,  Paraffin  und  Schmieröle)  in  jeder 
erforderhchen  Reinheit  und  Konsistenz.  Die  Verwendung  von 
Paraffin  in  der  chemischen  und  elektrischen  Technik  ist  bekannt. 
Aus  dem  Rohpetroleum  erhält  man  je  nach  dem  Grade  der  De- 
stillation Schmieröl  für  Bauernkarren ,  für  die  grössten  Maschinen 
oder  für  die  subtilsten  Uhrwerke.  Die  Rückstände  des  De- 
stillationsprozesses geben  einen  Brennstoff,  dessen  Wert  in  grosser 
Heizkraft  bei  bequemer  Handhabung  und  in  rauchfreier  Verbren- 
nung liegt.  Mit  Petroleumrückständen,  Masut,  werden  namentlich 
die  Dampfer  des  Kaspischen  und  Schwarzen  Meeres,  der  Wolga 
und  unteren  Donau  geheizt.  Ebenso  werden  grosse  Mengen  auf 
den  russischen  und  rumänischen  Eisenbahnen  verbraucht.  Die 
rauchfreie  Verbrennung  gab  Anlass  zu  Versuchen,  Kriegsschiffe, 
besonders  Torpedoboote  mit  derartiger  Heizung  zu  versehen.  Um 
Russ  und  Qualm  zu  vermeiden,  wurden  in  der  sW^eissen  Stadt« 
der  Chicagoer  Weltausstellung  alle  Dampfkessel  mit  Petroleum- 
rückständen   geheizt.   —   Erwähnt    sei,    dass    man    damit    umgeht, 
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ähnlich  wie  aus  dem  verwandten  Steinkohlenteer  aus  Petroleum 
Anilinfarben  zu  erzeugen. 

Das  raffinierte  Petroleum  macht  bis  zu  ^jö  des  Rohöls 
aus  ^).  Seine  hauptsächliche  Verwendung  findet  es  als  Beleuch- 
tungsmittel, zum  Versorgen  der  allgemein  üblichen  und  bekannten 
Petroleumlampe. 

Geringer  ist  die  Menge ,  welche  in  Petroleumkochern  und 
Oefen  als  Heizstoff  oder  in  Motoren  als  Kraftquelle  dient  ^). 

In  welchem  Massstabe  findet  die  Verwendung  von  Petroleum 
an  den  einzelnen  Stätten  des  Konsums  statt?  Nicht  zur  Be- 
schaffung dauernder  und  grosser  Kraftleistungen,  sondern  im 
kleinen,  als  Hilfskraft  in  der  Landwirtschaft  und  Müllerei,  in 
Handwerksbetrieben  ist  der  Petroleummotor  rentabel.  Nicht  zur 
Versorgung  des  regelmässigen  Speisebedarfs,  nicht  in  grossen 
Küchen  und  Haushaltungen,  sondern  für  rasche,  gelegentliche  Zu- 
bereitung warmer  Speisen  wird  der  Petroleumkocher  benutzt. 
Ebenso  stellt  man  den  Petroleumofen  nur  aushilfsweise  bei  nicht 
allzu  kalter  Witterung  oder  neben  anderen  Heizapparaten  in  Dienst. 
Nicht  anders  steht  es  mit  der  Beleuchtung. 

Also:  der  Konsum  von  raffiniertem  Petroleum  findet  sich 
vorzugsweise  überall  dort,  wo  das  Bedürfnis  nach  Licht  oder 
Wärme  vereinzelt  und  je  in  geringem  Umfange  auftritt.  Sobald 
der  Bedarf  nach  künstlichem  Lichte  sich  konzentriert,  d.  i.  in 
gewerblichen  Grossbetrieben,  in  öffentHchen  Gebäuden,  Schulen, 
Kasernen,  Kirchen,  in  Strassenbeleuchtung  und  Eisenbahnwesen, 
wird  das  Petroleum  ersetzt  und  verdrängt  durch  Gas,  Bogenlicht 
und  Glühlicht.  Wo  aber  ein  Gemeinwesen  weder  über  Wasser- 
kräfte verfügt,  um  sich  mit  elektrischem  Licht  zu  versorgen,  noch 
gross  genug  ist,  um  eine  Gasanftalt  anzulegen,  dort  verbleibt  die 
Petroleumbeleuchtung.  Und  das  Gleiche  gilt  für  die  Beleuchtung 
neu  angelegter  Vorstadtstrassen,  kleiner  Eisenbahnftationen  oder 
für  die  Versorgung  entfernter  Leuchttürme.  Man  beobachte 
etwa   hier    in  Sachsen   bei    einer  Eisenbahnfahrt    am    Abend,    wie 


i)  Es  ist  für  die  Beurteilung  des  russischen  Petroleumhandels  —  vgl.  unten 
Abschnitt  3  —  wichtig,  zu  bemerken,  dass  die  Ausbeute  von  eigentlichem  Leuchtöl 
aus  dem  Rohöl  keine  scharfe  obere  und  untere  Grenze  hat.  »Petroleum«  als 
Leuchtöl  umfasst  verschiedene  Kohlenwasserstoffe,  die  zwischen  150  "  und  250"  oder 
300  0  sieden.  Gegenwärtig  zieht  es  die  russische  Industrie  vor,  weit  weniger  Kerosin 
(Leuchtöl)  als  möglich  aus  dem  Rohmaterial  zu  gewinnen. 

2)  Ganz  unbedeutend  erscheint  der  Petroleumverbrauch  in  der  Medizin  (Tier- 
arzneikunde) und  als  Mittel  gegen  Schädlinge  und  Ungeziefer. 


die  grossen  Scheiben  der  Fabriketablissements  weiss  erhellt  sind 
vom  Bogenlicht,  und  wie  dann  in  den  Gegenden  der  Hausindustrie 
hinter  allen  kleinen  Fenstern  der  gelbe  Schein  der  Petroleum- 
lampe noch  spät  in  der  Nacht  sichtbar  ist. 

Wenn  sich  im  Beleuchtungswesen  das  Gebiet  des  Petroleum- 
konsums deutlich  gegen  das  des  Gases  und  der  Elektricität 
scheidet,  so  mag  folgender  Umstand  massgebend  sein:  Gasbe- 
leuchtung und  elektrisches  Licht  erfordern  grosse  Anlagen  zur 
Beschaffung  und  Anbringung.  (Eine  mit  bescheidenen  Mitteln 
rechnende  Familie  muss  für  zwei  Petroleumlampen  und  ein  Känn- 
chen  dazu  5 — 7  Mark  anlegen.  Sollen  zwei  Gasflammen  brennen, 
so  belaufen  sich  die  einmaligen  Auslagen  —  Gasmesser,  Leitung, 
Schlosserarbeit,  Brenner  —  auf  etwa  75  Mark).  Die  bedeutenden 
Installationskosten  —  fixes  Kapital!  —  lohnen  sich  aber  nur  bei 
einer  gewissen  Grösse  und  Stetigkeit  der  Ausnutzung.  Sind  diese 
dadurch  gegeben,  dass  konzentrierter  Bedarf  nach  Licht  auftritt, 
dann  erfolgt  der  Ersatz  des  Petroleums  durch  die  genannten  Kon- 
kurrenten. Die  Grenzlinie  des  zersplitterten  Bedarfs  gegen  den 
konzentrierten  ist  natürlich  nicht  feststehend.  Je  nach  der  Be- 
wegung des  Petroleumpreises  werden  die  genannten  Installations- 
kosten mehr  oder  weniger  ins  Gewicht  fallen.  So  hatte  im 
April  1895  eine  beträchtliche  Verteuerung  des  Petroleums  die 
sofortige  und  bemerkbare  Ausbreitung  des  Gasglühlichts  auf  Kosten 
des  Petroleums  in  Berlin  zur  Folge  ^). 

Im  allgemeinen  gilt:  das  Kennzeichen  des  Petroleumkonsums 
ist  Dezentralisation.  Petroleum  (für  den  Verbrauch)  kaufen, 
wird  in  der  Regel  heissen,  es  im  kleinen  kaufen. 

Auch  abgesehen  von  der  Konkurrenz  des  Gases  und  der 
Elektricität,  die  von  einer  bestimmten  Grenzhnie  her  das  Kon- 
sumtionsgebiet bedroht,  stellt  der  vereinzelte  Bedarf  keinen  un- 
bestrittenen Absatzmarkt  für  Petroleum  dar.  Acetylen  und  Spiritus- 
glühlicht werden  mit  jeder  Verbesserung  konkurrenzfähiger,  Er- 
findungen auf  diesem  Gebiete  häufen  sich;  und  mächtige  Inter- 
essen stehen  fördernd  hinter  diesen  Bestrebungen.  Für  die 
Erfindung  billiger  und  zweckmässiger  Glühlampen  und  Brenner 
wurden  z.  B.  von  der  »Zentrale  für  Spiritusverwertung«  hohe  Preise 
ausgesetzt.  Es  hängt  ganz  von  der  Bewegung  des  Petroleum- 
preises ab ,    dass    sich    die    deutsche  Produktion    von  Spiritus  und 


[)  Vgl.   »Bericht  der  Aeltesten  der  Berliner  Kaufmannschaft«    1895,  S.  180. 


Calciumkarbid  bedeutend  ausdehnt.  Bei  einer  bestimmten  Höhe 
des  Petroleumpreises  ist  schon  heute  das  SpiritusglühHcht  kon- 
kurrenzfähig 1).  Auch  ist  bekannt,  dass  gestiegene  Nachfrage  und 
lockende  Gewinne  im  gegebenen  Falle  für  Verbesserungen  der 
technischen  Mittel  und  reicheres  Angebot  sorgen.  Daher  erscheint 
es  sicher,  dass  eine  Verteuerung  des  Petroleums  seinen  Absatz 
bedeutend  und  dauernd  vermindern  kann. 

3.  Gesichtspunkte  daraus  für  die  Untersuchung  des 
Petroleumhandels. 

Für  die  Organisation  des  Handels,  als  des  Weges,  der  Pro- 
duktion und  Verbrauch  verbindet,  ergeben  sich  bereits  an  dieser 
Stelle  die  folgenden  Gesichtspunkte : 

I.  Die  Produktion  des  Petroleums  ist  zentralisiert  und  ge- 
schieht in  grossen  Massen.  Sie  ist  in  der  Hauptsache  an  zwei 
begrenzte  Gebiete  gebunden,  die  weit  voneinander  entfernt  liegen. 
Sie  ist  unbeeinflusst  von  der  Jahreszeit. 

II.  Der  Konsum  des  Petroleums  ist  dezentralisiert.  Er  ge- 
schieht an  unzähligen  Stellen  je  in  verhältnismässig  geringen 
Mengen.  Er  verändert  sich  mit  den  Jahreszeiten  und  dem  wech- 
selnden Lichtbedürfnis.  Er  vermag  unter  Umständen  einer  grossen 
Anzahl  nicht  zu  teurer  und  sehr  vermehrbarer  Ersatzmittel  sich 
zum  Teil  zuzuwenden. 

Als  wichtig  für  die  Gestaltung  des  Handels  seien  folgende 
Eigenschaften  des  Petroleums  hervorgehoben: 

a)  Feuergefährlichkeit. 

b)  Unbegrenzte  Haltbarkeit. 

c)  die  Gleichartigkeit,  Einfachheit  2)  der  Ware,  welche  zu- 
sammen mit  der  Natur  ihres  Konsums  die  Einflüsse  wechselnder 
Moden  und  individueller  Bedürfnisse  ausschliesst. 

Von  Bedeutuug  ist  endlich  noch  der  flüssige  Zustand  des 
Petroleums.  Aus  der  selbstverständlichen  Bemerkung,  dass  die 
Behandlung  einer  Flüssigkeit  eng   verknüpft    ist    mit  der  Art  der 


i)  Vgl.  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstags  vom  10.  und  11.  Dezember 
1897,   (besonders  Ausführungen  des  Grafen  Posadowsky). 

2)  Ueber  den  Zusammenhang  der  Transportbedingungen  des  Petroleums  mit 
der  Einfachheit  der  Ware  vgl.  S.  25.  Um  stetige  Ausnützung  eines  bis  an  jeden 
Well  verzweigten  Röhrennetzes  und  zahlreicher  Zisternenwagen  zu  ermöglichen, 
müssen  von  vornherein  alle  einzelnen  Mengen  von  Petroleum  unterschiedslos  in  dem 
gesamten   zu  transportierenden  Quantum  aufgehen.   —   Vgl.   auch   S.  55. 


für  Aufbewahrung  und  Transport  verwendeten  Gefässe,  ergibt 
sich:  für  den  Petroleumhandel  sind  Art,  Grösse,  Wert  und  Besitz- 
verhältnis der  Umhüllungen,  Emballagen  und  Transportmittel  von 
Bedeutung.     Dabei  kommt  dreierlei  in  Betracht ; 

1.  Petroleumgefässe  aller  Art  sind  für  die  meisten  anderen 
Waren  unbrauchbar. 

2.  Zur  Bewältigung  von  1 50  000  000  Doppelzentnern  jährlich 
gehört  ein  bedeutender  Bestand  von  Transportmitteln. 

3.  Ein  billiges  Massengut  ist  nur  dann  transportfähig,  wenn 
die  Kosten  des  Transportes  sich  unter  einer  bestimmten  Grenze 
halten.  Also  müssen  die  Transportmittel  so  zweckmässig  als 
möglich  sein  und  vollkommen  ausgenützt  werden. 

4.  Die  Entstehung  des  Petroleumhandels  um  1850. 

Die  Geschichte  des  Petroleumhandels  ist  sehr  kurz.  Petroleum- 
industrie und  -handel  bestehen  erst  etwa  50  Jahre.  Gegenwärtig 
machen  sie  wichtige  Zweige  der  Weltwirtschaft  und  des  Welt- 
handels aus.  Viele  tausend  Menschen  in  mehreren  Erdteilen 
finden  in  ihnen  Arbeit ;  beträchtliche  Kapitalien  sind  darin  ange- 
legt, in  der  Handelsbilanz  der  grossen  Staaten  stellt  Petroleum 
einen  bedeutenden  Posten  dar,  auffallende  Erscheinungen  der 
sozialen  Entwicklung  hängen  mit  dem  Petroleumhandel  zusammen. 
Zahllose  Wirthschaften  sind  von  ihm  berührt.  Sie  würden  in  Ver- 
wirrung geraten,  wenn  es  an  Brennöl  heute  plötzlich  mangelte. 

Von  alledem  fehlten  vor  50  Jahren  auch  die  Anfänge.  Keines- 
wegs aber  lässt  sich  hier  die  späte ,  plötzHche  und  rasche  Ent- 
wicklung eines  grossen  Handelszweiges  dadurch  erklären,  dass 
man  früher  die  betreffende  Ware  nicht  gekannt  habe.  Die  unter- 
irdischen Schätze  sind  zu  grosse,  ihr  Vorkommen  ist  zu  häufig, 
als    dass    es    den    Menschen    hätte    unbemerkt    bleiben    können  ^). 


i)  Die  chemische  und  technologische  Speziallitteratur  gibt  erstaunlich  viel 
Belege  aus  älteren  Werken  an,  die  von  Bekanntschaft  mit  dem  Petroleum  zeugen. 
Mit  Vorliebe  setzt  dann  die  Einleitung  bei  Sodom  und  Gomorrha  ein,  führt  Stellen 
aus  Herodot,  Piinius,  Plutarch,  Marco  Polo  an,  spricht  von  den  Feueranbetern  von 
Baku  und  zeigt,  wie  sowohl  die  alten  Aegypter  als  auch  die  vor  indianische  Bevöl- 
kerung Nordamerikas  das  Erdöl  gekannt  haben.  Aus  der  europäischen  wie  nord- 
amerikanischen Litteratur  des  18.  Jahrhunderts  werden  zahlreiche  Hinweise  auf  das 
Petroleum  citiert.  In  unserem  Zusammenhange  hier  kommt  es  nicht  so  darauf  an, 
alle  diese  Daten  ihi  einzelnen  anzuführen,  als  vielmehr  festzustellen,  dass  die  Ge- 
schichte   des  Petroleums    ebenso    lang,    wie    die    des   Petroleumhandels    kurz    ist.   — 
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Man  lebte  auf  einem  Boden,  der  einem  vollgesogenen  Schwämme 
gleich  seinen  überreichen  Oelgehalt  bei  jedem  Anlasse  zeigte.  Die 
Brunnen  und  Pfützen  ^)  trugen  Oelspiegel.  Aber  man  bekümmerte 
sich  nicht  um  das  Petroleum.  Das  Oel  war  ein  lästiger  Gast,  eine 
störende  Beimischung,  wenn  man  nach  Trinkwasser  oder  Sole 
grub.  So  wurden  1814  in  Ohio  und  1829  in  Kentucky  Salz- 
bohrungen durch  Petroleum  vereitelt.  Ja,  im  letzteren  Falle  floss 
Erdöl  wochenlang  reichlich  aus  dem  Bohrloch  in  den  Cumber- 
landfluss,  bedeckte  dessen  Oberfläche  und  brachte,  zufällig  ent- 
zündet, die  ganze  Gegend  in  Angst.  Dieser  deutliche  Hinweis 
auf  die  Verwendbarkeit  des  Oels  wurde  nicht  beachtet.  Die 
praktischen  Amerikaner  waren  froh,  als  das  brennbare  Oel  wieder 
versiegte. 

Hier  und  da,  bei  den  Tataren,  wie  in  Galizien  und  Hannover, 
wurde  das  Petroleum  wohl  als  Wagenschmiere  verwendet.  Auch 
als  Heilmittel  gegen  Rheumatismus,  Geschwüre,  Wunden  galt  es 
bei  Indianern  wie  Europäern.  (Ramsauer  erzählt,  dass  noch 
1860  eine  Flasche  Rohöl  von  Ohio  nach  Oldenburg  geschickt 
worden  ist,  als   »zu  allen  Dingen  nütze«.) 

Die  Kultur,  welche  Dampf,  Schiesspulver,  Elektricität  im 
Anfang  nur  zu  Spielerei  und  Feuerwerk  zu  verwenden  ge- 
wusst  hatte,  stand  auch  dem  rätselhaften  Erdöle  zunächst  ratlos 
gegenüber. 

Dann  aber,  nach  der  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts, 
wenden  sich  mit  einemmal  Wissenschaft,  Kapital,  Arbeit,  Ge- 
schäftsgeist, Erfinderthätigkeit  dem  anscheinend  neu  entdeckten 
Rohstoffe  zu.  —  Eine  Untersuchung  des  Petroleumhandels  kann 
sich  nicht  damit  begnügen,  diese  plötzliche  Entwicklung  als  Zu- 
fall hinzustellen.  Sie  muss  den  Versuch  einer  Erklärung  unter- 
nehm.en.  Daher  seien  zunächst  einige  ganz  allgemeine  Bemer- 
kungen verstattet. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  setzte  sich  die  kapi- 
talistische Produktionsweise  in  wichtigen  Kulturstaaten  durch.  Der 
wachsende  Bedarf  wachsender  Menschenmassen,  die  Kultur  der 
Grossstädte  und  der  Grossindustrie  stellten  an  die  Leistungsfähig- 
keit aller   grössere  Anforderungen.     Es  musste  mehr  herausgeholt 


Neben  den  bereits  citierten  Schriften  von  Ramsauer  und  Swoboda  vgl.  insbesondere 
Höfer,  Die  Petroleumindustrie  (Einleitung),  sowie  die  im  folgenden  genannten  Werke 
von   Schädler,  Fischer  und  Damttier. 

i)  Von  den  Bauern  in   Hannover    seit    sehr  alter  Zeit  benutzte   »Teerkuhlen«. 


werden  aus  dem  Tagewerke  jedes  einzelnen;  die  Zeit  sollte  Geld 
werden,  —  Dieselbe  Entwicklung  nun,  welche  die  Lokomotive, 
die  Stenographie,  den  elektrischen  Telegraphen  erforderte  und 
schuf,  brachte  auch  ein  vermehrtes  Licht-  und  Beleuchtungs- 
bedürfnis mit  sich,  Folgende  Momente  kommen  dafür  in  Be- 
tracht : 

1 .  Während  sich  in  der  Landwirtschaft  Tageslänge  und  Tage- 
werk decken,  durfte  der  an  Bedeutung  zunehmenden  industriellen 
Produktion  die  abendliche  Dunkelheit  keine  Schranken  setzen. 
Gerade  in  der  Zeit  des  kürzesten  Tageslichts  ist  der  Arbeits- 
bedarf oft  am  grössten  ^).  Fabrikwesen  und  Maschinerie,  d.  i.  die 
Verwendung  kostspieliger  stehender  Produktionsmittel,  ergaben 
die  Notwendigkeit  möglichst  beschleunigter  Amortisation 
des  Kapitals.  Allgemeine  Ausdehnung  des  Arbeitstages  ist  ein 
Kennzeichen  des  beginnenden  Industrialismus.  Permanenter  Be- 
trieb zu  allen  Tag-  und  Nachtstunden  erschien  als  ideale  Form 
der  Produktion.  Dabei  bedeutete  die  vollständige  Trennung  von 
Haushaltung  und  Arbeitsstätte  nahezu  eine  Verdoppelung  des 
Lichtbedarfs. 

2.  Gleichzeitig  entstand  ein  stetes  Verkehrsbedürfnis  bei  Tag 
und  Nacht.  Eisenbahnwesen,  grossstädtische  Oefifentlichkeit,  Aus- 
dehnung des  Bildungswesens,  Presse  —  alles  erforderte  bequeme, 
billige  und  reichliche  Beleuchtungsmittel. 

3.  Mit  der  Verlängerung  der  Erwerbsarbeit  wird  für  unzäh- 
lige Menschen  FamiHenleben,  Geselligkeit,  Erholung  auf  den  Abend 
verlegt.  Die  Stunden  von  9 — 12  abends  werden  in  der  Gross- 
stadt in  mancher  Hinsicht  zur  wichtigsten  Tageszeit. 

Allenthalben  also  galt  es,  billige  Beleuchtung  zu  schaffen 2). 
Bedürfnis  und  Nachfrage  veranlassen  zwischen  1800  und  1850  Er- 
findungen und  Verbesserungen  des  Beleuchtungswesens  in  grosser 
Anzahl.     Die  Einführung  des  Glascylinders,  des  Flachdochts,  des 


i)  Man  vergleiche,  welche  Bedeutung  Lichtmess  für  das  Handwerk  hatte.  Ein 
Zeichen  dafür,  wie  bei  gewerblicher  Thätigkeit  früh  das  Bedürfnis  erwachte,  geringe 
Beleuchtung  zu  verstärken,  ist  die  sogenannte  Schusterkugel,  die  das  Licht  wie  ein 
Brennglas  konzentrierte. 

2)  Zur  Verfügung  standen  zunächst  bei  dem  rapid  wachsenden  Bedürfnis  nur 
die  flachen  Oellampen,  wie  sie  aus  dem  Altertume  überkommen  waren.  Reichere 
Haushaltungen  und  Kirchen  bedienten  sich  der  Kerzen  aus  Talg,  Walrat  und  Wachs. 
Bezeichnend  für  die  Gesamtstimmung  ist  Goethes  Vers  in  den  »Sprüchen  in  Reimen«: 

»Wüsste  nicht,  was  sie   Bessers  erfinden  könnten, 

Als  wenn  die  Lichter  ohne  Putzen  brennten.« 


Runddochts,  des  Argandbrenners,  der  Streichhölzer  stellen  einzelne 
Fortschritte  dar.  Männer  wie  Berzelius  und  Fresnel  beteiligten 
sich  an  der  wissenschaftlichen  Arbeit,  welche  neue  Leuchtstoffe 
lieferte  und  neue  Lampen  ersann.  Stearin,  Stearinsäure,  Paraffinöl 
aus  Braunkohle  destilliert,  dickflüssige,  dann  flüchtige  Pflanzenöle 
(Terpentinöl)  kamen  als  Leuchtstoffe  auf  den  Markt.  Zwischen 
1840  und  1850  wurden  von  London  und  Paris  aus  die  Sturz- 
lampe, Camphinlampe,  Regulator-  und  Moderateurlampe  einge- 
führt. —  Allenthalben  erwuchs  eine  Industrie,  welche  erdige  Braun- 
kohle, bituminöse  Schiefer,  Erdwachs,  Ozokerit,  Erdpech  destil- 
lierte, um  Leuchtöl,  Solaröl,  Photogen  und  Paraffin  zu  erzeugen  i). 
Derartige  Fabriken  bestanden  im  nordwestlichen  Böhmen,  in 
Sachsen  und  Thüringen,  in  Galizien,  im  Banat,  in  Schottland,  in 
Kentucky.  In  den  westlichen  grösseren  Häfen  der  Vereinigten 
Staaten  gab  es  in  den  fünfziger  Jahren  36  Fabriken ,  welche 
erst  Erdpech  von  Kuba  und  Trinidad,  später  schottische 
Kohle  verarbeiteten  und  jährlich  200000  Fass  brennbarer  Oele 
lieferten.  Die  S  o  1  ar ölproduktion  im  Braunkohlenrevier  Halle- 
Zeitz -Weissenfeis  blühte  seit  1850.  Die  Solaröllampe  ist  in 
Sachsen  noch  in  vielfacher  Erinnerung  als  Vorläuferin  der  Petro- 
leumlampe 2). 

Aus  dieser  Gesamtentwickelung  heraus  wird  es  erklärlich, 
dass  sich  die  Aufmerksamkeit  endlich  auch  auf  das  Rohpetro- 
leum lenkte.  Als  der  wertvolle  Rohstoff"  einmal  bemerkt  war, 
setzten  Industrie  und  Handel  sofort  in  grösstem  Massstabe  ein. 
Das  »Oelfieber«  begann;  Abenteuerlust,  Profitgier.  Spekulanten- 
tum  konzentrierten  sich  in  den  »fields«.  In  ganz  rascher  Ent- 
wicklung   wurde  eine    unbeachtete  Salbe  indianischer  Medizinleute 


1)  Vgl.  dazu:  Fischer,  Handbuch  der  chemischen  Technologie.  Göttingen  1893 
(I.  Abschnitt:  Technologie  der  Brennstoffe).  Höfet--,  Die  Petroleumindustrie.  y>Buch 
der  Erfindungen-!.  1896.  Für  den  Zusammenhang  zwischen  der  Entstehung  konzen- 
trierten Lichtbedarfs  in  der  Grossindustrie  und  der  Einführung  der  Gasbeleuchtung 
ist  es  charakteristisch,  dass  die  ersten  grösseren  Anlagen  für  Kohlengaslicht  in 
Bulton  6^  Watt's  berühmten  Maschinenwerkstätten  1798  und  1805  in  einer  Baum- 
wollenspinnerei von  Manchester  (30CO  Flammen)  gemacht  wurden. 

2)  Als  dann  1860  das  billige  Petroleum  auf  den  Markt  kam,  wurde  die  In- 
dustrie des  Braunkohlenteers  etc.  stark  bedrängt,  teilweise  vernichtet.  Von  den  er- 
wähnten 36  Raffinerien  in  den  Vereinigten  Staaten  gingen  1860  sofort  15  und  1861 
alle  übrigen  zur  Verarbeitung  von  Rohpetroleum  über  (vgl.  Höfer').  Ueber  den 
Konkurrenzkampf  zwischen  Solaröl  (Braunkohlenteerdestillat)  und  Petroleum  siehe 
die  Petition  Petroleumzoll  betreffend,  Reichstagsberichte   1 898/1900,  Anlage  299. 
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zu  einem  der  ersten  Stapelartikel  des  Weltmarkts.  —  Die  Bundes- 
regierung der  Vereinigten  Staaten  Hess  durch  ihre  Milizen  die 
Modokindianer  aus  ihren  Jagdgründen  blutig  austreiben;  die 
russische  Regierung  verbot  den  Gottesdienst  der  Feueranbeter 
und  Hess  die  Jahrtausende  alten  heiligen  Feuer  im  letzten  Tempel 
von  Surakhani  verlöschen.  Altes  Recht  und  alte  Tradition  zer- 
brachen vor  dem  Andrängen  des  internationalen  Kapitals,  vor 
den  Bedürfnissen  einer  neuen  Kultur. 


H 


IL  Der  amerikanische  Petroleumhandel. 

I.  Die  technischen  Grundlagen^). 

Mit  folgenden  vier  Daten  sind  die  Anfänge  des  amerikanischen 
Petroleumhandels  bezeichnet: 

1850  wurde  in  Pittsburg  eine  kleine  Fabrik  errichtet,  um 
Erdöl  zu  destillieren.     Dieser  Versuch   scheiterte. 

1854  erfand  Professor  Szllmzau  am  Yale  College  in  New- 
Haven  bei  einer  erstmaligen  eingehenden  Untersuchung  des  Rohöls 
eine  einfache  Methode  fraktionierter  Destillation.  Er  empfahl  das 
Petroleum  als  zu  Leuchtzwecken  vorzüglich  geeignet. 

1855  wurde  in  Pennsylvanien  die  »Rock-Oil-Company«  ge- 
gründet, Sie  pachtete  bei  Titusville  40  ha  Land  mit  einer  längst 
bekannten  Oelquelle.  Ihre  primitiven  Methoden,  das  Rohöl  durch 
Schöpfen  etc.  zu  gewinnen,  genügten  jedoch  nicht,  um  den 
Leuchtölfabriken,  die,  wie  gesagt,  in  den  Häfen  bereits  bestanden, 
einen  billigen  Rohstoff  zu  liefern. 

1859  unternahm  deshalb  der  Direktor  der  Rock-Oil-Company, 
Colonel  Drake,  Bohrversuche.  Diese  hatten  vorzüglichen  Erfolg. 
Am  27.  August  1859  begann  der  erste  Oelbrunnen  reichlich  zu 
fliessen  ^\ 

Von  dem  »Oelfieber«,  das  nun  entstand,  entwirft  Andree 
(»Geographie  des  Welthandels«  1867,  I,  S.  528  ff.)  eine  anschau- 
liche Schilderung.  Kapital  und  Arbeit  mussten  sich  mit  grosser 
Energie  an  die  Ausbeutung  der  natürlichen  Reichtümer  machen, 
da  eine  ausgedehnte,  zahlungskräftige  Nachfrage  allenthalben  un- 
befriedigt wartete.  Was  irgendwo  frei  war  v^on  Unternehmer- 
kapital und  Unternehmungsgeist,  strömte  in  die  pennsylvanischen 


i)  An  technischer  Litteratur  ist  neben  schon  genannten  Werken  benützt : 
Schädler,  Die  Technologie  der  Fette  und  Oele.  Leipzig  1887.  Dammer,  Hand- 
buch der  chemischen  Technologie.     Stuttgart   1898  (I.  Abschnitt:  Brennstoffe). 

2)  Vgl.  ausführlich  bei  Höfer,  Petroleumindustrie. 
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Oelgebiete.  Bedeutende  Gewinne,  überreiche  Ergiebigkeit  der 
ersten  Brunnen  und  dazu  die  geflissentlich  übertriebene  Nachricht 
von  den  Reichtümern  der  »Petroleumkönige«  und  »oil-lords« 
spornten  dazu  an,  dass  alle  verfügbaren  Kräfte  sich  konzentrierten. 

Gleichzeitig  war  es  erforderHch,  dass  eine  grosse  Anzahl 
von  Bohrungen,  dass  die  Industrie  der  Raffinerien,  zahlreiche 
Hilfsindustrien,  ferner  die  Fabrikation  von  Schwefelsäure,  Natron- 
lauge, von  Petroleumfässern  und  anderen  Transportmitteln  ge- 
schaffen wurden,  dass  sich  ein  leistungsfähiges  Transportwesen 
und  eine  umfassende  Handelsorganisation  bildeten.  Städte  ent- 
standen in  der  Wildnis,  Fabrikanlagen  und  ein  dichtes  Netz  von 
Röhrenleitungen  und  Eisenbahnen  wurden  rasch  geschaffen. 
Ebenso  musste  eine  verwickelte  Technik  sich  ausbilden  und 
mussten  auf  rasch  gewonnener  Erfahrung  die  richtige  Kräfte- 
verteilung und  Organisation  sich  aufbauen.  Es  ist  erklärlich, 
dass  neben  Reichtum  und  Erfolg  auch  viele  wirtschaftliche  Miss- 
erfolge, Zusammenbrüche,  viel  Elend  und  Verwirrung  sich  ergaben. 
Vielleicht  war  eine  solche  Aera  der  wildesten  Spekulation,  der 
»amerikanischen«  Reklame,  des  Zusammenströmens  von  Aus- 
wanderern und  Abenteurern  nötig,  um  in  kürzester  Zeit  im 
grossen  Massstabe  die  neue  Industrie  einzuleiten.  Dadurch  wurden 
Wildnisse,  die  nur  wenige  Indianer  ernährt  hatten,  den  dichtest 
bevölkerten  und  verkehrsreichsten  Gebieten  Nordamerikas  gleich- 
gestellt, und  ein  schönes  waldiges  Hügelland  verwandelte  sich  in 
eine  Gegend  voll  Russ,  Qualm  und  Petroleumgeruch,  ausgestattet 
mit  Schornsteinen,  Bohrtürmen  und  Eisenbahngeleisen  ^). 

Aus  dem  ungeordneten  Zusammenströmen  von  Arbeit  und 
Kapital,  aus  zahlreichen,  vereinzelten,  planlos  nebeneinander 
konkurrierenden  Unternehmungen  sollte  ein  Organismus  nun- 
mehr entstehen,  —  und  zwar  ein  Organismus,  der  planvoll  und  so 
sparsam  als  denkbar  arbeitete,  um  einen  billigen  Massenartikel 
für  den  Weltmarkt  zu  liefern.  Kein  Eingreifen  der  Staatsgewalt 
half  dazu,  und  andererseits  hinderte  kein  Herkommen,  kein  tra- 
ditionelles wirtschaftliches  Gefüge. 

Nur  was  in  den  Dingen  selbst  an  Entwicklungstendenzen 
vorhanden  war,  kam  zur  Geltung.  Die  Eigenschaften  der  Ware 
Petroleum    erfordern    eine  bestimmte  Struktur   der  Industrie   und 


i)  Vgl.  die  Beschreibung  bei  Gardini,  »In  der  Sternenbannerrepublik^ ,  S.  146 
bis  163,  und  den  von  Andree  citierten  Artikel  des  i>New-York-Weekly-Herald';  vom 
14.  Oktober   1864. 
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des  Handels:  Die  Technik  des  gesamten  Produktionsprozesses 
und  des  Transportwesens  zwingt  Menschen  und  Kapital  in  einen 
Organismus  hinein ,  der  den  Anforderungen  der  Zweckmässigkeit 
und  Sparsamkeit  genügt.  Die  Moleküle  des  Wirtschaftskörpers 
werden  so  lange  im  freien  Spiel  der  Kräfte  durcheinander  ge- 
schüttelt, bis  Gleichgewicht  eintritt. 

Drei  Gebiete  sind  es,  in  denen  dieser  Prozess  unter  ver- 
schiedenen Bedingungen  sich  vollzieht: 

1.  Die  Urproduktion,  die  Gewinnung  des  Rohöls  durch  Bohr- 
türme und  Pumpwerke. 

2.  Das  Transportwesen,  umfassend  Röhrenleitungen,  Reservoire, 
Eisenbahnbeförderung  bis  zur  Raffinerie  und,  soweit  das  Oel 
exportiert  wird,   von  dort  bis  zum  Hafenplatze. 

3.  Die  Destillation  des  Rohöls  mit  der  Fabrikation  der 
Hilfsstoffe  und  Verwertung  der  Destillate,  die  neben  dem  Leuchtöl 
gewonnen  werden. 

Ehe  das  Petroleum  auf  den  Markt  kommt,  passiert  es  Unter- 
nehmungen dieser  drei  Arten.  Welche  natürlich  gegebenen  Um- 
stände bestimmen  die  wirtschaftliche  Stellung  dieser  Unter- 
nehmungen,  ihre  Position  als  Käufer  und  Verkäufer? 

A.  Die  Gewinnung  des  Rohöls. 
Das  nordamerikanische  Oelgebiet  stellt  einen  30 — 40  km 
breiten  Landstreifen  dar,  der  vom  Ufer  des  Eriesees  bis  zu  der 
grossen  Biegung  des  Ohio  vor  Cincinnati  verläuft.  Sandlager  und 
Schichten  von  Sandstein  stellen  den  unterirdischen  Verlauf  eines 
ehemahgen  Flussbettes  dar.  In  Höhlungen  oder  gleich  Honig- 
waben im  Gestein  eingesprengt  findet  sich  das  Rohöl.  Die 
Petroleumlager  stehen  zum  Teil  untereinander  in  Verbindung. 
Gasmassen,  die  daneben  gelagert  sind  und  unter  bedeutendem 
Druck  stehen,  treiben  das  Oel  gelegentlich  springbrunnenartig 
aus  den  Bohrlöchern  hervor.  —  Im  Norden  bei  Titusville  tritt 
die  ölführende  Schicht  zu  Tage.  Nach  Süden  senkt  sie  sich 
gleichmässig  und  liegt  in  Ohio  etwa  800  m  unter  der  Erdober- 
fläche. Das  gesamte  Oelgebiet  umfasst  über  8000  km  -,  ist  also 
reichlich  halb  so  gross  wie  das  Königreich  Sachsen,  Ueber  diese 
Fläche  verteilen  sich  gegenwärtig  über  34000  Oelbrunnen  i),  die 
sich    im  Besitze    mehrerer   tausend  Unternehmer    befinden.     Meist 


i)  Vgl.  die  erwähnte  Artikelreihe  im   »Prometheus«    1896,    ebenso  Höfer  und 
Fischer. 
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ist  der  Petroleumproduzent  nicht  zugleich  Grundeigentümer.  Viel- 
mehr wird  von  dem  Farmer,  unter  dessen  Boden  Oel  sich  ver- 
muten lässt,  und  dem  zugleich  die  Mineralien  unter  der  Erde 
gehören,  eine  Fläche  an  den  Bohrunternehmer  verpachtet  gegen 
V«  bis  1,4 ,  meist  ^,6  der  zu  erhoffenden  Rohölausbeute.  Der 
Pächter  vergibt  das  Niederbringen  des  Bohrlochs  an  eigens  dazu 
vorhandene  Kompanien  in  Accord.  Von  unwesentHchen  Neben- 
dingen abgesehen,  sind  alle  Oelbrunnen  (Wells«)  nach  Weite, 
Ausführung  und  Ausstattung  gleich,  —  die  Tiefe  ist  natürlich 
verschieden.  Sämtliche  Gezähe,  Eisenzubehör  etc.,  in  bestimmten 
Dimensionen  allgemein  ausgeführt,  bilden  eine  kurante  Handels- 
ware, die  sich  in  jedem  Eisengeschäft  billig  vorrätig  findet. 
Dieselbe  Dampfmaschine  dient  zum  Abteufen  des  Wells  wie 
später  zum  Oelpumpen.  Ihr  Rost  ist  zu  verändern,  so  dass  sie 
erst  mit  Kohle,  später  zumeist  mit  Naturgas  aus  dem  Bohrloch 
geheizt  werden  kann.  Die  Lieferung  derartiger  Maschinen  sowie 
des  eisernen  Bohrgeräts  befindet  sich  in  Händen  der  Oil-Well- 
Supply  Co. ,  die  in  verschiedenen  Zentren  des  Gebiets  etabliert 
ist.  Die  Derricks  (Bohrtürme)  werden  aus  Holz  errichtet.  Dieses 
steht  billig  zur  Verfügung.  JVi/f  nennt  das  pennsylvanische 
Hickoryholz  »das  beste  Material  der  Welt«.  Es  sei  für  die  in 
bedeutender  Länge  erforderlichen  Pumpengestänge  nach  Steife 
und  Elasticität  vor  allem  geeignet,  und  deshalb  habe  auch  die 
Oelindustrie  von  Baku  grosse  Mengen  Hickoryholz  aus  Pennsyl- 
vanien  bezogen. 

Bemerkenswert  ist  noch  das  »Schiessen  der  Brunnen.  Hat 
der  Stahlbohrer  ölführendes  Gestein  angeschlagen,  so  macht  es 
sich  nötig,  dies  zu  zerstören,  um  die  zahllosen  eingesprengten 
Oeltröpfchen  zusammenfliessen  zu  lassen.  Dazu  wird  ein  Torpedo 
mit  Nitroglycerin  —  bis  2oo  kg!  —  in  das  Bohrloch  eingelassen. 
Zur  Explosion  gebracht,  mag  es  tief  in  der  Erde  ungeheure  Ver- 
wüstungen anrichten,  denn  plötzlich  beginnt  dann  der  Brunnen 
reichlich  Oel  zu  ergeben. 

Der  Brunnenbesitzer  ist  der  erste  Verkäufer  des  Petroleums, 
Seine  Position  als  solcher  ist  folgendermassen  bestimmt : 

I.  Die  Zahl  der  Oelproduzenten  ist  sehr  beträchtlich.  Da 
auf  den  8ooo  km  -  des  Oelgebiets  die  Ergiebigkeit  des  Bodens 
vielfach  wechselt,  liegen  die  Brunnen  bald  dicht  bei  einander  — 
ein  Wald  von  Bohrtürmen  ist  auf  einzelnen  Abbildungen  zu 
sehen  —  bald    ganz  vereinzelt  im  Walde  oder    auf  Farmen.     Die 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  3  2 
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Unternehmer    besitzen  Wells    in    ganz    verschiedener  Zahl,    von    i 
bis  über   loo. 

2.  Der  Rohölproduzent  ist  gezwungen ,  zu  verkaufen.  Läuft 
sein  Bohrloch  von  selbst,  so  muss  er  nach  Füllung  seiner  Behält- 
nisse um  jeden  Preis  das  Rohöl  abgeben,  oder  er  kann  es  in  die 
Erde  laufen  lassen.  Erhält  er  das  Petroleum  durch  Pumpen,  so 
beuten  (meist)  seine  Nachbarn  dieselben  unterirdischen  Oellager 
aus.  Stellt  der  eine  die  Produktion  ein,  so  fliessen  die  Brunnen 
des  Konkurrenten  desto  reichlicher. 

3.  Nichts  weist  darauf  hin,  dass  der  Grossbetrieb  in  diesem 
Zweige  der  Urproduktion  Vorteile  bietet.  Jeder  Brunnen  hat 
seine  besondre  Lage,  Tiefe,  Ergiebigkeit.  Grossbetrieb  würde 
hier  nur  die  äusserUche  Zusammenfassung  von  einzelnen  Klein- 
betrieben darstellen,  deren  jeder  nach  eigenen  Bedingungen  weiter 
produziert. 

4.  Die  schwache  Stellung  des  einzelnen  Verkäufers  lässt  sich 
hier  keinesfalls  durch  Zusammenschluss  und  Organisation  ver- 
bessern. Gelänge  eine  Kartellierung  und  erhöhte  diese  den 
Preis  des  Rohöls,  so  hinderte  nichts  eine  sofortige  Ausdehnung 
der  Produktion,  Wiederaufnahme  verlassener  Wells,  baldige  Nieder- 
bringung zahlreicher  neuer  im  gesamten  Oelgebiete. 

5.  Gestehungskosten  und  Risiko  der  einzelnen  Rohölprodu- 
zenten sind  durchaus  verschieden.  Hafer  berechnet,  dass  über 
14  *'/o  aller  Bohrungen  überhaupt  ohne  Erfolg  bleiben.  Die  Er- 
giebigkeitsdauer der  ölführenden  Brunnen  schwankt  von  wenigen 
Tagen  bis  zu  20  Jahren.  Ebenso  ungleich  ist  der  Ertrag  der 
einzelnen  Wells.  Kein  Unternehmer  ist  sicher,  dass  in  der 
nächsten  Zeit  sein  Ertrag  nicht  beträchtlich  sinkt,  und  selbst  hohe 
Rohölpreise  ihm  seine  Kosten  nicht  mehr  ersetzen.  Andererseits 
kann  plötzliche  Ergiebigkeit  bei  alten  oder  neuen  Bohrlöchern 
eintreten,  1000  bis  3000  Fass  an  einem  Tage  werden  geliefert. 
Die  niedrigsten  Preise  geben  noch  hohen  Gewinn.  — 

Kontingentierung  der  Produktion  oder  gemeinsame  Be- 
schränkung derselben  lassen  sich  bei  dieser  natürlichen  Ungleich- 
heit und  Unsicherheit  nicht  durchführen. 

Derartig  vereinzelt  und  jederzeit  zum  Verkaufen  genötigt, 
stehen  die  Rohölproduzenten  ihren  Abnehmern  gegenüber.  Und 
da  eben  Kartellierung  nicht  deshalb  kommt,  weil  das  Wort 
Organisation  einen  gewissen  sympathi.schen  Klang  hat,  sondern 
nur    wenn    aus     sachlicher    Notwendigkeit    Interessengemeinschaft 
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hervorgeht,  so  wird  die  Lage  der  Brunnenbesitzer  gegenüber  den 
Raffinerien  so  hilflos  und  zersplittert  bleiben  wie  bisher. 

[An  dieser  Stelle  kommen  nur  die  Momente  in  Betracht, 
welche  die  wirtschaftliche  Stellung  des  einzelnen  pennsylvani- 
schen  Rohölproduzenten  bestimmen.  Später  erst  ist  auszuführen, 
wie  das  Kräfteverhältnis  der  amerikanischen  Gesamtproduktion 
namentlich  zur  russischen  sich  gestaltet  hat    und  verändern  wird]. 

B.    Das  Transportwesen. 

Das  rohe  Petroleum  fand  sich  1859  in  einer  Gegend  ohne 
Verkehrsmittel.     Selbst  Landstrassen  fehlten. 

Die  ersten  Oelfässer  wurden  in  Karren  auf  schlechten  Wegen 
oder  in  kleinen  Flussbooten  befördert.  So  billig  bei  dem  reichen 
Ertrag  der  ersten  Bohrlöcher  auch  das  Rohöl  sich  ergab,  so  un- 
erträglich war  doch  die  Verteurung  durch  den  langsamen  und 
verlustreichen  Transport.  Bei  der  Beförderung  von  Rohöl  sind 
ferner  Erschütterungen  zu  vermeiden ,  da  sonst  reichliche  Gas- 
absonderung eintritt  und  die  Gefässe  sprengt.  Ein  weiter  Trans- 
port Hess  sich  auch  nicht  vermeiden;  denn  die  Raffinerien,  auf 
die  man  zunächst  angewiesen  war,  lagen  in  den  Hafenplätzen  des 
Atlantischen  Ozeans  —  es  waren  die  schon  genannten  Leuchtöl- 
fabriken ,  die  ihre  früheren  Rohstoffe  durch  Petroleum  ersetzten. 
Auch  zu  den  Raffinerien  die  am  Eriesee  oder  mitten  im  Oelgebiet 
in  Oil-City,  Titusville  etc.  später  entstanden,  musste  das  Oel  von 
den  auf  weiter  Fläche  zerstreuten  Brunnen  erst  zusammengebracht 
werden.  Nach  dem  Muster  von  Gas-  und  Wasserleitungen  ent- 
stand sehr  rasch  ein  Röhrennetz,  an  das  sich  jeder  neue  Oil-Well 
anschliessen  Hess.  Eisenbahnen  wurden  in  den  Oelgebieten  ge- 
baut. Jede  Station  erhielt  ihre  Reservoire.  In  diese  wurde  das 
Oel  des  umliegenden  Distrikts  durch  Röhren  geleitet.  Bereits  in 
den  60er  Jahren  gab  man  es  auf,  das  Rohöl  in  Fässern  von 
diesen  Reservoiren  auf  der  Bahn  zu  den  Raffinerien  zu  befördern. 
Es  wurden  Zisternenwagen  von  grossem  Fassungsvermögen  ein- 
geführt. Genard  (  Les  Syndicats  industriels  ,  S.  58)  schätzt  die 
Verbilligung  des  Transports  durch  der  Natur  des  Petroleums  an- 
gepasste  Transportmittel  auf  zwei  Drittel.  Lose  Beförderung  in 
Cisternenwagen  erspart  tote  Last ;  die  Kosten  des  Aus-  und  Ein- 
ladens, sowie  Verluste  durch  Auslaufen  verringern  sich  mit 
dem  Verdrängen  der  hölzernen  P'ässer  durch  (billigere!)  eiserne 
Gefässe. 


So  ergaben  sich  sehr  bald  ein  ausgedehntes  Netz  von 
Röhrenleitungen  und  ein  grosser  Wagenpark  von  Petroleum- 
»tank-cars«  zusammen  mit  zahlreichen  Reservoiren  und  Verlade- 
einrichtungen  auf  den  Bahnhöfen.  —  Diese  bedeutenden  Kapitalien 
befanden  sich  in  sehr  verschiedenen  Händen.  Für  die  Röhren- 
leitungen gründeten  sich  zahlreiche  »pipe-line-companies«.  Die 
Eisenbahnen,  die  den  Oeldistrikt  mit  den  Raffineriestädten  ver- 
banden, gehörten  drei  grossen  Gesellschaften.  Die  Cisternen- 
wagen  wiederum  waren  zum  Teil  im  Besitz  selbständiger  Unter- 
nehmungen 1).  Es  bestand  also  im  Transportwesen  zunächst  eine 
vielseitige  Konkurrenz.   — 

Einerseits  ist  nun  klar,  dass  alle  Einrichtungen  des  Petroleum- 
transports keine  anderweitige  Verwendung  zulassen.  Die  Natur 
des  Petroleums  verbietet  es,  zeitweilig  unbenutzte  Wagen  oder 
Reservoire  für  andre  Waren  zu  benutzen.  Rückfracht  ist  bei  den 
Zisternenwagen  ausgeschlossen,  und  bei  den  Röhrenleitungen 
vollends  ist  eine  ganz  einseitige  Verwendung  gegeben. 

Andrerseits  stellen  die  zahlreichen  und  weitläufigen  Ein- 
richtungen für  die  Oelbeförderung  sehr  hohe  fixe  Kapitalien  dar. 
Durch  die  Fracht  aber  darf  das  Petroleum  als  billiges  Massengut 
nicht  zu  sehr  verteuert  werden.  Daher  ist  es  erforderlich,  dass 
der  Petroleumtransport  mit  einem  Minimum  von  Verkehrsmitteln 
bewältigt  werde,  und  dass  diese  so  stetig  und  vollständig  als 
möglich  sich  ausnützen  lassen.  Alle  entbehrlichen  Röhren- 
leitungen und  überschüssigen  tank-cars  sind  totes  Kapital  und 
verteuern  durch  ihre  Verzinsung  den  Transport.  Freie  Konkurrenz 
und  zersplitterte  Besitzverhältnisse  führen  dazu ,  dass  durch  neue 
Gründungen  und  Unternehmungen,  die  sich  fortgesetzt  gegenseitig 
unterbieten,  Uebersetzung  des  Transportwesens  eintritt.  Sie  be- 
deuten also  UnWirtschaftlichkeit  2)  Auf  dem  Gebiete  des 
Petroleumtransports  folgt  aus  Gründen  der  Sparsam- 
keit die  Tendenz  zur  Zentralisation. 


i)  Wie  überhaupt  bei  den  amerikanischen  Bahnen  das  rollende  Material  viel, 
fach  nicht  den  Besitzern  des  Schienenwegs  gehört.  Specialwagen:  Schlafwagen, 
Pullman-cars,  Luxuswagen  —  ferner  Kühlwagen  für  Fleisch,  Bier,  Eis  etc.  unter- 
stehen  meist  besonderen   Unternehmungen. 

2)  Wenn  —  wie  der  Zustand  zeitweilig  war  —  von  60000  Petroleumwagen 
nur  25000  sich  in  Gebrauch  befanden,  so  bestimmten  nicht  diese  25000,  sondern 
das  Vorhandensein   der   60000  bestimmte   die   Transportkosten. 


C.    Die  Raffinerien. 

Ueber  den  Destillationsprozess  des  Rohöls  liegt  eine  um- 
fassende Litteratur  vor.  Der  Nationalökonom ,  der  indirekt  ver- 
anlasst ist,  sich  mit  den  technischen  Einzelheiten  eines  derartigen 
sehr  bedeutenden  industriellen  Gebietes  zu  befassen,  hat  natur- 
gemäss  mancherlei  wertvolle  Anregung  davon.  Doch  muss  an 
dieser  Stelle  ein  Eingehen  auf  die  Technik  der  Petroleum- 
raffinerien (d.  i.  auf  die  Technik  als  solche!)  vermieden  werden. 
Denn  nur  die  Frage  ist  gegeben:  Welche  ökonomische  Stellung 
nimmt  die  Petroleumraffinerie  im  Petroleumhandel  ein,  als  Käuferin 
von  Rohöl  und  Verkäuferin  von  Raffinade:  —  und  wieviel  folgt 
aus  den  technischen  Umständen  des  Destillationsprozesses  für  die 
wirtschaftliche  Position  des  Raffineurs? 

Zunächst  zeigt  jede  Schilderung  der  fraktionierten  Destillation 
von  Rohpetroleum  ^),  dass  seit  Sillimans  Entdeckung  (1854)  dessen 
Methode  in  den  wesentlichen  Grundlagen  beibehalten  worden  ist. 
Diese  Industrie,  welche  ungeheure  Mengen  von  Rohstoffen  ver- 
schiedener Art  —  namentlich  Rohpetroleum,  Kohle,  Schwefel- 
säure, Natronlauge  —  alljährlich  umsetzt,  sucht  ihre  Vorteile 
nicht  in  gründlichen  Umwälzungen  der  Technik,  sondern  in  den 
kleinen  und  unscheinbaren  Verbesserungen,  in  der  Ausnützung 
der  Abfälle  und  Nebenprodukte,  in  Ersparnissen  weniger  Pfennige 
im  einzelnen,  die  bei  einem  Umsätze  von  70  Millionen  Doppel- 
zentnern zu  grossen  Profiten  sich  multiplizieren,  — 

Von  den  Zisternenwagen  der  Eisenbahn  wird  das  Rohöl  in 
die  Reservoire  der  Fabrik  eingelassen.  Zweckmässig  liegt  dabei 
das  Bahngeleis  nebst  den  Bassins  höher  als  die  Raffinerieanlage, 
wie  auch  in  dieser  selbst  die  einzelnen  Kessel,  darauf  die  Kühl- 
apparate, endlich  die  Reinigungsvorrichtungen  für  das  raffinierte 
Oel  und  die  Sammelbassins  übereinander  angeordnet  sind;  so 
dass  durch  eigene  Schwerkraft  das  Petroleum  durch  die  Anlagen 
seinen  Weg  nimmt.  —  Kessel,  Reservoire  und  Verladeeinrich- 
tungen  erfordern  viel  Gebäude  und  Platz.  Dazu  aber  kommen 
noch  weitläufige  Kühlapparate,  durch  die  von  den  Kesseln  die 
Destillate    in     Schlangenrohren     geleitet    werden  -).       In     grossen 


1)  Vgl.  Hö/er,    Petroleumindustrie,     1877.      Schädkr ,    Fette   und   Oele,    1886, 
S.  91  — 117  und  539 — 669.     Dainmer,  Technologie,    1898. 

2)  Die    destillierenden    Dämpfe     des    Ohioöls    werden    über    Kupferspäne     ge- 


Bassins,  die  mit  Blei  ausgeschlagen  sind,  wird  zur  Reinigung  dem 
raffinierten  Oel  Schwefelsäure  zugesetzt.  In  weiteren  Behältern 
wird  die  Schwefelsäure  durch  Wasser  wieder  ausgewaschen  und 
etwaige  Reste  durch  Natronlauge  neutralisiert.  Auch  die  über- 
schüssige Natronlauge  muss  entfernt  werden ,  indem  Wasser  in 
inniger  Mischung  durch  das  Oel  geleitet  wird.  Schliesslich  er- 
folgt noch  in  flachen,  glasüberdachten  Gefässen  ein  Bleichen  des 
Petroleums. 

Das  alles  sind  Veranstaltungen ,  bei  denen  viel  Platz ,  Ge- 
bäude und  Anlagen,  viel  Stahl,  Blei,  Kupfer,  Kohle,  Chemikahen 
verbraucht  werden,  die  aber  wenig  menschliche  Thätigkeit  bean- 
spruchen. Geringe  Kosten  für  Beaufsichtigung  grosser  und  ein- 
facher Prozesse,  bedeutende  Auslagen  für  die  Rohstoffe,  dazu  die 
Verzinsung  und  Amortisation  eines  sehr  hohen  fixen  Kapitals  i) 
sind  die  Aufwendungen  des  Raffineurs. 

Sparsamkeit  ist  dabei  auf  zwei  Gebieten  möglich:  Einer- 
seits durch  möglichst  stetige,  ununterbrochene,  vollständige  Aus- 
nützung aller  Anlagen,  um  Zinsverluste  bei  fixem  Kapital  zu 
vermeiden  und  andererseits  durch  sorgfältige  Ausnutzung  nament- 
lich der  verbrauchten  Wärmemengen.  Denn  die  Heizungs- 
materialien (in  Amerika  wird  vorwiegend  Kohle  verbraucht) 
stellen  den  wichtigsten  variablen  Teil  des  umlaufenden  Ka- 
pitals dar. 

Nicht  ohne  weiteres  gilt :  je  grösser  der  Kessel ,  desto  öko- 
nomischer die  Beheizung,  desto  bilhger  also  die  Destillation. 
Vielmehr  hat  sich  ein  bestimmtes  vorteilhaftestes  Grössenverhältnis 
(ca.  2500  Barrels)  für  die  »Stills«  herausgefunden,  über  das  nicht 
hinausgegangen  wird.  Auch  die  Entwicklung  der  Kesselform  ist 
zu  einem  gewissen  Abschluss  gelangt.  Aus  der  ursprünglichen 
primitiven  Destillationsblase  der  60  er  Jahre  haben  sich  nach- 
einander entwickelt:  Walzenkessel,  Dosenkessel,  Waggonkessel, 
deren  Abbildungen  in  den  citierten  Werken  von  Höfer  und  Schädler 
zu  finden  sind,  —  Nicht  also  in  erster  Linie  weil  es  darauf  an- 
kommt, mit  den  modernsten  und  grössten  Destillationsgefässen 
zu  arbeiten,    sondern    aus   einem    anderen  technischen  Grunde  ist 


leitet,  um  gewisse  Schwefelverbindungen  zu  entfernen.     Sonst  wäre  das  Oel  für  den 
Handel  durch  widerlichen  Geruch  unmöglich. 

i)  Nach  Fischer,  Technologie,  S.  131  ff.,  ist  für  ;;  Doppelzentner  der  Jahres- 
produktion ein  Kapital  von  1,2  X  ^  Mark  (grosse  Raffinerien  der  Gegend  von  Baku) 
bis   1,8  X  "  Mark  (kleinere  Betriebe)  erforderlich. 
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die  Grösse  der  Raffinerieanlage  von  Bedeutung:  Auch  der  zweck- 
mässigste  Kessel  könnte  nicht  ökonomisch  verwendet  werden, 
wenn  er  einzeln  in  Betrieb  gesetzt  w^ürde.  Man  verdeutliche 
sich  den  Gang  des  Verfahrens:  Der  Kessel  wird  gefüllt  mit 
Rohöl,  einem  explosibeln  Gemisch,  das  reich  an  leichtsiedenden 
Bestandteilen  ist.  Er  muss  vorsichtig  und  allmählich  auf  stufen- 
weise höhere  Hitzegrade  gebracht  und  jedesmal  dann  längere 
Zeit  hindurch  auf  gleicher  Temperatur  erhalten  werden,  bis  das 
Destillat  des  betreffenden  Siedepunkts  übergegangen  ist.  Dieses 
Verfahren  ist  ziemlich  rchwierig  und  erfordert  für  Leitung  und 
Ueberwachung  daher  grosse  Kosten.  Am  Ausgange  des  Pro- 
zesses ist  der  Kessel  überhitzt  und  mit  sehr  heissen  Rückständen 
angefüllt.  Bis  er  für  das  entzündliche  Rohöl  der  folgenden 
Schicht  aufnahmefähig  wird,  muss  er  lange  abkühlen.  Das  be- 
deutet Verlust  von  Zeit  und  Vergeudung  kostspieliger  Wärme- 
mengen, bedroht  also  die  Rentabilität  der  Raffinerie  gerade  an 
den  entscheidenden  Punkten.  —  Oekonomische  Verwertung  der 
Wärme  und  ununterbrochene  Leistungsfähigkeit  werden  durch  das 
»kontinuierliche  Destillationsverfahren«  ermöglicht. 
Dieses  ist  folgendermassen  beschaffen:  Eine  Batterie  von  17 
Stills«,  jeder  6  m  lang,  steht  in  48  m  langer  Reihe  nebenein- 
ander und  jeder  etwas  tiefer  als  der  vorhergehende,  so  dass  vom 
ersten  zum  letzten  ein  Niveauunterschied  von  i  ^2  m  sich  ergibt. 
Alle  Kessel  sind  durch  Rohre  zu  einer  ununterbrochenen  Folge 
verbunden.  Das  Oel  tritt  aus  einem  Rohölbassin  in  den  ersten 
Kessel  ein,  und  kann,  dem  Gefälle  folgend,  von  einem  zum  andern 
durch  die  ganze  Reihe  der  Kessel  fliessen,  bezw.  durch  Ventile 
in  jedem  einzelnen  nach  Belieben  zurückgehalten  werden.  Jeder 
Kessel  wird  für  sich  andauernd  auf  ein  und  dieselbe  Temperatur 
geheizt,  und  zwar  ist  in  stetiger  Reihenfolge  die  Temperatur 
jedes  Stills  höher  als  die  des  vorhergehenden  und  niedriger  als 
die  des  folgenden.  Wenn  das  Rohöl  vom  ersten  Kessel  zum 
letzten  die  ganze  Reihe  durchfliesst,  macht  es  alle  die  einzelnen 
Destillationsphasen  durch  und  gibt  von  jedem  Kessel  aus  das 
jeweilige  Siedeprodukt  ab.  Jeder  Still  hat  am  Boden  ein  Ein- 
tritts- und  ein  Austrittsrohr  für  das  Passieren  des  zu  destillieren- 
den Oels  und  ein  drittes  Rohr  am  Deckel  für  die  entweichenden 
abdestillierenden  Dämpfe;  aus  diesem  Rohre  erhält  man  bei  jedem 
einzelnen  Kessel  je  nach  seiner  Temperatur  ein  besonderes,  aber 
beständig    dasselbe   Destillat.     Durch   dieses   Verfahren   wird    das 
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stufenweise,  also  zeitraubende  Erhitzen  eines  einzelnen  Kessels 
überflüssig  und  die  schliessliche  Abkühlungsperiode  vermieden. 
Der  hohe  Wärmegehalt  der  Endprodukte  wird  ebenfalls  nichL 
verschwendet,  sondern  findet  nutzbringende  Verwendung:  Man 
leitet  die  heissen  Rückstände  der  letzten  zu  den  ersten  Kesseln 
(Vorwärmkessel)  zurück.  Dort  passieren  sie  in  Schlangenrohren 
das  frisch  zugeführte  Rohöl  und  geben  ihre  Wärme  ab. 

Man  erkennt,  wie  ausserordentlich  überlegen  dieses  Verfahren 
anderen  Destillationsmethoden  ist.  Später  wird  durch  einige 
Zahlen  belegt,  in  welch  kurzer  Zeit  das  kontinuierliche  Destilla- 
tionsverfahren in  Baku  zum  vorherrschenden  geworden  ist.  Ein 
Betrieb,  der  kontinuierliche  Destillation  anwendet,  muss  aber  be- 
ständig über  sehr  bedeutende  Vorräte  von  Rohöl  verfügen ,  es 
müssen  dazu  ausgedehnte  Reservoire,  ebensolche  Kühlanlagen, 
Reinigungsbassins  und  Sammelbehälter  für  die  beständig  sich 
ergebenden  Produkte  vorhanden  sein. 

Hierdurch  sei  begründet:  Es  folgt  aus  der  Natur  des  Petro- 
leums und  damit  aus  den  technischen  Erfordernissen  seiner  De- 
stillation, dass  für  die  Pe  troleum -Raff  in  erie  der  Gross- 
betrieb auf  höchster  Stufenleiter  die  wirtschaft- 
lichste Form  darstellt. 

2.  Die  thatsächliche  Entwicklung  i). 

In  der  ersten  Zeit  des  Petroleumhandels  scheint  für  das 
Raffinieren  des  Oels  eine  Art  Lohnwerk  üblich  gewesen  zu  sein. 
Nach  V.  d.  Leyen  blieb  das  Oel  bei  Transport  und  Destillation 
in  der  Hand  des  ersten  Produzenten.  Er  versandte  es  in  die 
Hafenstädte  und  auf  seine  Rechnung  wurde  die  gegebene  Quan- 
tität Rohöl  raffiniert.  Bei  den  geschilderten  technischen  Be- 
dingungen kann  ein  derartiger  Zustand  nur  ganz  vorübergehend 
gewesen    sein.      Der   Raffineur    ist    genötigt,    von    eigenen,    aus- 


i)  In  diesem  Abschnitte  sind  benutzt:  v.  d.  Leyen,  »Die  vereinigten  Monopole 
der  Nordamerikanischen  Privatbahnen  und  der  Standard-Üil-Company«  (Archiv  für 
Eisenbahnwesen  1881).  Spelling,  »h.  Treatise  on  Trusts  and  Monopolies«,  Boston  1893. 
Genard,  »Les  Syndicats  industriels«,  Paris  1896.  Lcvy  v.  Halle,  »Industrielle  Unter- 
nehmerverbände in  den  Vereinigten  Staaten«  (Sehr,  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  60).  Jenks,  »Die  Trusts  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika«  in  Conrads 
Jahrbüchern  1891.  Katzenstein,  »Die  Trusts  in  den  Vereinigten  Staaten«,  1901 
(Volkswirtsch.  Zeitfragen,  Heft  176).  J.  Benj.  Andrews,  »Trusts  according  to  offi- 
cial  investigations«   (Quarterly  Journal  of  Economics,    1889). 


gedehnten  Vorräten  zu  arbeiten,  daher  macht  es  sich  nötig, 
dass  er  Käufer  von  Rohöl  wird.  Er  kann  nicht  für  fremde 
Rechnung  verschieden  grosse  und  getrennte  Posten  destiUieren. 
Ebenso  Hegt  in  der  bereits  in  den  6oer  Jahren  erfolgten  Aus- 
gestaltung des  Transportwesens  für  den  Rohölproduzenten  der 
Zwang,  gleich  an  der  Quelle  zu  verkaufen.  In  immer  weiterer 
Verästelung  erstreckt  sich  die  Röhrenleitung  von  einzelnen 
Zentren  aus  bis  zu  jedem  Well.  Das  Oel,  welches  am  Brunnen 
einfliesst,  vermischt  sich  in  den  Röhren  mit  dem  Produkt  vieler 
anderen  Wells.  Will  der  Produzent  sich  der  vorzüglichen  Be- 
förderung durch  die  Pipe-line  bedienen,  so  kann  er  nicht  auf 
getrennten  Transport  seiner  Ware  Anspruch  erheben.  Ebenso 
können  die  Tank-cars  nicht  ganz  verschieden  grosse  und  ab- 
gesonderte Quantitäten  für  verschiedene  Rechnung  befördern. 

Die  Bassins  des  Well-Besitzers  sind  an  die  Röhrenleitungen 
angeschlossen  und  sind  geaicht.  Unter  genauer  gegenseitiger 
Kontrolle  von  Eigentümer  und  Beamten  der  Pipe-Hne-Company 
wird  das  Rohöl  zu  bestimmten  Zeiten  (täglich  oder  öfter,  je  nach 
der  Ergiebigkeit)  in  die  Röhrenleitung  eingelassen.  Der  Produzent 
wird  mit  Zertifikaten  der  Company  bezahlt.  Diese  gelten  für 
Durchschnittsöl,  für  fungible  Ware,  sind  daher  auch  ein  beliebter 
Gegenstand  der  börsenmässigen  Spekulation  ^).   — 

Bald  hatten  sich  also  die  Dinge  dahin  entwickelt,  dass  an 
den  zahlreichen  Bohrtürmen  irgend  eine  der  Pipe-line-Companien 
für  eigene  Rechnung  oder  für  eine  Raffinerie  als  Käuferin  auftrat. 
Dann  mussten  verschiedene  Leitungen  das  Rohöl  zu  Zentral- 
punkten führen;  dort  boten  sich  eine  oder  mehrere  private 
Eisenbahngesellschaften  zur  Weiterbeförderung  an,  schHesslich 
gab  es  in  einer  Anzahl  von  Städten  sehr  zahlreiche  Raffinerien. 
Zwischen  allen  bestand  eine  heftige  Konkurrenz. 

Oben  ist  der  Versuch  gemacht,  für  Transportwesen  und 
Raffinerie  des  Petroleums  aus  inneren  Gründen  Zentralisation  und 
Grossbetrieb  ersten  Ranges  als  wirtschaftlich  notwendig  nachzu- 
weisen. Der  erbitterte  Konkurrenzkampf,  die  Existenz  zahlreicher 
Unternehmungen  geringer  und  mittlerer  Leistungsfähigkeit,  Ueber- 
angebot  von  Transportwegen  und  -mittein  stellten  einen  unhalt- 
baren Zustand  dar.  Die  zersplitterten  Eigentumsverhält- 
nisse standen  mit  der  technischen  Entwicklung  im 
Widerspruch.      Sie  mussten  weichen. 

li   Vgl.    irU/s  Aufsätze   im   Prometheus    1S96. 


_       26      — 

Dieser  notwendige  Prozess  vollzog  sich  unter  sehr  bemerk- 
baren und  für  die  Betrofifenen  unangenehmen  Erscheinungen.  Für 
seine  wissenschaftliche  Betrachtung  allerdings  waren  diese  äusseren 
Erscheinungen  wertvoll.  Denn  die  Konkurrenzkämpfe  von  Raf- 
finerien und  Eisenbahnen,  ein  unerhörtes  Refaktienwesen,  Un- 
sicherheit aller  Tarifverhältnisse  veranlassten  wiederholt,  dass  die 
Oefifentlichkeit  sich  mit  den  Vorgängen  beschäftigte ,  und  dass 
durch  parlamentarische  Enqueten  gründliche  Klarstellung  erfolgte  i). 

Oelgebiet  und  Hafenstädte  waren  durch  die  Eisenbahnlinien 
dreier  Gesellschaften  verbunden  (aus  bereits  zurückliegenden  Ver- 
schmelzungen hervorgegangene  Trunk-lines): 

1.  New- York  Central  and  Hudson  River, 

2.  Lake  Erie  and  Western, 

3.  Pennsylvania-Central. 

Bereits  von  1870  an  machten  sich  Symptome  dafür  bemerk- 
bar, dass  irgend  ein  geheimgehaltenes  Zusammenwirken  dieser 
Bahnen  mit  einer  bestimmten  Gruppe  von  Raffinerien  bestand. 
(Diese  Raffinerien  nennt  v.  d.  Leyen  1880  einzeln  an  verschiedenen 
Stellen  seines  Aufsatzes.  1888  wurde  dann  der  Trust-Vertrag 
von  1882  veröffentlicht  und  in  diesem  finden  sich  genau  die  von 
V.  d.  Leyen  bezeichneten  Firmen  wieder.)  Zwei  Firmen  werden 
insbesondere  genannt  und  führen  die  Verhandlungen  mit  den 
Bahnen  ;  sie  bestehen  unter  dem  Namen  »Standard-Oil-Company« 
in  Cleveland  und  Pittsburg  und  gehören  den  Brüdern  John  und 
William  Rockefeller. 

Diese  von  den  Rockefellers  geleitete  Gruppe  der  Raffinerien 
konkurrierte  nun  zwischen  1872  und  1876  mit  Unterstützung  der 
Eisenbahnen  zahlreiche  Nebenunternehmungen  nieder.  Mit  jeder 
der  drei  Bahngesellschaften  schlössen  sie  heimlich  im  Januar  1872 
einen  gleichlautenden  Vertrag  über  weitgehende  Rabatte  ab  gegen 
die  Verpflichtung,  möglichst  viel  Oel  zur  Verladung  zu  bringen. 
Dabei  führte  die  Gruppe  den  Namen  »South-Improvement-Com- 
pany«.  Sofort  1872  trat  grosse  Beunruhigung  aller  beteiligten 
Kreise  ein.  In  Beratungen  und  Versammlungen  wurde  Protest 
gegen  das  Verhalten  der  Bahnen  erhoben.  Das  hatte  aber 
nur  eine  ganz  vorübergehende  Aufhebung  des  Rabattvertrags 
zur  Folge. 


I 


l)  Den  oben  genannten  Arbeiten  liegt  vor  allem  das  Material  zu  Grunde,  das 
die  Eisenbahnenquete  des  Staates  New-Vork  1879  lieferte.  Eine  öffentliche  Klar- 
stellung des  Trustwesens  fand    1888  statt. 
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In  dieser  Abmachung  {v.  d.  Leyen  S.  251 — 253)  war  zweierlei 
festgesetzt.  Zunächst  ein  für  jedermann  gültiger  Tarif,  der  im 
wesentlichen  so  zu  fassen  ist: 

1.  Von  den  Zentralstationen  der  Röhrenleitungen  im  Oel- 
gebiet  wurde  das  Oel  mit  der  Bahn  nach  bestimmten  zentralen 
Bahnstationen  (common  points)  zusammengebracht.  Gleichmässig 
trotz  der  verschiedenen  Entfernungen  zahlte  jedes  Fass  0,30  Dollar 
Fracht.  —  Das  ist  ein  ähnliches  Verhältnis  wie  in  Kohlenrevieren 
die  Gleichsetzung  der  Fracht  von  verschiedenen  Zechen  nach 
einem  Versandtplatze. 

2.  Von  den  Common  points  nach  New- York  pro  Fass  2,92  Dollar. 

3.  »       »  »  »       nach  Cleveland    »       ■>     0,80 

4.  Von  Cleveland  nach  New- York     .     .  »     2,00     » 
Ein  Blick  auf  die  Karte  lehrt,    dass   also  ein  doppelter  Weg 

vom  Oelgebiet  nach  New-York  hier  vorgesehen  ist  mit  folgenden 
Frachtsätzen  pro  Fass: 

A.    Brunnen-Common  point.      0.30  D.         B.  Brunnen-Common     p.      0.30  D. 

Common   p.-Nevv  York    .      2.92     »  Common  p. -Cleveland     o.So     » 

1.22  D.  Cleveland- New-York     2.00     > 


Der  Weg  über  Cleveland  ist  bedeutend  (um.  mehr  als 
320  km  =  25  ö/o)  länger  als  der  direkte  Weg.  Die  Fracht  über 
Cleveland  ist  aber  etwas  niedriger  als  direkt  nach  New-York. 
Dieser  Differentialtarif  stellt  an  sich  schon  eine  bedeutende  Be- 
günstigung der  Raffinerien  von  Cleveland  dar.  Aber  dazu  kommt 
ein  weiteres: 

Auf  den  genannten  Tarifsatz  wurden  der  sStandard-Oil- 
Company«  (so  nannte  sich  von  1872  ab  die  Gruppe  der  Raf- 
finerien) und  nur  ihr  allein  Rabatte  von  0,50  bis  1,32  Dollar  pro 
Fass  bewilligt. 

Unter  derartigen  Umständen  konnte  keine  Raffinerie  mehr 
mit  der  St.-O.-C.  konkurrieren.  Aus  anscheinend  unerklärlichen 
Gründen  arbeitete  man  beständig  mit  Verlust.  Sehr  rasch  wurde 
nun  die  Zahl  der  Raffinerien  dezimiert.  Sie  lagen  brach,  gingen 
ein  oder  wurden  von  der  St.-O.-C.  ausgekauft.  Von  58  Raffinerien, 
die  in  Pittsburg  z.  B.  bestanden  hatten,  waren  1876  28  vernichtet 
und  die  übrigen  an  die  St.-O.-C.  verkauft,  die  sie  jedoch  keines- 
wegs alle  weiter  betrieb:  am  3.  April  1876  berichtet  die  dortige 
Handelskammer,  dass  21  Raffinerien  still  ständen  mit  einem 
Kapital  von  2  Millionen  Dollars  und  3060  Arbeitern. 
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Die  Standard- Oil-Company  konzentrierte  die  Zahl  der 
Raffinerien  auf  ein  Minimum,  In  dem  Masse  wie  ihre  Monopol- 
stellung sich  durchsetzte,  wurde  die  Hauptleistung  zwei  grossen 
Etablissements  namentlich  zugeschoben.  Für  den  Bedarf  des 
Binnenlandes  und  den  westlichen  Export  besteht  die  Raffinerie 
von  Whiting  bei  Chicago  i).  Sie  ist  das  erste  derartige  Etablisse- 
ment der  Welt.  Auf  einer  Fläche  grösser  als  die  der  Chicagoer 
Weltausstellung  breiten  sich  die  Reservoire  und  Kläranlagen  für 
die  ununterbrochene  Arbeit  mehrerer  hundert  Kessel  aus.  — 
(Diese  Raffinerie  versorgte  mit  ihren  Rückständen  die  Heiz- 
anlagen der  Weltausstellung  von  1893.)  Für  den  Export  nach 
Europa  ist  in  Bayonne,  New-Jersey,  eine  ähnliche  Anlage  in 
Betrieb.  Sie  liegt  an  der  Hudsonmündung  gegenüber  Brooklyn, 
in  einem  der  ersten  Welthäfen. 

Nachdem  auf  diesem  Gebiete  sich  die  Standard-Oil-Company 
nahezu  eine  Monopolstellung  geschaft'en  hatte,  richtete  sie  ihren 
Angriff  auf  die  Röhrenleitungen.  Ein  sehr  grosses  derartiges 
Unternehmen,  die  United  Pipe-line ,  verfügte  über  etwa  700  km 
Leitung.  Dessen  Direktoren  waren  auch  mit  an  der  Spitze  der 
St.-O.-C.  Es  galt  für  die  grossen  Raffinerien  nun,  mit  Hilfe  der 
verbündeten  Eisenbahnen  dieser  einen  Röhrenleitung  die  Vor- 
herrschaft zu  erobern. 

Zwischen  der  New- York  Zentralbahn  und  Standard-Oil-Leuten 
kam  am  i.  Oktober  1874  ein  Geheimvertrag  zu  stände  {v.  d.  Leyen 
S.  254),  der   auf  doppelte  Weise  dem  gegebenen  Zwecke  diente. 

a)  Vom  Oelgebiet  zur  Raffinerie  wird  Rohöl  befördert,  von 
der  Raffinerie  zur  Küste  Raffinade.  Wo  nun  bei  der  ersteren 
Beförderung  von  Rohöl  Bahn  und  Röhrenleitung  konkurrierten, 
dort  trat  folgender  Rabatt  ein: 

Auf  die  Fracht  von  der  Raffinerie  zur  Hafenstadt  vergütete 
die  Bahn  für  10  Fass  raffiniertes  Oel  den  Betrag,  den  ihr  die 
dazu  verbrauchten  14  Fass  Rohöl  bezahlt  hatten.  —  Das 
bedeutet  nichts  weiter  als  völlig  kostenfreie  Beförderung  des 
Rohöls  durch  die  Bahn.  Also  die  Unmöglichkeit  weiterer 
Konkurrenz  für  alle  Röhrenleitungen,  die  nicht  im  Bunde  der 
St.-0,-C.  waren.  — 

b)  Für  die  Fälle,  wo  nicht  Bahn  und  pipe-line,  sondern 
Röhrenleitungen  untereinander  konkurrierten. 


:)  Prometheus   1896. 
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Bei  der  Uebernahme  von  Rohöl  aus  den  Bassins  der 
Leitungen  vergütete  die  Bahn  0,22  Dollar  pro  Fass  »für  die- 
jenigen Oelsendungen,  welche  aus  Leitungen  kommen,  welche 
sich  an  die  vereinbarten  Frachten  halten«.  —  (Der  Tarifsatz  der 
pipe-lines  betrug  0,20  Dollar  pro  Fass  von  der  Sammelstelle  zur 
Station.  Also  zahlte  die  Bahn  alles  zurück  und  obendrein  2  Cts. 
Prämie  für  jedes  Fass  dafür,  dass  es  nicht  »aus  Leitungen  kam, 
welche  sich  nicht  an  die  vereinbarten  Sätze  hielten«. 

Die  Folgen  zeigten  rasch  und  deutlich ,  was  für  Leitungen 
damit  gemeint  waren.  Im  Sommer  1874  machte  die  »United- 
pipe-linei!  etwa  erst  ^'4  bis  ^/s  des  Gesamtgeschäfts.  Sofort  im 
Oktober  stieg  ihr  Anteil  auf  80  "/o  und  binnen  Jahresfrist  hatte 
sie  das  ganze  Geschäft  in  Händen.  Die  übrigen  Leitungen 
gaben  den  aussichtlosen  Kampf  auf  und  wurden  zu  einem  Teile 
aufgekauft. 

Mit  diesen  beiden  Beispielen  sei  die  Art  und  Weise  gekenn- 
zeichnet, in  der  aus  erbitterten  Konkurrenzkämpfen  heraus  die 
immer  festere  Monopolstellung  der  Standard-Oil-Company  er- 
wuchs. Nach  den  Röhrenleitungen  wurden  1877  die  Tankwagen 
(bis  dahin  im  Besitz  der  Empire-Transportation-Company  und  der 
New  York-Zentralbahn)  erobert  ^).  Hartnäckige  Tarifkriege  zwangen 
alsdann  die  drei  mächtigen  Bahngesellschaften  zum  Verkauf  oder  zu 
langfristiger  Verpachtung  der  Verladeeinrichtungen  für  Petroleum. 
An  den  Endpunkten  der  Eriebahn  sowie  in  allen  Hafenstädten 
erwarb  die  Standard-Oil-Company  Güterschuppen,  Tanks,  Kräne, 
Maschinen,  Verladerampen.  Sie  verbot  allen  drei  Gesellschaften, 
Oel  aus  anderen  als  ihren  Röhrenleitungen  oder  für  andere  als 
ihre  Raffinerien  zu  übernehmen. 

Wenn  bisher  der  Ausdruck  die  Standard-Oil-Company  ge- 
braucht ist,  so  ist  das  bis  zu  einem  gewissen  Grade  falsch.  Es 
entwickelten  sich  gleichartig  und  in  engster  Beziehung  zu  einander 
zunächst  bis  1882  einzelne  derartige  Kompanien  in  den  Bundes- 
staaten der  Union.  Jede  vereinigte  mit  den  Raffinerien  Fabriken 
für  Fässer,  Hilfsstofte,  Nebenprodukte  sowie  Transportmittel. 
Diese  Kompanien  waren  nicht  als  Kartelle  (Pools)  aufzufassen. 
Ihre  Aufgabe  war  eben  nicht  nur  Verteilung  des  Profits  an  ein- 
zelne Verbündete,  also  Preisregulierung,  Absatzkontingentierung  etc. 


i)  Ausführliche  Schilderung  bei  v.  d.   Lcycn  und  Manche,    »Ein  Weltnionopol 
in  Petroleumt,  Berlin   1895. 
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unter  Erhaltung  der  bestehenden,  nur  nicht  mehr  konkurrierenden 
Betriebe.  Es  galt  nicht  das  Nebeneinanderbestehen  zahlreicher 
Einzelunternehmungen  zu  sichern,  sondern  vielmehr  die  technisch 
bedingte  Konzentration  des  ganzen  Produktionsprozesses  zu  voll- 
ziehen. Das  ist  aber  nur  möglich  durch  Fusion  (in  irgend  einer 
rechtlichen  Form)  der  Konkurrenten. 

Das  bis  1887  bestehende  Kartell  der  amerikanischen  Spiritus- 
raffinerien erwies  sich  aus  gleichen  technischen  Gründen  nicht 
leistungsfähig.  Brennereien ,  Raffinieranlagen  waren  im  Ueber- 
schuss  vorhanden;  daher  beschränkte  das  Kartell  die  Produktion 
der  beteiligten  Firmen  wiederholt  auf  40,  ja  auf  28  «/o.  Der  Haupt- 
fehler der  Raffinerien,  Zinsverluste  durch  unausgenützte  fixe  Kapi- 
talien, kann  aber  dadurch  nur  beseitigt  werden,  dass  die  Gesamt- 
produktion so  wenig  als  möglich  Grossbetrieben  zugeschoben  wird, 
die  mit  den  technisch  vollendetsten  Mitteln  arbeiten.  Als  dann 
Fusion  in  der  später  erörterten  Form  eintrat,  konnten  12  Betriebe 
die  Gesamtleistung  von  vorher  80  übernehmen. 

Von  vornherein  haben  die  Standard-Oil-Leute  das  falsche 
Mittel  gemeinsamer  Produktionsbeschränkungen  vermieden.  Be- 
reits 1872  fand  Fusion  zwischen  den  beteiligten  Raffinerien  von 
Pittsburg  und  Cleveland  statt.  Die  Bildung  des  Trust,  10  Jahre 
später,  war  nur  eine  etwas  eigentümliche  Rechtsform,  in  der 
schliesshch  die  thatsächliche  Verschmelzung  der  Petroleumindustrie 
über  die  einzelstaatlichen  Grenzen  hinaus  sich  vollzog.  In  jedem 
Bundesstaat  war  der  nötige  Prozess  bereits  abgeschlossen.  Aus 
Fusion  hervorgegangene  Unternehmen  sassen  in  Ohio,  West- 
virginien,  Pennsylvanien,  New  York,  aber  »sie  konnten  zusammen 
nicht  kommen«.  Die  Steuergesetzgebung,  der  bundesstaatliche 
Charakter  auch  des  Handelsrechts  verhinderte  es. 

Die  dem  englischen  Recht  von  dem  Anwalt  der  Petroleum- 
interessenten entlehnte  Form  des  »Trust«  war  bloss  die  geist- 
reiche Methode,  trotzdem  Interesseneinheit  juristisch  zu  ermög- 
lichen. 

Waisen,  Minderjährige,  Ehefrauen  können  nach  alter  eng- 
lischer Rechtsform  ihr  Vermögen  in  die  Hände  eines  Vertrauens- 
manns, eines  Trustee  legen.  Er  soll  es  verwalten  zu  ihrem  Nutzen. 
Mit  dieser  ehrwürdigen  patriarchalischen  Rechtshandlung  krönte 
man  das  Werk  eines  Konkurrenzkampfes,  der  durch  Brutalität, 
Gewissenlosigkeit,  Korruption  und  Bestechung  einzig  dasteht.  Was 
in  Petroleumhandel,  -transport  und  -industrie  noch  bestand,    eine 
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auserlesene  und  kleine  Schar  riesiger  Unternehmungen,  das  über- 
gab seine  Besitztitel,  Aktien  u.  dergl.  9  Vertrauensmännern  gegen 
Zertifikate.  Die  Einzelunternehmer  oder  Aktionäre  entäusserten 
sich  des  Rechts,  auf  Betrieb  und  Verwaltung  Einfluss  zu  haben. 
Alle  Unternehmerthätigkeit  konzentrierte  fich  auf  die  regelmässige 
Entgegennahme  des  Unternehmergewinns.  Der  Board  of  Trustees 
besorgt  die  Gesamtleitung,  ernennt  Direktoren  und  Beamte  der 
einzelnen  Betriebe  und  verteilt  den  Reingewinn  prozentual  an  die 
Inhaber  der  Zertifikate. 

Die  Form  des  Trust  ist  nicht  aus  wirtschaftlichen,  sondern 
aus  Gründen  der  Rechtsgestaltung  spezifisch  amerikanisch.  Ihre 
Aufnahme  am  2.  Januar  1882  war  das  äussere  formalrechtliche 
Zeichen  dafür,  dass  der  technisch,  d.  i.  gleichzeitig  aus  Gründen  des 
höchsten  privatwirtschaftlichen  Reinertrags  unbedingt  erforderliche 
Konzentrationsprozess  sich  vollzogen  hatte,  —  Bezeichnend  ist 
es,  dass  diese  Rechtsform,  die  der  Anwalt  der  Standard-Oil-Com- 
pany  zuerst  geschickt  ausbeutete,  rasch  nachgeahmt  worden  ist. 
Ja  das  Wort  Trust  hat  sogar  bald  seine  eigentliche  Bedeutung 
verloren  und  wird  jetzt  meist  ohne  Bezugnahme  auf  die  spezielle 
rechtliche  Form  auf  monopolistische  Grossunternehmungen  und 
Pools  angewendet. 

Die  grössten  echten  Trusts,  bald  nach  1882  dem  Vorläufer 
nachgebildet,  sind 

Cotton-Oil  Trust. 

Sugar-Refineries  Company. 

Destillers  and  Cattle-feeders  Trust. 
Derartig  folgten  die  Raffinerien  von  Baumwollöl,  Zucker  und 
Whiskey  den  Petroleumraffinerien.     Es   wäre   zu  untersuchen,    ob 
in    allen    4  Raffinierprozessen    verwandte   technische   Momente    zu 
gleicher  Konzentration  führten  ^). 

Vielleicht  ist  die  Anmerkung  nicht  unwichtig,    dass  der  erste 


i)  Abgesehen  von  zentralisierten  Unternehmungen,  deren  wirtschaftliche  Be- 
dingungen wahrscheinlich  sehr  kompliziert  sind  (American-Tobacco-Co.,  Trusts  der 
Koffer-,  Spiegelglasfabrikation),  lassen  sich  zwei  Hauptgebiete  des  Trusts  erkennen 
(in  Amerika!): 

a.  Im  Verkehrswesen  (Eisenbahnen,  Spezialwagen  der  Eisenbahnen,  Paket- 
beförderung, Telegraph  und  Telephon,  auch  Gas-  und  Wasserleitungen). 

b.  Das  »Quartett  der  Raffinerien«  (^Andrews,  .S.  130),  von  Petroleum, 
Cotton-oil,  Zucker  und  Whiskey.  Man  könnte  versuchen,  damit  den  Stahltrust  in  Ver- 
bindung zu  bringen,  dessen  Gebiet  eine  »Raffinerie«  des  Eisens,  Stoffveredelung 
durch   Wärme,   chemische  Prozesse,   unter  Aufwand  hohen  fixen  Kapitals  ist. 


überhaupt  gegründete  Trust  (Standard-Oil)  in  keiner  Weise  sich 
auf  Schutzzölle  zurückführen  lässt. 

Infolge  wiederholter  Erregung  der  öffentlichen  Meinung  ist  es 
in  den  Vereinigten  Staaten  zu  zahlreichen  Versuchen  einer  Anti- 
Trust-Gesetzgebung gekommen.  Diese  war  im  allgemeinen  wir- 
kungslos wie  ein  Schlag  ins  Wasser.  Insbesondere  beim  Standard- 
Oil-Trust  hat  man  1892  formale  Auflösung  erzielt.  Die  nähere 
Veranlassung  dabei  war  das  scharfe  Vorgehen  des  Staates  Ohio 
gegen  die  im  Trust  befindlichen  Mitglieder  der  Standard-Oil- 
Company  of  Ohio.  Ohne  jede  thatsächliche  Veränderung  gab 
man  die  unzweckmässig  gewordene  Rechtsform  auf.  Der  Trust 
zerfiel  in  20  Kompanien,  bei  deren  jeder  einer  der  bisherigen 
Trustees  die  Mehrheit  der  Aktien  in  Händen  hatte  ^).  Für  die 
Gestaltung  des  Petroleumhandels  ist  dieser  Vorgang  ohne  Belang. 

In  den  häufigen  Schilderungen  des  Petroleumtrusts  wird  die 
ganze  Sache  vielfach  als  ein  Werk  der  ausserordentlichen  Tüchtig- 
keit eines  Mannes,  des  John  Rockefeller,  hingestellt  (z.  B.  auch  von 
Aschroti,  Brauns  Archiv  1889).  Ein  anderer  Schriftsteller  (Jenks) 
wiederum  nennt  das  Refaktienunwesen  der  Privatbahnen  als  Haupt- 
ursache. 

Unbeschadet  der  Bedeutung,  die  jedermann  den  genannten 
beiden  Momenten  zumessen  wird,  lässt  sich  aber  vielleicht  sagen : 
vielfache  Erfahrungen  beweisen,  dass  hervorragende  und  energische 
Männer  hoffnungslos  ihre  Kräfte  verbrauchen,  wenn  nicht  hinter 
ihnen  mächtige,  treibende  Kräfte  stehen.  In  letzter  Linie  ist 
Monopolisirung  des  Petroleumhandels  und  der  -Industrie  unver- 
meidlich bedingt  durch  die  Natur  des  Petroleums.  Die  spezielle 
Form  des  Konzentrationsprozesses  (seine  Dauer,  seine  Vollständig- 
keit, seine  einzelnen  Phasen)  allerdings  wurde  durch  die  beteiligten 
Personen,  Rechtsumstände  und  sonstigen  Einflüsse  der  Zeit  und 
des  Orts  beeinflusst. 

Aus  den  vielen  Menschen,  die  1860  in  die  Oil-fields  strömten 
und  im  wimmelnden  Durcheinander  Industrie  und  Handel  ein- 
leiteten, ist  vor  allen  einer  von  starken  Entwicklungskräften  ge- 
hoben worden.  John  Rockefeller,  Buchhalter,  Mehlhändler,  dann 
kleiner  Raffineur,  begann  »mit  wenig  Geld,  aber  viel  Hirn  und 
Thatkraft«.  Heute  leitet  dieser  »königliche  Kaufmann«  ein  In- 
dustrievolk  von    25000   Menschen.      In    dem    Board    of  Trustees, 


[)  Vgl.  T'.  Halle,  1.  c,   und    Geiiard,  S.  59. 
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dem  er  vorsteht,  laufen  die  Fäden  weitläufiger  und  wichtiger  welt- 
wirtschaftlicher Beziehungen  zusammen.  Mit  280  Millionen  Mark 
Kapital  setzte  1882  der  Trust  ein.  Jetzt  mag  eine  halbe  Milliarde 
überschritten  sein  ^). 

Es  seien  zusammenfassend  die  Momente  aufgezählt,  welche 
die  Leistungsfähigkeit  des  Trust  bestimmen ,  privatwirtschaftlich 
ihm  hohe  Gewinne  sichern  und  volkswirtschaftlich  Erhöhung  der 
Produktivität  darstellen : 

1.  Ersparung  leitender  Kräfte,  vollständige  Ausnützung  der 
hochbezahlten  qualifizierten  Angestellten.  Zentralisation  der 
Verwaltung  und  des  Nachrichtendienstes. 

2.  Ersparung  von  stehendem  Kapital,  ununterbrochene 
Ausnützung  eines  Minimums  von  Raffinerieanlagen  und  Trans- 
portmitteln. 

3.  Geeignete  örtliche  Anordnung  der  zentralistisch  verwalteten 
Industrie;  Abkürzung  der  Transportwege. 

4.  Gemeinsame  Ausbeutung  aller  Erfindungen  und  Verbesse- 
rungen ,  die  vorher  an  einzelnen  Stellen  nur  möglich  war.  Die 
gesamte  Produktion  findet  gleichmässig  mit  den  technisch  voll- 
endetsten Mitteln  statt. 

5.  Vollkommenere  Uebersicht  des  Marktes  für  Rohöl  und 
Fabrikate. 

6.  Umfassende  Betriebsvereinigung  (Raffinerien ;  P'abriken  von 
Produkten  aus  Vaseline,  Paraffin;  Schmierölindustrie  —  Fabriken 
von  Schwefelsäure  (Soda),  Natronlauge ;  Fassfabriken,  mechanische 
Werkstätten;  Röhrenleitungen,  Besitz  von  Bahnhofsanlagen,  Tank- 
wagen, Dampfern  —  überseeische  Niederlagen  und  Absatzorgani- 
sationen). 

In  keiner  Zeit  ist  neben  dem  Trust  und  seinen  Vorgängern 
im  amerikanischen  Petroleumhandel  die  Konkurrenz  vereinzelter 
Outsider  ganz  verschwunden.     Gruppen  verbündeter  Wellbesitzer, 


i)  Die  enormen  Gewinne  sind  zahlenmässig  nicht  festzustellen,  da  die  Höhe 
des  Anlagewertes  durch  »Verwässerungen«  des  Kapitals  (watered  stock  —  Ausgabe 
von  Aktien,  Obligationen,  Bonds  bei  fingierter  oder  willkürlich  geschätzter  Gegen- 
leistung) verschleiert  ist.  Die  Zertifikate  des  Oil-Trusts  werden  nicht  an  der  Börse 
gehandelt.  Während  der  Trustenquete  von  1888  war  bekannt,  dass  einige  Stücke 
zum  Kurs  von  146  verkauft  worden  seien  (vgl.  Jenks,  1.  c).  Das  ;  Berliner  Tage- 
blatt« Nr.  575,  1901,  teilte  mit,  für  das  Rechnungsjahr  1901  habe  der  Standard-Oil- 
Trust  eine  Dividende  von  48  ^o  festgesetzt.  Auf  Rockefeller,  der  im  Besitze  von 
4070  der  Aktien  sei,  entfalle  ein  Dividendenanteil  von  19200000  Dollar. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staat>wi>senscli.     Ergänzungsheft  3.  3 
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irgend  eine  neu  angelegte  Rölirenleitung  bei  Inangriffnahme  neuer 
Oelgebiete,  Raffinerien  an  der  Küste  haben  zeitweilige  scharfe 
Konkurrenzkämpfe  hervorgerufen.  Nacheinander  traten  auf  Dia- 
mond-Oil-Company ,  Producers-Assoziation  ,  Tide-Water-Pipe-Line, 
American-Oil-Works  —  gegenwärtig  die  Pure-Oil-Company,  deren 
Niederlassungen  in  Deutschland  unten  zu  besprechen  sind.  Keine 
dieser  Gesellschaften  hat  einen  erheblichen  Bruchteil  der  Pro- 
duktion in  ihre  Hände  bekommen.  Der  Anlage  ihrer  Röhren- 
leitungen —  1879  und  1887  z.  B.  —  setzten  die  mit  den  Raf- 
finerien verbündeten  Bahnen  Widerstand  entgegen.  Einzelne  ad 
hoc  erworbene  Grundstücke  oder  die  Dämme  der  Bahnlinien  ver- 
hinderten das  Fortsetzen  der  Leitungen.  (Zeitweilig  sind  that- 
sächliche  Schlachten  zwischen  den  beiderseitigen  Arbeitern  ge- 
schlagen worden.)  Die  Benutzung  von  Kanälen  wurde  durch  un- 
erhört niedrige  Tarife  der  Bahnen  unrentabel  gemacht.  Die  Tide- 
Water-Pipe-Line  wurde  vom  Trust  um  ihre  Abnehmer  gebracht: 
die  betreffenden  Raffinerien  in  Philadelphia  gingen  an  den  Trust 
über.  Der  Versuch  eigener  Raffinerien  scheiterte,  das  ganze  Kon- 
kurrenzunternehmen wurde  schliesslich  von  den  Standard-Oil-Leuten 
übernommen  ^). 

Aus  technischer  Notwendigkeit  wurde  die  erste  Hand ,  die 
Petroleum  kauft,  stark,  und  ebenso  notwendig  ist  die  Zersplitte- 
rung, mit  der  die  Rohölproduzenten  den  Raffinerien  gegenüber 
stehen.  Bei  v.  d,  Leyen  und  an  anderen  Stellen  finden  sich 
Schilderungen  des  Preisdrucks,  den  das  Monopol  schrankenlos  auf 
die  Wellbesitzer  ausübt.  Der  Käufer:  eine  Stelle,  die  über  enorme 
Mittel  verfügt  und  abwarten  kann  —  der  Verkäufer  des  Rohöls: 
eine  grosse  Anzahl  von  Leuten  verschiedener  Leistungsfähigkeit,  von 
verschiedenen  Interessen,  die  gezwungen  sind,  bald  abzusetzen.  Die 
Einkäufer  des  Monopols  schützen  Wagenmangel,  Ueberangebot, 
Betriebsstockung  vor,  weigern  sich,  abzunehmen,  um  niedrige  Preise 
weiter  herabzusetzen.  Wiederholt  ist  es  im  Oelgebiet  zu  Em- 
pörungen gekommen.  Man  hat  die  Angestellten  und  das  Eigen- 
tum des  Trust  angegriffen,  weil  ganze  Gegenden  zur  Verzweiflung 
getrieben  wurden. 

i)  V.  d.  Leyen  (S.  256/57)  gibt  wieder,  was  ein  derartig  geschlagener  Mit- 
bewerber vor  der  parlamentarischen  Enquetekommission  aussagte.  Er  besass  eine 
sehr  grosse,  technisch  vollendete  Raffinerie  auf  Long-Island  (N.  Y.);  um  sie  kon- 
kurrenzfähig zu  erhalten,  wurde  ihr  Betrieb  vergrössert,  ihr  Kapital  vermehrt. 
»Aber  wir  verloren  jedes  Jahr  Geld.«  Schliesslich  musste  ein  Kaufgebot  der 
»Siandard-Oil-Company«  angenommen  werden. 
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Die  Entstehung  des  Trust  von  1872— 1882  bedeutet  ein 
ständiges  Niederdrücken  der  Rohölpreise.  In  keiner  Weise  lässt 
sich  jedoch  erkennen,  dass  die  Produktionskosten  der  Wellbesitzer 
gesunken  seien.  Im  Gegenteil:  mit  der  zunehmenden  Tiefe  der 
Bohrlöcher,  dem  sinkenden  Durchschnittsertrag  stiegen  die  Kosten 
(vgl.  bei  Höfer  sehr  ausfühdiche  Angaben).  Also  schmälerte  eine 
rücksichtslose  Preispolitik  der  Raffineure  den  Profit  der  Urpro- 
duktion aufs  äusserste. 

Wie  bildet  sich  nun  der  Preis  des  raffinierten  Leuchtöls?  Wie 
nutzt  der  monopoHsierte  Petroleumhandel  seine  kräftige  Stellung 
nach  der  anderen  Seite,  den  Konsumenten  gegenüber,  aus?  Sind 
diese  (ebenfalls  in  natürlich  bedingter  Zersplitterung  gleich 
den  Verkäufern  von  Rohöl!)  einer  willkürlichen  Preiserhöhung 
gegenüber  wehrlos? 

Wer  im  Standard-Oil-Trust  im  wesentlichen  das  Produkt  der 
Gewissenlosigkeit  und  Gewaltthätigkeit  einzelner  oder  einer  mysti- 
schen Macht  des  » Grosskapitals «  ,  einer  Reihe  von  Betrügereien, 
Bestechungen,  Begünstigungen  sieht,  der  wird  dem  Petroleumkon- 
sumenten wenig  Hoffnung  lassen  können. 

Nimmt  man  aber  an,  dass  aus  der  geschilderten  technischen 
Grundlage  mit  einer  gewissen  Notwendigkeit  der  Prozess  der  Zen- 
tralisation sich  ableitete,  so  wird  man  sofort  erkennen:  Ganz 
dieselben  Ursachen,  welche  den  Trust  überhaupt  erst  möglich 
machten,  bestimmen  auch  seine  Preispolitik. 

Zunächst  gilt  ohne  weiteres:  nicht  an  hohen  Preisen  des 
Leuchtöls,  sondern  an  hohem  Gewinn,  also  an  grosser  Differenz 
zwischen  Verkaufspreisen  und  Kosten  sind  die  Standard-Oil-Inter- 
essenten,  die  Trustmitglieder  interessiert.  Bei  der  geschilderten 
technischen  Natur  des  Transportwesens  und  der  Petroleumindustrie 
ist  deutlich,  dass  ein  erheblicher  Teil  der  Kosten  konstant  ist. 
Auch  bei  einem  Minimum  des  Absatzes  muss  Verzinsung  und 
Amortisation  der  hohen  fixen  Kapitalmassen  in  Rechnung  gesetzt 
werden.  Wächst  der  Absatz,  so  wachsen  die  Kosten  auch,  aber; 
ausserordentlich  viel  langsamer.  Der  Absatz  wächst,  wenn  der 
Preis  sinkt.  Denn  dann  dehnt  sich  das  Gebiet  aus,  auf  dem  Pe- 
troleum konkurrenzfähig  ist.  Steigt  bei  massigem  Preisfall  der 
Absatz,  so  wächst  die  Bruttoeinnahme.  Maximum  des  Absatzes 
gibt  Maximum  der  Einnahme  ohne  die  Kosten  wesentlich  zu  stei- 
gern. Der  Profit  als  Differenz  von  Kosten  und  Preis  wird  bei 
einer    gewissen    Preissteigerung    (fallender    Nachfrage)    des    Petro- 
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leums  sinken,  bei  massigen  und  fallenden  Preisen  sich  günstig  ge- 
stalten, bei  durch  billigen  Preis  erzieltem  Maximum  des  Absatzes 
selbst  ein  Maximum  erreichen. 

Es  sei  unbedingt  zugegeben,  wie  keine  »unwirtschaftlichen« 
Motive  oder  Stimmungen  Rockefeiler  zu  schonender  Behandlung 
der  Konsumenten  veranlassen  können.  Aber  nicht  seine  Charakter- 
eigenschaften sind  massgebend.  Wirtschaftliche  Notwendigkeit 
hat  das  Monopol  geschaffen  und  zwingt  seine  leitenden  Persönlich- 
keiten in  bestimmter  Weise  zweckmässig  zu  handeln. 

Oben  ist  ausgeführt,  dass  das  Konsumtionsgebiet  des  Petro- 
leums deutliche  und  verschiebbare  Grenzen  hat;  wie  dem  Petro- 
leum ferner  auf  seinem  eigenen  Markte  ständig  neue  Mitbewerber 
erstehen;  wie  endlich  neben  der  amerikanischen  Produktion  die 
russische  herangewachsen  ist.  Ueber  die  Konsequenzen  des  letzt- 
genannten Umstandes  wird  unten  gesprochen. 

Wie  sehr  die  Höhe  des  Absatzes  von  der  Preisbewegung  ab- 
hängt, wissen  die  vorzüghchen  Geschäftsleute  des  Trust  sehr  ge- 
nau. Sie  sind  überzeugt,  dass  jede  fühlbare  Preissteigerung  den 
Markt  dauernd  und  erhebhch  verengern  kann.  Und  sie  sind  viel 
zu  klug,  als  dass  sie  um  eines  ausserordentlichen,  aber  vorüber- 
gehenden Profits  willen  hohe  fixe  Kapitalmassen  dauernd  ent- 
werten sollten. 

Zahlenmässig  hat  sich  die  Preisbewegung  ^)  folgendermassen 
vollzogen : 


Preis  der 

Preis  der 

Gallone  Rohöl 

Gallone  raff.  Petroleum 

am  Brunnen 

in  New  York 

Jahr 

in  Cents 

in   Cents 

Differenz 

1870 

9.19 

26.35 

17.16 

1871 

10.52 

24.24 

13.72 

1872 

9-43 

23.59 

14.16 

1873 

4.12 

17.87 

13.75 

1874 

2.81 

12.98 

10.17 

1875 

2.96 

13.00 

10.04 

1876 

5.99 

19.16 

13.17 

1877 

5.68 

15.44 

9.76 

1878 

2.76 

10.76 

8.00 

1879 

2.04 

8.08 

6.04 

1880 

2.24 

9.05 

6.81 

1881 

2.30 

8.01 

5.71 

1882 

1.87 

7.39 

552 

[)  Vgl.  Genard,  S.  58;  Andrezvs,   S.  145;  ebenso   Jcnks. 
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Preis  der 

Preis  der 

Gallone  Rohöl 

Gallone  raff.   Petroleum 

am  Brunnnen 

in  New  York 

Jahr 

in  Cents 

in   Cents 

Differenz 

1883 

2.52 

8.02 

5.50 

1884 

1.99 

8.15 

6.16 

1885 

2. II 

7.93 

5.82 

1886 

1.69 

7.07 

S.38 

1887 

1-59 

6.72 

5.13 

1888 

2.08 

7.49 

5-41 

1889 

2.24 

7.11 

4.87 

1890 

2.06 

7.30 

5.24 

1891 

1.67 

6.85 

5.18 

1892 

1.32 

6.07 

6.75 

1893^) 

1-50 

5,22 

4.72 

Einerseits  zeigen  diese  Zahlen,  wie  —  nur  1876  und  1877 
bemerkenswert  unterbrochen  —  die  Preise  des  Rohöls  erniedrigt 
worden  sind.  Bis  1880,  also  unter  der  Bildung  des  Trust,  fielen 
die  Preise  des  raffinierten  Oels  noch  rascher.  Dann  tritt  ein  un- 
gefährer Parallelismus  zwischen  beiden  Preislinien  ein.  Ihre  Dif- 
ferenz stellt  die  Summe  aus  Transportkoften,  Raffinierkoften  und 
Gewinn  dar.  Nun  hebt  Andrews  hervor:  Diese  Differenz  fiel 
jährlich : 

1861  — 1872   um    10.43      %   —   freie  Konkurrenz; 
1873— 188 1     »       7.3897  »    —  Bildung  des  Trust; 
1882  — 1887     »       2.2879»    —  Bestehen  des  Trust. 

Er  schliesst  daraus,  dass  durch  das  Monopol  die  Verbilligung 
des  Oels  verlangsamt  und  der  Gewinn  des  Trust  über  Gebühr 
hochgehalten  worden  sei.  Diese  Behauptung  lässt  sich  nicht 
ganz  widerlegen.     Aber  es  sei  doch  darauf  hingewiesen,  dass 

I.  ein  Preisfall  wie  von  1861  zu  1872  naturgemäss  sich  ver- 
langsamen musste.  Eine  jährliche  Abnahme  von  10  •'/o  führt  binnen 
kurzem  an  Null  heran ; 


i)  Nach    dem  Vierteljahrsheft   1901,    I,    der  Reichsstatistik    war    das  Preisver- 
hältnis von    1894 — 1898   folgendes: 

Jährlicher  Durchschnittspreis  Exportpreis  von 

von  100  kg  Rohöl   in  Mark  100  kg  I.euch  tö  1  in  Mark 

1894  2.67  6.0 

1895  4.32  7.0 

1896  3.75  9.7 

1897  2.51  9.0 

1898  2.93  8.1 
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2.  dass  die  wesentlichsten  Verbilligungen  des  Petroleums 
durch  Zentralisation  des  Transports  und  der  Raffinerien  eintraten. 
Preisfall  und  Trustbildung  kann  man  ansehen  als  zwei  Wirkungen 
derselben  Ursache.  Mit  dem  Zustandekommen  des  Trust  ist  das 
Werk  der  Verbilligung  durch  Kostenersparnis  in  der  Hauptsache 
vollzogen.  Also  muss  nach  1882  ein  langsameres  Tempo  im 
Sinken  des  Preises  ^)  eintreten. 

In  keiner  Weise  soll  damit  bestritten  werden,  dass  der  Pe- 
troleumpreis vom  Trust  nach  besten  Kräften  hochgehalten  wird, 
dass  selbstverständlich  die  vereinigten  Raffineure  ihren  Profit  so 
gross  als  möglich  machen.  Aber  eben  nur  so  gross  als  mög- 
lich. Die  Natur  des  Konsums  wie  der  Produktion  (fixes  Kapital) 
erzwingt  niedrige  Preise:  »Je  mehr  Kapital  immobilisiert 
ist,  desto  grösser  der  Zwang  zu  billigen  Massen- 
leistungen.« 

Dieser  Abschnitt  sei  mit  den  Zahlen  der  amerikanischen  Ge- 
samtproduktion beschlossen :  1859  betrug  diese  2000  Barrels,  1861 
bereits  über  2000000;  dann  langsam  wachsend  erreicht  sie  1869 
4I/4  Millionen  Fass.  Die  siebziger  Jahre  bringen  bedeutende  Fort- 
schritte: 

1870     .     .     .        5261000  Barrel 


1873  . 

.  .  10927000 

1880  . 

.  .  26286000 

I88I  . 

.  .  27661000 

1882  . 

.  .  30  51 1000 

Dann  treten  Schwankungen  und  Rückgänge  ein 


1883  . 

.  .   23450000  Barrel 

1884  . 

.   .   24218000 

1885  . 

.   .   21  847000    ■» 

1886  . 

.      .      28064000    « 

1887  . 

.   .  28279000 

1888  . 

.   .   27612000    » 

i)  Vielleicht  gerade  infolge  des  andauernden  Konkurrenzkampfes  auf  dem 
Weltmarkte  ist  unter  dem  Trust  kein  Stillstand  der  Technik  eingetreten.  Als  ein- 
zelne Fortschritte  sind  zu  bezeichnen:  die  Anwendung  von  überhitztem  Wasserdampf 
bei  der  Destillation,  die  Destillation  unter  vermindertem  Luftdruck  (bewirkt  niedrigere 
Siedepunkte  =  Kohlenersparnis),  Methode  zur  Rückgewinnung  verbrauchter  Schwefel- 
säure, Anwendung  von  Luftgebläsen  zum  Umrühren  (beim  Reinigen  des  Petroleums), 
die  Filtration  der  Schmieröle  durch  entfärbende  Stoffe  (vgl.  Chemikerzeitung  1900, 
Nr.  11).  Das  im  Auftrage  der  Standard-Oil-Company  erfundene  Verfahren  zur  Ent: 
Schwefelung  des  Ohioöls  wird  von  der  deutschen  Chemikerzeitung  als  genial  bezeichnet. 
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Das  Jahr  1889  brachte  in  Pennsylvanien  und  Ohio  erhöhte  Er- 
träge : 

1889  ...  35  164000  Barrel 

1890  .   .   .  45822000   » 

1891  .   .   .   54291000   » 

Mit  1891  hatte  der  Anteil  Pennsylvaniens  seinen  Höhepunkt  über- 
schritten 1)  und  ist  im  Sinken  begriffen.  Indem  mehr  und  mehr 
der  Schwerpunkt  der  Rohölproduktion  nach  Ohio  verlegt  wird 
(das  seit  1876  beteiligt  ist),  hält  sich  im  letzten  Jahrzehnt  die 
nordamerikanische  Produktion  etwa  auf  gleicher  Höhe  wie   1891: 


1892     .     .     .     50509000 

Barrel 

1893    •    •    •    48413000 

» 

1897     .     .     .    60568000 

>> 

1898    .    .    .    51774000 

» 

1899'^)     .    .    54048000 

' 

Der  Wert  das  Ertrages  belief  sich  auf: 

1898    .    .    .    42100000 

Dollars, 

1899    •    •    •    62900000 

» 

Von  dem  Export  nach  Osten,  namentlich  nach  Europa  kommen 
zwei  Drittel  auf  den  Hafen  von  New  York  (Raffinerie  von  Bayonne) 
und  der  Rest  fast  ganz  auf  Philadelphia. 


i)  Vgl.    Wagner-Fischer,  Jahresbericht   1900. 
2)  Vgl.   Chemikerzeitung   1900,  I. 
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III.  Die  Konkurrenten  des  amerikanischen  Petroleums. 

Das  Jahr  1859  bedeutet  für  die  russische  Petroleum- 
industrie ebenfalls  den  Anfang.  In  dem  erdöl-  und  asphaltreichen 
Gebiete  des  Kaukasus  und  des  Kaspischen  Meeres  hatte  allerdings 
bereits  unter  persischer  Herrschaft  (vor  1800)  die  Ausbeutung  der 
Mineralschätze  begonnen.  Erdpech,  Asphalt,  »Kirr«  zum  Dach- 
decken, Rohnaphtha  zum  Räderschmieren  sind  von  Persern,  Tataren 
und  Armeniern  in  den  Handel  gebracht  worden.  1858  wurde  in  der 
Nähe  von  Baku  unter  Leitung  eines  deutschen  Chemikers  eine 
Fabrik  angelegt,  um  Kirr  —  ein  asphaltartiges  natürliches  Ver- 
dampfungsprodukt der  Rohnaphtha  —  zu  verarbeiten  1). 

Als  mit  Kirr  schlechte  Erfahrungen  gemacht  wurden,  ging 
diese  Fabrik  1859  als  erste  dazu  über,  aus  dem  Rohöl  der  um- 
liegenden zahlreichen  Quellen  Leuchtöl  zu  destillieren. 

Bis  1872  blieb  die  russische  Naphthainduftrie  in  geringen 
Anfängen  2). 

Damals  wurden  von  drei  oder  vier  Fabriken  in  Baku  im 
ganzen  jährlich  8600  Tonnen  (ä  1000  kg)  Leuchtöl  erzeugt.  Die 
Naphthaländereien,  bis  181 3  im  Besitz  eines  persischen  Chans, 
waren  bis  1873  russische  Reichsdomänen.  Dazu  war  verboten, 
Naphtha  anders  als  durch  Schöpfen  aus  Brunnen,  z.  B.  durch 
Bohren  zu  gewinnen.  1873  wurde  das  Land  bei  Baku  parzellen- 
weise öffentlich  versteigert  und  das  Niederbringen  von  Bohrlöchern 
gestattet.     Nun  hob  sich  die  Produktion: 

1872  .      .      .        86000   Dz.   raffin.   Oel, 

1873  .      .      .      209000      »  »  » 
1875      •      •      •      371000 

1877      •      •      •      773000      •> 


i)  Vgl.  Rossmässler,  »Die  Mineralölfundorte  des  Kaukasus«.  »Prometheus« 
1899.     Aufsatz  von  Dr.  Hugo   Grothe ,    »Die  schwarze  Stadt«.     »Woche«    1901,    3. 

2)  Aufsätze  im  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1884,  1886,  1894,  1900;  insbe- 
sondere: Dr.  Mertens,   »Die  Naphthaindustrie  von  Baku«.     Jahrg.  1900. 
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Von  1878  an  wurde  ein  rasches  weiteres  Wachstum  der  Industrie 
und  des  Handels  durch  Aufhebung  einer  drückenden  Steuer  auf 
Petroleum  ermöglicht.  Ragosin  und  die  Gebrüder  Nobel  —  Brüder 
des  bekannten  Sprengstofiftechnikers  Alfred  Nobel  —  richteten 
Raffinerien  im  grössten  Massstabe  ein.  Das  Nobelsche  Unter- 
nehmen, 1876  begründet,  umfasste  1883  bereits  die  Hälfte  der 
gesamten  Produktion.  In  den  80er  Jahren  kamen  Anlagen  der 
Pariser  Rothschilds  dazu.  1883  wurde  die  transkaukasische  Bahn 
eröffnet,  die  Batum  und  Poti  am  Schwarzen  Meer  zu  wichtigen 
Exporthäfen  machte.  Schliesslich  ist  am  15.  Juli  1900  eine 
230  km  lange  Röhrenleitung  zwischen  Michailowo  und  Batum  er- 
öffnet worden. 

Die  Produktion  von  rohem  Erdöl  im  Gebiet  von  Baku  betrug 
insgesamt: 

30000000   Dz. 

32000000    » 

38000000    » 

46  000  000    » 

48  000  000  » 
54000000     » 

49  000  000  » 
63000000  » 
64  000  000  » 
70  000  000     » 

(Vgl.  Mertens,    1900.) 


1888 


[890 


1893 
1894 
1895 


Diese  Daten  mögen  knapp  die  äussere  Entwicklung  der 
russischen  Petroleumindustrie  kennzeichnen.  Ueber  das  Vorkommen 
der  Naphtha,  ihre  Gewinnung,  über  Transport  und  Raffinerie  gilt 
zu  einem  grossen  Teile  für  Pennsylvanien  wie  Baku  das  Gleiche. 
Um  aber  Umfang,  Gebiet  und  Leistungsfähigkeit  des  russischen 
Mitbewerbs  im  Petroleumhandel  richtig  zu  würdigen,  um  auch 
gewisse  Gesichtspunkte  für  eine  etwaige  Interessengemeinschaft 
russischer  und  amerikanischer  Petroleumverkäufer  zu  gewinnen,  ist 
es  nötig,  auf  einige  naturgemäss  gegebene  Besonderheiten  der 
Naphthaindustrie  von  Baku  hinzuweisen. 

Von  etwa  1 1  Fundorten  rohen  Erdöls  im  Kaukasus  und  am 
Kaspischen  Meere  kommt  praktisch  nur  einer  in  Betracht:  auf 
einem  kleinen  Gebiete  der  Halbinsel  Apscheron  nördlich  von  Baku 
werden  98  *^/o  des  ganzen  russischen  Petroleums  gewonnen.  Dieses 
Gebiet  mit  den  Dörfern  Bibi  Eibat,  Sabuntschi,  Surakhani  und 
Balagdani  ist  5  oder  6  km  2  gross  und  ergibt  jetzt  ebensoviel  (oder 
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schon  mehr!)  Rohöl  wie  der  8000  km^  umfassende  amerikanische 
Oeldistrikt. 

Die  Produktion  der  rohen  Naphtha  ist  auf  Apscheron  zen- 
trah'siert.  Daher  ist  es  hier  möghch,  dass  i.  eine  geringere  Zahl 
von  Unternehmern  auftritt,  2.  dass  die  Rohölproduktion  vielfach 
von  den  nahen  Raffinerien  selbst  betrieben  wird.  Die  Gross- 
unternehmungen in  Baku,  die  der  Gebrüder  Nobel  und  der  Kaspi- 
Schwarzmeergesellschaft  (Rothschild)  haben  gleichzeitig  den  Haupt- 
teil des  Oelgebiets  in  Händen.  Nur  12  km  sind  die  Bohrtürme 
von  der  »schwarzen  Stadt«  von  Baku  entfernt.  Zahlreiche  Röhren- 
stränge bringen  das  Oel  hinüber  in  die  Bassins  der  Fabriken. 

Die  vielfache  Zersplitterung  und  der  Interessengegensatz  unter 
den  mehreren  Tausend  amerikanischer  Wellbesitzer  wiederholt  sich 
auf  Apscheron  nicht.  Hier  sind  auch  auf  kleiner  Fläche,  die  nahe 
am  Hafen  und  Raffinerieort  Hegt,  weit  geringere  Transportanlagen 
erforderlich.  In  Amerika  betragen  die  Röhrenleitungen  im  Oel- 
gebiet  32000  km,  zur  Küste  4268  km.  Die  Technik  des  Raffinier- 
prozesses ist  für  beide  Gebiete  die  gleiche.  Also  folgt  aus  tech- 
nischen Gründen  wie  aus  den  Ortsverhältnissen  die  gleiche  Tendenz 
zur  Zentralisation.  1883  bestanden  in  Baku  200  Fabriken,  1893 
waren  es  115  und  1897  nur  104  (worunter  nicht  nur  Oelraffinerien, 
sondern  auch  die  Fabriken  von  Hilfsstoffen  etc.).  Die  »kontinuier- 
liche Destillation«,  deren  Voraussetzung  grösster  Betrieb  ist,  be- 
wältigt 92  ^/o  der  Gesamtproduktion.  Ihr  überlegenes  Vordringen 
belegen  folgende  Zahlen  (Archiv  f.  Eisenbahnw.   1900): 

Apparate   für  kontinuirliche  Apparate  für   »zeitweiligen 

Destillation  von  Leuchtöl:  Betrieb«; 

Jahr  Zahl  Tagesleistung  Jahr  •  Zahl  Tagesleistung 

(durchschnittlich)  (durchschnittlich) 

1893  153  158000  Pud  1893  795  691000  Pud 

1894  218  299000     »  1894  —  —  » 

1895  342  404000     »  1895  —  —  * 

1896  457  1609000     »  1896  —  —  ■» 

1897  519  1953000     »  1897  311  180000     » 

In  13  steinernen  überwölbten  Reservoiren  lassen  sich  2  Mil- 
lionen Dz.  roher  Naphtha  unterbringen,  in  weitläufigen  Anlagen 
sind  fast  800  eiserne  Bassins  für  4300000  Dz.  raffiniertes  Petroleum 
geschaffen. 

Betriebsvereinigung  findet  man  auch  bei  der  Raffinerieindustrie 
von    Apscheron.      Die    Gebrüder    Nobel    besitzen    in    Baku    eine 
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Schwefelsäurefabrik,  die  sizilischen  Schwefel  in  grossen  Mengen 
verarbeitet.  In  weiteren  Fabriken  wird  die  zum  Reinigen  des 
Petroleums  bereits  verwendete  »schwarze  Säure«  wieder  gereinigt 
und  zurückgewonnen.  Bei  Zaritzyn  an  der  Wolga  lassen  die  Ge- 
brüder Nobel  eine  grosse  Fassfabrik  arbeiten,  welche  ihr  Holz  aus 
Sibirien  bezieht.  Mit  den  Reservoiren  in  Batum  ist  eine  Fabrik 
verbunden,  welche  mit  Blech  ausgeschlagene  Holzkisten  herstellt. 
Diese  dienen  zum  Petroleumtransport  nach  den  Tropen. 

Für  den  Petroleumtransport  ist  von  Bedeutung,  dass  Baku  in 
einer  holzarmen  Gegend  liegt.  Dazu  erschwert  die  grosse  Sommer- 
hitze die  Verwendung  hölzerner  Gefässe  (die  Fässer  werden  rissig). 
So  ist  frühzeitig  Eisen  an  die  Stelle  von  Holz  getreten.  Die 
schwedische  und  englische  Stahlindustrie  lieferte  bereits  in  den 
70er  Jahren  Bassinwagen  und  grosse  eiserne  Behälter  für  Tank- 
dampfer nach  Baku:  zu  einer  Zeit,  als  noch  das  amerikanische 
Oel  durchweg  in  den  bekannten  blaugestrichenen  Fässern  nach 
Europa  exportiert  wurde,  und  mit  diesen  Fässern  ein  grosser 
Teil  der  pennsylvanischen  Eichenwälder  auswanderte. 

Von  Baku  aus  kann  das  russische  Oel  einen  doppelten  Weg 
wählen:  einmal  über  das  Kaspische  Meer  zur  Wolgamündung,  den 
Strom  aufwärts  ins  Innere  des  Reichs,  später  wieder  auf  Kanälen 
und  Eisenbahnen  zu  den  Ostseehäfen;  oder  aber  mit  der  trans- 
kaukasischen Bahn  nach  Batum  und  Poti  am  Schwarzen  Meer; 
von  dort  a,  zu  Schiff  nach  Odeffa  und  mit  der  Bahn  nach  dem 
mittleren  Europa,  und  b.  zu  Schiff  nach  Port  Said,  den  Mittel- 
meerhäfen, um  Gibraltar   nach  Westeuropa. 

Für    den    Seetransport    standen    1897     115   Tankdampfer   mit 
221000  Tonnen  Ladefähigkeit  zur  Verfügung.     Davon  gingen 
6']  unter  englischer  Flagge, 
20  unter  deutscher  Flagge  (43000  Tonnen), 
10  unter  holländischer  Flagge, 
und  nur     4  unter  russischer  Flagge. 
(Aehnlich  ist  das  Verhältnis  für  die  Industrie  von  Baku:  Von  dem 
Finanzminister  Witte    herangezogen    ist    englisches,    französisches, 
belgisches  Kapital  vorwiegend  beteiligt  i).) 

Auf  der  transkaukasischen  Bahn  fahren  5400  Kesselwagen  für 
den   Petroleumtransport.     Die    Bahnlinie    hat    eine  Passhöhe    von 


i)  Vgl.  den  Artikel   »Das    ausländische  Kapital    und    die   Naphthaindustrie    in 
Russland«.      »Export«    1899,  Nr.  29  u.  30. 
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lOOO  m  mit  bedeutender  Steigung  zu  überwinden.  Von  Michai- 
lowo  bis  Batum  ist  deshalb  zur  Unterstützung  eine  Röhrenleitung  i) 
eröffnet  worden.  An  ihren  Endpunkten  sowie  an  zwei  Stellen 
steiler  Steigung  befinden  sich  grosse  Reservoiranlagen.  In  Batum 
sind  Bassins  für  246000  Dz.  Petroleum  und  dazu  die  vollkommen- 
sten Verladeeinrichtungen,  im  stände,  binnen  10  Stunden  ein  Tank- 
schiff von  4000  Tonnen  vollzupumpen.  Tankanlagen,  grosse  eiserne 
Cylinder,  den  Gasometern  ähnlich,  die  10 — 30  000  Barrels  fassen, 
markieren  den  Weg  des  russischen  Petroleums  über  den  Kaukasus, 
in  Batum,  Odessa,  Port  Said,  Genua,  Marseille  —  oder  die  Wolga 
hinauf  in  Zaritzyn,  Saratow,  Nischny-Nowgorod.  Dann  finden  sie 
sich  wieder  in  den  Stationen  Alexandrowo  und  Sosnowize  an  der 
deutschen  Grenze,   ebenso  in  Lübeck,   Hamburg  und  Berlin. 

Die  Petroleumindustriellen  von  Baku  haben  sich  1893  kar- 
telliert. Entscheidend  war  dabei,  dass  unter  Mitwirkung  des  russi- 
schen Finanzministers  zwischen  den  Gebrüdern  Nobel  und  Roth- 
schild (Kaspi-Schwarzmeergesellschaft)  eine  Verständigung  zu  stände 
kam.  Nach  den  von  Jollos  2)  wiedergegebenen  Statuten  stellt  das 
Kartell  eine  Absatzorganisation  dar.  Entsprechend  dem  Zustande 
von  1893  ist  allen  Teilnehmern  die  Uebernahme  ihres  Produktions- 
anteils durch  eine  neu  geschaffene  Zentralstelle  für  den  Verkauf 
gesichert.  Jollos'  Angaben  lassen  die  Einzelheiten  der  Entstehung 
wenig  erkennen.  Es  scheint,  als  könne  eine  derartige  Organisation, 
durch  welche  die  Dezentralisation  der  Industrie  von  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  an  erhalten  bleiben  soll,  nicht  die  letzte 
Form  für  die  Petroleumraffinerien  von  Baku  darstellen.  Doch  fehlen 
dem  Verfasser  Nachrichten  darüber,  wie  der  Kampf  zwischen 
Kartellstatut  und  ökonomischer  Notwendigkeit  augenblicklich  sich 
abspielt.  Das  Kartell  ist  1893  gegen  erheblichen  Widerstand 
zahlreicher  kleinerer  Raffinerien  zu  stände  gekommen.  Jetzt  hat 
ein  halbes  Dutzend  erster  Firmen  die  Hälfte  der  Gesamtproduktion 
in  Händen.     In  Baku  wurden  erzeugt : 

1898  ...     81 000000  Dz. 

1899  .        .        .        87000000        a 

Daran  sind  beteiligt: 

1899:  1898: 

Gebrüder  Nobel 16000000  Dz.  7500000  Dz. 

A.  Mantascheff  &  Co 8000000     '^  8500000     d 


i)  Ausführlich  beschrieben  im   >/ Handelsmuseum«    1900,  Nr.  38. 
2)  Schriften  des  Ver.  f.  Soz.-Pol.,  Bd.  60. 
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i899--  1898: 

Kaspi-Schwarzmeer-Gesellschaft  .        5500000  Dz.  5500000  Dz. 

Bakuer  Gesellschaft       ....        3  000  000  »  3  300  000     » 

Tagieff 5  500  000  »  9  300  000     » 

Mirsaieff 4000000  »  4500000      » 

(Nach  Angaben  der  »St.  Petersburger  Zeitung«,  citiert  in  den  amtlichen  »Nach- 
richten f.   Handel  u.   Ind.<r    1900.) 

Die  ausserordentliche  Steigerung  der  Produktion  hat  auch  in 
der  letzten  Zeit  nicht  nachgelassen.  Hand  in  Hand  damit  ist  ein 
beständiges  Sinken  der  Preise  gegangen.  In  Zarizyn,  dem  russi- 
schen Hauptmarkte  für  Naphtha,  wurden  noch  Ende  19OO  91^2  bis 
92  Kopeken  pro  Pud  bezahlt.  Ende  1901  standen  die  Preise  be- 
reits um  reichlich  10  °/o  niedriger,  als  gleichzeitig  der  Standard- 
Oil-Trust  plötzlich  einen  weiteren  Preisrückgang  eintreten  Hess. 
Auf  dem  im  Dezember  1901  abgehaltenen  16.  Kongress  der 
Naphthaindustriellen  in  Baku  riefen  diese  dringend  nach  staatlicher 
Hilfe.  Für  Rohnaphtha  wurde  nur  noch  ein  Drittel  des  vorjährigen 
Preises  in  Baku  gezahlt.  Um  den  Markt  zu  entlasten,  liess  die 
Krone  ihre  Naphthagruben  in  Bibi-Eibat  ausser  Betrieb  setzen. 
Diesem  Beispiele  mussten  aber  auch  private  Gesellschaften  folgen. 
Dadurch  trat  eine  Art  Krisis  in  der  russischen  Petroleumindustrie 
ein  und  Naphthawerte  sanken  am  20.  Dezember  1901  an  der  Peters- 
burger Börse  um  hunderte  von  Prozenten.  Die  Kursdifferenz 
Januar-Dezember  1901  betrug  für  Bakuer  Aktien  385  Rubel,  für 
kaspische  2275,  für  Nobelanteile  1850  (sanken  auf  8650)  und  für 
Mantascheff- Aktien  148  Rubel.  Auf  diese  Deroute  folgte  jedoch 
nach  einigen  Tagen  ein  erneutes  Steigen  der  Kurse  (vgl.  dazu 
Handelsteil  der   ^Berliner  Tageblatts«,  Dezember   1901). 

Wenn  diese  Untersuchung  jetzt  sogleich  an  die  Frage  heran- 
tritt: »Welche  Wahrscheinlichkeit  besteht  für  eine  Verständigung 
der  amerikanischen  und  russischen  Petroleumverkäufer?  —  Wird 
die  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte  ähnlich  beseitigt  werden  wie 
innerhalb  der  beiden  Zentren  der  Produktion?«  —  so  ist  nicht  zu 
fragen,  ob  bei  den  Beteiligten  der  gute  Wille  dazu  besteht,  mit 
Hilfe  eines  Weltmonopols  die  Masse  der  Konsumenten  gemeinsam 
zu  schädigen.  Dieser  gute  Wille  ist  reichlich  vorhanden.  In 
Paris  bei  Rothschild  und  in  Petersburg  unter  Wittes  Vorsitz  haben 
im  letzten  Jahrzehnt  öftere  Konferenzen  zwischen  den  Leuten  vom 
Standard-Oil-Trust  und  den  führenden  Interessenten  von  Baku 
stattgefunden.     Im  Handelsteil  der  Börsenzeitungen,  in  Broschüren 
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und  Parlamentsreden  ist  auch  stets  dann  eine  Zeitlang  das  Welt- 
monopol als  bereits  vorhandene  Gefahr  hingestellt  worden. 

Ist  in  den  thatsächhchen  Bedingungen  der  beiderseitigen  Pro- 
duktion die  Möglichkeit  einer  Interessengemeinschaft  gegeben? 

Hier  seien  die  Unterschiede  aufgezählt: 

1.  Die  ältere  amerikanische  Produktion  hat  ihren  Höhepunkt 
erreicht  oder  überschritten.  Die  russische  ist  in  rapidem  Wachs- 
tum begriffen. 

2.  Jede  Ausdehnung  der  amerikanischen  Oeldistrikte  erhöht 
die  Produktionskosten  beträchtlich  (geringere  Ergiebigkeit  bei 
grosser  Tiefe  der  Bohrlöcher).  Bei  Baku  sind  von  mehreren  tau- 
send Desjiatinen  naphthahaltigen  Bodens  erst  500 — 600  von  der 
Regierung  zur  Ausbeutung  frei  gegeben. 

3.  Die  Tiefe  der  amerikanischen  Bohrlöcher  hat  800  m  viel- 
fach überschritten.  Im  »unteren  Oeldistrikt«,  der  seit  1876  zu- 
nehmend den  Hauptteil  der  Produktion  übernimmt  (vgl.  S.  16 
und  39)  liegt  die  ölführende  Schicht  am  tiefsten.  Folgende  Zahlen 
lassen  einen  Schluss  auf  die  Produktionskosten  zu: 

Bohrlöcher. 

Durchschnittliche  Ergiebigkeit 
Zahl  Tiefe  eines  Bohrloches  im  Jahre 

Amerika    .     34000  800  m  2000 — 2500  Dz. 

Russland    .        1400')  400  m  70000  Dz. 

»Flowing- Wells«  selbstfliessende  Brunnen  sind  in  Pennsylvanien 
sehr  selten  geworden  —  überreich  fliessende  Fontänen  machen  in 
Baku  20 — 33*^/0   der  Jahresausbeute  aus  2). 

4.  Die  Vorteile  der  Amerikaner  sind:  musterhafte  Organisa- 
tion, hochstehende  Technik,  qualifizierte  Arbeitskräfte,  Unter- 
stützung durch  leistungsfähige  anderweitige  Industrien,  Export- 
häfen erster  Ordnung.     F'ür    Baku    ist    die  Lage    ungünstig;    tata- 


i)  Die  Zahl  schwankt;  vgl.  »Nachrichten  f.  Handel  u.  Ind.«  1900,  Nr.  30. 
Dammer,  S.  223.  Bohrlöcher  auf  Apscheron :  1888:  239;  1891:  458;  1894:  532; 
1897:   912. 

2)  Wiederholt  sind  Fontänen  vorgekommen ,  die  in  50  m  hohem  .Strahle 
wochenlang  ausserordentliche  Mengen  Naphtha  auswarfen.  Bohrtürme  und  Reservoire 
wurden  überflutet.  Brunnen  der  Firma  Aschwerdow  &  Co.  ergaben  täglich  800  bis 
1200  Tonnen.  Ein  Quell  der  Gebrüder  Nobel  warf  in  11  Stunden  13000000  kg 
aus,  ein  anderer  in  24  Stunden  über  16000000  kg  (i  000000  Pud).  —  Vgl.  »Pro- 
metheus« 1895,  S.  274.  Andererseits  schildert  Gardini,  1.  c,  wie  er  von  Oil-City 
in  Pennsylvanien  lange  reisen  musste,  ehe  er  ein  Flowing  well  antraf. 
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rische  Arbeitskraft  ist  trotz  minimaler  Löhne  teuer:  sie  arbeitet 
unökonomisch,  grosse  Verluste,  Explosionen,  kolossale  Brände 
(Februar  und  August  1901 !)  sind  bei  derartigem  Menschenmaterial 
häufig.  —  Aber  mit  dem  Ausbau  der  russischen  Transportwege 
und  -Mittel,  dem  Zuströmen  von  fremdem  Kapital  und  der  Schu- 
lung der  Arbeitskräfte  wird  der  Vorsprung  Amerikas  Schritt  für 
Schritt  eingeholt. 

5.  Einerseits  wird  die  russische  Produktion  täglich  billiger, 
ausgedehnter,  leistungsfähiger;  andererseits  hält  Amerika  den 
Weltm.arkt  in  festen  Händen.  Der  Anteil  Russlands  an  der  Ver- 
sorgung von  Deutschland,  England  und  von  anderen  Gebieten 
des  hauptsächlichen  Petroleumkonsums  ist  noch  gering. 

Eine  Verständigung  zwischen  den  amerikanischen  und  den 
russischen  Interessenten  würde  irgend  eine  Abgrenzung  des  gegen- 
seitigen Absatzgebietes  zur  Voraussetzung  haben.  Zeitungsnotizen 
sprechen  auch  bald  von  einer  Festsetzung  des  Verhältnisses  von 
69  zu  31,  oder  von  einer  Beschränkung  Russlands  auf  den  asiati- 
schen, speciell  ostasiatischen  Markt.  Aber  jede  Fixierung  schädigt 
den,  der  durch  Veränderung  nur  gewinnen  kann.  Was  der 
Standard-Oil-Trust  hält,  wollen  Nobel  und  Rothschild  haben.  Also 
werden  sie  wohl  darum  kämpfen  müssen. 

Vorderhand  ist  durch  zwei  eigentümliche  Umstände  dieser 
Kampf  nicht  besonders  scharf: 

a)  Das  Rohöl  von  Baku  i)  Hefert  einen  weit  höheren  Ertrag 
an  schweren,  hochsiedenden  Oelen  und  » Rückständen '<  wie  das 
amerikanische; 

b.  es  wird  in  einer  Gegend  gewonnen,  die  rings  auf  hunderte 
von  Meilen  ohne  Steinkohlenproduktion  ist  2). 

Daher  ergibt  sich  die  fast  paradoxe  Situation,  dass  heute  aus 
dem  Petroleum  von  Baku  nicht  so  sehr  dem  amerikanischen  Pe- 
troleum als  der  englischen  Steinkohle  eine  gefährliche  Konkur- 
renz erwachsen  ist.  Die  Dampfer  des  Kaspischen,  Schwarzen  und 
zum  Teil  auch  des  Mittelmeers,  der  Wolga  und  unteren  Donau, 
35,6^/0  der  russischen  Lokomotiven  {^Mertens  1900),  russische  und 
deutsche  Kriegsschiffe  sind  zur  Heizung  mit  Masut  übergegangen. 
Neben   die    englischen  Kohlenstationen  setzen  sich  die  Tanks  mit 


i)  Vgl.  Anm.  S.  6. 

2)  Baku  zunächst  gelegen  sind  die  Kohlengebiete  am  Donez  und  in  Polen- 
Oberschlesien.  Die  Steinkohlenlager  im  Kaukasus  und  Ural  sind  durch  Mangel  der 
Transportmittel  heute  noch  vom  Wettbewerb  ausgeschlossen. 


russischen  Petroleumrückständen.  Einfache  Kesselveränderungen  er- 
möglichen die   »Bedarfsverschiebung«. 

Der  gleiche  Konkurrenzkampf  des  Masut  gegen  die  englische 
Kohle  spielt  sich  auf  dem  Indischen  Ozeane  ab.  Das  Petroleum 
von  holländisch  Ostindien  (Borneo  und  Sumatra)  wird  in  steigen- 
dem Masse  zur  Dampferheizung  verwendet.  Holländische  Gesell- 
schaften, die  Londoner  Firma  Samuel,  Samuel  &  Co.,  ferner  die 
»Shell  Transport  and  Trading  Co.«  stellen  Tanks  mit  flüssigem 
Pleizmaterial  von  Port  Said  und  Aden  aus  an  die  wichtigen  Plätze 
der  Küsten  von  Afrika  und  Asien  ^). 

Die  Raffinerien  von  Baku  destillieren  jetzt  nur  so  viel  von 
den  leichtsiedenden  Bestandteilen  der  Naphtha  ab,  als  eine  ge- 
fahrlose Verwendung  des  Heizmaterials  erfordert.  Das  Organ 
Wittes,  der  Westnik-Finansow  ^),  beklagt,  dass  eine  ganze  Industrie 
auf  die  technisch  mögliche  Gewinnung  des  qualifizierten  Produktes 
nahezu  verzichtet  habe,  und  zu  dem  einfacheren,  nidrigeren  Pro- 
duktionsprozesse herabgestiegen  sei.  So  rasch  die  Rohölgewin- 
nung gestiegen  ist,  so  wenig  Wert  wird  auf  die  vermehrte  Aus- 
beute an  Leuchtöl  gelegt : 


Jahr 

Rohnaphtha 

Leuchtöl 

1893 

161  000000  Pud 

85  000  000  Pud 

1894 

273000000  » 

65  000  000  » 

1895 

325000000  '> 

87  000  000  « 

1896 

3390C0000  » 

88000000  » 

1897 

336000000  » 

+ 

109 

°/o 

89  000  000  »     -\-  4  "/o 

Dem  Stand  der  russischen  Kultur  entspricht  ein  niedriger  Be- 
darf an  Leuchtöl.  Andererseits  sind  grosse  Teile  der  rasch  wach- 
senden russischen  Industrie  auf  die  Masutheizung  angewiesen.  Aus 
beiden  Gründen  hat  daher  die  Naphthaindustrie  die  vom  »Westnik- 
Finansow«  beklagte  Richtung  eingeschlagen,  die  in  Wales  schärfer 
als  in  Pennsylvanien  empfunden  wird  ^). 


i)  Vgl.  »Handelsmuseum«  1900,  Nr.  16;  »Chemiker-Zeitung«  1899,  Nr.  57. 
Nach  dem  »Berliner  Tageblatt«  (13.  Oktober  1900,  Handelsteil)  kamen  Petroleum- 
destillate von   Borneo    in  grössten  Ladungen    sogar    nach  London    zur   Gasbereitung. 

2)  Citiert  im   »Archiv  für  Eisenbahnwesen«    1900,  S.  445. 

3)  Im  »Handelsmuseum«  1899,  Nr.  4,  ist  ein  Artikel  des  »Westnik  Finansow« 
abgedruckt,  der  den  Naphthaindustriellen  in  sehr  scharfen  Worten  Vorwürfe  macht. 
Bedeutende  Tarifermässigungen  seitens  der  russischen  Regierung  haben  keinen 
grösseren  Leuchtölexport  zum  westeuropäischen  Markte  veranlassen  können.  An- 
fang 1900  ist  nun  zuerst  von  der  deutschen  »Centralstelle  zur  Vorbereitung  von 
Handelsverträgen«    gemeldet    worden,     die     russische    Regierung    beabsichtige    den 
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Es  ist  jetzt  eine  Frage  des  Petroleumpreises,  ob  die  Raffine- 
rien von  Baku  diese  Entwicklung  beibehalten  oder  nicht.  Wird 
es  rentabler,  Petroleum  zu  verkaufen  als  Rückstände,  dann  wird 
man  in  erhöhtem  Masse  die  Destillation  spezialisieren  und  mehr 
Sorgfalt  auf  die  Ausbringung  der  höher  siedenden  Bestandteile 
der  Naphtha  richten.  Steigende  Preise  werden  sicher  das  rus- 
sische Petroleum  zu  schärferem  Konkurrenzkampfe  auf  dem  west- 
europäischen Markte  veranlassen.  Vorläufig  stellt  die  Naphtha- 
produktion  Russlands  für  den  Standard-Oil-Trust  mehr  noch  eine 
latente  Konkurrenz  dar.  Aber  ganz  allein  die  Möglichkeit,  be- 
deutende Teile  des  Marktes  zu  verlieren,  muss  schon  genügen, 
um  die  Preispolitik  des  Trust  zu  bestimmen. 

Von  dem  gewonnenen  Leu chtöl  gibt  Russland  jetzt  63,6V 
ans  Ausland  ab.  Die  Ausfuhr  gestaltet  sich  folgendermassen : 
Von  Baku  gingen  nach: 


Batum 

übe 

das  Kaspische  Meer 

1893 

56000000   Pud 

29000000  Pud 

1894 

48  000  OOÜ      » 

22000000     » 

1895 

53000000      » 

28000000     » 

1896 

47  000  000     » 

39000000     » 

1897 

5  7  000  000     » 

33000000     » 

Dabei  deckt  auch  der  Export  über  Batum  noch  zum  Teil  (11%) 
russischen  Bedarf,  und  andererseits  gehen  grosse  Transporte  über 
Kaspisee  und  Wolga  zur  Ostsee  ins  Ausland. 

Der  Gesamtexport  (Leuchtöl)  Russlands  betrug  1897  49000000 
Pud  und  verteilt  sich  wie  folgt  (in  Millionen  Pud): 


Europa  24 

England 7i6 

Griechenland  und  Türkei    .  5,9 

Oesterreich 2,9 

Frankreich 2,7 

Deutschland 1,24 


Aussereuropäische  Länder  25 


davon : 


Port  Said 

I  'o 

Indien 

.         7,2 

China 

~>S 

Aegypten 

.       1,8 

Japan        . 

.       0,7 

Asiatische 

Türkei 

.       0,6 

Petroleumhandel  zu  monopolisieren,  selbst  in  die  Hand  zu  nehmen.  Nach  dem 
»Handelsmuseuni«  1900,  Nr.  14,  plant  der  Finanzminister  Witte  fürs  erste  eine 
Aenderung  des  Pachtvertrags  für  die  naphthahaltigen  Kronländereien  von  Baku. 
Die  Pachtzahlung  soll  in  eineAbgabe  von  40  >  der  Rohölausbeute 
umgewandelt  werden.  Damit  gedenkt  die  russische  Regierung  auf  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  und  die  Preisbildung  Einfluss  zu  gewinnen. 

Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.     Ergänzungäheft  3.  4 
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Gewachsen  ist  der  Absatz  nach  England  und  Frankreich,  ge- 
fallen aber  der  nach  Oesterreich  infolge  der  eigenen  Produktion 
Galiziens. 

Nach  der  »Chemiker-Zeitung«  1899  Nr.  57  spielt  sich  vor 
allem  in  China  und  Japan  ein  heftiger  Konkurrenzkampf  zwischen 
russischem  und  amerikanischem  Leuchtöl  ab.  Dabei  ist  Amerika 
in  Japan  jetzt  im  Vorteil.  Die  Einfuhr  Chinas  betrug  in  Mil- 
lionen Gallonen : 


amerik. 

Oel 

russ.  Oel 

V.  d.  Sundainseln 

895 

52 

18 

0,5 

896 

34 

28 

5 

897 

48 

37 

14 

898 

49 

20 

28   (!) 

Ueber  den  Konkurrenzkampf  in  Ostasien  seien  hier  noch  die 
Zahlen  der  amtHchen  »Nachr.  f.  Handel  u.  Ind.«  1900  angeführt. 
Es  betrug  die  Gesamtausfuhr  dorthin  aus : 


1899 
Amerika     6787000  Kisten 
Russland    6  964  000 


8595000  Kisten')     also  -f   1807000 
4052000        >i  also  —  2912000 


und  speziell  nach 


Amerika 
Russland 


Amerika 
Russland 


Amerika 
Russland 


Java,  Mollukken  etc 

1899 
I  175  000  Kisten 
671  000        » 

China: 
.     2  828000  Kisten 
I  781  000        » 

Japan: 
I  604000  Kisten 
275000        » 


1900 

I  026000  Kisten 

595  000        » 

3  480  000  Kisten 
I  002  000        » 

3480000  Kisten 
1 5  2  000        » 


In  den  letzten  Jahren  erobert  das  russische  Leuchtöl  in  be- 
merkenswerter Weise  den  englischen  Markt.  Die  Petroleumein- 
fuhr Englands  ^)  gestaltete  sich  dabei  so : 


1)  Wie  S.  43  erwähnt,  erfolgt  die  Ausfuhr  nach  bez.  über  tropische  Gebiete 
in  Holzkisten,  die  mit  Blech  ausgeschlagen  sind.  Es  ist  an  dieser  Stelle  nicht  die 
Zahl  der  Kisten  in  Pud  oder  Dz.  umgewandelt,  da  hier  nur  die  relative  Grösse 
der  Ausfuhr  und  ihre  Verschiebung  betrachtet  wird. 

2)  »Chemiker-Zeitung«    1900,  Nr.  24. 


—     51     — 

amerik.  Petroleum  russ.  Petroleum 

1898  3467000  Barrel  999000  Barrel 

1899  3261000        »        ( —  6  »/o)      1458000        »        (-f  46  o/o) 

Anhangsweise  wird  im  folgenden  noch  auf  die  galizische  und 
rumänische  Petroleumindustrie  eingegangen.  Denn  in  der  Ge- 
samtproduktion treten  sie  durchaus  noch  zurück.  Sie  bieten  keine 
auffallende  Organisation  des  Handels  und  der  Industrie,  haben 
auch  nicht  zu  deutlich  erkennbaren  Konkurrenzkämpfen  auf  dem 
Weltmarkte  Anlass  gegeben. 

Gleich  der  russischen  ist  die  noch  jüngere  Raffinerieindustrie 
in  Rumänien  vorwiegend  der  Herstellung  von  Feuerungsmaterial, 
Masut,  zugewandt.  Sie  versorgt  einen  Teil  der  Eisenbahn  und 
Fabriken  ihres  Landes.  Vom  Oelrevier  in  den  Vorbergen  der 
Karpathen  nach  dem  Handelsplatze  Konstantza  fehlt  noch  eine 
Röhrenleitung.  Das  verteuert  die  Produktion,  aber  diese  ist  noch 
zu  gering,  um  eine  grosse  Transportanlage  zu  rechtfertigen  ^). 

Dieser  Umstand  und  die  gegenwärtige  Finanznot  der  rumä- 
nischen Regierung  sollte  vom  Standard-Oil-Trust  ausgenutzt  werden. 
Gegen  bedingungslose  Konzessionierung  der  erforderlichen  Oel- 
leitung  wollte  er  die  grossen  Petroleumterrains  der  rumänischen 
Regierung  pachten.  Dabei  war  mit  dem  Trust  die  Berliner  Dis- 
kontogesellschaft verbündet.  Die  Bemühungen  beider  aber  haben 
angeblich  keinen  Erfolg  gehabt  (vgl.  vielfache  Zeitungsnotizen 
Mitte  Dezember   1900). 

Nebenbei  bemerkt,  hat  der  Standard-Oil-Trust  besseren  Er- 
folg mit  einem  gleichartigen  Vorgehen  in  Japan  gehabt.  Es  ge- 
lang ihm,  die  dort  in  Angriff  genommenen  ölführenden  Lände- 
reien in  seine  Hand  zu  bekommen.  Dabei  waren  die  Standard- 
Oil-Leute  verbündet  mit  der  genannten  Ostasiatischen  Petroleum- 
firma Samuel,   Samuel  &  Co.,  London. 


i)  Vgl.  auch  zum  folgenden  ^j Handelsmuseum«  1900  an  verschiedenen  Stellen. 
Der  »Export«  1900,  Nr.  35,  gibt  als  rumänische  Produktion  an  1897:  7500  Waggons, 
1899:  35  000  Waggons.  Zu  5000  kg  gerechnet  ergäben  diese  i  750000  Dz.  Aehn- 
lich  geben  die  »Nachr.  f.  Handel  u.  Ind.«  1900,  Nr.  113,  als  rumänische  Gesamt- 
produktion an  I  340000  Dz.  in  1 897/1 898.  Letztere  Angabe  stimmt  mit  den  S.  4 
citierten  etwa  überein.  Anscheinend  leiden  alle  Ziffern  über  Gesamtproduktion  des 
Petroleums  an  mangelhaften  Unterlagen.  In  Nr.  19  der  genannten  amtlichen  »Nach- 
richten f.  Handel  u.  Ind.«  ist  die  jetzige  russische  Produktion  beziffert 
S.  2  auf  81000000  Dz.  Rohöl, 
"  3    ''     67  500000  » 
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Im  galizischen  Oelgebiet  hat  man  schon  in  den  fünfziger 
Jahren  aus  primitiven  Schachtbrunnen  Oel  geschöpft  ^).  Ja,  bereits 
im  Jahre  1817  (!)  versuchte  der  Prager  Magistrat  den  dortigen 
Altstädter  Ring  mit  gaHzischem  Petroleum  zu  beleuchten.  Man 
war  mit  dem  Erfolge  zufrieden,  aber  die  galizischen  Lieferanten 
versagten  vollkommen-).  Erst  1853  sind  von  der  Kaiser-F'erdinand- 
Nordbahn  die  Versuche  der  Petroleumbeleuchtung  wieder  auf- 
genommen worden. 

1862  gründete  Gustav  Wangemann  die  erste  grössere  Raf- 
finerie. Seitdem  ist  aber  die  Entwicklung  sehr  langsam  vorwärts 
gegangen.  1 898  bestanden  80  Raffinerien :  Kleinbetriebe  ohne 
kontinuierliche  Destillation  —  dazu  kamen  schlechte  Transport- 
verhältnisse, geringe  Löhne  und  entsprechende  Leistungen,  schlechte 
Bezahlung  und  Behandlung  auch  der  leitenden  Beamten  (vgl.  Klage- 
artikel der  »Chemiker-Zeitung«  1899).  —  Bis  1897  hat  der  Ver- 
such eines  Kartells  bestanden,  das  nach  äusserst  schlechten  Ge- 
schäftsergebnissen sich  auflöste  3). 

Die  »Nachr.  f.  Handel  und  Industrie«  1900  Nr.  95  berichten, 
dass  gegenwärtig  ein  neuer  »Landespetroleumverein«  in  Galizien 
besteht.  85^/0  der  Rohölproduktion  sind  kartelliert  und  haben 
ein  Verkaufsbureau  eingerichtet.  Im  ganzen  werden  1800  Boh- 
rungen ausgebeutet  mit  folgendem  Ertrag: 


1895 

2480000  D 

1896 

3  397  000  . 

1897 

3  1 9 1  000  > 

1898 

3237000  > 

1899 

3  200  000 

In  den  letzten  beiden  Jahren  haben  sich,  nicht  im  eigentlichen 
Oelgebiet,  sondern  an  der  deutschen  Grenze,  in  Dzieditz,  Oder- 
berg   und  Mährisch-Ostrau   »grössere  Raffinerien    mit  verbesserten 


i)  Vgl.   V Chemiker-Zeitung«    1900,  Nr.  11. 

2)  Ranisauer,  »Petroleum«  S.  4,  Dammer,  »Technologie«  S.  179,  gibt  genauer 
an:  Die  Firma  Mitis  &  Hecker  schürfte  und  raffinierte  1817  mit  Erfolg  bei  Bory- 
slaw.  Sie  schloss  einen  Vertrag  mit  dem  Prager  Magistrat  auf  Lieferung  von 
300  Zentnern  zu  34,00  fl.  Die  Erfüllung  des  Vertrags  scheiterte  an  verspäteter 
Lieferung.  Das  Ganze  stellt  einen  interessanten  Vorläufer  des  Petroleumhandels 
dar  und  fügt  sich  gut  dem  ein,  was  oben  S.  9  bis   13  gesagt  ist. 

3)  »Chemiker-Zeitung«  1899,  Nr.  71;  auch:  Bericht  der  Aeltesten  der  Berliner 
Kaufmannschaft    1897. 
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Einrichtungen«  aufgethan  i).  Namentlich  die  preussische  Provinz 
Schlesien  gehört  ja  weit  mehr  zum  natürlichen  Absatzgebiete  für 
galizisches  Petroleum  als  manche  Teile  Oesterreichs.  Die  Frage 
der  Konkurrenzfähigkeit  ist  dabei  zum  guten  Teile  eine  Frage  des 
Bahntarifs.  Deshalb  ist  auf  Vorschlag  mehrerer  Handelskammern 
vom  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Preussen  eine  be- 
trächtliche Herabsetzung  der  Tarife  für  raffiniertes  galizisches  Pe- 
troleum jetzt  beabsichtigt.  Vor  allem  der  Konsum  Breslaus  kann 
also  in  nächster  Zeit  von  galizischem  Oel  mehr  und  mehr  gedeckt 
werden.  —  In  Handelskammerberichten  und  bei  persönlichen  Um- 
fragen hat  Verfasser  keine  Belege  dafür  finden  können,  dass  auf 
dem  deutschen  Markte  Petroleum  aus  Galizien  und  Rumänien 
gegenwärtig  in  bemerkbarer  Weise  konkurrierte.  1899  knüpfte 
die  rumänische  Eisenbahnverwaltung  mit  den  süddeutschen  Bahn- 
direktionen Verhandlungen  an,  betreffs  gemeinsamer  Tarifermässi- 
gung für  den  Import  rumänischen  Petroleums  nach  Deutschland. 
Dadurch  wurde  ein  Gutachten  der  Mannheimer  Handelskammer 
(Bericht  von  1900)  veranlasst,  das  auf  die  Möglichkeit  eines  Um- 
schlagsverkehrs über  Passau  und  Regensburg  hinweist.  Rumäni- 
sches Petroleum  kann  in  Tankschiffen  die  Donau  heraufgefahren 
werden  und  erst  in  Deutschland  dann  zur  Bahn  kommen.  —  Ob 
thatsächlich  dieser  Handelsweg  schon  eingeschlagen  worden  ist, 
konnte  vom  Verfasser  nicht  ermittelt  werden,  dagegen  hat  man 
begonnen,  rumänisches  Petroleum  auf  dem  Seewege  über  Hamburg 
dem  deutschen  Markte  zuzuführen.  Wie  das  »Berliner  Tageblatt < 
vom  23.  November  1901  meldete,  traf  im  November  1901  der 
Dampfer  »Constanza«  in  Hamburg  mit  rumänischem  Petroleum 
ein  und  die  Ware  erwies  sich  als  konkurrenzfähig  gegenüber  dem 
amerikanischen  Oel. 

Die  wichtigsten  Firmen  des  ostasiatischen  Petroleumgebietes 
(Borneo)  sind  bereits  mehrfach  erwähnt.  Sie  machen  dem  Standard- 
Oil-Trust  hinsichtlich  des  Leuchtöls  wohl  wenig  Konkurrenz  und 
diese  auch  nur  auf  dem  ihnen  zunächst  gelegenen  Markte.  Im 
W^inter  1901  — 1902  schwebten  Verhandlungen  zwischen  dem  Trust 
und  der  Shell  Transport  and  Trading  Company.  Der  beabsichtigte 
Ankauf  dieser  Gesellschaft  durch  die  Standard-Oil-Company  ist 
jedoch  nicht  erfolgt.  Die  Verhandlungen  wurden  von  der  Shell 
Line  abgebrochen  (»Berliner  Tageblatt«   vom  28.  Dezember  1901). 


i)  Artikel  der   «Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen«  1900^ 
Nr.   90. 
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Mit  diesen  abschliessenden  Bemerkungen  sei  die  Ueberleitung 
gegeben  zu  einem  weiteren  Abschnitte  der  Untersuchung.  Im 
bisherigen  ist  nach  MögUchkeit  klar  gestellt,  unter  welchen  Um- 
ständen der  Handel  das  Petroleum  von  der  Produktion  her  dem 
Weltmarkte  zuführt.  —  Durch  welche  Organisation  des  Handels  ge- 
langt die  Ware  Petroleum  nun  an  den  einzelnen  Konsumenten.'' 
Diese  Frage  wird  speziell  für  den  deutschen  Petroleumhandel  zu 
beantworten  sein. 
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IV.  Der  deutsche  Petroleumhandel. 

I.  Einfuhr  und  Zoll. 

Deutschland  stellt  mit  England  und  Frankreich  den  wichtig- 
sten Absatzmarkt  für  Petroleum  dar.  Die  Leuchtölindustrie  der 
Vereinigten  Staaten  verkauft  etwa  den  achten  Teil  ihrer  Produktion 
auf  dem  deutschen  Markte.  Nach  Frankreich  wird  infolge  der 
dort  bestehenden  ZoUdififerenzierung  nicht  vorwiegend  raffiniertes, 
sondern  rohes  Petroleum  geliefert,  und  dessen  Destillation  erfolgt 
in  grossen  Betrieben  namentlich  der  Hafenstädte.  Dabei  ist  der 
Standard-Oil-Trust  der  hauptsächliche  Lieferant,  und  Kapitalien  der 
amerikanischen  Raffineure  sollen  auch  in  der  französischen  Raffinier- 
industrie die  erste  Stelle  einnehmen.  —  In  Frankreich  beträgt  der 
Zoll  für  loo  kg  Rohöl  9,00  Fr.  und  für  100  kg  raffiniertes 
Petroleum   12,50  Fr. 

Der  englische  Konsum  bevorzugt  eine  bessere  Qualität 
Petroleum  als  der  deutsche.  Das  Petroleum  der  einzelnen  ameri- 
kanischen Oeldistrikte,  Pennsylvaniens  und  Ohios,  zeigt  gewisse 
Abweichungen  namentlich  in  der  Farbe.  Je  nach  dem  Mischungs- 
verhältnis, dem  grösseren  Zusätze  von  Ohioöl  speziell,  unterscheidet 
man  »water- white«,  »Standard- white«  und  »straw«.  Die  Marke 
5> water- white«  wird  vorwiegend  für  den  Export  nach  England, 
»standard-white«   für  Deutschland  hergestellt. 

In  der  Einleitung  dieser  Untersuchung  wurde  der  Petroleum- 
konsum in  Verbindung  gebracht  mit  der  allgemeinen  Kultur- 
entwicklung. Danach  ist  es  verständlich,  dass  Deutschland  als 
einer  der  Hauptabnehmer  den  Vereinigten  Staaten  von  ihrer  Ge- 
samtproduktion —  70  Millionen  Dz.  —  alljährlich  8  bis  9  Mil- 
lionen Dz.  abkauft.  Der  Petroleumkonsum  ^)  in  Deutschland  ist 
folgendermassen  gewachsen: 


i)  Diese  wie  auch  die  folgenden  Zahlenangaben  sind  den  bekannten  amtlichen 
Quellen  entlehnt  (»Statistisches  Jahrbuch    f.  d.  Deutsche  Reich«    1900,    1899;    »Die 


-     56     - 

im  Durchschnitt  der  Jahre  1866 — 70     70000  Tonnen,  insgesamt  =     1,87  kg  pro  Kopf 

»               »               .»        X       1876 — 80  235000  ;<  >;  =     5,40   »  »  t 

»              »               »       »       1886 — 90  557000  »  »  =  11,61    »  »  » 

imd            1896  854000  »  »  =16,14   »  »  » 

1897  921000  »  »  =  17.15    »  »  » 

1898  939000  »  »  =  17,23   »  »  » 

1899  946000  »  I,  ~  17,09    »  »  » 

Von  dieser  Gesamtmenge  sind  für  technische  Verwendung 
(Schmieröle,  Bedarf  der  chemischen  Industrie)  nur  geringe  Posten 
abzuziehen. 

Der  deutsche  Petroleumhandel  bewältigt  also  eine  sehr  be- 
trächtliche Gütermenge.  Ein  Vergleich  mit  anderen  Massengütern 
ist  angebracht.  Es  wurden  1898  im  deutschen  Zollgebiete  ver- 
braucht : 

Kohle     .     .     .  128000000  Tonnen, 

Roheisen     .     .  7  000  000          » 

Roggen  ...  8  000  000 

Petroleinn    .      .  900000          » 


Salz    .     . 
Baumwolle 


900  000 
;oo  000 


Petroleum  ist  ein  billiges  Massengut,  eine  Ware  von  niedrigem 
spezifischen  Werte.  Daher  steht  die  Petroleumeinfuhr  dem  Werte 
nach  hinter  der  Einfuhr  vieler  Güter  von  geringerer  Quantität 
zurück.     Deutschland  importierte   1899: 

Hühnereier    ....      113  000  Tonnen     für  96300000  Mark 
Raffiniertes   Petroleum     897000  »     72800000       » 

Nur  ein  ganz  verschwindender  Teil  des  erforderlichen  Petroleums 
wird  in  Deutschland  gewonnen.  Die  Oelquellen  in  Hannover 
(Peine,  Oelheim)  haben  durchaus  nicht  die  grossen  anfänglichen 
Erwartungen  erfüllt  i).  1881  ist  die  Aktiengesellschaft  »Vereinigte 
Deutsche  Petroleumwerke«  2)  in  Oelheim  mit  2  800000  M.  Kapital 
gegründet  worden.  Diese  Gesellschaft  hält  die  dortige  Erdöl- 
gewinnung ganz  allein  noch  aufrecht.  Von  1886  bis  1897  hat  sie 
keine  Dividende  gezahlt.     Ihre  Rohölausbeute  betrug: 


deutsche  Volkswirtschaft  am  Schlüsse  des  19.  Jahrhunderts«;  »Statistik  des  Deutschen 
Reiches«,  N.  F.,  Bd.  61,  67,  74,  80,  86,  92,  98,  113,  128  u.  129;  »Auswärtiger 
Handel  des  deutschen  Zollgebietes   1880— 1896«,  Bd.  i   u.   2). 

i)  Bei  Swoboda^  »Die  Petroleumindustrie«,  ist  neben  eingehender  Schilderung 
S.  46  ff.  mehrfache  Litteratur  nachgewiesen  über  die  Oelheimer  Bohrungen  und  das 
dortige   »Oelfieber«   von   1 879/1 880. 

2)  Vgl.    »Handbuch  der  deutschen  Aktiengesellschaften/,. 
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i895 

376000  kg 

1896 

427000    -v 

1897 

597000  » 

Das  stellt  am  Jahresende  die  Ladung  eines  oder  zweier  Güterzüge 
dar  und  verschwindet  im  ganzen  Handel.  —  Im  Elsass  beutet  die 
Firma  Le  Bei,  seit  1768  bestehend,  in  Pechelbronn  auf  Grund 
alter  Konzessionen  Erdöllager  aus.  (Der  Ortsname  Pechelbronn 
bezeugt  sehr  frühe  Kenntnis  der  Bodenergiebigkeit,)  Doch  stellt 
sie  ausschliesslich  Schmieröle  her  und  versorgt  damit  in 
Konkurrenz  mit  der  französischen  Schmierölfabrikation  die  Mül- 
hausener  Textilindustrie  ^).  —  In  der  Veröffentlichung  des  Kaiserl. 
Statist.  Amts  »Die  Deutsche  Volkswirtschaft  am  Schlüsse  des 
19.  Jahrhunderts«  ist  unter  den  Rohprodukten  der  Montanindustrie 
die  inländische  Erzeugung  von  Petroleum  auf  27000  Tonnen  be- 
ziffert. Das  wären  2  bis  3  0/0  des  gesamten  deutschen  Konsums. 
Doch  ist  auch  diese  Ziffer  nur  dann  möglich,  wenn  die  Schmieröl- 
produktion des  Elsass  (nach  Swoboda  etwa  12  000  Tonnen)  und 
die  Solarölproduktion  im  Halle-Zeitz-Weissenfelser  Kohlenrevier 
mit  berechnet  sind. 

Derart  ist  der  deutsche  Konsum  von  raffiniertem  Petroleum 
auf  die  Einfuhr  angewiesen.  Seit  1879  unterliegt  diese  einem 
Zoll  von  6,00  Mark  für  100  kg  brutto  (Petroleum  in  Fässern  ein- 
geführt, wie  1879  noch  allgemein).  Dieser  Zoll  auf  das  Bruttogewicht 
erhöht  sich  nach  dem  üblichen  Verhältnis  der  Tara  (20  °/o)  um 
25  0/0  auf  7,50  Mark  für  lOO  kg  Oel.  Er  wird  bei  Einführung  in 
Tankschiffen  auch  in  diesem  Betrage  erhoben. 

Von  Seiten  der  sächsisch-thüringischen  Braunkohlenindustrie 
und  der  elsässischen  Mineralölproduzenten  ist  wiederholt  in  Ein- 
gaben an  den  Bundesrat  geltend  gemacht  worden,  dass  sie  durch 
hohen  Petroleumzoll  zu  schützen  seien  ^).  Trotzdem  kann  bei  der 
Geringfügigkeit  der  inländischen  Leuchtölproduktion  der  Petroleum- 
zoll kaum  irgend  als  Schutzzoll  angesehen  werden.  Er  stellt  einen 
sehr  einträglichen  Finanzzoll  dar.  Das  Reich  nahm  aus  dem 
Petroleumzoll  ein: 


i)  Vgl.  Petition  der  Firma  Le  Bei  an  den  Reichstag  zum  Zolltarif  von  1879. 
Seit  1889  ist  die  Firma  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewandelt  worden.  Im  Elsass 
ist  auch  zeitweilig  versucht  worden ,  Leuchtöl  zu  erzeugen.  Man  extrahierte  mit 
siedendem  Wasser  den  bituminösen  Sand,  sowie  Erdpech  und  Asphalt.  Sehr  bald 
wurde  die  Konkurrenz  mit  dem  amerikanischen  Petroleum  aufgegeben. 

2)  Vgl.  Reichstagsberichte   1898/1900,  Anlage  299. 
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'-I893 

durchschnittlich 

31  100  000  Mark 

i894 

47900000       >> 

1895 

48  900  000       » 

1896 

5 1  800  000       » 

1897 

56200000       » 

1898 

57500000       ■» 

1899 

57200000       » 

insgesamt 

755000000  Mark 

Für  die  Gestaltung  des  Petroleumhandels  kommt  der  Zoll 
gegenwärtig  nur  insofern  in  Betracht,  als  er  eine  Verteuerung  der 
Ware  um  75  ^/o  bei  den  jetzigen  Preisen  bewirkt,  also  den  Konsum 
des  Petroleums  erschwert,  seine  Ausdehnung  zweifellos  hemmt. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  sozialpolitische  Seite  dieser  Ver- 
teuerung des  Petroleums  einzugehen:  Andererseits  ist  der  deutschen 
Regierung  im  Petroleumzoll  ein  vorzügliches  Mittel  gegeben,  um 
das  Verhältnis  der  russischen  zur  amerikanischen  Petroleumeinfuhr 
zu  beeinflussen.  Vom  bestehenden  Handelsvertrag  mit  Russland 
ist  der  Petroleumzoll  nicht  verändert  worden.  Eine  Begünstigung 
der  russischen  Einfuhr  durch  Differenzierung  des  Zolls  kann  erst 
nach  Kündigung  des  Meistbegünstigungsvertrags  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  erfolgen. 

Neben  fast  9  Millionen  Dz.  raffinierten  Oeles  wurden  1899 
zusammen  58000  Dz.  Rohöl  zum  gleichen  Zollsatze  in  Deutsch- 
land  eingeführt;   dabei 

54000  Dz.  aus  Russland, 
3000  Dz.  aus  Galizien. 

Die  inländischen  Raffinerien  erzeugen  vorwiegend  Schmieröle, 
sowie  leichte  Petroleumdestillate,  Petroleumäther  und  Benzin.  Sie 
sind  nicht  Lieferanten  des  deutschen  Handels  mit  raffiniertem 
Petroleum.  —  Nun  besteht  der  Wunsch,  wie  in  Frankreich  auch 
in  Deutschland  eine  Petroleumindustrie  durch  Zolldifferenzierung 
heranzuziehen.  Es  lässt  sich  von  vornherein  nicht  entscheiden, 
ob  dadurch  ein  besserer  Zustand  geschaffen  würde.  Schwerlich 
aber  kann  als  Begründung  der  allgemeine  Hinweis  gelten,  dass 
erhöhter  Arbeitsbedarf  und  Anlagegelegenheit  für  deutsche  Kapi- 
talien durch  diesen  neuen  Zweig  der  chemischen  Industrie  ge- 
schaffen würde.  Denn  zunächst  ist  doch  zu  fragen:  warum  soll 
gerade  bei  dieser  Industrie  der  natürlich  gewordene  Zustand 
staatlich  beeinflusst  und  verändert  werden? — Je  weiter  das  Rohöl 
transportiert    werden    muss,    desto    mehr   verliert    es   durch  Ver- 
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dampfung  von  seinen  flüchtigsten  Bestandteilen.  Derselbe  Um- 
stand macht  auch  den  transatlantischen  Transport  von  Rohöl 
ausserordentlich  viel  feuergefährlicher  als  den  von  raffiniertem  Oel. 

Gewiss  muss  im  allgemeinen  der  Hinweis  auf  »naturgemässe 
weltwirtschaftliche  Arbeitsteilung«  vorsichtig  ausgesprochen  werden. 
Doch  hier  lässt  sich  wohl  sagen:  der  Standort  für  die  Raffinerien 
des  Rohpetroleums  liegt  zweckmässig  nicht  allzuweit  von  den 
Fundstätten  des  Rohöls  entfernt.  Würden  unter  Schutzzöllen  in- 
ländische Raffinerien  entstehen,  so  ständen  ihre  Produktionskosten 
durch  Transportverluste  und  hohe  Feuerversicherung  (für  die  Ueber- 
fahrt)  ohne  Nutzen  für  die  Gesamtheit  höher  als  bei  ihren  Kon- 
kurrenten in  Pennsylvanien  und  Baku.  Wer  wollte  ferner  ver- 
hindern, dass  der  Trust  nicht  selbst  in  Deutschland  Raffinerien 
einrichtete,  da  er  neben  seinem  Kapital  doch  auch  über  die  best- 
geschulten technischen  Kräfte  verfügt?  Damit  aber  wäre  gerade 
das  vereitelt,  was  in  mannigfachen  Petitionen  und  Broschüren  zur 
Begründung  einer  Zolldifferenzierung  vom  Standpunkte  des  » Schutzes 
der  nationalen  Arbeit«   aus  angeführt  wird. 

Es  ist  schon  gesagt,  dass  für  den  deutschen  Markt  rumäni- 
sches und  galizisches  Petroleum  bis  jetzt  nicht  von  Bedeu- 
tung sind. 

1886  wurden  aus  Oesterreich-Ungarn  erstmalig  nennens- 
werte Bezüge  von  Petroleum  gemacht.  1888  erreichten  sie  die 
Höhe  von  14000  Tonnen  raffiniertes  Petroleum.  Das  sind  einzelne 
Posten,  die  von  Grosshändlern  namentlich  in  Berlin  und  Leipzig 
gekauft  wurden.  Zwischen  1892  und  1896  ging  dieser  geringe 
Import  zurück.  1896  wuchs  er  wieder  auf  14  000  Tonnen  raffi- 
niertes Petroleum  an ,  zu  denen  7000  Tonnen  galizisches  Rohöl 
kamen.  Dieser  erhöhte  Bezug  war  vermutlich  eine  Folge  der 
Preisbildung  des  Jahres  1895.  Bereits  1898  war  wieder  ein  Tief- 
stand der  österreichischen  Petroleumeinfuhr: 

1898  572  Tonnen, 

und     1899  4075   Tonnen, 

also  eine  Zahl,  die  im  Gesamthandel  nicht  schwer  wiegt.  Aus 
Rumänien  ist  bis  1896  überhaupt  kein  Petroleum  nach  Deutsch- 
land gekommen.     Für  die  folgenden  Jahre  gelten  die  Zahlen: 

1897  0,3  Tonnen, 

1898  1400     5> 

1899  2300     » 
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Russisches  Petroleum  ist  erst  seit  1883  (Eröffnung  der  Bahn- 
linie Baku-Batum)  in  Deutschland  mit  dem  amerikanischen  Oel  in 
Wettbewerb  getreten.     Seit    1880    sind   die  Ziffern  der  deutschen 


Petroleumeinfuhr ^)  (Statistik  des  Deutschen  Reiches, 

deutscher  Spezi 

alhandel)  aus: 

Vereinigte  Staaten 

Russ 

land 

Tonnen 

Wert  in 
1000  Mark 

Tonnen 

Wert  in 
1000  Mark 

■ 

1880 

j 

127900 

23339 

1881 

98500 

15762 

— 

— 

1882 

121  900 

17675 

— 

— 

1883 

129700 

19449 

1883 

3900 

581 

1884 

193300 

28991 

1884 

7800 

1169 

1885 

195 100 

28283 

1885 

II  700 

1691 

1886 

173300 

22524 

1886 

13400 

1744 

1887 

210500 

25261 

1887 

21  600 

2587 

1888 

267700 

40159 

1888 

46500 

6970 

1889 

487900 

63462 

18S9 

56000 

7284 

1890 

549800 

62  124 

1890 

43500 

4918 

1891 

594000 

57502 

1891 

44300 

4291 

1892 

668400 

54606 

1892 

46500 

3795 

1893 

722300 

44638 

1893 

32400 

2001 

1894 

757400 

43930 

1894 

23200 

1346 

1895 

749300 

56944 

1895 

55100 

4186 

1896 

766400 

53648 

1896 

39500 

2767 

1897 

835000 

43088 

1897 

24500 

1265 

1898 

836200 

57530 

1898 

52500 

3151 

1899 

789400 

65049 

1899 

106700 

7680 

2.  Die  Organisation  des  Handels. 

In  den  Jahren  1861  und  1862  kam  zuerst  Petroleum  von 
Amerika  nach  Deutschland.  Als  eine  Ware,  die  über  die  See- 
häfen hereinkommt  und  ihren  Weg  zu  den  Kolonialwarenhändlern 
und  Krämern  des  gesamten  Binnenlandes  nimmt,  fügte  sich  das 
Petroleum  zunächst  der  allgemeinen  Handelsorganisation  ein,  wie 
sie    für    viele    Kolonialwaren,     Droguen,     Rohstoffe    etc.    besteht. 


i)  Von  1896  ab  gelten  die  Zahlen  für  raffiniertes  Petroleum.  Bis 
1896  sind  in  den  Zahlen  die  unbedeutenden  Werte  des  rohen  Oels  und  sonstiger 
verwandter  Einfuhrartikel,  Petroleumdestillate  etc.  inbegriffen.  —  Für  den  hier  be- 
zweckten Vergleich  der  fraglichen  Zahlenreihen  kommt  das  nicht  wesentlich  in 
Betracht. 
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Einzelne  grosse  Firmen  der  Hafenstädte  übernahmen  den  Import; 
der  lokale  Grosshandel  der  Binnenplätze  führte  das  Petroleum  den 
Detailverkäufern  zu.  Die  Einfuhr  erfolgte  zunächst  ausschliesslich 
in  Fässern,  deren  ein  Segelschiff  etwa  20  000  über  den  Ozean 
brachte.  Die  Fässer  wurden  dann  mit  der  Eisenbahn  landeinwärts 
befördert.  —  Der  Petroleumhandel  zeigte  dabei  keine  besonderen 
Eigentümlichkeiten :  Im  grossen  und  kleinen  Handel  gingen  schon 
Fässer  voll  Stärke,  Schlemmkreide,  Rüböl,  Schwefel,  Ocker,  Fir- 
nis; und  unter  sie  mischten  sich  in  den  6oer  Jahren  die  ersten 
Petroleumbarrels.  Aber  die  Ware  Petroleum  war  von  eigener  Art, 
und  sie  wusste  ihre  Individualität  durchzusetzen.  Sie  schuf  sich 
einen  besonderen  Mechanismus  des  verteilenden  Handels,  angepasst 
ihrer  Natur. 

A.    Der   Importhandel  i). 

Die  anfängliche  Gestaltung  des  deutschen  Petroleumhandels 
—  von  1862  bis  etwa  1877  —  war  von  einigen  äusseren  Um- 
ständen vorwiegend  bedingt.  Bei  rasch  wachsendem,  aber  doch 
im  ganzen  (mit  dem  heutigen  verglichen)  massig  hohem  Import, 
versorgte  Bremen  den  deutschen  Konsum  fast  ausschliesslich  und 
dazu  namentlich  weite  Teile  von  Oesterreich  und  der  Schweiz. 
Die  Petroleumeinfuhr  über  Hamburg,  über  die  Rheinhäfen,  sowie 
über  Stettin  und  Königsberg  trat  durchaus  gegenüber  der  Bremens 
zurück. 

Ein  Bremer  Importhaus,  F.  E.  Schütte,  verbunden  mit  der 
Geestemünder  Speditionsfirma  W.  A.  Riedemann,  hat  1864  in 
Geestemünde  die  erste  grössere  Petroleumniederlagfe  eingerichtet. 
Angesichts   der    bedeutenden    Feuergefährlichkeit    des    Petroleums 


i)  Für  dieses  und  die  beiden  folgenden  Kapitel  ist  viel  Material  durch  An- 
gaben der  beteiligten  Firmen  gewonnen  worden.  Die  vom  Verfasser  befragten  Ver- 
treter des  deutschen  Petroleumhandels  haben  zumeist  freundliche  und  ausführliche 
Auskunft  erteilt.  Ebenso  sind  namentlich  benutzt  die  Handelskammerberichte  und 
statistischen  Veröffentlichungen  von  Bremen,  Hamburg,  Stettin,  Mannheim, 
Leipzig  und  Berlin  (Bericht  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft) ;  ferner  die  Zeit- 
schriften »Handelsmuseum«  und  »Export«,  die  Zeitungen  »Berliner  Tageblatt«  und 
»Frankfurter  Zeitung« ,  sowie  Reichstagsberichte.  H.  Thome ,  »Die  Petroleum- 
einfuhr über  die  Weserhäfen  und  die  Deutsch-Amerikanische  Petroleum-Gesellschaft« 
(mit  besonderer  Berücksichtigung  der  vorhandenen  Betriebsanlagen)  im  »Archiv  für 
Eisenbahnwesen«  1892,  S.  709;  daneben  in  geringerem  Masse  benutzt:  Zöpfl,  »Der 
Wettbewerb  des  russischen  und  amerikanischen  Petroleum«,  Berlin  1899;  Manche, 
»Ein  Weltmonopol  in  Petroleum«    1895,  Berlin. 
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mussten  abgesonderte  Lager-  und  Hafeneinrichtungen  getroffen 
werden.  Die  besondere  geschäftliche  Tüchtigkeit  der  genannten 
Firmen,  welche  die  Bedeutung  des  neuen  Importartikels  sofort  zu 
würdigen  wussten,  wurde  unterstützt  durch  das  Entgegenkommen 
der  hannoverschen  Regierung.  Diese  stellte  Schuppen  und  Ter- 
rains bereitwillig  zur  Verfügung.  In  gleicher  Weise  förderte  die 
oldenburgische  und  preussische  Bahnverwaltung  sowie  die  Stadt 
Bremen  den  Petroleumhandel.  Anfangs  der  70er  Jahre  wurde  ein 
besonderer  Petroleumhafen  in  Bremen  eingerichtet  und  der  1876 
eröffnete  Kaiserhafen  ist  ursprünglich  ausschliesslich  für  Petroleum- 
schiffe bestimmt  gewesen.  Ein  grosser  Teil  der  Weserseglerflotte 
war  nur  auf  die  Beförderung  von  Petroleum  angewiesen.  Von 
den  Firmen  Riedemann  und  Schütte,  zu  denen  später  Ulrichs,  so- 
wie Aug.  Korff  &  Co.  sich  gesellten,  bezogen  die  Grosshändler 
der  Binnenplätze,  z.  B.  in  Basel,  München,  Leipzig,  Berlin,  Prag, 
aber    auch   in    Hamburg.     Die  Petroleumeinfuhr    Bremens    betrug: 


1862 

1477 

Tonnen 

1870 

42  000  Tonnen 

1863 

4341 

1871 

66  000 

1864 

4  339 

1872 

57000 

1865 

4611 

1873 

103000        » 

1866 

16935 

1874 

1 2 1  000         » 

1867 

25578 

1875 

142000         » 

1868 

41922 

» 

1876 

151  000         ) 

1869 

40678 

Im  Jahre   1877  erreichte  sie  mit  2  i  3  000  Tonnen  im  Werte 
von  60  Millionen  Mark  ihren  Höhepunkt.     Davon  waren  bezogen 


aus  New  York     ,     . 

129  000  Tonnen 

aus  Baltimore       .     . 

56000        » 

aus  Philadelphia 

28000        » 

Nun  betrachte  man  das  Gebiet,  welches  damals  vom  bremi- 
schen Handel  mit  Petroleum  versorgt  wurde!  Die  Bremer  Aus- 
fuhr belief  sich  (1877) 

I.   nach  Preussen auf  85  000  Tonnen 

verschiedene  norddeutsche  Staaten       »  4  700        » 

IL  Sachsen »  13293 

thüringische  Staaten »  1 479        » 

III.  Hessen,  Baden,  Württemberg  ...       »  3  785 

Bayern »  1 1  5^6 

Schweiz »  2692        » 

IV.  Oesterreich »  45  420       » 
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Damals  waren  in  Bremerhaven  und  Geestemünde  Lagerräume 
für  600000  Barrels  (zu  180  kg  brutto,  150  kg  netto)  und  in 
Nordenhamm  für  300  ooo  Barrels  vorhanden.  Dort  konnten  also 
gleichzeitig  135000  Tonnen  Petroleum  lagern,  während  der  Jahres- 
konsum des  ganzen  Reiches  noch  nicht  wesentlich  höher  war. 

Bremen  versorgte  sein  weites  Absatzgebiet  durch  die  Eisen- 
bahn. Ein  Doppelwagen  hält  56  Barrels,  und  derartige  Fass- 
ladungen liess  man  von  Bremen  durch  ganz  Deutschland  und 
weiter  gehen.  Aber  Petroleum  ist  wie  wenig  andere  Waren 
für  den  Wassertransport  vor  allem  geeignet  und  auf  ihn  ange- 
wiesen : 

1.  als  Artikel  des  Massenbedarfs  muss  es  die  billigste  Trans- 
portmöglichkeit wählen ; 

2.  Produktion  und  Anlieferung  ist  während  des  ganzen  Jahres 
möglich,  der  Konsum  tritt  namentlich  in  den  Wintermonaten  auf. 
Dieser  Konsum  ist  voraus  ungefähr  zu  schätzen,  da  er  nicht  durch 
plötzliche  Moden  und  vorübergehende  Einflüsse  grosse  Verände- 
rungen erfährt.  Petroleum  ist  in  verschlossenen  Behältern  un- 
begrenzt haltbar  und  der  Konsum  verlangt  fast  ausschliesslich 
eine  Qualität  (Standard-white).  —  Aus  diesen  Gründen  ist  es 
möglich,  auf  den  Binnenwasserstrassen  das  Petroleum  in  den  Herbst- 
monaten allmählich  landeinwärts  zu  befördern  und  Reservoire  für 
den  Winterbedarf  an  bestimmten  einzelnen  Umschlagsplätzen  an- 
zulegen. 

Der  Bremer  Petroleumhandel  verdankte  seine  führende  Stellung 
der  besonderen  Tüchtigkeit  und  Einsicht  der  beteiligten  Kaufleute 
und  Verwaltungsbehörden.  Aber  er  konnte  sich  nicht  auf  der 
Höhe  von  1877  halten,  da  die  natürlichen  Vorbedingungen  fehlten. 
Ende  der  70er  Jahre  begann  man  in  Deutschland  auf  dem  Rhein 
und  der  Elbe  Petroleum  in  grösserem  Massstabe  landeinwärts  zu 
verschiffen  —  zunächst  noch  in  gewöhnlichen  Kähnen,  die  mit 
Fässern  beladen  wurden. 

Die  Weser  kann  als  Binnenwasserstrasse  nur  ein  beschränktes 
Gebiet  versorgen.  Der  Wassertransport  ist  für  Petroleum  sehr  viel 
billiger  als  die  Bahnverfrachtung,  Es  betrugen  z.  B.  1895  die 
Frachtsätze  ab  Hamburg  für   100  kg  Petroleum: 

Bahn  Schiff 

nach  Magdeburg     M.    I.63  M.  0.40 

nach  Dresden     .       »2.84  »    0.68 

nach  Berlin   .      .       d     1.79  »     0.38 
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Die  Konkurrenzfirmen  in  Antwerpen,  Rotterdam  und  Hamburg 
waren  damit  in  überlegener  Stellung  gegenüber  Riedemann  und 
Schütte  in  Bremen.  Als  1879  Hamburg  die  mangelhaften  und 
kostspieligen  Lagereinrichtungen  auf  dem  Teerhof  durch  den  neuen 
Petroleumhafen  ersetzt  hatte,  wuchs  der  Umsatz  der  dortigen 
Petroleumimporteure  (Aug.  Sanders  &  Co.,  Siemers  &  Co.)  sofort 
bedeutend. 

Hamburgs  Seeeinfuhr  betrug  (vgl.  »Tabellarische  Uebersichten 
des  Hamburger  Handels«) 

1875  20000   Tonnen  raffiniertes  Petroleum 

1876  19000  »  »  » 

1877  46000  »  »  » 

1878  42000  »  »  » 

1879  64000  »  ti 

1880  77000  »  »  » 
i88i  loiooo  »  »  » 
1882  141  000        »  »  » 

Die  Verfrachtungen  von  Hamburg  nach  dem  Binnenlande 
nahmen  folgendermassen  zu: 

1879  40000  Tonnen 

1880  48000    » 

1881  84000 

Das  Gebiet  der  Oberelbe  ging  den  Bremern  verloren.  Der 
Absatz  nach  Sachsen,  Böhmen  und  Mähren  wurde  von  Hamburg 
übernommen;  ebenso  binnen  weniger  Jahre  die  Versorgung  des 
sehr  bedeutenden  Berliner  Konsums.  Von  Bremen  wurden  aus- 
geführt nach  Oesterreich: 


1877 

45  420   Tonnen 

Petroleum 

1878 

39  711 

1879 

24  265 

1880 

26555 

I88I 

24993 

1882 

II  193 

1883 

13269 

1884 

90II          >> 

1885 

3429 

1890 

795 

Aehnlich  sank  der  Absatz 

nach  Sachsen 

1877 

13000  Tonnen 

1880 

7  500 

1885 
1890 

957 
281 
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Riedemann  und  Schütte  wehrten  sich  lebhaft  gegen  die  em- 
pfindliche Konkurrenz.  Sie  gedachten  den  Schwerpunkt  ihres  Ge- 
schäfts nach  Rotterdam  zu  verlegen,  wurden  aber  durch  weit- 
gehende Frachtermässigungen  der  beteiligten  preussischen  Bahn- 
verwaltungen davon  abgebracht.  Die  Einfuhr  über  Bremen,  die 
bis  1881  bereits  auf  156080  Tonnen  gesunken  war,  hob  sich  im 
nächsten  Jahre  unter  den  billigen  Tarifen  noch  einmal  bis  an 
200000  Tonnen:  um  dann  von  neuem  zu  sinken. 


1877 

213000 

Tonnen 

1878 

167000 

» 

1879 

208  000 

» 

1880 

208000 

» 

I88I 

156000 

» 

1882 

199000 

» 

1883 

155000 

. 

1884 

122000 

» 

1885 

103  000 

» 

1886 

100  000 

,, 

Um  sich  dennoch  erfolgreich  zu  behaupten,  griff  die  Firma  1886 
zu  einer  kühnen  Neuerung.  Sie  Hess  ihr  Segelschiff  »Andromeda« 
mit  eisernen  Behältern  ausstatten  zur  Aufnahme  von  losem  Pe- 
troleum (ohne  Fässer).  Derartige  Zisternen-  oder  Tankschiffe 
waren  auf  dem  Kaspisee  von  den  Gebrüdern  Nobel  bereits  seit 
einigen  Jahren  eingeführt.  Das  Unternehmen,  ein  Tankschiff  zur 
transatlantischen  Fahrt  zu  verwenden,  galt  als  gefährliches  Wag- 
nis. Es  war  schwer ,  Mannschaften  zu  gewinnen ;  die  Versiche- 
rungsgesellschaften wollten  nur  einen  Teil  des  Risikos  über- 
nehmen ;  in  Amerika  weigerten  sich  die  (von  den  Knights  of 
labour)  organisierten  Hafenarbeiter,  die  Füllung  der  Tanks  vor- 
zunehmen. Denn  das  Beladen  und  Löschen  der  Tankschiffe  durch 
Dampfpumpen  geschieht  viel  rascher  und  billiger  als  das  Füllen 
eines  Schiffsraumes  mit  Fässern.  Frühere  mehrtägige  Arbeit  wird 
in  ebensoviel  Stunden  beendet.  Dieser  Fortschritt  bedeutete  für 
die  Hafenarbeiter  Verlust  von  Arbeitslohn  und  für  die  Reedereien 
Entwertung  ihrer  Petroleumsegler. 

Die  »Andromeda«  bewährte  sich  vorzüglich.  Riedemann  und 
Schütte  Hessen  in  England  bei  Armstrong  und  Mitchell  nun  grosse 
eiserne  Tanksteamer  erbauen  (2^*2 — 4^/2  tausend  Tonnen  Lade- 
fähigkeit), deren  sie  bald  1 5  besassen.  Statt  zwei  oder  drei  Reisen 
des  Segelschiffes,  das  viel  Zeit  auch  mit  Laden  und  Entladen 
verlor,  konnten  jetzt  sieben  Reisen  von  jedem  Dampfer  im  Jahre 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch      Ergänzungsheft  3.  5 
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gemacht  werden.  So  wurde  das  Kapital  besser  ausgenützt,  viele 
Kosten  erspart,  grössere  Ladungen  ermöglicht.  —  In  Bremer- 
haven errichtete  man  zur  Aufnahme  der  angelieferten  Oeltrans- 
porte  Reservoire;  lO  m  hohe  Blechcy linder,  deren  Durchmesser 
16—20  m  beträgt.  Solch  ein  »Tank«  hält  14000  Barrel.  Ferner 
schafften  Riedemann  und  Schütte  mehr  als  150  Zisternenwagen 
für  die  Bahnbeförderung  an.  Denn  die  Einfuhr  ohne  Fässer  er- 
möglichte auch  lose  Weiterbeförderung.  Durch  diese  technische 
Veränderung  waren  die  Bremer  Importeure  der  Hamburger  Kon- 
kurrenz trotz  deren  billiger  Wasserfracht  auf  der  Elbe  wieder 
ebenbürtig.  Ihr  Import  wuchs  nach  1886  rasch  wieder  an. 
Ende  der  achtziger  Jahre  nahm  Bremen  noch  die  erste  Stelle  ein. 
Es  betrug  die  Einfuhr : 


Bremen 

H 

a  m  b  u  r  g 

1886 

100  000 

Tonnen 

1S86 

140000  Tonnen 

1887 

136000 

y, 

1887 

147000 

1888 

146000 

» 

1888 

157000 

i88g 

177000 

» 

1889 

I I I 000    » 

1890 

181  000 

» 

1890 

1 1 6  000    » 

Der  abermalige  Vorsprung  Bremens  wurde  bald  dadurch  wett 
gemacht,  dass  die  Importfirmen  von  Hamburg,  Rotterdam,  Ant- 
werpen und  auch  Mannheim  ebenfalls  Einrichtungen  für  den  Tank- 
bezug trafen.  Zisternenwagen  konnten  zwar  mit  dem  Fasstransport, 
zu  Wasser  konkurrieren;  aber  die  Firma,  die  Petroleum  mit  Tank- 
schiffen die  Flüsse  aufwärts  gehen  lässt,  kann  im  Binnenlande 
stets  billigere  Preise  stellen,  als  eine  andere,  die  sich  der  Tank- 
wagen bedient,  selbst  bei  den  niedrigsten  Tarifen  es  vermag. 
Damals  betrug  die  Fracht  für  einen  Zisternen  wagen  (10  000  kg) 
Petroleum : 

Weserhäfen-Mannheim  .     .     M.    148.00 
und  die  Wasserfracht  für   10 000  kg  gleichzeitig: 

Rotterdam-Mannheim     .      .     M.     35.00 
Daher    wurde  Bremen   1891    endgültig    von    der  Rhein-  und  Elbe- 
einfuhr des  Petroleums  überholt: 

Einfuhr   1890/91  i). 

Antwerpen        97000)  „  r.  ,     , 

'  \  .     221000  lonnen  Petroleum 

Rotterdam       124  000  j 

Hamburg  und  Harburg     224  000         »  » 

Weserhäfen      ....      190000  » 


l)  Vgl.   Thomc^  S.  710. 


I 


-     67     - 

Neben  den  genannten  Bremer  und  Hamburger  Importhäusern 
waren  an  der  deutschen  Petroleumeinfuhr  Firmen  in  Stettin  (Stettin- 
Amerikanische  Petroleumimportgesellschaft),  Königsberg  (Königs- 
berger Handelskompanie),  Antwerpen  (F.  Speth  &  Co.),  Rotter- 
dam (Horstmann  &  Co.)  beteiligt.  Mit  letzteren  beiden  Firmen 
arbeitete  Philipp  Poth  in  Mannheim.  Poth  führte  1890  auf  dem 
Rhein  die  ersten  Tankschiffe  (zu  1200 — 1400  Tonnen)  ein,  Hess 
auf  der  badischen  Bahn  ebenfalls  Zisternenwagen  fahren,  richtete 
Tanks  und  Pumpstationen  in  Vlissingen,  Mühlheim  a.  Rh.,  Mann- 
heim, Strassburg  und  Basel  ein.  Der  Mannheimer  Petroleumver- 
kehr gestaltete  sich  dabei  folgendermassen:  Es  kamen  an 


im  Hafen 

mit  der  Bahn 

882 

1 1  000  Tonnen 

— 

885 

23  000    V 

2500  Tonnen 

888 

29  000    » 

5200    B 

891 

66  000    » 

9200    » 

Während  namentlich  die  Importeure  von  Hamburg  und  Bre- 
men Abnehmer  des  Standard-Oil-Trust  waren,  setzte  sich  Poth 
mit  den  damals  gerade  leistungsfähigen  amerikanischen  Outsiders 
in  Verbindung.  Er  Hess  mehrere  Tankdampfer  zu  4 — 5000  Tonnen 
über  den  Ozean  fahren;  die  Zahl  seiner  Zisternen  wagen  belief  sich 
1891   bereits  auf  70  (zu  je   10  000  kg). 

Poth  stellte  also  eine  kräftige  Verstärkung  der  amerikanischen 
Konkurrenten  des  Trust  dar.  Dieser  sah  sein  europäisches  Ab- 
satzgebiet aber  auch  noch  anderweitig  bedroht.  In  England  und 
Deutschland  war  Ende  der  achtziger  Jahre  das  russische  Petro- 
leum im  Vordringen  (siehe  oben  S.  60  die  deutsche  Einfuhr).  Ge- 
brüder Nobel  hatten  für  England  The  English  Trading-Assoziation 
und  für  Deutschland  die  Deutsch-Russische  Naphthaimportgesell- 
schaft  mit  Niederlassungen  in  Lübeck,  Hamburg  und  BerHn  ge- 
gründet. In  Antwerpen  und  Mannheim  führte  die  Firma  H.  Rieth 
&  Co.  russisches  Petroleum  ein.  Der  Absatz  des  russischen  Oels 
wuchs  in  Berlin  bemerkbar^). 

Der  Gefährdung  seines  Marktes  beschloss  der  Trust  mit 
ausserordentlichen  und  wuchtigen  Mitteln  zu  begegnen.  Er  nahm 
im  Jahre    189O  den  Importhandel  der  europäischen  Hafenplätze  in 


i)   Vgl.    »Berichte    der  Aeltesten    der    Berliner  Kaufmannschaft«     für    die    ein- 
zeli.en  Jahre. 
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seine  Hand,  Zu  diesem  Behufe  wurde  vom  Standard-Oil-Trust 
etwa  gleichzeitig  gegründet: 

Für  Grossbritannien  die  Anglo- American -Oil-Company,  Ltd.; 

für  Niederlande  und  Belgien  die  American-Petrol-Company, 
Rotterdam ; 

für  Italien  und  die  Südschweiz  die  Societä  Italo-Americana 
del  Petrolio; 

für  Skandinavien  Det  Danske  Petroleums-Aktieselskap. 

Soweit  die  deutschen  Importeure  Abnehmer  des  Trust  waren, 
wurden  sie  gezwungen ,  in  ähnliche  Gründungen  des  Trust  ihre 
Unternehmungen  umzuwandeln.  Ohne  erkennbaren  Widerstand 
geschah  dies  bei  Horstmann  &  Co.  in  Rotterdam  (ging  über  in 
American-Petrol-Company),  sowie  bei  sämtlichen  genannten 
Firmen  in  Bremen,  Hamburg,  Königsberg  und  Stettin,  Dieselben 
waren  nicht  in  der  Lage,  sich  dem  Trust  zu  widersetzen.  In 
Tankdampfern ,  Lagerplätzen ,  Reservoiren ,  Tankkähnen  und 
Zisternenwagen  hatten  sie  bedeutende  Kapitalien  festgelegt.  Nun 
drohte  der  Trust,  ihnen  die  Petroleumlieferungen  zu  entziehen, 
und  Konkurrenzunternehmungen  neben  ihre  Betriebe  zu  setzen. 
Der  Trust  war  stark  genug,  das  auch  durchzuführen.  Die  Out- 
siders in  Amerika  stellten  keinen  nennenswerten  Ersatz  dar,  da 
sie  höchstens  über  10*^/0  der  Produktion  verfügten.  Russisches 
Oel  war  nur  in  geringen  Posten  auf  dem  Markte.  Lieferte  der 
Trust  nicht  mehr,  sondern  versorgte  selbst  die  binnenländischen 
Grossisten,  so  waren  die  Kapitalien  der  Importfirmen  hoffnungs- 
los entwertet  ^). 

Also  unterwarfen  sie  sich.  Die  Anlagen  von  Riedemann  und 
Schütte  etc.  gingen  über  in  den  Besitz  der  Deutsch- Amerikani- 
schen Petroleum-Gesellschaft,  gegründet  am  22.  Februar 
1890  mit  9000000  Mark  Aktienkapital,  zu  dem  dann  noch 
17000000  in  nicht  stimmberechtigten  Genussscheinen  kamen.  Die 
stimmführenden  Aktien  sind  in  den  Händen  des  Trust,  sowie  der 
Herren  Riedemann,  Schütte  und  Sanders.  Ihre  freie  Veräusserung 
ist    statutengemäss    bis    1905   untersagt.     Diese  Gesellschaft    hatte 


1)  Für  die  Höhe  des  fixen  Kapitals  im  Petioleumimporthandel  sei  angeführt: 
Die  Deutsch-Amerikanische  Petroleumgesellschaft  hatte  1897  (Handbuch  der  deut- 
schen Aktiengesellschaften)  an  Kapital  festgelegt:  in  Grundstücken  und  Gebäuden 
7600000  Mark,  in  Transportmitteln  1 1  300000  Mark.  Die  Kosten  eines  Tanks  für 
14000  Barrel  beziffert  Thome  auf  37000  Mark.  Die  eines  Zisternenwagens  belaufen 
sich  auf  3  —  4000  Mark. 


jetzt    die    Petroleumeinfuhr    für    Mittel-    und    Ostdeutschland    zen- 
tralisiert. 

Aber  Philipp  Poth  in  Mannheim,  gestützt  auf  die  amerika- 
nischen Outsiders,  und  Rieth  &  Co.  in  Antwerpen,  mit  russischem 
Oel  versehen,  widersetzten  sich.  Sie  nahmen  den  Kampf  mit  dem 
Trust  auf. 

Die  D.-A.  P.-G.  baute  nun  9  Tankdampfer  für  den  Rhein, 
von  zusammen  10200  Tonnen.  Dazu  legte  sie  Tanks  an  ver- 
schiedenen Rheinplätzen  an.  Sie  begann,  im  Rhein-  und  Elbe- 
gebiet mit  verschiedenen  Preisen  aufzutreten.  Poth  und  Rieth 
wurden  in  allen  rheinischen  Plätzen  unterboten.  Philipp  Poth 
schreibt  im  Mannheimer  H.-K.-B.  von  1894  (S.  89),  dass  die  Preis- 
verhältnisse unter  diesem  scharfen  Kampfe  geradezu  »auf  den 
Kopf  gestellt«  seien.  Rohöl  kostete  in  Amerika  mehr  als  raffi- 
niertes Oel  im  Mannheimer  Gebiet.  Man  könne  das  von  Holland 
nach  dem  Oberrhein  beförderte  Oel  trotz  Berg-  und  Thalfracht 
mit  gutem  Nutzen  nach  Holland  zurückschicken ,  weil  die  Preise 
am  Oberrhein  niedriger  als  in  den  Häfen  gehalten  würden.  Am 
5.  Oktober  1894  wurden  für  100  kg  Petroleum  (netto,  unverzollt) 
notiert: 

A.    Im  Gebiete  der  D.-A.  P.-G.:  B.    Am  Rhein: 

Rotterdam  und  Bremen      .     M.    lo.oo  Köln       .      .      M.   7.60 

Hamburg    und    Antwerpen       »     10.10  Mainz      .      .       »     8.50 

Berlin »     10.30  Mannheim  .       »     8.80 

Stettin »     10.45 

Breslau »     11.20 

An  verschiedenen  rheinischen  Plätzen  wurde  je  ein  Grossist 
gewonnen  und  schadlos  gehalten.  Dieser  musste  im  Auftrage  der 
D.-A.  P.-G.  die  Abnehmer  Poths  (ebenfalls  Grossisten)  dem  Detail- 
handel gegenüber  jedenfalls  unterbieten.  Waren  diese  dann  durch 
empfindliche  Verlufle  ermattet,  so  wurden  ihnen  Kontrakte  vor- 
gelegt, die  sie  als  Kunden  der  D.-A.  P.-G.  verpflichteten.  Stellen- 
weise übernahm  auch  die  Gesellschaft  den  Absatz  direkt  an  die 
Detailkundschaft.  —  Trotzdem  hielt  sich  Poth  5  Jahre  lang.  Sein 
Umsatz  betrug  (vgl.  Mancke): 

1891  1892  1893  1894 

45000  Tonnen  62000  Tonnen  56000  Tonnen  75000  Tonnen 

Daneben  trat  in  gleicher  Weise  die  Firma  Rassow,  Jung 
&  Co.   in  Bremerhaven  auf  mit: 

1892  1893  1894 

3600  Tonnen  26400  Tonnen  25000  Tonnen 
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Beide  lieferten  also  1894  100 000  Tonnen,  etwa  i30|o  der 
amerikanischen  Petroleumeinfuhr  jenes  Jahres  i). 

Ueber  die  wirtschaftliche  Bedeutung  und  Möglichkeit  eines 
derartigen  Konkurrenzkampfes  gilt  im  ganzen  dasselbe,  was  schon 
zur  Entstehung  des  Monopols  der  amerikanischen  Raffinerien  ge- 
sagt ist.  Bei  den  besprochenen  technischen  Bedingungen  des 
Petroleumtransports  musste  der  geschilderte  Konkurrenzkampf 
durch  grosse  Verluste  bald  die  Niederlage  des  schwächeren  Teils 
herbeiführen.  1895  unterwarfen  sich  Rieth  und  Philipp  Poth. 
Ersterer  trat  ein  in  dieSociete  anonyme  pour  la  vente  de 
petrole  ci-devant  H.  Rieth  &  Co.,  Antwerpen.  Die  An- 
lagen von  Poth,  Rassow,  Jung  &  Co.  und  eines  New  Yorker  Hauses 
Goepel  &  Trübe  wurden  übernommen  von  der  Mannheim- 
Bremer  Petroleum -Akt. -Ges.  Beide  Gesellschaften  waren 
in  Abhängigkeit  vom  Trust. 

Damit  war  der  deutsche  Petroleumimporthandel,  soweit  es 
sich  um  Oel  vom  Standard-Oil-Trust  handelt,  unter  dessen  Leitung 
gestellt. 

Für  Ost-  und  Mitteldeutschland  bestand  eine  Importfirma, 
für  das  Rheingebiet  traten  nun  vier  nebeneinander  als  Lieferanten 
dem  lokalen  Grosshandel  gegenüber: 

1.  Deutsch-Amerikanische  Petroleum -Akt. -Ges.  (für 
ganz  Deutschland). 

2.  Mannheim -Bremer  Petroleum- Akt. -Ges.  (von 
3000000  Aktienkapital  2000000  in  Händen  der  in  den  Trust 
einbezogenen  Firma  Goepel  und  Trübe,  New  York). 

3.  Societe  anonyme  pour  la  vente  de  petrole,  ci- 
devant  H.  Rieth  &  Co.,  Antwerpen.  Von  330  Aktien 
ä   5000  Franken  sind 

160  im  Besitz  von  Hermann  Soher,   Mitglied  des  Trust 
6  (3  X  2)  im  Besitz  von  drei  Angestellten  des  Trust 
166  d.   i.  die  Majorität,  vom  Trust  kontrolliert. 

4.  American  Petrol-Company  in  Rotterdam.  Von 
100  Aktien  ä  50 000  P'ranken  (also  5000000  Franken  Kapital) 
sind  8x6  und  i  X  3,  d.  i.  51  Aktien  —  die  Majorität  —  im 
Besitz  von  neun  Mitgliedern  des  Trust. 

Als  Filialbetrieb,  von  der  letzteren  Gesellschaft  abgezweigt, 
ist    ein    Unternehmen   mit   weit    geringerem    Kapital   aufzufassen : 

l)  Die  russische  Petroleumeinfuhr  sank  im  zweiten  Halbjahr  1893  unter  dem 
Zollkrieg  fast  auf  Null  herab. 
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5.  Die  Amerikanischen  Petroleum-Anlagen  (Ge- 
sellsch.  m.  b.  H.),  Neuss  a.  Rhein,  mit  Filialen  in  St.  Johann  a.  d. 
Saar  etc.  Von  den  200000  Mark  Kapital  sind  130000  in  Händen 
zweier  Aktionäre  der  American  Petrol-Company  '). 

Die  Süd-  und  westdeutschen  Grossisten  werden  gleichmässig 
versorgt  von  diesen  fünf  einheitlich  geleiteten  Firmen;  Absatzgebiet 
und  Quantum  sind  unter  ihnen  regelrecht  verteilt.  So  verkaufen  zwei 
Gesellschaften  nach  Mannheim  (D.-A.  P.-G.  und  Mannheim-Bremer 
P.-G.  —  vgl.  die  jährlichen  Berichte  der  Mannheimer  Petroleum- 
börse über  die  Herkunft  des  zur  vorgeschriebenen  Testierung  ge- 
brachten Petroleums)  —  vier  Gesellschaften  nach  Saarbrücken,  an 
die  übrigen  Plätze  stets  nur  eine. 

Diese  fünf  Tochterinstitute  des  Trust  treten  nach  aussen  als 
Konkurrenten  auf  und  machen  das  durch  verschiedene  Mittel  dem 
Publikum  geläufig.  Sie  weisen  in  Jahresberichten  auf  die  »wohl- 
thätige  Konkurrenz«  hin;  das  ehemalige  Riethsche  Geschäft  wird 
verdächtigt,  nach  wie  vor  russisches  Oel  zu  liefern.  Rieth  &  Co., 
die  durch  Vertrag  vom  16.  Juni  1896  in  die  neue  Gesellschaft 
übergingen,  berichten  im  Mannheimer  H.-K.-B.  Ende  Dezember 
1896  derart,  dass  man  glauben  muss,  sie  befänden  sich  noch  im 
scharfen  Konkurrenzkampfe  mit  »den  Amerikanern«.  Trotzdem 
war  ihr  Lager  in  Mannheim  bereits  aufgelöst.  Die  Mannheim- 
Bremer  P.-G.  spricht  in  Geschäftsberichten  von  s  unserer  ameri- 
kanischen Konkurrenz«  2). 

Jeder  am  Petroleumhandel  beteiligte  Grossist  kennt  selbst- 
verständlich die  Verhältnisse.  Obige  Wendungen  können  also 
nur  auf  die  Täuschung  der  nicht  direkt  interessierten  und  wenig 
eingeweihten  Kreise  berechnet  sein.  Die  Importfirmen  halten  es 
für  richtig,  keine  genügende  Klarheit  über  die  feste  Stellung  des 
Standard-Oil-Trust  auf  dem  deutschen  Markte  aufkommen  zu 
lassen.  —  Die  (nicht  ganz  mit  Unrecht)  dabei  verfolgte  Absicht, 
den  »Stürmen«  der  öffentlichen  Meinung  vorzubeugen,  ist  nicht 
erreicht  worden. 


i)  Diese  ganz  speziellen  Angaben  sind  dem  Mannheimer  Handelskammerbericht 
für  1898  entnommen  und  konnten  vom  Verfasser  in  keiner  Weise  kontrolliert  werden. 
Ueber  die  D.-A.  P.-G.  ist  vielfach  und  unwidersprochen  veröffentlicht  worden,  dass 
die  Mehrheit  der  Aktien  in  Händen  des  Trust  ist  (vgl.  Zöpfl^  jMancke-,  Bericht  der 
Aeltesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  etc.). 

2)  Vgl.  dazu  »Bericht  des  Vorsitzenden  des  Komitees  unabhängiger  Petroleum- 
grosshändler Südwestdeutschlands«,  Mannheim,  25.  März   1898. 
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Bei  einer  vorübergehenden,  bedeutenden  Steigerung  des  Pe- 
troleumpreises Mitte  April  1895,  ferner  im  Dezember  1897  bei 
einer  unten  zu  erörternden  Angelegenheit  hallten  die  Tages- 
zeitungen wieder  von  Angriffen  auf  die  »wucherische  Ausbeutung 
des  Konsumenten  durch  eine  Handvoll  internationaler  Grosskapi- 
talisten«. Diese  Erörterungen  waren  am  schärfsten  dort,  wo  unter 
energischer  Ablehnung  volkswirtschaftlicher  Kathederweisheit  als 
aller  Sozialpolitik  letzter  Schluss  die  Erhaltung  des  Mittelstandes 
hingestellt  wird  ^). 

Es  ist  oben  bei  der  Betrachtung  der  Rohölgewinnung  aus- 
geführt worden,  und  wird  weiterhin  für  den  lokalen  Gross-  und 
Kleinhandel  gesagt  werden,  wo  im  Petroleumhandel  und  in  der 
Industrie  Platz  für  mittlere  und  kleinere  Betriebe  ist.  Bei  der 
Unterstellung  der  Importfirmen  in  den  deutschen  Plätzen  unter 
die  Kontrolle  des  Trust  handelte  es  sich  nicht  um  Vernichtung 
von  Existenzen  des  sogenannten  Mittelstandes.  Ausgesprochen 
grosskapitalistische  Betriebe  wurden  einem  gleichartigen  Unter- 
nehmen des  Auslandes  angegliedert, 

Gewiss  gibt  jeder  derartige  Konzentrationsprozess  Anlass  zur 
Erörterung  von  Fragen  auch  sozialpolitischer  Natur.  Von  hier 
leiten  Fäden  zur  Diskussion  prinzipieller  Sätze  der  Nationalöko- 
nomie. Wer  z.  ß.  gegenüber  inländischen  Riesenbetrieben,  die 
aus  inneren  oder  äusseren  Gründen  eine  Monopolstellung  errungen 
haben,  Verstaatlichung  für  richtig  hält,  wird  neue  Gesichtspunkte 
anwenden  müssen,  sobald  zentralisierte  Unternehmungen  über  die 
Grenzen  der  einzelnen  Staaten  hinübergreifen.  Der  Standard-Oil- 
Trust  ist  nicht  der  einzige  amerikanische  Trust,  der  seine  An- 
lagen nach  Europa  ausdehnt.  (Der  Cotton-Oil-Trust  hat  die 
Holland-American-Cotton-Oil-Company  in  Rotterdam  gegründet, 
um  seine  Produkte  an  die  holländische  Margarine-  und  deutsche 
Seifenindustrie  abzusetzen.  Die  American-Tobacco-Company  kaufte 
Februar  1901  in  Dresden  die  Zigarettenfabrik  von  Jasmatzi  für 
I  500000  Mark  und  Hess  eine  neue  Fabrik  dort  einrichten,  welche 
das  grösste  derartige  Etablissement  überhaupt  jetzt  ist.)  —  Doch 
im  Rahmen  dieser  Untersuchung  des  Petroleumhandels  müssen  die 
weitführenden  und  prinzipiellen  Erörterungen  zurücktreten,  die  an 
Trustwesen,  seine  internationale  Ausdehnung,  seine  Wirkung  auf 
die  Stellung  der  Arbeiterklasse  etc.  sich  anknüpfen  lassen. 

i)  Vgl.  Interpellation  Zimmermann,  Petroleumhandel  betreffend,  Reichstags- 
berichte vom   3.  Mai    1895. 
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Die  Deutsch-Amerikanische  Petroleum-Gesellschaft  und  die 
gleichartigen  Unternehmungen  in  Westdeutschland  haben  für  den 
deutschen  Petroleumimport  eine  musterhafte  Organisation  ge- 
schaffen. Mit  dem  Wegfalle  des  Wettbewerbs  zwischen  den  Hafen- 
plätzen werden  alle  Transporte  je  den  bequemsten  Wasserstrassen 
zugeschoben.  Bremens  grosse  Petroleumeinfuhr  entsprach  dem 
Interesse  der  selbständigen  Bremer  Importeure.  Aber  sie  wider- 
sprach den  Anforderungen  der  Zweckmässigkeit.  Die  D.-A  P.-G. 
hatte  keine  Ursache,  Bremen  zu  begünstigen.  Dessen  Petroleum- 
handel nach  Süddeutschland  sank  daher  nach    1890  bedeutend. 

Es  gingen  Transporte  von  Bremen  nach : 

Bayern:  Hessen,  Baden  und  Württemberg: 


Jahr 

Tonnen 

Jahr 

Tonnen 

1890 

18000 

1890 

3300 

1891 

II 000 

1891 

3600 

1892 

5000 

1892 

2000 

1893 

1000 

1899 

2800 

1894 

700 

1890  versorgte  Bremen  die  Schweiz  mit  10  147  Tonnen  Pe- 
troleum; 1899  nur  noch  mit  427  Tonnen.  Das  Verhältniss  zwischen 
den  Importhäfen  gestaltete  sich   dabei  derart : 

Einfuhr  von   looo  Tonnen  raffinierten  Petroleums  über: 


Bremen 

Hamburg 

Mannheim 

1890 

181 

116 

35 

1891 

140 

79 

66 

1892 

104 

69 

Ii3 

1893 

i3i 

80 

125 

1894 

139 

95 

117 

1895 

121 

i3i 

112 

1896 

115 

146 

119 

1897 

93 

208 

118 

1898 

94 

305 

124 

1899 

87 

3l2 

109 

1892  war  Mannheim  der  wichtigste  deutsche  Petroleumhafen. 
Doch  sein  rascher  Aufschwung  von  1890 — 1893  hat  aufgehört, 
und  es  ist  Stillstand  eingetreten.  Das  wird  in  den  Mannheimer 
H.-K.-B.  sehr  bedauert  und  ist  für  Mannheim  selbst  gewiss  nicht 
von  Vorteil  ^).     Aber  im  allgemeinen  Interesse  ist  es  richtig,   dass 


l)  Von  254000  Tonnen,   die    1899   rheinaufwärts  gingen,   sind  nur    109 000  ir 
Mannheimer  Hafen  angekommen. 
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die  Importfirmen  über  Mannheim  nur  diejenigen  Transporte  führen, 
die  zur  Versorgung  des  umliegenden  Gebietes  mit  der  Bahn  be- 
stimmt sind.  Dafür  sind  in  Mainz,  Frankfurt,  Strassburg,  Basel  etc. 
Reservoire  geschaffen  für  Plätze,  die  von  dort  aus  ihrer  Lage  ge- 
mäss besser  bedient  werden  können. 

Den  Transport  über  den  Ozean  besorgten  1897  bereits 
115  Tankdampfer  (zusammen  372000  Tonnen).  18  davon  ge- 
hörten der  D.-A.  P.-G.  In  den  Häfen  werden  diese  Schiffe  durch 
Dampfpumpen  in  die  erwähnten  Tanks  (Blechcylinder)  entladen, 
und  gehen  dann  mit  Wasserballast  nach  Amerika  zurück.  Auf 
dem  Rhein  und  der  Elbe  besitzt  die  Gesellschaft  32  Tankkähne 
(zusammen  20  540  Tonnen).  Diese  befördern  im  Sommer  und 
Herbst  das  Oel  stromaufwärts.  An  den  Umschlagsplätzen  des 
Rheins,  die  Elbe  herauf  in  Harburg,  Magdeburg,  Wallwitzhafen 
(Rosslau),  Riesa  und  Dresden  sind  Reservoire  angelegt.  Je  5  oder 
7  Tankcylinder  stehen  innerhalb  eines  Erdwalls,  der  bei  etwaigem 
Platzen  eines  Tanks  die  Oelmassen  aufhalten  soll.  In  jedem 
grösseren  Binnenhafen  findet  man  gleichmässig  diese  dicken,  weiss- 
gestrichenen  Blechtürme,  oben  geschmückt  mit  einem  Kranze  von 
Blitzableitern,  umgeben  von  langen,  niedrigen  Schuppen,  die  halb 
in  die  Erde  eingegraben,  den  Vorrat  gefüllter  Fässer  bergen. 
Ueberzug  mit  weisser  Kalkfarbe  soll  alle  Behälter  vor  Sonnenhitze 
etwas  beschützen.  Abseits  arbeitet  die  Dampfmaschine;  sie  pumpt 
vom  Flussschiffe  durch  ein  dickes,  eisernes  Rohr  das  Oel  in  die 
Tanks.  Auf  Anschlussgleisen  stehen  die  Zisternenwagen  zur 
Füllung  bereit.  In  Dresden  sah  Verfasser  eine  stattliche  Pyramide 
von  24000  Stück  der  bekannten  blauen  Fässer  mit  weissen  Böden. 
Auf  Schritt  und  Tritt  begegnet  man  Warnungstafeln  und  Vor- 
schriften der  Feuerversicherungsgesellschaften.  Sandhaufen  und 
Wurfschaufeln  liegen  bereit.  Interessant  sind  die  Tankkähne:  sie 
stellen  mit  ihren  600  Tonnen  die  grössten  Elbzillen  dar;  jeder 
Kahn  eine  kolossale,  bewegliche  Masse  Oel,  umschlossen  von 
dünner  Blechhaut;  —  rote  Fähnchen  auf  dem  langgestreckten 
Fahrzeuge  markieren  die  Feuergefährlichkeit.  Ein  kleines  Abteil 
hinten  im  Schiff  birgt  die  Mannschaftsräume. 

Alles  Oel  liegt  unter  Zollverschluss,  bis  es  aus  den  Tanks  in 
kleinere  Partien  abgefüllt  wird.  Zwischen  den  Petroleumschuppen 
befindet  sich  der  Dienstraum  der  Steuerbeamten.  In  der  Berliner 
Anlage  der  D.-A.  P.-G.  am  Spandauer  Schiffahrtskanal  stehen 
sogar    vier    Wohnhäuser    mit    Gärten    für    die    Beamten ,    welche 
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dauernd  den  Petroleumverkehr  kontrollieren.  Dort  lagern  in 
17  Tanks  228000  Barrels.  Eine  derartige  Handelsniederlassung 
mit  ihren  zahlreichen  Blechtürmen,  einem  langen  Betriebsgebäude, 
Verwaltungsgebäuden,  Laderampen,  Kessel-  und  Maschinenhaus, 
Meister-  und  Portierswohnung,  Küferei,  Beamtenhäusern  übertrifft 
an  äusserer  Ausdehnung  manchen  industriellen  Grossbetrieb. 

Anfang  der  neunziger  Jahre  betrieb  die  D.-A.  P.-G.  in 
Geestemünde  eine  Fassfabrik.  Denn  infolge  des  Oeltransports  in 
Tankdampfern  hatte  die  Einfuhr  von  amerikanischen  Fässern  auf- 
gehört. Jährlich  bezog  die  Fabrik  aus  Amerika  25  Schiffsladungen 
Eichenholz,  das  schon  geschnitten  und  zugerichtet  war.  Mit  den 
vollkommensten  maschinellen  Einrichtungen  konnten  täglich  2500 
Barrels  hergestellt  werden  i).  Diese  Fabrik  ist  ein  Beispiel  für 
Betriebsvereinigung  bei  konzentriertem  Bedarf.  Erst  setzt  sich 
maschineller  Grossbetrieb  an  die  Stelle  des  Handwerkers.  Dann 
verliert  der  Grossbetrieb  seine  selbständige  Stellung,  gliedert  sich 
an  an  eine  Unternehmung  des  bisherigen  Hauptabnehmers  — 
hier  des  Petroleumhandels.  Schliesslich  tritt  Bedarfsverschie- 
b  u  n  g  ein :  weil  eiserne  Fässer  die  hölzernen  Barrels  entbehrlich 
machten,  steht  die  grosse  Fassfabrik  in  Geestemünde  seit  Sommer 
1894  still. 

Hohe  Kosten  erwachsen  dem  Petroleumhandel  durch  Ver- 
sicherungsprämien. Für  Petroleum  hat  das  »Syndikat  der  deut- 
schen Privat-Feuerversicherungsgesellschaften«  (Sitz  in  Cassel)  mit 
die  höchsten  Prämien  —  früher  8^/00,  jetzt  ö'^joo  festgesetzt.  Zu 
jedem  Tank  schreiben  die  Versicherungen  mehrere  Blitzableiter 
vor.  Doch  wird  behauptet,  diese  seien  überflüssig,  wenn  nur  die 
grosse  Metallmasse  genügend  mit  dem  Grundwasser  verbunden 
ist.  —  Sobald  ein  Tankkahn  seine  Ladung  an  die  Reservoire 
abgibt,  wird  telegraphisch  deren  Wert  von  etwa  120 000  Mark 
bei  dem  Versicherungsbureau  angemeldet,  dem  das  genannte 
Kartell  das  Petroleumgeschäft  zugeteilt  hat. 

Anlagen  derselben  Art  wie  die  Tochterinstitute  des  Trust 
haben  seine  Konkurrenten  in  Deutschland  hergestellt.  In  Ham- 
burg befinden  sich  Tanks  der  Pure-Oil-Company;  in  Hamburg, 
Lübeck,    Danzig,    lUowo,    Breslau    und    neuerdings    auch    Berlin 


i)  Vgl.  Pleiige,  »Die  Böttcherei  in  Leipzig«,  Sehr,  des  Ver.  f.  Sozialpolitik, 
Bd.  63,  S.  26/27.  —  Nur  drei  Böttchereibetriebe  bestanden  in  Deutschland,  die 
durchweg  mit  Maschinen  arbeiteten.  Eine  interessante  und  sehr  eingehende  Schil- 
derung dieses  Grossbetriebs  findet  sich  bei   Tho7ne,  1.  c,  S.  724 — 728. 
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solche  der  Deutsch -Russisch  en-Naphtha-Import-Gese  li- 
sch aft. 

Die  Pure-Oil-Company  machte  vor  drei  Jahren  grosse  An- 
strengungen, in  Mannheim  am  Petroleumhafen  Platz  für  Tanks  zu 
bekommen.  Sie  beschwerte  sich,  dass  die  D.-A.  P.-G,  alles  ver- 
fügbare Terrain  mit  Beschlag  belegt  habe.  Als  dann  durch  die 
Bemühungen  der  Generaldirektion  der  Badischen  St.-E.-B.  der 
Kompanie  Platz  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  hat  sie  ihre  Ab- 
sichten nicht  ausgeführt.  Wiederholt  bot  die  Handelskammer  ihre 
Vermittlung  an.  Aber  aus  unbekannten  Gründen  hat  die  Pure- 
Oil-Company  auf  eine  Mannheimer  Niederlassung  verzichtet.  So- 
lange diese  Gesellschaft  dem  binnenländischen  Grossisten  Oel  nur 
durch  die  Eisenbahn  zuführen  kann,  da  ihr  die  Tankanlagen  für 
den  Wassertransport  fehlen,  ist  ihre  Konkurrenz  der  D.-A.  P.-G, 
nicht  gefährlich.  Die  Pure-Oil-Company  gilt  nach  begründeten 
Bedenken  für  wenig  leistungsfähig  ^).     Ihr  Kapital  ist  gering. 

Bedeutsamer  ist  das  Auftreten  der  Naphtha-Import-Gesell- 
schaft.  Diese  besteht  statutengemäss  für  den  Absatz  des  Pro- 
dukts von  Gebrüder  Nobel.  Zunächst  ist  der  Berliner  Markt  von 
ihr  ernsthaft  in  Angriff  genommen  worden.  Vergangenes  Jahr 
wurden  für  sie  drei  grosse  Tanks  zu  je  21  500  Barrels  in  Rummels- 
burg an  der  Spree  von  der  Berliner  Maschinenfabrik  Cyklop  fertig 
gestellt.  Jeder  Tank  kostet  40000  Mark.  Die  Anlage  ist  18  ha 
gross  und  bedeutend  erweiterungsfähig.  —  Die  Gesellschaft  hat 
einen  eisernen  Tankkahn  von  580  Tonnen  bauen  lassen,  der  über 
Elbe,  Havel  und  Spree  russisches  Petroleum  von  Hamburg  nach 
Berlin  bringt.  Die  Deutsch-Russische-N.-I,-Ges.  führte  in  Deutsch- 
land ein: 

1898  330000  Barrels 

1899  500000        » 

Ueber  ihren  Berliner  Absatz  hat  sie  den  ;>Aeltesten  der  Berliner 
Kaufmannschaft«    folgende  Zahlen  mitgeteilt: 


I89I 

12000  Dz. 

1892 

13000  » 

1893 

6750  » 

i894\ 
1895/ 


jering  infolge  des  vorherigen  Zollkriegs. 


i)  Vgl.  Eingabe  der  interessierten  Kreise    an    den  Reichskanzler,    besprochen 
im   Reichstag  am    lo.  Dezember   1897. 
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1896 

12000  Dz 

i897 

24  000      » 

1898 

63  000     » 

1899 

94  000      » 

Bis  1896  betrieb  die  Gesellschaft  den  Konkurrenzkampf  gegen 
das  amerikanische  Oel  wenig  energisch.  Wie  die  D.-A.  P.-G. 
ihre  Preise  veränderte,  folgten  die  Russen  nach.  Als  1895  ameri- 
kanisches Oel  rasch  teurer  wurde,  Hessen  die  Konkurrenten  ohne 
weiteres  ihre  Preise  gleichmässig  steigen.  Die  Differenz  betrug 
beständig  0.50  Mark  pro  Doppelzentner.  Da  russisches  Oel  so 
wenig  billiger  als  amerikanisches  sich  stellte,  der  Konsum  aber 
das  amerikanische  Oel  gewöhnt  ist,  machte  die  russische  Einfuhr 
keinen  Fortschritt.  In  den  letzten  vier  Jahren  hat  sie  bei  grös- 
serer Preisdifferenz  bessere  Erfolge  gehabt.  lookg  Petroleum 
kosteten  in  Breslau  (netto  mit  Fass,  unverzollt,  im  Gross- 
handel) : 


1899 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Aug. 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

amerik.   P.  . 
russ.   P.  .      . 
russ.  billiger 

22.40 

20.00 

2.40 

22.00 
19.50 
2..50 

21.70 

20.00 

1.70 

21.25 

20.00 

1.25 

20.86 

20.00 

0.86 

21.20 

20.00 

1.20 

22.10 

20.00 

2.10 

22.65 

20.50 

2.15 

23-50 
21.00 

2.50 

24.30 

21.40 

2.90 

24.90 

21.40 

3.50 

25-35 
22.00 

3-35 

Für  die  jetzige  Qualität  des  russischen  Petroleums  sind  andere 
Brenner  mit  grösserer  Luftzuführung  als  für  amerikanisches  Oel 
erforderlich.  Ehe  der  Konsum  die  freilich  nicht  hohen  Opfer 
dieser  Veränderung  auf  sich  nimmt,  muss  eine  bis  in  den  Klein- 
handel fühlbare  Verbilligung  des  russischen  Petroleums  gegenüber 
dem  amerikanischen  eintreten.  An  anderer  Stelle  ist  ausgeführt, 
warum  die  russischen  Naphthaproduzenten  vorderhand  wenig  Ge- 
wicht darauf  legen,  dem  Standard-Oil-Trust  in  Deutschland  em- 
pfindliche Konkurrenz  zu  machen. 

Die  deutschen  Regierungen  haben  wiederholt  im  Reichstage 
erklären  lassen,  dass  sie  bereit  sind,  die  russische  Einfuhr  nach 
Möglichkeit  zu  fördern.  Namentlich  von  den  verschiedenen  Eisen- 
bahnverwaltungen sind  in  den  letzen  Jahren  grössere  Posten  rus- 
sisches Petroleum  gekauft  worden.  Vor  drei  oder  vier  Jahren 
noch  machte  man  keine  guten  Erfahrungen  damit.  Russisches 
Oel  brannte  trübe  und  qualmend.  Seitdem  sind  die  Ergebnisse 
bessere  —  wohl  auch  infolge  der  Einführung  geeigneter  Brenner. 
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Behördliche  Begünstigung  bei  Submissionen  stellen  neben  einer 
etwa  einzuführenden  Zolldifferenzierung  die  Möglichkeit  dar,  die 
russische  Petroleumeinfuhr  stärker  neben  der  amerikanischen  an- 
wachsen zu  lassen.  Darin  liegt  zugleich  ein  wichtiges  Moment 
für  die  Gestaltung  des  Petroleumpreises  in  Deutschland. 

Im  deutschen  Importhandel  bewegte  sich  der  Petroleum- 
preis wie  folgt: 

Es  kosteten  loo  kg  raffiniertes  Petroleum,  netto,  un- 
verzollt in  Bremen: 

1869  41.20  M.  1885      14.10  M. 

1870  39.10  »  1886      13. II  » 


I87I 

36.70  » 

1887 

12.47 

1872 

33.00  » 

1888 

14.68 

1873 

31.00  >) 

I8S9 

13.65 

1874 

23.30  » 

1890 

13.27 

1875 

21.20  » 

I89I 

12.56 

1876 

26.10  » 

1892 

11.03 

1877 

28.30  » 

1893 

S.78 

1878 

20.80  » 

1894 

8.77 

1879 

16.00  » 

1895 

12.53 

1880 

15.90  » 

1896 

11.47 

I88I 

15.90  » 

1897 

9.72 

1882 

14.30  « 

IS98 

II. 12 

1883 

14.90  ■■' 

1899 

13.36 

1884 

15.40  . 

Zum  Vergleich  zwischen  den  Preisen  im  amerikanischen  und 
deutschen  Hafen  diene  die  Tabelle  auf  S.  79. 

Die  Differenz  beider  Preislinien  stellt  die  Summe  dar  aus 
Seefracht,  Versicherungsprämien,  Verlusten,  Lagergebühren,  Hand- 
lungsunkosten und  Handelsgewinn. 

^<^Pß  gibt  (1.  c.  S,  104)  die  Seefracht  für  1000  kg  Petroleum 
New  York- Amsterdam  mit  12.30  Mark  an.  Dieser  Satz  sei  für 
Bremen  etwas  höher  angenommen.  Dazu  werden  5  0/00  für  Feuer- 
versicherung und  lo'^/oo  für  Leccage  je  auf  6  Monate  verrechnet. 
Das  betrüge  dann  für  100  kg  1.30— 1.35  Mark.  —  Dazu  stimmt 
gut  die  jährliche  Durchschnittsdififerenz  von  1894  und  1896.  Zu 
berücksichtigen  ist,  dass  Angebot  und  Nachfrage  in  New  York 
naturgemäss  stetiger  auftreten,  also  stetigeren  Preis  bedingen  als 
in  Bremen,  wo  die  Anlieferung  des  Petroleums  von  der  Ueber- 
fahrtszeit  der  Dampfer  beeinflusst  wird,  und  namentlich  im  Winter 
durch    grösseren    Bedarf   und   Unregelmässigkeiten    der    Deckung 


J 
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starke  Preisschwankungen  auftreten  können,  —  Spekulation  mit 
Petroleum  ist  übrigens  in  Deutschland  seit  der  Vorherrschaft  der 
D.-A.  P.-G.  so  gut  wie  unmöglich  gemacht,  da  von  seiten  des 
Trust  die  Preisbildung  in  nicht  vorher  abzuschätzender  Weise  ge- 
handhabt wird. 

Eine  bemerkenswerte  Unregelmässigkeit  in  der  Bewegung  des 
Petroleumpreises  trat  im  April  1895  ein.  50  kg  kosteten  in 
Bremen : 

1895 


2. 

Januar 

M. 

5-30 

I. 

Februar   . 

s 

5.90 

I. 

März    .     . 

» 

6.30 

I. 

April  .     . 

» 

7.00 

17- 

»       .     . 

» 

13.00 

20. 

»       .      . 

» 

12.00 

I. 

Mai      .     . 

» 

7.00 

I. 

Oktober  . 

^ 

5.95 

Damals  hielt  sich  der  Standard-Oil-Trust  allenthalben  vom 
Markte  fern.  Die  Grosshändler  wurden  aufgeregt,  suchten  um 
jeden  Preis  zu  kaufen,  und  die  Hausse  trat  noch  schärfer  auf, 
als  die  D.-A.  P.-G.  ihre  eigenen  Schlusskontrakte  zu  hohen  Sätzen 
zurückkaufte.  Ueber  die  Ursachen  der  Preissteigerung  ist  nir- 
gends Genaues  zu  erfahren.  Die  D.-A.  P.-G.  gibt  an ,  keinen 
Vorteil  davon  gehabt  zu  haben.  Diese  Behauptung  ist  auch  von 
sachkundigen  Beurteilern  bestätigt  worden.  Es  scheint,  als  seien 
thatsächlich  infolge  von  Lieferungsstockungen  oder  dergl.  Un- 
regelmässigkeiten die  Vorräte  des  Trust  vorübergehend  sehr  knapp 
geworden. 

Zum  Vergleich  der  Preise  und  der  Notierungsform  an 
den  einzelnen  deutschen  Plätzen  diene  eine  den  amtlichen  Mit- 
teilungen entnommene  Tabelle: 


Grosshandelspreise   1899,  Petroleum    i   Doppelzentner 
mit  Fass,   in  Mark: 

A.  Amerikanisches,  st. -white,  raffin.: 

Bremen,  4  Monat  Ziel,  unverzollt HS^ 

Breslau,  200/0   Tara,  bar  ^ji2^lo  Sk 22.68 

Danzig,  20°/o  Tara 22,69 

Hamburg,  unverzollt,   i^jo   Dekort 14.15 

Köln,  200/0   Tara,  ein  Monat  Ziel 23  86 
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Magdeburg,   20"/o   Tara,    i   Monat  Ziel  oder  bar   ^/i2*'/o   Sk.      22.62 

Mannheim,   20*^/0   Tara 22.38 

Stettin,   20^/0   Tara 22.10 

B.  Russisches: 

Breslau,   20<'/o   Tara 20.48 

Lübeck,  Nobel-,   3   Monat  Ziel  oder  bar   i  ^'/o   Sk.       .     .      .     21.07 

B,    Der    lokale    Grosshandel. 

Der  bisher  betrachtete  Weg  der  Ware  Petroleum  ist  einfach. 
Durch  Röhrenleitungen  und  Tankwagen  kommt  das  Oel  in  grosse 
Raffinerien.  Durch  Röhren  und  Pumpwerke  fliesst  es  von  Bassin 
zu  Bassin,  bis  in  die  Behälter  der  transatlantischen  Dampfer.  Vom 
Seedampfer  wird  das  Oel  in  die  weiten  Reservoire  der  Häfen  ein- 
gelassen, aus  ihnen  in  den  Hohlraum  des  Tankkahns.  Stromauf- 
wärts geschleppt,  hat  dieser  seinen  Inhalt  in  die  geräumigen  Tanks 
irgend  eines  Binnenhafens  entleert. 

Die  Ware  kommt  von  einer  Produktion ,  deren  Merkmale 
Stetigkeit  und  Zentralisation  sind.  Sie  soll  einem  dezentralisierten 
Saisonkonsum  zugeführt  werden.  —  Von  unbedeutenden  Posten 
galizischen  und  rumänischen  Petroleums  abgesehen ,  ist  zunächst 
bei  der  Einfuhr  nach  Deutschland  alles  Petroleum  in  der  Hand 
dreier  Unternehmungen : 

1.  der  verbündeten  Absatzorganisationen  des  Trust; 

2.  der  Deutsch-russischen  Naphtha-Import-Gesellschaft; 

3.  der  Pure-Oil-Company. 

Das  Oel  lagert  im  Herbst  in  einer  beschränkten  Anzahl  von 
Binnenhäfen,  besonders  des  Rheins  und  der  Elbe.  Es  gilt  nun, 
regelmässig  während  des  Winters  es  den  Kleinhändlern  zuzuführen 
in  die  einzelnen  Strassen  jeder  Stadt  und  hinaus  auf  jedes  Dorf. 
Nicht  unmittelbar  geht  straffe  Zentralisation  über  in  mannigfache 
Zersplitterung.  Zwischen  Importeur  und  Detailhändler  schaltet 
sich  die  Organisation  des  lokalen  Grosshandels  ein. 

So  lange  als  möglich  wird  das  Petroleum  zu  Waffer  befördert. 
Die  Bahnfracht  ist  so  hoch,  dass  jeder  Platz  vom  nächsten 
Binnenhafen  bezieht.  Die  Absatzorganisationen  der  russischen 
Produzenten  und  der  amerikanischen  Outsiders  verfügen  nur  an 
den  schon  genannten  wenigen  Plätzen  über  Tankanlagen.  Also 
kommen  sie  praktisch  nur  für  die  genannten  Orte  und  ihre  nähere 
Umgebung  in  Frage.     In  einer  Zone  rund  um  jeden  Binnenhafen, 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  3.  6 
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deren  Grenze  durch  bestimmte  Eisenbahnstationen  markiert  ist, 
beziehen  die  Grosshändler  einzelner  bedeutender  Orte  von  diesem 
Hafen.  So  wird  der  Grosshandel  in  Leipzig,  Halle,  Weimar  etc. 
von  Wallwitzhafen  aus  bedient.  Riesa  versorgt  Chemnitz  und  die 
Lausitz,  im  Dresdener  Hafen  liegen  Vorräte  für  den  Dresdener 
Konsum  und  den  der  Umgegend.  In  Grossstädten  teilen  sich 
mehrere  Grossisten  in  den  Absatz,  den  an  Provinzplätzen  ein 
einzelner  besorgt.  Diese  Händler  beziehen  in  Zisternenwagen  vom 
Hafen  und  füllen  aus  diesen  das  Oel  in  Fässer  ab  für  die  Detail- 
händler. Zu  diesem  Zwecke  besitzen  sie  Lagerhöfe  mit  An- 
schlussgeleise; zum  Teil  gehören  ihnen  auch  die  Zisternenwagen  und 
kleinere  Tankanlagen  in  benachbarten  Provinzplätzen  für  die  dor- 
tige Detailkundschaft.  Grosshändler  in  Städten  wie  etwa  Weimar 
und  Leipzig  machten  sich  früher  im  Zwischengebiete  lebhafte  Kon- 
kurrenz, solange  das  Petroleum  noch  in  Fässern  bezogen  wurde. 
Seit  die  der  Natur  der  Ware  angepasste  Form  des  Transports, 
erst  Bezug  in  Zisternenwagen,  dann  Abfüllen  in  eiserne  Fässer, 
zur  vorherrschenden  geworden  ist,  hat  auch  hier  im  kleinen  Mass- 
stabe der  Petroleumhandel  Gebiete  des  natürlichen  Monopols  ge- 
schaffen. Bis  zu  gewissen  Eisenbahnstationen  als  Grenzpunkten 
seines  engeren  Gebietes  ist  der  Petroleumgrosshändler  seinen  Kon- 
kurrenten aus  den  Nachbarplätzen  absolut  überlegen.  Sein  Vor- 
teil ist,  dass  er  bis  zum  Zentrum  seines  Absatzgebietes  die 
wesentlich  billigere  Fracht  für  lose  Beförderung  zahlt,  und  dass 
die  Ware  nur  für  so  geringe  Strecken,  als  unbedingt  nötig,  durch 
die  höhere  Fassfracht  (Stückgut,   Bruttofracht!)  verteuert  wird. 

Mit  dieser  Thatsache  ist  zugleich  gekennzeichnet,  worin  die 
Stellung  des  Grosshändlers  notwendig  begründet  ist.  Er  schaltet 
sich  ein  als  Zwischenglied  vom  zentralisierten  Importhandel  zum 
dezentralisierten  Detailhandel,  mit  der  volkswirtschaftlichen  Auf- 
gabe, so  lange  als  möglich  die  Warentransporte  zusammenzuhalten, 
Verteuerung  durch  zersplitterten  Transport  zu  verhüten.  Es  wäre 
Vergeudung  produktiver  Kraft,  wenn  etwa  vom  Binnenhafen  jedes 
Fass  einzeln  in  jedes  entlegene  Dorf  transportiert  werden  müsste. 
Der  Detailhändler  kann  thatsächlich  vom  Grosshändler  seines  Platzes 
billiger  beziehen  als  direkt  vom  Importeur  aus  dem  nächsten  Hafen. 

Aus  der  Dezentralisation  des  Konsums  folgt,  dass  ein  lokaler 
Grosshandel  an  sich  nötig  ist.  Dadurch,  dass  der  Konsum  mit 
den  Jahreszeiten  wechselt,  ist  bedingt,  dass  dieser  Grosshandel 
selbständig  bleibt. 
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Um  dies  zu  begründen ,  sei  an  dieser  Stelle  die  Frage  auf- 
geworfen: Liegt  die  Wahrscheinlichkeit  vor,  dass  der  lokale  Gross- 
handel seine  selbständige  Stellung  ebenso  verliert  wie  der  Import- 
handel des  Petroleums?  —  dass  er  als  blosses  Absatzorgan  an  die 
ausländische  Produktion  angegliedert  werde? 

Von  vornherein  ist  dabei  deutlich,  dass  bei  derartiger  Be- 
triebsvereinigung eine  sehr  ausgedehnte  und  mannigfach  entwickelte 
Organisation  des  Handels  aus  ihrer  selbständigen  Stellung  ver- 
drängt werden  müsste.  Der  Standard-Oil-Trust  hatte  es  in  Deutsch- 
land mit  noch  nicht  einem  Dutzend  Importfirmen  zu  thun,  als  er 
es  für  gut  fand,  den  Import  selbst  zu  übernehmen.  Es  mag  da- 
hingestellt bleiben,  ob  es  der  Trust  mit  seinen  Machtmitteln  würde 
durchsetzen  können,  unter  Ausschaltung  von  loo  und  mehr  selb- 
ständigen Grossisten  über  Deutschland  ein  vielfältiges  Netz  der 
Absatzorganisation  zu  breiten,  dessen  Fäden  direkt  an  jeden 
Kleinhändler  jedes  Ortes  heranreichten.  Trotz  der  Notwendigkeit 
harter  Konkurrenzkämpfe  und  trotz  der  Grösse  der  Aufgabe 
würde  der  Trust  das  unter  Umständen  versuchen  — ,  wenn  es  zweck- 
mässig wäre. 

Aber  es  würde  unzweckmässig  sein !  Der  Petroleumgrossist 
bedient  an  seinem  Sitze  und  in  den  Orten  der  näheren  Umgebung 
zahlreiche  kleine  Geschäfte.  Er  muss  über  Lagerplätze,  Wagen, 
Pferde  etc.  verfügen.  —  In  Leipzig  z.  B.  bestehen  vier  Grossisten 
zur  Versorgung  aller  Stadtteile  und  eines  weiten  Vorortbezirks. 
Die  Feuergefährlichkeit  der  Ware  zwingt  die  Grossisten,  ihre 
Lagerplätze  für  Petroleum  ausserhalb  bewohnter  Stadtteile  anzu- 
legen. Und  zwar  sind  mehrere  solcher  Plätze  an  verschiedenen 
Enden  der  Stadt  nötig,  da  sonst  die  Fuhren  für  die  Geschirre  zu 
lang  würden.  (Bei  derartiger  Anordnung  an  verschiedenen  Punkten 
der  städtischen  Peripherie  können  mehrere  Grossisten  an  einem 
grossen  Platze  ganz  gut  nebeneinander  bestehen.) 

Für  den  Petroleumgrosshandel  sind  also  umfassende  Anlagen 
dauernd  erforderlich.  Aber  das  Geschäft  des  Grossisten  konzentriert 
sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Wintermonate,  in  denen  der  Detail- 
handel seinen  Bedarf  deckt.  Daher  wird  ein  Grossist  seine  Thätig- 
keit  nicht  ausschliesslich  auf  den  Petroleumhandel  beschränken 
können.  Je  nach  der  Geschäftslage  seines  Wohnsitzes,  nach 
lokalen  Bedürfnissen,  nach  der  zufälligen  Entwicklung  seines  Ge- 
schäftsbetriebs kann  er  verschiedene  andere  Unternehmungen  da- 
mit vereinigen.     Denn  Platz,  Gebäude,  Wagen  und  Pferde  wollen 
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nach  Möglichkeit  ausgenützt  werden.  Fährt  das  Geschirr  einem 
Laden  in  der  Vorstadt  ein  Barrel  Petroleum  7Ai,  so  kann  es  gleich- 
zeitig anderweitige  Bestellungen  erfüllen.  —  Derartig  verbindet 
sich  mit  Petroleumgrosshandel  das  Geschäft  in  anderen  Mineral- 
ölen, in  Kolonialwaren,  Spiritus,  Seife,  Zement,  Kohlen  etc. 
Oder  der  Unternehmer  vermietet  zeitweilig  Wagen  und  Pferde, 
besorgt  Lohnfuhren,  ist  Spediteur,  handelt  mit  Futter,  betreibt 
Schrotmüllerei.  Sehr  zweckmässig  ergänzt  sich  das  Saisongeschäft 
des  Winters  mit  dem  des  Sommers,  wenn  Grosshandel  in  Petro- 
leum mit  dem  in  Baumaterialien  vereinigt  ist.  Ganz  ähnlich 
liegt  die  Verbindung  mit  dem  Eishandel  und  dem  Flaschenbier- 
handel, wiewohl  dabei  in  der  Natur  des  Petroleums  (Geruch,  Ge- 
fahr  der  Unreinlichkeit)    gewisse  Schwierigkeiten    begründet    sind. 

Alle  diese  Formen  der  Betriebsvereinigung  finden  sich  an 
den  verschiedenen  Plätzen.  Sie  lassen  sich  keinem  bestimmten 
Schema  einfügen:  spezielle  örtliche  Bedingungen  machen  etwas  an 
einem  Platze  erforderlich ,  was  anderswo  überflüssig  wäre.  Die 
Natur  des  Petroleumgrosshandels  verlangt  eine  derartige  Anpassung 
und  Vielgestaltigkeit.  Diese  setzen  den  Händler  in  den  Stand, 
billig  zu  arbeiten.  Die  Ware  wird  nicht  dadurch  verteuert,  dass 
durch  lange  Zeit  Transportmittel  und  Lagerplätze  gänzlich  un- 
ausgenützt  bleiben. 

Es  ist  klar,  dass  eine  Organisation,  die  gleich  der  D.-A,  P.-G. 
für  das  ganze  Reichsgebiet  zentralistisch  geleitet  wird,  nicht  be- 
fähigt ist,  einen  so  komplizierten  Mechanismus  zu  übernehmen, 
der  sich  den  mannigfachsten  örtlichen  Verhältnissen  anpassen  muss. 

Also  an  einer  ganz  bestimmten  Stelle  des  Petroleumhandels 
hört  die  Zentralisation  auf.  Von  den  Quellen  bis  zu  den  Reser- 
voiren der  Binnenhäfen  ist  sie  wirtschaftlich  geboten.  Dann  folgt 
aus  der  Natur  des  Konsums,  dass  Dezentralisation  die  zweck- 
mässigere  Form  des  Handels  darstellt,    weil    sie    billiger    arbeitet. 

Die  vier  Leipziger  Grosshändler  beziehen  wohl  ausschliess- 
lich von  den  Niederlagen  der  D.-A.  P.-G.  in  Rosslau  i)  (Wallvvitz- 
hafen).  Alle  vier  sind  von  annähernd  gleicher  Bedeutung  für  den 
Leipziger  Platz  und  die  Versorgung  der  Umgebung  bis  in  die 
Gegend  von  Zeitz,  Würzen  und  Zwickau,  die  mit  der  Bahn  be- 
dient wird.  Auf  ihren  Lagerplätzen  füllen  sie  aus  ihren  Zisternen- 
wa^en    das  Oel  in    eigene  Fässer    und    fahren    diese    mit  Geschirr 


l)   Rosslau-Berliner  Bahnhof  =   6l    km,   dagegen  die   Eibstrecke  Rosslau-Riesa 
=    150  km   -{-  65  km  Eisenbahn  Riesa-Leipzig. 
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ihren  hiesigen  Abnehmern  zu.  Die  D.-A.  P.-G.  erklärt,  dass  sie 
den  direkten  Absatz  an  die  Detailkundschaft  durchaus  vermeide. 
Auch  an  Submissionen  beteilige  sie  sich  nicht.  —  Falls  im  Winter 
die  Vorräte  in  Rosslau  erschöpft  sind ,  und  der  Wasserstand  der 
Elbe  oder  Eisgang  die  Schiffahrt  sperren ,  so  erfolgt  ausnahms- 
weise die  Versorgung  mit  der  Bahn  von  Bremen  oder  Ham- 
burg aus. 

Die  Form  des  Kaufs  vom  Importeur  ist  der  Schlussvertrag 
über  grosse  Posten,  der  meist  jährlich  zweimal,  im  Juli  und  De- 
zember, abgeschloffen  wird.  Die  Anlieferung  erfolgt  dann  nach 
Bedarf  innerhalb  der  einzelnen  Monate. 

An  die  Grosshändler,  mit  denen  sie  in  Verbindung  steht, 
schickt  die  D.-A.  P.-G.  in  kurzen  Zwischenräumen,  oft  täglich, 
ihre  Preisnotierungen.  Für  Oel  in  Zisternenwagen  verstehen  sich 
die  Preise  frei  ab  Hamburg  oder  (in  diesem  Falle  unverbindlich 
hinsichtlich  der  Wasserverhältnisse)  frei  ab  Binnenhafen.  Bei  Ab- 
lieferung in  Fässern  werden  20''/o  Tara  abgezogen  und  das  Fass 
nicht  besonders  berechnet.  Dafür  steht  dann  der  Preis  um  etwa 
3.60  Mark  für  100  kg  höher.  Ueblich  ist  ein  Monat  Ziel  oder 
•'ji2  "^'/o  Skonto.  Es  betrug  der  Petroleumpreis  in  Leipzig 
(100  kg  in  Fässern)  nach  den  Berichten  der  Handelskammer: 


Jahr 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

! 

Aug.  Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Durch- 
schnitt 

1898 

19.00 

18.95 

19.10 

18.70 

19.90 

20.38 

20.73 

21.2021.60 

22.35 

22.70 

23.00 

22.60  Mark 

1897 

21.20 

21.00 

20.30 

19.80 

19.80 

19.60 

18.80 

18.60 

18.30 

18.50 

19.20 

19.60 

19  50     » 

1896 

2335 

21.50 

21.20 

20.60 

20.70 

21.50 

22.00 

22.00 

22.70 

23.00 

22.90 

22.00 

22.00     » 

1895 

20.70 

21.20 

22.60 

28.50 

24.30 

23.40 

2300 

21.80 

"■^^ 

21.90 

23.60 

23-80 

23  05      " 

Die  Preisnotierung  des  lokalen  Grosshandels  steht  um  den 
Zollsatz  von  7.50  Mark  für  loo  kg  netto  plus  einen  Betrag  von  i  bis 
2.50  Mark  für  lOO  kg  höher  als  in  den  Häfen  ^).  Bei  dem  Petro- 
leumpreise der  letzten  Jahre,  der  zwischen  18  und  23  Mark 
schwankte,  gibt  das  einen  Bruttogewinn  von  5 — lO  "'/o.  Es  ent- 
zieht sich  der  Kenntnis  des  Verfassers,  wie  viel  davon  abzuziehen 
ist  für  Handelsunkosten    aller  Art  2).     Nach    sehr    glaublicher  Mit- 


i)   D.   i.   in  den  Binnenhäfen. 

2)  Von  Rosslau  bis  Leipzig  kostet  ein  Doppelwagen  Petroleum  ausser  der  Ab- 
fertigungsgebühr  36.60  Mark  Fracht    (Satz    der   allgemeinen  Wagenladungsklasse  B, 


—     86     — 

teilung  verdient  der  Grossist  am  Petroleumhandel  nur  Speditions- 
gebühren. ■ —  Den  Preisschwankungen  im  Einfuhrhafen  folgt  der 
lokale  Grosshandel  genau  und  rasch,  so  dass  der  Leipziger  und  etwa 
der  Hamburger  Petroleumpreis  sich  in  parallelen  Kurven  bewegen. 

Zum  Abschluss  dieses  Kapitels  ist  noch  ein  Vorgang  im 
Petroleumgrosshandel  des  Rheinlandes  zu  schildern,  der  seinerzeit 
in  Deutschland  vielfach  erörtert  wurde. 

Als  1896  die  Absatzorganisationen  des  Trust  am  Rhein  die 
bisherigen  Abnehmer  der  amerikanischen  Outsiders  ausgekauft  hatten, 
versuchten  diese  letzteren,  auf  anderem  Wege  wieder  an  die  Grossi- 
sten heranzukommen.  Schon  im  Herbst  1895  waren  von  der  »Pure- 
Oil-Company«  zwei  Tanks  in  Hamburg  errichtet  worden;  weitere 
Anlagen  sollten  in  Mannheim  als  Ersatz  für  Philipp  Poths  Geschäft 
gegründet  werden.  Während  des  Jahres  1897  mögen  die  Ver- 
suche dieser  Konkurrenten  beim  Trust  Bedenken  erweckt  haben. 
Er  unternahm  es,  seine  Stellung  zu  sichern,  indem  er  die  Grossisten 
in  den  rheinischen  Städten  durch  geheime  Kontrakte  an  sich  zu 
binden  suchte  ^).  Diese  würden  bewirkt  haben,  dass  eine  künftige 
kräftige  Konkurrenz  keine  Abnehmer  gefunden  hätte.  Die  Kontra- 
henten wurden  verpflichtet,  ihren  ganzen  Bedarf  bei  der  in  Frage 
stehenden  Tochtergesellschaft  des  Trust  zu  decken.  Ihr  Maximal- 
quantum war  festgesetzt  und  ihr  Absatzrayon  auf  einer  beigegebenen 
Karte  umrändert.  Dazu  kamen  Bestimmungen  über  Preisfest- 
setzung und  die  Aufgabe  regelmässiger  Berichtlieferung.  Diese  Kon- 
trakte riefen  jedoch  den  lebhaften  Widerstand  der  Grossisten  hervor. 
Die  unabhängigen  Petroleumhändler  versammelten  sich  am  17.  No- 
vember 1897  m  der  Mannheimer  Handelskammer,  Sie  setzten  ein 
Komite  ein,  nahmen  Resolutionen  an  und  sandten  eine  Petition 
an  den  Reichskanzler.  In  der  badischen  Kammer  wie  im  deutschen 
Reichstage  wurden  Interpellationen  über  die  Angelegenheit  ein- 
gebracht und  besprochen.  Im  Reichstage  konnte  der  Stellvertreter 
des  Kanzlers,  Graf  Posadowsky,  erklären,  dass  die  Petroleum- 
gesellschaften auf  die  fraglichen  Kontrakte  bereits  verzichtet  hätten. 
Es  liege  auch  nicht  in  der  Absicht  der  D.-A.  P.-G.,  wie  der 
»American-Petrol-Company«,  je  wieder  mit  derartigen  Verträgen 
vorzugehen. 


6  Pf,  für  das  Tonnenkilom.).    —   Das   gibt    vom  Binnenhafen  bis  Leipzig   eine  Ver- 
teuerung von  37  Pf.  auf   100  kg. 

i)  Vgl.   Mannheimer  Handelskammerbericht   1898,    dazu    Interpellation  Basser- 
mann, Reichstagsberichte   1897,   10.  und  11.  Dezember. 
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Seitdem  haben  die  amerikanischen  Gesellschaften  ein  anderes 
Verfahren  eingeschlagen.  Sie  machen  ihren  Abnehmern  zur  Be- 
dingung, dass  sie  das  gelieferte  Petroleum  nur  als  Stückgut,  d.  i. 
in  Fässern ,  wieder  zur  Bahn  bringen  dürfen :  es  ist  ihnen  also 
der  Versand  in  Waggons  untersagt.  Durch  diese  Bestimmung 
ist  ganz  genau  die  Kontingentierung  erreicht,  die  mit  den  auf 
Landkarten  umränderten  Rayons  bezweckt  wurde  (S.  82  zu  ver- 
gleichen). Innerhalb  umgrenzter  Gebiete  hat  es  jede  Gesellschaft 
mit  einem  oder  mehreren  bestimmten  Grossisten  zu  thun,  denen  sie 
die  Preise  dann  bestimmt.  Tritt  also  irgendwo  eine  Konkurrenz- 
unternehmung auf,  so  werden  die  Preise  überall  dort  sehr  tief 
sinken,  wo  sie  sich  Anlagen  baut  und  festen  Fuss  fassen  will. 

Diese  Politik  den  Grossisten  gegenüber  wird  vollkommen  aus- 
reichen, um  die  D.-A.  P.-G.  vor  der  Konkurrenz  der  »Pure-Oil- 
Company«  sicher  zu  stellen.  Bei  dem  ungleichen  Kräfteverhältnis 
zwischen  dem  Trust  und  den  Outsiders  schadet  es  der  D.-A.  P.-G. 
nicht  sehr,  wenn  sie  an  einzelnen  Plätzen  sogar  mit  Verlust  ar- 
beitet; die  schwächere  »Pure-Oil-Company«  wird  aber  in  ihrer 
ganzen  Leistungsfähigkeit  getroffen. 

Grössere  Anstrengungen  allerdings  würden  von  den  Absatz- 
organisationen des  Trust  zu  treffen  sein,  sobald  die  »Deutsch- 
Russische  Naphthaimportgesellschaft«  mehr  als  bis  jetzt  mit  billigen 
Offerten  an  die  Grossisten  sich  wendete.  Dazu  aber  fehlen  dieser 
Gesellschaft  im  grösseren  Teile  von  Deutschland  noch  die  Anlagen. 

C.  Der  Kleinhandel  mit  Petroleum. 
An  vielen  hunderttausend  Stellen  brennen  abends  im  Deutschen 
Reiche  Petroleumlampen.  Für  jede  Lampe  hält  eine  Hausfrau 
oder  ein  Dienstmädchen  einen  kleinen  Oelvorrat.  Wenn  sie  Ko- 
lonialwaren, Stärke,  Soda,  Seife,  Kerzen  im  nächsten  Laden  holt, 
oder  einen  Glascylinder  und  neuen  Docht  kauft,  lässt  sie  auch  ihre 
Petroleumkanne  mit  einem  oder  mehreren  Litern  Oel  füllen.  Wo 
kann  man  nicht  überall  Petroleum  im  kleinen  kaufen?  Beim  Ko- 
lonialwarenhändler, im  Seifengeschäft,  beim  Droguisten,  beim 
Krämer  und  Budiker,  im  Klempnergeschäft,  Der  Petroleumklein- 
handel hat  keine  bestimmte  Physiognomie.  Einem  Konsum  von 
denkbar  grösster  Zersplitterung  geht  er  nach  bis  in  jede  Vorstadt- 
strasse und  in  jedes  Dorf  i).    Mit  allen  möglichen  Waren  zusammen 


i)  Es  ist  in  diesem  Zusammenhange  nur  die  typische  Form  des  Petvoleum- 
verkaufs  an  den  Konsumenten  betrachtet.     Die  ausnahmsweise  vorkommenden  Käufer 
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wird  Petroleum  verkauft:  beim  Krämer  auf  dem  Lande  mit  Dünge- 
mitteln, Saatgetreide,  Schnittwaren,  Bindfaden  und  Bleistiften;  im 
Droguengeschäft  mit  Chlorkalk,  Spiritus,  Oelfarbe;  beim  Klempner 
neben  Lampen,  Blechkannen,  Vogelbauern.  —  Wer  Petroleum 
einkauft,  will  mit  der  öligen  Kanne  nicht  weit  gehen,  deshalb  ist 
es  willkommen,  dass  auch  in  der  letzten  Vorstadtstrasse  im  Bild- 
chen Petroleum  zu  haben  ist.  Und  der  Händler  andererseits  will 
dann  dem  Kunden  nicht  nur  Petroleum  verkaufen:  erbietet  seine 
anderen  Waren  an;  er  gibt  das  Petroleum  mit  geringem  Profit  ab, 
führt  es  nur,   um  für  rentablere  Artikel  die  Käufer  zu  halten. 

Wer  hier  in  Leipzig  Petroleum  braucht,  kann  sich  als 
Käufer  an  drei  verschiedene  Arten  des  Detailverkaufs  wenden. 
Er  mag  eines  der  erwähnten  Ladengeschäfte  aufsuchen,  wo 
er  Petroleum  mit  mannigfachen  Artikeln  vereint  finden  wird.  Er 
kann  seinen  Bedarf  durch  den  Konsumverein  decken,  was  Mit- 
gliedschaft voraussetzt.  Oder  drittens  wird  er  sich  eines  der  bei- 
den hier  bestehenden  Ausfahrgeschäfte  bedienen,  die  mit 
ihren  Wagen  Petroleum  in  kleinen  Kannen  überall  hin  frei  ins 
Haus  hefern. 

Fast  alle  Leipziger  Materialwaren-  und  Droguengeschäfte  ver- 
kaufen Petroleum;  nur  wo  in  der  inneren  Stadt  das  Geschäft  sich 
spezialisiert:  wo  der  Kolonialwarenhändler  nur  Delikatessen,  oder 
nur  Kaffee  und  Zucker  führt;  wo  der  Droguist  mit  feinen  Seifen 
und  Parfümerien  handelt  —  dort  fällt  das  Petroleum  aus  nahe- 
liegenden Gründen  weg. 

Der  Petroleumumsatz  der  Detailgeschäfte  ist  sehr  verschieden. 
Mancher  Kaufmann  setzt  lO  Fass  um,  andere  20  bis  50  im  Jahr  ^). 
Seinen  voraussichtlichen  Jahresbedarf  deckt  der  Kleinhändler  beim 
Grossisten  durch  Schlussvertrag  —  in  der  Regel  im  Juni.  Aller- 
dings hat  in  den  letzten  Jahren  der  Petroleumpreis  oft  im  Herbst 
niedriger  als  im  Juni  gestanden.  Dann  haben  viele  Kleinhändler 
durch  den  vorzeitigen  Einkauf  Verluste  erlitten.  Der  Preis  für 
die  späteren  Lieferungsmonate    ist   je    um  (meist)    10  Pfennige  für 


grösserer  Posten  Petroleum,  wie  die  Eisenbahn  Verwaltung,  die  Strassenbahnen,  — 
auf  dem  Lande  Gutsverwaltungen  und  Ziegeleien  etc.,  decken  ihren  Bedarf  natürlich 
fassweise  dort,  wo  auch  der  Detailhändler  kauft,  beim  Grossisten. 

i)  Der  bisherige  Leiter  des  Plagwitzer  Konsumvereins,  Herr  Fell,  dem  Ver- 
fasser für  diese  "Arbeit  überhaupt  schätzbare  Mitteilungen  verdankt,  taxierte  den 
Absatz  auf  lo — 15  Fass  Petroleum  jährlich  für  kleine  Geschäfte  mit  20000  Mark 
Umsatz,  und  30 — 40  Fass  für  Geschäfte  mit  etwa  50000  Mark  Umsatz. 
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loo  kg  höher.  Die  Leipziger  Preise  richten  sich,  wie  erwähnt, 
durchweg  nach  den  Notierungen  von  Hamburg  und  Bremen.  So- 
weit noch  in  Holzfässern  gekauft  ward,  versteht  sich  der  Preis 
brutto,  abzüglich  20  "/o  Tara.  Das  Fass  wird  also  nicht  gesondert 
bezahlt.  Ziel  wird  i  Monat  nach  thatsächlicher  Lieferung  oder 
1/2  ^/o  Diskont  gegeben.  Die  Ablieferung  der  gekauften  Fässer 
erfolgt  dann  auf  einzelne  Bestellung  nach  Bedarf  durch  das  Geschirr 
des  Grossisten  von  dessen  Lagerplatz. 

Innerhalb  bewohnter  Gebäude  dart  nach  polizeilicher  Vor- 
schrift nur  beschränkter  Vorrat  (etwa  200  kg)  gehalten  w^erden; 
das  ist  neben  dem  angerissenen  Fasse  höchstens  noch  eins  auf 
Vorrat.  Der  Ladenverkauf  erfolgt  aus  grossen  Blechcylindern,  an 
denen  ein  kleinerer  Glascylinder  mit  Messskala  und  Abflusshahn 
befestigt  ist.  Das  ist  eine  recht  praktische  und  reinliche  Art  des 
Verkaufs  ^). 

Der  Preis  des  Petroleums  im  Kleinhandel  richtet  sich  nur  un- 
gefähr nach  dem  Grosshandelspreise.  Im  Sommer  kostet  das  Liter 
meist  18,  im  Winter  20,  auch  22  Pfennige.  Je  nach  seinem 
Schlussvertrage  karm  der  Händler  billig  verkaufen.  Hat  er  günstig 
eingekauft,  so  lassen  sich  wohl  10  und  15  ^o  (brutto)  am  Petro- 
leum verdienen;  aber  der  Detaillist  versteht  sich  auch  darauf,  ähn- 
Hch  wie  bei  gewissen  anderen  Artikeln  hier  auf  Gewinn  zu  ver- 
zichten,  um  seiner  sonstigen  Kundschaft  gerecht  zu  werden. 

Wie  erwähnt,  erhält  der  Kleinhändler  bei  der  üblichen  Be- 
rechnung das  Holzfass  anscheinend  gratis.  Der  Preis,  den  er 
später  für  das  leere  Fass  bekommt,  steckt  natürlich  schon  im 
Petroleumpreise.  Trotzdem  scheint  die  häufig  gehörte  Rede- 
wendung: »Der  kleine  Petroleumhändler  kann  nur  am  Fass  ver- 
dienen,« vielfach  von  den  Beteiligten  wörtlich  genommen  zu  werden. 
Nach  Angabe  eines  gutunterrichteten  Händlers  ist  die  Preis- 
kalkulation vieler  kleinen  »selbständigen  Kaufleute«  so  mangelhaft, 
dass  ein  Teil  dieser  Leute  sich  sträubt,  die  Holzfässer  aufzugeben, 
und  wie    seit  6 — 7  Jahren    immer   mehr   üblich    wird,    in    eisernen 


i)  Da  russisches  Petroleum  spezifisch  etwas  schwerer  ist  als  amerikanisches, 
würde  sein  Absatz  begünstigt,  falls  durch  Reichsgesetz  der  Petroleumverkauf  nicht 
nach  Raummass ,  sondern  nach  Gewicht  angeordnet  würde.  Auf  einen  derartigen 
Vorschlag  wandte  am  lo.  Dezember  1897  im  Reichstage  der  Staatssekretär  Graf 
Posadowsky  ein,  dass  die  Regierung  eine  solche  Erschwerung  des  Detailverkaufs 
vermeiden  möchte,  der  »jetzt  so  glatt,  ich  möchte  fast  sagen,  so  elegant  reguliert 
ist,  dass  die  Manipulation  nichts  zu  wünschen  lässt«. 
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Fässern  zu  beziehen.  Die  eisernen  Fässer  sind  Eigentum  des 
Grossisten.  Sie  werden  unentgeltlich  geliehen  und  bieten  durch 
Grösse  und  Dichtigkeit  Vorzüge  vor  den  hölzernen.  In  eisernen 
Fässern  ist  Petroleum  billiger:  aber  der  Kleinhändler  bedauert, 
schliesslich  kein  leeres  Fass  zu  haben,  das  er  verkaufen  kann. 

Für  den  Weiterverkauf  der  Fässer  gliedert  sich  ein  besonderer 
Fasshandel  an  den  Petroleumhandel  an.  Allerhand  kleine  Leute, 
Böttchermeister,  Kutscher,  auch  Stellenlose,  kaufen  leere  Fässer 
aller  Art  (Zement,  Spiritus,  Lack,  Petroleum)  auf,  dazu  gebrauchte 
Emballagen,  Blechkanister  etc.  Dabei  spielt  der  Gelegenheits- 
diebstahl in  Hausfluren,  auf  Güterböden  etc.  eine  Rolle.  Petroleum- 
fässer haben  ihren  Kurs,  der  oft  täglich  und  bedeutend  schwankt: 
2.75  bis  über  5  Mark  werden  für  ein  Fass  bezahlt,  je  nachdem 
die  Nachfrage  lebhaft  ist. 

Spiritusfabriken,  Lacksiedereien,  die  chemische  Industrie  sind 
die  hauptsächlichen  Käufer.  Dadurch  verschwinden  die  hölzernen 
blaugestrichenen  Barrels  allmählich  aus  dem  Handel. 

Der  Leip  zig-Plag  witzer  Konsumverein  hat  bei  einem 
Bestände  von  jetzt  29  000  Mitgliedern  einen  Jahresbedarf  von  über 
6000  Fass  Petroleum.  Gleich  den  sonstigen  Detailgeschäften  deckt 
er  seinen  Bedarf  durch  Schlussvertrag  im  Juni  bei  zwei  hiesigen 
Grossisten.  Er  könnte  ja  direkt  von  der  D.-A.  P.-G.  kaufen  oder 
sich  der  Hamburger  Grosseinkaufsgenossenschaft  der  Konsum- 
vereine bedienen.  —  Beides  aber  bedingte,  dass  er  sich  für  Petro- 
leum einen  eigenen  Lagerplatz  ausserhalb  der  Stadt  anlegte,  und 
da  in  dieser  Ware  die  Konjunktur  nicht  hinreichend  sicher  er- 
scheint, hat  der  Vorstand  bisher  von  einer  solchen  Anschaffung 
abgesehen.  —  Das  gekaufte  Oel  wird  vom  Grossisten  auf  jedes- 
malige telephonische  Bestellung  nach  den  26  Verkaufsstellen  an- 
gefahren. Der  Bezug  geschieht  durchweg  in  eisernen  Fässern. 
Die  Art  des  Absatzes  ist  beim  Konsumverein  dieselbe  wie  in 
sonstigen  Geschäften.  Als  Massenartikel  hat  Petroleum  für  eine 
Konsumgenossenschaft  natürlich  grosse  Bedeutung.  Der  im  ein- 
zelnen massige  Gewinn  daran  fällt  hier  bei  grossem  Umsatz  ins 
Gewicht. 

Da  der  Konsumverein  mit  zahlreichen  Filialen  dem  zerstreuten 
Konsum  nachgeht,  eignet  er  sich  für  den  Kleinhandel  mit  Petro- 
leum. Andere  Formen  des  »Detailgeschäfts  m.it  grossem 
Umsatz«,  wie  das  Warenhaus,  der  Grossbazar  werden  in  ihre 
gewiss  sehr  reichhaltige  Warenkollektion  schwerlich  Petroleum  mit 
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aufnehmen.  Wer  aus  der  Vorstadt  im  Bazar  kauft,  mag  dort 
immerhin  Geschirr,  Bänder,  Konserven  und  Albums  holen  und 
dann  in  entfernte  Strassen  tragen;  aber  Petroleum  will  er  in 
nächster  Nähe  seiner  Behausung  einkaufen.  Auch  verbietet  die 
Feuergefährlichkeit  grosse  Petroleumvorräte  für  hohen  Umsatz 
etwa  im  Warenhause  zu  halten. 

Eine  interessante  Geschäftsform  ist  das  Ausfahrgeschäft 
für  Petroleum.  1890  wurde  in  Dresden  im  engen  Anschluss 
an  die  dortige  Niederlassung  der  D.-A.  P.-G.  ein  Unternehmen 
(Everth  &  Co.)  gegründet,  das  Petroleum  in  kleinen  Kannen  überall 
hin  gegen  Barzahlung  frei  ins  Haus  liefert,  die  Kannen  unent- 
geltlich leiht  und  wieder  abholt  i). 

Dieses  Geschäft  hat  sich  auch  1891  in  Leipzig  aufgethan, 
desgleichen  später  in  Chemnitz,  München  und  Wien.  (Schon  vor- 
her hatte  in  Leipzig-Lindenau  ein  ähnliches  Geschäft  bestanden, 
das  jetzt  noch  5  oder  6  Wagen  fahren  lässt.)  Everth  &  Co., 
ebenso  die  ähnlichen  Firmen  in  Leipzig  etc.  schicken  eine  grosse 
Anzahl  von  Stadtreisenden  mit  Preislisten  allen  Familien  zu.  Diese 
stehen  wegen  häufiger  Aufdringlichkeit  in  besonders  schlechtem 
Rufe.  Der  Verkauf  geschieht  in  Kannen  zu  3  und  6  Litern.  Dabei 
halten  sich  die  Preise  eine  Kleinigkeit  über  denen  im  sonstigen 
Detailhandel.  Everth  &  Co.  haben  in  Leipzig  15  Ausfahrwagen. 
Diese  werden  auf  dem  Lagerplatze  der  Firma  ausserhalb  der  Stadt 
am  Berhner  Bahnhofe  gefüllt.  Dorthin  kommen  auch  auf  einem 
Anschlussgeleise  die  Zisternenwagen  der  D.-A.  P.-G. 

Bei  vielen  Hausfrauen  ist  die  bequeme  Zustellung  durch  ein 
derartiges  Geschäft  beliebt.  Aeusserlich  betrachtet  scheint  hier 
eine  Geschäftsform  gegeben,  die  den  Ruin  der  kleinen  Petroleum- 
händler bedeutet.  Dabei  werden  dann  gern  Parallelen  zu  sonstigen 
Vorgängen  im  Detailhandel  gezogen.  Aus  gewissen  allgemeinen 
»mittelstandsfreundHchen«  Gedankengängen  heraus  sind  viele  kleine 
Geschäftsleute  wütende  Verurteiler  des  geschilderten  Ausfahr- 
geschäftes. Doch  sehen  sie  wohl  mit  Unrecht  hier  eine  Gefahr. 
—  Von  keiner  Seite  ist  dem  Verfasser  über  Aussichten  und  Ge- 
schäfte dieses  Handelszweiges  Günstiges  mitgeteilt  worden.     Durch 


i)  Everth  &  Co.  kaufen  übrigens  direkt  von  der  D.-A.  P.-G.  Sie  müssen  so 
wie  so  Lagerplatz  und  Geschirr  halten.  Ihr  Umsatz  ist  auch  gross  genug  für  Bezug 
in  Zisternenwagen  vom  Binnenhafen.  In  diesem  speziellen  Falle  (Detailgeschäft  mit 
grossem  Umsatz)  schaltet  sich  also  kein  Grosshändler  zwischen  Importeur  und  Klein- 
verkauf ein. 
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die  ohne  Einlage  verliehenen  Kannen  erwachsen  sehr  hohe  Spesen. 
Die  Blechgefässe  werden  unregelmässig  zurückgegeben;  sie  werden 
vom  Publikum  nicht  sorgfältig  behandelt,  und  gerade  bei  Petro- 
leum ist  der  unmerklichste  Defekt  an  der  Blechkanne  schon  ver- 
lustbringend. Daher  hat  das  Geschäft  fortwährende  hohe  Auf- 
wendungen für  Reparaturen  zu  machen.  Zu  diesen  Kosten  kommt 
die  notwendige  Verzinsung  des  hohen  fixen  Kapitals  bei  einem 
Saisongeschäft.  Pferde  und  Wagen  sind  nur  kurze  Zeit  voll  be- 
schäftigt. Ein  zuverlässiges  Personal  kann  nicht  dauernd  heran- 
gezogen werden.  —  Betriebsvereinigung  mit  einem  anderen  Handels- 
zweige scheint  in  diesem  Falle  noch  nicht  versucht  worden 
zu  sein.  Dazu  muss  für  die  feuergefährliche  Ware  das  Lager 
ausserhalb  der  Stadt  gehalten  werden.  Für  ein  Ausfahrgeschäft 
ist  aber  eine  möglichst  zentrale  Lage  geboten. 

Diese  Umstände  lassen  das  Geschäft  von  Everth  nicht  be- 
sonders aussichtsvoll  erscheinen  gegenüber  den  gesunden  ander- 
weitigen Bildungen  im  Petroleumkleinhandel. 

Hier  durchkreuzt  eben  die  Eigenart  der  Ware  Entwicklungs- 
tendenzen, die  sonst  im  Kleinhandel  sehr  stark  zur  Geltung 
kommen. 

Schlusswort. 

Hiermit  ist  diese  Untersuchung  zu  einem  gewissen  Abschlüsse 
gebracht.  Dem  Gange  der  Ware  folgend,  hat  sich  die  Betrach- 
tung nacheinander  der  Produktion  des  Rohöls,  der  Raffinerie  des 
Petroleums,  dem  Import,  dem  Gross-  und  Kleinhandel  zugewandt. 
In  keinem  Teile  kann  sie  auf  Vollständigkeit  Anspruch  erheben. 
Nicht  eingegangen  wurde  z.  B,  auf  den  Handel  mit  Schmierölen, 
Paraffin,  Benzin  und  Ligroin,  wiewohl  dessen  Untersuchung  an 
sich  im  Rahmen  des  gestellten  Themas  liegt.  Aber  der  Handel 
mit  den  genannten  anderweitigen  Erzeugnissen  der  Petroleum- 
raffinerien ist  durchaus  verschieden  vom  Handel  mit  raffiniertem 
Leuchtöl:  sowohl  nach  Masse  und  Art  der  umgesetzten  Waren, 
wie  nach  der  Beschaffenheit  des  zu  bedienenden  Konsums  und 
der  Transportmittel  und  -wege.  Absichtlich  ist  daher  eine  Be- 
schränkung des  Untersuchungsgebietes  erfolgt,  um  in  mehr  ein- 
heitlicher Darstellung  das  besser  hervorzuheben,  worauf  die  Auf- 
merksamkeit des  Lesers  hauptsächlich  gelenkt  werden  sollte. 

Die  vorliegende  Betrachtung  des  Petroleumhandels  sucht  vor 
allem  die  Frage  zu  beantworten:  Inwieweit  lässt  sich  die  Organisation 
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eines  Handelszweiges  aus  den  Eigenschaften  der  Ware  erklären? 
An  verschiedenen  Stellen  ist  versucht  worden,  aus  den  technischen 
und  chemischen  Verhältnissen  des  Petroleums  Folgerungen  zu 
ziehen  für  die  Struktur  des  Petroleumhandels.  Welches  Bild  würde 
sich  ergeben,  wenn  man  den  Petroleumhandel  etwa  graphisch  dar- 
stellen wollte,  also  in  einfacher,  schematischer  Zeichnung  die 
Handelswege  von  den  Rohölquellen  zu  allen  Stätten  des  Konsums 
abbilden  würde?  Anfang  und  Ende  des  Handelsweges  wäre  da 
wiederzugeben  beiderseits  durch  eine  grosse  Anzahl  einzelner 
Punkte.  Einerseits  bedeuteten  diese  die  zahlreichen  Rohölquellen 
am  Kaukasus,  in  Galizien,  die  30 — 40000  Brunnen  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  andererseits  die  überall  millionenfach  zer- 
streuten Stellen  des  Petroleumkonsums.  Nun  wäre  es  denkbar, 
dass  alle  einzelnen  Punkte  der  Produktion  mit  denen  der  Kon- 
sumtion durch  ein  verworrenes,  tausendfaches  Netz  mannigfacher 
Linien  verbunden  wären.  Thatsächlich  aber  entwickelt  sich  ein 
sehr  einfaches  und  durchsichtiges  Bild:  Straffe  Konzentration  fasst 
alle  Linien  von  der  Rohölproduktion  her  zusammen;  sie  vereinigen 
sich  in  wenigen  Punkten.  Von  diesen  (die  die  grossen  Raffinerien 
darstellen  mögen)  führen  wenige  einfache  Linienzüge  bis  zur 
anderen  Seite,  dicht  heran  an  den  Konsum.  Dort  erst  tritt 
Spaltung  der  Handelswege  ein:  auf  wenige  grosse  Importunter- 
nehmungen folgen  schon  zahlreichere  Vertreter  des  lokalen  Gross- 
handels, und  dann  tritt  sofort  eine  weitgehende  Verästelung  der 
Linien  ein.  Die  Ware  Petroleum  wird  den  einzelnen  Kleinhändlern 
in  allen  Städten  und  Dörfern  zugeführt  und  von  diesen  an  die 
Konsumenten  verteilt.  —  Dieses  Schema  des  Petroleumhandels: 
einfache  und  starke  Linienzüge,  die  am  Anfang  und  Ende  in  viel- 
fache Strahlen  sich  teilen,  ergibt  sich  im  wesentlichen  aus  der 
Natur  des  Petroleums.  Das  ist  ausgeführt  worden  bei  der  Schil- 
derung der  Rohölerzeugung  und  des  Leuchtölverbrauchs,  deren 
mannigfache  Zersplitterung  natürlich  bedingt  ist.  Andererseits 
wurde  aus  der  Technik  des  Raffinerieprozesses  und  des  Petroleum- 
transportes die  Notwendigkeit  der  Zentralisation  abgeleitet.  Die 
gegenwärtig  sehr  weit  entwickelte  Konzentration  des  Petroleum- 
handels ist  geschichtlich  zuerst  von  den  Raffinerien  eingeleitet 
worden.  Dort  erwuchsen  infolge  der  technischen  Bedingungen 
schon  früh  Riesenbetriebe,  die  dann  immer  weiter  und  weiter  um 
sich  greifend  Eisenbahntransport  und  Röhrenleitungen  unter  ihre 
Kontrolle  brachten,   Hilfsgewerbe  und  Nebenindustrien  sich  unter- 
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stellten,  dann  die  Seeschiffahrt,  die  Reservoire  in  überseeischen 
Häfen  an  sich  brachten,  schliesslich  den  Importhandel  eines  anderen 
Erdteils  sich  angliederten. 

Man  denke  sich  neben  eine  graphische  Darstellung  des  Pe- 
troleumhandels gleichartige  Abbildungen  anderer  Handelszweige 
gestellt.  Es  sei  beispielsweise  der  Kohlenhandel  erwähnt,  der  von 
einer  beschränkten  Anzahl  sehr  leistungsfähiger  Produktionsstätten 
zu  einem  Teile  zu  Stellen  zentralisierten  Bedarfs  (Fabriken,  Eisen- 
bahnen, Dampfer)  führt,  anderenteils  den  sehr  zersphtterten  Haus- 
bedarf bedienen  muss  —  oder  ferner  der  Rauch warenhandel,  der  eine 
Ware  von  zahlreichen  Stellen  je  ganz  minimaler  Produktion  in  den 
Jagdgebieten  aller  Erdteile  zunächst  auf  vielen  kleinen  Märkten 
zusammenführt,  über  diese  Märkte  weitere  Märkte  von  schon 
grösserer  Bedeutung  stellt,  den  Umsatz  mehrerer  solcher  Märkte 
wiederum  auf  einigen  Hauptplätzen  zusammenbringt,  um  schliess- 
lich fast  alle  Ware  auf  den  Londoner  Auktionen  und  der  Leipziger 
Messe  zu  vereinigen.  Hier  ergäbe  sich  das  Bild  zweier  zentraler 
Sterne  mit  v/enigen  starken  Strahlen;  jeder  solche  Strahl  führt 
wiederum  zu  einem  Sterne,  in  dem  viele  Strahlen  zusammen- 
schiessen  und  so  fort. 

In  allen  Fällen  Hesse  sich  erkennen,  wie  in  der  Natur  der 
Ware  für  die  Struktur  des  Handels  von  vornherein  eine  Menge 
Bedingungen  gegeben  sind.  Wer  unter  den  Gesichtspunkten,  die 
in  der  vorliegenden  Arbeit  angewandt  sind,  eine  Anzahl  der  ver- 
schiedensten Handelszweige  betrachtete,  stiesse  vielleicht  auf  be- 
stimmte und  allgemeine  Beziehungen,  die  zwischen  gewissen 
chemischen  oder  physikalischen  Eigenschaften  von  Gütern  und 
den  Erscheinungen  der  Kapitalkonzentration,  des  Kreditwesens, 
der  Handelsorganisation  bestehen. 
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